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Geleitwort 
Verglichen mit anderen realwirtschaftlichen Sektoren unterliegt der wohnungswir t -
schaftliche Sektor mit seiner extrem hohen gesamtwirtschaftlichen und gesamtgesell-
schaftlichen Bedeutung, seinen vielfältigen Verflechtungen zu vor- und nachgelagerten 
Märkten, den im Überfluss vorhandenen Marktunvollkommenheiten und den bedeut-
samen, kollektives Handeln erfordernden Externalitäten einem überaus hohen und im 
Zeitablauf zunehmenden Interventionsniveau. Nahezu überall in der entwickelten und 
sich entwickelnden Welt werden Baulandbereitstellung sowie Produkt ion, Verteilung, Fi-
nanzierung und Nutzung von Wohnraum auf vielfältige und komplexe Weise gesteuert, 
reguliert und subventioniert. Allein die fiskalisch sichtbaren Aufwendungen liegen in 
den entwickelten Volkswirtschaften in Größenordnungen von 1 % bis 4 % des BIP. Aus 
der hohen Eingriffsintensität und der extremen Langlebigkeit der Wohnimmobi l ien , der 
„Kraft der akkumulier ten Bestände", resultiert die häufig in Analyse und Modellierung 
unzureichend berücksichtigte zentrale Eigenschaft wohnungswirtschaftl icher Märkte, 
pr imär aus Netzwerken aus Institutionen und Interessenorganisationen zu bestehen, 
die ein außergewöhnlich hohes Maß an Pfadabhängigkeit im Sinne stetiger Entwick-
lungstrends aufweisen. So erstaunt es nicht, dass eine Konvergenz im Normalfall nicht 
zu erwarten ist und sich mit zunehmendem sozioökonomischen Entwicklungsstand 
eher der Spielraum für divergierende Entwicklungen ausweitet. Das steht im Einklang 
mit der empirischen Erfahrung, dass die zu beobachtenden Qualitäten, Kosten und Ei-
gentumsst rukturen auf Wohnimmobil ienmärkten hoch entwickelter Volkswirtschaften, 
sogar in unmit telbar benachbarten und aus ökonomischer Sicht einen weitgehend ho-
mogenen, einheitlichen Wirtschaftsraum bildenden Regionen der Europäischen Union, 
kaum vergleichbar sind und auch im Zuge sich intensivierender wirtschaftlicher Integra-
tion keine Anzeichen einer Konvergenz erkennbar sind, obwohl grundlegende ökonomi-
sche und sozioökonomische Indikatoren wie der Urbanisierungsgrad, die Haushaltsgrö-
ße, das pro Einwohner erzeugte Sozialprodukt sowie das Nettohaushaltsrealeinkommen 
sich weitgehend gleichen. 
Die Autorin, Frau Dipl.-Kff. Dipl.-Volksw. Irene M. Hagemeier stellt sich deshalb an der 
Schnittstelle zwischen dem noch jungen Wissenschaftsgebiet der Immobi l ienökonomie 
und der Volkswirtschaftslehre die hoch komplexe Aufgabe, auf der Basis einer theoreti-
schen Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung des Boden- und Wohnungs-
marktes und der spezifischen ökonomischen und sozioökonomischen Charakteristika 
der Wohnimmobi l ien und des wohnungswirtschaftl ichen Sektors, die Ansatzpunkte für 
staatliche Interventionen liefern können, für vier typische Vertreter sehr unterschiedli-
cher wohnungs- und bodenpolitischer Cluster beispielhaft darzulegen, welches institu-
tionalisierte Zusammenspiel von Markt und Staat in der Bereitstellung von W o h n r a u m 
im Verlauf des 20. Jahrhunderts welchem Entwicklungspfad folgte und welche ökonomi-
schen und sozioökonomischen Ergebnisse hervorbrachte und wo seine Stärken und 
Schwächen lagen. Anhand von Zeitintervallen, die historischen Zäsuren politischer und / 
oder wohnungswirtschaftl icher Art Rechnung tragen, werden die länderspezifischen 
steuerlichen und nichtsteuerlichen staatlichen Instrumente der Wohnungs- und Boden-
markts teuerung dezidiert vorgestellt und in ihrer Wirkung diskutiert. Wichtige endoge-
ne und exogen in das Land getragene Entwicklungen werden jeweils sehr ausführlich 
anhand von Kennzahlen und deren Veränderung dokumentier t , insbesondere durch In-
dikatoren der Wohnungsversorgung, des Wohnstandards und der Wohnkostenbelastung 
verschiedener Bevölkerungsschichten. Sofern Datenmaterial verfügbar ist, wird zusätz-
lich auf verteilungspolitische Konsequenzen des Einsatzes wohnungs- und bodenpoli t i -
scher Instrumente, die Verteilung des Bestands und die Belastung verschiedener gesell-
schaftlicher Gruppen bei Erwerb von Eigentum zur Selbstnutzung eingegangen. Im 
Resümee werden die wichtigsten Charakteristika der länderspezifischen wohnungswir t -
schaftlichen Entwicklungspfade einschließlich ihrer aktuellen Probleme zusammenge-
fasst und für zentrale Aufgabenfelder Vorzüge und Grenzen der unterschiedlichen woh-
nungs- und bodenpoli t ischen Instrumentenwahl verglichen. 
Die vorliegende Arbeit, die von der EUROPEAN BUSINESS SCHOOL als Dissertation 
angenommen wurde, schafft eine umfassende Grundlage, um die wohnungs- und bo-
denpolitische Situation im eigenen Land in einen größeren Zusammenhang einzuord-
nen und Erfahrungen anderer Länder zur Lösung eigener Problemstellungen heran-
zuziehen, die von besonderem Interesse ist, wenn eine Intensivierung der regionalen 
und/oder weltwirtschaftlichen Integration sich abzeichnet und neue Stufen der Koope-
ration oder der Abhängigkeit eigenständiger Staaten bevorstehen. Ich wünsche der Ar-
beit, dass sie zu einer weiteren Versachlichung und Demokratisierung in der wohnungs-
und bodenpoli t ischen Diskussion und Entscheidungsfindung beiträgt und Anstöße für 
nachfolgende Forschungsvorhaben gibt. 
Prof. Dr. Karl-Werner Schulte HonRICS 
Lehrstuhl für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 
insbesondere Immobi l ienökonomie (Stiftungslehrstuhl) 
EUROPEAN BUSINESS SCHOOL Schloß Reichartshausen 
Oestrich-Winkel/Rheingau 
Vorwort 
In der vorliegenden Arbeit wird die Wohnungs- und Bodenpolitik Deutschlands, Spa-
niens, Schwedens und der U.S.A. als jeweils typische Vertreter spezifischer Cluster woh-
nungs- und bodenpolit ischer Regimes im Verlauf des 20. Jahrhunderts aus ökono-
mischer und sozioökonomischer Perspektive dargestellt und versucht, trotz der 
Problematik der Nichtvergleichbarkeit von Daten, des unterschiedlichen Entwicklungs-
stands und der unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen fachspezifischer wissenschaft-
licher Forschungen sowie der Nichtübertragbarkeit spezifischer Konstellationen ein 
Fazit aus der historischen inst i tut ionenökonomischen Analyse zu ziehen und Leistungs-
fähigkeit und Grenzen der unterschiedlichen Politikansätze in zentralen Aufgabenfel-
dern aufzuzeigen. 
Die historische Betrachtung demonstr ier t sehr eindrucksvoll das außergewöhnlich hohe 
Maß an Pfadabhängigkeit, das wohnungswirtschaft l iche Märkte aufgrund der hohen 
Eingriffsintensität und der extremen Langlebigkeit der Wohnimmobil ien, der „Kraft 
der akkumulierten Bestände", aufweisen. Die verschiedenen Politikregimes fanden dau-
erhaft sehr unterschiedliche Antworten auf zentrale Problemstellungen mit sehr unter-
schiedlichen Wirkungen auf Allokation und Verteilung. Die vorgestellten nationalen 
Wohnungspolitiken unterscheiden sich beträchtlich und weisen im Zeitablauf keine 
Konvergenz auf. Eher scheint sich mit zunehmendem soziökonomischen Entwicklungs-
stand der Spielraum für divergierende Entwicklungen auszuweiten. Die Netzwerke aus 
Institutionen und Interessenorganisationen des wohnungswirtschaftl ichen Sektors er-
wiesen sich im Zeitablauf als ungewöhnlich stabil, sodass es gesamtwirtschaftlicher Um-
bruchs- oder Krisenphasen und/oder starker gesamtgesellschaftlicher Veränderungen 
bedurfte, um die Richtung des Pfades zu ändern. 
Wie die historische Betrachtung deutlich zeigt, ist Wohnungspoli t ik in erster Linie 
Wachstumspolitik, in regionalpolitischer Betrachtung Standortpolitik, und dient in 
zweiter Linie konjunktur - und beschäftigungspolitischen Zielsetzungen. Die strategi-
schen Märkte, die es in geeigneter Weise zu regulieren und zu steuern gilt, sind die vor-
gelagerten Märkte für Urbanen Boden und für Kapital. Dabei spielen natürlich auch, 
aber nicht vorrangig, verteilungs- und sozialpolitische Überlegungen eine Rolle, denn 
eine nicht akzeptable Wohnungsversorgung eines größeren Anteils der Bevölkerung 
birgt nicht nur enormen politischen Sprengstoff, sondern ist auch mit erheblichen nega-
tiven externen Effekten für die gut versorgten Gruppen verbunden, setzt Anreize zur Re-
duktion der Bildungsanstrengungen und senkt beträchtlich die Rendite des an einem 
solchen Standort investierten Kapitals. Glaubhafte Versuche einer Verbesserung hin-
gegen, wie es in besonders eindrucksvoller Weise die Wiederaufbauphase in der Bundes-
republik Deutschland, aber auch das Beispiel Schwedens demonstriert , erhöhen die 
wirtschaftliche Dynamik weit stärker, als es die zusätzlichen wohnungswirtschaftl ichen 
Aktivitäten erforderlich machen. Die Wohnungspoli t ik steht jedoch vor dem Dilemma, 
dass die extrem hohe Verteilungsrelevanz wohnungspoli t ischer Interventionen unauflös-
bare Zielkonflikte zwischen den Wohlfahrts- , Kosten- und Machtaspekten des woh-
nungs- und bodenpolit ischen Instrumenteneinsatzes hervor ruft, sodass sich im Zuge 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums zwar die Zahlungsfähigkeit der Haushalte und damit 
die Wohnquali tät erhöht, aber sich nicht notwendigerweise die Eigentumsform ver-
ändert , wenn es nicht zu einer Veränderung der tradierten Insti tutionen kommt . Auch 
gesamtgesellschaftlich und gesamtwirtschaftlich ineffiziente Insti tutionen können über 
viele Dekaden beibehalten werden. 
Der Abschluss dieser Arbeit, die im Mai 2002 als Dissertation an der EUROPEAN BUSI-
NESS SCHOOL eingereicht und angenommen wurde, wäre ohne die umfangreiche Un-
terstützung, die mir von mehreren Stellen gewährt wurde, nicht möglich gewesen. 
An dieser Stelle gilt zuerst meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Karl-Werner Schulte, 
mein besonderer Dank. Seine Bereitschaft zur Unterstützung meines externen For-
schungsvorhabens sowie seine wissenschaftliche Begründung des Fachgebiets Immobi-
lienökonomie haben diese Arbeit erst ermöglicht. Mein Dank gilt ferner Herrn Professor 
Dr. Rolf Caspers für die bereitwillige Übernahme und zügige Abfassung des Koreferats. 
Ein weiterer Dank gilt meine Freunden und Bekannten im Umfeld der Immobil ienaka-
demie sowie des Stiftungslehrstuhls. 
Nicht zuletzt danke ich meiner Familie für ihre Rücksichtnahme und moralische Unter-
stützung. 
Erstein, im November 2002 Irene M. Hagemeier 
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1. Einleitung 
1.1 Hinführung zum Thema 
Wenige Dinge beeinflussen die Lebensqualität des Großteils der Bevölkerung so stark 
wie das Wohnen. Weil den individuellen Wohnverhältnissen als Ausdruck des elementa-
ren Bedürfnisses nach Lebensraum und Obdach und dem damit verbundenen Zugang 
zu Ressourcen eine so außerordentl ich hohe Bedeutung für jeden Einzelnen zukommt , 
tangiert die Wohnungsversorgung notwendigerweise Fragen der Menschenwürde, der 
Selbstverwirklichung, der Gesundheitsvorsorge, der Arbeitsproduktivität, der Bildungs-
anstrengungen und der nachhaltigen gesamtgesellschaftlichen Entwicklung. Zugleich 
stellt die Wohnimmobi l ie den wertvollsten Vermögensgegenstand des Haushalts dar, sie 
bindet extrem viel Kapital, beansprucht einen hohen und steigenden Anteil des Haus-
hal tse inkommens und ist zugleich eine bedeutende Quelle der Einkommenserzielung 
und der Aufteilung von Marktlagengewinnen zwischen den gesellschaftlichen Gruppie-
rungen. Der wohnungswirtschaft l iche Sektor besitzt eine herausragende Bedeutung für 
die gesamtwirtschaftliche Kapitalbildung, die dynamische und statische Allokationseffi-
zienz, das wirtschaftliche Wachstum, die makroökonomische Stabilität, die regionale 
Ausgewogenheit sowie die Arbeitsproduktivität einer Volkswirtschaft. Wohnungswir t -
schaftliche Investitionen sind ein probates Instrument der regionalen und kommuna len 
Entwicklungspolitik und der interregionalen Angleichung der Lebensverhältnisse. 
Da Immobil ien nicht nur den Lebens- sondern zusätzlich auch den Arbeitsraum mo-
derner Gesellschaften darstellen, befinden sie sich als essentielle Bestandteile des wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Alltags im Zentrum sozialer und politischer Kalküle. 
Als Produkt ionsfaktor und Kapitalanlage kommt ihnen größte Bedeutung zu.' Dies spie-
gelt sich wider in der Tatsache, dass Immobilien sowohl bei privaten Haushalten, als 
auch bei Unte rnehmen den größten Anteil am Gesamtvermögen darstellen.2 Auf der Ka-
pitalanlageseite bilden sie, weit vor Anleihen und Aktien, die bedeutendste Form der 
Vermögensanlage in der Europäischen Union.3 Erste Anzeichen einer zu erwartenden 
Globalisierung der Immobilienwirtschaft manifestieren sich bereits im Zusammen-
schluss großer Maklerunternehmen zu globalen Allianzen und grenzüberschreitenden 
Immobil ieninvesti t ionen größeren Ausmaßes.4 
Der Immobi l ienmarkt unterscheidet sich jedoch in erheblichem Maße von dem Ideal-
bild eines vol lkommenen Marktes im Sinne neoklassischer Spotmärkte.5 Die Besonder-
heiten des Wirtschaftsgutes Immobilie, - seine Standortgebundenheit , seine Komplexi-
tät, seine langen Entwicklungs- und Lebenszyklen, die hohen Investitionsvolumina, die 
hohen Transaktionskosten sowie seine beschränkte Teilbarkeit und Substituierbarkeit - , 
begründen die ökonomischen Besonderheiten des Immobil ienmarktes, - die Aufglie-
derung in räumliche und sachliche Teilmärkte, die unzureichende Markttransparenz, 
die Abhängigkeit von anderen Märkten, die geringe Anpassungselastizität an Marktver-
1 Vgl. Schulte (2001), S. 2. 
2 Vgl. Schulte/Hupach (2000), S. 5. 
3 Vgl. Schulte/Schäfers (2002), S. 31. 
4 Vgl. Knobloch (2002), S. 51. 
5 Vgl. Schulte (2000), S. 36. 
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ä n d e r u n g e n sowie die Zyklizität.6 Mark tunvo l lkommenhe i t en sind im Überf luss v o r h a n -
den u n d b e d e u t s a m e Externali täten erfordern kollektives Hande ln . Der Unika t scharak te r 
von Immobi l i en u n d ihre Immobi l i t ä t sorgen für einen hohen Grad an Spezifi tät , die zu 
e inem wesent l ichen Teil fü r die hohen Transakt ionskosten, bedingt d u r c h h o h e I n f o r m a -
t ions- u n d Kontraktkos ten , verantwort l ich ist, a u f g r u n d derer zwangsläuf ig I n f o r m a -
t ionsasymmet r i en ents tehen, die Möglichkeiten oppor tun i s t i s chen Verhaltens e röf fnen . 7 
Der k o m p l e m e n t ä r e Einsatzfaktor Bauland besitzt du rch seinen Lageparameter bis zu ei-
n e m gewissen Grade monopol i s t i sche Züge. Funkt ionsfähigkei t u n d Ausgesta l tung des 
I m m o b i l i e n m a r k t e s sind stark von der Kapi ta lmarktarchi tek tur eines Landes abhängig , 
denn die Investi t ion in Immobi l ien stellt regelmäßig eine mittelfrist ige, meis tens j edoch 
langfristige Festlegung finanzieller Mittel dar. W ä h r e n d jedoch bei Wer tpap ie ran lagen 
d u r c h Invest i t ions- u n d Desinvest i t ionsentscheidungen auch aktive Por t fo l ioop t imie -
rungen getätigt werden , spielen diese Überlegungen, mit denen eine Verkürzung der Ka-
p i t a lb indungsdauer e inher geht, bei Immobi l ieninves t i t ionen a u f g r u n d der ger ingeren 
Fungibil i tät , geringerer Mark t t ransparenz und höhere r Transakt ionskosten derzeit noch 
eine un te rgeo rdne te Rolle u n d erübrigen sich fü r den durchschni t t l i chen Erwerber selbst-
genutz ten Wohne igen tums . 8 
Die Immobi l i enwi r t schaf t be rühr t somit , wie auch andere Er fahrungsob jek te der 
Wir tschaf ts - u n d Sozialwissenschaften, die verschiedensten Gebiete der Lebenswirkl ich-
keit, wobei m a n davon ausgehen kann , dass immobi l i enbezogene Fragen in wei taus m e h r 
D imens ionen h ine in reichen als die meisten anderen Erfahrungsobjekte . Diese Vieldi-
mensional i tä t e r fo rder t eine enge Verzahnung der Immobi l i enwir t schaf t mi t ve rwand ten 
Forschungsgebie ten zur Schaffung eines ganzheit l ichen u n d übergre i fenden Bezugsrah-
mens fü r immobi l ienwir t schaf t l i che Themenste l lungen. 9 Die noch junge Wissenschaf ts -
disziplin der I m m o b i l i e n ö k o n o m i e versteht sich als erstes interdiszipl inäres Que r schn i t t -
fach, das neben der Betriebswirtschaftslehre als methodologisches F u n d a m e n t auf die 
immobi l i enre levan ten Erkenntnisse der Volkswirtschaftslehre, der Rechtswissenschaften, 
der Soziologie, de r R a u m p l a n u n g sowie des Archi tektur- u n d Bauingenieurswesens zu-
rückgreift u n d diese zu einer innovat iven Forschungsdiszipl in integriert.1 0 Die I m m o b i -
l i enökonomie umfass t „die Breite und Interdisziplinari tät der Kenntnisse, die bei de r Be-
schäf t igung mi t Immobi l i en z u n e h m e n d no twendig sind."1 1 
In in terdisz ipl inären Themens te l lungen , wie sie die noch junge, ganzheit l iche Wissen-
schaftsdisziplin I m m o b i l i e n ö k o n o m i e in großer Zahl aufwir f t , ist die wissenschaf t l iche 
D u r c h d r i n g u n g meist schwieriger und deshalb der Erkenntn iss tand geringer.12 So s ind 
viele Fragestel lungen an der Schnittstelle zwischen Volkswirtschaftslehre u n d I m m o b i -
l i enökonomie n u r unzure ichend erforscht , wie der wechselseitige Z u s a m m e n h a n g von 
gesamtwir tschaf t l ichen Konjunkturzyklen u n d Immobi l ien-Zyklen u n d die Auswi rkun-
gen bes t immte r wir tschaf tspol i t i scher S teuerungs ins t rumente auf die Immobi l i enwi r t -
schaft,1 3 oder stellen sich un te r veränder ten Rahmenbed ingungen u n d verbesserten Ana-
6 Vgl. Schulte (2000), S. 37. 
7 Vgl. Knobloch (2002), S. 58. 
8 Vgl. Schulte/Vogler (1998), S. 26. 
9 Vgl. Schulte (2000), S. 36; Schulte/Schäfers (2000), S. 100. 
10 Vgl. Schulte (1992), S. 231-235; Schulte/Schäfers (2000), S. 109. 
11 Schulte (1992), S. 235. 
12 Vgl. Schulte (2000), S. 36. 
13 Vgl. Schulte (2000), S. 39. 
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lysemethoden erneut , wie der Z u s a m m e n h a n g zwischen volkswir tschaf t l ichem Wachs-
t u m u n d de r Bedeu tung der Immobi l ienwir tschaf t , die konjunkture l len u n d gesamtwir t -
schaft l ichen Konsequenzen von wirtschaftspoli t ischen Ins t rumen ten , die sich auf die Im-
mobi l ienwir t schaf t r ichten, die Konsequenzen von staatlichen Eingriffen in die 
E inkommensve r t e i lung f ü r die Immobi l ienwir tschaf t sowie die gesamtwir tschaf t l ichen 
Auswirkungen der In ternat ional is ierung und Globalis ierung der Immobi l ienwir tschaf t . 1 4 
1.2 Problemste l lung und theoretischer Bezugsrahmen 
Ziel der vor l iegenden Arbeit ist es, einen Beitrag zur Schließung der Lücke in der wis-
senschaft l ichen Bearbei tung von Fragestellungen an der Schnittstelle zwischen d e m noch 
jungen Forschungsgebiet der I m m o b i l i e n ö k o n o m i e zu volkswirtschaft l ichen Aufgaben-
feldern zu leisten u n d zugleich Ansa tzpunkte für we i te r führende Forschungsakt ivi tä ten 
aufzuzeigen. 
I m m e r wieder e rs taunt es, dass die zu beobach tenden Qual i tä ten, Kosten u n d Eigen-
t u m s s t r u k t u r e n auf W o h n i m m o b i l i e n m ä r k t e n verschiedener hoch entwickelter Volks-
wir t schaf ten , sogar in unmi t t e lba r benachbar ten u n d aus ökonomische r Sicht einen 
wei tgehend h o m o g e n e n , einheit l ichen Wir t schaf t s raum bi ldenden Regionen der Euro-
päischen Un ion , k a u m vergleichbar sind u n d zudem auch im Zuge sich in tensivierender 
wir tschaf t l icher In tegra t ion keine Anzeichen einer Konvergenz e rkennbar s ind, obwohl 
g rundlegende ö k o n o m i s c h e u n d soz ioökonomische Indikatoren wie der Urbanis ie-
rungsgrad , die Hausha l t sgröße , das p ro Einwohner erzeugte Sozia lprodukt sowie das 
Ne t tohausha l t s r ea l e inkommen sich weitgehend gleichen. Da die W o h n i m m o b i l i e n m ä r k -
te der meisten entwickel ten Volkswirtschaften neben den allgemeinen Besonderhei ten 
des I m m o b i l i e n m a r k t e s mi t seinen hohen Transaktionskosten zusätzlich ein sehr hohes 
u n d im Regelfall s teigendes A u s m a ß an Eingriffsintensität aufweisen1 5 u n d die Verände-
rungsra te wohnungswi r t schaf t l i cher Investi t ionen zwischen 1851 u n d 1990 fast überall 
in der entwickelten Welt in den meisten Jahren positiv war und somit deren A u s m a ß 
im Zeitablauf gestiegen ist,16 stellt sich die interessante und wei t re ichende Frage nach 
den Unterschieden in den R a h m e n b e d i n g u n g e n wohnungswir t schaf t l icher Transakt io-
nen u n d deren einzel- u n d gesamtwir tschaf t l ichen Auswirkungen, insbesondere nach 
den unterschiedl ichen inst i tut ionel len Arrangements , die v o m Staat oder von polit i-
schen In te ressengruppen gesetzt werden. Häuf ig unterschätzen ökonomische Analysen 
der Wohnungspo l i t ik u n d des wohnungspol i t i schen Ins t rumenteneinsa tzes die Bedeu-
t u n g der Ins t i tu t ionen u n d der Auswahl der Akteure, denen Subvent ionen gewährt 
oder die Veran twor tung f ü r die P lanung, die Bereitstellung von Subvent ionen oder die 
Verwal tung von Beständen über t ragen werden.1 7 
Als wissenschaf ts theoret ischer Bezugsrahmen wurde deshalb die neue Ins t i tu t ionen-
ö k o n o m i k ( ins t i tu t ional economics) gewählt, deren bekanntes ter Vertreter Douglass C. 
N o r t h ist. Die neoklassische Wachs tumstheor ie , gemäß der sich die Spar- u n d Investi-
t i onsquo te u n d die Par t i z ipa t ionsquote des Arbei tskräf tepotent ials als D e t e r m i n a n t e n 
14 Vgl. Hennings (2000), S. 53. 
15 Vgl. Park (1991), S. 30. 
16 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 189. 
17 Vgl. Pfeiffer (1993). S. 287. 
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des Wachs tumsprozesses erweisen,1 8 sowie die meisten Modelle der empir isch relativ gut 
abgesicherten neuen Wachs tumstheor ie , die das verfügbare Wissen und das H u m a n k a -
pital in das Z e n t r u m des Wachstumsprozesses stellen, insbesondere das Uzawa-Lucas-
Modell1 9 u n d das Romer-Model l , 2 0 besitzen zwar durch die In te rdependenz zwischen 
wohnungswi r t schaf t l i chen Invest i t ionen und Kapi ta lakkumula t ion sowie der g roßen Be-
d e u t u n g einer zuf r ieden stel lenden Wohnungsversorgung für die Produkt iv i tä t u n d Bil-
dungsbere i tschaf t der Bevölkerung eine h o h e Relevanz für das Verständnis des Z u s a m -
m e n h a n g s zwischen volkswir tschaf t l ichem Wachs tum u n d der Entwicklung des 
wohnungswir t schaf t l i chen Sektors, vernachlässigen aber die Bedeu tung von Ins t i tu t io-
nen, da im Regelfall von vo l lkommener In fo rma t ion u n d v o m Fehlen von Transakt ions-
kosten ausgegangen wird. Die Betrachtung der in der Vergangenheit gewählten Ins t i tu-
t ionen hingegen zeigt nicht nu r entscheidende Ursachen f ü r die ausb le ibende 
Konvergenz der Entwicklungspfade und die k a u m vergleichbaren Qual i tä ten , Kosten 
u n d E igen tumss t ruk tu ren auf , sondern vergrößert zugleich unser Vers tändnis f ü r die 
Langzeiteffekte, Neben- u n d Wechselwirkungen wohnungspol i t i scher I n s t r u m e n t e u n d 
unters tü tz t die Konzip ie rung von Pol i t ikreformen mit den gewünschten Resul taten u n -
ter M i n i m i e r u n g une rwünsch t e r Nebenwirkungen . Die i n s t i t u t i onenökonomische Ana-
lyse öf fne t so den Blick auf wesentliche De te rminan ten von Wachs tums- u n d Entwick-
lungsprozessen, die in der formalen volkswirtschaft l ichen Theor ie leicht übersehen 
werden u n d im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor von besonders h o h e r Bedeu tung sind. 
Nor th def inier t Ins t i tu t ionen als Rahmenbed ingungen , „the rules of the gatne."21 Da 
sie die Hand lungsmögl ichke i t en der Wir tschaf tssubjekte de te rmin ie ren , schaffen sie 
Spie l räume für ökonomisches Hande ln und legen so den Pfad des ö k o n o m i s c h e n Wan-
dels u n d dami t auch des wir tschaft l ichen Wachs tums fest. „ T h e institutional fratnework 
provides the incentives that dictate the kinds of skills and knowledge perceived to have the 
maximum pay-off. The economies of scope, coniplementarities, and network externalities of 
an institutional tnatrix rnake institutional change overwhelmingly incremental and path 
dependent. The organizations that come into existence will reflect the pay-off structure of 
the incentives. The direction of their Investment in skills and knowledge equally reflects the 
underlying incentive structure."22 Die Handlungsmögl ichke i ten der Gegenwar t werden 
du rch En tsche idungen in der Vergangenheit beschränkt , d e n n die bes tehende inst i tut io-
nelle S t ruk tu r de te rmin ie r t den realisierten Pfad des Wachs tums- u n d Entwicklungs-
prozesses u n d gleichzeitig kann die Veränderung der inst i tut ionel len S t ruk tu r in weiten 
Teilen selbst wieder als pfadabhängiger Prozess interpret ier t werden. His tor ische Bedin-
gungen b e s t i m m e n so aktuelle Entscheidungen u n d über diese die zukünf t i gen Entwick-
lungsr ich tungen . „History matters. It matters not just because we can leam frotn the past, 
but because the present and the future are connected to the past by the contimiity of a Socie-
ty''s institutions. Today's and tomorrow's choices are shaped by the past.'Q} 
Die Präferenz fü r das bes tehende insti tutionelle Netzwerk n i m m t mi t s te igenden U m -
stel lungskosten zu u n d ist u m so größer, je unsicherer die Erwar tungen sind, je länger die 
Pay-off -Per iode des Netzwerkwechsels für den kurzfr is t ig mit Verlusten belasteten indivi-
18 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 27-57. 
19 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 206-219. 
20 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 239-264. 
21 North (1993), S. 12. 
22 North (1993), S. 17 f. 
23 North (1990), S. vii. 
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duellen Akteur, je kürzer der P lanungshor izon t der Entscheidungst räger u n d je geringer 
die politische Stärke sowie das langfristige Durchha l t eve rmögen einer Regierung ist. Da 
jeder Netzwerkwechsel Gewinner und Verlierer hat , sich die Verlierer aber meist f rüher 
u n d engagierter zu Wor t melden als die Gewinner , ist der Refo rmverh inde rungsdruck 
of tmals groß. Gesellschaftlicher Ne t tonu tzen geht mi t pr ivaten Net tokos ten der Verände-
rung einher, sodass diese unterbleibt.2 4 Da jedoch im Zeitablauf die Anfo rde rungen an 
u n d der Nutzen von Ins t i tu t ionen sich ände rn , häng t der Verlauf des wir tschaf t l ichen 
Wachs tums- und Entwicklungsprozesses einer Volkswirtschaft en tsche idend davon ab, 
wie sie ihre insti tutionelle Struktur , vor allem die inst i tut ionel len Arrangements , die 
v o m Staat oder von poli t ischen In teressengruppen gesetzt werden , an die Erfordernisse 
des Wachstumsprozesses anpasst . Länderspezif ische Entwicklungen k ö n n e n deutl ich 
vone inander abweichen, u n d konvergierende Prozesse sind nicht der Regelfall.2? Wo ge-
eignete Inst i tu t ionen, wachs tumstheore t i sch auch als „inst i tut ionelles Kapital" bezeich-
net, fehlen, wird die unzure ichende inst i tut ionelle Entwick lung z u m wachs tumspol i t i -
schen Engpass, und es kann leicht zu einer Wachs tumsb lockade kommen . 2 6 
1.3 Gang der Untersuchung und Methodik der Vorgehensweise 
Die vorl iegende Arbeit ist in sieben Kapitel gegliedert. 
Das sich an die Einlei tung anschl ießende zweite Kapitel bildet den (Bezugs-) R a h m e n 
f ü r die weiteren Ausführungen . Zunächs t wird eine Def in i t ion des Begriffes W o h n -
immobi l i e v o r g e n o m m e n . Im Anschluss werden die speziellen ö k o n o m i s c h e n u n d so-
z ioökonomischen Eigenschaften der W o h n i m m o b i l i e n u n d des wohnungswi r t schaf t l i -
chen Sektors aus einzel- und gesamtwir tschaf t l icher Perspektive herausgearbei te t , die 
aus po l i tökonomischen , allokativen, regionalökonomischen, ver tei lungs- , Wachstums-, 
k o n j u n k t u r - , beschäft igungs- u n d / o d e r außenwir t schaf t spol i t i schen Mot iven Ansatz-
p u n k t e für staatliche In tervent ionen liefern k ö n n e n . Es folgt ein kurzer Überbl ick über 
die unterschiedl ichen Zielsetzungen der Wohnungspo l i t ik sowie Formen u n d Reichweite 
des w o h n u n g s - und bodenpol i t i schen I n s t r u m e n t a r i u m s entwickelter Volkswirtschaften. 
Dabei wird insbesondere auch auf die außergewöhnl iche Pfadabhängigkei t w o h n u n g s -
wir tschaf t l icher Intervent ionen eingegangen. Den Abschluss des zweiten Kapitels bildet 
die Beg ründung der Auswahl der Länder, die als typische Vertreter eines spezifischen 
w o h n u n g s - u n d bodenpol i t i schen Ansatzes in die weitere U n t e r s u c h u n g einbezogen 
werden . 
Das dri t te, vierte, fünf te u n d sechste Kapitel bi lden den Schwerpunk t der Arbeit . Je-
des von ihnen widmet sich der Darstel lung der W o h n u n g s - u n d Bodenpol i t ik eines der 
ausgewähl ten Länder in ökonomischer u n d soz ioökonomischer Perspektive. Vergleiche 
zwischen verschiedenen Nat ionen , „cross-nat ional compara t ive s tudies" , s ind ein geeig-
netes Mittel , u m die Situation im eigenen Land in einen größeren Z u s a m m e n h a n g ein-
z u o r d n e n u n d Erfahrungen anderer Länder zur Lösung eigener Problemste l lungen he-
ranzuziehen. Mit ihnen läßt sich verfolgen, wie sich der unterschiedl iche Aufbau des 
Wohn immobi l i enve rmögensbes t ands im Wechselspiel zwischen Mark t , Staat u n d den 
24 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 317. 
25 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 320. 
26 Vgl. Frenkel/Hemmer (1999), S. 313. 
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n ich tmarkt l ichen Ö k o n o m i e n in den einzelnen Ländern entwickelt hat. Von besonde-
rem Interesse sind ihre Ergebnisse, wenn eine In tens iv ierung der regionalen und /ode r 
weltwirtschaft l ichen Integrat ion sich abzeichnet u n d neue Stufen der Kooperat ion oder 
der Abhängigkei t e igenständiger Staaten bevors tehen. 
Ländervergleichende Studien beinhal ten jedoch die Schwierigkeiten der Nichtver-
gleich-barkeit von Daten , des unterschiedl ichen Entwicklungss tands und der unter-
schiedlichen Schwerpunktse tzungen fachspezif ischer wissenschaft l icher Forschungen 
sowie der Nich tüber t ragbarke i t spezifischer Konstel lat ionen. Angesichts dieser Proble-
mat ik , der Besonderhei ten u n d der Komplexi tä t des W o h n i m m o b i l i e n m a r k t e s und der 
außergewöhnl ichen Pfadabhängigkei t wohnungswir t schaf t l i cher In tervent ionen er-
scheint ein vorrangig deskriptives Vorgehen, das den vo rhandenen theoret ischen Er-
kenntn iss tand gebührend einbezieht , sinnvoll u n d angemessen . 
Die Unter te i lung der jeweiligen Länderkapi te l folgt nach Möglichkeit wichtigen his-
tor ischen Epochenzäsuren poli t ischer u n d / o d e r wohnungswir t schaf t l i cher Art. Weil sich 
in vielen Ländern die bedeu tends ten Weichenste l lungen u n d inst i tut ionellen Entwick-
lungen im ersten Viertel oder im ersten Drit tel des zwanzigsten Jahrhunder t s ereigneten 
u n d in den Folgedekaden n u r noch verfeinert u n d ausgeweitet w u r d e n , erstreckt sich der 
bet rachte te Ze i t r aum v o m Beginn bis z u m Ende des 20. Jahrhunder t s . Für jede Epoche 
werden, in Abhängigkei t von Relevanz u n d v o r h a n d e n e m Datenmater ia l , ausgehend von 
den gesamtwir tschaf t l ichen u n d gesamtgesellschaft l ichen Rahmenbed ingungen u n d den 
besonderen wohnungspo l i t i s chen Ereignissen u n d Problemstel lungen, die Bodenpoli t ik, 
die steuerlichen Ins t rumen te , die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g , die Wohne igen tumsför -
derung , die miet recht l ichen Regul ierungen, die Wohnungssozia lpol i t ik und die Subjekt-
fö rde rung dargestellt . Den Abschluss jedes Unterkapi te ls bildet, im Sinne des Wohl-
fahr t skr i te r iums „capabilities to function" des Wir tschaf tsnobelpreis t rägers Amar tya 
Sen, das, im Gegensatz z u m N u t z e n m a x i m i e r u n g s p a r a d i g m a der Neoklassik, gesamt-
wir tschaft l iche Wohl fahr t a n h a n d der Realisierung der g rundlegenden Möglichkei ten, 
die die Gesellschaft ihren Bürgern bereit zu stellen hat, bewertet,2 7 eine Beurtei lung des 
wohnungspo l i t i schen Erfolgs d u r c h geeignete Ind ika toren der Wohnungsversorgung , 
des W o h n s t a n d a r d s u n d der Wohnkos t enbe l a s tung verschiedener Bevölkerungsschich-
ten. Sofern Datenmate r ia l ver fügbar ist, wird zusätzlich auf verteilungspolit ische Kon-
sequenzen des Einsatzes w o h n u n g s - u n d bodenpol i t i scher Ins t rumente , die Verteilung 
des Bestands u n d die Belastung verschiedener gesellschaftlicher G r u p p e n bei Erwerb 
von E igen tum zur Se lbs tnutzung eingegangen. 
Das abschl ießende siebente Kapitel fasst in e inem ersten Schritt separat für jedes Land 
die wicht igsten Charakter is t ika des länderspezif ischen wohnungswir t schaf t l ichen Ent-
wicklungspfads z u s a m m e n u n d gibt e inen Überbl ick über aktuelle Probleme. In e inem 
zweiten Schrit t werden die Polit ikansätze der be t rachte ten Länder verglichen. Zunächs t 
erfolgt eine Gegenübers te l lung der Entwicklungspfade a n h a n d des Indikators der Ent-
wicklung der W o h n e i g e n t u m s q u o t e . D a n a c h werden in zentralen Aufgabenfeldern Vor-
züge u n d Grenzen der unterschiedl ichen w o h n u n g s - u n d bodenpol i t i schen I n s t r u m e n -
tenwahl aufgezeigt. Das Kapitel schließt mi t e inem Hinweis auf das auch in einer sich 
z u n e h m e n d global is ierenden Welt wei terhin h o h e M a ß an wirtschaftspoli t ischer Auto-
n o m i e gerade auf d e m Gebiet der W o h n u n g s - u n d Bodenpoli t ik , das es sinnvoll gestal-
terisch zu nu t zen gilt. 
27 Sen (1999), S, 355 ff. 
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2. Der wohnungswirtschaftliche Sektor aus einzel- und 
gesamtwirtschaftlicher Sicht 
Das folgende Kapitel widmet sich der Darstel lung der speziellen ökonomischen und sozio-
ökonomischen Charakteris t ika der Wohn immob i l i en und des wohnungswir tschaf t l ichen 
Sektors aus einzel- u n d gesamtwir tschaft l icher Perspektive, die aus pol i tökonomischen , 
allokativen, regionalökonomischen, verteilungs-, Wachstums-, kon junk tu r - , beschäfti-
gungs- u n d / o d e r außenwir tschaf tspol i t i schen Motiven Ansatzpunkte fü r staatliche Inter-
vent ionen liefern k ö n n e n , gibt e inen Überbl ick über die unterschiedlichen Zielsetzungen 
der Wohnungspo l i t ik sowie Fo rmen u n d Reichweite des wohnungs - u n d bodenpol i t i -
schen I n s t r u m e n t a r i u m s entwickelter Volkswirtschaften und begründe t die Auswahl der 
Länder, die als typische Vertreter eines spezifischen, ein außergewöhnl ich hohes M a ß an 
Pfadabhängigkei t aufweisenden w o h n u n g s - u n d bodenpoli t ischen Ansatzes in die weitere 
Un te r suchung einbezogen werden. 
2.1 Gutsspezif ische Eigenschaften und gesamtwirtschaftl iche Bedeutung 
2.1.1 Die W o h n u n g s n u t z u n g - e in elementares, unteilbares privates Konsumgut 
Nach den Klassifizierungen der W H O wird die Wohn immobi l i e wie folgt definiert : 
„Housing is the residential environment, neighbourhood, microdistrict or the physical 
structure that tnankind uses for shelter and the environs of that structure including all 
tiecessary services, facilities, equipment and devices needed for the physical health and 
social well-being of the family and the individual.<<2a 
D e m n a c h weisen W o h n i m m o b i l i e n sowohl typische Eigenschaften pr ivater wie auch öf-
fentlicher Gü te r auf.29 W o h n r a u m wird von jedem Menschen benötigt u n d ist nicht sub-
stituierbar.3 0 Wohnmögl i chke i t en sind weder räuml ich noch zeitlich t r ans fo rmie rba r u n d 
n u r sehr begrenzt teilbar.31 Ein Hausha l t k a n n seinen W o h n k o n s u m im Regelfall nu r 
durch U m z u g an veränder te Bedingungen anpassen. Selten kann die Nachfrage nach 
W o h n r a u m kurzfr is t ig d e m Bedarf angepasst werden.3 2 Engpässe werden im Wesentli-
chen du rch späteren Auszug junger Hausha l t e aus ihren Familien, du rch Überbelegung, 
durch eine steigende Zahl von Untermie tverhä l tn issen und erzwungenen Wohngemein -
schaften, du rch verstärktes Fernpende ln sowie du rch dauerhaf te N u t z u n g provisorischer 
Wohngelegenhei ten überbrückt . 3 3 
Als Ratchet-Effekt bezeichnet m a n die empir i sch zu beobachtende Tatsache, dass v o m 
Haushal t fü r daue rha f t angesehene E i n k o m m e n s ä n d e r u n g e n aus ökonomischen u n d so-
zialen G r ü n d e n erst mi t Verzögerung u n d geradezu schleichend zu e inem veränder ten 
28 World Health Organization (1961). 
29 Vgl. Park (1991), S. 29. 
30 Vgl. Heuer (1985), S. 49; Dickens et al. (1985), S. 11: Härsman/Quigley (1990), S. 2; Schulz (1993), 
S. 25. 
31 Vgl. Nachtkampt (1984), S. 235. 
32 Vgl. Nolte (2000), S. 62 f. 
33 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 17. 
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Niveau daue rha f t e r Ausgaben führen,3 4 da die Haushal te , ausgehend von ih rem An-
fangsvermögen u n d in Erwar tung ihrer künf t igen E i n k o m m e n , bestrebt s ind, den Anteil 
der Wohnausgaben am E i n k o m m e n in gewissen Bandbre i ten e inzuschränken u n d des-
halb den zeitlichen Verlauf des sonstigen Konsums en t sp rechend der individuel len Zeit-
präferenz den geplanten Fixkosten des Wohnens anzupassen. 3 5 Somit über t räg t sich in 
Abschwungphasen der Verlauf der konjunkture l len E i n k o m m e n s r ü c k g ä n g e nicht auf 
die Wohnausgaben , sodass in rezessiven Phasen mi t schwach s te igenden oder s inkenden 
ver fügbaren E i n k o m m e n der Anteil der Wohnausgaben a m ver fügbaren E i n k o m m e n 
stark zun immt . 3 6 
Wie charakterist isch fü r private Güter, besteht bei einer W o h n i m m o b i l i e Rivalität im 
Konsum u n d Ausschließbarkeit .3 7 Als typisches privates Gut ist sie ein Vermögensgegen-
s tand u n d als solcher beleihbar.38 Als Privatgut unterscheide t sie sich g rund legend von 
den charakter is t ischen, t radi t ionel len Aufgabenbereichen des Wohl fahr t ss taa t s wie Ge-
sundhei t s - u n d Bildungswesen und Schutz vor Einkommenslos igke i t , die, in schar fem 
Gegensatz z u m Wohnungswesen , bis in die jüngste Zeit k a u m Ansa t zpunk te f ü r gewinn-
trächt ige pr ivatwir tschaft l iche Aktivitäten bo ten u n d deren öffent l iche Bereitstellung 
deshalb nicht auf signif ikanten Widers tand des pr ivaten Sektors stieß, w ä h r e n d jeder Ver-
such einer auch nu r partiellen Dekommodi f i z i e rung der W o h n u n g s v e r s o r g u n g zwangs-
läufig zahlreiche etablierte marktwir tschaf t l iche Besitzstände in Frage stellen musste.3 9 
Der Produkt iv i tä ts for tschr i t t im W o h n u n g s b a u liegt in den meis ten industr ia l is ier ten 
Ländern un te rha lb des gesamtwir tschaft l ichen Durchschn i t t s , sodass die Baupreise 
schneller steigen als der Lebenshal tungskos tenindex. 4 0 Während die realen Kosten des 
W o h n e n s i m 19. und f r ü h e n 20. Jahrhunder t nahezu kons t an t bl ieben, kann sei tdem 
mit gewissen Einschränkungen als internat ional is ier ter Stylized Fact gelten, dass Bau-
preise u n d Grunds tückspre i se schneller steigen als der Lebensha l tungskos ten index u n d 
ihr Anstieg in etwa in Einklang steht mit der Entwicklung der realen Kaufkraf t , sodass 
später e in t re tende Hausha l t skohor ten vielfach von e inem höhe ren lebenslangen W o h n -
kos tenniveau ausgehen müssen als f rüher eintretende.4 1 Da die Einkommenselas t iz i tä t 
des W o h n e n s positiv, aber kleiner als Eins ist, sodass der Anteil der p e r m a n e n t e n W o h n -
kosten a m Haushal t sbudget mit s teigendem E i n k o m m e n abn immt , 4 2 u n d W o h n r a u m 
das einzige dauerhaf te Hausha l t skonsumgut darstell t , dessen Trend in den entwickelten 
Volkswirtschaften seit den f rühen siebziger Jahren nahezu flach verlief u n d dessen Real-
preis nicht längerfristig beträchtl ich sank,43 s ind w ä h r e n d der letzten Jahrzehnte in den 
meis ten entwickelten Ländern die Wohnkos tenante i le des E i n k o m m e n s kont inuier l ich 
gestiegen.44 W ä h r e n d die Triebkraft der s teigenden Wohnungspre i se , Mie ten u n d Be-
tr iebskosten von den wachsenden Qua l i t ä t sansprüchen einer brei ten u n d relativ gut ver-
34 Vgl. Jenkis (1989), S. 604; Jenkis (1996), S. 377 ff. 
35 Vgl. Deutsch (1999), S. 206. 
36 Vgl. Becker (1998), S. 94, 102. 
37 Vgl. Park (1991), S. 30. 
38 Vgl. Harloe (1995), S. 537. 
39 Vgl. Harloe (1995), S. 3. 
40 Vgl. Harsman/Quigley (1990), S. 5 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 2. 
41 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 202; Deutsch (1999), S. 142, 206. 
42 Vgl. Deutsch (1999), S. 210. 
43 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 196, 202, 205 f. 
44 Vgl. Deutsch (1999), S. 211. 
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d ienenden Mittelschicht ausgeht , zeigt sich die soziale Prob lemat ik bei den niedrigen 
E i n k o m m e n , die gemäß d e m Schwabe 'schen Gesetz mi t tendenziel l s teigenden W o h n -
kostenbelastungen des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s konf ron t ie r t sind.43 
2.1.2 Statische und dynamische Ineff iz ienz durch Bestandsmarktdominanz 
Der W o h n u n g s m a r k t ist insofern ein besonderer Mark t , als dass er aus e inem riesigen 
Bestandsmarkt u n d e inem sehr kleinen Veränderungsmark t besteht.4 6 Die W o h n i m m o -
bilie stellt eines der langlebigsten Wir tschaf tsgüter dar, das o f tmals mehre ren Genera t io-
nen nacheinander eine N u t z u n g erlaubt.4 7 Wohnungswir t schaf t l i che Invest i t ionen prä-
gen langfristig und unübe r sehba r eine Region, ihr U m f a n g u n d ihre Qual i tä t verändern 
sich n u r langsam im Zeitablauf.4 8 Nachträgliche Ä n d e r u n g e n sind e n o r m kostspielig.49 
Ins tandhal tungs- u n d Modern i s i e rungsau fwendungen besitzen eine ähnl ich hohe Be-
deu tung wie der Neubau. 5 0 W o h n u n g s b a u ist demzufo lge eine stark r is ikobehaftete 
Branche, in der sich schon geringfügige Nachf rageänderungen a u f g r u n d der langen Le-
bensdauer des Fer t igprodukts u n d der folglich äußers t geringen N e u p r o d u k t i o n in hohe 
Preis- und Nachf rageänderungen umsetzen.5 1 
Auf Investorenseite bewirkt die lange Lebensdauer u n d dami t de r e n o r m hohe Ein-
fluss langfristigen Erwar tungen ein erhöhtes Investi t ionsrisiko mit einer systematischen 
Tendenz zur Unterinvest i t ion.5 2 Aufgrund des h o h e n Anteils fixer Kosten bei der Bereit-
stellung von W o h n u n g s n u t z u n g liegt das M i n i m u m der Durchschni t t skos ten und dami t 
die Gewinnschwelle an der Kapazitätsgrenze. Anbie ter müssen da rau f achten, dass sie 
über einen W o h n u n g s b e s t a n d verfügen, fü r den jederzeit eine volle Nachfragedeckung 
vorhanden ist, da das I n s t r u m e n t der freiwilligen Lagerhal tung, das feiner und schneller 
auf Nachf rageänderungen reagiert, ausscheidet.5 3 
Da über 95 % der W o h n u n g s n u t z u n g v o m Bestand bereit gestellt wird, der sich nu r 
extrem langsam an veränder te Nachf ragebed ingungen anpassen kann , reagiert das kurz-
fristige Angebot auf Nachfrageschocks nahezu vo l l kommen unelastisch.5 4 Bei kurzfrist ig 
kons tan tem Angebot be s t immt im Gegensatz z u m Spotmark t der neoklassischen Theo-
rie die häuf ig kurzfr is t ig erheblich schwankende regionale Nachfrageentwicklung die re-
gionale Preisentwicklung.5 5 
Die lange Lebensdauer f ü h r t dazu, dass W o h n i m m o b i l i e n im Zeitablauf im Regelfall 
mehr fach a m Markt angeboten werden u n d Investoren u n d Nutzer nicht notwendiger-
weise identisch sein müssen.5 6 Da auf W o h n u n g s n u t z u n g s m ä r k t e n private Verfügungs-
45 Vgl. Schwabe (1868), S. 266; Deutsch (1999), S. 211. 
46 Vgl. Harloe (1995), S. 3. 
47 Vgl. Ferguson/Heizer (1990), S. 5; Park (1991), S. 26 f., 29; Härsman/Quigley (1990), S. 2, 4 f. 
48 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 2; Park (1991), S. 28. 
49 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 4 f. 
50 Vgl. Heuer (1985), S. 49; Park (1991), S. 28. 
51 Vgl. Matti (1986), S. 7; Härsman/Quigley (1990), S. 2. 
52 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 109; Börsch-Supan (1994), S. 120; Deutsch (1999), S. 88. 
53 Vgl. Mackscheidt (1982), S. 127 f. 
54 Vgl. Park (1991), S. 27 f.; Börsch-Supan (1994), S. 120; Deutsch (1999), S. 90. 
55 Vgl. Matti (1986), S. 7; Härsman/Quigley (1990), S. 2; Börsch-Supan (1994), S. 120; Becker (1998), S. 5,14. 
56 Vgl. Heuer (1985), S. 49; Deutsch (1999), S. 41. 
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rechte im Regelfall n u r t e m p o r ä r aufgegeben werden, besitzt der Anbieter, der Vermieter, 
einen hohen Anreiz, den Vertragspartner , den Mieter, genau zu p rü fen . Da aber der Ver-
mieter regelmäßig erst nach Vertragsabschluss seinen Mieter genauer kennen lernt, be-
inhalten Mietverhäl tnisse die Prob lemat ik des Moral Hazard u n d der unvollständigen 
Verträge.57 Im unregul ier ten M i e t w o h n u n g s m a r k t besteht die Tendenz zu kurzen Ver-
mietungsfr is ten , w ä h r e n d a n g e n e h m e n Mie te rn relativ h o h e Mietnachlässe gewährt wer-
den.5 8 Mietausfallr isiken werden d u r c h Rat ion ierung der Nachf rager minimier t . 5 9 
Die intergenerationelle Weitergabe von Realvermögen unterscheidet sich signifikant 
von der des Finanzvermögens. Die Wohne igen tumsb i ldung ist un te r Haushal ten mit Kin-
dern signifikant höhe r als un te r kinder losen, ein großer Teil des Bestands wird intrafami-
liär und daher außermark t l i ch weiter gegeben.60 Familien fördern zudem, wenn sie dazu 
finanziell in der Lage sind, die E igen tumsbi ldung ihrer Nachkommen . 6 1 Die Wahrschein-
lichkeit, über W o h n e i g e n t u m zu verfügen, wird durch die W o h n f o r m der Eltern stark ge-
prägt. Kinder sind häufiger Eigentümer, wenn die Eltern bereits E igen tümer sind und häu-
figer Mieter, wenn es auch die Eltern sind.62 Of t domin ie r t bei der Wohne igen tumsb i ldung 
das Vorhandensein familiärer Transfers die Ersparnis aus eigenen E inkommen. 6 3 
2.1.3 Kapitalmarktabhängigkeit 
Der Erwerb einer W o h n i m m o b i l i e e r forder t e inen so hohen Kapitaleinsatz, dass die 
überwiegende Mehrhei t der Hausha l te gezwungen ist, die A u f w e n d u n g e n über einen 
längeren Ze i t raum zu verteilen.64 P rob leme der F remdf inanz ie rung ergeben sich z u m ei-
nen daraus , dass Kredit in Abhängigkeit von der soz ioökonomischen G r u p p e n z u g e -
hörigkeit aus Mangel an Eigenkapital als Verlustpuffer nicht gewährt wird, z u m anderen 
wird eine Finanzierung verweigert , die den Selbstnutzer hinsichtl ich der Belastung seines 
laufenden E i n k o m m e n s e inem Mieter gleich stellt, da eine den sicheren Wert des O b -
jekts übers te igende Beleihung eine Beleihung des Humankap i t a l s darstellt.65 Aufbau 
u n d S t ruk tur der historisch gewachsenen Wohn immobi l i en f inanz i e rungsa rch i t ek tu r be-
sitzen deshalb einen en t sche idenden Einfluss auf die v o m individuellen Hausha l t ge-
wählte Wohnungsnu t zungs fo rm. 6 6 Erst die Entwicklung effizienter u n d ausgeklügelter 
F inanz ins t rumente ermögl ichte die Ausbre i tung selbst genutzten W o h n e i g e n t u m s über 
breite Schichten der Bevölkerung.6 7 Und nicht zuletzt ist es der Staat, der über die Regu-
l ierung des Bankensystems, die Kapi ta lmarktaufs icht u n d die Geldpoli t ik die Verfügbar-
keit und die Kosten der F remdf inanz ie rung en t sche idend mi tbes t immt. 6 8 
57 Vgl. Park (1991), S. 28; Börsch-Supan (1994), S. 120. 
58 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 140; Deutsch (1999), S. 23. 
59 Vgl. Mackscheidt (1982), S. 131. 
60 Vgl. Deutsch (1999), S. 236. 
61 Vgl. Deutsch (1999), S. 238. 
62 Vgl. Deutsch (1999), S. 240. 
63 Vgl. Deutsch (1999), S. 245. 
64 Vgl. Matti (1986), S. 7; McCrone/Stephens (1995), S. 19; Harloe (1995), S. 537. 
65 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 240, 247 f. 
66 Vgl. Matti (1986), S. 7; Oxley/Smith (1996), S. 40. 
67 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 19. 
68 Vgl. Matti (1986), S. 7. 
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Die h o h e Kapi ta lmarktabhängigkei t wohnungswir tschaf t l icher Invest i t ionen birgt die 
Gefahr , dass sich die Unvol lkommenhe i ten realer F inanzmärkte auf die W o h n i m m o b i -
l i enmärk te über t ragen . So tendieren im Wettbewerb s tehende Finanzins t i tu te dazu, in 
Boomzei ten zu bereitwillig Kapital zur Verfügung zu stellen u n d dami t Preise u n d Nach-
frage zusätzlich anzuheizen , während in Abschwungs- u n d Rezessionsphasen die n u n zu 
restriktive Kreditvergabepraxis die rezessive Entwicklung verstärkt u n d die Rate der 
Zwangsvers te igerungen u n d des negativen Eigenkapitals ü b e r m ä ß i g e rhöht , sodass 
W o h n i m m o b i l i e n m ä r k t e tendenziell langsamer als andere gesamtwir tschaf t l iche Märk te 
z u m Gleichgewicht zurück finden.6 9 
2.1.4 Endogene und exogen induzierte Zyklizität 
Der wohnungswir t schaf t l iche Sektor besitzt eine ausgeprägte, den Kuznets-Wellen ähn-
liche Zyklizität mi t Abweichungen vom Trend, die mehrere Jahre lang 50 % u n d mehr be-
tragen können. 7 0 Zwischen Wirtschafts- und Rea le inkommenswachs tum u n d Steigerung 
des W o h n k o n s u m s ist ein Time-Lag von zwei bis drei Jahren zu beobachten. 7 1 Erstaunli-
cherweise werden die Zyklen im Regelfall wenig von Veränderungen der Einwohnerzahl 
beeinflusst , was d a f ü r spricht, dass tendenziell die Haushal te eher ihren W o h n r a u m b e d a r f 
d e m verfügbaren W o h n r a u m anpassen statt das W o h n r a u m a n g e b o t zu verändern.7 2 
Die Langwierigkeit des Produkt ionsprozesses mi t In fo rma t ions - , Entscheidungs- und 
Ausführungs lags von 3 bis 5 Jahren v o m Erwerb eines unbebau t en G r u n d s t ü c k s bis zur 
Baufert igstel lung und Nu tzung hat zur Folge, dass Reaktionsgeschwindigkeit u n d An-
passungsflexibil i tät an veränderte Marktlagen in der Immobi l ienwir t schaf t n u r schwach 
ausgeprägt sind.7 3 Der Time-Lag bei der D u r c h f ü h r u n g von Bauinvest i t ionen ist z u d e m 
über den Auslastungsgrad eine Funkt ion der bauwir tschaf t l ichen Konjunk tu ren twick-
lung. ' 4 A u f g r u n d der Zeitverzögerung und potentiel len Übers te igerungen im bauwir t -
schaft l ichen Investi t ionsprozess weist die bauwir tschaf t l iche K o n j u n k t u r tendenziell ei-
nen Nachlauf zur gesamtwirtschaft l ichen Kon junk tu ren twick lung auf. Die Masse der 
Fertigstellungen wird in der Rezessionsphase, der späten Abschwung- oder f rühen Auf-
schwungphase realisiert. Aus der rückläufigen bauwir tschaf t l ichen Nachfrage u n d d e m 
h o h e n Fert igstel lungsvolumen entsteht dann eine zweite zyklische Übersteigerung.7 5 
Bei Bauherren fü r den Markt u n d Vermietern trit t zusätzlich eine die endogene Zy-
klizität vers tärkende, spekulative K o m p o n e n t e auf.76 Das Overshoo t ing in der späten 
Aufschwungs- u n d Boomphase führ t dazu, dass Neuver t ragsmie ten wegen der zurück 
gestauten Nachfrage stärker steigen als die Mieten bes tehender Verträge u n d Bauträger 
u n d Projektentwickler ihre Produkte zu Lasten der Anleger mit erhebl ichen Margen ab-
setzen.7 , In Zeiten steigender Nachfrage mit anha l tender W a c h s t u m s d y n a m i k u n d sich 
69 Vgl. Ball (1994), S. 103 f.; Barlow/Duncan (1994), S. 116; Dehesh/Pugh (2000), S. 2584. 
70 Vgl. Pyhrr et al. (1989), S. 13; Falk (1991), Kap. 15.1, S. 9; Ball/Wood (1999), S. 185, 191. 
71 Vgl. Jenkis (1989), S. 606. 
72 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 189, 191. 
73 Vgl. Heuer (1985), S. 44; McCrone/Stephens (1995), S. 20; Deutsch (1999), S. 88. 
74 Vgl. Becker (1998), S. 13. 
75 Vgl. Becker (1998), S. 57. 
76 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 20; Becker (1998), S. 33, 59. 
77 Vgl. Becker (1998), S. 41, 45, 60. 
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selbst vers tä rkendem Herdenverha l ten ist zudem spekulativer Leerstand u n d Vorratsbau 
in Erwar tung zukünf t ig höhere r Mieten und Verkaufspreise einzelwirtschaft l ich rat io-
nal.7S Die nachfo lgende Bes tandsanpassung in der späten Abschwungs- u n d Rezessions-
phase kann d a n n exzessiv sein und lange andaue rn , sodass aus zyklischen Versorgungs-
engpässen eine gravierende u n d persistente W o h n u n g s n o t weiter Teile der Bevölkerung 
resultiert.79 Insbesondere auf vermachte ten , oligopolistisch und monopol i s t i sch s t ruk tu -
rierten Märk ten d o m i n i e r t statt der t radit ionellen Preisanpassung über eine Verände-
rung der Mie thöhe u n d der Kaufpreise die gesamtwirtschaft l ich p rob lemat i sche Anpas-
sung über Leerstände sowie unvol lendete u n d unverkäufl iche Neubauten . 8 0 
W ä h r e n d in Per ioden m a k r o ö k o n o m i s c h e r Stabilität der endogene Einfluss auf die 
Zyklizität vorherrscht , s ind die wohnungswir t schaf t l ichen Zyklen in Zeiten b innenwi r t -
schaftl icher Instabilität tendenziell exogen verursacht . Die z u n e h m e n d e in te rna t iona le 
In te rdependenz u n d Verf lochtenhei t der Güte r - u n d Kapitals tröme über t räg t z u d e m 
m a k r o ö k o n o m i s c h e Instabil i täten zwischen den beteiligten Volkswirtschaften, sodass es 
zu einer z u n e h m e n d e n Über lagerung und Verstärkung binnenwir tschaf t l icher W o h n -
immobi l ienzyklen du rch globale Kapitalbewegungen kommt . 8 1 W ä h r e n d noch in den 
fünfziger u n d sechziger Jahren die nat ionalen Wohnungsbauzyklen überwiegend e n d o -
gen verursacht waren u n d demzufo lge unterschiedlich verliefen, lässt sich seit den sieb-
ziger Jahren eine z u n e h m e n d e Tendenz z u m Gleichlauf feststellen mi t der Konsequenz , 
dass die in Ampl i tude , Dauer u n d gesamtwir tschaf t l ichen Rückwirkungen tendenziel l 
außerorden t l i ch verstärkte wohnungswir t schaf t l i che Zyklizität einen destabi l is ierenden 
Einfluss auf die na t ionalen Volkswirtschaften und die Weltwirtschaft ausübt.8 2 Gravie-
rende spekulat ive Blasen mit lang a n d a u e r n d e n Abschwungphasen u n d be t räch t l ichem 
negat ivem Eigenkapital ereigneten sich insbesondere in Ländern, wo F inanzmark tde re -
gul ierung, expansive Geldpol i t ik u n d ein hohes A u s m a ß steuerlicher Verzerrungen zu-
gunsten wohnungswi r t schaf t l i cher Invest i t ionen z u s a m m e n trafen.8 3 
2.1.5 Komplementärer, monopol i s t i scher Einsatzfaktor Boden 
W o h n i m m o b i l i e n sind lokale Güter.8"1 Einmal err ichtet , bleiben sie langfristig wi rksam 
und lokal gebunden , sodass sie als Teil der gebauten Umwelt einen entscheidenden Ein-
fluss auf den zukünf t igen Entwicklungsverlauf der Region ausüben.8 5 Auch eine Nu t -
zungsände rung ist meist nicht o h n e weiteres möglich. Die komplemen tä re Ressource 
Boden ist im Unterschied zu den ande ren Einsatzfaktoren Arbeit und Kapital nicht be-
liebig ve rmehrba r und n u r begrenzt d u r c h vermehr ten Kapitaleinsatz in Form verdich-
teterer Bauweise substi tuierbar.8 6 Jedes G r u n d s t ü c k ist ein f lächenbegrenztes Unikat , das 
wegen seiner Einmaligkeit weder reproduz ie r t noch durch ein anderes Gut mit gleicher 
78 Vgl. Becker (1998), S. 41,59. 
79 Vgl. Ball (1994), S. 103; Oxley/Smith (1996), S. 14; Becker (1998), S. 41, 60. 
80 Vgl. Becker (1998), S. 39. 
81 Vgl. Dehesh/Pugh (2000), S. 2581. 
82 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 200, 206; Dehesh/Pugh (2000), S. 2583. 
83 Vgl. Dehesh/Pugh (2000), S. 2586. 
84 Vgl. Matti (1986), S. 6; Heuer (1991), S. 41; Park (1991), S. 26; Pfeiffer (1993). S. 287; Deutsch (1999), S. 22. 
85 Vgl. Matti (1986), S. 6; Härsman/Quigley (1990), S. 3. 
86 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 13; Ladd (1998b), S. 26; Nolte (2000), S. 63. 
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Nutzungsar t subst i tuier t werden kann . Seine Immobi l i t ä t schützt es vor Diebstahl und 
seine Stabilität vor Veral terung u n d Zers törung . Der Boden ist mi t diesen Prämissen ein 
stets existenter P roduk t ions fak to r f ü r alle Bauwerke, aber wegen seiner Funkt ion für den 
Naturhausha l t eine zu schützende ökologische Existenzbasis.8 ' 
Die S teuerungsfunkt ion des Bodenpreises als kapitalisierter Form der Bodenrente bei 
der Herausb i ldung unterschiedl icher Nutzungss t ruk turen im städtischen Raum wurde 
vor allem in den theoret ischen Arbei ten zur städtischen Bodenrente wieder gegeben.88 Sie 
erklären die Herausb i ldung unterschiedl icher Nutzungss t ruk turen mi t unterschiedlichen 
Rentenangebotskurven im städtischen R a u m , die für das Entstehen sachlicher u n d r ä u m -
licher Teilmärkte verantwort l ich sind, du rch die Suche nach e inem op t ima lem Einsatzver-
hältnis von Kapital u n d Boden.89 Der Bodenpreis ist der kapitalisierte Betrag der künf t ig 
anfallenden Bodennu tzungen , den ein Nachfrager zu zahlen bereit ist. Der Marktwer t von 
Baugrundstücken ergibt sich aus der Qual i tä t ihres Teilmarktes sowie der Größe und Bo-
denbeschaffenheit in Bezug auf die zulässige Nutzung . Von gleichem Gewicht ist jedoch 
die infrastrukturel le Auss ta t tung des leicht erreichbaren Umfeldes mit Einrichtungen der 
Versorgung, Bildung, Kultur u n d Freizeit sowie die Verkehrsanbindung als Erreichbar-
keitsgrad und Lärmpegel . Schließlich wirken auch die Angebotsmenge und die Erschlie-
ßungskosten auf die Preisbi ldung ein. Das E i n k o m m e n aus d e m produkt iven Einsatz 
von Bodennu tzung für den Bodene igen tümer ist die der Preisbildung zugrunde liegende 
Grundrente. 9 0 In der Konkur renz u m Grunds tücksnu tzungen wird sich demnach der Nut -
zer durchsetzen, der die Lage- u n d Intensi tä tspotent iale eines Grunds tücks am besten 
kombinieren und d a d u r c h opt imal auszuschöpfen versteht.91 Un- oder fehlregulierte Bo-
denmark tmechan i smen bergen so die Gefahr sozial unausgewogener Verhältnisse. Z u m 
einen d roh t eine Verdrängung der W o h n u n g s n u t z u n g du rch die Konkurrenz der gewerb-
lichen Flächennutzung, z u m anderen d roh t teures W o h n e n in attraktiven Lagen, ins-
besondere in at traktiven Altbeständen, das preisgünstige W o h n e n zu verdrängen.9 2 
Die Verfügbarkeit von W o h n b a u l a n d , das in Urbanen Regionen zwei Drittel bis drei 
Viertel des bebauten Bodens umfass t , stellt e ine der bedeu tends ten räumlichen Restrik-
t ionen einer Region dar.93 In bereits wei tgehend bebau ten Regionen sind die Erweite-
rungsmöglichkei ten eingeschränkt .9 4 Baulandanbie te r können in der Regel n u r aus ei-
n e m begrenzten Vorrat schöpfen. 9 5 N u r bis zu e inem gewissen Grade sind die meisten 
Grunds tücke durch die Kombina t ionsmögl ichke i ten ihrer Merkmale wie Lage, G r ö ß e 
u n d Zuschni t t durch ande re G r u n d s t ü c k e ersetzbar.96 Dadurch besitzen die wenigen An-
bieter im Vergleich zu anderen Märk ten eine relativ starke monopol i s t i sche Position, die 
es ihnen erlaubt, einen sehr bet rächt l ichen Teil de r du rch Bebauung erwarte ten Wertstei-
gerungen leistungslos zu vere innahmen. 9 ' Der Urbane Bodenmark t ist ein Verkäufer-
87 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 116. 
88 Vgl. Marshall (1939); Muth (1969);. 
89 Vgl. Park (1991), S. 27; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 5, 7 f., 9. 
90 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 116. 
91 Vgl. Park (1991), S. 27. 
92 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 255. 
93 Vgl. Leushacke/Wegener (1987), S. 212. 
94 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 14. 
95 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 14. 
96 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 13. 
97 Vgl. Marshall (1939), zit. nach Park (1991), S. 173; National Swedish Building Research (1970), S. 14; 
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mark t , auf d e m häuf ig ein gleich gerichtetes Verhalten der Anbie ter zu beobach ten ist, 
das Nel l -Breuning als kollektives M e i n u n g s m o n o p o l bezeichnet . Da ein Ausweichen auf 
andere Angebote nicht möglich ist, haben Investoren f ü r G r u n d u n d Boden das zu zah-
len, was der Markt , die kleine G r u p p e der Bodenbesitzer, fordert .9 8 
Aufgrund der beschränkten Reproduzierbarkeit steigen die realen Bodenpreise im Zeit-
ablauf schneller als die Baupreise, die sich schneller e rhöhen als der Lebenshaltungskosten-
index, und in etwa in Einklang mit der Entwicklung der realen Kaufkraft , sodass sich der 
Bodenkostenanteil einer Wohnimmobi l i e kontinuierl ich e rhöht u n d den Eigentümern der 
knappen Ressource bebauter oder unbebauter urbaner Boden ein z u n e h m e n d größerer 
Anteil der gesamtwirtschaftl ichen Wer t schöpfung leistungslos zufällt.99 Überlagert wird 
der tendenzielle Anstieg der realen Bodenpreise durch teilweise heftige zyklische Wellen.100 
Weil wegen der beschränkten Reproduzierbarkei t des Baubodens kein Bodenanbie te r 
sein Angebot von sich aus ve rmehren kann u n d kein freier Mark tzu t r i t t mögl ich ist, er-
zielt selbst der Grenzanbie ter eines Bodenmark tes in der Regel noch einen Preis, der die 
Angebotskosten wesentlich übersteigt. Infolge der V e r k n a p p u n g des Baubodens erhält 
theoret isch noch das un te r Lage- u n d Ausnutzbarkei tskr i ter ien geringwert igste G r u n d -
stück marktgängigen Charakter.1 0 1 Dieser M e c h a n i s m u s bewirkt , dass alle Bodeneigentü-
mer, die bereits ein G r u n d s t ü c k nutzen , kein Interesse an einer weiteren Auswei tung des 
Baulandangebots haben , w ü r d e doch h ie rdurch der weitere Wer tzuwachs ihrer I m m o b i -
lien gebremst . Durch Z u r ü c k h a l t u n g werden z u d e m die Bodenpreise über die mark t -
bedingte Knapphei t h inaus e rhöh t , was auch d e m verkaufswill igen E igen tümer die Mög-
lichkeit bietet, von e rhöh ten Preisen zu prof i t ieren. Somi t ergibt sich häuf ig eine Lücke 
zwischen e inem potentiel len u n d e inem realisierten Angebot , das d u r c h einzelwirt-
schaftl ich rat ionales Marktverhal ten der E igen tümer hervorgerufen wird , u n d Nachfra-
ger, die Boden bebauen wollen, k o m m e n nicht z u m Zuge.102 
Da ein Baugrundstück die O p t i o n beinhaltet , zu e inem (beliebigen) Ze i tpunkt eine 
über Art u n d M a ß der baul ichen Nu tzung festgelegte Qual i tä t einer Fläche zu errichten 
oder du rch Erneuerung, U m b a u , Modern i s ie rung oder Abriss zu verändern,1 0 3 deren Rest-
laufzeit, sofern nicht durch Regulierungen eingeschränkt , stets unendl ich ist104 u n d deren 
innerer Wert durch Subvent ionen e rhöh t wird,105 ergibt sich die gesamtwirtschaft l iche 
Problematik, dass, im Gegensatz zu den an den Lebenszyklus des Haushal t s gebundenen 
wohnungswir tschaf t l ichen Investi t ionen zur Selbstnutzung, im M i e t w o h n u n g s b a u staatli-
che Intervent ionen no twendig sind, sofern eine Angebotsauswei tung oder eine Verbes-
serung des Bestands du rch Modern is ie rungen oder umfangre iche Sanierungen erfolgen 
soll, da bauliche Investi t ionen eine Vernichtung des im Regelfall kons tan te r oder steigen-
Matti (1986), S. 6; Barlow/Duncan (1992), S. 105; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 13; Barlow/ 
Duncan (1994), S. 88; Oxley/Smith (1996), S. 40. 
98 Vgl. Nell-Breuning (1956b), S. 323-325. 
99 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 5 f.; Park (1991), S. 5; Barlow/Duncan (1992), S. 105, 111; Barlow/ 
Duncan (1994), S. 88; McCrone/Stephens (1995), S. 2; Ball/Wood (1999), S. 202; Deutsch (1999), 
S. 142, 206. 
100 Vgl. Deutsch (1999), S. 150. 
101 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 15. 
102 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 17. 
103 Vgl. Sotelo (2001), S. 130. 
104 Vgl. Sotelo (2001), S. 140. 
105 Vgl. Sotelo (2001), S. 152. 
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der Bodenpreise vo rhandenen Aufgelds der Realoption mit sich br ingen, fü r die der 
Grunds tückse igen tümer eine Entschädigung erhalten muss, soll er sie realisieren.106 Aus-
geübt wird die Realopt ion dann nur, wenn der innere Wert nicht negativ ist u n d von sin-
kenden Miet- u n d d a m i t Grundstückspreisen ausgegangen wird.107 Zu Bebauung führen 
kann somit die erwar te te Streichung einer Vermietersubvention,1 0 8 sowie steuerliche För-
derungen wie Abschreibungen, die im jeweiligen Kalenderjahr in Ansatz gebracht werden 
müssen.1 0 9 Der Einsatz s teuerinduzierter M a ß n a h m e n zur Kompensa t ion der Aufgelder 
birgt jedoch die Problemat ik , dass der inneren Wert der Realoption sich e rhöht , sodass 
m e h r Angebot produzier t wird, als unter Ausblendung der opt ions theore t i schen Proble-
mat ik in e inem funk t ion ie renden Güte rmark t erstellt werden würde , u n d z u d e m das Aus-
m a ß der Bautätigkeit sich zunächst nicht nach dem Bedarf, sondern nach der insgesamt zu 
sparenden Steuerbelastung bemisst.110 
Weil der Bodenmark t ein aus den Nutzungsmögl ichkei ten abgeleiteter Markt ist, ist 
eine sichere Ermi t t lung zukünf t iger Erträge von Grunds tücken oft schwierig, wenn nicht 
gar unmögl ich , denn Nutzungsmögl ichkei ten sind keine kons tan te Größe , sondern kön-
nen sich im Laufe der Zeit ändern . Der Grunds tücksmark t ist somi t ein spekulativer 
Markt.111 Bei den Anlegern steht nicht nu r das Ziel im Vordergrund, Erträge durch Nu t -
zung der Grunds tücke zu erwir tschaften, sondern m a n hoff t auch auf noch höhere Erträge 
be im Weiterverkauf der Immobi l ie . Besonders deutl ich zeigt sich das in wachs tumss ta rken 
Bal lungsräumen u n d in zentralen Innenstadtlagen, wo es durch die Kombina t ion von An-
lage suchendem Kapital, der Erwar tung höherwert iger Nutzungen u n d der A n n a h m e 
s tändig steigender Nachfrage zu einem künst l ichen Hochschrauben , e inem Bubble-Effekt, 
der Bodenpreise k o m m t . Spekulative Investoren e rhöhen die Bodenpreise, indem sie ver-
stärkt in die Objekte u n d Grundstückslagen investieren, die schon in der Vergangenheit 
die größten Preissteigerungen besaßen.112 Bei Preisstagnation hingegen verfällt der G r u n d -
s tücksmarkt auf der Angebotssei te tendenziell in Attentismus.1 1 3 Dieser Mechan i smus hat 
eine starke En tkopp lung der Bodenpreise von den auf den Böden erwir tschaf te ten Erträ-
gen zur Folge, verringert die Veräußerungs- und Nutzungsberei tschaft u n d lässt Bauland 
als inflationssicheres Anlageobjekt erscheinen.114 
Für Developer steht tendenziell nicht die Erzielung langfristiger Produktivitätssteigerun-
gen, sondern die spekulative Appropr i ierung kurzfristig erzielbarer Bodenwertsteigerungen 
durch Bebauung im Vordergrund, mit gesamtwirtschaftlich nachteiligen Auswirkungen auf 
dynamische Effizienz und Stabilisierung.115„Despite appearance, housebuilding is only par-
tially the business of put t ing u p houses. The houses are the socially acceptable side of ma-
king profits out of land appreciation."1 1 6 
106 Vgl. Sotelo (2001), S. 163 f. 
107 Vgl. Sotelo (2001), S. 147, 156. 
108 Vgl. Sotelo (2001), S. 152. 
109 Vgl. Sotelo (2001), S. 153. 
110 Vgl. Sotelo (2001), S. 164. 
111 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 6,19. 
112 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 7. 
113 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 14. 
114 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 15; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 7. 
115 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 89, 116 f., 155 f. 
116 Investors Chronicle, 8/1/4, zit. nach Barlow/Duncan (1994), S. 89. 
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2.1.6 Durch Heterogenität e ingeschränkte Markteffizienz 
Im Unterschied zu vielen anderen Märk ten zeichnet sich der W o h n i m m o b i l i e n m a r k t 
d u r c h eine große Mark the te rogen i tä t aus.117 Jede Wohn immob i l i e unterscheide t sich 
von anderen nicht n u r du rch ihre Lage, sondern auch du rch ihre Gesta l tung, ihre Aus-
s ta t tung u n d ihre Nutzung. 1 1 8 Regionale Ungleichgewichte sind auch bei e inem gesamt-
wir tschaft l ich ausgegl ichenem W o h n u n g s m a r k t möglich.1 1 9 
Diese Heterogeni tä t von W o h n i m m o b i l i e n bewirkt eine e ingeschränkte Mark t t r ans -
parenz.120 Für jede Siedlung, jeden Wohnblock , jedes W o h n h a u s u n d sogar jede einzelne 
W o h n u n g bildet sich ein eigener Preis.121 Die mone tä r en und n i c h t m o n e t ä r e n Transakti-
onskosten sind sehr hoch , was geringe Kapitalumschlaghäufigkei t , d ü n n e oder fehlende 
Märk te u n d e ingeschränkte Fungibili tät zur Folge hat.122 Es ents tehen komplexe Akteur-
konste l la t ionen, die n u r schwer zu durchschauen sind.123 Der Gleichgewichtspreis ist ein 
Referenzpreis, die konkre ten Preise erscheinen als Preisdispersion. Die Preisdispersion 
eines Teilmarkts wi rd d u r c h Preisdifferentiale überlagert , die d u r c h die Segmenta t ion 
in verschiedene E i g e n t u m s f o r m e n ents tehen u n d die Vermögenspos i t ion der Kon-
sumen ten empf ind l i ch verzerren können.1 2 4 Die mark tbes t immte Preisdispersion er-
zeugt eine u n e r w ü n s c h t e Redis t r ibut ion von Ressourcen, wenn Anbie ter den d r ingenden 
Bedarf der Nachf rage nu tzen , u m in d e m durch die Dispersion erzeugten „Noise" eine 
Anbie ter rente abzuschöpfen . Dies fällt ihnen u m so leichter, je m e h r sich der m a r k t -
b e s t i m m t e n K o m p o n e n t e eine segmenta t ionsbes t immte Preisdispersion überlagert.1 2 5 
Die Eigendynamik eines pr ivatwir tschaft l ichen W o h n i m m o b i l i e n m a r k t e s f ü h r t zu ei-
ner z u n e h m e n d e n Prof i l ierung u n d Segregation von Wohngebie ten , d e n n mit d e m Ni-
veau der sozialen Exklusivität e rhöh t sich die Miete oder Eigenmiete u n d dami t der 
Mark twer t einer Wohnimmobi l ie . 1 2 6 Auch wenn die d iskr iminier ten G r u p p e n bereit 
u n d in der Lage sind, fü r ein quali tat iv höherwer t iges W o h n u m f e l d en tsprechend zu 
zahlen, da sie bereits f ü r W o h n r a u m in marginalisierten Wohnvier te ln übe rhöh te Preise 
en t r ich ten müssen , sorgen die Anre izs t rukturen für einen effektiven u n d persis tenten 
Ausschluss.127 
Zwischen den verschiedenen Wohnungs te i lmärk ten besteht zwar ein enger Verbund , 
sodass sich Angebots- u n d Nachfrageverschiebungen auf e inem Teilmarkt auf benach-
bar ten Tei lmärkten for tp f lanzen , was als Filtering bezeichnet wird.1 2 8 Die große Gefahr 
eines mark tges teuer ten Filtering-Prozesses besteht jedoch in der inhären ten Tendenz zur 
117 Vgl. Matti (1986), S. 6; Eekhoff (1987), S. 3; Harvey (1987), S. 25; Park (1991), S. 26; Dieterich/ Drans-
feld/Voss (1993b), S. 13. 
118 Vgl. Dickens et al (1985); Eekhoff (1987), S. 3; Harvey (1987), S. 25; Härsman/Quigley (1990), S. 2; 
Park (1991), S. 29; Lundqvist (1992a), S 10 f. 
119 Vgl. Nolte (2000), S. 62 f. 
120 Vgl. Eekhoff (1987), S. 3; Harvey (1987), S. 25; Härsman/Quigley (1990), S. 2. 
121 Vgl. Deutsch (1999), S. 22. 
122 Vgl. Pyhrr et al. (1989), S. 13; Härsman/Quigley (1990), S. 2; Park (1991), S. 29; Börsch-Supan (1994), 
S. 120; Deutsch (1999), S. 43. 
123 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 13. 
124 Vgl. Deutsch (1999), S. 23, 93. 
125 Vgl. Deutsch (1999), S. 93. 
126 Vgl. Häußermann (2000), S. 14 f 
127 Vgl. Bourne (1981), S. 91; Barlow/Duncan (1992), S. 106. 
128 Vgl. Westphal (1978), S. 545 ff. 
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Wohnsegregat ion, der die soz ioökonomisch benachtei l igten G r u p p e n auf den Teil des 
Wohnungsbes tands verweist, der d u r c h Neubau u n d Umzugske t ten frei wird.129 Nur 
wenn der W o h n u n g s m a r k t s tark angespann t ist u n d insbesondere die Wohnungsversor -
gung unterer E inkommenssch ich ten u n d d iskr iminier ter Bevölkerungsgruppen schlecht 
ist, werden alle im Prof i l ierungsprozess freigesetzten W o h n u n g e n wieder belegt. In Aus-
nahmefäl len kann die Belegungsdichte sogar z u n e h m e n , wenn die W o h n u n g e n des ver-
fallenden Gebietes relativ g roß sind u n d wenn die nach rückenden Haushal te sich nu r 
sehr kleine u n d schlechte W o h n u n g e n leisten k ö n n e n , sodass es sich lohnt , bes tehende 
W o h n u n g e n aufzuteilen, wie im Z u s a m m e n h a n g mit radikalen Flächensanierungen in 
einzelnen amerikanischen Städten w ä h r e n d der sechziger Jahre oder zur Zeit des kräf t i -
gen Zus t roms von Gastarbei tern in einzelnen Städten der Bundesrepublik.1 3 0 
2.1.7 Hohe Externalitäten in Produkt ion und Konsum 
In P roduk t ion und Konsum Urbanen W o h n r a u m s sind gravierende Externali täten im 
Überfluss vorhanden.1 3 1 Die fü r Nu tzungswer t u n d Preis einer Urbanen W o h n i m m o b i l i e 
ausschlaggebendsten Einf lussfaktoren liegen regelmäßig auße rha lb des Einflussbereichs 
des Eigentümers.1 3 2Die städtische Bodenren te wird im wesent l ichen du rch die posit iven 
externen Effekte einer s tädt ischen Verd ich tung verursacht , zu denen öffentl iche P l anun-
gen u n d Investi t ionen erheblich beitragen.1 3 3 Versuche theoret ischer Model l ierungen fin-
den sich in der Theorie öffent l icher Güter , in der Theor ie des Förderal ismus sowie in 
hedonis t ischen Bewertungstechniken.1 3 4 
Wohngebäude stehen im Siedlungsverband.1 3 5 Die Qual i tä t des Gutes Wohnen ergibt 
sich neben d e m Zus tand der Wohne inhe i t auch aus der baul ichen Gestal tung und der 
sozialen Qual i tä t des nachbarschaf t l ichen Umfelds , der Qual i tä t des Wirtschafts- , Frei-
zeit-, Kultur- u n d Bi ldungss tandor ts u n d d e m Angebot an technischen und sozialen 
öffent l ichen Dienstleistungen.1 3 6 S ied lungss t rukturen verfestigen soziale S t rukturen , 
k ö n n e n aber auch kumula t ive Prozesse der Segregation u n d des Verfalls auslösen.137 
Ähnlich wie Bildung, Erziehung u n d Gesundhei t svorsorge stellt die Wohnungsversor -
gung als materielle Lebensgrundlage gegenwärt iger u n d künf t ige r E inwohner ein mer i -
torisches Gut dar, dessen Konsum neben d e m einzelwirtschaft l ichen Nutzen auch in 
vielfältiger Weise gesamtwir tschaf t l ichen Nutzen stiftet.138 
129 Vgl. Bourne (1981), S. 91; Best (1990), S. 5; Park (1991), S. 28. 
130 Vgl. BMRBS (1979b), S. 26. 
131 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 107; Oxley/Smith (1996), S. 10. 
132 Vgl. Matti (1986), S. 6; Härsman/Quigley (1990), S. 2; Park (1991), S. 27. 
133 Vgl. Pfeiffer (1993). S. 371; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 9. 
134 Vgl. Tiebout (1956); Kain/Quigley (1970); Head (1974); Musgrave/Musgrave (1984); Goodman 
(1978); Rosen (1978), zit. nach Park (1991), S. 27, 29. 
135 Vgl. Matti (1986), S. 6. 
136 Vgl. Matti (1986), S. 6; Leushacke/Wegener (1987), S. 212; Härsman/Quigley (1990), S. 2; Park (1991), 
S. 29, 179; Deutsch (1999), S. 23; Madennan/More (1999), S. 17. 
137 Vgl. BMRBS (1979b), S. 42; Börsch-Supan (2000), S. 26. 
138 Vgl. Park (1991), S. 7, 25; Barlow/Duncan (1992), S. 107; Oxley/Smith (1996), S. 11; Maclennan/More 
(1999), S. 17. 
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In weit stärkerem Maße als bei vielen anderen Sachinvestitionen bedingen und erfordern 
sich individuelle und kollektive Investitionen wechselseitig.139 Die Lage ist nicht eine dem 
Grundstück inhärente Eigenschaft, sondern es empfängt sie von seiner Umgebung und trägt 
seinerseits dazu bei, anderen Grunds tücken ihre Lage zu geben, sodass idealiter jedes Grund-
stück kraft der Gemeinschaftsgebundenhei t des Urbanen Grundvermögens sich so in das 
Ganze einordnet , dass alle eine Lage aufweisen, die die physischen und kulturellen Bedürf-
nisse der Bevölkerung erfüllen kann.140 Einmal errichtet, bleiben Wohnungsbauinvest i t ionen 
langfristig wirksam und lokal gebunden, sodass sie von gegenwärtigen und künftigen Gene-
rationen genutzt werden können u n d so einen entscheidenden Einfluss auf den zukünftigen 
Entwicklungsverlauf der Region ausüben.141 Da zudem urbaner Boden n u r begrenzt repro-
duzierbar und eine Änderung der Bodennutzung häufig mit hohen, teilweise prohibitiven 
Umwidmungskos ten verbunden ist, bestehen, ähnlich wie bei erschöpfbaren natürlichen 
Ressourcen, Entscheidungsinterdependenzen zwischen den Generationen.1 4 2 
Im Urbanen R a u m ist langfrist ig angelegte öffent l iche P l a n u n g erforderl ich, die öf-
fentliche u n d private Invest i t ionen räuml ich und zeitlich koord in ie r t und die Ver-
fügungsberech t igung und Gestal tungsfreihei t der E igen tümer e inschränkt durch die 
E inb indung in das bauliche Umfe ld u n d die gesellschaftlichen u n d ökonomischen Erfor-
dernisse der Region.143 Das h o h e A u s m a ß an öffent l ichen A u f w e n d u n g e n bei der Bereit-
stellung von W o h n r a u m er forder t ferner, dass die k o m p l e m e n t ä r e Ressource u rbaner 
Boden a m richtigen Or t , zur r ichtigen Zeit u n d zu angemessenen Kosten bereit steht.144 
Stadtentwicklung tangiert deshalb Fragen der Verteilungsgerechtigkeit und der stati-
schen u n d dynamischen Allokationseffizienz.1 4 5 
Insbesondere die U m w a n d l u n g ländl ichen in Urbanen Boden f ü h r t zu hohen Wert-
steigerungen.1 4 6 K o m m e n die öffent l iche P lanungen u n d Invest i t ionen durch erhebliche 
Bodenwerts te igerungen den wenigen Bodene igen tümern u n d Developern quasi leis-
tungslos zugute , so besteht auf pr ivater Seite ein Anreiz zur subopt imalen N u t z u n g 
du rch Bau landhor tung , w ä h r e n d den K o m m u n e n die Mit tel fehlen, u m das notwendige 
S tad twachs tum zu f inanzieren u n d die künf t igen Nu tze r mit h o h e n Wohnkos ten belastet 
werden.1 4 7 Die größte Last t ragen im Regelfall die Hausha l t e mi t n iedr igem E i n k o m m e n 
über h o h e u n d im Zeitablauf real s teigende W o h n k o s t e n , W o h n u n g s n o t und Überbele-
gung.148 Z u d e m kapitalisiert sich jede Subven t ion ie rung der W o h n u n g s n u t z u n g elastizi-
t ä tenabhängig bis zu e inem gewissen Grade in Bodenwerts te igerungen. 1 4 9 Es ist deshalb 
aus fiskalischen, allokativen u n d vertei lungspoli t ischen G r ü n d e n fü r den wohnungswi r t -
schaft l ichen Sektor en t sche idend , in wie weit es d u r c h inst i tut ionel le Innovat ionen ge-
lingt, die Preisentwicklung Urbanen Bodens un te r Kontrol le zu halten.150 
139 Vgl. Heuer (1991), S. 24; Maclennan/More (1999), S. 17. 
140 Vgl. Nell-Breuning (1956a), S. 312 f. 
141 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 3, 5; Park (1991), S. 29. 
142 Vgl. Besserer (1984), S. 305 f. 
143 Vgl. Matti (1986), S. 6; Härsman/Quigley (1990), S. 3; Park (1991), S. 29. 
144 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 11; Park (1991), S. 6, 171, 179. 
145 Vgl. Park (1991), S. 171. 
146 Vgl. Park (1991), S. 17,225,254. 
147 Vgl. Park (1991), S. 6, 171, 178 f., 225. 
148 Vgl. Park (1991), S. 6, 15,205,212,252. 
149 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 39. 
150 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 11. 
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2.1.8 Verteilungspolitische Bedeutung 
Fragen der Verteilung des Wohnungsbes tands u n d der Kosten seiner Nutzung besitzen eine 
eminente verteilungspolitische Bedeutung.151 Die Wohnimmobi l i e ist das wertvollste Asset 
im Portfolio eines durchschnit t l ichen Haushal ts u n d beansprucht einen hohen Teil seines 
Einkommens.1 5 2 In den USA besteht r und 4 0 % des gesamtwirtschaft l ichen Vermögens aus 
Wohnimmobil ien.1 5 3 In Deutschland entfällt r und die Hälf te des in der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung ausgewiesenen privaten Kapitalstocks auf den Wohnungsbestand, 1 5 4 
und das volkswirtschaftliche Net toanlagevermögen des gesamten Unternehmenssektor mit 
Ausnahme der Wohnungsvermie tung wie auch das Geldvermögen der privaten Haushal te 
sind jeweils geringer als das in Wohnimmobi l i en gebundene Vermögen.1 5 5 
Etwa ein Fünftel der gesamtwir tschaf t l ichen E i n k o m m e n s v e r w e n d u n g entfällt auf die 
Wohnungsnutzung. 1 5 6 In allen Ländern , u n a b h ä n g i g vom durchschni t t l i chen Lebens-
s tandard, ist ein großer Teil der Bevölkerung außers tande , die vollen Kosten einer akzep-
tablen Wohnungsverso rgung zu tragen.157 In Wes teuropa sind schätzungsweise ein Vier-
tel bis ein Drittel der E inwohner nicht in der Lage, die vollen ökonomischen Kosten 
ihres W o h n k o n s u m s zu übernehmen. 1 5 8 
Auf den schwächeren Glieder in der sozialen Kette, die ihre Kreditwürdigkeit als Zahler 
oder Verlässlichkeit als Mieter nicht ausreichend darstellen k ö n n e n , lasten auf d e m Woh-
nungsmark t verbreitet die höheren Risiken u n d Kosten, u n d tragen so häuf ig zum Auftre-
ten asymmetrischer In fo rmat ion bei. Die Rat ionierung u n d die perzipierte Rat ionierung, 
der en tmut ig te Verzicht auf Suchakt ionen auf d e m W o h n u n g s - u n d Kredi tmarkt , legen 
nahe, dass die öffentliche H a n d durch ein öffentl iches Mie twohnungsangebo t u n d risiko-
versichernde Finanzierungsdesigns, die privatwirtschaft l ich zu angemessenen Prämien-
kondi t ionen nu r bei hoher Bonität u n d begrenztem Risiko erhältlich sind, die Chancen 
im rechtzeitigen Zugang zu angemessenem W o h n e n steigern u n d volkswirtschaftl iche 
Verluste aus nicht realisierten Projekten abwenden kann.1 5 9 
2.1.9 Konjunktur- und wachstumspol i t i sche Bedeutung 
Der wohnungswir t schaf t l iche Sektor ist m i t r u n d der Häl f te des in der Volkswirtschaft-
lichen Gesamt rechnung ausgewiesenen pr ivaten Kapitalstocks, was seinen Kapitaleinsatz 
betrifft , der größte Sektor einer Volkswirtschaft.1 6 0 Mit etwa e inem Drittel der Brut to-
anlageinvesti t ionen ist die Wohnungswi r t s cha f t auch einer der wichtigsten Investoren 
einer entwickelten Volkswirtschaft.161 Etwa 1 0 % des BIP entfallen in Europa auf offiziell 
151 Vgl. Park (1991), S. 25, 212; Oxley/Smith (1996), S. 12, 15; Deutsch (1999), S. 39. 
152 Vgl. Park (1991), S. 25,212, 225. 
153 Vgl. DiPasquale/Wheaton (1996), S. 5. 
154 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 265. 
155 Vgl. Bach/Bartholmai (1996), S 61. 
156 Vgl. Maclennan/More (1999), S. 17. 
157 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 1 f. 
158 Vgl. Park (1991), S. 31; Härsman/Quigley (1990), S. 3; McCrone/Stephens (1995), S. 1 f. 
159 Vgl. Deutsch (1999), S. 28, 82, 84, 284 f. 
160 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 265. 
161 Vgl. Wielens (1994), S. 97; GdW (1996), S. 3, 10; Nolte (2000), S. 81; Oswald (2000), S. 9 f. 
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registrierte Bauleistungen, die tatsächliche W e r t s c h ö p f u n g liegt au fg rund des hohen An-
teils der Schat tenwir tschaf t , die nach wissenschaft l ichen Schätzungen 1997 1 5 % des BIP 
betrug, wovon fast die Hälf te auf Bauleis tungen entfiel,162 u m einiges höher.163 Der Mul-
t ipl ikator von Wohnungsbau inves t i t i onen wird auf 2,4 geschätzt.164 
Dami t besitzt die Wohnungswi r t s cha f t eine Schlüssel funkt ion im Rahmen der Kon-
junktur* u n d Wachs tumspol i t ik , aber auch in der regionalen Entwicklungs- u n d Struk-
turpolitik.1 6 5 P roduk t ion , K o n s u m u n d Ins t andha l tung von W o h n r a u m schaffen Anreize 
für Beschäft igung, P roduk t ion u n d Ersparn isb i ldung fü r die gesamte Volkswirtschaft.166 
Wohnungswir t schaf t l i che Invest i t ionen e r h ö h e n das Sozialkapital, den K o n s u m f o n d , 
nicht das P roduk t ionspo ten t i a l einer Volkswirtschaft.1 6 7 Theore t isch ist das gesamtwir t -
schaftl iche O p t i m u m der Wohnungsbau inves t i t i onen erreicht , wenn der marginale Bei-
trag des wohnungswi r t schaf t l i chen Sektors z u m Volkse inkommen d e m marginalen 
Rückgang des Beitrags der ande ren Sektoren entspricht .1 6 8 
Wachs tum u n d dynamische Effizienz werden e rhöh t , i n d e m die öffentl iche H a n d den 
Unterschied zwischen privater u n d der sozialer Diskont ra te übe rb rück t u n d die d e m 
privaten Sektor inhären te Tendenz zur Unter inves t i t ion in ex t rem langlebige Wir t -
schaftsgüter ausgleicht.169 Aus m a k r o ö k o n o m i s c h e r Perspektive liefert die Variation der 
W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g neben der Glä t tung von unerwar te t en Engpässen in der Woh-
nungsversorgung a u f g r u n d ihrer h o h e n Beschäft igungs- u n d Mul t ip l ika torwirkungen 
einen wichtigen Bestandteil der Stabilisierungspolit ik.1 7 0 W o h n u n g s b a u p r o g r a m m e eig-
nen sich hervor ragend zur S t imula t ion der lokalen oder regionalen Wir tschaf t und zur 
Redistr ibut ion zwischen Regionen.171 
W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g e rhöh t tendenziel l die gesamtwir tschaf t l iche Ersparnisbil-
dung.1 7 2 So liegt in Deutsch land die Spa rquo te von Hausha l t en mit W o h n e i g e n t u m u m 
das Doppel te bis Dreifache über der von Hausha l ten ohne.1 7 3 Die statische und dyna-
mische Effizienz u n d dami t die W a c h s t u m s d y n a m i k wird e rhöh t , wenn über eine Re-
duk t ion der endogenen Zyklizität des W o h n u n g s b a u s Produkt iv i tä ts for tschr i t te erzielt 
werden, u n d über eine Förde rung der S tandard is ie rung eine exzessive Produktdiversif ie-
rung vermieden wird.174 Auch ein s ignif ikanter Anteil sozialen W o h n u n g s b a u s und 
Selbstbaus schwächt die sek to rendogene Zyklizität ab.175 
Die intergenerat ionale u n d in t ragenera t ionale Redis t r ibut ion über wohnungswi r t -
schaftl iche Invest i t ionen im europä i schen „goldenen Zeitalter des Wohnungsbaus" , 
162 Vgl. Schneider (1998), S. 53. 
163 Vgl. Friedrichs (2000), S. 63. 
164 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 15. 
165 Vgl. Matti (1986), S. 3; Brink (1988), S. 20; Härsman/Quigley (1990), S. 6 f.; Park (1991), S. 25 f., 31; 
Oxley/Smith (1996), S. 13; GdW (1996), S. 10. 
166 Vgl. Park (1991), S. 26. 
167 Vgl. Folin (1985), S. 52; Harvey (1982), S. 229; Matti (1986), S. 7. 
168 Vgl. Burns/Grebler (1976), S. 98. 
169 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 5; Barlow/Duncan (1992), S. 108 f. 
170 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 3; Park (1991), S. 31; Tomann (1996), S. 51; Oxley/Smith (1996), 
S. 13-15; Börsch-Supan (2000), S. 26. 
171 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 3, 10. 
172 Vgl. Park (1991), S. 26; Pfeiffer (1993). S. 343. 
173 Vgl. Hamm (1994), S. 18. 
174 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 4-6; Park (1991), S. 31. 
175 Vgl. Martens (1985), S. 609; Barlow/Duncan (1992), S. 163. 
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Mit te der dreißiger bis Mi t te der siebziger Jahre, die die Wohnungsve r so rgung der Haus-
halte mit t leren und niedrigen E i n k o m m e n s stark verbesserte, f ü h r t e über eine Verbes-
serung der Gesundhei t der Bewohner u n d der Bi ldungschancen ihrer Kinder zu einer 
beträcht l ichen E rhöhung des gesamtwir tschaf t l ichen H u m a n k a p i t a l s u n d dami t zu 
deutl ich höheren u n d stabileren Wachs tumsra ten der Völkswirtschaften.1 7 6 
2.1.10 Arbeitsmarktpolit ische Bedeutung 
Die Bauindustr ie ist bezüglich der Beschäft igung un te r Einschluss der Zulieferer die 
größte europäische Branche.177 Dami t besitzen Bauinvest i t ionen h o h e Beschäftigungs-
u n d Einkommenswirkungen . 1 7 8 Die Wohns i tzwahl ist zugleich eine Wahl des Zugangs 
zu Arbeitsplätzen, sodass die regionalen W o h n u n g s m ä r k t e nachfragesei t ig direkt von 
der regionalen E i n k o m m e n s - u n d Beschäf t igungsentwicklung u n d indirekt über die 
v o m St rukturwandel induzier ten in te rnen Bevölkerungswanderungen gesteuert werden 
u n d sich regionale Wohnungsengpässe unmi t t e lba r auf das Arbei tsangebot in dyna-
mischen Regionen auswirken.1 7 9 Da ein h o h e r u n d s teigender Anteil der Lebenshal tungs-
kosten eines durchschni t t l ichen Haushal t s auf die Wohnkos t e n entfällt , sind sie ein we-
sentlicher Einflussfaktor auf die durchschni t t l i chen Arbei tskosten ihrer Region.180 
Mietpreisrechtsregul ierungen, die n icht -kos tenbas ier te Mie t e rhöhungen massiv begren-
zen, d ienen demzufolge p r i m ä r einer Versicherung der Gesamtwir t schaf t gegen makro -
ökonomische Schocks, die plötzliche, die in te rna t iona le Wettbewerbsfähigkei t gefähr-
dende Erhöhungen der Arbei tskosten nach sich ziehen.181 Auch der Aufbau eines 
kostenmietenbasier ten öffent l ichen oder paraöf fen t l ichen Wohnungsangebo t s , der bis 
zur Markt führerschaf t reichen kann , dient neben dis t r ibut iven Zielsetzungen der Siche-
rung der in ternat ionalen Wettbewerbsfähigkei t der Volkswirtschaft d u r c h Stabilisierung 
der Arbeitskosten.1 8 2 
2.2 Begründung, Formen und Pfadabhängigkeit wohnungswirtschaft l icher 
Interventionen 
2.2.1 Begründungen für Staatseingriffe 
Aus den bisher abgeleiteten gutsspezifischen u n d gesamtwir tschaf t l ichen Eigenschaften 
des wohnungswir t schaf t l ichen Sektors mi t seinen Verf lechtungen zu vor- u n d nachgela-
gerten Märk ten u n d seiner hohen gesamtwir tschaf t l ichen u n d gesamtgesellschaftl ichen 
Bedeutung ergeben sich vielfältige u n d schwerwiegende Begründungen fü r ein hohes 
u n d dauerhaf tes In tervent ionsniveau. Es ist unmi t t e lba r ersichtlich, dass es auch, aber 
176 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 191, 205. 
177 Vgl. Friedrichs (2000), S. 63. 
178 Vgl. Matti (1986), S. 3; Brink (1988), S. 20; Oxley/Smith (1996), S. 13. 
179 Vgl. Matti (1986), S. 3; Härsman/Quigley (1990), S. 2, 10; Barlow/Duncan (1992), S. 126; Becker 
(1998), S. 3; Maclennan/More (1999), S. 17. 
180 Vgl. Matti (1986), S. 3; Deutsch (1999), S. 211. 
181 Vgl. Gyourko (1990). S. 5, 9. 
182 Vgl. Kemeny (1981); S. 25, 155; Kemeny (1995), S. 40. 
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nicht p r imär vertei lungspoli t ische, sonde rn vorrangig allokative, Wachstums-, beschäfti-
gungs- u n d stabil isierungspoli t ische G r ü n d e sind, die die Wir tschaf tspol i t ik aller ent-
wickelten u n d vieler a u f h o l e n d e n Volkswir tschaften dazu bewegen, den wohnungswi r t -
schaftl ichen Sektor weit s tärker als andere Sektoren der Volkswirtschaft zu regulieren. 
Schon die Notwendigkei t der Regul ierung der vorgelagerten Märk te Urbane Boden-
nu t zung u n d Kreditvergabepraxis des Bankensektors beeinflusst in h o h e n Maße den 
wohnungswir t schaf t l i chen Sektor. Die h o h e endogene Zyklizität des Wohnungsbaus 
wirkt sich au fg rund des h o h e n Beitrags zur gesamtwir tschaf t l ichen Wer t schöpfung und 
der hohen Beschäft igungsintensi tät in h o h e m M a ß e destabil is ierend auf den Rest der 
Wir tschaf t aus und induzier t dami t s tabil is ierungspoli t isch mot iv ier te In tervent ionen. 
Die Aneutral i tä t des in den meisten Mi tg l ieds ländern der O E C D auf der Schanz-Haig-
S imon-Konzep t ion b e r u h e n d e n Steuersystems, die sich u m so m e h r aus wirkt, je lang-
lebiger u n d wertvoller das Wir t schaf t sgut ist, über t räg t zwangsläufig beträcht l iche Ver-
zer rungen auf den wohnungswi r t schaf t l i chen Sektor, die der Korrektur bedür fen . 
Schließlich ist es ein ganzes Spek t rum m a k r o ö k o n o m i s c h e r Zielsetzungen, von der 
Wachs tums- , Stabil isierungs-, Beschäft igungs- , Regional- u n d St rukturpol i t ik bis hin 
zu außenwir tschaf t l ichen Erfordernissen, die ein hohes u n d dauerhaf tes Intervent ions-
niveau im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor nahe legen. Und nicht zuletzt ist ein gesell-
schaftspoli t isches Versagen in der adäqua t en W o h n r a u m v e r s o r g u n g der Bevölkerung 
schlicht zu sichtbar u n d hat zu spürba re negative Auswi rkungen auch auf die gut ver-
sorgten Bevölkerungsgruppen, u m es auch in wenig demokra t i schen Staaten dauerhaf t 
negieren zu k ö n n e n . 
2.2.2 Formen und Reichweite der Staatseingriffe 
Verglichen mit anderen realwirtschaft l ichen Sektoren unterl iegt die Wohnungswir t schaf t 
somit e inem überaus h o h e n u n d im Zei tablauf z u n e h m e n d e n Interventionsniveau.1 8 3 
Nahezu überall in der entwickel ten u n d sich en twicke lnden Welt werden Baulandberei t-
stellung sowie P roduk t ion , Verteilung, F inanz ie rung u n d N u t z u n g von W o h n r a u m auf 
vielfältige und komplexe Weise gesteuert , reguliert u n d subventioniert ,1 8 4 u n d die Sub-
vent ion des Wohnungsangebo t s subvent ion ie r t neben d e m Bodenmark t auch die vor-
gelagerten Märk te fü r Kapital u n d Bauleistungen.1 8 5 Die fiskalisch s ichtbaren Aufwen-
dungen schwanken in den entwickelten Volkswir tschaf ten zwischen 1 % u n d 4 % des 
BIP.186 
Die Eingriffe in die Wohnimmobilienfitianzierung re ichen von der Vorspar förderung 
u n d der Separ ierung v o m al lgemeinen Kapi ta lmarkt über die Regul ierung der Belei-
hung , die Bereitstellung von Förderdar lehen , Z inssubven t ionen u n d Darlehenskredi tver-
s icherungen bis zur Schaf fung von Sekundä rmark t i n s t i t u t i onen für Immobi l ienkredi te . 
Bodenregulierungssysteme erstrecken sich von überwiegend a m Markt or ient ier ten 
Market- led-Systemen mit geringer Verbindlichkei t der Planaussagen bis zu überwiegend 
183 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 1; Park (1991), S. 30. 
184 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 1; Park (1991), S. 30; Barlow/Duncan (1994), S. 89 f.; McCrone/Ste-
phens (1995), S. 2. 
185 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 61. 
186 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 3 f. 
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an verb indl ichen öffent l ich-rechtl ichen Plänen or ient ier ten Plan-led-Systemen.1 8 7 Im 
Planungsprozess sich ergebenden Bodenwerts te igerungen werden, je nach Planungs-
system, in verschiedenem A u s m a ß von den p lanenden K o m m u n e n abgeschöpf t . Mög-
lich ist auch , dass die K o m m u n e durch Pachtvergabe wei tes tgehend selbst E igentümer 
des Urbanen Baulands bleibt. 
Steuerliche Regelungen k ö n n e n mehr oder weniger stark regressiv sein u n d entweder 
die pr ivate M i e t w o h n u n g oder das Wohne igen tum stärker fördern.1 8 8 Die überall be-
t rächt l iche steuerl iche Wohne igen tums fö rde rung kann nach d e m Investi t ionsgut- , d e m 
K o n s u m g u t m o d e l l oder einer Mischung aus beiden erfolgen, Begrenzungen vorsehen 
oder nicht.1 8 9 G runds t eue rn variieren stark in der H ö h e u n d in der Aufte i lung auf 
G r u n d s t ü c k u n d Gebäude.1 9 0 
Wohnkostenbeihilfen werden für alle W o h n f o r m e n , n u r für spezielle W o h n f o r m e n 
oder n u r f ü r spezielle Wohne inhe i ten gewährt , sind indexiert oder nicht , beziehen die 
gesamten W o h n k o s t e n oder n u r einen Teil in die Berechnung ein, werden d e m Mieter 
oder d e m Vermieter ausbezahlt . 
Objektsubventionen werden für alle oder n u r für gemeinnütz ige Bauherren aufgelegt, 
sind an Qual i tä ts - u n d Kostenregulierungen geknüpf t oder nicht . 
Mietrecht und Mietpreisrecht sind in vielfältiger Weise gestaltbar.191 
Der Zugang zum öffentlichen Mietwohnungsangebot ist m e h r oder weniger stark oder 
ü b e r h a u p t n icht l imitiert , die Quali tät unterscheidet sich stark. 
2.2.3 D i e außergewöhnl ich hohe Pfadabhängigkeit wohnungswirtschaft l icher 
Intervent ionen 
Nat ionale Wohnungspo l i t iken unterscheiden sich beträchtl ich u n d weisen keine Konver-
genz im Zei tablauf auf.192 Eher scheint sich mit z u n e h m e n d e m soz ioökonomischen Ent-
wicklungss tand der Spie l raum fü r divergierende Entwicklungen auszuweiten.1 9 3 Die Ver-
schiedenhei t in der Gewich tung der W o h n u n g s n u t z u n g s f o r m e n steht k a u m in einer 
Beziehung z u m erreichten Lebensstandard.1 9 4 Über das Bodenpreisniveau u n d dami t 
auch über die Wohnimmobi l i enpre i se entscheiden weniger die objekt iven Bedingungen 
wie E inwohnerd ich te u n d Einkommensniveau als vie lmehr das na t ionale Bodenregulie-" 
rungssys tem u n d die steuerlichen Rahmenbedingungen. 1 9 5 Zwischen der H ö h e der fis-
kalisch s ichtbaren Aufwendungen für die Wohnungspo l i t ik u n d der W o h n e i g e n t u m s -
quo te besteht kein Zusammenhang. 1 9 6 Trotz hoher Bevölkerungsdichte k ö n n e n Länder 
niedrige Baulandpreise u n d einen hohen Einfamil ienhausantei l aufweisen.1 9 7 
187 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXVII. 
188 Vgl. Wood (1990), S. 67; McCrone/Stephens (1995), S. 19. 
189 Vgl. Wood (1990), S. 44 f., 67; Oxley/Smith (1996), S. 53. 
190 Vgl. Wood (1990), S. 48. 
191 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 27. 
192 Vgl. Brink (1988), S. 20; Park (1991), S. 30; Barlow/Duncan (1994), S. 27; McCrone/Stephens (1995), S. 1. 
193 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 27. 
194 Vgl. Matznetter (1995), S. 3, 8 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 17. 
195 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997), S. 80. 
196 Vgl. Matznetter (1995), S. 28. 
197 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997), S. 80. 
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Das deutet darauf hin, dass, was häuf ig in Analyse u n d Model l ie rung unzu re i chend 
berücksichtigt wird, wohnungswir t schaf t l i che Märkte p r imär Netzwerke aus Ins t i tu t io-
nen u n d In teressenorganisa t ionen sind,198 die au fg rund der h o h e n Eingriffsintensi tät 
u n d der ex t remen Langlebigkeit der W o h n i m m o b i l i e n , der „Kraft der akkumul i e r t en 
Bestände",199 ein außergewöhnl ich hohes M a ß an Pfadabhängigkei t aufweisen.2 0 0 Die Ei-
genschaft der Pfadabhängigkei t u n d ihre Impl ika t ionen für die ökonomische Analyse 
beschreibt der Wir tschaf tsnobelpre is t räger Douglass C. Nor th wie folgt: 
„Path dependetice means that history matters. We cannot understand today's choices 
(and define them in the modeling of economic Performance) without tracitig the incremen-
tal evolution of institutiotis."201 „History matters. It matters not just because we can learn 
from the past, but because the present and the future are connected to the past by the con-
tinuity of a society's institutions. Today's and tomorrow's choices are shaped by the past."202 
„Once a development path is set on a particular course, the network externalities, the lear-
ning process of organizatiotis, and the historically derived subjective modeling of the issues 
reinforce the course... The increasing returns characteristics of an initial set of institu-
tions ... will create organizatiotis and interest groups with a stake in the existing coti-
straints. They will shape the polity in their interests ... As a result the econotny will evolve 
policies that reinforce the existing incentives and organizatiotis."201 „Marginal adjustment 
in such cases does not lead to convergency. "204 
2.3 Begründung der Länderauswahl 
Da bei e inem h o h e n A u s m a ß an Pfadabhängigkei t konvergierende Entwicklungs t rends 
im Normalfa l l nicht zu e rwar ten sind205 u n d zudem auf regionaler u n d lokaler Ebene 
Na t ionen übergreifendes inst i tut ionelles Lernen im Aufbau von polit ischen u n d b ü r o -
krat ischen Ins t i tu t ionen u n d in der Formul ie rung u n d Implemen t i e rung von Strategien 
noch vergleichsweise schwach ausgeprägt ist,206 stellt sich die interessante Frage, welches 
inst i tut ional is ier te Zusammensp i e l von Markt u n d Staat in der Bereitstellung von 
W o h n r a u m im Zei tablauf welchem Entwicklungspfad folgte u n d welche Ergebnisse her-
vorbrach te und w o seine spezifischen Stärken u n d Schwächen lagen. Aus den Clus te rn 
ähnl ich ausgerichteter na t ionaler Wohnungspo l i t iken w u r d e deshalb für vier sehr un te r -
schiedliche wohnungspo l i t i sche Regimes jeweils ein typischer Vertreter ausgewählt , des-
sen nat ionale Wohnungspo l i t i k im vergangenen Jahrhunder t aus soz ioökonomische r 
Perspektive dargestellt wird . Die ausgewählten Länder lassen sich in die im fo lgenden 
o h n e Ansp ruch auf Vollständigkeit skizzierten wirtschafts- u n d gesellschaftspolit ischen 
Cluster e inordnen : 
198 Vgl. Pfeiffer (1993), S. 287, 311. 
199 Schulz (1986), S. 166. 
200 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 10 f.; Barlow/Duncan (1994), S. 27; Oxley/Smith (1996), S. 2; Balchin 
(1996a), S. 11 f. 
201 North (1990), S. 100. 
202 North (1990), S. vii. 
203 North (1990), S. 99. 
204 North (1990), S. 101. 
205 Vgl. North (1990), S. 101. 
206 Vgl. Snickars (1991), S. 81 f. 
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Deutschland w u r d e gewählt als Beispiel fü r die Wohnungspo l i t i k einer entwickelten 
Volkswirtschaft mit einer tendenziell korpora t i s t i schen Wir t schaf t s - und Gesellschafts-
s t ruktur . In korporat is t i schen Volkswirtschaften k o m m t der Konservierung der Status-
differentiale eine über ragende Bedeu tung zu, sodass die Wir tschaf tspol i t ik besi tzstands-
wahrenden Regulierungen u n d Subvent ionen sehr aufgeschlossen gegenüber steht.207 Die 
Investit ionen in H u m a n k a p i t a l sind vergleichsweise gering u n d erfolgen mit Hilfe der 
Err ichtung von fast u n ü b e r w i n d b a r e n Bildungsbarr ieren selektiv n u r fü r die Angehör i -
gen der oberen sozialen Schichten. Der soziale Gradient des Bildungswesens, die Abhän-
gigkeit des Bildungserfolgs von H e r k u n f t u n d sozialem Umfe ld , ist im in terna t ionalen 
Vergleich außergewöhnl ich hoch, die soziale Mobil i tä t d e m e n t s p r e c h e n d auße rgewöhn-
lich gering. Das Verhalten gegenüber Z u w a n d e r e r n ist von negativer In tegrat ion geprägt. 
Regulierungsniveau, Steuer- u n d Abgabenbelas tung, Staatsquote u n d Subven t ionsquote 
n e h m e n im Zeitablauf kont inuier l ich zu. Die Arbeitslosigkeit ist überwiegend s t ruk tu-
reller Natur mit s tarken Hystereseeffekten. Das soziale Sicherungssystem sichert p r i m ä r 
im Arbeitsleben erreichte Besitzstände u n d ist deshalb lückenhaf t . Obwoh l die Transfer-
quo te im Zeitablauf beträchtl ich ansteigt, erfolgt wenig Redis t r ibut ion. Die Reform-
bereitschaft ist ausgesprochen gering, sodass Prozesse kollektiven pathologischen Ler-
nens häuf ig zu beobachten sind. 
Spanien wurde, obwohl es heute bereits fast a m Ende des Aufholprozesses steht, ge-
wähl t , u m aufzuzeigen, welchen Stellenwert u n d welche S t ruk tu r der w o h n u n g s w i r t -
schaft l iche Sektor in den verschiedenen Phasen eines gesamtwir tschaf t l ichen Aufho lp ro -
zesses besitzen kann u n d wo typische Problembere iche liegen k ö n n e n . Aufho lende 
Volkswirtschaften besitzen au fg rund ihres Entwicklungss tandes noch eine niedrige 
Staatsquote und bei niedriger Effizienz der F inanzverwal tung eine geringe Steuer- u n d 
Abgabenbelastung, aber vergleichsweise h o h e Sozialversicherungsbeiträge im noch wenig 
umfangre ichen formellen Sektor der Volkswirtschaft . Die S teuere rhebung konzent r ie r t 
sich auf indirekte Steuern. Die Arbei tsnachfrage überschrei te t beträcht l ich das Arbeits-
angebot , Arbei tsmigrat ion besitzt große Bedeu tung . Enge Verf lechtungen bestehen im 
R a h m e n der Industr ial is ierungspoli t ik zwischen Indus t r ie u n d Politik, in der Anfangs-
phase häuf ig gestützt du rch autor i tä re Regierungen oder Mi l i tä rd ik ta turen , die sich erst 
a l lmählich mit dem wachsenden Wohls tand brei ter Schichten der Bevölkerung d e m o k r a -
tisieren. Traditionelle soziale Netzwerke der Großfami l i e ersetzen noch wei tgehend sozia-
le Sicherungssysteme, gestützt du rch agrarische Subsis tenzwir tschaft u n d einen h o h e n 
Anteil der Schattenwirtschaft . Eine wichtige Rolle fü r den Aufholprozess spielen H u m a n -
kapital invest i t ionen und prägen ihn in sehr verschiedener Weise, je n a c h d e m , ob sie pr i -
vat von den aufs t rebenden Mit telschichten oder öffent l ich f inanzier t werden. 
Schweden wurde gewählt als typisches Beispiel f ü r die Wohnungspo l i t i k in einer sozi-
a ldemokra t i schen Wirtschaf ts- u n d Gesellschaftsstruktur . Sozia ldemokrat i sche Volks-
wir t schaf ten verfügen über einen umfangre ichen , sol idarischen u n d dekommodi f i z i e r en -
den Wohlfahr tss taat , der allen E inwohnern g le ichermaßen einen h o h e n Lebensstandard 
garant ier t . Die hohe Transferquote füh r t zu einer h o h e n Steuer- u n d Abgabenbelas tung. 
Die Ineffizienzen einer h o h e n Staatsquote werden kompens ie r t u n d übe rkompens ie r t 
d u r c h eine h o h e Erwerbsbeteil igung u n d ext rem h o h e Humankapi ta l inves t i t ionen . Die 
soziale Mobil i tä t ist sehr hoch u n d hängt p r i m ä r v o m Erfolg im Bildungssystem ab, der 
allen a u f g r u n d der wei tgehenden Sozialisierung von Bi ldung u n d Erz iehung nahezu glei-
207 Vgl. Balchin (1996a), S. 13. 
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che rmaßen mögl ich ist. Die Arbei t s losenquote ist a u f g r u n d des hohen Qual i f ikat ions-
niveaus u n d des sehr erfolgreichen For tb i ldungs- u n d Requalif izierungssystems im Nor-
malfall gering. Die räuml iche Mobil i tä t ist vergleichsweise hoch . 
Die USA wurde gewählt als Beispiel fü r die Wohnungspo l i t i k einer tendenziell e inem 
liberalen Parad igma folgenden entwickel ten Volkswirtschaft . Liberale Volkswirtschaften 
ver t rauen grundsätz l ich auf die Effizienz des Marktes bei der Bereitstellung von Gütern 
u n d Dienst leis tungen. Die Staatsquote , die Steuer- u n d Abgabenbelas tung u n d das Re-
gul ierungsniveau sind niedrig. Der Schwerpunkt des s teuerl ichen Zugriffs liegt auf der 
direkten Besteuerung des im Mark tprozess erzielten Arbeits- und Kapi ta le inkommens . 
Die Invest i t ionen in H u m a n k a p i t a l s ind insgesamt betrachte t durchschni t t l ich hoch, 
nicht betr iebsspezifische u n d qual i ta t iv hochwer t ige H u m a n k a p i t a l b i l d u n g wird privat 
f inanziert . Die Arbe i t s losenquote ist vergleichsweise niedr ig u n d schwankt stark im 
Konjunkturzyklus . Soziale Sicherungsysteme sind r u d i m e n t ä r u n d ineffizient, Subsis-
tenzs icherung überschre i tende Redis t r ibut ion wird abgelehnt . Die soziale Mobil i tät ist 
modera t u n d häng t sowohl von den individuel len, kostenpfl icht igen Humankap i t a l -
investi t ionen als auch stark v o m Markter fo lg ab. Die räuml iche Mobil i tä t ist hoch. 
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3. Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
Im folgenden Kapitel wird die Wohnungs- und Bodenpolitik Deutschlands im Verlauf 
des 20. Jahrhunderts aus ökonomischer und sozioökonomischer Perspektive dargestellt. 
Die Darstellung der historischen Prozesse legt offen, wie die tendenziell korporatistische 
Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur, in der die Konservierung von Statusdifferentialen 
eine überragende Bedeutung besitzt und die deshalb niedrige Humankapitalinvestit ionen 
mit einem extrem hohen sozialen Gradienten, überwiegend strukturelle Arbeitslosigkeit 
mit starken Hystereseeffekten, ein im Zeitablauf zunehmendes Interventionsniveau, ge-
ringe Redistribution trotz hoher und steigender Transferquote und eine außergewöhnlich 
niedrige soziale Mobilität aufweist, sich auf die wohnungs- und bodenpolitischen Regu-
lierungen und Interventionen durchprägt , welchem Pfad diese folgten und welchen Ein-
fluss sie auf Allokation, Verteilung, regionale Entwicklung, Stabilisierung und Wachstum 
ausübten. 
3.1 1900-1914: Liberalismus und negative Integration 
3.1.1 Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
Deutschland trat vergleichsweise spät, aber mit verstärkter Dynamik in das Industrie-
zeitalter ein.208 Der Anteil der landwirtschaftlichen Produktion am Nettoinlandsprodukt 
sank von 37,9 % 1870-1874 auf 23 ,4% 1910-1913, während sich der Beitrag des Sektors 
Industrie und Handwerk von 29,7 % auf 40,9 % erhöhte.2"9 Wie auch in vielen anderen 
aufholenden Volkswirtschaften zu beobachten, konnten sich die politischen und sozialen 
Institutionen nicht mit derselben Geschwindigkeit transformieren wie die ökonomi-
schen. So erfolgte der Übergang zur Moderne in einem autoritären, von der tradierten 
feudalen Agrararistokratie und den neuen Eliten des Industriezeitalters beherrschten po-
litischen System. Die herrschende Elite blieb klein und in sich geschlossen und war ge-
willt und in der Lage, die aufstrebenden Mittelschichten und die sich entwickelnde Ar-
beiterschaft auf Dauer von der Teilhabe an der politischen und ökonomischen Macht 
auszuschließen.210 Die fehlende Bereitschaft der dominan ten gesellschaftlichen Gruppen, 
die sich neu entwickelnde Arbeiterschaft in fairer Weise in das gesellschaftliche System 
aufzunehmen, ein Phänomen, das im Laufe des 20. Jahrhunderts in Deutschland in ver-
ändertem Kontext immer wieder und in persistenter Form auftreten sollte, wurde in der 
Literatur als negative Integration bezeichnet.211 
Die Einwohnerzahl erhöhte sich von 1871 bis 1914 u m mehr als die Hälfte, von 
knapp 41 Millionen auf knapp 68 Millionen. Seit Mitte der neunziger Jahre ging die 
Auswanderung zurück und die Einwanderung nahm zu.212 Niedrig qualifizierte Migran-
ten trafen infolge des rapiden Bevölkerungswachstums und des daraus resultierenden 
208 Vgl. Harloe (1995), S. 48. 
209 Vgl. Blumenroth (1975), S. 30. 
210 Vgl. Harloe (1995), S. 47-49. 
211 Vgl. Harloe (1995), S. 50. 
212 Vgl. Blumenroth (1975), S. 30 f. 
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Überangebots an Arbei tskräf ten auf eine für sie ungüns t ige Arbeitsmarktlage.2 1 3 Nach-
d e m mit d e m preußischen Gesetz über den Unte r s tü tzungswohns i t z von 1870, das 
1871 v o m Deutschen Reich ü b e r n o m m e n wurde , sowie der Or t sunabhäng igke i t des Bis-
marck ' sehen Sozialversicherungssystems wichtige Voraussetzungen fü r die f ü r eine In-
dustr ia l is ierung unabd ingba re individuelle Freizügigkeit geschaffen w o r d e n waren,214 
kam es zu e n o r m e n Migra t ionss t römen . G r o ß e Teile der schnell wachsenden Bevölke-
rung wande r t en in Os t -Wes t -Rich tung und in die g roßen Städte.215 Die Landf lucht 
n a h m solche Ausmaße an, dass die Städte eine Beschränkung der Freizügigkeit forder-
ten.216 Der Urbanis ierungsgrad, gemessen an d e m Anteil der E inwohner in O r t e n mit 
m e h r als 2.000 Bewohnern , stieg zwischen 1871 u n d 1910 von 36,1 % auf 6 0 , 0 % , der 
Anteil der in den Großs täd ten lebenden Bevölkerung e rhöh te sich von un te r 5 % auf 
21 %.217 1907 war etwa die Hälf te der Bevölkerung außerha lb ihrer W o h n g e m e i n d e ge-
boren worden.2 1 8 Erst im letzten Jahrzehnt vor d e m Ersten Weltkrieg k a m es zu e inem 
tendenziel len Rückgang der Zuwanderung. 2 1 9 
3.1.2 Der frei f inanzierte Mietwohnungsbau 
In der Phase des stärksten deutschen Städtewachstums zwischen 1875 und 1914 dominier te 
in der Stadtentwicklung der Bau mehrgeschossiger Mietwohnungshäuser.2 2 0 Da die über-
wiegende Mehrheit der in die Städte s t römenden Menschen W o h n r a u m mieten, nicht kau-
fen wollte und konnte und die meisten deutschen Städte bereits eine lange, oft bis in die 
Mitte des 18. Jahrhunderts zurück reichende Tradition eines dichten, mehrstöckigen Woh-
nungswesens und eines ausgebildeten Mie twohnungsmarkts aufwiesen, ents tand ab den 
späten 1860er und f rühen 1870er Jahren ein prosperierendes Vermietungsgewerbe.221 
Mit d e m Übergang z u m spekulativen W o h n u n g s b a u wurde die W o h n u n g s p r o d u k -
t ion in den allgemeinen Konjunkturver lauf einbezogen,2 2 2 sodass sich bis zur J ah rhun-
de r twende eine ausgeprägte, etwa vier- bis fün f j äh r ige Zyklizität feststellen lässt.223 In re-
zessiven Phasen w u r d e Kapital von der Indus t r ie in den W o h n u n g s b a u umgeschichte t , 
w ä h r e n d in Aufschwungper ioden mit w a c h s e n d e m Bedarf an W o h n r a u m das k n a p p e 
Kapital im industriellen Sektor lukrativere Anlagemögl ichkei ten vo r f and u n d die W o h -
n u n g s p r o d u k t i o n weit h inter d e m Bedarf zu rück blieb.224 
Die ext rem hohe soziale Ungleichheit spiegelte sich wider in der sozialen Segmentie-
rung der Bevölkerung in den Städten.225 Bereits u m die J a h r h u n d e r t w e n d e w u r d e die 
213 Vgl. Höring (1974), S. 15. 
214 Vgl. Häring (1974), S. 12 f. 
215 Vgl. Blumenroth (1975), S. 31; Harloe (1995), S. 48. 
216 Vgl. Häring (1974), S. 12 f. 
217 Vgl. Blumenroth (1975), S. 32 f.; Häring (1974), S. 13. 
218 Vgl. Häring (1974), S. 13. 
219 Vgl. Blumenroth (1975), S. 261; Wischermann (1986), S. 111. 
220 Vgl. BMRBS (1994b), S. 22. 
221 Vgl. Wischermann (1986), S. 104 f., 111; Blumenroth (1975), S. 52. 
222 Vgl. Blumenroth (1975), S. 53. 
223 Vgl. Wischermann (1986), S. 109; Führer (2000), S. 39. 
224 Vgl. Häring (1974), S. 16. 
225 Vgl. Häußermann (2000), S. 16. 
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Neigung zum aufwendigen Geschosswohnungsbau u n d die Tatsache, dass Eigenheime in 
Stadtregionen zu Luxusobjekten gemacht w u r d e n , heft ig u n d in formier t kritisiert.226 
Häuse r mi t Kle inwohnungen konnten n u r schwer mi t aus re ichendem Gewinn verkauft 
werden , weil Mieten, die eine mit Indus t r ieanlagen vergleichbare Verzinsung erwir t -
schaf te ten, k a u m zu erzielen waren, die Nachf rage der Mieter stark im Konjunkturzyklus 
schwankte und die Fremdf inanz ierung sich als schwierig erwies. So bevorzugte die pri-
vatwir tschaft l iche Bautätigkeit wegen der h ö h e r e n Renditen die Er r ich tung von Massen-
mie tshäusern mit G r o ß - u n d Mi t t e lwohnungen u n d unter l ieß wei tgehend die Erstellung 
von billigen, bescheiden ausgestatteten Kle inwohnungen fü r die Mehrhe i t der Bevölke-
rung.2 2 7 Die mi t d e m Vordringen der mehrgeschoss igen Mie tshäuser in der zweiten 
Häl f te des 19. Jahrhunder t s einsetzende Bevölkerungsverdichtung war k a u m zu über-
treffen.2 2 8 Besonders schl imm war die Lage in Berlin, wo eine v o m Bankensystem ali-
men t i e r t e massive Immobi l ien- und Baubodenspeku la t ion einsetzte, die Mieten explo-
dier ten und überfül l te Mietskasernen die wichtigste W o h n f o r m der arbei tenden 
Bevölkerung darstellten.229 
W ä h r e n d in Zeiten mit t lerer bis hoher Leerstandsziffern, die von 1890 bis 1916 in der 
G r ö ß e n o r d n u n g von 1 % bis 5 % schwankten, n u r relativ geringe Abweichungen von 
1 % bis 2 % zwischen den verschiedenen g rößeren W o h n u n g e n zu verzeichnen waren, 
f ü h r t e jeder Rückgang der W o h n u n g s p r o d u k t i o n im Segment der Kle inwohnungen zu 
e inem überp ropor t iona l tiefen Absturz des Neuzugangs bis h in zur zah lenmäßigen Be-
deutungslosigkeit .2 3 0 U m die Jah rhunder twende ließen verstärkte Kredi t ra t ionierung, 
h o h e Realzinsen und steigende Baukosten das Interesse pr ivater U n t e r n e h m e n am Woh-
nungsbau er lahmen, sodass es in manchen Städten noch e inmal fast z u m Z u s a m m e n -
b r u c h der Kle inwohnungsprodukt ion kam.231 Der W o h n u n g s m a r k t im letzten Jahrzehnt 
vor d e m Ersten Weltkrieg war bei einer jähr l ichen N e u b a u p r o d u k t i o n von r u n d 250.000 
Wohne inhe i t en von einem allgemeinen Anstieg des Lebenss tandards u n d von Mietstei-
gerungen t rotz lebhafter Bautätigkeit geprägt.232 
3.1.3 W e r k w o h n u n g s b a u u n d W o h n u n g s g e n o s s e n s c h a f t e n 
Wohnungspo l i t ik und Indus t r ie förderung waren in Deutsch land besonders eng ver-
zahnt.2 3 3 Der Bezug von gut ausgestatteten u n d billigen Kle inwohnungen war an sozial-
versicherungpfl icht ige Beschäftigungsverhältnisse gebunden , d e n n ihre Er r ich tung ge-
schah fast ausschließlich durch private u n d öffent l iche Arbeitgeber, u m in einer 
dynamisch expandierenden Wir tschaf t Fachkräf te in ausre ichender Zahl an den Betrieb 
oder die Behörde zu binden.2 3 4 Da keine K ü n d i g u n g s s c h u t z b e s t i m m u n g e n existierten, 
226 Vgl. BMRBS (1994b), S. 135. 
227 Vgl. Häring (1974), S. 16; Blumenroth (1975), S. 51, 69. 
228 Vgl. Wischermann (1986), S. 104 f., 111. 
229 Vgl. Harloe (1995), S. 48. 
230 Vgl. Wischermann (1986), S. 111; Blumenroth (1975), S. 81, 84. 
231 Vgl. Häring (1974), S. 16; Wischermann (1986), S. 109, 113. 
232 Vgl. Blumenroth (1975), S. 261; Wischermann (1986), S. 111. 
233 Vgl. Harloe (1995), S. 48. 
234 Vgl. Blumenroth (1975), S. 69, 71; Harloe (1995), S. 48. 
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füh r t e die Verf lechtung von Mietver t rag u n d Arbei tsver t rag zu einer erheblichen Abhän-
gigkeit der Mieter von ihren Arbeitgebern.2 3 5 
Ab 1846 lassen sich Aktivitäten des Werkwohnungsbaus , von Indus t r i eun te rnehmen 
f inanzier te u n d erstellte W o h n u n g e n , die langfrist ig im Eigentum der Indus t r ieunter -
n e h m e n verblieben, von diesen verwaltet , bewir tschaf te t und den Werksangehörigen 
preisgünst ig zur Miete überlassen wurden , nachweisen. Insbesondere die prosper ieren-
den U n t e r n e h m e n der Bergbau-, Stahl- u n d Chemie -Branche förder ten in der zweiten 
Hälf te des 19. J ah rhunder t s die W o h n u n g s v e r s o r g u n g der Mitarbei ter d u r c h den Werk-
wohnungsbau . 2 3 6 Seit der J a h r h u n d e r t w e n d e erfolgte der Arbe i tgeberwohnungsbau zu-
n e h m e n d du rch von Arbei tgebern gegründe te u n d v o n ihnen beherrschte, gemeinnütz i -
ge W o h n u n g s u n t e r n e h m e n , u m billiges k o m m u n a l e s Bauland u n d Mittel der 
Sozialversicherungsanstal ten einsetzen zu k ö n n e n , d ie seit dem Invaliditäts- und Alters-
versicherungsgesetz 1889 bis zu e inem Viertel, später bis zur Hälf te ihrer Mittel in ersten 
Hypotheken in Kle inwohnungen f ü r ihre Mitgl ieder anlegen und zu marktübl icher Ver-
z insung an K o m m u n e n u n d an gemeinnütz ige Baut räger vergeben konnten.2 3 7 Die Mie-
ten des direkten u n d indi rekten Arbe i tgebe rwohnungsbaus lagen meist u m 1 0 % bis 
3 0 % un te r den or tüb l ichen Mieten.2 3 8 
Wohnungsgenossenschaf ten erstellten nach d e m Genossenschaftsgesetz von 1889 
zweckmäßig eingerichtete u n d relativ preiswerte, j edoch für den größten Teil der arbei-
t enden Bevölkerung bei wei tem zu teuere W o h n u n g e n für ihre Mitglieder, gehobene 
Facharbei ter und Angestellte, als E igen tum oder Miete.239 Für die Genossenschaf ten er-
wies sich die Bi ldung von Anteilskapital als schwierig.240 Ihre wichtigsten Hypotheken-
gläubiger w u r d e n die Sozialversicherungen, die, o f t gegen k o m m u n a l e Bürgschaften, fast 
ausschließlich Ti lgungshypotheken fü r die Wohnungsve r so rgung ihrer Mitglieder ge-
währ ten u n d zunächst n u r ein Viertel, seit 1899 auch einen größeren Teil ihres Ver-
mögens in Immobi l i en anlegen durften.2 4 1 
In der Wohnungsbaukr i s e u m 1900 gab es ers tmal ig in nennenswer tem U m f a n g k o m -
muna le Un te r s tü t zung fü r den Kle inwohnungsbau in Form direkter Subvent ionen, bau-
polizeiliche Vorschrif ten w u r d e n zu diesem Zweck zurück genommen. 2 4 2 Am Vorabend 
des Ersten Weltkriegs w u r d e die Förde rung z u r ü c k geführ t sowie die Verfügbarkeit von 
Sozialversicherungsdarlehen restringiert u n d de ren Zinssatz erhöht.2 4 3 Insgesamt blieb 
die genossenschaft l iche u n d sozial mot iv ie r te Bautätigkeit mit k a u m m e h r als 5 % der 
Fertigstellungen f ü r den N e u b a u wie auch f ü r die allgemeine W o h n i m m o b i l i e n k o n j u n k -
tur bis z u m Ersten Weltkrieg o h n e größere Bedeutung.2 4 4 
235 Vgl. Buse (1999), S. 31. 
236 Vgl. Buse (1999), S. 31. 
237 Vgl. Wischermann (1986), S. 113; Harloe (1995), S. 53 f. 
238 Vgl. Blumenroth (1975), S. 71. 
239 Vgl. Blumenroth (1975), S. 71; Board ofTrade (1908), zit. nach Harloe (1995), S. 55. 
240 Vgl. Blumenroth (1975), S. 73. 
241 Vgl. Blumenroth (1975), S. 74 f., 77. 
242 Vgl. Wischermann (1986), S. 113. 
243 Vgl. Harloe (1995), S. 54. 
244 Vgl. ILO (1930), S. 370; Wischermann (1986), S. 114. 
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3.1.4 Die Wohnungsbauf inanz ierung 
Die Grenzen der erststelligen Beleihung, die für größere Objekte vor allem d u r c h Hypo-
thekenbanken u n d private Versicherungen und fü r Kleinhäuser u n d Mie tshäuser mi t 
K le inwohnungen d u r c h die Sparkassen erfolgte, lagen zwischen 50 % u n d 60 % des 
Marktwerts .2 4 5 Die zweite Hypo thek , die von Privatleuten, Grundbes i tze rn oder v o m 
Bau landhande l bereit gestellt wurde , war im Regelfall auf fünf Jahre befristet u n d u m -
fasste r u n d 15 % des Marktwerts .2 4 6 Da das Fremdkapi ta l nu r rund zwei Drit tel der Bau-
kosten abdeckte , gewähr ten Bauhandwerker und Baustoffl ieferanten gegen einen Risiko-
aufschlag von 2 0 % - 3 0 % u n d bei Verwendung billigsten Materials meist n o t g e d r u n g e n 
Zwischenkredi te d u r c h Forderungss tundung. 2 4 7 Die Kredit inst i tute nu tz ten ein Fällig-
werden von Hypo theken oft zur Verbesserung der Kondi t ionen und verweigerten in Zei-
ten des Kapi ta lmangels die Prolongation.2 4 8 
U m die J a h r h u n d e r t w e n d e bes tand au fg rund zahlreicher Zwangsversteigerungen, bei 
denen Gläubiger zweiter Hypo theken in der Regel leer ausgingen, ein Mangel an zweit-
rangigen Finanzierungen. 2 4 9 Bauhandwerker und Baustoffl ieferanten ha t ten 1909-1911 
in Berlin bei reichlich 4 0 % der err ichteten Gebäude Verluste zu verzeichnen.2 5 0 Vor 
d e m Ersten Weltkrieg bes tand eine typische Finanzierung aus 60 % - 6 5 % erster H y p o -
thek zu 4 % , 20 % - 3 0 % zweiter Hypo thek zu 4 , 7 5 % und 1 0 % - 1 5 % Eigenkapital.251 
3.1.5 Das Mietrecht 
Auf d e m M i e t w o h n u n g s m a r k t herrschte eine fast unbeschänkte Vertragsfreiheit , die 
noch nach Inkraf t t re ten des BGB, dessen Vorschrif ten beinahe vollständig disposit iver 
Art waren , faktisch fortdauerte .2 5 2 Befristete, kurzfrist ige Mietverträge waren die all-
gemeine Regel u n d z u n e h m e n d wurden Vermietungen auf der Grund lage der Muster-
verträge des Grunde igen tümer -Vere ins abgeschlossen, in den beiden letzten Jahrzehnten 
vor d e m Ersten Weltkrieg 8 0 % bis 90%. 2 5 3 Für das späte 19. J ah rhunde r t wird eine 
durchschni t t l i che W o h n d a u e r von r u n d vier Jahren, im Kleinwohnungsbere ich zwischen 
drei u n d vier Jahren a n g e n o m m e n , wobei die Wohnmobi l i t ä t mit der H ö h e der sozialen 
Schicht a b n a h m u n d zwischen e inem Viertel und e inem Drittel aller W o h n u n g e n von 
ihren Mie te rn weniger als ein Jahr bewohn t wurden.2 5 4 
245 Vgl. Blumenroth (1975), S. 55-57. 
246 Vgl. Blumenroth (1975), S. 61 f. 
247 Vgl. Blumenroth (1975), S. 67 f. 
248 Vgl. Blumenroth (1975), S. 58. 
249 Vgl. Blumenroth (1975), S. 62. 
250 Vgl. Blumenroth (1975), S. 68. 
251 Vgl. Schulz (1986), S. 145. 
252 Vgl. Häring (1974), S. 82; Wischermann (1986), S. 132. 
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3.1.6 Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Die in die Städte s t r ö m e n d e n Arbeiter t rafen nicht nur infolge des rap iden Bevölkerungs-
wachs tums u n d des da raus result ierenden Überangebots an Arbei tskräf ten auf eine fü r 
sie ungüns t ige Arbei tsmarkt lage. Z u d e m wurden sie Opfe r des Gewinns t rebens auf d e m 
W o h n u n g s m a r k t u n d der Bodenspekula t ion mit der Folge, dass die daue rha f t schwächere 
Mark tpos i t ion der Wohnungsnachf rage r in der zweiten Hälf te des 19. J a h rhunde r t s bis 
zu Beginn des 20. J ah rhunder t s zu einer ex t remen W o h n u n g s n o t führte.2 5 5 Die Mehrhe i t 
der a rbe i tenden Bevölkerung lebte u m 1908 bei hohen Wohnkos t en in unbe f r i ed igenden 
Wohnverhä l tn issen . So lagen in Deutschland bei ex t remer Überbe legung, h ö h e r e n N a h -
rungsmi t te lkos ten u n d längeren Arbeitszeiten die Mieten u m 25 % über u n d die Löhne 
u m 20 % un te r d e m bri t ischen Niveau.256 Trotz einer zumindes t phasenweise h o h e n u n d 
zah lenmäßig aus re ichenden Kle inwohnungsproduk t ion lag deren Preisniveau über der 
Nachfragefähigkei t weiter Teile der großstädt ischen Bevölkerung.257 U m die Mietbelas-
t u n g in er t rägl ichen Grenzen zu halten, wichen selbst die g roßen Famil ien auf kleine 
u n d kleinste W o h n u n g e n oder gar auf einzelne Z i m m e r aus. In vielen Fällen bes tand da-
rüber h inaus sogar der Zwang zur Unte rve rmie tung von Schlafplätzen.2 5 8 
1912 bes tanden 6 5 % der Haushal te aus drei u n d m e h r Personen.2 5 9 Kinderre iche Fa-
milien w u r d e n von den Vermietern stark diskr iminier t . Sie muss ten nicht n u r in zu klei-
nen W o h n u n g e n leben, sonde rn waren zudem auf den Ausschuss von W o h n u n g e n , auf 
san ierungsbedürf t ige , gesundhei t l ich oft u n z u m u t b a r e U n t e r k ü n f t e in ve r ru fenen Q u a r -
t ieren angewiesen.2 6 0 G e m ä ß d e m Min imals tandard einer Belegung eines heizbaren Z im-
mers mi t m e h r als 6 u n d zwei heizbaren Z i m m e r n mit m e h r als 11 Personen, den u m die 
J a h r h u n d e r t w e n d e angewand ten amtl ichen Grenzwer ten der Überbe legung, waren 1905 
bis zu 1 0 % der W o h n u n g e n überbelegt.261 Obwoh l der H ö h e p u n k t der Unte rversor -
gungskrise in die f r ü h e n 1870er Jahre zu dat ieren ist262 und auf d e m Lande die W o h n -
verhältnisse noch schlechter waren als in den Städten,263 lebten u m 1900 noch 41 % bis 
5 5 % der s tädt ischen Einwohner in den 6 0 % bis 6 2 % der W o h n u n g e n mit n u r e inem 
beheizbaren Z i m m e r u n d bis zu 6 % der Urbanen Bevölkerung waren Schlafgänger in 
6 % bis 1 8 % der Wohnungen. 2 6 4 
Für die kleinen W o h n u n g e n wurden die höchsten Quadra tmeterpre ise verlangt u n d ihre 
Mieter wand ten zwischen 20 % und 30 % des E inkommens für die Miete auf.265 Stellt m a n 
diesen Zahlen die statistischen Durchschnit tswerte der damaligen Zeit, die, wenn m a n den 
Sonderfall Berlin mit der damals bei weitem ungünstigsten quanti tat iven Wohnungsversor -
gung unter den deutschen Großstädten außer Betracht lässt, in der Bundesrepublik erst in 
den sechziger Jahren allgemein erreicht und in den siebziger Jahren unterschri t ten wurden , 
255 Vgl. Häring (1974), S. 15. 
256 Vgl. Board of Trade (1908), zit. nach Harloe (1995), S. 54. 
257 Vgl. Wischermann (1986), S. 115. 
258 Vgl. Häring (1974), S. 15. 
259 Vgl. Saalfeld (1993), S. 211. 
260 Vgl. Häring (1974), S. 190; Blumenroth (1975), S. 90. 
261 Vgl. Blumenroth (1975), S. 87. 
262 Vgl. Wischermann (1986), S. 120. 
263 Vgl. Blumenroth (1975), S. 92. 
264 Vgl. Blumenroth (1975), S. 88. 
265 Vgl. Blumenroth (1975), S. 89. 
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gegenüber, wird die G r ö ß e n o r d n u n g der Disparitäten in der Wohnungsversorgung deut-
lich. So be t rug die durchschnit t l iche Wohnraumbelegung von 1875 bis 1910 1,9-1,83 Per-
sonen p ro W o h n r a u m in Berlin sowie 1,39-1,15 Personen pro W o h n r a u m in H a m b u r g 
u n d M ü n c h e n 1890-1910, u n d statistisch standen u m die Jahrhunder twende in H a m b u r g 
und M ü n c h e n jedem Einwohner 10 q m bis 15 q m zur Verfügung.266 
In den Jahren vor d e m Ersten Weltkrieg fiel die Belegungsdichte.267 Die Mietbelas tung 
p ro E inwohner e r h ö h t e sich bis zur Jah rhunder twende weniger stark als das Pro-Kopf-
E i n k o m m e n u n d die Ernährungskos ten , danach verkehrten sich die Relat ionen ins Ge-
genteil, sodass die durchschni t t l iche Wohnkos tenbe las tungsquote von 13,3 % 1871-1900 
auf 1 5 , 7 % 1 9 1 0 - 1 9 1 3 anstieg .268 
3.1.7 D i e A n f ä n g e e ine r W o h n u n g s - u n d Bodenpo l i t i k 
Die Zeit des beschleunigten Städtewachs tums und des Übergangs z u m m o d e r n e n Mas-
senmie t shaus in den späten 1860er u n d f rühen 1870er Jahren mark ier t den Beginn des 
Aufbaus einer m o d e r n e n Bauaufsichtsgesetzgebung, insbesondere ihrer baurecht l ichen, 
bau techn ischen , feuerpolizei l ichen, wohnungshygienischen und gestalterische Einheit-
lichkeit s ichernde Vorschriften.2 6 9 Bebauungspläne berücksicht igten vo rnehml i ch die Er-
fordernisse des St raßenverkehrs u n d sahen deshalb auch fü r neue Stadtviertel brei te 
St raßen in gerader L i n i e n f ü h r u n g bei ansonsten dichter Bebauung o h n e größere Freiflä-
chen vor.270 Transakt ionss teuern waren relativ hoch.271 M i e t w o h n u n g e n u n d Einfami-
l ienhäuser waren steuerlich gewerblichen Investi t ionen gleich gestellt, was of t zur Aus-
weisung steuerl icher Verluste be im Bau luxuriöser Anwesen führte.2 7 2 Die E i n f ü h r u n g 
von Steuern auf den Bodenwer t sowie auf seine Zuwächse war zu e inem großen Teil 
auf den Einfluss der eng mit d e m N a m e n Damaschke ve rbundenen Bodenre fo rmbewe-
gung zurück zu führen.2 7 3 Viele der über ein relativ hohes M a ß an Unabhängigkei t ver-
fügenden K o m m u n e n e rhoben zwar vor dem Ersten Weltkrieg eine G r u n d s t e u e r auf 
Basis des gemeinen Werts, m a n c h e zusätzlich eine Wertzuwachssteuer,2 7 4 griffen aber 
k a u m direkt in die Allokat ion ein. So ergab eine Erhebung un te r 106 Städten über 
50.000 E inwohner 1904, dass n u r 26 Städte Wohnungsbauda r l ehen vergaben, n u r 23 
kostengünst iges Baugelände zur Verfügung stellten u n d nu r 19 Bürgschaf ten ü b e r n a h -
men.2 7 5 Die Bauwir tschaf t reagierte auf die staatlichen Qual i tä tskontrol len überwiegend 
mit d e m Übergang z u m Bau mit t lerer u n d großer W o h n u n g e n , wo die Auflagen leichter 
zu erfüllen waren u n d ein rentabler W o h n u n g s b a u möglich blieb.276 Das Rechtsinst i tut 
266 Vgl. Wischermann (1986), S. 116 f. 
267 Vgl. Wischermann (1986), S. 115. 
268 Vgl. Wischermann (1986), S. 121, 123; Saalfeld (1993), S. 202. 
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271 Vgl. Blumenroth (1975), S. 63. 
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des Eigenheims auf der Etage w u r d e z u n e h m e n d weniger und seit 1900 ü b e r h a u p t nicht 
m e h r praktiziert.2 7 7 
Seit den ersten Diskussionen u m die mit der Industr ial is ierung a u f k o m m e n d e W o h -
nungsno t u n d den ersten Forderungen nach tiefgreifenden staatlichen In te rvent ionen 
stand die Verbesserung der Wohnungsversorgung der kinderreichen Familien im Mittel-
punk t des öffent l ichen Interesses, deren Wohnungsno t eine so hohe gesamtwir tschaf t l iche 
Bedeutung beigemessen wurde , dass sie nicht selten ein wesentlicher Ans toß , w e n n nicht 
gar die alleinige Veranlassung z u m städtischen Eigenbau war.278 Obwoh l gemeinnütz ige 
Wohnungsgesel lschaften in k o m m u n a l e r oder kirchlicher Trägerschaft sich in e rhebl ichem 
M a ß e in der Wohnungsve r so rgung kinderreicher Familien engagierten u n d dazu be i t ru-
gen, die Ansprüche der un te ren Schichten an die Wohnqual i tä t zu erhöhen,2 7 9 f ü h r t e n die 
u m die Jah rhunder twende verstärkt vorgebrachten und konkret is ier ten Reformvorschläge 
bis z u m Ersten Weltkrieg k a u m zu einer Änderung.2 8 0 Der W o h n u n g s b a u u n d die W o h -
nungsvermie tung als Terrain privatwirtschaft l ichen Erwerbsstrebens eröf fne ten den Zu-
gang zu beträcht l ichen Spekulat ionsgewinnen u n d bildeten, insbesondere für das gehobe-
ne Bürger tum, die tradit ionelle Form der Altersvorsorge.281 Gewinne im W o h n u n g s b a u 
waren hauptsächl ich du rch den Erwerb von Bauland, dessen Werts te igerung noch nicht 
durch die Bodenspekula t ion abgeschöpft worden war oder das un te r Ertragswert abge-
geben wurde , zu erzielen.282 Durch Spekulation mit baureifen Parzellen k a m es zu Verteue-
rungen der Bodenpreise u m bis zu 50 %.283 Am Vorabend des Ersten Weltkrieges ha t te 
Deutschland in der W o h n u n g s - u n d Bodenpoli t ik geringere Fortschri t te zu verzeichnen 
als die meisten anderen Industr ieländer. Die deutsche Antwort auf die sozialen Verwerfun-
gen des Industriezeital ters bes tand zunächst dar in, die arbei tende Bevölkerung zu un te r -
drücken u n d zu isolieren. Es w u r d e nicht einmal nachhaltig der Versuch u n t e r n o m m e n , 
die qualifizierteren Arbe i tnehmer zu integrieren, was wiederum der Entwicklung einer ne-
gativ integrierten Arbei terbewegung Vorschub leistete.284 
3.2 1914-1923: Massenarmut, Wohnungsnot und Staatsversagen 
3.2.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
W ä h r e n d des Krieges verr ingerte sich in Deutschland der Lebensstandard der a rbe i tenden 
Bevölkerung in weit h ö h e r e m Maße als in den anderen kr iegsführenden Ländern. Im W i n -
ter 1916/17 ließen spekulative Prozesse und ineffiziente wirtschaft l iche Organisa t ion die 
Nahrungsmi t te lversorgung nahezu zusammenbrechen.2 8^ Die Rüs tungsp roduk t ion bein-
haltete eine Verzerrung der Produkt ionss t ruk tur zugunsten der sich bereits im säkularen 
Niedergang be f indenden Basisindustrien des beginnenden Industriezeitalters, die nach 
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Kriegsende zurückgeführ t werden musste.286 S teuererhöhungen zur Finanzierung der 
Kriegslasten wurden von den füh renden Kreisen der Wir tschaf t , die in der jungen Repu-
blik schnell ihren anges tammten Einfluss zurückerlangten, vehement abgelehnt.2 8 . So er-
folgte deren Finanzierung über die Ausdehnung der Geldmenge. Die weit über den n o m i -
nalen Lohnerhöhungen liegenden Inflationsraten ließen den Außenwer t der W ä h r u n g 
sinken, sodass sich Exporte u n d Gewinnmargen erhöhten2 8 8 u n d es entgegen vieler Prog-
nosen nach Kriegsende zunächst zu einem kurzen u n d intensiven Boom kam. Wachsende 
Zahlungsbilanzdefizi te wurden durch Kredi taufnahme, vor allem in den USA, sowie 
d u r c h verstärkte Expansion der Geldmenge f inanziert . 1920 ging der Aufschwung zu 
Ende u n d m ü n d e t e 1921 in eine tiefe Rezession mit rapide fal lendem Preisniveau und stei-
gender Arbeitslosigkeit ein.289 Die anschließende Hyperinf la t ion, die 1922 mi t einer W ä h -
rungs re fo rm zu Ende ging, vernichtete den größten Teil der Geldvermögen u n d ließ den 
Kapi talmarkt zusammenbrechen. 2 9 0 In der W ä h r u n g s r e f o r m w u r d e n Hypotheken auf 
25 % ihres realen Werts reduziert,291 und der Mit tels tand als wichtigster Investor des woh-
nungwir tschaf t l ichen Sektors verlor seine finanziellen Ressourcen.292 
1923 waren das reale Volkse inkommen und die industriel le P r o d u k t i o n auf etwa die 
Hä l f t e des Niveaus von 1913 gesunken.2 9 3 Gegenüber 1914 ha t ten sich die Baukosten 
u n d die Lebenshal tungskosten bis 1924 u m etwa 4 0 % erhöht.2 9 4 Im S o m m e r waren die 
Real löhne durchschni t t l ich auf etwa zwei Drittel, die der Facharbei ter auf etwa 78 % des 
Niveaus von 1913 gefallen, im Herbst desselben Jahres be t rugen sie n u r noch die Hälf te 
dessen u n d weniger.295 Die Vera rmung der Arbei terschaft , aber auch großer Teile des 
Mit te ls tandes erreichte ein in anderen Indust r ie ländern unbekann te s Ausmaß.2 9 6 
3.2.2 Kriegsbedingte Eingriffe in Mietrecht und Mietpreisrecht 
Bei Kriegsausbruch begannen die europäischen Länder, Mie tpre iskont ro l len e inzuführen 
u n d bei Erreichen eines Defizits an ver fügbarem W o h n r a u m Mieterschutzgesetzgebun-
gen zu implement ieren. 2 9 In Deutschland waren 1914-1917 auf lokaler Ebene Mieteini-
gungsämte r geschaffen u n d sukzessive mit immer größeren Kompe tenzen ausgestattet 
w o r d e n , bis sie schließlich befugt waren, Kündigungen u n d Mietver t räge au fzuheben 
u n d Mie ten zu e rhöhen oder herab zu setzen. Baustoffe w u r d e n bewir tschaf te t , ör t l iche 
W o h n u n g s b e h ö r d e n konn ten Mieter zuweisen sowie Abbruch- u n d Zwecken t f rem-
dungsve rbo te aussprechen.2 9 8 
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Spätestens 1917 erwiesen sich die lokalen Eingriffe in den M i e t w o h n u n g s m a r k t als 
ineffektiv.299 In den Ballungsgebieten, wo die Wohnungsnachf rage durch den Z u s t r o m 
von Flüchtl ingen u n d Beschäftigten der Kriegswirtschaft aufgebläht war, u n d in den 
kleinstädtischen S tandor ten der W a f f e n p r o d u k t i o n kam es zu rapide steigenden Mietbe-
las tungsquoten u n d sich h ä u f e n d e n Künd igungen , die Ressentiments gegen Vermieter 
schür ten u n d die ausre ichende Versorgung des Militärs mi t Waffen gefährdeten.3 0 0 1 9 1 7 
wurde ein landesweiter Mie t s topp eingeführt .3 0 1 Seit 1917/18 galt ein umfassender Kün-
digungsschutz u n d die k o m m u n a l e n W o h n u n g s ä m t e r zogen die Vergabe frei we rdenden 
W o h n r a u m s wei tgehend an sich.302 1920 ging m a n zur öffent l ichen Bewir tschaf tung des 
W o h n r a u m s über.303 
Ab 1922 w u r d e die W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g schrittweise gelockert u n d auf Neu-
b a u w o h n u n g e n nicht m e h r angewandt , sodass von e inem Wohnungsbes t and von etwa 
17,2 Mil l ionen W o h n u n g e n r u n d 3,0 Mil l ionen oder 17 ,5% von Mietpreis- und Mieter-
schutzregelungen a u s g e n o m m e n waren.304 Die Hyperinf lat ion verschärfte massiv die 
Mark t spa l tung in teure N e u b a u w o h n u n g e n und billige A l tbauwohnungen , deren Miet-
niveau 1923 n o m i n a l bei 1 2 0 % des Vorkriegsniveaus, knapp 2 % des Lebenhal tungskos-
tenindexes lag, sodass deren Mieter spätestens 1923 quasi umsons t wohnten. 3 0 5 1923 ließ 
m a n die K ü n d i g u n g des Vermieters für A l tbauwohnungen nu r auf den Wege der Klage 
vor d e m Amtsger icht zu u n d begrenzte sie auf erhebliche Belästigung durch den Mieter, 
Missbrauch der Mietsache, Zahlungsverzug u n d Eigenbedarf des Vermieters.306 
3.2.3 Extremer Wohnungsmange l durch unterlassene Investit ionen 
Seit d e m Ersten Weltkrieg f inden wir das Bild fortgesetzter Wohnungsknapphe i t , zumal 
im Bereich des Marktes fü r Kle inwohnungen mit bis zu drei Räumen , der für die Mehrhei t 
der Bevölkerung von entscheidender Bedeutung war.307 Seit 1914 unterbl ieben weitgehend 
M a ß n a h m e n zur Erha l tung u n d Verbesserung des Bestands.308 1916/17 verdichteten sich 
die Anzeichen eines umfassenden Wohnungsmangels . 3 0 9 In den Ballungsgebieten fielen die 
Fertigstellungen zwischen 1912 u n d 1917 von über 60.000 auf 1.700 Wohneinhe i ten jähr-
lich.310 Der Ne t tozugang an neuen W o h n u n g e n sank zwischen 1915 u n d 1917 von 52.000 
auf 5.600 Einheiten.311 Der gesamte Ausfall durch den Ersten Weltkrieg be t rug etwa 
800.000 Wohneinhei ten. 3 1 2 Die erste Reichswohnungszählung 1918 ermit tel te bei knapp 
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14 Millionen Wohne inhe i t en eine Leers tandsquote 0 , 1 3 % - 0 , 1 5 % , ein vor 1914 nie er-
reichter Tiefstand.313 
Nach Kriegsende begünst igte die rasch for tschrei tende Geldentwer tung die Flucht in 
die Sachwerte, neben anderen Sachaktiva vor allem in den Immobi l ienbes tand , weniger 
in Neubauten.3 1 4 Die vor dem Krieg en ts tandenen gemeinnütz igen Wohnungsbaugesel l -
schaften waren nicht m e h r aktiv, privatwirtschaft l iche Investit ionen im wohnungswir t -
schaftlichen Sektor faktisch nicht vorhanden, 3 1 5 denn auch die U n t e r n e h m e n reduzierten 
mit d e m Ende des Ersten Weltkriegs u n d d e m Einsetzen der Weltwirtschaftskrise in Er-
mangelung der finanziellen Ressourcen beträchtl ich das Ausmaß ihres Werkwohnungs-
baus.316 1918 s tanden fü r 1.000 E inwohner 202,8 W o h n u n g e n zur Verfügung, 1920 
221,9.317 1921 war das Wohnungsdef iz i t auf 1,4 Mill ionen Wohneinhe i ten gestiegen.318 
Das für Investi t ionen berei ts tehende Kapital war du rch die wei tgehende Vernichtung 
des inländischen Geldvermögens in der Inflat ion, die Beschlagnahme deutschen Aus-
landsvermögens u n d die hohen Reparat ionszahlungen sehr k n a p p geworden, während 
eine starke Kapitalnachfrage für Zwecke des industriellen u n d landwirtschaft l ichen Wie-
deraufbaus und fü r die D u r c h f ü h r u n g von Infras t ruktur inves t i t ionen bestand.3 1 9 Das In-
teresse privater U n t e r n e h m e n am W o h n u n g s b a u er lahmte, vor allem bes tand kein Interes-
se a m Bau billiger W o h n u n g e n fü r die unteren Schichten, denn Mieten, die eine mit 
Industrieanlagen vergleichbare Verzinsung erwirtschafteten, waren von den Unterschich-
ten k a u m aufzubringen.3 2 0 Nach Kriegsende wurden n u r n o c h 30 % bis 40 % des Markt -
werts erstrangig bel iehen, fü r zweite Hypotheken fanden sich außer den Bausparkassen, 
die zunehmend a u f g r u n d des Versagens der Geldpoli t ik als in sich geschlossene Selbsthilf-
einst i tut ionen in den kleineren Or t schaf ten en ts tanden, k a u m m e h r Kreditgeber.321 
3.2.4 Wohnungspol i t ik wird Staatsauftrag 
Die einzel- und gesamtwir tschaf t l iche Ve ra rmung hat te ein solches A u s m a ß erreicht, 
dass n u r noch ein massives Engagement des Staates der kr i senhaf ten Zusp i tzung auf 
d e m Wohnungsmark t begegnen konnte.3 2 2 Es bedu r f t e in Deutsch land des ext remen 
Wohnungsmangels als wicht igsten u n d dauerhaf tes ten soz ioökonomischen Bestim-
mungsfaktors , u m die Wohnungspo l i t i k zu e inem b e d e u t e n d e n gesellschafts- u n d wirt-
schaftspolit ischen Anliegen werden zu lassen.323 Die Haus - u n d Grundbesi tzer-Vereine, 
deren Mitglieder vor u n d während des Krieges e n o r m e Gewinne durch Bodenwertstei-
gerungen vere innahmt ha t t en , weigerten sich vehement , das Vorhandense in eines einen 
Staatseingriff e r fo rdernden Defizits an W o h n r a u m zuzugeben u n d versuchten, jede Ver-
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ä n d e r u n g des liberalen Bodenrechts , wie auch die Vergabe billigen Baulands an gemein-
nützige Wohnungsbaugesel l schaf ten , zu unterbinden. 3 2 4 
Die Weimarer Verfassung gab in Art. 10, Abs. 4 d e m Reich die R a h m e n k o m p e t e n z für 
das Wohnungswesen , das Bodenrecht , die Bodenver te i lung, das Ansiedlungs- und 
Heimstä t tenwesen u n d fü r die B indung des Grundbesitzes.3 2 5 Die B o d e n n u t z u n g wurde 
als Pflicht des Besitzers gegenüber die Allgemeinheit be t rachte t , Bodenwerts te igerungen, 
die o h n e Kapital- oder Arbei tsbelas tung auf e inem G r u n d s t ü c k en t s t anden , waren der 
Allgemeinheit nu tzbar zu machen.3 2 6 Art . 155 begründe te die Verpf l ichtung des Staates, 
die Verteilung u n d N u t z u n g des Bodens un te r der Zielsetzung „jedem Deutschen eine ge-
sunde Wohnung und allen deutschen Familien, besonders den kinderreichen, eine ihren Be-
dürfnissen entsprechende Wohn- und Wirtschaftsheimstätte zu sichern", Missbrauch ver-
h ü t e n d zu überwachen.3 2 7 
Als Ausgleich fü r die reale En twer tung der G r u n d s c h u l d e n durch die Hyper inf la t ion 
w u r d e 1921 eine Sonders teuer auf solcherar t en t schulde ten Immobi l ienbes i tz als Zu-
schlag auf die Fr iedensmiete oder auf die al lgemeine G r u n d s t e u e r e rhoben , die so ge-
n a n n t e Hauszinssteuer.3 2 8 Geplant war, r u n d die Hälf te des S t e u e r a u f k o m m e n s für den 
W o h n u n g s b a u , insbesondere zur F ö r d e r u n g öffent l icher u n d gemeinnütz iger Woh-
n u n g s u n t e r n e h m e n , einzusetzen. In der Hyper inf la t ion erwies sich dies als undurch-
führbar , da die bis Ende 1923 erzielten S teue re innahmen n u r die F ö r d e r u n g von zehn 
Wohneinhe i ten ermöglichten.3 2 9 Die Steuer e rbrachte zwischen 1925 u n d 1931 durch-
schnitt l ich 1,52 Mill iarden Reichsmark jährl ich, k n a p p die Hälf te des Aufkommens , 
1925 bis 1931 durchschni t t l ich 4 6 % , d iente der Wohnungsbau fö rde rung . 3 3 0 Bis 1921 
wurden etwa 315.000 geförder te u n d 105.000 nicht geförder te Wohne inhe i t en erstellt,331 
bis in der Wir tschaf tskr ise die Fertigstellungen von 30.000 im Jahre 1922 bis auf ein ver-
nachlässigbar geringes Niveau im Folgejahr zurück gingen.332 Die jährl iche durchschni t t -
liche N e u b a u p r o d u k t i o n 1920-1924 lag bei etwa 120.000 Wohneinhei ten . 3 3 3 
Die öffent l iche H a n d war 1921 an 71 % u n d 1923 an 9 9 % aller W o h n u n g s n e u und 
- u m b a u t e n beteiligt.334 Die W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g zwischen den Weltkriegen umfasste 
zinsgünstige Dar lehen, Rechtsbürgschaf ten, steuerl iche Vergünst igungen u n d verlorene 
Zuschüsse.335 Das Reich bediente sich der Deutschen Bau- u n d Bodenbank , deren 
H a u p t a k t i o n ä r es war, u m Kapital in den W o h n u n g s b a u zu lenken.336 Die Bank emittier-
te indexierte Schuldverschre ibungen zu var iablem Zins, un te rs tü tz te die Bausparbewe-
gung und versuchte, ausländisches Kapital zu gewinnen. 3 3 Bis zur W ä h r u n g s r e f o r m be-
stand die staatliche Förde rung in M a ß n a h m e n zur Er le ichterung der Bauland- und 
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Baus to f fbeschaf fung sowie in Steuervorteilen und Beihilfen, auf deren Rückzah lung spä-
ter verzichtet w u r d e . In den ersten beiden Nachkriegsjahren förder te vo rnehml i ch das 
Reich, ab 1921 allein die Länder u n d Kommunen. 3 3 8 1918 wurden Zuschüsse f ü r die Er-
r i ch tung kleiner u n d mi t te lgroßer Wohneinhe i ten zu fixiertem Verkaufs- oder Mietpreis 
gewährt , wobei Zentra ls taat sowie Bundesland u n d K o m m u n e jeweils die Hälf te der 
Mittel beisteuerten.3 3 9 1920 w u r d e n wohnf lächenbezogene, zunächst t i lgungsfreie, zins-
lose Darlehen f ü r bis zu 70 q m große Wohnungen bereit gestellt, deren M i e t h ö h e von 
den K o m m u n e n in fün f j äh r igem R h y t h m u s anzupassen war.340 
Mit ihren neu ausgestalteten Verwaltungsapparaten waren die K o m m u n e n stärker be-
reit, d e m gemeinnütz igen Sektor durch Überlassung günstigen Baugrunds u n d gemilder te 
Bauvorschrif ten entgegen zu k o m m e n sowie über die Vergabe öffentl icher Mittel h inaus 
den organisator ischen R a h m e n für gemeinnützige Baugesellschaften zu verbessern.341 
Die E rbbau rech t sve ro rdnung von 1919 ermöglichte das Bauen auf f r e m d e m G r u n d , 
Erbbaurechtsgeber waren K o m m u n e n u n d sonstige Gebie tskörperschaf ten , Kirchen, 
W o h n u n g s u n t e r n e h m e n sowie über größeren Grundbes i tz ver fügende na tür l iche Per-
sonen.3 4 2 Für W o h n g e b ä u d e be t rug die Laufzeit 80 -99 Jahre bei e inem Erbbauz ins von 
4 - 5 %, in N o r d d e u t s c h l a n d war auch der Erwerb durch Einmalzahlung üblich.3 4 3 Die 
Vergabe von Erbbaurech ten war jedoch infolge der Hyper inf la t ion zu Beginn der zwan-
ziger Jahre wenig attraktiv.344 
3.2.5 Unterversorgung mit Wohnraum wird „Normalzustand" 
Der mit g roßem Abs tand wichtigste Wendepunk t , die Epochenzäsur in der deu tschen 
Wohnungspo l i t ik des 20. Jahrhunder t s , war der Erste Weltkrieg, durch den ein so hohes 
M a ß an Unte rversorgung en ts tand , das es als außerordent l ich schwere u n d nie m e h r 
gänzlich ü b e r w u n d e n e Belastung auf Daue r weiterwirkte.345 Nach Kriegsende stiegen 
die Kosten fü r N e u b a u w o h n u n g e n weit stärker als in vergleichbar hoch entwickel ten 
Volkswirtschaften.3 4 6 Die W o h n u n g s n o t war bei weitem gravierender als in anderen Län-
dern , mi t A u s n a h m e von Russland war sie die schl immste in Europa.3 4 7 
1924 beschrieb die ILO die deutsche Wohnungspo l i t ik der Vorkriegsära als d o m i n i e r t 
von „liberal economic theories prevailitig in the IT' Century", die bereits unmi t t e lba r vor 
Kriegsbeginn eine Versorgungskrise verursacht hät ten mit der Folge, dass der Krieg „pre-
cipitated the (housing) crisis, increased its intensity, and gave it the specific form which 
make it otie of the most serious social and economic problems of the present day.<<34R „The 
acuteness of the housing problem in Germany during and after the war places that country 
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in a separate class in an international cornparative study ...while signs of improvemetit are 
to befound in almost all other countries, Germany is the only country in which the crisis has 
latterly been aggravated, owing to general economic and political developments."34<) 
3.3 1924-1932: Kapital importf inanzierter Boom, Weltwirtschaftskrise u n d 
wachsende Wohnungsnot 
3.3.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
N a c h d e m sich die neue W ä h r u n g 1924 stabilisiert hatte, lag das Zinsniveau doppe l t so 
hoch wie vor d e m Krieg.350 Die h o h e n Realzinsen lockten w i e d e r u m S t r ö m e auslän-
dischen Kapitals, w i e d e r u m vor allem aus den USA, ins Land,351 von d e m ein be t rächt -
licher Teil von K o m m u n e n u n d öffent l iche Ins t i tu t ionen f ü r W o h n u n g s b a u , In f ras t ruk-
tur u n d S tad ten twick lung eingesetzt wurde.352 Es k a m zu e inem, von massiven 
Immobi l i en - u n d Akt ienspekula t ionen begleiteten, überwiegend kap i ta l impor t f inanz ie r -
ten Aufschwung. 3 5 3 1928 war das Produkt ionsniveau der Vorkriegszeit wieder erreicht, 
1928 das Reallohnniveau.3 5 4 Als die amer ikanischen Investoren als Haup t f inanz i e r s der 
Erho lung der deu t schen Volkswirtschaft nach dem Ende einer spekulat iven Hausse a m 
Akt ienmark t u n d e inem Übergang zu einer restriktiven Geldpol i t ik ihr Kapital aus 
Deutsch land abzogen, erschien der Wirtschaftspol i t ik des Reichs eine Abwer tung als 
Schockabsorp t ion nicht oppor tun . 3 5 5 Der n u n folgende wir tschaft l iche Z u s a m m e n b r u c h 
mit r u n d zwei Mil l ionen Arbeitslosen im S o m m e r 1929 m ü n d e t e bei de r g roßen A r m u t 
weiter Teile der Bevölkerung in eine politisch u n d sozial hochexplosive Lage ein.356 
Die W o h n u n g s n o t , die f o r t daue rnd prekäre gesamtwir tschaf t l iche Lage u n d die poli-
tische u n d soziale Instabili tät e r forder ten weiterhin zwingend ein daue rha f t e s Engage-
m e n t des Staates im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor.357 Eines der he raus ragenden Ziele 
der in den zwanziger Jahren in den Großs täd ten prakt iz ier ten sozialen Stadt- und Woh-
nungspol i t ik war der Abbau der Segregation und der Aufbau von W o h n q u a r t i e r e n , in 
denen , wie es später hieß, „die brei ten Schichten des Volkes" in besseren W o h n u n g e n 
leben konn t en . Die neuen W o h n u n g e n sollten von hohe r Qual i tä t , aber auch bezahlbar 
fü r Hausha l te mi t geringeren E i n k o m m e n sein.358 
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3.3.2 Hauszinssteuerfinanzierter Wohnungsbau 
Privates Kapital war k n a p p u n d sehr teuer.359 In den ersten Jahren nach der Inflat ion 
wurden erste Hypotheken bis zur H ö h e von etwa 30 % des Mark twer t s gewährt , später 
lag diese Grenze bei 40 %.360 Die Zinssätze be t rugen üblicherweise fü r erste Hypotheken 
8 , 5 % - 1 0 , 5 % und für zweite Hypotheken 1 4 % - 1 6 % . 3 6 1 Die Bausparkassen, die be im 
Pub l ikum so beliebt geworden waren, dass ihre Anzahl bis 1931 auf über 400 gestiegen 
war und auch die Sparkassen Bausparabte i lungen eingerichtet ha t ten , blieben von den 
Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise nicht verschont u n d w u r d e n wegen ihrer wir t -
schaftl ichen Schwierigkeiten d e m Reichsaufsichtsamt fü r das Versicherungswesen unter -
s te l l t , das ihre Zahl bis 1938 auf 39 private u n d 11 öffent l iche Anstal ten reduzierte.362 
Der größte Teil der nichtöffent l ichen Mittel w u r d e von staatseigenen Sparkassen u n d 
Versicherungen bereit gestellt, nu r 1 0 % - 1 5 % der im W o h n u n g s b a u investierten Mittel 
kam aus den tradit ionellen Quellen der Bauf inanz ie rung der Vorkriegsära, von privaten 
Hypothekenbanken , privaten Geldgebern sowie den Eigenmit te ln des Bauherrn.3 6 3 In der 
Weltwirtschaftskrise versiegten weitgehend die pr ivaten Finanzierungsmit te l u n d das in 
W o h n u n g s b a u und Stadtentwicklung investierte Auslandskapi tal w u r d e abgezogen.364 
Der größte Teil des W o h n u n g s b a u s der nach inf la t ionären Weimarer Zeit k a m da nk 
öffent l icher Förderung in Gestalt zinsverbilligter Kredite zustande.3 6 5 Die Hauszinss teuer 
w u r d e zwischen 1924 und 1931 z u m M o t o r des Wohnungsbaus . 3 6 6 Etwa die Hälf te der 
öffent l ichen Mittel resultierten aus ihrem A u f k o m m e n , das 40 % - 5 0 % der zulässigen 
Mie t e rhöhungen bei Al tbauten abschöpfte3 6 7 u n d zwischen 1924 u n d 1938 ungefähr 16 
Mill iarden Reichsmark erbrachte.3 6 8 Ab 1931 w u r d e n die Hauszinss teuermi t te l zur De-
ckung des allgemeinen Finanzbedarfs der Länder eingesetzt, u n d der Einsatz von Förder-
mit te ln im Wohnungsbau ging u m rund 8 0 % zurück.3 6 9 W ä h r e n d öffent l iche Mittel in 
den Nachkriegsjahren mehr als zwei Drittel der Wohnungsbau inves t i t i onen f inanzier ten, 
sank ihr Anteil von 5 3 , 7 % 1924-1927 auf 4 2 , 4 % 1928-1931.3 7 0 Realkredi t inst i tute stell-
ten 1924-1932 35,1 % des Kapitals bereit , 15 ,4% waren sonstige pr ivate Mittel.371 
Hauszinssteuerdar lehen wurden in den ersten fün f Jahren nach der W ä h r u n g s r e f o r m 
gegen Eintragung einer zweitrangigen dingl ichen Sicherheit u n d gegen ein Ankaufs- u n d 
Wiederverkaufsrecht zu Förderzinssätzen von 1 % bis 3 % mit 1 % Ti lgung ( 2 % nach 
zehn Jahren) für 6 0 % der Kosten gewährt , 1 0 % war Eigenkapital , 3 0 % erstrangige Ka-
pi ta lmarktmi t te l , oft gegen k o m m u n a l e Bürgschaft.372 Seit 1927, ve rmehr t jedoch seit 
1929 u n d 1930, wurden Ib-Hypotheken gegen eine selbstschuldnerische k o m m u n a l e 
359 Vgl. ILO (1930), S. 351; Schulz (1986), S. 148. 
360 Vgl. Schulz (1986), S. 142. 
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Bürgschaft a m Kapi ta lmarkt a u f g e n o m m e n , wobei der Staat die Hauszinssteuermit tel 
zeitlich befristet z u m Ausgleich der Zinsdif ferenz sowie zur Finanzierung der restlichen 
3 0 % der Kosten einsetzte. Die typische F inanz ie rung bes tand n u n m e h r aus 1 0 % Eigen-
mit te ln, max imal 40 % erster Hypo thek , mindes tens 30 % Hausz inss teuerhypothek zu 
4 % u n d 2 0 % Ib-Hypothek. 3 7 3 1932-1933 bes tand die Förde rung in der Gewährung 
von Zuschüssen, sowie z u n e h m e n d in hande lba ren Steuergutscheinen, Zinsvergütungs-
scheinen und Bürgschaften.3 7 4 
Die öffent l ichen Mittel aus den E i n n a h m e n der Hauszinss teuer zur Förderung des 
W o h n u n g s b a u s w u r d e n explizit nicht fü r die Er r ich tung von Werkswohnungen , sondern 
lediglich den gemeinnütz igen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n gewährt3 7 5 und von den Kom-
m u n e n bevorzugt an von ihnen kontrol l ier te gemeinnütz ige W o h n u n g s u n t e r n e h m e n 
weiter geleitet.376 Viele U n t e r n e h m e n verzichteten auf eine Wei t e r füh rung des Werks-
w o h n u n g s b a u s u n d gingen sukzessive z u m werksgeförder ten W o h n u n g s b a u über, indem 
einzelne oder mehre re I n d u s t r i e u n t e r n e h m e n ihre wohnungswir t schaf t l ichen Aktivitä-
ten auf eigens gegründete , gemeinnütz ige W o h n u n g s u n t e r n e h m e n übertrugen.3 7 7 Es 
k a m zu einer Gründungswe l l e von Baugenossenschaf ten , deren Anzahl sich bis 1930 
fast vervierfachte. Die meis ten err ichteten M i e t w o h n u n g e n fü r ihre Mitglieder, einige 
aber auch W o h n e i g e n t u m mi t l imi t ie r tem Wiederverkaufspreis . 3 ' 8 Gemeinnütz ige Woh-
n u n g s u n t e r n e h m e n u n d Genossenschaf ten err ichte ten etwa 40 %, in den Städten mit 
über 50.000 E inwohnern r u n d 60 % der Neubauwohnungen . 3 7 9 Da diese, vor allem die 
Wohnungsbaugenossenscha f t en , wegen ihrer Schwierigkeiten bei der Restf inanzierung 
von der Fö rde rung abhängig waren , bes tand eine enge Korrelation zwischen der Betei-
l igung des gemeinnütz igen Sektors an der Bautätigkeit u n d der H ö h e der mit öffent-
lichen Mit te ln erstellten W o h n u n g e n , sodass es zu e inem Parallellauf zwischen gemein-
nütz igem W o h n u n g s b a u mi t der gesamtwir tschaf t l ichen K o n j u n k t u r kam.380 
Private Bautätigkeit erfolgte vor allem in kleineren O r t e n u n d auf d e m Lande.381 Für 
den Eigenhe imbau w u r d e n ab 1932 bei e inem Eigenkapitalantei l von 3 0 % öffentl iche 
Förderdar lehen bis zu 2 5 % gewährt.3 8 2 Erstellten 1927 die privaten 6 0 , 3 % , die gemein-
nützigen 27,9 % u n d die öf fent l ichen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n 11,8 % der Neubau ten , so 
be t rugen 1930 die Relat ionen 5 1 , 3 % , 3 4 , 9 % u n d 9,6 %.383 
1924 setzte d u r c h die neuen Hausz inss teuerhypotheken eine wesentliche Produkt i -
onss te igerung ein.384 Zwischen 1925 u n d 1929 stieg der Anteil der wohnungswir t schaf t -
lichen Invest i t ionen a m BIP von 2 , 4 3 % auf 3 , 2 5 % und an den Bruttoinvest i t ionen von 
16 ,6% auf 22,5%. 3 8 5 1927 w u r d e das Vorkriegsniveau erreicht u n d in den Folgejahren 
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381 Vgl. ILO (1930), S. 370. 
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vielfach überschri t ten. 3 8 6 Die durchschni t t l i che N e u b a u p r o d u k t i o n über t raf 1924-1931 
mit jährlich r u n d 251.000 Wohne inhe i t en die Vorkriegswerte u n d stieg bis auf Spitzen-
werte über 313.000.387 1924 bis 1929 e rhöh ten sich bei hohen Kapitalkosten die Baukos-
ten weit stärker als die Lebenshal tungskosten und doppel t so stark wie die Großhande l s -
preise,388 was sich auf die relative Ver teuerung der Baustoffe, die Kartel lbi ldung im 
Baugewerbe sowie die relativ höhe ren Lohnste igerungen im Bausektor zurück füh ren 
ließ.389 Mit der Weltwir tschaftskrise w u r d e die öffentl ich geförderte Bautätigkeit in den 
Z u s a m m e n b r u c h der k o m m u n a l e n Hausha l te hinein gerissen.390 1932 w u r d e n noch 
130.000 W o h n u n g e n gebaut,391 u n d die Arbei ts losenquote im Bausektor lag mit 76,1 % 
bis 87,9 % weit höhe r als in anderen Wirtschaftszweigen.3 9 2 
Die öffent l iche W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g w u r d e ab 1923 schrittweise gelockert u n d 
1931 beendet.3 9 3 Die Al tbaumie ten , deren realer Wert fast auf Null gefallen war, wurden 
vorsichtig angehoben. 3 9 4 1927 lagen die Neubaumie t en zwischen 1 5 0 % und 1 7 0 % u n d 
die Al tbaumie ten bei 1 2 0 % des Vorkriegsniveaus, während die Neubaumie t en o h n e 
Subvent ionen mindes t ens das Dreifache der Vorkriegsmieten betragen hätten.3 9 5 Der 
Mie t index blieb bis 1927 un t e r d e m Vorkriegsniveau u n d bis zur Weltwirtschaftskrise 
deut l ich un te r d e m Lebenshal tungskostenindex. 3 9 6 
3.3.3 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Art u n d Qual i tä t der neu err ichte ten W o h n u n g e n entsprachen stärker d e m Bedarf weiter 
Kreise der Bevölkerung. Vorübergehend ents tand ein Reformwille in Richtung auf kos-
ten- und f lächensparendes Bauen du rch einfachere, kleinere Gebäude , der sich an den 
englischen, ho l ländischen oder belgischen Vorbi ldern orientierte.3 9 7 M a ß n a h m e n zur 
Kapazi tä tsauswei tung der Baus tof f indus t r ie u n d zur Rational is ierung und Industrialisie-
rung des W o h n u n g s b a u s w u r d e n gefördert.3 9 8 Es gelang, du rch Ände rungen des Bau-
rechts u n d der B a u o r d n u n g e n sowie durch bodenpol i t i sche M a ß n a h m e n u n d die Aus-
r ich tung der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g den Mietskasernenbau zurück zu drängen. Bei 
den neu err ichteten W o h n g e b ä u d e n hande l te es sich zu rund drei Vierteln u m Kleinhäu-
ser mi t ein bis vier W o h n u n g e n in höchs tens zweigeschossiger Bauweise, deren Bauher-
ren oder Käufer vielfach na tür l iche Personen waren . Im Vergleich zu der Vorkriegszeit 
n a h m der Anteil der Arbeiter, Angestellten u n d Beamten an der privaten Vermögensbil-
d u n g im W o h n u n g s b a u zu u n d der der Selbständigen ab. Durch die verstärkt du rch -
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390 Vgl. Zimmermann (2000), S. 58. 
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gesetzte Flachbauweise, die Z u n a h m e der W o h n u n g s g r ö ß e u n d die verstärkte Berück-
s icht igung benachtei l igter Personengruppen wie der k inderre ichen Familien sowie den 
Ausbau der In f ra s t ruk tu r und die sorgfältigere baul iche Gesta l tung der Städte verbesser-
te sich die Wohnqual i tä t . 3 9 9 
Die W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g war jedoch nicht mi t genügend Druck zu kos tengüns-
tiger B a u a u s f ü h r u n g ve rbunden , sodass die W o h n u n g e n vielfach zu g r o ß u n d zu auf-
wendig gebaut w u r d e n , als dass Arbeiter sie hät ten bezahlen k ö n n e n , u n d so eher der 
zahlungskräf t igeren Nachfrage zugute kamen.4 0 0 Das Schwergewicht lag nicht bei den 
benöt ig ten Kle inwohnungen , sondern vornehmlich bei W o h n u n g e n mit vier u n d m e h r 
R ä u m e n u n d anspruchsvol lerer Ausstattung.4 0 1 Erst seit 1929 hat ten Kle inwohnungen 
mit e inem bis drei W o h n r ä u m e n einschließlich Küche einen stark wachsenden Anteil 
an den Fertigstellungen, dessen M a x i m u m 1931 bei 5 3 , 7 % lag.402 
Die Anzahl der statistisch für 1.000 Einwohner zur Ver fügung s tehenden W o h n e i n -
hei ten e rhöh te sich zwischen 1924 und 1932 von 226,0 auf 249,1.403 Mi t te 1925 lag das 
Defizit bei a n n ä h e r n d einer Mill ion Wohnungen. 4 0 4 1927 schätzte das Reichsarbeits-
min i s t e r ium auf der Basis der zweiten Reichswohnungszählung die Zahl der w o h n u n g s -
losen Hausha l te auf 950.000 bis eine Million, die der überbelegten W o h n u n g e n auf 
750.000,405 w ä h r e n d die Gewerkschaften eine Unte rversorgung von 1,2 Mil l ionen W o h n -
einhei ten ermittel ten.4 0 6 In K o m m u n e n mit m e h r als 5.000 E inwohnern lebten rund 
790.000 selbständige Haushal te o h n e eigene W o h n u n g , d a r u n t e r 45.000 Einzelpersonen, 
369.000 Ehepaare und 377.000 Familien mit drei u n d m e h r Mitgl iedern. 1 7 , 5 % der er-
fassten W o h n u n g e n waren mit Unte rmie te rn belegt. 490.000 W o h n u n g e n mit 3,2 Mill io-
nen Bewohnern , 5 , 6 % aller Un te rkünf t e waren überbelegt , wobei Überbe legung defi-
niert war als Belegung mit m e h r als zwei Personen p ro Wohnraum. 4 0 7 Von den 
Arbei tern w o h n t e n 9 2 % , von den Beamten 9 1 % u n d von den Angestellten 8 5 % der 
Familien zur Miete, den Arbei tern s tanden 2,8 bis 3,3, den Angestellten 3,1 bis 4,2 u n d 
den Beamten 3,3 bis 5,9 Räume zur Verfügung.4 0 8 Für die W o h n u n g s n u t z u n g w u r d e n 
1925-1929 11 ,3% des Hausha l t s e inkommens aufgewendet . 4 0 9 Mit d e m E i n k o m m e n 
stiegen die Ausgaben fü r W o h n u n g s m i e t e absolut u n d relativ im Vergleich z u m Einkom-
men . Je niedriger die Mieten waren, desto kleiner waren die W o h n u n g e n u n d die W o h n -
räume.4 1 0 
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3.4 1933-1948: Wachsende Wohnungsnot , Krieg, existentiel le Wohnungsnot 
3.4.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Im Zuge der Überwindung der Weltwirtschaftskrise waren 1933 bei e inem Tiefstand der 
E inkommen u n d einer Erwerbslosenzahl von etwa 7 Mill ionen genügend anlagebereite 
Mittel vorhanden . Die Realzinsen gingen deutlich zurück und die Mieten begannen zu stei-
gen, sodass sich die Schere zwischen Kosten u n d Erträgen im Mie twohnungsbau zu schlie-
ßen begann.411 Die Bereitschaft zu Bauinvestit ionen wuchs, aber der Staat lenkte über die 
Regulierung des Kredit- und Pfandbr ie fmark ts die Kapitalströme nach anderen Prioritä-
ten.412 Der Anteil der wohnungswir tschaf t l ichen Investit ionen a m BIP sank auf 1 ,53% 
1933 und 2,08 1934, der Anteil an den Bruttoinvesti t ionen fiel auf 17,4% 1933 u n d 16,5% 
1934.413 Der in der Weltwirtschaftskrise begonnene Abbau der Hauszinssteuer wurde fort-
gesetzt, indem der Steuersatz 1935 u n d 1937 u m je 25 % gesenkt wurde, ab 1940 wurde die 
Hauszinssteuer nicht mehr e rhoben. W ä h r e n d die Länder f rüher mindestens 2 0 % ihres 
A u f k o m m e n s für den Wohnungsbau zu verwenden hat ten, waren es n u n höchstens 20 %.414 
Öffentl iche Mittel für den W o h n u n g s b a u wurden n u n m e h r den jeweiligen Haushal ten ent-
n o m m e n oder über Kredi taufnahme vorfinanziert.4 1 3 N u r die Rückflüsse der Hauszinssteu-
erdarlehen blieben weiterhin Wohnungsbauzwecken vorbehalten.416 
3.4.2 Die Integration der Wohnungswirtschaf t in die neue pol it ische Ordnung 
Das System der Selbstverwaltung der gemeinnütz igen Wohnungsgesel lschaf ten wurde 
durch eine hierarchische u n d hochgrad ig bürokra t i sche Organisa t ionss t ruk tur ersetzt 
u n d die größten unter ihnen in der „Neuen H e i m a t " zwangsvereinigt.417 Das Gemein-
nützigkeitsgesetz engte 1940 den Geschäftstät igkeitsbereich und die Möglichkeiten der 
Gewinnerz ie lung und - aus schü t tung ein u n d untersagte die Abhängigkeit vom Bau-
gewerbe sowie eine eigene b a u u n t e r n e h m e r i s c h e Tätigkeit . Im Gegenzug gewährte es 
Befreiungen von der Körperschaf ts teuer , der Vermögens teuer u n d Teilen der G r u n d -
erwerbs teuer sowie von Transakt ionsgebühren. 4 1 8 Die Spal tung des Sektors in gemein-
nützige Wohnungsgesel lschaf ten, die W o h n r a u m für die un te ren Einkommensschich ten 
bereit stellten, und Genossenschaf ten , deren Klientel aus Facharbei tern u n d mit te ls tän-
dischen Haushal ten bes tand u n d von denen r u n d der Hälf te weniger als 50 Wohneinhe i -
ten besaß, blieb erhalten.4 1 9 
Verstärkt wurde der W o h n u n g s - u n d Städtebau in den gesamtwir tschaf t l ichen Zu-
s a m m e n h a n g integriert.420 1 9 3 5 w u r d e die Reichsstelle für R a u m o r d n u n g gegründet 
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mit d e m Ziel, n e u e m Zuzug in die Städte entgegen zu wirken u n d die auf d e m Land 
ansässige Bevölkerung d u r c h Verbesserung der Wohnverhä l tn isse dor t zu hal ten sowie 
dichtbesiedelte Gebiete du rch Verlagerung nicht s t a n d o r t g e b u n d e n e r Indus t r ieunter -
n e h m e n aufzulockern u n d die vorgelagerten U n t e r n e h m e n als Ansa tzpunkte fü r neue 
Siedlungen einzusetzen.421 An die Stelle der bisher prakt izier ten unbeschränk ten Baufrei-
heit trat mit d e m Wohnsiedlungsgesetz 1933 die k o m m u n a l e Verpfl ichtung, Gebiete, in 
denen eine starke Wohnungsbautä t igke i t bes tand oder zu e rwar ten war, in Einklang mit 
der übergeordne ten S t a n d o r t p l a n u n g zu bep lanen sowie alle möglicherweise eine Be-
b a u u n g nach sich z iehenden Grunds tückskaufve r t r äge einer Genehmigungspf l i ch t zu 
un terwerfen . 1936 erfolgte mit der Ve ro rdnung über die Regelung der Bebauung die 
Pflicht zur Ausweisung der zulässigen N u t z u n g der Baugebiete als Kleinsiedlungs-, 
Wohn- , Geschäfts- oder Gewerbegebiete, bei Vorliegen eines öf fent l ichen Interesses wa-
ren befris tete Bausperren zulässig.422 
1934 wurde v o m Bund deutscher Mietervereine u n d d e m Zentra lverband der Haus-
u n d Grundbesi tzer ein Einhei tsmietvertrag ausgearbeitet.4 2 3 1936 w u r d e mit d e m Gesetz 
zur Ä n d e r u ng des Reichsmietengesetzes und des Mieterschutzgesetzes ein bis in die ersten 
Nachkriegsjahre angewandter allgemeiner Mie tpre iss topp erlassen u n d die öffentl iche 
Wohnraumbewi r t s cha f tung e ingeführ t , die in den Folgejahren sukzessive intensiviert 
wurde.424 Die Verordnung zur W o h n r a u m l e n k u n g 1943 ermächt ig te Reichswohnungs-
kommissare , freien Mie t r aum zu erfassen u n d b e s t i m m t e n Bevölkerungskreisen zuzutei-
len, W o h n u n g e n zu teilen und gewerbliche R ä u m e in W o h n u n g e n umzuwandeln . 4 2 5 
3.4.3 Der Stellenwert der Wohnungspol i t ik 
Das Ziel der Förderpol i t ik bes tand n u n dar in , mi t mögl ichst ger ingem Einsatz öf fen t -
licher Ressourcen u n d möglichst h o h e m , freiwilligen u n d v e r o r d n e t e m Arbeitseinsatz 
o h n e Rücksicht auf Qual i tä t u n d G r ö ß e eine max ima le Anzahl von Wohne inhe i t en zu 
produzieren,4 2 6 „dwellings of the cheapest kitid which the necessitous section of the popula-
tioti can afford.<<427 Die Bürgschaf t sbes t immungen w u r d e n vereinfacht u n d zum wich-
tigsten Ins t rumen t der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g ausgebaut.4 2 8 Die Einfamil ienhausver-
o r d n u n g 1937 füh r t e die pauschal ier te Nu tzwer tbes t eue rung ein, die die steuerliche 
Verlustausweisung bei Einfami l ienhäusern unterband . 4 2 9 Die Z inshöhe f ü r Wohnungs -
baukredi te w u r d e limitiert.430 Waren öffent l iche Mit te l 1919 bis 1932 durchschni t t l ich 
an 81 % der Finanzierungen beteiligt gewesen, so beteiligte sich der Staat 1933-1939 
n u r noch in 4 0 % der Fälle. Der W o h n u n g s b a u w u r d e n u n m e h r zu 4 1 , 7 % von den 
421 Vgl. Blumenroth (1975), S. 265; Harloe (1995), S. 176. 
422 Vgl. Blumenroth (1975), S. 266 f. 
423 Vgl. Schulz (1986), S. 151. 
424 Vgl. International Housing and Town Planning Congress (1937), S. 13; Münch (1967), S. 21; Häring 
(1974), S. 108; Schulz (1986), S. 141. 
425 Vgl. Münch (1967), S. 23; Schulz (1986), S. 152. 
426 Vgl. Harloe (1995), S. 176. 
427 International Housing and Town Planning Congress (1937), S. 14. 
428 Vgl. Blumenroth (1975), S. 271. 
429 Vgl. Rüsch (1996), S. 156 f. 
430 Vgl. Blumenroth (1975), S. 269. 
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Realkredi t ins t i tu ten, zu 4 6 , 6 % durch sonstige private Mittel und zu 1 1 , 7 % durch öf-
fentl iche Gelder finanziert.4 3 1 
1933 u n d 1934 erreichte der Wohnungszugang du rch U m b a u t e n mit 3 4 % u n d 4 0 % 
ähnl ich h o h e Anteile a m gesamten Wohnungszugang wie im Jahre 1919 mit damals 
42 %.432 Seit 1914 zurück gestaute Instandsetzungs- und M o d e r n i s i e r u n g s - m a ß n a h m e n 
w u r d e n nachgeholt .4 3 3 Ab Mit te der dreißiger Jahre wurden p r i m ä r W o h n u n g s t y p e n mit 
max imal 34 q m , f ü r kinderre iche Familien maximal 42 qm, gefördert.4 3 4 Die jährl iche 
N e u b a u p r o d u k t i o n sank 1933 auf 175.000 und e rhöh te sich über 213.000 im Jahre 
1933 bis auf 285.000 1938.435 Der Anteil des gemeinnütz igen Sektors an den Fertigstel-
lungen fiel auf u n t e r 2 0 % , der der k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten schwankte 
zwischen 8 % u n d 10 %.436 Bis 1937 waren mindes tens 1 1 % - 1 2 % der neu erstellten 
W o h n u n g e n un t e r Mi twi rkung der Indus t r i eun te rnehmen entstanden.4 3 7 1933 bis 1939 
w u r d e n im Durchschn i t t jährlich k n a p p 230.000 Wohneinhe i ten , 4,1 W o h n u n g e n je 
1.000 Einwohner , errichtet.438 
3.4.4 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung bis 
Kriegsende 
Für die Jahre 1928 bis 1945 liegen keine exakten statistischen Zahlen zur Wohnungsver -
so rgung vor.439 Sicher ist, dass junge Ehepaare weitaus häuf iger als in der Ära der Wei-
mare r Republ ik zur Unte rmie te lebten.440 G e m ä ß den Daten aus der Volkszählung von 
1933 war die Zahl der Haushal te o h n e eigene W o h n u n g seit 1927 u m schätzungsweise 
200.000 auf 1,155 Mil l ionen gestiegen.441 In den Städten war im Durchschn i t t für 8 , 4 % , 
in m a n c h e n Fällen fü r bis zu 2 1 , 9 % der Haushal te keine W o h n u n g vorhanden. 4 4 2 Bis 
Ende 1935 e r h ö h t e sich der Wohnungsfeh lbes tand auf 1,5 Millionen.4 4 3 Die Belegungs-
dichte be t rug 1936 3,6 Personen.4 4 4 1938 s tanden für 1.000 E inwohner statistisch 260,2 
Wohne inhe i t en bereit.445 1 93 9 lebten auf d e m Gebiet der späteren Bundesrepubl ik 40,2 
Mil l ionen Menschen , denen 10,6 Mil l ionen W o h n u n g e n zur Verfügung s tanden, dami t 
w u r d e jede W o h n u n g im Durchschni t t von 3,78 Personen bewohnt . 4 4 6 Für die Woh-
n u n g s n u t z u n g w u r d e n 1935-1938 15 ,4% des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s aufgewendet.4 4 7 
431 Vgl. Schulz (1986), S. 155 f. 
432 Vgl. Schulz (1986), S. 153. 
433 Vgl. Blumenroth (1975), S. 275. 
434 Vgl. Schulz (1986), S. 154. 
435 Vgl. Fisher/Ratcliff (1936), S. 15; Führer (2000), S. 42. 
436 Vgl. Harloe (1995), S. 176. 
437 Vgl. Buse (1999), S. 32 f. 
438 Vgl. Schulz (1993), S. 13. 
439 Vgl. Führer (2000), S. 39. 
440 Vgl. Führer (2000), S. 46. 
441 Vgl. Harloe (1995), S. 175; Führer (2000), S. 45. 
442 Vgl. Blumenroth (1975), S. 249. 
443 Vgl. Blumenroth (1975), S. 249; Schulz (1986), S. 152. 
444 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 288 
445 Vgl. Schulz (1986), S. 166. 
446 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 46. 
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Schätzungen fü r die Zahl der wohnungs losen Haushal te im Jahre 1939 bewegen sich 
zwischen 1,3 u n d 2,5 Millionen."1'18 Für 1942 schätzte die Deutsche Arbe i t sgemeinschaf t 
fü r Familien auf de r Grund lage von W o h n u n g e n , die g roß genug fü r Famil ien waren, 
den Fehlbedarf auf sechs Mil l ionen Wohneinhei ten. 4 4 9 
3.4.5 Die existentiel le Wohnungsnot der Nachkriegsjahre 
Nach d e m Ende des Zweiten Weltkriegs wies die spätere Bundesrepubl ik , bed ing t d u r c h 
Kriegszerstörungen u n d Flücht l ingsströme, das bei wei tem höchs te Wohnungsdef iz i t in 
westeuropäischen Kontext auf.450 Auf d e m Gebiet der späteren Bundesrepubl ik ( o h n e 
West-Berlin) ha t te sich die Einwohnerzahl zwischen 1939 und 1945 von 40,3 Mil l ionen 
auf 39 Mil l ionen reduzier t und nach Kriegsende von 1946 bis 1950 von 45,4 Mil l ionen 
auf über 50 Mil l ionen e rhöh t , was einer Z u n a h m e u m k n a p p 2 5 % gegenüber der Vor-
kriegszeit entsprach.4 3 1 Bis Anfang 1950 s t römten mehr als 9,5 Mil l ionen Zuwanderer 4 5 2 
Vertriebene, Flüchtl inge u n d andere Zuwandere r ins spätere Bundesgebiet ein u n d b e n ö -
tigten mindes tens 2,3 Mil l ionen Wohneinhei ten. 4 5 3 
Von den 10,5 Mil l ionen W o h n u n g e n , die es 1939 in dieser Region Deu tsch lands ge-
geben hat te , war im Krieg n u r k n a p p die Hälf te verschont geblieben, 22 % - 2 5 % waren 
total zerstört , r u n d ein Viertel beschädigt.454 Das Wohnungse lend trat räuml ich geballt 
in den G r o ß - u n d Mit te ls tädten auf, wo teilweise 50 % u n d mehr des Bestands zerstört 
waren.4 5 5 Die Bauwir tschaf t war zusammengebrochen , es gab kein Baumater ia l , kein 
Geld, keine Facharbei ter u n d allzu oft waren die Eigentumsverhäl tnisse unklar . Der Wie-
d e r a u f b a u begann mit der unbezahl ten Arbeit der Trümmerf rauen . 4 5 6 
O b w o h l vielerorts N e u b a u t e n verboten waren, weil Repara turen und Ins tandse tzun-
gen bei Baumate r ia lknapphe i t dr ingl icher waren und sich deshalb die Bautätigkeit weit-
gehend auf Wiederhers te l lung u n d Ins tandsetzung beschränkte , w u r d e n bis 1949 
250.000-360.000 W o h n u n g e n in Eigenregie der künf t igen Bewohner in den vier Besat-
zungszonen errichtet.457 1950 s tanden 47 Mill ionen Einwohnern in 15,37 Mil l ionen 
Hausha l ten 9,44 Mil l ionen W o h n u n g e n zur Verfügung.4 5 8 Es bestand eine Bedarfslücke 
von r u n d 6 Mil l ionen Wohneinhei ten , 4 5 9 weit mehr als ein Drittel der Hausha l te u n d 
etwa 4 5 % der Familien besaßen keine eigene Wohnung. 4 6 0 Im Vergleich zu 1936 hat te 
sich die durchschni t t l i che Belegungsdichte 1949 von 3,6 auf 6 Personen p ro W o h n e i n -
448 Vgl. Führer (2000), S. 46. 
449 Vgl. Schulz (1986), S. 152. 
450 Vgl. Balchin (1996b), S. 25. 
451 Vgl. Nieschlag (1947), S. 19;. Conradi/Zöpel (1994), S. 47; McCrone/Stephens (1995), S. 45 f., 47. 
452 Schulz (2000b), S. 5 spricht auch von über 11 Millionen. 
453 Vgl. Kennedy (1984), S. 55; Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 9; Schulz (1991), S. 126; Balchin 
(1996b),S. 29; Schulz (1997), S. 228. 
454 Vgl. Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 9; Böltken/Schön (1989), S. 811 ff.; Schulz (1991), S. 126; Bal-
chin (1996b), S. 29; Schulz (1997), S. 228. 
455 Vgl. Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 9; Balchin (1996b), S. 29; Schulz (2000a), S. 65. 
456 Vgl. Kennedy (1984), S. 55. 
457 Vgl. Schulz (1991), S. 126 f.; Schulz (1997), S. 228; Schulz (2000a), S. 65. 
458 Vgl. Kennedy (1984), S. 56; Schulz (1991), S. 126; Schulz (1997), S. 228. 
459 Vgl. Böltken/Schön (1989), S. 811 ff.; Balchin (1996b), S. 29. 
460 Vgl. Kennedy (1984), S. 56; Schulz (2000b), S. 5. 
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heit erhöht.4 6 1 Stark überzeichnet du rch die Einbeziehung der Zwe i twohnungen der Eli-
ten w u r d e die W o h n e i g e n t u m s q u o t e 1948 auf 2 6 % geschätzt, m indes t ens drei Viertel 
der Hausha l t e waren auf die Bereitstellung einer M i e t w o h n u n g angewiesen.4 6 2 
3.4.6 Die Wohnungspol i t ik der Alli ierten 
Der 1936 e inge führ t e Mie tpre iss topp wurde auf d e m Niveau von 1936 prolongier t . Es 
bes tand ein s t renger Kündigungsschutz . 4 6 3 Das Gesetz Nr. 18 des Kontrol lrates f ü h r t e 
1946 eine lückenlose öffent l iche W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g ein.464 Die Belegung der 
W o h n u n g e n erfolgte d u r c h die W o h n u n g s ä m t e r nach Kriterien der Dringl ichkei t u n d 
des regionalen Arbeitskräftebedarfs.4 6 5 Stadtverwaltungen k o n n t e n Zuzüge in „Brenn-
p u n k t e des W o h n u n g s b e d a r f s " verbieten, unterbelegte W o h n u n g e n besch lagnahmen , 
teilen u n d u m - ode r ausbauen lassen, Mieter alloziieren und Eigen tümer zwingen, den 
Mie te rn Haus ra t u n d Einr ichtungsgegenstände zur Verfügung zu stellen.466 Die Boden-
preise w u r d e n auf d e m Niveau von 1936 eingefroren und die Mögl ichkei ten von Enteig-
n u n g e n erheblich erweitert.467 
3.5 1949-1959: Wiederaufbau, Wirtschaftswunder und wohnungspol i t i sche 
Grundsatzentscheidungen 
3.5.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
W ä h r e n d nach d e m Ende des Ersten Weltkriegs den f ü h r e n d e n sozialen G r u p p e n die 
Res taur ie rung der Wir tschaf ts - u n d Gesel lschaf tsordnung der Vorkriegsära wei tgehend 
gelang, gab es in Europa nach d e m Ende des Zweiten Weltkriegs u n d den Er fah rungen 
mit den verheerenden poli t ischen u n d ökonomischen Folgen dieser Politik wenig Nos-
talgie fü r die Zwischenkrtegszeit . Massenarbeitslosigkeit u n d soziale u n d poli t ische Des-
in tegra t ion hat ten weder den Interessen des Kapitals noch denen der Gewerkschaf ten 
genutz t . So ging m a n zügig u n d konsequen t den Weg in die Moderne , und , obwohl Eu-
ropas Z u k u n f t angesichts der soz ioökonomischen Folgen der Weltwir tschaftskrise u n d 
der Verwüstungen des Krieges zunächst düster schien, erlebten die entwickelten Volks-
wir t schaf ten die dynamischs te u n d längste Wachs tumsphase seit der Industr iel len Revo-
lution.4 6 8 Die Arbeitslosigkeit sank in der neuen fordist ischen Wir t schaf t s s t ruk tur auf 
ein verschwindend geringes Niveau, Rea le inkommen u n d Lebensstandard wuchsen k o n -
t inuier l ich, u n d Rezessionen mit e inem Rückgang des Volkse inkommens schien es n icht 
m e h r zu geben.469 
461 Vgl. Pfeiffer (1993a), S. 288 
462 Vgl. Kennedy (1984), S. 64 f. 
463 Vgl. Czasny (1988), S. 14; Schulz (1991), S. 126; Harloe (1995), S. 342; Schulz (1997), S. 228. 
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Die dynamischs te Volkswirtschaft Westeuropas war die deutsche, die h o h e Wachs-
tumsra t en , Vollbeschäft igung u n d niedrige Inflat ionsraten länger als die anderen Länder 
aufzuweisen hatte.470 Die I m p o r t e e rmögl ichende Marshal l -Plan-Hilfe , eine radikale 
W ä h r u n g s r e f o r m , die schnelle Deregul ierung, fehlender Lohndruck , eine restriktive, f ü r 
eine un te rbewer te te W ä h r u n g sorgende Geldpoli t ik sowie eine die interne Reinvesti t ion 
von Gewinnen f ö r d e r n d e Steuerpoli t ik ermögl ichten den schnellen wir tschaf t l ichen Auf-
holprozess.4 7 1 Die Produkt iv i tä t stieg schneller als in den meis ten anderen Volkswirt-
schaf ten, der Expor t erwir tschaf te te h o h e Leistungsbi lanzüberschüsse u n d die Inflat i-
ons ra ten waren niedriger als anderswo. In den fünfziger Jahren war die Wachs tumsra t e 
des BIP mit 7 , 8 % die nach Japan zweithöchste der Welt. Das P r o - K o p f - E i n k o m m e n er-
h ö h t e sich zwischen 1950 u n d 1970 von e inem Drittel auf drei Viertel des US-Niveaus . 
In der Mit te der fünfz iger Jahre war Vollbeschäftigung erreicht, zwischen 1950 u n d 1963 
sank die Zahl der Arbeitslosen von 1,5 Mil l ionen auf k n a p p über 100.000.472 
Wie ander swo w u r d e das Wir t schaf t swachs tum neben Wiede rau fbau u n d Urbanis ie-
rung von e inem Bevölkerungswachs tum alimentiert.4 7 3 Die Bevölkerung e r h ö h t e sich 
von 1950 bis 1965 u m fast 20 %.474 W u r d e n bei der Volkszählung 1950 7,88 Mil l ionen 
Vertr iebene und 1,56 Mil l ionen Zugewander te gezählt, so waren es Ende 1960 9,70 Mil-
l ionen Vertr iebene u n d 3,47 Mil l ionen Zugewanderte.4 7 5 Zwischen 1950 u n d 1970 sank 
der Anteil der in der Landwir tschaf t Beschäftigten von 23 % auf 7,5 %.476 Der Anteil der 
über 65-jähr igen lag 1950 bei n u r 9,4 %.477 
Der private K o n s u m w u r d e vor allem in den fünfziger Jahren zuguns ten h o h e r Inves-
t i t ionsquoten zu rück gedrängt . Viele der Zugewander ten u n d Vertr iebenen wiesen eine 
beacht l iche Qual i f ika t ion auf und waren bereit, für wenig Lohn har t zu arbei ten , u m zu 
über leben, was es der Indust r ie ermöglichte , h o h e Gewinnante i le zu reinvestieren. Die 
Sozialpolitik stellte lediglich ein rud imentä res soziales Netz bereit.478 Die pr iva ten Haus -
halte t ra ten im Gegensatz z u m Unte rnehmenssek to r u n d zu den öffent l ichen Hausha l -
ten, von denen die Ersparnisbi ldung in der Wiede rau fbauphase wei tgehend getragen 
wurde , als Sparer in den fünfziger Jahren vergleichsweise wenig in Erscheinung.4 7 9 Die 
mit restriktiver Fiskal- u n d Geldpoli t ik erzielten Überschüsse in den öffent l ichen H a u s -
hal ten w u r d e n p r i m ä r fü r die 1957 erfolgte Reform der Alterss icherung verausgabt.4 8 0 
W ä h r e n d die Beschäft igtenzahlen im Verlauf der fünfziger Jahre u m 60 % stiegen, er-
h ö h t e n sich die Löhne in dieser Dekade u m 160%, die Konsumausgaben wuchsen jähr-
lich u m 6 , 6 % u n d der Anteil des privaten Konsums a m BIP sank.481 
Die Kehrseite des Wir t schaf t swunders war eine im europä ischen Vergleich hohe Ver-
mögenskonzen t r a t i on . 1960 besaßen 0,1 % der Bevölkerung 1 3 % sowie 1 , 5 % 3 5 % der 
470 Vgl. Harloe (1995), S. 221. 
471 Vgl. Harloe (1995), S. 226 f. 
472 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 294; Harloe (1995), S. 221. 
473 Vgl. Harloe (1995), S. 225. 
474 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 23. 
475 Vgl. Schulz (1993), S. 12 f. 
476 Vgl. Harloe (1995), S. 225. 
477 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
478 Vgl. Harloe (1995), S. 225-227. 
479 Vgl. Blumenroth (1975), S. 332. 
480 Vgl. Harloe (1995), S. 252. 
481 Vgl. Harloe (1995), S. 227. 
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privaten Vermögen in der Bundesrepublik.4 8 2 Ein Drittel, genau 33 %, des Eigentums an 
den deutschen U n t e r n e h m e n befand sich in der H a n d von 0,01 % der Bevölkerung.483 
0,08 % der Einwohner besaßen m e h r als drei Viertel des Betr iebsvermögens und über 
4 3 , 2 % der Kapitalvermögen, wobei die E igen tümer von G r u n d u n d Boden mit den Be-
sitzern von Kapitalvermögen wei tgehend identisch waren.484 
3.5.2 W o h n u n g s p o l i t i s c h e G r u n d s a t z e n t s c h e i d u n g e n 
Nach Schätzungen der U N O hat ten 1949 17 europäische Staaten d u r c h Kriegszerstörun-
gen bei Zugrundelegung der durchschni t t l i chen jährl ichen Vorkr iegsprodukt ion sechs 
Jahresprodukt ionen an W o h n u n g s b e s t a n d verloren. U m das Vorkriegsversorgungs-
niveau wieder zu erreichen, war der Bau von drei Mil l ionen Wohne inhe i t en notwendig , 
weitere sieben Millionen waren erforderl ich, u m Slums zu beseitigen u n d zusätzliche 
vier Mil l ionen, u m Überbelegung abzubauen . Die demzufo lge insgesamt zu err ichten-
den 14 Mill ionen Wohneinhe i ten en tsprachen etwa e inem Fünftel des Vorkriegs-
bestands . Weiterhin waren jährlich etwa eine Mill ion Neuba u t e n nöt ig , u m neu ents tan-
dene Haushal te zu versorgen u n d Abrisse zu kompens ie ren , eine Pro jekt ion , die sich im 
Nachhine in als zu niedrig erwies. Die U N O zog die Schlussfolgerung, dass es bei einer 
sofort igen E rhöhung der Fertigstellungen auf das Doppe l te des Vorkriegsniveaus 22 Jah-
re daue rn würde , u m den Rückstau in der W o h n u n g s v e r s o r g u n g zu beheben.4 8 5 
Es war offensichtlich, dass eine so wei t re ichende Agenda die Kompe tenz u n d die Be-
reitschaft des privatwirtschaft l ichen Sektors überforder te . 4 8 6 Nach Kriegsende investier-
ten private Bauherren überwiegend in teure Einfami l ienhäuser auße rha lb der Ballungs-
gebiete u n d der Regionen mit d y n a m i s c h e m Bevölkerungswachstum. 4 8 7 Nach den 
Er fahrungen der Vergangenheit bau ten gewinnor ien t ie r te Investoren nicht genug u n d 
vor allem nicht kostengünst ig genug, u m den A n f o r d e r u n g e n an eine zuf r ieden stellende 
Wohnungsve r so rgung der Bevölkerung gerecht zu werden.4 8 8 Erschwerend kam jetzt 
h inzu , dass die Kapitalmärkte k a u m m e h r funk t ion ie r t en , die Mieten in den meisten 
Fällen auf d e m Vorkriegsniveau e ingefroren waren u n d die europä ischen Volkswirtschaf-
ten auf die Erwir tschaf tung hoher Exporter löse u n d demzufo lge auf niedrige Löhne, 
Preise u n d konsumt ive Ausgaben angewiesen waren , u m Kriegsschulden zu begleichen 
u n d die fü r den Wiederaufbau u n d die wir tschaf t l iche Modern i s i e rung erforder l ichen 
I m p o r t e zu ermöglichen.4 8 9 
Der Übergang auf eine fordistische Wir t schaf t s s t ruk tu r der Vollbeschäft igung mit ih-
ren in te rdependen ten Prozessen der industr iel len Modern i s i e rung , der Urbanis ie rung , 
des demograph i schen Wandels sowie des Anstiegs der Rea le inkommen u n d des Lebens-
s t andards erzeugten dauerhaf t eine so h o h e Nachf rage nach W o h n r a u m , wie es sie 
482 Vgl. Krelle (1968), S. 378. 
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bisher, außer z u m Teil in den USA der zwanziger Jahre, nie gegeben hatte.490 Es war evi-
dent , dass der Staat im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor die Führungsrol le übe rnehmen 
musste.491 
In fast allen westlichen Indus t r ie ländern förder ten die Regierungen unter Nutzung der 
in den vergangenen 50 Jahren gewachsenen inst i tut ionellen St rukturen , - im Falle der För-
de rung des privaten Mie twohnungsangebo t s waren die S t rukturen noch älter mit g roß 
angelegten P rog rammen den Bau von W o h n u n g e n , sozialdemokrat ische Regierungen Eu-
ropas etablierten Inst i tu t ionen des gemeinnütz igen sozialen Wohnungsbaus. 4 9 2 Die politi-
schen Entscheidungsträger in Europa engagierten sich nicht nu r a u f g r u n d der eminenten 
politischen Bedeutung der W o h n u n g s n o t im sozialen Wohnungsbau , sondern auch wegen 
seines Beitrags zu wirtschaft l icher Modern i s ie rung u n d Verstädterung.4 9 3 Private und öf-
fentliche Investi t ionen im W o h n u n g s b a u u n d im Ausbau der Inf ras t ruktur mit ihren ho-
hen Mul t ip l ika torwirkungen auf Konsum- u n d Invest i t ionsgüter industr ien schufen und 
al iment ier ten steigende Rea le inkommen u n d Beschäftigtenzahlen u n d unterstützten die 
Verlagerung wirtschaft l icher Aktivitäten v o m landwir tschaf t l ichen z u m städtischen Indus-
trie- u n d Dienstleistungssektor.4 9 4 Der Bau von Sozia lwohnungen wurde regelmäßig als 
Ins t rument keynesianischer Wir tschaf tspol i t ik eingesetzt, u m die erwünschte Vollbeschäf-
t igung aufrecht zu erhalten, bis das dynamische Wir t schaf t swachs tum die Ressourcen des 
privaten u n d öffent l ichen Sektors so weit e rhöhte , dass das soziale Netz beträchtlich aus-
gebaut werden konn te u n d die Voraussetzungen fü r einen privatwirtschaftl ichen Woh-
nungsbau im größeren Stil gegeben waren.495 
In Europa w u r d e n fast alle N e u b a u t e n in i rgendeiner Weise gefördert , und die Sicher-
stel lung der Fördereff izienz bei der Er r i ch tung kos tengünst iger u n d qualitativ hochwer-
tiger W o h n u n g e n fü r brei te Schichten der Bevölkerung f ü h r t e zwangsläufig z u m Ausbau 
des gemeinnütz igen Sektors, auf dessen Kompe tenz u n d Managementkapaz i tä ten der 
Staat angewiesen war.496 Die minimal is t i sche Mindes t s tandardpol i t ik der Vorkriegsära 
m a c h t e einer posit iven Sozialpolit ik Platz, die j edem Einwohner die Möglichkeit geben 
wollte, eine quali tat iv hochwert ige , ausre ichend geräumige u n d mode rn ausgestattete 
W o h n u n g zu erhalten.4 9 7 Befürchtet wurde , dass der d a f ü r nöt ige Ressourcenentzug die 
Steuerquote so weit in die H ö h e treiben würde , dass die gesamtwirtschaft l iche Ersparnis 
fü r die Finanzierung p roduk t ive r Invest i t ionen nicht m e h r ausreichen könnte,4 9 8 u n d es 
w u r d e vorgeschlagen, den wachsenden Abs tand zwischen s inkenden Realmieten im Alt-
bes tand u n d s te igenden W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n der Neubau t en durch M i e t e n h a r m o -
nis ierung und Q u e r s u b v e n t i o n i e r u n g auszugleichen. Auch der sich in den folgenden 
Dekaden ere ignende Übergang von der P roduk t ions - zur Nachfragersubvent ionierung 
w u r d e klar vorher gesehen.499 
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In der Bundesrepubl ik Deutsch land gewann die Wohnungspol i t ik für das fragile neue 
poli t ische System eine Schlüsse lbedeutung bei der Erlangung von Akzeptanz in der Be-
völkerung.5 0 0 Die Wohnungsve r so rgung mit einer Belegungsdichte von 6 Personen p ro 
Wohneinhei t 5 0 1 u n d r u n d 6 Mil l ionen fehlenden Wohnungen 5 0 2 mit der Folge, dass weit 
m e h r als ein Drit tel der Hausha l t e u n d 45 % der Familien keine eigene W o h n u n g besa-
ßen5 0 3 u n d es bei der Bauleis tung der Weimarer Republik von maximal etwa 300.000 
jähr l ichen N e u b a u w o h n u n g e n mindes t ens 16, vielleicht aber auch 20 Jahre daue rn w ü r -
de bis jeder Hausha l t e seine W o h n u n g haben würde , konn te n u r als desolat mi t depr i -
mie renden Perspektiven bezeichnet werden.5 0 4 
Im Gegensatz zur Wir tschaf tspol i t ik anderer europäischer Staaten war der massive 
Anstieg industr iel ler Invest i t ionen von e inem ebenso intensiven Anstieg der W o h n u n g s -
bauinves t i t ionen begleitet.505 Der W o h n u n g s b a u avancierte z u m Kernbereich der Sozial-
poli t ik u n d war der einzige Sektor, in d e m die Regulierungen zunächst fort bestanden.5 0 6 
Sichtbarer Ausdruck der gestiegenen Bedeu tung des Wohnungsbaus war die Er r i ch tung 
eines eigenen W o h n u n g s b a u m i n i s t e r i u m s auf Bundesebene. Die Bundespoli t ik erhielt 
die Rege lungskompentenz , die bis in die Weimarer Zeit überwiegend Ländersache gewe-
sen war.507 Bund u n d Länder waren n u n m e h r gemeinsam für die Wohnungspol i t ik zu-
ständig.5 0 8 
Als e inzigem Land in Europa gelang es in Deutschland den Eliten, die Wohnungspo l i -
tik so zu gestalten, dass ein baldiger Rückzug des Staates angestrebt wurde und mögl ich 
war u n d in g röße rem U m f a n g stark regressiv wi rkende steuerliche Subvent ionen zur At-
t r ah ie rung pr ivater Invest i t ionen eingesetzt wurden.5 0 9 Von Anfang an wurde angestrebt , 
die D y n a m i k einer wachsenden Wir t schaf t mi t hohen Einwanderungsra ten für den Auf-
bau eines s tarken pr ivatwir tschaf t l ichen Vermietungssektors zu nutzen.5 1 0 Nicht aus-
schließlich e inem jurist isch exakt abgegrenzten gemeinnütz igen Sektor mit klarem sozia-
lem Auf t rag wie anderswo, s o n d e r n j edem Investor, der bereit war, die Quali täts- u n d 
Kostenregeln, die Nutz f l ächenbegrenzungen , die vergleichsweise geringfügigen Ein-
sch ränkungen in der Wahl der Mieter u n d die Mietpreisregul ierungen zu akzeptieren, 
w u r d e n o h n e Rechtsanspruch Fördermi t te l fü r den Bau von Sozialwohnungen ge-
währ t . 5 " In den N e u b a u von M i e t w o h n u n g e n investierten f rühere Vermieter, die ihre 
zers tör ten Häuse r wieder a u f b a u t e n , neue private Vermieter, privatwirtschaft l iche Woh-
n u n g s u n t e r n e h m e n , Versicherungen u n d gemeinnütz ige Wohnungsun te rnehmen . 5 1 2 
Wie in ke inem ande ren Land mögl ich u n d für die spätere Entwicklung von aus-
schlaggebender Bedeu tung , unter lagen die mi t den Mitteln der Steuerzahler err ichteten 
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Wohne inhe i t en nach der Rückzahlung der Förderdar lehen u n d einer Nachwirkungs-
pflicht nicht m e h r der Sozialbindung. Sie w u r d e n en tweder Bestandteil des mark tw i r t -
schaft l ichen Sektors der Volkswirtschaft und dami t frei verwer tbar ode r unter lagen 
lediglich d e m 1940 e ingeführ ten Wohnungsgemeinnütz igkei ts recht . 5 1 3 Hypo theken w u r -
den in der W ä h r u n g s r e f o r m 1:10 umgestellt , was einer 9 0 % i g e n En t schu ldung des Alt-
bes tands u n d des in privater H a n d bef indl ichen Baulands gleich kam.5 1 4 
Nach amt l i chen Feststellungen hat ten die unzure ichende Neubautä t igke i t seit 1933, 
die Ze r s tö rungen des Zweiten Weltkrieges sowie der du rch He imkehre r u n d Flüchtl inge 
verursachte zusätzliche Wohnungsbedar f Ende 1949 zu e inem rechner ischen W o h n u n g s -
defizit von r u n d 4,5-5,0 Mill ionen W o h n u n g e n geführt .5 1 5 Bauhandwerk u n d Zuliefe-
rerbetr iebe waren unterbeschäft igt . Rund 1 3 % der Bauarbei ter waren 1949 arbeitslos.516 
Ein projezier ter zusätzlicher Bedarf 1950-1970 von etwa 1,3 Mil l ionen W o h n u n g e n 
d u r c h Hausha l t sg ründungen sowie durch Abgang von W o h n u n g e n w u r d e a n g e n o m m e n , 
sodass 1950-1970 5,5-6,0 Mill ionen W o h n u n g e n zu erstellen waren, eine Neubau tä t ig -
keit von 275.000-300.000 W o h n u n g e n jährlich.517 M a n plante 1950 die Fert igstel lung 
von 1,8 Mil l ionen, 1951 bereits von 2 Mill ionen W o h n u n g e n mit „sozial t ragbaren Mie-
ten" inne rha lb von 6 Jahren.518 
3.5.3 Das Erste Wohnungsbaugesetz 1950 
Das Erste Wohnungsbaugese tz schuf 1950 die Unter te i lung des W o h n u n g s b a u s in die 
drei Segmente sozialer, s teuerbegünst igter u n d frei f inanzier ter W o h n u n g s b a u u n d h o b 
die W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g für frei f inanzier te N e u b a u w o h n u n g e n auf.519 Der B u n d 
ü b e r n a h m Bürgschaften fü r sämtliche Arten des W o h n u n g s n e u b a u s , nicht j edoch fü r 
E inze lmaßnahmen , da dies Ländersache war, sodass die Bundesbürgschaf ten insbeson-
dere die Zwischenf inanzierung globaler W o h n u n g s b a u m a ß n a h m e n er leichter ten u n d 
verbilligten.520 Das Fördermodel l Sozialer W o h n u n g s b a u ve rknüp f t e eine objektbezoge-
ne F ö r d e r u n g mit Ausstat tungs- u n d Nutzf lächenvorschr i f ten mi t einer t e m p o r ä r e n 
Preis- u n d Belegungsbindung.5 2 1 Die G e w ä h r u n g von Fördermi t te ln h ing von den ver-
fügbaren Mitteln ab, es bes tand kein Rechtsanspruch.5 2 2 Hauptz ie l war die kurzfr is t ige 
Scha f fung von W o h n r a u m , der „nach Größe, Ausstattung und Miete für die breiten 
Schichten des Volkes geeignet ist."52i Die Bereitstellung der Fördermi t t e l erfolgte g r u n d -
sätzlich zu gleichen Teilen aus dem Bundes- u n d d e m jeweiligen Länderhausha l t , zusätz-
lich k o n n t e n die Länder u n d K o m m u n e n eigene Förder l inien entwickeln u n d die Mit tel 
513 Vgl. Harloe (1995), S. 338. 
514 Vgl. Schulz (1986), S. 161. 
515 Vgl. Amtliche Begündung der Bundesregierung zum I. WoBauG, Bundesanzeiger vom 6.5.1950, 
Nr. 87, S. 8-10. 
516 Vgl. Münch (1967), S. 68 f. 
517 Vgl. Münch (1967), S. 68. 
518 Vgl. Münch (1967), S. 70 f. 
519 Vgl. Harloe (1995), S. 343; Schulz (2000b), S. 7. 
520 Vgl. Münch (1967), S. 77. 
521 Vgl. Tomann (1996), S. 56; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
522 Vgl. Schulz (2000b), S. 16. 
523 §§ 1, 12, Abs. 1,1. WoBauG. 
1949-1959: Wiederaufbau, Wirtschaftswunder 55 
weiter aufstocken.5 2 4 Die Länder be s t immten die S t ruk tu r der P rogramme, den Kom-
m u n e n oblagen die Admin i s t ra t ion und die Anpassung an die lokalen Bedürfnisse u n d 
Präferenzen.5 2 5 Gewähr ten die K o m m u n e n zusätzliche Förderungen, erhielten sie d a f ü r 
spezielle Belegungsrechte.5 2 6 Die Mischf inanz ie rung des sozialen W o h n u n g s b a u s hat te 
den Nachtei l , dass auf jeder Ebene n u r die Kosten im Entscheidungskalkül berücksich-
tigt w u r d e n , die dor t zu t ragen waren , was die Politiker auf allen Ebenen i m m e r wieder 
dazu bewog, sich vehemen t f ü r eine Prolongat ion e inzuse tzen/ 2 
Eine Fö rde rung nach d e m Ersten Förderweg, der mit d e m höchsten Förde rvo lumen 
u n d mi t den längsten Bindungsfr i s ten ausgestattet war, erforder te einen Mindes te igen-
kapitaleinsatz des Investors von 15 %, fü r den eine Rendite von 4 % zulässig war, zusätz-
liches Eigenkapital verzinste sich mit 6,5 %.528 Die Erzielung zusätzlicher Gewinne war 
im R a h m e n der Kostenkalkula t ion, beispielsweise du rch den Ansatz übe rhöh te r Verwal-
tungskos ten , d u r c h a u s möglich.5 2 9 Nach Rückzahlung der Fördergelder, nach 30-35 , an-
fangs bis zu 40 Jahren, u n d einer Übergangsfr is t lief die Bindung aus.130 Dami t nicht wie 
in der Hauszinss teuerära mi t Hilfe der Fö rde rung aufwendiger und fü r die Zie lgruppen 
zu teuer gebaut würde , gab m a n die Mie thöhe als „Richtsatzmiete" vor u n d setzte Sub-
ven t ionen n u r in d e m U m f a n g und zu den Kondi t ionen ein, wie es erforder l ich war, u m 
die vorgegebene M i e t h ö h e nicht zu überschrei ten. Weil die Err ichtung von un t e rneh -
mense igenen W o h n u n g e n n u r gefördert wurde , wenn das Mietverhäl tnis nach 5 Jahren 
v o m Arbei tsverhäl tnis u n a b h ä n g i g wurde , ersetzten die Un te rnehmen den werkseigenen 
W o h n u n g s b a u fast völlig du rch den werksgeförder ten , indem sie Wohnungsbaugese l l -
schaf ten g ründe ten , die W o h n u n g e n bau ten u n d verwalteten.531 
Die Festlegung der E inkommensobe rg renze f ü r den Bezug einer Sozia lwohnung nach 
d e m Ersten Förderweg in H ö h e der Angestel l tenversicherungspfl ichtgrenze, später zu-
sätzlich nach Hausha l t sg röße differenziert , mach te etwa 6 0 % der Bevölkerung zu Be-
rechtigten.5 3 2 Die Qual i tä t der Wohne inhe i t en entsprach in etwa der frei f inanzier ter 
W o h n u n g e n u n d entwickel te sich parallel dazu.533 Die E i n k o m m e n der Haushal te wur -
den lediglich bei Einzug auf Berechtigung zur Nu tzung einer geförder ten W o h n u n g 
ü b e r p r ü f t , danach nicht mehr.334 Die sehr breit gezogenen und n u r e inmal ig ü b e r p r ü f t e n 
E i n k o m m e n s g r e n z e n e rmögl ich ten es den Vermietern, gezielt Mieter mi t h ö h e r e m Ein-
k o m m e n u n d h ö h e r e m sozialen Status auszuwählen und verwiesen die ä rmeren Bevöl-
kerungsschichten u n d die R a n d g r u p p e n auf den bei ex t remem W o h n u n g s m a n g e l k a u m 
funk t ions fäh igen Filtering-Prozess.5 3 5 Da bei fehlender Subjek t förderung die Mieten der 
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Sozia lwohnungen fü r die Bezieher niedriger E i n k o m m e n zu h o c h waren , w u r d e die Dif-
ferenz zwischen der v o m durchschni t t l ichen begünst ig ten Hausha l t zu t ragenden Miete , 
der Bewill igungsmiete/„Sozialmiete", von einer „objektbezogenen Beihilfe" zeitlich be-
fristet ü b e r nommen . 5 3 6 
Da es nicht zu Mie tenha rmoni s i e rung und Q u e r s u b v e n t i o n i e r u n g kam, stieg der 
Mietvortei l mit der Wohndaue r , sodass Sozialmieter mi t im Zei tablauf gest iegenem Ein-
k o m m e n sehr häuf ig auf die Anmie tung einer quali tat iv hochwer t igeren W o h n u n g im 
privaten Sektor verzichteten.5 3 7 
3.5.4 D a s Zwei te W o h n u n g s b a u g e s e t z 1956 
Das Zweite Wohnungsbaugese tz 1956 intendier te , die Beteiligung des Staates a m W o h -
nungsbau zurück zu füh ren u n d verstärkt auf die Fö rde rung von selbst genu tz t em 
W o h n e i g e n t u m zu konzentrieren.5 3 8 Die E inkommensgrenzen fü r den 2. Förderweg la-
gen u m 40 %, später 50 %, die zulässigen Wohnf l ächen u m 20 % u n d die Mieten etwa 
u m 3 0 % über jenen des 1. Förderweges.539 In § 73 waren Miet- u n d Lastenbeihi lfen fü r 
k inderre iche Familien vorgesehen.5 4 0 Bis 1975 wurde der 2. Förderweg vor allem für 
M i e t w o h n u n g e n in Ansp ruch g e n o m m e n , danach für Wohneigentum. 5 4 1 
Für neu err ichtete Sozia lwohnungen wurde die Richtsatzmiete d u r c h die gesetzlich in 
der Zweiten Berechnungsvero rdnung 1957 geregelte Kostenmiete als G r u n d l a g e der För-
dermi t te lvergabe ersetzt.542 Der Investor legte der Bewil l igungsbehörde eine Wir t schaf t -
l ichkei t sberechnung fü r das Bauobjekt vor. Auf Grund lage der bewilligten Bau-, Finan-
zierungs- u n d Bewir tschaf tungskosten wurde die Kostenmiete , die Miete, die die 
behörd l ich genehmig ten Kosten unter Einbeziehung der Subvent ion deckte, ermittelt .5 4 3 
Das entscheidende Problem der Wir tschaf t l ichkei tsberechnung g e m ä ß Zweiter Berech-
nungsve ro rdnung lag in ih rem statischen Charakter , d e m Oper ieren mit Durchschni t t s -
erfolgsgrößen, das die zeitliche Struktur der Zahlungss t röme vernachlässigte u n d Zins-
u n d Zinseszinseffekte auße r acht ließ, was gerade bei Immobi l ieninves t i t ionen, die durch 
einen h o h e n Kapitaleinsatz u n d eine, im Vergleich zu anderen Wir tschaf tsgütern , lange 
Nu tzungsdaue r gekennzeichnet sind, die Rendite, un te r Berücksichtigung des h o h e n Rest-
werts u n d der Werts te igerung von G r u n d und Boden tendenziell unterschätzte.5 4 4 Die Ei-
genkapi ta lverzinsung u n d die Bewirtschaftungskosten wurden pauschal vorgegeben u n d 
indirekte F ö r d e r m a ß n a h m e n du rch Steuervergünst igungen nicht erfasst, da die Berech-
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n u n g vor Ertragsteuern erfolgte.545 Der a m Ende der Nutzungsdauer erzielbare Verkaufs-
erlös fand keine Berücksichtigung, obwohl er eine nicht unerhebliche Auswirkung auf die 
Wirtschaft l ichkeit der Investi t ion hat , da Immobi l ien am Ende des Betrachtungszei t raums 
einen im Vergleich zu anderen Wir tschaf tsgütern hohen Wert aufweisen, was insbesondere 
darauf zurück zu führen ist, dass zumindes t der nicht abnutzbare G r u n d u n d Boden wäh-
rend des Betrachtungszei t raums im Wert steigt, es aber auch nicht selten v o r k o m m t , dass 
sich ebenso fü r die Bausubstanz, au fg rund von Wohnungsknapphe i t sowie steigender 
Mietpreise u n d Baukosten, eine Werts teigerung ergibt.546 Da nichts einfacher ist als hohe 
Kosten zu verursachen, lag die Kostenmiete o h n e Berücksichtigung der Förderung regel-
mäß ig weit über den vergleichbaren Mark tmie ten für frei f inanzierte N e u b a u w o h n u n -
gen.547 Weil die Aufwendungen n u r fü r das erste Jahr ermittelt u n d dann unveränder t fü r 
die Laufzeit der Fö rde rung for t geschrieben wurden , die Zinsbelastung jedoch durch Til-
gungen sank, ergab sich im Zeitablauf eine erhebliche Überdeckung, der „Entschuldungs-
gewinn" . Andererseits versuchten die Landesregierungen, die Bauträger zu verpfl ichten, 
einen Teil des kalkulator ischen Aufwands erst zu e inem späteren Ze i tpunkt zu aktivieren, 
u m so die Anfangsmie ten zu senken.548 Kostenbasierte Mie te rhöhungen waren möglich, 
u n d bis 1984 w u r d e n Baukostenüberschre i tungen in das Subventionssystem einbezo-
gen.549 Aufgrund des Systems der Kostenmieten und der staatlichen Garant ien erwiesen 
sich Investi t ionen im sozialen W o h n u n g s b a u als nahezu risikolos.550 
3.5.5 D i e Wohnungsbauf inanz ierung 
Nach der W ä h r u n g s r e f o r m war die Kapitaldecke bei relativ hohen Realzinsen so kurz, 
dass eine ausre ichende Finanzierung des Wohnungsbaus über den Kapi ta lmarkt u n d 
die Eigenmittel de r Bauher ren nicht mögl ich war.551 Insbesondere das Angebot an lang-
fristigen Finanzierungen war unzureichend. 5 5 2 1950 f inanzierte der Staat 4 4 % u n d die 
E igen tümer 1 5 % der Baukosten.5 5 3 Erststellige Beleihungen waren bis 3 5 % , später bis 
45 %, nachstellige bis 65 % der Gesamtkos ten möglich.554 
Zu Beginn der fünfz iger Jahre gewähr te die öffentl iche H a n d fast ausschließlich Ka-
pi ta l subvent ionen in der Fo rm von Dar lehen, m a n c h m a l sogar für die erstrangige Finan-
zierung und die Rest f inanzierung, in der Regel jedoch im nachrangigen Bereich.555 Z u r 
W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g eingesetzt w u r d e n Haushal tsmit te l , Mittel der Sozialversiche-
rungen , des ERP-Sondervermögens , der Darlehensrückflüsse aus Hauszinss teuerdar le-
hen, der Hypo thekengewinnabgabe u n d der Kreditgewinnabgabe.5 5 6 
545 Vgl. Schulte/Allendorf/Crommen (1999), S. 94. 
546 Vgl. Allendorf/Schulte (1998), S. 789. 
547 Vgl. Eekhoff (1998), S. 11 f. 
548 Vgl. Behring/Kirchner/Ulbrich (1998), S. 334 f. 
549 Vgl. Harloe (1988), S. 59; Tomann (1990), S. 65; Tomann (1996), S. 56. 
550 Vgl. Harloe (1995), S. 344. 
551 Vgl. Schulz (1997), S. 228 f. 
552 Vgl. Münch (1967), S. 69. 
553 Vgl. Schulz (1986), S. 161; Harloe (1995), S. 338. 
554 Vgl. Blumenroth (1975), S. 331. 
555 Vgl. Blumenroth (1975), S. 345; Harloe (1988), S. 60; Harloe (1995), S. 343. 
556 Vgl. Blumenroth (1975), S. 352. 
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Eine typische Finanzierung nach d e m Ersten Förderweg bes tand Anfang der fünfz iger 
Jahre aus 2 5 % - 3 0 % erster Hypothek , 4 5 % - 5 0 % langfrist igen, zinslosen oder niedrig 
verzinslichen öffent l ichen Mit teln sowie einer Rest f inanzierung aus Eigenmit te ln des In-
vestors.557 W ä h r e n d in den f rühen fünfziger Jahren etwa 7 0 % der N e u b a u w o h n u n g e n 
auf diese Weise f inanzier t wurden , wurden frei f inanzier te W o h n u n g e n meist mit 6 0 % 
erster Hypo thek , 2 0 % zweiter Hypo thek u n d 2 0 % Eigenmit te ln , die sehr häuf ig auch 
Dar lehen der Mieter einschlössen, finanziert.358 Der Anteil der fertiggestellten W o h n u n -
gen, die mit Beteiligung der Sparkassen f inanziert w u r d e n , e rhöh te sich von k n a p p 30 % 
auf über 40 %.559 
Ab 1956 w u r d e n die billigen öffentl ichen Darlehen sukzessive d u r c h Bürgschaften 
u n d im Regelfall f ü r den Staat kostspieligere Er t ragssubvent ionen in der Form von be-
fristeten u n d degressiv gestaffelten Aufwendungsbeih i l fen , Zinszuschüssen u n d Annu i t ä -
tendar lehen ersetzt.560 Der Förderze i t raum w u r d e auf 12 bis 17 Jahre reduziert.5 6 1 Der 
Anteil der kapi ta lsubvent ionier ten an den öffent l ich geförder ten Fert igstel lungen sank 
von 8 8 , 9 % 1957 auf un te r 1 0 % 1968, während der der kombin i e r t en Lasten- und Er-
t ragssubvent ion von 4 , 4 % 1957 auf bis zu 9 0 % anstieg.562 
Die Kosten des Rückzugs der öffentl ichen Förde rung zuguns ten der Kapi ta lmarkt -
f inanz ie rung w u r d e n möglichst konf l ik ta rm über kostenbasier te M i e t e r h ö h u n g e n auf 
die Sozialmieter abgewälzt.563 W ä h r e n d in Westeuropa in der zweiten Hä l f t e der fünf -
ziger Jahre zwischen 4 5 % u n d 6 5 % der Investi t ionen im wohnungswi r t scha f t l i chen 
Sektor mi t öffent l ichen Mit teln finanziert wurden , w u r d e n sie in Deu t sch land zu bei-
nahe e inem Drittel mit individuellen privaten Mitteln u n d zu r u n d 40 % von privaten 
Ins t i tu t ionen finanziert.364 
Die 1951 e ingeführ te Spa r fö rde rung beschränkte sich auf die Begüns t igung der einen 
G r u p p e der Bauf inanzierungsins t i tu te , die Bausparkassen, die zweitrangige Hypo theken 
bereit stellten, u n d hat te deshalb keinen großen Einfluss auf die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e -
rungsarchi tektur . 5 6 5 Zinser t räge aus Pfandbr iefen u n d k o m m u n a l e n Schuldverschrei-
bungen , d ie der F inanz ierung des sozialen W o h n u n g s b a u s d ienten , waren steuerfrei.5 6 6 
Die S t imul ie rung der Ersparnisbi ldung ließ die Sparquote der pr ivaten Hausha l t e von 
1950/51 bis 1958 von 3 % auf 8,7 % ansteigen.567 Allein zwischen 1952 u n d 1954 e rhöh te 
sich die Zahl der Neuabschlüsse u n d die Ver t ragssummen der Bausparver t räge jährlich 
u m die Hälfte.5 6 8 
557 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 52; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 120; Harloe (1995), S. 343. 
558 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 290; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 60. 
559 Vgl. Schulz (1997), S. 241. 
560 Vgl. Blumenroth (1975), S. 345; Hass-Klau (1982), S. 52; Kennedy (1984), S. 58; Harloe (1988), S. 61; 
Schulz (1991), S. 139; Harloe (1995), S. 344; Schulz (2000b), S. 4. 
561 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 303 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 51; Balchin (1996b), S. 30; EMF (1997), 
S. 144. 
562 Vgl. Schulz (1986), S. 161. 
563 Vgl. Czasny (1988), S. 10. 
564 Vgl. UN ECE (1958), S. 39-61. 
565 Vgl. Martens (1988a), S. 97 f. 
566 Vgl. Schulz (1997), S. 231. 
567 Vgl. Tomann (1996), S. 58; Schulz (1997), S. 230. 
568 Vgl. Schulz (1997), S. 238. 
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3.5.6 Das Baulandbeschaffungsgesetz 
In den fünfziger Jahren sorgte das Baulandbeschaffungsgesetz , ein strenges Enteignungs-
gesetz fü r den Wohnungsbau mi t weit re ichenden k o m m u n a l e n Ankaufsrechten, dafür , 
dass der Wohnungsbau im no twend igem U m f a n g voran getrieben werden konnte.5 6 9 Die 
K o m m u n e n s tanden unter e n o r m e m Druck, ausre ichend Bauland zur Verfügung zu stel-
len, zu beplanen und die notwendige In f ras t ruk tur zu errichten.5 7 0 Der Wiederaufbau 
erfolgte nach den Aufbaugesetzen der Bundes länder nach d e m Modell der funk t iona len 
Stadtentwicklung,5 7 1 vielfach wurde von d e m Ins t rumen t der Umlegung Gebrauch ge-
macht.5 7 2 Die E in führung eines Planungswertausgleichs zur A b s c h ö p f u n g privater Ver-
mögenszuwächse durch öffentl iche P lanungsentsche idungen w u r d e diskut ier t , aber ver-
worfen.5 7 3 
3.5.7 D i e steuerliche Wohnungsbauförderung 
Bereits in den Anfangsjahren der Bundesrepubl ik w u r d e n W o h n i m m o b i l i e n du rch das 
Steuersystem regressiv begünstigt . Im Gegensatz zu den meis ten Staaten der O E C D blie-
ben realisierte Wertsteigerungen vermieteter W o h n i m m o b i l i e n im Regelfall steuerfrei.574 
Großzügige Abschreibungregeln fü r Neubau ten bes tanden seit 1951.575 Der steuer-
begünst ig te Wohnungsbau gewährte bei Einhal tung von Grenzen der Wohnf läche u n d 
der Miete , die weniger eng waren als im sozialen W o h n u n g s b a u , zusätzliche Abschrei-
bungsmöglichkei ten. 5 7 6 Eine weitere Förde rung war die E inkomens teuervergüns t igung 
nach §§ 82a,b EStDV.577 
Die Hergabe unverzinslicher Darlehen u n d verlorener Zuschüsse f ü r die W o h n u n g s -
bau f inanz ie rung der Vermieter, zu der die Mieter vielfach genötigt w u r d e n , war in engen 
Grenzen steuerlich absetzbar.578 Neubau ten waren nach § 7 Abs. 1, I. WoBauG sowie 
§ 92, Abs. 1, II. WoBauG fü r s teuerbegünst igte W o h n u n g e n 10 Jahre lang von der 
G r u n d s t e u e r befreit.579 Geförder ter W o h n r a u m war zusätzlich von der G r u n d e r w e r b -
steuer u n d von diversen Gebühren befreit.580 Seit 1948 war ein voller Sonderausgaben-
abzug f ü r Bausparbeiträge bis zu einer Obergrenze zulässig, seit d e m W o h n u n g s b a u p r ä -
miengesetz 1951 alternativ eine Prämienbegüns t igung möglich.5 8 1 
569 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 393; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
570 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 292. 
571 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 40 f. 
572 Vgl. Hallett (1988), S. 184. 
573 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 41. 
574 Vgl. Wood (1988), S. 237. 
575 Vgl. Wood (1990), S. 47; Pfeiffer (1993a). S. 283; Harloe (1995), S. 338; Tomann (1990), S. 68. 
576 Vgl. Tomann (1990), S. 68; Harloe (1995), S. 338; Schulz (2000a), S. 68. 
577 Vgl. Münch (1967), S. 78. 
578 Vgl. Münch (1967), S. 76 f.; Schulz (1986), S. 161. 
579 Vgl. BMRBS (1979a), S. 60; Tomann (1990), S. 68; Harloe (1995), S. 338; Oxley/Smith (1996), S. 141 f. 
580 Vgl. BMRBS (1979a), S. 59; Tomann (1990), S. 68; Harloe (1995), S. 338; Expertenkommission Woh-
nungspolitik (1995a), S. 60. 
581 Vgl. Münch (1967), S. 76 f ; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67; Nolte (2000), S. 100. 
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3.5.8 Die Stellung der gemeinnütz igen Wohnungsunternehmen 
Lediglich die von den gemeinnützigen Bauträgern errichteten Wohnungen unterlagen im 
Sinne des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes auf Dauer einer Sozialbindung.582 Für die 
Gemeinnützigen bestand Bauverpflichtung u n d Steuerbefreiung. Ihre Gewinnausschüt tung 
war auf 4 % des Eigenkapitals sowie 6 , 5 % für Eigenkapitalanteile über 15% beschränkt, 
weitere Gewinne waren für Zwecke des gemeinnützigen Wohnungswesens zu reinvestie-
ren.583 Sie erfreuten sich einer bevorzugten Zutei lung von Fördermitteln für die Errichtung 
von Mehrgeschosswohnbauten.5 8 4 Der H ö h e p u n k t ihrer Bautätigkeit lag in den fünfziger 
und sechziger Jahren.585 Ihre Träger waren Gewerkschaften, Großunte rnehmen, Kirchen 
und regionale oder k o m m u n a l e Gebietskörperschaften.5 8 6 Neugründungen von Genossen-
schaften fanden kaum mehr statt.387 Im Rahmen der Bodenpolitik erfolgten wiederholt Ab-
sprachen mit kommuna len Behörden, die die Gemeinnützigen aufforderten, an ihrer Stelle 
die Bodenbevorratung zu übernehmen , worauf die K o m m u n e n die Bauleitplanung durch-
führ ten u n d danach die Gemeinnützigen als bevorzugte Bauträger einschalteten.588 
Die Gemeinnü tz igen der Nachkriegsära waren nicht mehr die dezentralen, d e m o k r a -
tischen Selbsthi l feorganisat ionen der Frühphase , sonde rn Mammut in s t i t u t i onen mit ei-
nem hierarchischen, professionellen u n d bürokra t i schen Managemen t , die oft wie pri-
vatwir tschaft l iche U n t e r n e h m e n agierten.589 Die Steuerbefre iungen blieben anwendbar , 
auch wenn sich der Tätigkeitsbereich nicht auf den Bau und die Verwaltung von Sozial-
w o h n u n g e n beschränkte . So err ichte ten sie auf d e m H ö h e p u n k t ihrer Bautätigkeit zwi-
schen 1955 u n d 1974 etwa 1 5 % der N e u b a u w o h n u n g e n im f r emden Auftrag, profi t ier-
ten von den steigenden Mark twer ten ihrer W o h n u n g s - u n d Baulandbestände u n d 
g ründe ten Tochtergesellschaften im marktwir t schaf t l i chen Sektor. Einige Gemeinnütz ige 
beant rag ten nie Fördermittel .5 9 0 Im späteren Z u s a m m e n b r u c h der größten gemeinnütz i -
gen Wohnungsgesel lschaf t des westl ichen Europas infolge der Immobi l ienspekula t ionen 
eines verselbständigten Managemen t s , der gewerkschaftseigenen Neuen Heimat , deren 
aus der total i tären Ära resul t ierende Organ isa t ionss t ruk tur u n d Firma nach Wieder-
er langung der Kontrolle beibehal ten wurde , zeigte sich deutl ich die Distanz des gemein-
nützigen Sektors zu seinen Zielsetzungen in den f rühen Jahren.591 
3.5.9 Die Eigenheimförderung 
Mit der Neufassung des Ersten Wohnungsbaugese tzes 1953 verlagerte sich die Priori tät 
der Fö rde rung im sozialen W o h n u n g s b a u auf das Wohneigentum. 5 9 2 Noch stärker 
582 Vgl. Tomann (1996), S. 54. 
583 Vgl. Ball/Harloe/Martens (1988), S. 46; Power (1993), S. 143 f.; Tomann (1996), S. 54. 
584 Vgl. Kujath (1988), S. 129. 
585 Vgl. Schulz (2000a), S. 74. 
586 Vgl. Czasny (1988), S. 6; Pfeiffer (1993a). S. 309; Power (1993), S. 105. 
587 Vgl. BMRBS (1994a), S. 15. 
588 Vgl. Kujath (1988), S. 132. 
589 Vgl. Harloe (1995), S. 355 f. 
590 Vgl. Emms (1990), S. 128; Harloe (1995), S. 345; Schulz (2000a), S. 74. 
591 Vgl. Harloe (1995), S. 173, 345. 
592 Vgl. Münch (1967), S. 71; Harloe (1995), S. 344. 
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be ton te der weniger subvent ions in tens ive 2. Förderweg des Zweiten Wohnungsbaugese t -
zes 1956 die Bevorzugung des W o h n e i g e n t u m s , wobei die E inkommensgrenzen 4 0 % 
über denen für den Bezug sozialer M i e t w o h n u n g e n lagen,593 u n d gewährte Bauherren 
eines Famil ienheims mit m e h r als zwei Kindern günst ige Famil ienzusatzdarlehen, die 
fehlendes Eigenkapital zum Teil ersetzten, sodass eine beträcht l iche Zahl kinderreicher 
Familien ein Eigenheim bauen konnte.5 9 4 Der Anteil selbst genutzten Wohne igen tums 
an den Fertigstellungen im sozialen W o h n u n g s b a u e rhöh te sich zwischen 1950 u n d 
1960 von 1 7 % auf 2 4 % , w ä h r e n d das P roduk t ionsn iveau geförder ten Wohne igen tums 
von maximal r u n d 60.000 jährl ich seit 1955 kont inuier l ich zurück ging.595 Mehr privates 
individuelles Wohne igen tum als der sonstige öffent l ich geförder te Wohnungsbau er-
mögl ichte das interessengruppenspezif isch ausgerichtete Bergarbe i te r -Wohnungsbau-
gesetz, das 1951 eine Abgabe auf den Kohleabsatz e in führ te , deren A u f k o m m e n in ein 
revolvierendes Treuhandvermögen f ü r Wohnungsberech t ig te floss. Die Spar förderung 
als In s t rumen t der Eigenheimpol i t ik war o h n e h o h e Wirkung. 5 9 6 
Die H ö h e der mit e inem Rechtsanspruch v e r b u n d e n e n W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
war über Jahrzehnte abhängig von individuellen Grenzsteuersatz der Erwerber, was 
nicht n u r einen massiven Verstoß gegen die Subventionsgerechtigkei t darstellte, sondern 
zugleich die öffentl ichen Hausha l t e ü b e r m ä ß i g belastete.597 Die tendenziell wohlhaben-
dere Minderhe i t der selbst n u t z e n d e n E igen tümerhausha l t e w u r d e regressiv, abhängig 
von der H ö h e der impliziten Mie te u n d des individuel len Grenzsteuersatzes, gegenüber 
der überwiegenden Mehrhei t der eher ä rmeren Mie terhaushal te einseitig begünstigt.5 9 8 
Die mit § 7b EStG 1951 e ingeführ te steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g nach d e m In-
vest i t ionsgutmodel l war auf den Erwerb von n e u e m W o h n e i g e n t u m beschränkt.5 9 9 Sie 
sah Abschreibungssätze von je 1 0 % f ü r das erste u n d von 3 % fü r jedes der folgenden 
10 Jahre vor.600 Darlehenszinsen k o n n t e n voll als Kosten geltend gemacht werden. Der 
Nutzwer t be t rug 1 % des Einheitswerts.6 0 1 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e e r h ö h t e sich un te r Einbeziehung der Zweit- u n d Ferien-
w o h n u n g e n zwischen 1950 u n d 1960 von 2 4 % auf 33 %.602 1951 w u r d e das Stockwerk-
e igentum mi t d e m Wohnungse igen tumsgese tz auf eine m o d e r n e Grundlage gestellt.603 
Zwischen 1952 u n d 1965 waren 40 % bis 48 % der N e u b a u t e n Eigenheime.6 0 4 Der Anteil 
der W o h n u n g e n in Ein- u n d Zwei fami l ienhäusern an der jährl ichen Neubaule i s tung 
stieg von 25 % 1950 auf 29 % i960.6 0 5 Bremsend auf den Eigenheimbau wirkten die libe-
rale Bodenpreispol i t ik u n d die übe r riesige W o h n u n g s b e s t ä n d e verfügenden großen 
Wohnungsgesel lschaf ten, die stets ihren Einfluss gegen die P räponde ranz des Eigen-
593 Vgl. Münch (1967), S. 71; Tomann (1990), S. 61; McCrone/Stephens (1995), S. 51; Harloe (1995), 
S. 345; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
594 Vgl. Schulz (1991), S. 140; Schulz (2000b), S. 12. 
595 Vgl. Einem (1981), S. 10; Wollmann (1986), S. 142. 
596 Vgl. Schulz (2000a), S. 70 f. 
597 Vgl. § 7b, lOe ESTG; Oberhauser (1997), S. 579. 
598 Vgl. Oberhauser (1997), S. 582. 
599 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 318; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
600 Vgl. Leutner (1990), S. 46, 98. 
601 Vgl. McGuire (1981), S. 153. 
602 Vgl. Kennedy (1984), S. 64 f. 
603 Vgl. Schulz (2000a), S. 70. 
604 Vgl. Schulz (1986), S. 160. 
605 Vgl. Czasny (1988), S. 235. 
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he ims geltend machten.6 0 6 So war auch die zweite bedeu tende Phase hoher Bautätigkeit 
eine Periode des Geschosswohnungsbaus . Die Großs ied lungen mi t großen Gebäuden 
brachten in veränder ter Form eine For tse tzung des W o h n u n g s b a u s in Großhäuse rn , 
wie sie schon vor d e m Ersten Weltkrieg als au fwend ig kritisiert w o r d e n waren.607 
3.5.10 Mietrecht und Mietpreisrecht 
Aufgrund der W ä h r u n g s r e f o r m und der niedr igen Inf la t ionsra ten in den fünfziger Jah-
ren füh r t e die durch die A n o r d n u n g über Preisbi ldung u n d Pre i süberwachung explizit 
bestätigte Mietpreisregul ierung nicht zu einer so starken Reduk t ion der Realmieten wie 
in anderen europäischen Staaten.608 Private W o h n u n g s v e r m i e t u n g blieb ein rentables 
Geschäft.6 0 9 
Die Auflockerungen be im Mietpreisrecht umfass ten anfangs n u r den Neubau , 1959 
etwa 1 6 % des Bestands, sodass es dor t zu sehr hohen Realmieten kam.610 Das Erste 
Wohnungsbaugese tz 1950 n a h m neu err ichte ten s teuerbegünst ig ten u n d frei finanzier-
ten W o h n r a u m von der W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g aus, f ü r s teuerbegünst ig ten W o h n -
r a u m galt die Kostenmiete, fü r öffentl ich geförder ten W o h n r a u m die Richtsatzmiete, 
Mieterschutz , Mie tp re i sb indung und Bewir t schaf tung fü r frei finanzierte Ne uba u t e n 
w u r d e n au fgehoben . 6 " Das Wohnraumbewi r t scha f tungsgese tz 1953 reduzierte den Voll-
s t reckungsschutz bei Räumungs t i t e ln u n d n a h m unte r alliierter Verwaltung bezugsfert ig 
gewordene frei f inanzierte u n d s teuerbegünst ig te W o h n u n g e n von der W o h n r a u m b e -
wir t schaf tung aus.612 Seit 1953 k o n n t e die Miete auch im s teuerbegünst ig ten Neubau 
frei vereinbart werden, es w u r d e mögl ich, öffent l iche Dar lehen vorzeitig abzulösen.6 1 3 
Das Bundesmietengesetz 1955 ermögl ich te schrittweise M i e t e r h ö h u n g e n bei Al tbauten 
in Form prozentua ler Zuschläge u n d f ü h r t e überaus restriktive Mietbeihi lfen ein.614 
3.5.11 Der Wiederaufbau 
In der Dekade 1950 bis 1960 w u r d e n mit jährl ich 9,96 Fert igstel lungen je 1.000 Einwoh-
ner oder etwa 452.000 N e u b a u w o h n u n g e n p ro Jahr m e h r als doppe l t so viele Wohne in -
heiten errichtet wie zwischen 1933 u n d 1939 mit pro Jahr k n a p p 230.000 N e u b a u w o h -
nungen oder jährlich 4,1 Fertigstellungen je 1.000 Einwohner.6 1 5 Das im in ternat ionalen 
Vergleich außerordent l ich hohe Produk t ionsn iveau w u r d e mögl ich , weil z u m einen pri-
m ä r quant i ta t ive Zielsetzungen verfolgt w u r d e n . Die Soz ia lwohnungen der fünfziger 
Jahre waren von niedriger Qual i tä t mi t kleinen R ä u m e n , d ü n n e n W ä n d e n u n d o h n e 
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Zen t ra lhe izung u n d Badezimmer.6 1 6 Z u m anderen t rug der W o h n u n g s b a u selbst mi t sei-
nen Mul t ip l ika to rwi rkungen auf Konsum- u n d Invest i t ionsgüter indust r ien u n d der Be-
rei tstel lung einer Vielzahl von Arbeitsplätzen für eine Bevölkerung mi t e inem h o h e n An-
teil an Flücht l ingen u n d Vertr iebenen, - bis 1958 über 2 Mil l ionen - , beträchtl ich zu 
e inem daue rha f t en u n d dynamischen Wir t schaf t swachs tum bei.617 Die Baukosten stie-
gen rap ide an.618 W ä h r e n d sich die Lebenshal tungskosten von 1938 bis 1958 u m 8 6 % 
e r h ö h t e n , stieg der Baukos tenindex u m 168 %.619 
Zwischen 1949 u n d 1956 wurden rund 4,0 Mill ionen W o h n u n g e n errichtet,620 zwi-
schen 1950 u n d 1959 fast 5,2 Millionen.621 Die Bauleistung e r h ö h t e sich von reichlich 
200.000 Wohne inhe i t en 1949 über 372.000 1950 bis auf über 500.000 im Jahre 1953.622 
1952 überst iegen die Neubau t en die instandgesetzten Einhei ten, 1953 waren 7 3 % der 
Zugänge neu errichtet.6 2 3 1956 war mi t 591.000 Fertigstellungen der Vorkriegshöchst-
s tand überschri t ten.6 2 4 Die Bauleistung lag d a n n mit e inem M a x i m u m von 623.000 im 
Jahre 1964 ein Jahrzehnt lang bei r u n d 600.000 Einheiten jährl ich, d e m Doppel ten der 
besten Baujahre in der Weimarer Republik.625 Die bedeu tends ten Engpässe waren in der 
zweiten Häl f te der fünfz iger Jahre überwunden. 6 2 6 Der von der W o h n u n g s n o t s t imulier te 
W i e d e r a u f b a u ende te u m i960.627 
Das h o h e Produk t ionsn iveau und der Erfolg der s teuerl ichen Fö rde rung ermöglich-
ten schon bald eine R ü c k f ü h r u n g des sozialen Wohnungsbaus . 6 2 8 Der Bau von Sozial-
w o h n u n g e n einschließlich des geförderten Wohne igen tums be t rug im Dekadendurch -
schni t t jährl ich 100.000 Wohneinhe i ten , erreichte mit reichlich 317.000 Wohneinhe i ten 
u n d 7 0 % der Fertigstellungen 1952 seinen H ö h e p u n k t auf e inem im westeuropäischen 
Vergleich sehr h o h e n Niveau u n d ging danach beinahe kont inuier l ich absolut u n d rela-
tiv zurück.6 2 9 1955 lag sein Anteil noch bei r u n d der Hälf te , 1960 n o c h bei 45 %, 1964 bei 
u n t e r 30 % der Bauleistung.6 3 0 
Der Anteil der sozialen Mie twohnungen an der Neubau le i s tung be t rug im Dekaden-
durchschn i t t 44 %.631 In den fünfziger u n d sechziger Jahren waren etwa drei Viertel der 
Soz ia lwohnungen zur Miete, wobei sich die Gewich tung du rch die langsamere Rückfüh-
r u n g der E igenhe imdi rek t fö rde rung zugunsten der geförder ten Eigenheime verschob.632 
Die Gemeinnü tz igen err ichteten 1950-1952 etwa ein Drit tel der N e u b a u w o h n u n g e n 
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u n d 49,6 % der Soz ia lwohnungen als eigene Bauherren u n d weitere 5 % - 8 % sowie 
9 , 5 % im Auftrag Dritter.633 Von 1955 bis in die späten sechziger Jahre e rbrach ten sie 
25 % - 3 0 % der Neubauleis tung. 6 3 4 Auch die weitaus intensivste Bautätigkeit der indus -
t r i everbundenen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n , die im Zweiten Weltkrieg e inen erhebl ichen 
Anteil ihrer Bestände, insbesondere in den industriel len Bal lungsräumen des Ruhrgebie-
tes, du rch Zers tö rung verloren ha t ten , setzte in den Wiede rau fbau jah ren ab 1950 ein.635 
Bis zu 300.000 Soz ia lwohnungen jährlich wurden von privaten Investoren errichtet.6 3 6 
3.5.12 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n s t a n d a r d u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Verglichen mit anderen Indus t r i e ländern in den fünfziger Jahren war der W o h n s t a n d a r d 
sehr niedrig, die Menschen waren f roh , wenn sie ü b e r h a u p t eine U n t e r k u n f t erhal ten 
hatten.6 3 7 1950 s tand bei einer durchschni t t l i chen Haushal t sgröße von 3,0 Personen6 3 8 
statistisch für 4,9 E inwohner eine Wohne inhe i t zur Verfügung,6 3 9 fü r 154 Hausha l t e gab 
es 100 Wohnungen, 6 4 0 fü r 1.000 Einwohner 214,2 Wohneinhei ten. 6 4 1 Die du rchschn i t t -
liche Wohnf läche p ro Einwohner lag bei 15 qm,642 einer durchschni t t l i chen vierköpf igen 
Familie s tanden etwa 50 q m zur Verfügung.6 4 3 2 5 % der Eigentümer u n d 1 3 % der Mie-
ter lebten allein.644 Unte r d e m heut igen A r m u t s t a n d a r d einer Belegung eines Raumes 
einschließlich der Küche mit m e h r als zwei Personen lebte 1 5 % der Bevölkerung.6 4 5 
1960 gab es fü r 1.000 E inwohner 291,1 Wohneinhei ten. 6 4 6 Berücksichtigt m a n , wie 
nach d e m Krieg bei der E rmi t t l ung der Wohnungsdef iz i te in Deutsch land üblich, Ein-
personenhausha l te n u r zu 5 0 % , so be t rug die Defiz i tquote 1950 4 8 , 3 % u n d 1956 
18,3 %.647 
Mit te der fünfziger Jahre war das Unterversorgungsniveau der Vorkriegsjahre wieder 
erreicht.648 Die Belegungsdichte sank zwischen 1950 u n d 1956 von 1,59 Personen p ro 
W o h n r a u m (ohne Küche) auf 1,37.649 Der Anteil der Hausha l te mit drei u n d m e h r Per-
sonen war seit 1912 von 6 5 % auf 5 5 % zurück gegangen, während der Anteil der Ein-
personenhausha l te seit 1927 von 14 % auf 19 % gestiegen war.650 I m Zweiten W o h n u n g s -
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baugesetz waren erstmals normat ive Hinweise auf eine e rwünsch te Belegungsdichte von 
Soz ia lwohnungen zu finden.651 
1950-1954 w u r d e n im Durchschni t t 9 , 0 % des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s f ü r die Woh-
n u n g s n u t z u n g aufgewendet.6 5 2 Die Mietbe las tungsquote des ver fügbaren E i n k o m m e n s 
be t rug 1951 fü r 4 -Pe r sonen-Arbe i tnehmerhausha l t e mit t leren E i n k o m m e n s 8 , 1 % und 
die Wohnkos tenbe la s tungsquo te 12,3 %.653 Für 2 - P e r s o n e n - H a u s h a l t e von Renten- u n d 
Sozia lhi l feempfängern lagen 1952 die Werte bei 11 % u n d 18 %.654 
3.6 1960-1970: Vollbeschäftigung und Restauration 
3.6.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Das seit den sechziger Jahren wachsende Außenhandelsdef iz i t der USA e rhöh te die Wachs-
tumsra t en der dynamischen Volkswirtschaften Westeuropas u n d Japans u n d ermögl ichte 
ihnen einen höhe ren privaten und öffentl ichen Konsum.6 5 5 Obwohl die deutsche Volks-
wir tschaft weiterhin erfolgreicher wuchs als andere, w u r d e es ab Mit te der Dekade zuneh-
m e n d schwieriger, das Wir tschaf tswunder der Nachkriegsdekade aufrecht zu erhalten.656 
Die Produkt ivi tä tsfor tschr i t te wurden geringer, u n d die n u n erreichte Vollbeschäft igung 
ließ die Lohnkos ten u n d die Ausgaben für soziale Sicherheit steigen.657 Die Sparquote der 
privaten Haushal te e rhöhte sich bis 1965 auf das n u n m e h r nachhal t ig in etwa beibehal tene 
Niveau von 12,8%.6 5 8 Die Bevölkerung n a h m vor allem durch Z u w a n d e r u n g zwischen 
1950 u n d 1970 von etwa 50 Millionen auf knapp 61 Mill ionen zu.659 Das Niveau der groß-
räumigen , berufsbedingten Binnenmigrat ion ging deutl ich zurück.6 6 0 
Die Staa tsquote e rhöh te sich von 31 % des BIP 1950/52 auf 3 3 % 1960/62, wobei die 
Transferquote , die mi t 13 ,2% des BIP Anfang der fünfziger Jahre im europäischen Ver-
gleich relativ hoch gewesen war, n u r vergleichsweise wenig anstieg.661 Die erste Nach-
kriegsrezession 1966/67 wurde mit keynesianischer Politik erfolgreich bekämpft . 6 6 2 Zwi-
schen 1967 u n d 1969 wurden die Zinssätze dereguliert.6 6 3 Die zu rückkehrende 
W a c h s t u m s d y n a m i k ließ die Gewinne der g roßen industr iel len Komplexe, die m a n 
nach Kriegsende nicht hat te zerschlagen k ö n n e n , massiv ansteigen.6 6 4 Inners tädt i sche 
Wohnvier te l niedrigerer Qual i tä t wurden in z u n e h m e n d e m M a ß e von den ins Land 
s t r ö m e n d e n Gastarbei tern bewohnt.6 6 5 
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3.6.2 Die Neuor ient ierungen der Wohnungspol i t ik und der 
Wohnungsbauförder l in ien 
Im Gegensatz zu den anderen hoch entwickel ten Volkswirtschaften, wo sich der Trend 
der wohnungswi r t schaf t l i chen Invest i t ionen n u r partiell u n d zudem eine Dekade später 
abflachte, verlief der bundesdeu t s che Trend nach d e m steilen Anstieg in den f r ü h e n 
fünfziger Jahren seit den späten fünfziger Jahren für über drei Dekaden nahezu ho r i zon -
tal.666 Mit n u n m e h r höhe ren ver fügbaren Ressourcen und Rea le inkommen k a m es zu 
einer rap iden Verbesserung der Aussta t tungsqual i tä t der geförder ten u n d nicht geförder-
ten Neubauwohnungen . 6 6 7 Die Kosten des Baus einer W o h n u n g stiegen zwischen 1950 
u n d 1970 auf das Sechsfache, von durchschni t t l ich etwa 10.000 D M auf k n a p p 
60.000 DM.6 6 8 Die Wohnungsbau inves t i t i onen be t rugen r u n d 8,5 % des BIP669 u n d er-
höh ten sich nomina l von 3,8 Mil l iarden D M 1950 auf 37,1 Mill iarden D M 1970.670 
1960 erfolgten 3 8 % der Anlageinvest i t ionen im Wohnungswesen . Der Anteil des W o h -
nungsbaus an der B ru t t ower t s chöp fung lag Ende der sechziger/Anfang der siebziger Jah-
re bei über 8%. 6 7 1 1950-1974 w u r d e n insgesamt r u n d 180 Milliarden D M an W o h -
n u n g s b a u f ö r d e r u n g ausgegeben, davon r u n d 80 Mill iarden D M fü r die F ö r d e r u n g von 
W o h n e i g e n t u m . 6 ' : Trotz der h o h e n Investi t ion öffent l icher Ressourcen in der F o r m steu-
erlicher u n d nichts teuer l icher Fö rde rung be fanden sich die Sozia lwohnungen überwie-
gend in p r iva tem Eigentum, n u r 5 % gehör ten unmi t t e lba r d e m Staat.673 
N a c h d e m in anderen europä ischen Staaten seit den fünfziger Jahren das Wohne igen-
t u m die pr ivatwir tschaf t l iche W o h n u n g s v e r m i e t u n g als H a u p t f o r m der W o h n u n g s n u t -
zung abgelöst hat te , war der in s tärkerem M a ß e eine Kontrolle der Lohnkos ten u n d der 
Inf la t ionsraten e rmög l i chende M i e t w o h n u n g s b a u in Deutschland nu r d u r c h exzessive 
P roduk t subven t ionen auf rech t zu erhalten.6 7 4 1964 w u r d e die degressive Abschre ibung 
von 3 , 5 % über 12 Jahre e ingeführ t u n d die steuerl iche Lebensdauer von W o h n r a u m 
von 100 auf 50 Jahre he rab gesetzt.675 
Waren die Zielvorstel lungen des Zweiten Wohnungsbaugese tzes noch wei tgehend 
v o m W o h n u n g s m a n g e l b e s t i m m t gewesen, ging die amtl iche Begründung z u m W o h -
nungsbauänderungsgese tz 1965 davon aus, dass „bis Ende 1965 das eine Ziel des 
II. Wohnungsbaugese tzes , die Beseit igung der echten W o h n u n g s n o t , erreicht" sei. Der 
Einsatz öffent l icher Mit tel müsse zukünf t ig an spezifischen S c h w e r p u n k t p r o g r a m m e n 
ausgerichtet werden , wie der Fö rde rung der E igen tumsbi ldung für breite Schichten der 
Bevölkerung, der bevorzugten Fö rde rung der E igen tumsbi ldung kinderreicher Famil ien 
sowie der Er le ichterung der W o h n u n g s b e s c h a f f u n g fü r junge Ehepaare, k inderre iche Fa-
milien u n d Senioren.6 7 6 Die Realisierung der S o n d e r g r u p p e n p r o g r a m m e wie die Bereit-
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Stellung von mit der Kinderzahl ansteigenden Famil ienzusatzdar lehen fiel jedoch viel-
fach d e m Haushal tss icherungsgesetz desselben Jahres z u m Opfer.677 
Der U m f a n g der P r o g r a m m e des sozialen W o h n u n g s b a u s w u r d e bei einer Schwer-
punk tve r l age rung zuguns ten der E igenhe imförderung kont inuier l ich zu rück gefahren.6 7 8 
Die öf fent l ichen Baudar lehen nach d e m Zweiten Wohnungsbaugese tz waren fü r Eigen-
he ime u m 1 0 % h ö h e r als die Durchschni t tssätze fü r den Bau von M i e t w o h n u n g e n ver-
gleichbarer G r ö ß e u n d Ausstattung.6 7 9 Ab 1967 wurden keine öffent l ichen Dar lehen 
m e h r vergeben u n d der s teuerbegünst igte W o h n u n g s b a u w u r d e in den 2. Förderweg 
umgestaltet ,6 8 0 dessen E inkommensgrenzen u m 4 0 % über denen des 1. Förderwegs la-
gen, sodass r u n d drei Viertel der Bevölkerung förderberecht igt waren.681 Die Eigentums-
w o h n u n g w u r d e d e m Eigenheim in der Förderung gleich gestellt.682 Insgesamt w u r d e n 
bei kont inu ie r l i cher A n h e b u n g der E inkommensgrenzen verstärkt E igen tumswohnfo r -
m e n f ü r Besserverdienende berücksichtigt , für die degressive Annui tä tenbe ih i l fen über 
einen 12-jährigen Ze i t r aum gewährt wurden.6 8 3 Bis 1975 w u r d e der 2. Förderweg vor 
allem f ü r M i e t w o h n u n g e n in Anspruch g e n o m m e n , wobei die Mieten etwa 3 0 % über 
denen des 1. Förderweges lagen.684 Der Anteil der Eigenheime an den gesamten Fertig-
stel lungen im sozialen W o h n u n g s b a u im 1. und 2. Förderweg lag k a u m über 2 5 % . Von 
den 1968 öffent l ich geförder ten W o h n u n g e n waren 2 6 % E i g e n t ü m e r w o h n u n g e n , von 
den nicht geförder ten W o h n u n g e n 40 %.685 
Gestiegene Betriebs- u n d Ins tandhal tungskosten w u r d e n bis in die späten siebziger 
Jahre vielfach d u r c h zusätzliche steuerliche u n d nichts teuerl iche Subvent ionen aufgefan-
gen.686 Das 3. Wohnungsbauänderungsgese tz 1968 ermögl ich te die nachträgl iche Anhe-
b u n g der Zinsen öffent l icher Förderungsdar lehen. Die ursprüngl ich zinslosen laufenden 
Förde rungsdar l ehen w u r d e n auf einen Zinssatz von 4 %, später auf 8 %, angehoben . Zu-
sätzlich w u r d e ein Verwaltungskostenbei trag von 0,5 % jährlich erhoben.6 8 7 
W ä h r e n d die Fertigstellungen zwischen 1966 und 1970 von 605.000 auf 478.000 zu-
rück gingen,688 bi ldete der Bau von Eigenheimen den Stabilisator der Bauwir tschaf t im 
Konjunkturver lauf . 6 8 9 Neben der Neubautät igkei t , innerha lb der die E igen tumsb i ldung 
an Gewicht z u n a h m , gewannen Renovierung u n d Modern i s i e rung erhebl ich an Bedeu-
tung.6 9 0 1970 be t rug der Anteil der öffentlich geförder ten W o h n u n g e n a m Neubauvo lu -
m e n in den ländl ichen K o m m u n e n 9 % , in den Großs täd ten 36 %.691 Etwa 4 0 % der 
tumsbildung im Wohnungsbau und zur Sicherung der Zweckbestimmung von Sozial-wohnungen, BT-
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Fertigstellungen erfolgten du rch die Gemeinnützigen.6 9 2 Der Anteil der sozialen Mie twoh-
nungen an der Neubaule i s tung Fiel auf 2 7 % , etwa 200.000 jährlich neu err ichtete W o h n -
einheiten,693 während der Anteil der mi t Fördermit te ln errichteten Eigenheime auf 30 % 
bis 4 0 % der Fertigstellungen, etwa 200.000 Wohneinhei ten jährlich, anstieg.694 1970 wur -
den noch 137.000 geförder te Wohne inhe i t en errichtet, da run te r 3 3 % Eigenheime.6 9 5 
Etwa die Hälf te der zwischen 1965 u n d 1975 err ichteten sozialen M i e t w o h n u n g e n 
erfolgte in Hochhauss ied lungen in Satell i tenstädten im U m l a n d der Ballungsgebiete, 
oft mit mange lhaf te r I n f r a s t r u k t u r a n b i n d u n g , hoher Siedlungsdichte u n d scharfer 
Wohnsegregat ion zu den Eigenheimsiedlungen.6 9 6 Der industrial isierte Bau von H o c h -
hauss iedlungen u n d der k o m p l e m e n t ä r e n Inf ras t ruk tur erfolgte p r imär d u r c h die ge-
meinnü tz igen Wohnungsgese l l schaf ten , zu deren Tätigkeitsfeld seit der Refo rm des 
Wohnungsgemeinnütz igkei t sgese tzes 1969 auch s tädtebaul iche Entwicklungs- u n d Sa-
n i e r u n g s m a ß n a h m e n gehör ten . Er beschleunigte zwar du rch die N u t z u n g von Skalen-
erträgen mittels S tandard i s ie rung u n d Vorfabrikat ion und die Subst i tu t ion unqual i f i -
zierter du rch qualif izierte Mi tarbe i te r den technischen und organisa tor ischen 
Fortschri t t in der Bauwir tschaf t , demons t r i e r t e jedoch zugleich die massive Missach-
tung von Konsumen tenp rä f e r enzen d u r c h die Entscheidungsträger.6 9 7 
3.6.3 D a s B u n d e s b a u g e s e t z 1960 
Erstmalig en t s tand mit d e m Bundesbaugesetz 1960 eine einheit l iche Rechtsbasis für 
S tad tp lanung , S tadtentwicklung, Verkehr u n d Bauwesen sowie fü r eine aktivere Bürger-
beteiligung.6 9 8 Die von den Alliierten e ingeführ ten , ausgedehnten Ente ignungrech te 
w u r d e n au fgehoben u n d die k o m m u n a l e n Planungsrechte massiv beschnit ten.6 9 9 Mit ex-
plizi tem, in der B e g r ü n d u n g veranker tem Hinweis, dass das deutsche Planungssys tem zu 
Bodenpreiss te igerungen füh ren würde , w u r d e die Bodenpreiskontrol le volls tändig auf-
gehoben.7 0 0 Zu r Begrenzung des e rwar te ten Preisanstiegs für Bauland u n d zur Mobil is ie-
rung baure i fer G r u n d s t ü c k e w u r d e eine spezielle Baulandsteuer C e ingeführ t , die, weil 
sie n u r r u n d zwei Jahre angewandt wurde , wirkungslos blieb u n d vier Jahre später auch 
fo rmal au fgehoben wurde.7 0 1 Sei tdem findet keine Kontrolle der Bodenpre isentwicklung 
d u r c h den Staat m e h r statt.702 
Die Deregul ie rung des Bodenmark tes bedingte e n o r m e Bodenpreissteigerungen.7 0 3 In 
Zeiten dynamischen W a c h s t u m s waren K o m m u n e n vielfach nicht in der Lage, das 
692 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 121. 
693 Vgl. Czasny (1988), S. 235; Pfeiffer (1993a). S. 294. 
694 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 295. 
695 Vgl. Einem (1981), S. 10. 
696 Vgl. Emms (1990), S. 134-136, 144; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 42; Harloe (1995), S. 264. 
697 Vgl. Kujath (1988), S. 140; Emms (1990), S. 144; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 42; Harloe 
(1995), S. 355. 
698 Vgl. Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
699 Vgl. Harloe (1995), S. 347. 
700 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 41; BfRL (1995b), S. 19; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67; 
Schulz (2000a), S. 71. 
701 Vgl. Kleiber (1993), S. 87; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 41; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
702 Vgl. BfRL (1995b), S. 19. 
703 Vgl. Harloe (1995), S. 347; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 42; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
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G e m e i n w o h l gegenüber mächt igen lokalen Interessengruppen zu wahren.7 0 4 Of t waren 
die umfangre ichen S tad te rwe i t e rungsmaßnahmen der sechziger u n d f rühen siebziger 
Jahre u n d die beg innende Suburbanis ie rung von spekulativen Prozessen begleitet.705 Es 
zeigte sich n u n , dass der tendenziell marktwir tschaf t l iche Weg des W i e d e r a u f b a u s auch 
zu Bodenspekula t ionen in g roßem Stil u n d zu einer h o h e n Konzent ra t ion wohnungs -
wir tschaf t l ichen Vermögens führte.7 0 6 Die Werts teigerungen bei G r u n d u n d Boden be-
t rugen im Ze i t raum 1950 bis 1970 insgesamt 643 Mill iarden D M , wovon mindes tens 
455 Mil l iarden D M d e m privaten Sektor zuzurechnen waren, u n d mach ten etwa die 
Häl f te des in diesem Ze i t r aum zu verzeichnenden Vermögenszuwachses aus.707 
3.6.4 D i e R e f o r m d e r W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Die meis ten Erwerber von W o h n e i g e n t u m mussten für die F inanz ie rung einen höheren 
Eigenkapitalantei l einsetzen, als es in Ländern mit einer höhe r entwickel ten W o h n u n g s -
bauf inanz ie rungsarch i t ek tu r erforderl ich war.708 In Verb indung mit den aus h o h e n u n d 
h o c h regulier ten Qua l i t ä t sanforderungen sowie der kleinbetrieblichen S t ruk tu r der Bau-
indus t r i e resul t ierenden hohen Baukosten u n d den hohen Baulandpreisen eines weitest-
gehend liberalisierten Bodenmark tes hielt sich deshalb die Verbrei tung von Wohne igen-
t u m mi t einer W o h n e i g e n t u m s q u o t e von etwa 33 % selbst in den prosper ie renden 
sechziger Jahren in engen Grenzen . 0 9 Z u d e m wurden 1960 die Abschreibungssätze des 
§ 7b EStG zur Bremsung der Kon junk tu r auf zweimal 7,5 % u n d ach tma l 4,0 % reduziert 
u n d 1963 ausgesetzt.710 Die Popular i tä t der Einl iegerwohnung rüh r t e daher , dass auch 
d u r c h eine winzige zweite W o h n u n g im Eigenheim Einfamil ienhäuser steuerlich als 
Zweifami l ienhäuser bet rachte t wurden mit der Folge, dass, steuerlich meist günstiger, 
alle Kosten des Gesamtobjekts einschließlich der beschleunigten Abschre ibung u n d der 
Hypo thekenz insen als Aufwendungen gegen die erzielten u n d implizi ten Mieten ver-
rechnet werden konnten.7 1 1 
Insgesamt kamen 1950 bis 1970 5 5 % der Mittel vom Kapi ta lmarkt , 1 9 % aus öf fent -
lichen Kassen, 26 % waren Eigenkapital, Mieterdarlehen, Mieterzuschüsse u n d derglei-
chen.712 35,8 % der Kapi ta lmarktmit te l s t ammten von den Bausparkassen,7 1 3 wobei ein 
enger Z u s a m m e n h a n g zwischen bereits v o r h a n d e n e m Haus- u n d Grundbes i t z u n d der 
mi t w a c h s e n d e m E i n k o m m e n z u n e h m e n d e n Part izipat ion an der al ternat iv über steuer-
liche Abzugsfähigkeit oder Prämie gewährten Bauspar förderung bestand.7 1 4 Der Anteil 
der Kapi ta lmarktmi t te l stieg von rund 3 0 % Anfang der fünfziger Jahre auf m e h r als 
6 0 % Ende der sechziger Jahre, während der Anteil der öffent l ichen Mittel von 4 0 % 
704 Vgl. Kennedy (1984), S. 60. 
705 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 39 f., 42. 
706 Vgl. Kennedy (1984), S. 57. 
707 Vgl. Engels/Saboltny/Zickler (1974), S. 2, 6. 
708 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 130; Harloe (1995), S. 338. 
709 Vgl. Kennedy (1984), S. 64; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 130; Börsch-Supan (2000), S. 32. 
710 Vgl. Leutner (1990), S. 46, 98. 
711 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 145; Conradi/Zöpel (1994), S. 101. 
712 Vgl. Schulz (1997), S. 232. 
713 Vgl. Schulz (1997), S. 233. 
714 Vgl. Häring (1974), S. 180 f. 
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auf weniger als 1 0 % zurück ging. Die sonstigen Mittel schwankten zwischen 2 2 % u n d 
32 %.715 
3.6.5 Der „Lücke-Plan" und seine Folgen 
Bei e inem Versorgungsdefizi t von fast 3,4 Mill ionen Wohne inhe i ten im Jahre 1961716 h o b 
das Gesetz über den Abbau der Wohnungszwangswir t schaf t und über ein soziales Miet-
u n d Wohnrech t , der „Lücke-Plan" , ab 1963 in Gebieten mit e inem Wohnungs feh lbes tand 
un te r 3 %, den so genann ten „weißen Kreisen", die W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g und den 
Kündigungsschu tz auf u n d gab die Mieten frei. 17 Amtl ich begründe t w u r d e diese Ent-
sche idung mi t der wohnungswir t schaf t l i chen Zielsetzung der Wiederhers te l lung der 
Rentabilität.718 In den vor 1949 err ichteten pre isgebundenen W o h n u n g e n wurden Miet -
e r h ö h u n g e n bis zu 1 5 % zulässig.719 
Bei der Berechnung des amt l ichen Wohnungsdef iz i t s zur Ermi t t lung der „weißen 
Kreise" w u r d e n E inpersonenhausha l t e zu 5 0 % , ab 1960 in Großs täd ten zu 6 0 % ange-
setzt,720 Zwe i twohnungen u n d W o c h e n e n d w o h n u n g e n einbezogen, weder die S t ruk tu r 
des Wohnungsbes t andes noch die Zahlungsfähigkei t der Wohnungssuc he nde n im Ver-
hältnis zur zu e rwar t enden Miete, noch die mi t der Pendlerbewegung z u s a m m e n h ä n -
gende W o h n u n g s n a c h f r a g e in der Nähe des Arbeitsplatzes, noch der Drang der Einper-
sonenhausha l t e zur eigenen W o h n u n g berücksichtigt . '2 1 Die Fehler kompens ie r t en sich 
nicht , sonde rn kumul i e r t en , sodass die reale Wohnungsve r so rgung sich ungüns t iger 
a u s n a h m als es nach den Ergebnissen der amtl ichen Def iz i tberechnung den Anschein 
hatte. Die Unters te l lung eines zu geringen Bedarfs u n d die Einbeziehung auch qual i ta t iv 
unzulängl icher W o h n u n g e n suggerier ten eine Wohnungsversorgung , die nicht erreicht 
war.722 
Spekulatives Kapital floss in den Mie twohnungssek tor u n d es k a m zu e inem rapiden 
Anstieg der Mieten u n d Immobil ienwerte . 7 2 3 Die Mieter, die den g röß ten Teil der Bevöl-
ke rung ausmach ten , waren in vielen Fällen d e m Wohlwollen pr ivatwir tschaft l icher Ver-
mieter ausgeliefert . '2 4 Besonders stark e rhöhten sich die Mieten in älteren, renovierungs-
bedür f t igen Gebäuden. 7 2 5 Ha t ten sich die Indizes der Mieten, Nahrungsmi t te l - u n d 
Bekleidungspreise in den fünfz iger Jahren noch in etwa gleich entwickelt , so stieg seit 
1960 der Mie t index bei wei tem schneller.726 W ä h r e n d die E i n k o m m e n von 1955 bis 
1964 auf das l ,9fache u n d bis 1974 auf das 3,8fache z u n a h m e n , e rhöh ten sich die Mieten 
715 Vgl. Schulz (1997), S. 233. 
716 Vgl. Emms (1990), S. 114. 
717 Vgl. Münch (1967), S. 27; Peters (1984), S. 196 ff.; Czasny (1988), S. 15; Harloe (1988), S. 67; Tomann 
(1990), S. 56; Schulz (1991), S. 139; Pfeiffer (1993a). S. 282 f., 294 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 58; 
Harloe (1995), S. 346; Schulz (1997), S. 240; Dieterich/ Dieterich (1997), S. 67; Schulz (2000a), S. 69. 
718 Vgl. Amtliche Begündung der Bundesregierung zum Abbaugesetz, BGBl. I, S. 389, S. 5. 
719 Vgl. Schulz (1991), S. 140. 
720 Vgl. Blumenroth (1975), S. 328. 
721 Vgl. Häring (1974), S. 210. 
722 Vgl. Häring (1974), S. 211. 
723 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 58; Pfeiffer (1993a). S. 281 f.; Harloe (1995), S. 346. 
724 Vgl. Kennedy (1984), S. 59. 
725 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 66. 
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auf das 2,4fache bis 6,3fache.727 Zwischen 1950 u n d 1970 stiegen die Nahrungsmi t te l -
und Beldeidungspreise u m k n a p p 1 5 0 % u n d die Mieten u m 250%. 7 2 8 
Zwar waren zeitgleich mi t d e m Abbaugesetz die Sozialklauseln §§ 556a, 565 BGB ins 
BGB eingefügt worden, u m eine Explosion der Mietpreise u n d dami t der Löhne zu 
bremsen,7 2 9 sie waren jedoch so vage gehalten, dass sie du rch die restriktive Rechtspre-
ch u n g der Gerichte wirkungslos blieben.730 1963 unter lagen noch 302 der 565 Kreise der 
Wohnraumbewir t schaf tung , 7 3 1 1968 n u r die Städte H a m b u r g , M ü n c h e n u n d Berlin.732 
1966 waren schätzungsweise von etwa 18,5 Mil l ionen W o h n u n g e n noch 3 5 % - 4 0 % der 
W o h n u n g e n preisgebunden, 2 ,0-2 ,5 Mil l ionen noch bewir tschaf te ter Altbestand u n d 4,6 
Mil l ionen öffentlich geförder te Sozialwohnungen. 7 3 3 1970 umfass te der mark twir t schaf t -
liche Bereich 60 % des Mie twohnungsbes tands . 7 3 4 
Im Gesetz zum Abbau der Wohnungszwangswi r t scha f t 1960 w u r d e erstmalig ein sehr 
eingeschränkter Rechtsanspruch auf eine Mie ten- oder Lastenbeihilfe begründet ,7 3 5 den 
das Wohngeldgesetz 1965 zu e inem Subjekt förderungssys tem fü r Mieter und selbst nu t -
zende Eigentümer ausweitete.736 Angestrebt wurde , die v o m individuellen Hausha l t zu 
t ragenden Wohnungsnu tzungskos ten auf 1 5 % bis 2 5 % der Konsumausgaben zu be-
grenzen.737 Die Kosten w u r d e n je zur Häl f te v o m Bund u n d von den Ländern getragen, 
die Adminis t ra t ion oblag den Kommunen . 7 3 8 Bei der geringen Angebotselastizität finan-
zierte diese Form der Sub jek t fö rderung , abgesehen von Modernis ierungsinves t i t ionen 
im un te ren Qualitätsbereich, auf kurze u n d mit t lere Sicht in g r o ß e m U m f a n g Bestands-
renten von Vermietern, w ä h r e n d den Hausha l ten der Zie lgruppe, nahezu ausschließlich 
zu Lasten der nicht geförderten Haushal te , n u r wenig zusätzliche Wohnf läche zur Ver-
fügung stand. '3 9 Das Angebot v o n Spez ia lwohnungen wie G r o ß w o h n u n g e n für k inder-
reiche Familien, Al tenwohnungen u n d Beh inde r t enwohnungen war dadu rch k a u m oder 
n u r zu hohen fiskalischen Kosten steigerbar.740 Die von den Hausha l ten zu en t r ich tenden 
Mieten überschri t ten regelmäßig die fö rderbaren Obergrenzen. 7 4 1 
3.6.6 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n s t a n d a r d u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Eine Folge des im internat ionalen Vergleich h o h e n erforderl ichen Eigenkapitaleinsatzes 
für den Erwerb von Wohne igen tum war die fo r t daue rnde Nachfrage nach höherwert igen 
727 Vgl. Saalfeld (1993), S. 207. 
728 Vgl. Marcuse (1982), S. 97. 
729 Vgl. Schulz (1991), S. 140; Schulz (2000a), S. 69. 
730 Vgl. Czasny (1988), S. 15. 
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732 Vgl. Tomann (1990), S. 56. 
733 Vgl. Münch (1967), S. 29 f. 
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Mie twohnungen auf im internat ionalen Kontext h o h e m Niveau in Verb indung mit e inem 
internat ional ungewöhnl ich s tarkem Rückgang der Haushal tsgrößen. 7 4 2 Die durchschni t t -
liche Haushal tsgröße betrug 1970 2,74 Personen.7 4 3 W ä h r e n d 1961 die Ein- und Zweiper-
sonenhaushal te 47 % aller Haushal te darstell ten, waren es 1970 bereits 52 %.744 
1965 s tanden fü r 1.000 E inwohner 322,3 Wohne inhe i t en zur Verfügung.7 4 5 W ä h r e n d 
nach offiziellen Angaben 1968 noch r u n d 800.000 Haushal te unzu re i chend mit W o h n -
r a u m versorgt waren,7 4 6 w u r d e das tatsächlich bes tehende Wohnungsdef iz i t 1966/67 auf 
zwei Mill ionen W o h n u n g e n geschätzt, f ü r 21,6 Mil l ionen Hausha l t en s tanden 19,6 Mil-
l ionen Wohne inhe i t en , d a r u n t e r 12,6 Mil l ionen M i e t w o h n u n g e n , zur Verfügung.747 Der 
Anteil der kinderre ichen Familien an den Obdach losenhausha l t en e rhöh te sich zwischen 
1965 u n d 1971 von 40,1 % auf 43,9 %.748 
Etwa 50 % der Haushal te waren berechtigt , eine Soz ia lwohnung zu beziehen.749 Als 
Nachweis diente die neu e ingeführ te Wohnberecht igungsbeschein igung. 7 5 0 Minderbe-
mittel ten Sozialmietern w u r d e n of t zusätzliche Mietbeihi l fen gewährt.7 5 1 Belegungsrech-
te der K o m m u n e n bes tanden n u r für die von ihnen direkt geförder ten Wohneinhei -
ten.752 Viele W o h n u n g e n waren fehlbelegt.753 1968 war jede vierte Sozialwohnung 
unterbelegt , bei Soz ia lwohnungen mit 3 R ä u m e n 20 %, bei 4 R ä u - m e n 30 % und bei 
noch größeren Soz ia lwohnungen 32 %.754 Ungefähr 360.000 Sozia lwohnungen mit 4 
und m e h r W o h n r ä u m e n ( o h n e Küche) waren unterbelegt , w ä h r e n d 326.000 Haushal te 
mit 5 und m e h r Personen in zu engen Wohnverhä l tn issen lebten.753 D e m standen 11 % 
überbelegte, öffentl ich geförder te W o h n u n g e n gegenüber , wobei eine eindeutige Korre-
lation zur Hausha l t sgröße bes tand . So waren bei Hausha l ten mi t 5 u n d mehr Personen 
41,6 % überbelegt , bei 4 Personen 17,9 %, bei 3 Personen 4,0 % bei einer Person 0,7 %.756 
1970 lag ungefähr die Hälf te der Wohnge ld e m p f a n g e n d e n Hausha l te mit 5 Personen 
eindeut ig un te r der zugebilligten Wohnf läche , bei den Hausha l t en mit 8 Personen stieg 
dieser Anteil auf k n a p p 90 %.757 
Die Ausgaben fü r W o h n u n g s m i e t e n be t rugen g e m ä ß der Hausha l t s - und Verbrauchs-
s t ichprobe 1962/63 durchschni t t l ich 1 1 % des privaten Verbrauchs, für mehr als die 
Hälf te der Haup tmie t e rhausha l t e weniger als 10%.7 5 8 Es zeigte sich sehr deutlich, dass 
innerhalb gleicher E i n k o m m e n s g r u p p e n die Mie tausgaben u n d dami t auch die Mietbe-
las tungsquoten bei wachsender Hausha l t sg röße bei 9 - 1 1 % des Hausha l t sne t toe inkom-
742 Vgl. Harloe (1995), S. 257, 338. 
743 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
744 Vgl. BMRBS (1997), S. 101. 
745 Vgl. Schulz (1986), S. 163. 
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749 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 284 f., 291 
750 Vgl. Peters (1984), S. 206. 
751 Vgl. Harloe (1995), S. 348. 
752 Vgl. Harloe (1995), S. 347. 
753 Vgl. Kennedy (1984), S. 59. 
754 Vgl. Statistisches Bundesamt (1971), S. 58 f. 
755 Vgl. Häring (1974), S. 196 f. 
756 Vgl. Statistisches Bundesamt (1971), S. 58 f. 
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m e n s s tagnier ten. Die Fortsetzung der Konstanz der Mietausgaben bis in die höhe ren 
E i n k o m m e n s g r u p p e n wies zumindes t bei den größeren Haushal ten auf die besonders 
krassen E insch ränkungen hin, die diese Haushal te in den niedrigeren E i n k o m m e n s g r u p -
pen zu t ragen ha t ten . Un te r suchungen über die Wohnverhäl tnisse k inderre icher Famili-
en Mi t te der sechziger Jahre in mehre ren Großs täd ten kamen ausnahmslos zu d e m Er-
gebnis, dass die Mehrhe i t der Familien mi t 3 und m e h r Kindern w o h n u n g s m ä ß i g 
unterversorg t war, m e h r als 50 %, im Extremfall 80 % dieser Familien s tanden nu r bis 
zu 3 W o h n r ä u m e ( o h n e Küche) zur Verfügung. Insgesamt fehlten fü r die Hausha l te 
mi t 5 u n d m e h r Personen, die z u m größ ten Teil aus kinderreichen Familien bes tanden , 
r u n d 900.000 angemessen große Wohneinhei ten. 7 5 9 
Die B e t o n u n g der Fami l i enhe imförderung , die vornehml ich außerha lb der Ballungs-
r ä u m e zur Bi ldung von W o h n e i g e n t u m f ü h r t e und dor t un te r den größeren Hausha l ten 
zu einer großzügigeren Versorgung mi t W o h n r a u m beitrug, mit der Folge, dass un te r 
den f ü r k inder re iche Familien vorgesehenen W o h n u n g e n des sozialen W o h n u n g s b a u s 
im Ersten Förderweg der Anteil der E igen tümerwohnungen in Fami l ienhe imen 1966 
bis 1970 7 0 % - 7 4 % be t rug , verh inder te z u m Teil, dass den kinderre ichen Familien in 
den Städten in adäqua t e r Form geholfen wurde.7 6 0 
3.7 1971-1989: Nachlassende wirtschaft l iche Dynamik, Mieterschutz, und 
Gentri f icat ion 
3.7.1 D i e gesamtgesel lschaft l ichen Rahmenbedingungen 
In den f rühen siebziger Jahren ging die mi t der au fho lenden Modern i s i e rung u n d Urba-
nis ierung der europä ischen Volkswirtschaften ve rbundene W a c h s t u m s d y n a m i k der 
Nachkriegsära in der t iefen Rezession 1974/75 zu Ende.761 Die Bevölkerung Europas al-
ter te zusehends , zwischen 1970 und 1990 stieg der Anteil der über 65-jähr igen u m 2 0 % 
bis 30 %.762 Die Wachs tumsra ten reduzier ten sich 1976-1990 auf durchschni t t l ich 2 % 
bis 3 %.763 
Die Veränderungen in der in ternat ionalen Arbeitsteilung, die sich aus d e m ö k o n o m i -
schen Aufstieg Japans u n d der Schwellenländer ergaben, e r forder ten von den europä i -
schen Volkswir tschaften einen t iefgreifenden strukturel len Wandel.764 Die t radi t ionel len 
Indus t r ien mi t ihren veralteten Fabriken u n d P roduk t ionsme thoden u n d ihrem h o h e n 
Lohnniveau gerieten z u n e h m e n d un t e r Wet tbewerbsdruck u n d w u r d e n ersetzt d u r c h 
h ightech- u n d dienst leis tungsbasier te Betriebe mit einer stärker polarisierten Verteilung 
der Erwerbsmögl ichke i ten und der Einkommen. 7 6 5 
Auf die Ära der Vollbeschäft igung folgte eine Zeit persistenter, von Rezession zu Re-
zession ans te igender strukturel ler Massenarbeitslosigkeit.7 6 6 In den späten siebziger 
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Jahren ha t te sich die Arbei t s losenquote in den Mitgl ieds ländern der O E C D gegenüber 
1962-1973 verdoppel t , die Kapazitätsauslastung lag 5 % - 1 5 % unter Norma laus l a s tung , 
Expor t - u n d Produkt iv i t ä t swachs tum wurden schwächer.767 Die Rea le inkommen stiegen 
nicht m e h r automat isch. 7 6 8 Relativ gut bezahlte Arbeitsplätze fü r männl iche Facharbei ter 
u n d die k o m p l e m e n t ä r e n Bürotätigkeiten wurden abgebaut . W ä h r e n d eine Minor i t ä t 
hoch qualif izierter Spezialisten sehr gut bezahlte Beschäft igungen in den neuen Bran-
chen fand, e r forder te die Mehrhei t der neu en ts tehenden Jobs n u r eine geringe Qual i f i -
kat ion, war unsicher, of t in Teilzeit u n d regelmäßig so niedr ig ent lohnt , dass es fü r den 
Lebensunterhal t einer Familie nicht ausreichte.769 75 % der in Europa u n d N o r d a m e r i k a 
neu en t s t andenen Jobs der achtziger Jahre waren Teilzeitjobs, drei Viertel w u r d e n mi t 
Frauen besetzt, davon fast zwei Drittel in Teilzeit.770 An der Prosperi tät , d ie einigen zuteil 
wurde , ha t t en große Teile der Bevölkerung keinen Anteil.771 Die Kommiss ion schätzte, 
dass sich die Zahl der A r m e n in der Europäischen U n i o n 1975 gegenüber der Mi t te der 
sechziger Jahre von 38 Mil l ionen auf 50 Mill ionen e rhöh t hatte.772 
Wachs tumsschwäche , hohe strukturel le Arbeitslosigkeit und al ternde Bevölkerung 
weichten die konsensuale Wir tschaf tspol i t ik der Nachkriegsära mit Nachf rages teuerung , 
Stabil is ierungspoli t ik u n d Auswei tung des Wohlfahr tss taates z u n e h m e n d auf.773 Der 
Einsatz keynesianischer In s t rumen te der Geld- und Fiskalpolitik, der in Zei ten h o h e r 
W a c h s t u m s d y n a m i k verhä l tn i smäßig gute Ergebnisse gezeitigt hatte, f ü h r t e in der 
S t rukturkr i se n u r zu e inem Anstieg der Inf lat ionsraten u n d der Außenhande l s - u n d 
Budgetdefizite.7 7 4 Rückzug des Staates, Geldwertstabi l is ierung, Abbau von Budgetdef iz i -
ten und R ü c k f ü h r u n g hohe r Staatsquoten, Privatisierung sowie Abbau wohl fahr t s s taa t -
lichen Engagements bei stärkerer Zentral is ierung der Kontrolle s tanden n u n m e h r im 
Mi t t e lpunk t der Agenda.7 7 5 Die Kosten dieser Politik in der Form hohe r s t rukturel ler 
Massenarbeits losigkeit u n d verr ingerter sozialer Leistungen waren hoch , ebenso die Kos-
ten der Dis inf la t ion in der Form von Verlusten an Wachs tum, E i n k o m m e n u n d Beschäf-
tigung.7 7 6 
Die 1980 von den USA mit negativen Wachs tumsra ten ausgehende Rezession war fü r 
Europa die längste u n d schwerste der letzten fünfzig Jahre u n d wurde d u r c h den p ro -
zyklischen Einsatz monetar i s t i scher Ins t rumente , die Schuldenkrise in der Dr i t t en Welt 
u n d das zur F inanz ie rung des amer ikanischen Budget- u n d Außenhandelsdef iz i t s no t -
wendige h o h e amer ikanische Zinsniveau verschär f t . ' " Die result ierende Fragilität der in-
te rna t iona len Finanzarchi tek tur u n d die restriktive Geldpol i t ik hat ten auße rgewöhn l i ch 
h o h e Realzinsen zur Folge. Investi t ionen dienten vor allem der Rat ional is ierung u n d 
d e m Abbau von Arbeitsplätzen. '7 8 
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In Europa gelang es n u r Deutschland, seine industriel le St ruktur , wenn auch bei nied-
rigeren Ertragsraten, auf rech t zu erhalten.7 7 9 Die regionalen Dispar i tä ten verschärf ten 
sich und lösten eine N o r d - S ü d - M i g r a t i o n aus.780 Ab 1969 w u r d e das Niveau der Sozial-
leistungen, vor allem der Ren tenansprüche , e rhöh t u n d das Bildungssystem ausgebaut , 
bis 1972 das Primat e iner restriktiven Geldpol i t ik ein hohes M a ß an Budgetdisziplin er-
forderte.7 8 1 Obwohl die Zahl der Arbeitslosen in der Rezession 1974/75 erstmalig seit 
zwanzig Jahren die Mil l ionengrenze überschr i t t , war die Stagflation der späten siebziger 
Jahre mit steigenden öffent l ichen Defizi ten u n d Steuerlasten bei h o h e n Außenhande ls -
überschüssen weniger stark zu spüren als in vielen anderen Ländern.7 8 2 Die Wir tschaf ts -
politik ging von einer Auswei tung des Wohlfahr tss taa ts übe r zu einer Austeri tätspoli t ik, 
sodass bis zu Beginn der achtziger Jahre das Niveau der Sozialausgaben absolut u n d re-
lativ z u m BIP zurück ging.783 Über 80 % der Kürzungen der Sozialausgaben seit d e m 
Krieg bis 1982 fielen in die zweite Häl f te der siebziger Jahre.784 
In der Rezession 1982 sank das reale Wachs tum für mehrere Jahre auf Null, die Arbeits-
losenquote erreichte 6,8 %, und die Produkt ivi tä t war un te r das 1974 erreichte Niveau ge-
sunken.785 Ähnlich wie in den USA wurden öffentliche Ausgaben u n d Steuern reduziert, die 
Sozialleistungen zurück gefahren und die Verteidigungsausgaben erhöht.7 8 6 Die Geldpolitik 
stabilisierte den Außenwert der W ä h r u n g gegenüber d e m Dollar, sodass der Realzins so-
wohl im internationalen, als auch im historischen Vergleich auf e inem außergewöhnl ich 
hohen Niveau lag, mit beträchtl ichen Auswirkungen auf Investit ionen im wohnungswir t -
schaftlichen Sektor.787 In d e m ab 1986 einsetzenden Aufschwung zeigten sich die s t ruktu-
relle Natur der persistenten Langzeitarbeitslosigkeit u n d die z u n e h m e n d e n regionalen und 
sektoralen Disparitäten des Wachs tums u n d der E inkommen . Das wirtschaftl iche Gefälle 
zwischen den Industriegebieten des Nordens u n d des Südens verschärfte sich.788 
1950-1983 verzeichnete die Bevölkerung, bedingt durch Arbei tsmigra t ion u n d 
Flüchtlingsströme, die zwei thöchste Wachs tumsra t e in Westeuropa.7 8 9 1945-1990 wuchs 
die Einwohnerzahl u m 40%, 7 9 0 1950-1983 u m 29%, 7 9 1 1970-1990 u m 4 , 3 % jährlich.792 
Die Net toe inwanderungsra te p ro E inwohner war h ö h e r u n d schwankte stärker als in den 
USA.793 Bis Ende der achtziger Jahre k a m e n allein etwa 4,4 Mil l ionen Gastarbei ter ins 
Land.794 Seit 1985, d e m Jahr mi t d e m niedr igsten E inwohner s t and von r u n d 61 Millio-
nen, stieg die Bevölkerung vor allem d u r c h Z u w a n d e r u n g bis auf 63,7 Mil l ionen 1990.795 
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Noch schneller, u m 61 % zwischen 1950 u n d 1981 u n d mit einer Rate von 1,4% jähr-
lich, wuchs die Anzahl der Haushalte.7 9 6 Die durchschni t t l i che Hausha l t sgröße ging von 
3,0 im Jahre 1950 über 2,56 1970 auf 2,24 Personen im Jahre 1989 zurück.7 9 7 Der Anteil 
der E inpersonenhausha l te e rhöh te sich von 1970 bis 1987 u m r u n d 22 % , von 2 6 % 1972 
auf über 31 %,798 von denen 4 0 % Senioren, 3 0 % 25-45- jähr ige und 1 0 % jünger als 25 
waren. Ein Viertel der E inpersonenhausha l t e lebte in Städten mit m e h r als 500.000 Ein-
w o h n e r n , von denen ein Drittel 2 5 - 4 5 Jahre alt war, nahezu die Hälf te der Haushal te in 
diesen Städten bes tand aus Einpersonenhaushal ten . 7 9 9 Eine starke Z u n a h m e war auch 
bei Zweipersonenhausha l ten zu verzeichnen, bei denen beide Par tner e iner gut bezahlten 
Berufstätigkeit in den dynamisch expand ie renden Sektoren nachgingen u n d oft die Fa-
mi l i eng ründung aufschoben oder ganz aufgaben u n d d u r c h die E insparung von Kinder-
pflegekosten zusätzliche Ressourcen f ü r den W o h n k o n s u m au fwenden konn t en . In Städ-
ten mit u n z u r e i c h e n d e m W o h n u n g s a n g e b o t ve rdräng ten sie tendenziel l über den 
Anstieg der Wohnkos ten , U m w a n d l u n g e n u n d Gentr i f ica t ion-Prozesse die weniger gut 
si tuierten Haushal te , während die Nachf rage nach kos tengüns t igem W o h n r a u m durch 
den sich e r h ö h e n d e n Seniorenantei l , die wachsende Zahl a l le inerziehender Mütter , die 
Polarisierung der Arbei t smärkte , die steigende Arbeitslosigkeit und den Zus t rom von 
Einwanderern anstieg.800 
Seit den siebziger Jahren or ient ier te sich die deu t sche Wohnungspo l i t i k stark a m 
marktwir t schaf t l ichen Paradigma u n d war vermut l ich die m a r k t k o n f o r m s t e Europas.801 
Mit d e m Übergang von der Objek t - zur Sub jek t subven t ion ie rung zog sich der Staat suk-
zessive aus der direkten Mark t in te rven t ion zurück.8 0 2 Die Rezession Mi t t e der siebziger 
Jahre und die Austeri tätspoli t ik 1976-1982 beschleunigten die Trans fo rmat ion der Di-
rek t fö rderung von einer breit angelegten Fö rde rung der Wohnungsve r so rgung breiter 
Schichten des Volkes hin zu einer begrenzten , den Mark t e rgänzenden Unters tü tzung 
e inkommensschwache r Bevölkerungsgruppen. 8 0 3 Die S u m m e der Aufwendungen für 
Wohngeld u n d sozialen W o h n u n g s b a u ging real zurück.8 0 4 In den Innens täd ten der grö-
ßeren Industr ies tädte , vielfach mit h o h e n Konzen t ra t ionen ausländischer Arbei tnehmer, 
k a m es infolge der z u n e h m e n d e n Polar is ierung in Wir t schaf t und Gesellschaft zu einer 
gewichtigen ö k o n o m i s c h e n u n d sozialen Depr iva t ion der Bewohner.805 
In den achtziger Jahren be t rugen die Wohnungsbau inves t i t i onen 6 % bis 7 % des 
BIP806 und 2 6 % bis 3 1 % des Invest i t ionsvolumens. 8 0 7 1990 war der Anteil der Woh-
nungsinvest i t ionen an den Anlageinvest i t ionen auf 2 5 % im Vergleich zu 3 8 % 1960 
u n d der Anteil des W o h n u n g s b a u s an der B ru t t ower t s chöp fung auf k n a p p über 5 % 
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gegenüber über 8 % Ende der sechziger/Anfang der siebziger Jahre gesunken.8 0 8 Die Kos-
ten der Wohnungspo l i t i k w u r d e n für 1986 auf 1,1 % des BIP veranschlagt, davon entfie-
len 41 % auf Bundesmittel .8 0 9 Die Subvent ionen für die Wohnungswir t schaf t gliederten 
sich 1983/84 auf in etwa 30,2 % (negative) Einkünf te aus Vermietung u n d Verpachtung, 
3 2 , 6 % steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , 6 , 0 % Bausparförderung, 1 7 , 7 % 1. För-
derweg, 7 , 6 % 2. Förderweg sowie 5 , 9 % sonstige Förderung.8 1 0 Von den zwischen 1950 
u n d 1988 err ichteten 18 Mil l ionen Wohne inhe i t en n a h m e n rund 7,8 Mil l ionen oder 
4 3 % die öffent l iche Di rek t fö rde rung in Anspruch.8 1 1 
O h n e dass die öf fen t l iche H a n d Eigentumsrechte erwarb, überschri t t spätestens ab 
1978 die S u m m e der f ü r die Wohnungswi r t scha f t aufgewendeten steuerl ichen u n d 
nichts teuerl ichen Objek t - u n d Subjektsubvent ionen die Kosten der Fertigstellungen 
von n e u e m Wohnraum. 8 1 2 Es wäre für die Allgemeinheit billiger gewesen, die e inkom-
mensschwachen Hausha l te unmi t t e lba r u m s o n s t mi t W o h n r a u m zu versorgen.8 1 3 
3.7.2 Städtebau- und Raumordnungspol i t ik 
In dem Maße , in d e m sich die W o h n u n g s n o t en tspannte , stieg die Bedeu tung der Städ-
tebau- u n d Raumordnungspol i t ik . 8 1 4 Z u n e h m e n d erwies sich die veraltete Urbane Infra-
s t ruk tur als H e m m n i s f ü r wir tschaft l iches Wachstum. 8 1 5 Die älteren Stadtteile, insbeson-
dere die f rüheren Arbeiterviertel , wiesen beträcht l ichen Sanierungsbedarf auf.816 Bund 
u n d Länder stellten at t rakt ive F ö r d e r p r o g r a m m e u n d Abschreibungsregeln fü r die M o -
dernis ie rung u n d A u f w e r t u n g älterer Innens tad tquar t i e re bereit . Zusätzliche Subvent io-
nen waren bei E n e r g i e s p a r m a ß n a h m e n erhältlich.817 Die Subvent ionsquote be t rug häu-
fig m e h r als 5 0 % , in m a n c h e n Fällen bis zu 80 %.818 Ab 1976 war die U m w a n d l u n g von 
Sozia lwohnungen in W o h n e i g e n t u m zulässig.819 1977 wurde die steuerliche Fö rde rung 
neu err ichte ten, selbst genu tz ten W o h n e i g e n t u m s auf den Erwerb von Bes tandswohnun-
gen ausgedehnt.8 2 0 
Die z u n e h m e n d e Z e r s t ö r u n g der gewachsenen städtischen St rukturen wies deut l ich 
auf die Grenzen des M a r k t m e c h a n i s m u s im Städtebau hin. Man realisierte, dass es nö -
tig war, W o h n u n g s b a u u n d Stadtentwicklung besser zu koordinieren.8 2 1 Das Städte-
bauförderungsgese tz 1971 regelte S tad te rneue rung u n d Stadterwei terung einschließlich 
der Kosten- u n d Ertragsbetei l igung der E igen tümer u n d der Einbeziehung von Public-
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Private-Partnerships.8 2 2 Es kam zu e inem Ausbau der P lanungsbürokra t i e auf lokaler, 
regionaler u n d Länderebene und einer verstärkten hierarchischen Koord ina t ion u n d 
Kontrolle.823 Die Übe r t r agung der Vorberei tungs- , D u r c h f ü h r u n g s - u n d Kontroll tät ig-
keit bei einer S a n i e r u n g s m a ß n a h m e d u r c h die K o m m u n e n an private ode r paraöf fen t -
liche Sanierungst räger wie gemeinnützige Wohnungsgesel lschaf ten war in ihrer Voll-
s tändigkei t eine deu tsche Besonderheit , die sich in anderen wes teuropä ischen Staaten 
n u r in Ansätzen fand . Auch der Ums tand , dass die d u r c h den Sanierungst räger ange-
kauf ten G r u n d s t ü c k e nach erfolgter Sanierung wieder an Private zu ve räuße rn waren, 
un tersch ied die deu t sche Lösung von der anderer westeuropäischer Staaten.8 2 4 
Mit te der achtziger Jahre wurde der Grundsa tz des Vorrangs der Innenen twick lung 
vor der Außenen twick lung Leitlinie im Städtebau u n d in der Stadtentwicklung. 8 2 5 Das 
B o d e n s c h u t z p r o g r a m m 1985 räumte der U m n u t z u n g u n d u m f a s s e n d e n Erneue rung 
ehemaliger s tädt ischer Industriegebiete den Vorrang vor einer I n a n s p r u c h n a h m e zusätz-
licher Grünf lächen ein. 1985 wurden das Bundesbaugesetz u n d das S täd tebauför -
derungsgesetz un te r geringfügiger Modi f ika t ion einiger I n s t r u m e n t e zu e inem neuen 
Baugesetzbuch z u s a m m e n gefasst.826 
Die K o m m u n e n restringierten die Ausweisung neuen Baulands.8 2 7 In den achtziger 
Jahren war die kleinteilige Ans tücklung an v o r h a n d e n e Siedlungsansätze u n d die Ar ron-
d ie rung in der k o m m u n a l e n Praxis der Baule i tp lanung bes t immend. 8 2 8 W ä h r e n d die 
F lächennutzungsp läne Bauerwar tungsland in aus re ichendem M a ß e auswiesen, k a m es 
zu einer wachsenden Knapphei t von Bauland.829 Zahlreiche U m l a n d g e m e i n d e n in wach-
senden Stadt regionen wiesen in e inem langen Prozess des Anstückeins i m m e r wieder 
neue, kleine Baugebiete aus, ohne sich je fü r eine langfristige W a c h s t u m s p l a n u n g zu ent-
schließen. Die Ra t ion ie rung e rhöh te die Preisgebirge in den W a c h s t u m s k o m m u n e n u n d 
verstärkte die Tendenz zu vers t reutem und dami t t eu rem Bauen.830 
Die reale Wachs tumsra te der Bodenpreise lag zwischen 1962 u n d 1991 mit 4 , 4 % u n d 
zwischen 1972 u n d 1991 mit 2 , 8 % weit über d e m realen Nettozins.8 3 1 1986 ereigneten 
sich über 8 5 % der Baulandkäufe in Or t schaf ten mit weniger als 50.000 E inwohnern 
u n d die e rworbenen Parzellengrößen lagen über d e m Durchschn i t t . Besonders viele 
Transakt ionen f anden in Dörfern mi t weniger als 2.000 E inwohnern statt.832 Seit Anfang 
der achtziger Jahre ging die Anzahl der Erwerbsvorgänge von Bauland u n d Rohbau land 
jährlich u m durchschni t t l ich 3,5 % und 11 % zurück , während in z u n e h m e n d e m M a ß e 
Indus t r ie land angekauf t wurde.833 W ä h r e n d 1987 r u n d 8 2 % der Erwerbsfälle mi t 5 9 % 
des Umsatzes von Bauland von Pr ivatpersonen getätigt wurde , w u r d e n 22 % der 
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Erwerbsfäl le mi t 43 % des Umsatzes von baure i fem Land von K o m m u n e n v o r g e n o m -
m e n , wobei der Anteil der Städte an den Boden t ransak t ionen langfristig zurück ging 
u n d die K o m m u n e n mehr Boden verkauf ten als erwarben.8 3 4 Die Baulandpreise wiesen 
fü r kommerzie l le und wohnungswir t schaf t l i che Nu tzungen ein deutl iches N o r d - S ü d -
Gefälle auf.835 Die Konzentra t ion von Immobi l ienbes i tz in H a n d von Pr ivatpersonen 
u n d großen U n t e r n e h m e n verstärkte sich.836 Die Bodenpreise wuchsen i m m e r deut l ich 
schneller als die Lebenshal tungskosten, 1976-1982 e rhöh ten sie sich u m rund 14 ,2%, 
sanken 1985 u m 4 , 8 % u n d stiegen danach wieder an.837 Die g röß ten Preissteigerungen 
ereigneten sich 1980-1987 in den Innens täd ten und vor allem im s u b u r b a n e n Raum der 
Ballungsgebiete mit Preissteigerungen von über 50%. 8 3 8 Im M i e t w o h n u n g s b a u wurden 
N e u b a u t e n n u r zu sehr hohen Anfangsmie ten angeboten.8 3 9 
Ein wesentlicher Teil der Aktivitäten im Rahmen des Städtebauförderungsgesetzes be-
s tand in Flächensanierungen und dami t in der Zers tö rung gewachsener Bau- u n d Sozial-
s t ruk turen du rch Abriss.840 Es kam zu e inem Immobi l ienboom. 8 4 1 Größere gemeinnützige 
Wohnungsgesel lschaften engagierten sich in d e m at traktiven, neuen Geschäftsbereich.8 4 2 
Innerstädt ische Wohngebiete machten ertragreicherer gewerblicher u n d adminis trat iver 
N u t z u n g Platz. Die Innenstädte verloren einen großen Teil ihrer Bewohner, von denen 
die wohlhabenderen in die hoch subvent ionier ten, aber d e n n o c h teuren subu rbanen Ei-
genheimviertel abwanderten.8 4 3 Bis weit in die späten siebziger Jahre h inein domin ie r t en 
großflächiger Abbruch u n d U m w i d m u n g im Zuge der Tertiärisierung der Stadtzentren als 
H a u p t m e c h a n i s m e n der Vernichtung billigen W o h n r a u m s im ohneh in im westeuropäi-
schen Vergleich geringem Altbestand.844 
Ab Mit te der siebziger Jahre w u r d e der großflächige Abbruch z u n e h m e n d durch eine 
von h o h e n Miets te igerungen oder E i g e n t u m s u m w a n d l u n g e n begleitete au fwer t ende Mo-
dern is ie rung u n d die opt ische Wiederhers te l lung der his tor ischen Innens täd te abge-
löst.845 Die subvent ionier te Luxusmodern i s ie rung alter Bausubstanz mi t zusätzlicher 
Werts te igerung du rch U m w a n d l u n g in ldeinteiliges W o h n e i g e n t u m erwies sich in vielen 
Fällen als wei taus prof i tabler als der Neubau.8 4 6 Ein bedeu t ende r Anteil der Modernis ie-
rungssubven t ionen floss in den besseren, f rüher von Mit te lschichten b e w o h n t e n privaten 
Al twohnungsbes tand , beispielsweise in Jugendsti lanwesen, u n d in den älteren Sozialwoh-
nungsbes tand der Gemeinnützigen. 8 4 7 Die Präferenzen kinder loser Ein- u n d Zweiper-
sonenhausha l t e verschoben sich, unters tü tz t du rch das h o h e A u s m a ß an Förderung , 
v o m s u b u r b a n e n W o h n e n hin zu modern is ie r ten inners tädt ischen Al tbauwohnungen . 8 4 8 
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Wie die großflächigen Sanierungen waren auch die au fwer tenden Modern i s ie rungen 
u n d die opt ische Wiederhers te l lung der his tor ischen Innens täd te mit Besitzaufgaben 
u n d einer Ver t re ibung der Bewohner verbunden. 8 4 9 Es erfolgte ein Fil tering-up inner-
städtischer Wohngebie te mi t der Verdrängung gering verdienender Mieter durch besser 
si tuierte Mieter oder Eigentümer.8 5 0 Vielfach k a m es zu Leerständen aus spekulat iven 
Beweggründen.8 5 1 
Zwar ver fügten die K o m m u n e n über ein recht breit gefächertes Gebo t s ins t rumenta r i -
u m , wie Ins tandha l tungsgeboten , U m w i d m u n g s v e r b o t e n u n d der Untersagung aufwer -
tender Modern i s i e rungen , m a c h t e n jedoch n u r selten davon Gebrauch , eine vorbeugen-
de Ins tandhal tungspol i t ik , die den Verfall billiger A l tbauwohnungen o h n e au fwer t ende 
Modernis ie rungsprozesse verh inder te , w u r d e k a u m praktiziert . Z u m einen waren die 
K o m m u n e n p r imär zur Erzielung „e invernehmlicher Lösungen" mit den Hausbesi tzern 
angehal ten u n d die en t sp rechenden Gesetze u n d Verordnungen zumeist mit sehr auf-
wendigen u n d langwierigen Verfahren v e r b u n d e n , z u m anderen war ihre offensive An-
w e n d u n g sehr personal- u n d kostenintensiv. Im Hinbl ick auf spätere großzügig geför-
der te Sanierungs- u n d M o d e r n i s i e r u n g s m a ß n a h m e n beschleunigte sich so der Verfall 
der Bausubstanz durch unter lassene Ins tandha l tungsaufwendungen . 8 5 2 
Die Gentr i f ica t ion-Prozesse setzten sich bis in die achtziger Jahre fort.853 Jährlich w u r -
den etwa 50.000 M i e t w o h n u n g e n in E i g e n t u m s w o h n u n g e n umgewandel t , deren Preise 
etwa 25 % un te r denen neu err ichteter E igen tumswohnungen lagen.854 In Köln w u r d e n 
im Ze i t r aum von 5 Jahren mindes tens 10 % der A l tbauwohnungen im Innens tadtbere ich 
umgewandel t . 8 5 5 Bei den 1971-1978 v o r g e n o m m e n e n Sanierungen w u r d e in 4 7 % der 
Fälle eine S tä rkung der W o h n f u n k t i o n fü r mit t lere u n d obere E inkommenssch ich ten an-
gestrebt.856 
Bis in die siebziger Jahre h inein w o h n t e der größte Teil der ä rmeren Haushal te u n d 
der Gastarbei ter famil ien nicht in den neu err ichte ten Sozia lwohnungen, sondern im Alt-
baubes t and der Innenstädte.8 5 7 D u r c h großflächige Sanierungen u n d Gent r i f ica t ion-Pro-
zesse, bei denen sich die Mieten of t schlagartig verdoppel ten oder verdreifachten, wur-
den sie ihrer Wohnvier te l beraubt .8 5 8 In den verbliebenen Altbaugebieten verschärf te sich 
die Segregation, weil die immob i l en und die ä rmsten Haushal te zurück blieben.859 Ver-
s lumungs tendenzen setzten ein.860 Aus den expliziten Zielvorgaben der Gebie tssanierun-
gen g e m ä ß d e m Städtebauförderungsgese tz , der Adressierung der Modern is ie rungsför -
de rung an Eigentümer , de r Ausgestal tung der mietrecht l ichen R a h m e n b e d i n g u n g e n in 
der Fo rm brei ten Mie t e rhöhungssp i e l r aums u n d der Möglichkeit einer Modern is ie -
r u n g s k ü n d i g u n g sowie aus der großzügigen steuerl ichen Förde rung der U m w a n d l u n g 
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von A l t b a u m i e t w o h n u n g e n in Eigentum ließ sich ableiten, dass dieser Verdrängungs-
prozess bewusst angestrebtes Ziel einer an einer Begünst igung der e inkommenss t ä rke ren 
Hausha l t e or ient ie r ten W o h n u n g s - und Förderpol i t ik war, denen eine Abkehr von der 
die Steuerkraf t der K o m m u n e n untergrabenden Abwanderung ins U m l a n d at t rakt iv ge-
m a c h t werden sollte.861 Bei den 1971-1978 v o r g e n o m m e n e n Sanierungen handel te es 
sich zu 67 % u m Unterschichtwohnquart iere . 8 6 2 Nach der Novel l ierung des S tädtebau-
förderungsgesetzes 1976 w u r d e n insgesamt 560 inners tädt ische Projekte mi t umfangre i -
chen Modern i s i e rungen gefördert.8 6 3 In vielen Städten kam es zu massiven Bürgerpro-
testen gegen Abriss u n d Gentrification.8 6 4 Die Stadtverwal tungen reagierten mi t 
E i n f ü h r u n g einer For tdauer des Mietverhältnisses für meist 3 - 5 Jahre nach U m w a n d -
lung.865 
In der Anfangsphase waren mit der S tad te rneuerung umfangre iche Bauvorhaben im 
sozialen W o h n b a u im s tad tnahen Umland verbunden, 8 6 6 denn bei der fö rml ichen Sanie-
r u n g nach d e m Städtebauförderungsgesetz war fü r die verdrängten Hausha l t e ein Sozial-
plan über die Bereitstellung von Ersa tzwohnungen aufzustellen.867 W ä h r e n d die mit Hil-
fe staatl icher W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g ins U m l a n d abgewander ten woh lhabende ren 
Hausha l t e den höheren Aufwand an Zeit u n d Geld für berufl ich bedingtes Pendeln auf -
br ingen k o n n t e n u n d wollten, stellte es für die e inkommensschwachen Hausha l te eine 
erhebl iche Belastung dar. Typischerweise muss ten Frauen mit kleineren Kindern mi t ei-
ner H o c h h a u s w o h n u n g in einer Trabantenstadt mi t vernachlässigter In f ras t ruk tur , u n -
zure ichender A n b i n d u n g an den öffentl ichen Verkehr u n d o h n e Auto vorl ieb nehmen. 8 6 8 
Insgesamt reichten jedoch der neu errichtete Sozia lwohnungsbes tand u n d der pr ivate 
M i e t w o h n u n g s b a u bei wei tem nicht aus, u m die verdrängten Hausha l t e mi t W o h n r a u m 
zu versorgen.8 6 9 Die realen Wohnkos ten der un te ren sozialen Schichten explodierten.8 7 0 
In Berlin w u r d e n jährl ich 150.000 W o h n u n g e n abgerissen u n d nicht d u r c h fü r e i n k o m -
mensschwache Hausha l t e erschwingliche Sozia lwohnungen ersetzt. Allein im Stadt-
bezirk W e d d i n g ging zwischen 1961 und 1979 durch Sanierungen W o h n r a u m fü r 21.000 
von 38.000 E inwohne rn verloren.871 Erst ab Mi t te der achtziger Jahre k a m es zu einer 
Pol i t ikkorrektur u n d die Subvent ionen fü r Sanierungs- u n d Mode rn i s i s i e rungsma ßna h -
m e n w u r d e n zu rück gefahren.8 7 2 
Insgesamt ging d u r c h Sanierung u n d Gentr i f icat ion m e h r an his tor ischer Bausub-
stanz u n d gewachsener Siedlungssstruktur verloren als du rch die Ze r s tö rungen des 
Zweiten Weltkriegs.873 Ein historisch gewachsenes System der W o h n u n g s a n g e b o t e für 
un te re E inkommenssch ich ten verlor an Leistungsfähigkeit , verstärkt d u r c h den Aufbau 
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eines Fördersystems fü r die S tad te rneuerung u n d die Aufwer tung von W o h n u n g s b e s t ä n -
den.874 
3.7.3 Die neue Rolle des Sozialen Wohnungsbaus 
N a c h d e m in Europa die W o h n u n g s n o t der Nachkriegsära übe rwunden war u n d steigen-
de Rea le inkommen vielen Bürgern den Erwerb von Wohne igen tum ermögl ich ten , geriet 
die europäische Wohnungspo l i t i k durch die Polaris ierung des Arbei tsmarktes , den An-
stieg der Zahl der Prob lemhausha l te , den demograph ischen Wandel , die Budge tkü rzun-
gen u n d die h o h e n Fremdkapi ta lkos ten unter Druck. Zwar wurden w ä h r e n d der Phase 
der endgül t igen Margina l i s ie rung der öffent l ichen Wohnungsversorgung in den USA im 
sozialen W o h n u n g s b a u Europas Aussta t tungsqual i tä t und Wohnf lächengröße verbessert . 
Da jedoch zeitgleich die Phase des Übergangs zur mode rnen Urbanen Industriegesell-
schaft zu Ende ging, u n d es zu einer z u n e h m e n d e n Polarisierung der E i n k o m m e n s -
u n d Berufschancen k a m , w u r d e n die Sozia lwohnungen bei steigenden Ges tehungskos ten 
in weit ger ingerem M a ß e als vorgesehen von den Mittelschichten b e w o h n t , u n d H a u s -
halte mit n iedr igem E i n k o m m e n zogen vermehr t ein. W ä h r e n d die Kosten der Bereit-
stellung neuer Soz ia lwohnungen sich e rhöh ten , sank die Zahlungsfähigkei t der Bewoh-
ner, sodass sich die E i n f ü h r u n g von Subjektsubvent ionen zur Deckung ihrer höhe ren 
Wohnkos t en als er forder l ich erwies. Der Subvent ionsaufwand wuchs.875 Der inzwischen 
erreichte U m f a n g der akkumul i e r t en Bestände u n d die damit ve rbundene Ins t i tu t iona-
lisierung der In teressensver t re tung verh inder ten jedoch einen e infachen u n d schnellen 
Rückzug des Staates.876 So k a m es in den meisten Ländern Europas ab Mi t te der siebziger 
Jahre zu einer Verschiebung des Förderschwerpunkts in Richtung Wohne igen tum 8 7 7 u n d 
in vielen m e h r oder weniger zu e inem Verschwinden privatwirtschaft l icher Mie twoh-
nungensinvest i t ionen. 8 7 8 Vor allem in Deutsch land und in Großbr i t ann ien w u r d e n Sozi-
a lwohnungen in g r o ß e m A u s m a ß privatisiert.879 
Eine der im europä i schen Vergleich dramat i schs ten Entwicklungen in der Res t ruktu-
r ierung des sozialen W o h n e n s in eine marginale Form der Wohnungsve r so rgung ereig-
nete sich in Deutschland, 8 8 0 w o die Här t en eines Wohnungsmark t e s mit h o h e n Bau- u n d 
Bodenkosten seit Jahrzehnten du rch eine großzügige Förderung des sozialen Mie twoh-
nungsbaus erträglich gemach t oder abgebaut worden waren und es bisher, anders als in 
vielen wes teuropä ischen Ländern , a u f g r u n d der überwiegenden Belegung mit Hausha l -
ten mi t t leren E i n k o m m e n s wenig soziale Brennpunk te gab und die Qual i tä t svorgaben 
der a l lgemeinen Entwick lung folgten.881 
W ä h r e n d in fast allen Ländern die Privat is ierung von wohnungswi r t schaf t l i chem So-
zialkapital s trengen Restr ikt ionen unterlag, sodass es dem privaten Sektor k a u m mögl ich 
war, Soz ia lwohnungen zu e rwerben , war es in der Bundesrepublik i m m e r mögl ich u n d 
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üblich gewesen, pr ivatwirtschaft l iches Immobi l i enve rmögen mit Hilfe öffentl icher För-
dermit te l aufzubauen , w e n n der Investor bereit war, fü r einen begrenzten Zei t raum Ein-
schränkungen in der N u t z u n g zu akzeptieren.8 8 2 So widersprach auch der kont inuier l ich 
steigende Anteil pr ivatwir tschaft l icher U n t e r n e h m e n an der Neubaule i s tung im sozialen 
Mie twohnungsbau d e m westeuropäischen Muster . Obwohl die Bundesrepubl ik 
1950-1983 insgesamt eine in Relation zur Zahl der Hausha l te beträcht l iche Bauleistung 
im sozialen M i e t w o h n u n g s b a u aufwies, blieb der Anteil der sozialen Mie twohnungen 
a m Gesamtbes tand der W o h n u n g e n relativ gering.883 
Ab Mit te der siebziger Jahre gewann der Privat is ierungsprozess erheblich an Dyna-
mik.884 Ab 1976 war die U m w a n d l u n g von Sozia lwohnungen in W o h n e i g e n t u m zulässig, 
ab 1977 wurden dabei die Erwerber massiv steuerl ich gefördert.8 8 5 Das 5. W o h n u n g s b a u -
änderungsgesetz 1980 f ü h r t e die Möglichkeit einer vorzeitigen Rückzahlung öffent l icher 
Darlehen bei einer Nachwirkungsf r i s t der Sozia lb indung von 8 Jahren ein, was die 
durchschni t t l iche Ti lgungsphase auf 15 Jahre reduzierte.8 8 6 Das W o h n u n g s b a u ä n d e r u n -
gesetz 1985 erleichterte diese noch weitergehend.8 8 7 Auch das Haushal tss t rukturgesetz 
1987 verbesserte erheblich die Kondi t ionen einer vorzeitigen Tilgung.888 Einige Bundes-
länder förder ten zusätzlich den Erwerb von Sozialwohnungen. 8 8 9 Privatisiert wurden in 
der Regel die attraktivsten Bestände, sodass die Wohnanlagen , die fü r die A u f n a h m e der 
bedürf t igs ten Mieter bereit gestellt wurden , quant i ta t iv verr ingert u n d räumlich konzen-
triert w u r d e n u n d dami t s t igmatis ierend wirkten.8 9 0 
Die jährl ichen Bindungsver lus te überst iegen das N e u b a u v o l u m e n , u n d die Zahl der 
du rch U m w a n d l u n g ver loren gehenden Sozia lwohnungen e rhöh te sich stark, allein die 
„Neue H e i m a t " verkauf te 1982-1985 55.000 W o h n u n g e n , m e h r als das Doppel te der 
U m w a n d l u n g e n von Soz ia lwohnungen im Ze i t r aum 1977-1981.8 9 1 Insgesamt w u r d e n 
zwischen 1981 und 1986 r u n d 760.000 Sozia lwohnungen privatisiert.892 Als ab Mit te 
der achtziger Jahre der Soz ia lwohnungsbes tand zurück ging, waren r u n d 20 % des Sozi-
a lwohnungsbes tands in de r H a n d von mehrhei t l ich im k o m m u n a l e n Eigentum s tehen-
den Wohnungsun te rnehmen . 8 9 3 1987 be t rug der Anteil der Sozia lwohnungen 15 ,5% im 
Landesdurchschni t t u n d 30 % in den Ballungsgebieten.8 9 4 
Im Kontext der S t a d t e r n e u e r u n g s p r o g r a m m e der siebziger Jahre diente der soziale 
W o h n u n g s b a u zu e inem g roßen Teil der Subst i tu t ion der durch Abriss u n d Gentr i f ica-
t ion verloren gegangenen e infachen Al tbauwohnungen . 8 9 5 Die vertr iebenen Hausha l te 
wurden zusammen mit den Wohnungsno t f ä l l en u n d den Problemhausha l ten der Kom-
m u n e n in den da fü r mi t ger ingem Ressourceneinsatz u n d wenig planerischer Sorgfalt 
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err ichteten Hochhauss ied lungen der Trabantens täd te un te rgebracht , w o die Bauflächen 
billig u n d die Arbeitsplätze u n d städt ischen Versorgungse inr ich tungen schwer erreichbar 
waren u n d der Anteil der volls tändig oder teilweise von T rans f e r e inkommen abhängigen 
Mieter kont inuier l ich anstieg.896 Die sozialen u n d physischen P rob leme dieses residuali-
sierten Segments des Sozia lwohnungsbes tands glichen denen des öffent l ichen Woh-
nungsbaus in den großen Städten der USA.897 Die Häl f te der zwischen 1965 u n d 1975 
err ichteten Wohneinhe i ten u n d jede zehnte Soz ia lwohnung lag 1985 in diesen schwer 
vermietbaren Wohnanlagen , wo den K o m m u n e n fü r 60 % des Bestands Nomin ie rungs -
rechte besaßen.8 9 8 Obwohl die Vertreter der g roßen Städte bereits f rühzei t ig auf die sich 
verschärfenden Probleme der Trabantens täd te h inwiesen, k a m es n u r vereinzelt zu loka-
len Initiativen einer Wohnumfeldverbesserung. 8 9 9 In Zeiten sich e n t s p a n n e n d e r Woh-
nungsmärk t e wiesen diese Wohnan lagen oft Besorgnis er regende Leers tände auf, sodass 
Länder u n d K o m m u n e n versuchten, d u r c h zusätzliche Wohngeld le is tungen Mieter zu 
attrahieren.9 0 0 
3.7.4 Die A u f h e b u n g der W o h n u n g s g e m e i n n ü t z i g k e i t 
Der größte Teil des 1984 r u n d 4 Mil l ionen Wohne inhe i t en u m f a s s e n d e n Sozialwoh-
nungsbes tands , 2,5 Mill ionen oder k n a p p zwei Drit tel , be fanden sich in der H a n d der 
gemeinnütz igen Wohnungsgesel lschaf ten. Sie besaßen Mit te der achtziger Jahre 1 3 % 
des Wohnungsbes tandes , aufgeteilt in 9 % Sozial- u n d 4 % sonstige Mie twohnungen 
u n d verwalteten zusätzlich r u n d 425.000 M i e t w o h n u n g e n im Auf t rag Dritter.901 Die ge-
förder ten Bestände der unabhängigen gemeinnütz igen u n d privaten U n t e r n e h m e n ent-
wickelten sich i m m e r mehr zu Mit te l schichtquar t ie ren , während die den K o m m u n e n 
nahes tehenden W o h n u n g s u n t e r n e h m e n zu Auffangbecken für sozial schwache Mieter 
wurden.9 0 2 
Die Regeln zur Ermi t t lung der Kostenmiete e rmögl ich ten gemeinnütz igen Woh-
nungsgesellschaften die Akkumula t i on beträcht l icher Überschüsse, die jenseits der zu-
lässigen Eigenkapitalverzinsung von im Regelfall 4 % nicht ausschü t tba r waren.905 Als 
im Zeitablauf die Gewinnverwendungsvorschr i f t en u n d die Qual i tä ts res t r ik t ionen für 
Sozia lwohnungen erodier ten, floss ein großer Teil der Gewinne in die Err ichtung von 
E igen tümerwohne inhe i t en u n d in den Gewerbebau . Die von ihnen neu err ichteten So-
z ia lwohnungen waren meist bei wei tem zu teuer f ü r die d r ingend W o h n r a u m suchenden 
e inkommensschwächeren Haushal te u n d konkur r i e r t en statt dessen mit dem privaten 
Mie twohnungsangebo t für Hausha l te mit t leren Einkommens. 9 0 4 
896 Vgl. Harloe (1988), S. 60; Emms (1990), S. 153-183; Harloe (1995), S. 351, 361, 367, 468 f. 
897 Vgl. Harloe (1995), S. 361. 
898 Vgl. Emms (1990), S. 153-184. 
899 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991); Harloe (1995), S. 469. 
900 Vgl. Harloe (1995), S. 348, 351, 367. 
901 Vgl. Emms (1990), S. 20, 128; Häußermann (1991), S. 12; Pfeiffer (1993a), S. 309; Harloe (1995), 
S. 459; Tomann (1996), S. 54. 
902 Vgl. Czasny (1988), S. 9. 
903 Vgl. Harloe (1995), S. 463. 
904 Vgl. Emms (1990), S. 128. 
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Die an maximale r Sicherheit der Mie t e innahmen und mi t te l s tändischem Mietermix 
or ient ier te Belegungspolit ik der nicht in k o m m u n a l e m Besitz s tehenden gemeinnütz igen 
W o h n u n g s u n t e r n e h m e n bewirkte, dass n u r solche Hausha l te eine Soz ia lwohnung erhiel-
ten, deren E i n k o m m e n bei Einzug am oberen Rand des geförder ten Bereichs lag und des-
sen Grenzen schon bald überschri t t . O b w o h l die K o m m u n e n bei einigen von ihnen No-
min ie rungsrech te besaßen , waren sie k a u m in der Lage, auf die Belegungspolit ik Einfluss 
zu n e h m e n und muss ten den größten Teil der Wohnungsno t fä l l e in ihren eigenen Bestän-
den unterbr ingen. 9 0 5 Auch wurden Hausha l te durch den Wegzug der he ranwachsenden 
Genera t ion kleiner u n d belegten d a n n unverhä l tn ismäßig große Wohnf lächen , bezogen 
aber, weil für Wohne inhe i t en f rüherer Förder jahrgänge wegen niedrigerer Baukosten 
u n d großzügigerer Förde rungen die Miete niedriger war als für N e u b a u w o h n u n g e n , kei-
ne kleinere Wohnung. 9 0 6 Das 2. Haushal ts t rukturgesetz 1981 f ü h r t e Ausgleichszahlungen 
f ü r die Mieter, die Fehlbelegungsabgabe, ein, deren Ertrag fü r den N e u b a u von Sozial-
w o h n u n g e n einzusetzen war, Konkret is ierung und Adminis t ra t ion oblag den Ländern,9 0 7 
gegen die sich, aus Furcht , ihre mit te ls tändischen Mieter zu verlieren, die nicht den Kom-
m u n e n nahe s tehenden Gemeinnütz igen massiv wehrten.9 0 8 Die ex post preisdifferenzie-
rende Mie tb i ldung konzent r ie r te das Risiko von W e r t m i n d e r u n g e n der Anlage du rch 
schwindende Reputa t ion in der H a n d des Angebots , die es, u m die Substanz zu gewähr-
leisten, auf die öffent l iche H a n d weiter wälzte.909 Die Fehlbelegungsquote fü r Bremen be-
t rug nach Angaben der Bundesregierung 1976 1 0 % - 2 0 % . 9 1 0 Gegen Ende der achtziger 
Jahre w u r d e sie auf r u n d ein Drittel geschätzt.911 
Mehre re der nicht in k o m m u n a l e m Besitz s tehenden gemeinnütz igen W o h n u n g s -
u n t e r n e h m e n , vor allem die gewerkschaftseigene „Neue He ima t " , mi t m e h r als 300.000 
eigenen Sozia lwohnungen u n d weiteren r u n d 100.000 M i e t w o h n u n g e n in Auftragsver-
wa l tung der größte Vermieter in Westeuropa, diversifierten ihren Geschäftsbereich in 
ein breites Spek t rum von Bau-, Planungs- u n d Stadtentwicklungsakt iviäten in Deutsch-
land u n d anderswo, die in ke inem Z u s a m m e n h a n g zur Gemeinnütz igke i t s t anden , aber 
fü r die Manage r h o h e Gehäl ter u n d sonstige Vergünst igungen abwarfen.9 1 2 Die „Neue 
H e i m a t " bewir tschaf te te 1984, ein Jahr bevor sie wegen Spekulat ion, Kor rup t ion u n d 
M i s m a n a g e m e n t mit e inem Schuldenstand von 17 Milliarden D M in Konkurs geriet 
u n d ihre Bestände innerha lb des gemeinnütz igen Sektors aufgeteilt w u r d e n , r u n d 
400.000 M i e t w o h n u n g e n , war an der Err ichtung zahlreicher Großs ied lungen der siebzi-
ger Jahre maßgebl ich beteiligt u n d erreichte an der Erstellung von Wohne igen tumsan l a -
gen e inen Marktante i l von 50 %.913 
In der wachsenden Erkenntnis , dass die gemeinnütz igen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n ein 
gewaltiges Mach t - u n d Mark tpo ten t ia l darstell ten, keinen sozialpoli t ischen Auf t rag 
m e h r er fül l ten u n d sich d e m privatwir tschaft l ichen Sektor angeglichen ha t ten , w u r d e n 
905 Vgl. Häußermann (1991), S. 8. 
906 Vgl. Becker (1988), S. 106; Czasny (1988), S. 11; Harloe (1995), S. 460 f. 
907 Vgl. Papa (1992), S. 56 f.; Harloe (1995), S. 460 f.; Schulz (2000b), S. 14. 
908 Vgl. Tomann (1990), S. 67. 
909 Vgl. Deutsch (1999), S. 313. 
910 Vgl. BMRBS (1979b), S. 113. 
911 Vgl. Tomann (1990), S. 66. 
912 Vgl. Emms (1990), S. 128; Power (1993), S. 143 f.; Harloe (1995), S. 463; Oxley/Smith (1996), S. 95. 
913 Vgl. Kennedy (1984), S. 69; Power (1993), S. 132 ff.; Pfeiffer (1993a). S. 310; Harloe (1995), S. 404, 
464 f. 
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sie diesem, mit A u s n a h m e der 30 % hoch selektiven, keinerlei sozialpolit ischen Auftrag 
er fü l lenden Genossenschaf ten u n d der k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten, mit dem 
Steuerreformgesetz 1990 auch rechtlich und steuerlich gleich gestellt.914 Ihr Bestand wur-
de von seiner daue rha f t en Sozia lb indung befreit u n d k o n n t e n u n m e h r nach Auslaufen 
der Förde rung u n d der Nachwirkungsfr i s t marktgerecht bewirtschaftet werden.9 1 5 Es 
w u r d e ihnen gestattet , in den Eröffnungsbi lanzen so h o h e aktualisierte Teilwerte für 
ihre Altbestände zu unterstel len, dass auf Jahrzehnte h inaus durch Abschre ibungen Bi-
lanzverluste u n d dami t Steuerausfälle ents tehen u n d deshalb k a u m ein Anreiz zu größe-
ren Invest i t ionen im frei f inanzier ten Neubau vo rhanden ist.916 
G r o ß e Bestände mit Hilfe öffent l icher Mittel err ichteter gebundener Wohnan lagen 
gingen in den pr ivaten Sektor über. Anteilseigner, die k a u m zum Aufbau des Sozialkapi-
tals beigetragen ha t ten , erzielten beträcht l iche Markt lagengewinne. 9 1 ' Viele Sozialwoh-
nungen w u r d e n an Investoren verkauf t , die die Förderdar lehen zurück zahlten u n d 
d a n n die W o h n u n g e n einzeln veräußer ten , wobei die Mieter entweder die W o h n u n g er-
werben oder nach drei Jahren ausziehen mussten.9 1 8 Den K o m m u n e n verblieben r u n d 
700.000 eigene W o h n u n g e n sowie Belegungsrechte fü r insgesamt 1,6 Mil l ionen W o h n -
einheiten.9 1 9 
3.7.5 Die Rückführung der Objektförderung 
1970 w u r d e die O b j e k t f ö r d e r u n g auf eine Mischf inanzierung aus Kapi ta lmark tdar lehen 
und auf 15 Jahre begrenzte Förderzuschüsse, degressive verlorene Zinsen- oder Annu i t ä -
tenzuschüsse, oder Aufwendungsda r l ehen , degressive laufende Zuschüsse rückzahlbar 
nach 16 Jahren zu 6 % , umgestellt,920 die Subvent ionsquoten lagen im 1. Förderweg bei 
etwa e inem Drit tel u n d im 2. bei etwa 1 0 % bis 1 5 % der Gesamtkosten.9 2 1 1974/75 be-
s tand die F inanz ie rung bei e inem Marktantei l der öffentl ichen Mittel von 7,5 % zu zwei 
Dri t teln aus Kapi ta lmarktdar lehen. 9 2 2 Seit 1975 w u r d e n vom Bund Annui tä tenzuschüsse 
für In s t andha l tung u n d Modern i s i e rung bewilligt.923 
Die aus der F inanz ie rung d u r c h den Kapi talmarkt result ierende Ver teuerung der So-
z ia lwohnungen w u r d e z u m Teil an die Mieter weiter gegeben und z u m Teil über die f lan-
kierende E i n f ü h r u n g einer Sub jek t fö rderung aufgefangen, was dazu führ te , dass sich die 
Subven t ionsquo ten bis in die siebziger und achtziger Jahren hinein s tändig e rhöh ten . 
Das rapide Anwachsen der d a f ü r zur Verfügung gestellten öffent l ichen Mittel reduzier te 
das fü r N e u b a u m a ß n a h m e n verfügbare Fördervo lumen. Die N e u b a u f ö r d e r u n g u n d der 
914 Vgl. Tomann (1990), S. 57, 60, 69, 71; Häußermann (1991), S. 12: Power (1993), S. 143 f.; Harloe 
(1995), S. 465, 503; McCrone/Stephens (1995), S. 73; Tomann (1996), S. 54; Balchin (1996b), S. 27; 
Schulz (2000a), S. 75. 
915 Vgl. Tomann (1996), S. 63. 
916 Vgl. Tomann (1990), S. 60; Pfeiffer (1993b), S. 28; Harloe (1995), S. 466; Tomann (1996), S. 54. 
917 Vgl. Harloe (1995), S. 466. 
918 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 137. 
919 Vgl. Häußermann (1991), S. 8, 12. 
920 Vgl. Kennedy (1984), S. 58; Tomann (1990), S. 56 f.; Papa (1992), S. 58; Harloe (1995), S. 350. 
921 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 22. 
922 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 52; Harloe (1995), S. 338. 
923 Vgl. Münch (1967), S. 78. 
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Anteil der nach d e m großzügigeren 1. Förderweg geförder ten Wohne inhe i ten gingen 
kontinuierl ich zurück , sodass bis Mi t t e der siebziger Jahre die Hälf te der n u n m e h r weit-
aus weniger Fertigstellungen nach d e m 2. Förderweg geförder t wurde.9 2 4 Die teuren Bau-
sünden der sechziger u n d f rühen siebziger Jahre u n d die A b n u t z u n g des älteren Bestands 
e rhöhten die finanziellen Probleme.9 2 5 
Ab 1982 sanken die realen Ausgaben fü r Neubau u n d Erhalt der Sozia lwohnungen, 
dem Problem z u n e h m e n d e r Mi t t e lb indung w u r d e d u r c h eine A n h e b u n g der Zinsen für 
neue Förderdarlehen begegnet.926 Da sowohl die Z inssubven t ionen von Kapi ta lmarkt-
darlehen als auch die Aufwendungszuschüsse Mit te der achtziger Jahre im Rhy thmus 
von ein bis fünf Jahren abgebaut w u r d e n , en ts tand eine starke Förderdegression.9 2 7 Zwi-
schen 1982 und 1988 fiel die N e u b a u f ö r d e r u n g von Bund u n d Ländern u m 6 0 % , wäh-
rend der Anteil der Beihilfen für l au fende A u f w e n d u n g e n , Ins tandha l tungen u n d Mo-
dernis ierungen sich von k n a p p 25 % auf r u n d 50 % des Fö rde rvo lumens erhöhte.9 2 8 
Durch den Übergang zur degressiven Fö rde rung stiegen die Sozialmieten im neueren 
Bestand schneller als die Mark tmie ten mi t der Folge, dass in den siebziger Jahren oft die 
Sozialmieten über den Mark tmie ten lagen.929 Die fehlende H a r m o n i s i e r u n g der Mieten 
bei strikter Beachtung des Kos tenmie tenpr inz ips bewirkte , dass die wohlhabenderen 
Mieter der älteren Bestände nicht auszogen, w ä h r e n d die Wohnungssuchenden , e inkom-
mensschwachen Haushal te die hohen Mie ten der N e u b a u w o h n u n g e n nicht aufbr ingen 
konn ten , sofern sie nicht Sozialhi l feempfänger waren.9 3 0 Es kam bei steigender Woh-
nungsno t u n d länger w e r d e n d e n Wartel is ten zu z u n e h m e n d e n Leers tänden in den neue-
ren Beständen wegen zu hoher , fü r un te re E inkommenssch ich ten zum Teil unerschwing-
licher Mieten.931 
Die wachsenden Leerstände bei stark gestiegenen Boden- , Bau- u n d Zinskosten ver-
anlassten das W o h n u n g s b a u m i n i s t e r i u m , die W o h n u n g s u n t e r v e r s o r g u n g fü r ü b e r w u n -
den zu erklären.932 Die Fertigstellungen fielen von r u n d 170.000 1973 über den im west-
europäischen Vergleich niedrigen Wert von un t e r 100.000 1975-1982 bis auf 14.000 
1988.9" Der Anteil des direkt geförder ten W o h n u n g s b a u s an der Neubau le i s tung ging 
bei wachsendem Eigentümerantei l von durchschni t t l i ch 4 7 % 1949-1970 auf 2 9 % im 
Ze i t raum 1971-1980 zurück.9 3 4 Z u n e h m e n d verlagerte sich die Förde rung bei s inkenden 
Fertigstellungen von der M i e t w o h n u n g z u m Wohne igen tum. 9 3 5 Waren in den sechziger 
u n d f rühen siebziger Jahren sieben von zehn neu err ichteten Wohne inhe i t en Mie twoh-
nungen und drei selbst genutztes W o h n e i g e n t u m , so ha t te sich das Verhältnis in den 
924 Vgl. Marcuse (1982), S. 93; Kennedy (1984), S. 71 f.; Harloe (1988), S. 68; Czasny (1988), S. 22; BMRBS 
(1994b), S. 25. 
925 Vgl. Harloe (1995), S. 368. 
926 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 61, 69. 
927 Vgl. Czasny (1988), S. 7. 
928 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 44; Harloe (1995), S. 422; Oxley/Smith (1996), S. 141. 
929 Vgl. Power (1993), S. 115; Harloe (1995), S. 348. 
930 Vgl. Harloe (1988), S. 79; Harloe (1995), S. 461. 
931 Vgl. Harloe (1988), S. 79; Czasny (1988), S. 22. 
932 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 53; Papa (1992), S. 60. 
933 Vgl. Einem (1981), S. 10; Czasny (1988), S. 22; Papa (1992), S. 60; Marcuse (1982), S. 93; Jaedicke/ 
Wollmann (1990), S. 134; Oxley/Smith (1996), S. 98. 
934 Vgl. Czasny (1988), S. 225. 
935 Vgl. Harloe (1988), S. 67; Jaedicke/Wollmann (1990), S. 134; Tomann (1996), S. 60. 
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späten achtziger Jahren umgekehr t u n d die Fertigstellungen waren u m 75 % gesunken.936 
Bereits 1975 waren 4 3 % der Fertigstellungen Eigentümerwohneinhe i ten . 9 3 7 
Es kam zu einer Unte rversorgung mit M i e t w o h n u n g e n fü r Haushal te geringen Ein-
kommens. 9 3 8 In Köln s tanden 1979 17.000 Wohnungssuchenden, anspruchsberecht ig ten 
Haushal ten 99 Fertigstellungen gegenüber.9 3 9 Das s teigende Gewicht der Eigenheimför-
de rung des bei höheren E inkommenssch ich ten anse tzenden 2. Förderwegs wirkte den 
Zielsetzungen der S tad terneuerungspol i t ik entgegen.9 4 0 Ein nicht geringer Teil der För-
dermit te l im sozialen W o h n u n g s b a u fiel G r u p p e n zu, die en tweder nicht begünst igt wer-
den sollten oder fü r die eine O b j e k t f ö r d e r u n g nicht oder n icht m e h r gerechtfert igt wer-
den konnte , sodass die Möglichkei t eines sozial gerechteren u n d effizienteren 
Mitteleinsatzes bestand.9 4 1 Potentiell f ü r den sozialen W o h n u n g s b a u einsetzbare Förder-
mittel wurden in g r o ß e m A u s m a ß umgelei tet in die direkte u n d indirekte Eigentumsför-
derung , was g le ichbedeutend war mi t einer massiven Umver te i lung von Subventions-
mit te ln von den sozial schwachen zu e inkommenss t ä rke ren Bevölkerungsschichten.9 4 2 
1987 wurde die Bundes fö rde rung des sozialen M i e t w o h n u n g s b a u s eingestellt, sodass 
die Ob jek t fö rde rung d u r c h öffent l iche Dar lehen oder l aufende Zuschüsse nur noch 
über Länder- u n d K o m m u n a l m i t t e l erfolgte.943 
3.7.6 Die s t eue r l i chen S u b v e n t i o n e n u n d ih re Folgen 
Mit e inem im europäischen Vergleich außerorden t l i ch h o h e m Anteil an privaten Miet-
w o h n u n g e n waren die in Deu tsch land ext rem großzügigen, regressiven steuerlichen 
Subvent ionen für die W o h n u n g s v e r m i e t u n g von besondere r Bedeutung.9 4 4 Sie bestanden 
p r imär aus in der O E C D unübl ichen , stark beschleunig ten Abschre ibungen für Neubau-
ten945 sowie der ebenfalls in der O E C D unüb l i chen , n u r du rch wenige, leicht zu umge-
hende Ausnahmeta tbes tände 9 4 6 begrenzten Steuerfreihei t der Werts te igerung von Wohn-
immobi l ien bei Veräußerung.9 4 7 Ext rem niedrige Bemessungsgrundlagen hielten zudem 
die Belastung von G r u n d v e r m ö g e n d u r c h Vermögens teuer , Grunds t eue r und Erbschaft-
steuer auf e inem äußers t niedr igen Niveau.9 4 8 Wechselte das G e bä ude während seiner 
936 Vgl. Wollmann (1986), S. 142; Jaedicke/Wollmann (1990), S. 134. 
937 Vgl. Einem (1981), S. 10. 
938 Vgl. Tomann (1990), S. 68. 
939 Vgl. Czasny (1988), S. 23. 
940 Vgl. BMRBS (1979b), S. 116. 
941 Vgl. BMRBS (1979b), S. 113. 
942 Vgl. Czasny (1988), S. 22. 
943 Vgl. Jaedicke/Wollmann (1990), S. 134; Harloe (1995), S. 462; Oxley/Smith (1996), S. 98; Balchin 
(1996b), S. 31. 
944 Vgl. Wood (1990), S. 47. 
945 1981-1989 für eine Nutzungsdauer von 50 Jahren.für die ersten acht Jahre 5 %. 
946 Vgl. vor allem §§ 15, 23 EStG; BFH vom 9.12.1986, BStBl. 1988 II, S. 244; BFH vom 23.10.1987, BStBl. 
1988 II, S. 293; BFH vom 18.1.1989, BStBl. II 1990, S. 1051; BFH vom 1.12.1989, BStBl. 1990 II, S. 1054: 
BMF-Schreiben vom 20.12.1990, BStBl. 1990 II, S. 884. 
947 Vgl. vor allem §§ 7 Abs. 5, 21 EStG; OECD (1983); OECD (1994); Martens (1988a), S. 99 f. 
948 Vgl. OECD (1983); OECD (1994); Martens (1988a), S. 99 f.; Im Durchschnitt aller Objektarten betrug 
nach Bach/Bartholmai (1996), S. 61 das Verhältnis der Bemessungsgrundlage Einheitswert zu Ver-
kehrswert 1988 etwa 13%. 
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N u t z u n g s d a u e r m e h r m a l s den Eigentümer , w u r d e von neuen eine N u t z u n g s d a u e r von 
50 Jahren z u g r u n d e gelegt.949 Der Erbe ü b e r n a h m den Buchwert des Erblassers.950 
Da die Masse der Wer ts te igerungen bei Immobi l ienvermögen steuerfrei anfiel u n d die 
s teuerl ichen Ent las tungen du rch die beschleunigte Abschreibung u n d den Sonderaus-
gabenabzug regressiv anst iegen, verstärkten die steuerlichen M a ß n a h m e n der Subvent io-
n i e rung im W o h n u n g s s e k t o r die Vermögenskonzentrat ion.9 5 1 Durch den Einfluss der 
Bes teuerung auf Liquidi tä t u n d Rentabil i tät wurde die Verteilung des Immobi l ienver -
m ö g e n s zu einer Funk t ion des Grenzsteuersatzes.9 5 2 
Im Zei tablauf e r h ö h t e sich z u n e h m e n d der reale Wert der steuerlichen Subvent ionen 
des wohn immobi l i enwi r t s cha f t l i chen Sektors.953 In wachsendem M a ß e w u r d e n Miet-
w o h n u n g e n vorrangig aus S teuerspargründen errichtet . Seit den siebziger Jahren zeigte 
sich ein i m m e r größere r Abfluss von potentiel l d e m sozialen Mie twohnungsbau zur Ver-
f ü g u n g s t ehenden Fördergeldern d u r c h die steuerliche Subvention des privaten Miet-
w o h n u n g s b a u s in der F o r m von Bauher renmodel len , die künstlich die steuerlich absetz-
baren Kosten au fb läh ten u n d von vielen als ein neues System öffent l ich geförder ter 
Spekula t ion be t rachte t wurden. 9 5 4 Da fü r die Investoren im Rahmen eines Bauherren-
model ls die Investi t ion n u r ein Vehikel zur Steuerersparnis darstellte, waren Bauor t , 
Bauweise u n d sogar Vermietbarkei t un te rgeordne te Kriterien, sodass sich die Investitio-
nen nicht n u r der öf fent l ichen Kontrolle, sondern auch der Kontrolle des Marktes ent-
zogen.955 Die du rch s teuerfreie Veräußerung zu progressionsabhängigen Steuergeschen-
ken m u t i e r e n d e n zinslosen Steuerkredi te der Abschreibungsvergünst igungen stellten 
eine Perver t ie rung der Progression u n d einen eklatanten Verstoß gegen die Subvent ions-
u n d Steuergerechtigkeit dar.956 Die öffent l iche H a n d wendete mehr Subvent ionen auf, 
als zur Er re ichung des Subventionsziels erforderl ich gewesen wäre.957 Die Hälf te der 
Steuergeschenke ging an das obers te Drittel der Einkommensbezieher u n d n u r 20 % an 
das un te r s t e Drittel.958 Die allein du rch Bauher renmodel le ents tandenen Steuerverluste 
w u r d e n f ü r 1982 auf 4 Mil l iarden D M geschätzt u n d lagen damit nu r k n a p p un te r den 
aus der s teuer l ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g nach § 7b EStG result ierenden Minder -
e innahmen. 9 5 9 Erst 1984 begann m a n , die Möglichkei ten zur Erzielung negativer Ein-
kün f t e aus Vermie tung u n d Verpach tung zu begrenzen.9 6 0 
Die 1977 e ingeführ te u n d bis 1983 bes tehende steuerliche Modern is ie rungsför -
de rung , bei der Ausbau u n d U m b a u fü r den Personenkreis des 1. Förderweges wie Neu-
bau geförder t w u r d e n , löste ein weit größeres Erneuerungsvolumen aus als die direkten 
Fö rde rmaßnahmen . 9 6 1 Da nach einer Modern i s i e rung der Eigentümer die Miete auf 
949 Vgl. § 7 Abs. 4 EStG, Für vor 1925 erstellte Gebäude gilt eine Nutzungdauer von 40 Jahren. 
950 Vgl. § 11 d EStDV. 
951 Vgl. Rüsch (1996), S. 213 f., 220. 
952 Vgl. Rüsch (1996), S. 216 f. 
953 Vgl. Tomann (1990), S. 64. 
954 Vgl. Kennedy (1984), S. 71; Czasny (1988), S. 12. 
955 Vgl. Czasny (1988), S. 13. 
956 Vgl. Rüsch (1996), S. 95; Oberhauser (1997), S. 584 f. 
957 Vgl. Rüsch (1996), S. 96. 
958 Vgl. Kennedy (1984), S. 71. 
959 Vgl. Czasny (1988), S. 13. 
960 Vgl. Wood (1990), S. 67. 
961 Vgl. § 17 II.WoBauG; BMRBS (1979b), S. 66; Czasny (1988), S. 17. 
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unbegrenz te Zeit u m 11 % e rhöhen konnte und bei einer Annu i t ä t von 11 % die Ge-
samtkos ten der Modern i s i e rung f remdfinanzierbar waren, war fü r die Wer ts te igerung 
d u r c h Modern i s i e rung kein Eigenkapitaleinsatz nötig.962 
Von 1977 bis 1986 e r h ö h t e n sich die positiven E inkünf t e natür l icher Personen aus 
Vermie tung u n d Verpach tung von 10 Milliarden D M auf 17 Mil l iarden D M u n d die ne-
gativen von 17 Mil l iarden D M auf 50 Milliarden D M . W ä h r e n d 1977 auf jede D M Ge-
winn 1,70 D M Verlust entf ielen, war es 1986 3 D M Verlust auf 1 D M Gewinn.9 6 3 W ä h -
rend auf d e m gesamten Vermögensbestand der Pr ivathaushal te 1983 eine jähr l iche 
Steuerlast von r u n d 1 % lag, t rug der Wohnungsbes tand einschließlich des dazugehör i -
gen G r u n d u n d Bodens als wer tmäßig bedeutends te Vermögenspos i t ion z u m Steuerauf-
k o m m e n nichts bei, d e n n die negativen Einkünf te aus Vermie tung u n d Verpach tung von 
8,8 Mill iarden D M en tsprachen in etwa der S u m m e aus Vermögens- , Erbschaf ts- , 
G r u n d - u n d Grunde rwerbs t eue r auf die be t ref fenden Objekte.9 6 4 1989 be t rugen die Ver-
luste aus Vermie tung u n d Verpachtung 25 Mill iarden D M . Da m e h r als 9 0 % der mi t 
anderen posit iven E inkünf t en ausgeglichenen Verluste aus der E inkunf t sa r t Vermie tung 
u n d Verpach tung result ierten, gingen 1989 d u r c h den steuerl ichen Verlustausgleich 
S teue re innahmen in H ö h e von rund 10 Mill iarden D M verloren.9 6 5 
Die steuerl iche W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g für selbst n u t z e n d e Eigentümer , die Sonder -
abschre ibung nach § 7b EStG, entsprach v o m Aufbau her der fü r den M i e t w o h n u n g s -
neubau , war aber bei wei tem weniger vortei lhaft . Schuldzinsen k o n n t e n im Regelfall 
n u r bis zur H ö h e des Nutzungswer ts abgesetzt werden , der als pauschal ier te Ne t tog röße 
in H ö h e von 1 , 4 % des Einheitswerts vernachlässigbar gering war.966 O b w o h l g rundsä tz -
lich eine famil ienpol i t ische Hilfe allen Kindern zur Ver fügung stehen sollte,967 w u r d e ab 
d e m zweiten Kind ein Abzug von der Steuerschuld in H ö h e von 600 D M , das Baukin-
dergeld, gewährt.9 6 8 W u r d e eine nach § 7b EStG abgeschr iebene e igengenutz te W o h n u n g 
später vermietet , so w u r d e n die erhöhten Abschre ibungen und die im G r u n d b e t r a g ab-
gegoltene Norma labsch re ibung auf die zukünf t ige steuerl iche Abschre ibung angerech-
net.969 Beim Bau von Zweifamil ienhäusern waren d u r c h die s teuerl iche Gleichstel lung 
mit vermiete ten Wohne inhe i t en zusätzliche Steuervortei le erzielbar, was ihre Popular i tä t 
begründe te , nach Auslaufen der beschleunigten Abschre ibung w u r d e n sie oft in ein Ein-
fami l ienhaus umgewande l t . 1983 wurden die s teuerl ichen Vorteile der Zwei fami l i enhäu-
ser aufgehoben. 9 7 0 
1977 w u r d e n die § 7b EStG-Abschreibung, das Baukindergeld u n d die G r u n d e r w e r b -
s teuerbegüns t igung auf den Erwerb von Al tbauten ausgedehnt . Ins tandha l tungs - u n d 
Modernis ierungs inves t i t ionen waren Neubauinves t i t ionen gleich gestellt.971 1983 w u r d e 
962 Vgl. Czasny (1988), S. 17 f. 
963 Vgl. Bartholmai (1993), S. 67. 
964 Vgl. Wenger (1989) , S. 287. 
965 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 63. 
966 Vgl. BMRBS (1979a), S. 60; Martens (1988a), S. 99 f. 
967 Vgl. Eekhoff (1998), S. 6. 
968 Vgl. § 34f EStG; Rüsch (1996), S. 167. 
969 Vgl. § 59a EStG; BMRBS (1979b), S. 64 
970 Vgl. Kennedy (1984), S. 70; Martens (1988a), S. 99. 
971 Vgl. BMRBS (1979a), S. 65; BMRBS (1979b), S. 114; Czasny (1988), S. 19; Martens (1988a), S. 114; 
Tomann (1990), S. 61; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 43; Pfeiffer (1993a). S. 283; Harloe (1995), 
S. 351; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 318; Schulz (2000a), S. 76. 
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der Grunderwerbs teuersa tz un te r A u f h e b u n g fast aller Ausnahmeta tbes t ände von 7 % 
auf 2 % gesenkt, 1990 die zehnjähr ige Grunds t eue rbe f r e iung fü r neu err ichteten W o h n -
r a u m aufgehoben.9 7 2 Die 1977 v o r g e n o m m e n e n S teueränderungen lenkten Investi t ionen 
vom Neubau u m in den Bestand, fö rder ten U m w a n d l u n g e n , Privatisierungen von Sozi-
a lwohnungen sowie S tad te rneuerungs- u n d Gentr i f ica t ion-Prozesse und e rhöhten die 
Wohneigen tumsquote . 9 7 3 
Haushal te a m un te ren Ende der E inkommensska la ha t t en du rch die e rhöhte Abschrei-
bung nach § 7b EStG nach der alten Regelung relativ geringe Vorteile etwa äquivalent der 
E igen tümer fö rde rung im 2. Förderweg u n d w u r d e n nach der Neuregelung 1977 schlech-
ter gestellt.974 1978 entfielen 45 % u n d 1985 48 % der Steuerersparnisse nach § 7b EStG 
auf das obers te E inkommensqu in t i l , w ä h r e n d die unters te E inkommenshä l f t e 20 % und 
das unters te E inkommensqu in t i l 5 % erhielten.9 '5 Die öffent l ichen Aufwendungen für die 
Bausparprämie u n d die regressive, steuerl iche Abzugsfähigkeit der Beiträge waren unge-
fähr halb so h o c h wie f ü r die steuerl iche Wohne igen tumsförderung . 9 7 6 Die Prämiensätze 
w u r d e n sukzessive reduzier t , von 23 % Anfang der siebziger Jahre auf 10 % 1989.977 
1987 w u r d e die steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , die bisher, im Einklang mit 
in ternat ional übl ichen Regelungen, nach der Invest i t ionsgutmodel l erfolgt war, auf die 
Konsumgu t lö sung umgestellt.978 Die S teuerbegüns t igung nach § 7b EStG w u r d e durch 
den ebenfalls regressiv wi rkenden , v o m Steuerpfl icht igen e inmal ig anwendbaren § lOe 
EStG ersetzt, der einen acht jähr igen Sonderausgabenabzug von 5 % bis zur Obergrenze 
des Objek twer t s v o m 300.000 D M , einen Vorkos tenabzug sowie für Neubau ten einen 
begrenzten Schuldzinsenabzug vorsah.979 Das Baukindergeld wurde n u n m e h r für jedes 
Kind gewährt , k a m jedoch bereits in mi t t leren E inkommenssch ich ten mi t z u n e h m e n d e r 
Kinderzahl nicht oder nicht voll z u m Tragen.980 
Die Konsumgu t lö sung stellte eine einseitige Begünst igung der Altbesitzer dar, er-
schwerte massiv den Erwerb von W o h n e i g e n t u m fü r Hausha l te mi t geringem Einkom-
m e n u n d Vermögen u n d f ü r Famil ien mi t ger ingem Eigenkapital u n d benachteil igte die 
Mieter, die ihre Mie tausgaben aus vers teuer tem E i n k o m m e n zu bestreiten hatten.981 Sie 
begünst ig te E inkommensbez iehe r u m so mehr , je aufwendiger ihr selbst genutztes 
W o h n e i g e n t u m war, je h ö h e r dessen Mietwer te lagen, je höher die Grenzsteuersätze der 
E igen tümer waren u n d je weniger Schulden auf ihren Wohnob jek ten lasteten, sie war 
insbesondere ein Geschenk an die Besitzer aufwendiger Villen mit h o h e m E i n k o m m e n 
u n d wei tgehender oder völliger Schuldenfreiheit .9 8 2 
972 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 90, 94; Conradi/Zöpel (1994), S. 119; Börsch-Supan (1994), 
S. 145; Oxley/Smith (1996), S. 141 f. 
973 Vgl. BMRBS (1979a), S. 36; Tomann (1990), S. 61; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 43. 
974 Vgl. BMRBS (1979b), S. 114. 
975 Vgl. Ulbrich (1995), S. 23. 
976 Vgl. Kennedy (1984), S. 70. 
977 Vgl. Kennedy (1984), S. 70; Tomann (1990), S. 64; Tomann (1996), S. 58; Expertenkommission Woh-
nungspolitik (1995a), S. 65 f., 249. 
978 Vgl. OECD (1983); OECD (1994); Tomann (1996), S. 60. 
979 Vgl. Rüsch (1996), S. 166; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 318. 
980 Vgl. Rüsch (1996), S. 167,219. 
981 Vgl. Rüsch (1996), S. 218. 
982 Vgl. Oberhauser (1997), S. 582. 
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3.7.7 Baufinanzierung und Wohnungsbau 
Die Schwerpunktver lagerung der M i e t w o h n u n g s n e u b a u f ö r d e r u n g von der d i rekten 
Subvent ion ie rung zur steuerlichen Abschre ibung verlagerte die Gewich tung von den ge-
meinnütz igen zu den freien W o h n u n g s u n t e r n e h m e n . 9 8 3 Der Anteil der öffent l ichen u n d 
gemeinnütz igen Wohnungsanb ie t e r verr inger te sich bis Mi t te der achtziger Jahre auf u n -
ter 1 0 % , während der Anteil des von Gewinn e rwi r t schaf tenden U n t e r n e h m e n erbrach-
ten Angebots von 4 % in den fünfziger Jahren auf über ein Drit tel anstieg.984 
Mit der S t rukturverschiebung hin zu Gewinn e rwi r t schaf tenden U n t e r n e h m e n ging 
ein säkularer Rückgang des Gesamtangebo t s auf d e m N e u b a u m a r k t einher, weit über 
die Rückkehr zur Normal i tä t h inaus . Pro Kopf der Bevölkerung w u r d e n zwischen 1974 
u n d 1988 5,8 W o h n u n g e n gebaut im Vergleich zu 6,8 in den USA.985 Der Staat glättete 
gerade nicht das Angebot , die n u n m e h r au f t r e t enden 10-jährigen zyklischen Schwan-
kungen von W o h n u n g s k n a p p h e i t e n u n d -Überschüssen waren stärker ausgeprägt als in 
den USA.986 
Von 1960 bis 1980 stiegen sowohl die Baukosten als auch die Kapitalkosten im Ver-
gleich z u m Lebenshal tungskostenindex stärker in ande ren wes teuropä ischen Staaten.987 
W ä h r e n d in den siebziger Jahre im Gegensatz zu anderen wicht igen Staaten der O E C D 
die Allokation der Wohnungsbauda r l ehen über Ra t ion ie rungen erfolgte,988 erfolgte sie in 
den achtziger Jahren au fg rund gestiegener Hypo thekenz insen über den Zinssatz.989 Eng-
pässe t ra ten 1971, 1981 u n d 1991 auf, Leerstände in der G r ö ß e n o r d n u n g von 2 , 7 % 1987 
u n d von un te r 2 % 1973/74 und Anfang der achtziger Jahre.990 
In der zweiten Hälf te der siebziger Jahre bes tand in Deu tsch land erstmalig ein Über -
angebot an Wohnraum. 9 9 1 Eine halbe Mill ion Wohne inhe i t en k o n n t e n icht abgesetzt 
werden u n d es kam zu zahlreichen Konkursen in der Bauwirtschaft .9 9 2 Zwischen 1980 
u n d 1988 fielen die Bestandspreise, insbesondere die Preise fü r E i g e n t ü m e r w o h n u n g e n , 
mi t einer großen regionalen Schwankungsbrei te , u m durchschni t t l i ch 20 %.993 Zusätz-
licher W o h n r a u m w u r d e vor allem in Süddeu t sch land nachgefragt , wo die Preise ent-
sp rechend stiegen.994 Waren 1986 etwa die Häl f te der N e u b a u w o h n e i n h e i t e n Mie twoh-
nungen , so waren es 1990 rund drei Viertel, auch etwa zwei Drit tel der für eine 
E igennu tzung konzipier ten N e u b a u w o h n u n g e n w u r d e n zunächst vermietet.9 9 5 Die Be-
tei l igung inst i tut ioneller Investoren am M i e t w o h n u n g s b a u ging stark zurück , da die ge-
setzliche Mindes t rend i te von 3 % nicht m e h r zu erwir t schaf ten war.996 Ha t t e 1980 der 
Immobi l i enan lagemark t ein Volumen von r u n d 14 Mil l iarden D M , von d e m über die 
983 Vgl. Schulz (2000a), S. 76. 
984 Vgl. Tomann (1996), S. 52; Schulz (2000a), S. 74; Börsch-Supan (2000), S. 23 f., 26. 
985 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 126 f.; Börsch-Supan (2000), S. 27. 
986 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 203, 217; Börsch-Supan (2000), S. 27. 
987 Vgl. Czasny (1988), S. 9. 
988 Vgl. OECD (1988), zit. nach Tomann (1990), S. 63. 
989 Vgl. Tomann (1990), S. 63. 
990 Vgl. Pfeiffer (1993b), S, 17,22; Börsch-Supan (1994), S. 127; Conradi/Zöpel (1994), S. 117. 
991 Vgl. Tomann (1990), S. 56; Balchin (1996b), S. 29. 
992 Vgl. Wollmann (1986), S. 142. 
993 Vgl. Tomann (1990), S. 61. 
994 Vgl. Martens (1988a), S. 124. 
995 Vgl. DIW ((1996), S. 142. 
996 Vgl. Peters (1984), S. 240. 
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Hälfte , 8,6 Mill iarden DM, in Wohn immob i l i en investiert wurde , u n d besaßen die An-
bieter von Bauherrenmodel len mit 7,5 Mill iarden D M einen Marktante i l von über 5 0 % 
u n d die Versicherungen mit 2,35 Mill iarden D M einen Marktante i l von 1 7 % , " 7 so in-
vestierten 1986 die U n t e r n e h m e n n u r noch weniger als 13 Mil l iarden D M in I m m o b i -
lien. In der zweiten Hälf te der achtziger Jahre e rhöh te sich dieses Volumen auf über 
16 Mill iarden D M 1989. Die g roßen Verlierer in diesen Jahren waren die Anbieter von 
Bauherren- u n d Erwerbermodel len, deren Marktante i l auf k n a p p 2 0 % , weniger als 
3 Mil l iarden D M , zurück ging, u n d die Haup tmark tan te i l sgewinne r die geschlossenen 
Immobi l i en fonds , die ihren Anteil auf 25 % fast verdoppel ten , gefolgt von den Versiche-
rungen u n d Pensionskassen mi t e inem Marktante i l von 2 4 % statt 1 6 % 1983.998 
Von e inem Spitzenwert von 714.000 N e u b a u w o h n u n g e n im Jahre 1973 sanken die 
Fertigstellungen auf un te r 400.000 1976 u n d lagen 1988 mi t 186.000 u m 4 5 % unte r 
d e m 1975 erreichten Niveau,999 während der Anteil der Modern i s i e rungen u n d Erneue-
rungen an den wohnungswir tschaf t l ichen Invest i t ionen sich von 1 5 % bis 2 0 % auf fast 
5 0 % erhöhte.1 0 0 0 Bis 1977 be t rug der Anteil der Einfami l ienhäuser an den jährl ichen 
Fertigstellungen weniger als 40 %,1001 während der Anteil der Ein- u n d Zweifami l ienhäu-
ser von 1970 bis 1977 von 4 5 % auf 7 0 % stieg.1002 Der Anteil der W o h n u n g e n in Ein-
u n d Zweifamil ienhäusern an der Neubaule i s tung e rhöh te sich von 3 2 % 1970 auf 4 2 % 
1977.1003 Die Wohnf läche der Neubau ten stieg von den f rühen Sechzigern bis Mi t te der 
siebziger Jahre u m etwa 20 % - 3 0 %.1004 Statt bisher e inem Fünf te l verfügten n u n m e h r 
fast alle N e u b a u w o h n u n g e n über eine Zentralheizung.1 0 0 5 
N a c h d e m in den f rühen siebziger Jahren alle Hypo thekenbanken von den Universal-
banken ü b e r n o m m e n worden waren,1006 betrugen 1987 die Anteile an der Bauf inanzierung 
32 % für Bausparkassen, 22 % für Sparkassen, 21 % für Hypo thekenbanken , 20 % für Ge-
schäftsbanken u n d 5 % für Versicherungen. Bausparkassen waren überdurchschni t t l ich 
stark a m Wohne igen tum, Hypothekenbanken a m privaten Mie twohnungsbau beteiligt.1007 
3.7.8 Die W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g 
Obwoh l die Reale inkommen in Deutschland etwa mit derselben Rate wuchsen wie in 
den USA,1008 stieg die W o h n e i g e n t u m s q u o t e n u r leicht an, von 33 % in den sechziger 
Jahren über 3 8 % 1979 auf 4 2 % 1987.1009 N u r geringfügig e r h ö h t e sich zwischen 1968 
997 Vgl. Bulwien (1998), S. 43. 
998 Vgl. Bulwien (1998), S. 44. 
999 Vgl. Einem (1981), S. 10; Marcuse (1982), S. 93; Ulbrich (1988), S. 81; Boelhouwer/Heijden (1992), 
S. 35; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 42; Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 201; McCrone/Ste-
phens (1995), S. 47; Balchin (1996b), S. 29; BMRBS (1998), S. 7; Statistisches Bundesamt, Zeitreihen. 
1000 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 298; Balchin (1996b), S. 29. 
1001 Vgl. KfW (1982), S. 20. 
1002 Vgl. UN ECE (1980), S. 12. 
1003 Vgl. Czasny (1988), S. 235. 
1004 Vgl. Harloe (1995), S. 263. 
1005 Vgl. UN ECE (1980), S. 10 f. 
1006 Vgl. Ball (1994), S. 108. 
1007 Vgl. Ghekiere (1991), S. 298. 
1008 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 32. 
1009 Vgl. BMBau (1979), S. 13; Tomann (1990), S. 59; Harloe (1995), S. 462; Börsch-Supan (2000), S. 32. 
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u n d 1987 der Anteil der selbst genutz ten W o h n u n g e n an allen E tagenwohnungen von 
3 4 , 3 % auf 37,5 %.1010 In Städten mi t m e h r als 500.000 Einwohnern be t rug die Eigen-
t u m s q u o t e 1979 lediglich 14%.1 0 1 1 
Die W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g vollzog sich bei E i n k o m m e n , die, je nach Haushal tsgrö-
ße, lediglich von 2 2 % - 3 4 % (1978) sowie 2 1 % - 3 1 % (1985) der Mieterhaushal te er-
reicht wurde.1 0 1 2 In den un te rs ten beiden Einkommensdez i len sank die E igen tumsquote 
zwischen 1965 u n d 1978 von 29,3 % auf 25,7 %, während sie in den beiden obers ten von 
45,1 % auf 54,1 % stieg.1013 Zwischen 1978 u n d 1987 ging sie im unte rs ten E i n k o m m e n s -
quint i l von 32,3 % auf 29,9 % zurück , w ä h r e n d sie sich im obers ten von 43,8 % auf 
5 1 , 5 % erhöhte , wobei sich bei g rößeren Hausha l ten stärkere Veränderungen zeigten.1014 
Im in te rna t iona len Vergleich waren die Erwerber Anfang der achtziger Jahre mit 4 0 % 
zwischen 40 u n d 60, 40 % zwischen 30 u n d 40 u n d n u r 1 % un te r 30 Jahren relativ alt.1015 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e von Familien mit minder jähr igen Kindern stieg 1978-1985 
von 4 5 % auf fast 5 0 % u n d sank bis 1987 auf 4 8 % , höhere W o h n e i g e n t u m s q u o t e n re-
sult ierten erst bei E inbez iehung der Hausha l te mi t erwachsenen Kindern, Alleinerzie-
hende verfügten bei ebenfalls rückläufiger Tendenz zu weniger als 2 0 % über W o h n -
eigentum.1 0 1 6 
In den Ballungsgebieten besaßen Prob leme der Grunds tücksbeschaf fung ein stärkeres 
Gewicht als in den meisten ande ren Ländern.1 0 1 7 Es w u r d e ve rmute t , dass zumindes t in 
den Großs täd ten eine restriktive Ausweisung von Bauland zur E igenhe imbebauung An-
gebotsschranken err ichtete, die in ande ren Ländern nicht oder in geringerem U m f a n g zu 
konstat ieren waren.1018 
Da die bis 1986 gültige steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g de facto k a u m einen 
Schuldzinsenabzug ermögl ichte , waren deutsche Erwerber stärker als anderswo d e m 
Zinsänderungsr i s iko ausgesetzt.1019 Zwar waren 1965-1975 zwischen 17 ,7% u n d 2 0 , 6 % 
des Kaufpreises mit Bauspardar lehen finanziert,1 0 2 0 der Rest jedoch bis in die späten sieb-
ziger Jahre variabel oder mit kurzer Zinsb indungsf r i s t , sodass die be inahe Verdopplung 
der Zinssätze in den f rühen achtziger Jahren die Kapitaldienstbelastung erheblich e rhöh te 
u n d vielen Fällen zu Zwangsvers te igerungen u n d negat ivem Eigenkapital führte.1021 
Mit d e m Übergang zur K o n s u m g u t l ö s u n g 1987 w u r d e den auf Kredi t f inanzierung 
angewiesenen W o h n u n g s e r w e r b e r n mit von Null verschiedenem Grenzsteuersatz die 
einzige Möglichkei t g e n o m m e n , die Kosten des W o h n e n s im eigenen He im den Kosten 
der A n m i e t u n g eines gleichartigen Objek ts anzupassen . Sie w u r d e n v o m Markt für 
W o h n e i g e n t u m verdrängt u n d z u m Abschluss von Mietverträgen gezwungen, solange 
nicht zumindes t ein wesentl icher Teil der Anschaf fungskos ten aus angespar ten Mit teln 
1010 Vgl. BMRBS (1990), S. 91. 
1011 Vgl. BMBau(1979), S. 25. 
1012 Vgl. Ulbrich (1992), S. 89. 
1013 Vgl. Wollmann (1986), S. 142. 
1014 Vgl. Ulbrich (1992), S. 87. 
1015 Vgl. Kennedy (1984), S. 65; Martens (1988a), S. 117. 
1016 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 48; Ulbrich (1993), S. 18 f. 
1017 Vgl. BMRBS (1979a), S. 70. 
1018 Vgl. BMRBS (1979a), S. 35. 
1019 Vgl. Martens (1988a), S. 123. 
1020 Vgl. BMRBS (1979a), S. 56. 
1021 Vgl. Martens (1988a), S. 123; Martens (1988b), S. 157. 
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gedeckt werden konn te . Die beschleunigte Abschre ibung fü r vermietete W o h n i m m o b i -
lien tat ein übriges, u m kapi ta lschwache Erwerbswillige v o m Markt zu verdrängen.1 0 2 2 
W ä h r e n d Erwerber in den meisten europä ischen Ländern 3 - 4 Jahrese inkommen oder 
etwa 8.000 bis 10.000 Arbe i t s s tunden fü r W o h n e i g e n t u m aufwendeten , war es in 
Deutschland mindes tens das Doppelte.1 0 2 3 Das Qual i tä ts- u n d dami t das Preisspektrum 
nach un ten war entschieden enger als in anderen Ländern.1 0 2 4 Vor allem in städtischen 
Bereichen verschlechterte sich seit 1964 die Pre is -Einkommens-Rela t ion . Ein Einfamili-
enhaus mitt leren W o h n w e r t s im städt ischen Bereich kostete 1975 das Acht- bis Neunfa-
che des verfügbaren mi t t le ren H a u s h a l t s e i n k o m m e n s eines 4 -Personen-Hausha l t s , eine 
E igen tumswohnung das Fünffache , aber auch in ländl ichen Bereichen mit d e m öfachen 
sowie 4,5fachen s tanden Hausha l te mit t leren E i n k o m m e n s im europäischen Vergleich 
ungüns t ig da.1025 1980 b e t r u g das Verhältnis von Hauspre is o h n e Grunds tück zu Famili-
e n n e t t o e i n k o m m e n berei ts 9,5:1.1026 
W ä h r e n d in den meis ten Ländern Käufer von W o h n e i g e n t u m etwa 20 % bis 30 % an 
Eigenmit teln aufzubr ingen hatten,1 0 2 7 lag in Deutsch land der Eigenkapitalanteil 
1965-1975 zwischen 4 1 , 5 % u n d 4 3 , 5 % u n d 1977-1980 bei 4 3 % . Er war bei Einfamili-
enhäusern u m einige P r o z e n t p u n k t e h ö h e r als bei Eigentumswohnungen. 1 0 2 8 Im 1. För-
derweg lag der e inzusetzende Eigenkapitalantei l 1965-1975 bei 1 0 % - 1 5 % , Bürgschaf-
ten w u r d e n k a u m gewährt.1 0 2 9 Der Anteil des Kapitaldienstes am verfügbaren 
E i n k o m m e n entsprach 1979 mit 2 4 % bis 4 0 % den in ternat ional übl ichen Relatio-
nen.1030 1990 betrug er f ü r ein Eigenheim bereits 4 0 % des Ne t t to fami l i ene inkommens , 
in Süddeutsch land sogar 47%. 1 0 3 1 
Der Mark t fü r W o h n e i g e n t u m war vorrangig ein Ers tkäufermark t und demzufolge in 
h o h e m M a ß e f ragment ier t u n d intransparent .1 0 3 2 Die Ersterwerber waren 1969-1982 bei 
wei tem die wichtigste Käufe rg ruppe , n u r 7 % der Käufer besaßen bereits selbst genutztes 
Wohneigentum. 1 0 3 3 Im E in fami l i enhausbau domin ie r t e 1980 mi t e inem Anteil von rund 
drei Vierteln der Selbstbau, Fer t ighäuser erreichten in den siebziger Jahren n u r einen 
Anteil von 12 %.1034 Das Angebot an gebrauchten E igen tumswohnungen , das 1975 weni-
ger als 3 % des E igen tümerwohnungsbes t ands betragen hat te , stieg zwar ab 1977 durch 
U m w a n d l u n g e n u n d Pr ivat is ierungen von Soz ia lwohnungen an, f ü r e inkommensschwa-
che Hausha l te bestand jedoch au fg rund der Gentr i f ica t ion-Prozesse k a u m eine Möglich-
keit, den h o h e n Preisen auszuweichen.1 0 3 5 
1022 Vgl. Eberle/Wenger (1986), S. 267. 
1023 Vgl. Martens (1988a), S. 118; Harloe (1995), S. 351. 
1024 Vgl. BMRBS (1979a), S. 70. 
1025 Vgl. BMRBS (1979a), S. 32. 
1026 Vgl. KfW (1982), S. 5. 
1027 Vgl. Martens (1988a), S. 116. 
1028 Vgl. BMRBS (1979a), S. 56; Martens (1988a), S. 118. 
1029 Vgl. BMRBS (1979a), S. 46 f. 
1030 Vgl. Kennedy (1984), S. 65; Martens (1988a), S. 118 f. 
1031 Vgl. Krupp (1992), S. 58. 
1032 Vgl. Martens (1988a), S. 113 f. 
1033 Vgl. Martens (1988a), S. 112 f. 
1034 Vgl. Martens (1988a), S. 106-108. 
1035 Vgl. BMRBS (1979a), S. 37, 70; Martens (1988a), S. 114. 
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3.7.9 Die Mietrechtsreformen 
Anfang der siebziger Jahre wurden die im wesentl ichen noch heute gült igen Kündi-
gungsschutz- und Mietpreisvorschri f ten erlassen.1036 1 971 w u r d e das W o h n r a u m k ü n d i -
gungsschutzgesetz e ingeführ t , 1974 das Miethöhegesetz mi t d e m zentra len Begriff der 
„ortsübl ichen Vergleichsmiete" als Obergrenze einer Mieterhöhung. 1 0 3 7 Bis 1983 wurden 
alle bes tehenden Mietverträge in die Ermi t t lung der Vergleichsmieten des Mietspiegels 
einbezogen, 1983-1993 bet rug die Einbeziehungsfr is t 3 Jahre.1038 1983 w u r d e n befristete 
Mietverträge zulässig, wenn der Vermieter einen absehbaren Eigenbedarf geltend m a -
chen konnte , sowie bei absehbarem Abbruch oder Genera lsanierung. Für M i e t e r h ö h u n -
gen wurde eine Kappungsgrenze von 3 0 % eingeführt .1 0 3 9 
Der Mieterschutz verschärfte das Ins ider -Outs ide r -Prob lem zwischen Wohnungs -
suchenden u n d Bestandsmietern.1 0 4 0 Es k a m zu einer Verr ingerung der Elastizität des 
Mie twohnungsangebo t s mi t Markt lagengewinnen fü r die E igen tümer des Bestands.1041 
Mieter mit einer verhäl tn ismäßig geringen Mie tdauer zahlten 1 5 % - 2 8 % m e h r als Mie-
ter mi t durchschni t t l icher Mietzeit, bei einer Mie tdauer von m e h r als 6 Jahren wurden 
4 7 % - 5 5 % der Mietkosten eingespart.1042 In der W o h n u n g s v e r w a l t u n g e rhöhten sich 
du rch die n u n erforderl ich gewordene Z u n a h m e der Professionali tät die Kosten.1043 
Seit 1982 stiegen die Mieten schneller als die Lebenshal tungskosten u n d die Net toein-
kommen. 1 0 4 4 Nach den Angaben der W o h n u n g s - u n d Gebäudes t i chp robe stiegen die 
N e t t o e i n k o m m e n von 1988 bis 1993 n o m i n a l u m 20 % u n d die Mie ten im gleichen Zeit-
r a u m nomina l u m 58,2%.1 0 4 3 W o h n u n g s h a l d e n auf Tei lmärkten fü r N e u b a u w o h n u n g e n , 
leerstehende Sozia lwohnungen u n d vor allem der scharfe Rückgang des privaten Miet-
wohnungsbaus waren deutl iche Indika toren dafür , dass die Mietzahlungsberei tschaf t 
nicht auf der H ö h e der Kosten lag.1046 
3.7.10 Das neue Wohngeldrecht 
Das 2. Wohngeldgesetz 1971 weitete den Ansp ruch auf Wohnge ld begriffl ich aus, da es 
n u n m e h r „zur wirtschaftlichen Sicherimg angemessenen und familiengerechten Wohn-
raums'™7 d ienen sollte.1048 1974, 1978, 1981 u n d 1986 wurde das Wohngeldsys tem ak-
tualisiert, wobei das Ausmaß der Anpassung der Kriterien bet rächt l ich mit den Aus-
1036 Vgl. Czasny (1988), S. 15; Pfeiffer (1993a). S. 312. 
1037 Vgl. Peters (1984), S. 236, 238, 242; Tomann (1990), S. 57; McCrone/Stephens (1995), S. 58; Schulz 
(2000a), S. 69. 
1038 Vgl. Tomann (1990), S. 57; McCrone/Stephens (1995), S. 59; Oxley/Smith (1996), S. 143; Nolte 
(2000), S. 96. 
1039 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 112. 
1040 Vgl. Heuer (1985), S. 61. 
1041 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 311, 313 f., 350. 
1042 Vgl. Eekhoff (1987), S. 64. 
1043 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 313. 
1044 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 116. 
1045 Vgl. Eichstädt-Bohlig/Wilhelm (1997), S. 39. 
1046 Vgl. BMRBS (1979b), S. 115. 
1047 § 1, II. WoBauG; in ähnlicher Formulierung auch in § 1,1.WoBauG. 
1048 Vgl. Peters (1984), S. 202. 
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gabenpr io r i t ä ten des öffent l ichen Haushal ts variierte.1049 Die Zahl der Wohnge ld bezie-
h e n d e n Hausha l te wuchs von 0,4 Mill ionen 1965 auf 1,6 Mil l ionen 1978, durchschni t t -
lich entfiel auf den einzelnen Haushal t ein Betrag von mona t l i ch 114 DM.1050 Zwischen 
1981 u n d 1985 erhöhte sich der Anteil der Berechtigten, deren Miete die förderbare 
Oberg renze überschri t t , von 31 % auf 53 % u n d sank nach der Aktual is ierung 1986 wie-
der auf 31 %.1051 Etwa 6 % - 7 % der Haushal te erhielten Wohnge ld , etwa 10 % von ihnen 
waren Eigentümer.1 0 5 2 
A u f g r u n d der nomina len Fixierung der Berechtigungskri ter ien u n d der unrege lmäßi -
gen u n d divergierenden Aktual is ierungen unterlag das Wohngeldsys tem e inem beträcht-
l ichen poli t ischen Risiko, sodass sein Einfluss auf Angebot u n d Nachf rage nach W o h n -
r a u m als gering anzusehen war.1053 Bei nomina l f ixierten Berecht igungskri ter ien u n d 
fö rde rba ren Mietobergrenzen waren Heiz- u n d sonstige W o h n n e b e n k o s t e n nicht einge-
schlossen, sodass die Empfänger weiterhin einen höhe ren Teil ihres N e t t o e i n k o m m e n s 
f ü r die W o h n u n g s n u t z u n g au fwenden mussten als nicht berecht igte Hausha l t e u n d sich 
inf la t ionäre Mietpreiss teigerungen in h o h e m M a ß e auf die Zahl der berecht igten Haus-
hal te auswirkten.1 0 5 4 Da ein Teil des W o h n u n g s a u f w a n d s differenzier t nach der H ö h e des 
E i n k o m m e n s u n d nach der Famil iengröße selbst zu t ragen war, w u r d e der Berechtigten-
kreis d a d u r c h wesentlich reduziert , dass gerade bei den größeren Hausha l t en die Woh-
n u n g s g r ö ß e u n d infolgedessen auch die Wohnungsnu tzungskos t en nicht im Verhältnis 
zur Fami l iengröße anstiegen.1055 
Die I n a n s p r u c h n a h m e der Mietbeihilfe war ausgesprochen gering, so zeigt eine Düssel-
dor fe r Studie, dass über 8 0 % der berechtigten Haushal te keinen Wohnge ldan t rag stell-
te.1056 Bis in die achtziger Jahre domin ie r t en als Wohnge ldempfänger die älteren Haushal -
te, deren Anteil sich seit 1964 kontinuierl ich erhöhte . 1970 s tanden k n a p p 8 0 % der 
Mie tzuschussempfänger außerhalb des Erwerbslebens, drei Viertel der Mie tzuschussemp-
fänger waren Ein- u n d Zweipersonenhaushalte.1 0 5 7 In noch s tärkerem M a ß e als im Bun-
desdurchschni t t w u r d e das Wohngeld in den Großs tädten zu einer Sozialleistung f ü r die 
nicht m e h r von Erwerbse inkommen lebenden Haushal te , so be t rug deren Anteil 
1965-1969 in Berlin 9 0 % und in H a m b u r g 75 %.1058 Zwischen 1981 u n d 1986 sank der 
Anteil der Rentner von 62 % auf 39 %, während der Anteil der Arbeitslosen von 5 % auf 
15 % u n d der Anteil der Sozialhilfeempfänger von 21 % auf 30 % anstieg.1059 
1049 Vgl. Tomann (1990), S. 70. 
1050 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 236. 
1051 Vgl. Tomann (1990), S. 70. 
1052 Vgl. Tomann (1990), S. 70; European Commission (1993); Papa (1992), S. 53-56. 
1053 Vgl. Tomann (1990), S. 70. 
1054 Vgl. Tomann (1990), S. 70; Harloe (1995), S. 463. 
1055 Vgl. Häring (1974), S. 75. 
1056 Vgl. Häußermann (1991), S. 13. 
1057 Vgl. Häring (1974), S. 75 f. 
1058 Vgl. Häring (1974), S. 77. 
1059 Vgl. Tomann (1990), S. 70. 
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3.7.11 Die Verteilung des W o h n i m m o b i l i e n v e r m ö g e n s 
Die Hälf te der Immobi l i en besi tzenden Pr ivathaushal te verfügte 1988 über etwa ein Dri t -
tel des Gesamtvermögens , un te r ihnen besaßen die oberen 2 0 % 4 0 % und die oberen 
1 0 % m e h r als 2 5 % des pr ivaten Immobi l i envermögens . Der steile Verlauf der Lorenz-
kurve setzte bei Grundve rmögensbe t r ägen von 500.000 D M ein, die 9 % aller pr ivaten 
Haushal te besaßen.1 0 6 0 Das E igen tum an vermiete ten Wohn immobi l i en war stark auf die 
Bezieher sehr hohe r E i n k o m m e n konzent r ie r t , die 1,4 % der Haushal te mi t dem höchs ten 
Ne t to j ah re se inkommen , r u n d 340.000 Haushal te , besaßen 1988 7 8 , 3 % der Mie twoh-
nungen.1 0 6 1 Mit den Vermögenswer ten stiegen die Kreditbelastungen sehr steil an.1062 Im 
Ze i t r aum 1978 bis 1987 n a h m die Schiefe der Verteilung von Wohne igen tum auf die Ein-
kommenssch ich ten zu u n d verlief bei größeren Haushal ten wesentlich ausgeprägter. Bei 
Hausha l ten mi t fün f und m e h r Personen verr ingerte sich die W o h n e i g e n t u m s q u o t e seit 
1978 im unters ten E i n k o m m e n s q u i n t i l u m 1 5 % , während sie im obersten u m 1 0 % an-
stieg.1061 Knapp die Häl f te aller Wohnimmobi l i enbes i t ze r war 1988 schuldenfrei.1064 
3.7.12 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Zwischen 1950 u n d 1990 wuchs der Wohnungsbes t and von knapp 10 Mil l ionen auf 
r u n d 27 Millionen.1 0 6 5 D a r u n t e r be fanden sich 1987 r u n d 4 0 % private M i e t w o h n u n g e n 
u n d 1 8 % Soz ia lwohnungen . Etwa ein Drittel der Sozia lwohnungen gehör te pr iva ten 
Vermietern, zwei Drit tel gemeinnütz igen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n , von denen ab 1990 
r u n d 8 0 % ebenfalls d e m pr ivatwir tschaf t l ichen Sektor angehörten.1 0 6 6 
Die Prognose der U N O , dass die europäischen Länder bis Ende der sechziger, Anfang 
der siebziger Jahre b r auchen würden , u m die kriegsbedingte Wohnungsno t zu überwin-
den, erwies sich, obwohl ihre Projekt ionen der Entwicklung von Angebot u n d Nachf rage 
in der Wohnungswi r t scha f t Westeuropas sich als nicht korrekt heraus stellten, als e r s taun-
lich exakt.1067 1970 lag das Wohnungsdef iz i t in Deutschland bei reichlich einer Million.1068 
1974 war der rechnerische Gleichstand zwischen der Zahl der Haushal te u n d der Zahl der 
W o h n u n g e n erreicht.1069 1978 gab es g e m ä ß dem Zensus 23,8 Millionen Wohne inhe i t en 
für 23,7 Mil l ionen Haushalte,1 0 7 0 wohingegen Forschungsinst i tute wie das Inst i tut fü r Ur-
banistik, das Insti tut f ü r W o h n e n u n d Umwelt u n d andere ein Defizit von über einer Mil-
lion W o h n u n g e n ermittelten.1 0 7 1 In der Stagnat ionsphase Anfang der achtziger Jahre 
1060 Vgl. Bach/Bartholmai (1996), S. 70 f, Tabelle 4. 
1061 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 52. 
1062 Vgl. Bach/Bartholmai (1996), S. 70. 
1063 Vgl. Ulbrich (1993), S. 20 f. 
1064 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 50. 
1065 Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeitreihen. 
1066 Vgl. Tomann (1990), S. 59. 
1067 Vgl. Harloe (1995), S. 256. 
1068 Vgl. Emms (1990), S. 114. 
1069 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 47; Schulz (1997), S. 229; Schulz (2000a), S. 71; Börsch-Supan 
(2000), S. 24. 
1070 Vgl. Statistisches Bundesamt (1981), S. 19, 47. 
1071 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 50. 
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wurde der W o h n u n g s m a r k t bei hohen Bau- u n d Bodenkosten, r u n d 600.000 Leerständen 
1980 u n d e inem wachsenden Mangel an billigen Mie twohnungen als weitgehend ausge-
glichen angesehen.1072 1985 w u r d e n Anzeichen von Knapphei t deutlich.1073 Der Zensus 
1987 ermit tel te ein Defizit von einer Million,1074 während die Wohnungswir t schaf t Leer-
stände bei frei f inanzierten u n d öffentl ich geförder ten W o h n u n g e n beklagte.1075 
Die Vergrößerung des W o h n u n g s b e s t a n d s u m 32 % u n d der statistisch jedem Ein-
wohner zur Verfügung s t ehenden Wohnf l äche von 23,8 q m auf 35,5 q m zwischen 1968 
u n d 1987 w u r d e zu 7 5 % d u r c h E inpersonenhausha l t e beanspruch t , von denen die Hälf-
te mindes tens über 60 q m Wohnf l äche verfügte u n d 38,8 % fünf oder m e h r Räume be-
wohnten.1 0 7 6 W ä h r e n d die Bevölkerung u m 3 % wuchs und der Anteil der Haushal te mi t 
drei u n d m e h r Personen bis 1989 auf 4 0 % , bei Mie twohnungen auf 2 9 % , zurück ging, 
e rhöh te sich die Zahl der Hausha l t e u m 1 9 % u n d der Anteil der E inpersonenhausha l te 
auf ein Drittel. 1 7 % der E igen tümer u n d 4 3 % der Mieter lebten allein.1077 
Gemessen an den W o h n g e l d n o r m e n lebten 1972 fast 3,8 Mil l ionen Haushal te mit 
Kindern, r u n d 1 6 % aller Haushal te , in zu kleinen W o h n u n g e n , bei 1,8 Mill ionen fehlten 
10-30 q m u n d bei 1,6 Mil l ionen Hausha l t en m e h r als 30 q m bis zur N o r m g r ö ß e der 
W o h n u n g e n . Insgesamt bes tand ein Nachho lbeda r f an Wohnf läche von 63 Mill ionen 
qm, was bei einer durchschni t t l i chen Wohnf l äche von 90 q m pro Wohne inhe i t e inem 
N e u b a u v o l u m e n von 700.000 Wohne inhe i t en entsprach. Für Hausha l t e mi t zwei u n d 
mehr Kindern bes tand ein Nachho lbedar f von 41 Mill ionen q m oder 480.000 Wohne in -
heiten, für Hausha l te mi t drei u n d m e h r Kindern be t rug der Flächenfehlbestand 20 Mil-
l ionen qm.1078 Unte r d e m heut igen A r m u t s t a n d a r d von mehr als zwei Personen auf jeden 
Raum einschließlich der Küche lebten 1 % der Haushalte.1 0 7 9 
Zwischen 1970 u n d 1985 e rhöh te sich die Mietbelas tungsquote des verfügbaren Ein-
k o m m e n s fü r 4 -Pe r sonen-Arbe i tnehmerhausha l t e mittleren E i n k o m m e n s von 13,6% 
auf 16 ,4% u n d fü r 2 -Pe r sonen -Hausha l t e von Renten- u n d Sozialhilfeempfängern von 
19,5 % auf 23,0 %.1080 Die Wohnkos tenbe las tung des unters ten Einkommensdezi is e rhöhte 
sich von 1978 bis 1988 von 2 7 % vor u n d 21 % nach Wohngeld auf 3 7 % vor u n d 2 8 % 
nach Wohngeld.1081 1989 gaben Hausha l t e mit t leren E inkommens durchschni t t l ich 1 6 % 
des E inkommens fü r die Miete aus,1082 während die Haushal te des unters ten Einkom-
mensdezils r u n d 40 % des ver fügbaren E i n k o m m e n s fü r die W o h n u n g s n u t z u n g aufwen-
deten, 10 % m e h r als vor 10 Jahren.1083 Schätzungsweise 800.000 Haushal te waren obdach-
los und für ebenso viele lag die Mie tbe las tungsquote nach Wohngeld bei 4 0 % u n d mehr 
des verfügbaren Einkommens. 1 0 8 4 
1072 Vgl. Kennedy (1984), S. 69; Emms (1990), S. 114; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 202; Pfeiffer 
(1993a). S. 299; McCrone/Stephens (1995), S. 45. 
1073 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 24. 
1074 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991). 
1075 Vgl. Nolle (2000), S. 149. 
1076 Vgl. BMRBS (1990), S. 90 f.; Wedel (1991), S. 315-317. 
1077 Vgl. Saalfeld (1993), S. 211; Conradi/Zöpel (1994), S. 219. 
1078 Vgl. BMRBS (1979h), S. 22. 
1079 Vgl. Wischermann (1986), S. 120. 
1080 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 62 f. 
1081 Vgl. Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 34 f. 
1082 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 28. 
1083 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991); Ulbrich (1992), S. 69 f.; Tomann (1996), S. 60. 
1084 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991), S. 14 f. 
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3.8 1949-1989: Die Wohnungspol i t ik der D D R 
3.8.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Auf d e m Gebiet der späteren D D R bet rug 1939 die W o h n d i c h t e 3,35 Personen p ro 
W o h n u n g gegenüber 3,78 auf d e m Gebiet der späteren Bundesrepublik.1 0 8 5 Nach 
Kriegsende war die W o h n u n g s n o t im d ü n n e r besiedelten Os tdeu t sch l and weniger gra-
vierend als in der Bundesrepublik.1 0 8 6 Knapp 1 0 % der Wohne inhe i t en waren total zer-
stört im Vergleich zu 2 2 % - 2 5 % im Westen.1087 1950 befand sich 91 % des Bestandes in 
pr iva tem Besitz,1088 durchschni t t l ich 3,6 Personen b e w o h n t e n eine W o h n u n g im Ver-
gleich zu 4,9 in der Bundesrepublik.1 0 8 9 Seit 1949 k a m es zu e inem kont inuier l ichen 
Rückgang der Bevölkerung, von 18,4 Mill ionen 1950 über 17,2 Mil l ionen 1960, 17,1 
Mil l ionen 1970, 16,7 Mil l ionen 1980 auf 16 Mil l ionen E inwohner 1990.1090 Allein zwi-
schen 1949 u n d 1971 übersiedel ten 2,5 Mil l ionen Einwohner aus Os tdeu t sch land nach 
Westdeutschland.1 0 9 1 
3.8.2 Das System der öf fent l ichen Wohnraumbewirtschaf tung 
Die Verfassung der D D R enthiel t von Anbeginn das „Recht auf Wohnraum, eingeschränkt 
nur durch die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und örtlichen Bedingungen." Der Staat 
verpfl ichtete sich, „dieses Recht durch die Förderung des Wohnungsbaus, der Werterhal-
tung vorhandenen Wohnraums und die öffentliche Kontrolle über die gerechte Verteilung 
des Wohnraums zu verwirklichenZ'1092 Die mi t d e m Kontrollratsgesetz Nr. 18 1946 einge-
führ t e lückenlose öffent l iche W o h n r a u m b e w i r t s c h a f t u n g u n d der 1936 e ingeführ te 
Mie tpre iss topp w u r d e n beibehalten.1 0 9 3 Über 8 0 % der W o h n k o s t e n w u r d e n aus d e m öf-
fentl ichen Budget gedeckt.1094 Mieten belasteten die H a u s h a l t s e i n k o m m e n g e m ä ß den 
sozialpolit ischen Vorgaben durchschni t t l ich mi t 3 % bis 5 %, Mie ten u n d Energiekosten 
im Durchschni t t mit 7%. 1 0 9 5 Die Spannwei te der Mie tbe las tungsquo te lag zwischen 
0 , 9 % f ü r in der Landwir tschaf t Beschäftigte u n d bis zu 1 0 % f ü r al le inerziehende M ü t -
ter.1096 Ein erheblicher Teil der Löhne ging in einen Sozialfond, aus d e m unte r a n d e r e m 
1085 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 47. 
1086 Vgl. Staemmler (1984), S. 221. 
1087 Vgl. BMRBS (1979), S. 136-143; Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 9; Böltken/Schön (1989), S. 811 
ff.; Schulz (1991), S. 126; Balchin (1996b), S. 29; Schulz (1997), S. 228. 
1088 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 147. 
1089 Vgl. BMRBS (1979), S. 136-143; Conradi/Zöpel (1994), S. 47, 173. 
1090 Vgl. Hinrichs (1992), S. 4 f.; Conradi/Zöpel (1994), S. 173. 
1091 Vgl. Hinrichs (1992), S. 5 ff. 
1092 Vgl. Verfassung der DDR, Art. 37, Abs. 1; Schröder (1991), S. 10; Oxley/Smith (1996), S. 100. 
1093 Vgl. Münch (1967), S. 23; Schulz (1986), S. 152; Czasny (1988), S. 14; Schulz (1991), S. 126; Harloe 
(1995), S. 342; Schulz (1997), S. 228; Pfeiffer (1993a). S. 325; Oxley/Smith (1996), S. 147. 
1094 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 326, 333; Tomann (1996), S. 64. 
1095 Vgl. Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (1980), S. 272 f.; Pfeiffer (1993a). S. 325; Eekhoff 
(1993), S. 103; BMRBS (1997), S. 8; Oxley/Smith (1996), S. 101; Kelle (1998), S. 10 f.; Völker (1998-), 
S. 12. 
1096 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 101. 
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die verbleibenden Bewir tschaf tungskosten der im öffent l ichen Besitz bef indl ichen Woh-
nungen getragen wurden."197 
Der gesamte Wohnungsbes tand unter lag der Bewir t schaf tung du rch den Staat in Ge-
stalt der k o m m u n a l e n Wohnungsverwal tungen. 1 0 9 8 Mieten, Künd igungen , private Im-
mobi l ien t ransakt ionen u n d Belegungen pr ivater M i e t w o h n u n g e n unter lagen scharfen 
u n d in den siebziger Jahren weiter verschärf ten Kontrollen.1 0 9 9 Die Zuweisung von 
W o h n r a u m erfolgte im Regelfall auf der Grund lage von Fünf-Jahres-Plänen, die von 
den Bezirken entwickelt wurden . Sie legten fest, nach welchen Belegungsnormen u n d 
Dringlichkeitskri terien W o h n r a u m zu vergeben war, welchen U m f a n g die Ins tandhal -
tungen, Modern is ie rungen u n d Erwei terungen aufweisen sollten u n d welche Aufgaben 
von den Betriebe bei der W o h n r a u m l e n k u n g zu erfüllen waren.1 1 0 0 
Die Belegung erfolgte strikt nach Familiengröße.1 1 0 1 Famil ien mi t drei u n d m e h r Kin-
dern wurden vorrangig mit W o h n r a u m versorgt.1102 Senioren übe r 70 Jahren w u r d e auch 
bei Unterbe legung kein Wohnungswechse l zugemutet .1 1 0 3 Ledigen Einzelpersonen w u r d e 
k a u m W o h n r a u m zugewiesen.1104 Für Mie ter bes tand eine Kündigungsf r i s t von zwei 
Wochen.1105 Zulässige K ü n d i g u n g s g r ü n d e des Vermieters waren Eigenbedarf u n d gröb-
lichste Pflichtverletzung. Bei Eigenbedarf k o n n t e n d e m Vermieter die Umzugs- u n d ein 
Teil der Gerichtskosten angelastet werden , sodass Eigenbedarf vor allem von den Betrie-
ben für neue Mitarbei ter geltend gemacht wurde.1 1 0 6 1990 umfass te die Warteliste 
780.000 Anträge, da run te r 470.000 Hausha l t e o h n e eigene Wohnung. 1 1 0 7 
3.8.3 W o h n u n g s b a u - u n d W o h n u n g s b e s t a n d s p o l i t i k 
Der W o h n u n g s n e u b a u erreichte erst lange nach 1945 einen quant i ta t iv ähnl ich großen 
U m f a n g wie im Westen.1108 Mi t te der fünfz iger Jahre w u r d e n jährl ich 1,9 Wohne inhe i t en 
je 1.000 Einwohner errichtet , in der Dekade 1950-1960 jährl ich durchschni t t l ich 2,89 im 
Vergleich zu 9,96 in Westdeutschland.1 1 0 9 Bau u n d Bewir t schaf tung von M i e t w o h n u n g e n 
waren n u r bei Gewährung hohe r Subven t ionen mögl ich, d ie vorwiegend k o m m u n a l e n 
W o h n u n g s u n t e r n e h m e n zuflössen.1110 Seit Anfang der sechziger Jahre w u r d e der Alt-
bestand systematisch vernachlässigt, w o d u r c h Mangels i tua t ionen in der Wohnungsver -
sorgung en ts tanden und eine verstärkte Neubaupo l i t i k erforder l ich wurde.1111 Rund ein 
1097 Vgl. BMRBS (1994a), S. 1, 6. 
1098 Vgl. Staemmler (1984), S. 237, 239; Oxley/Smith (1996), S. 147. 
1099 Vgl. Staemmler (1984), S. 231; Oxley/Smith (1996), S. 146. 
1100 Vgl. Schröder (1991), S. 10 ff. 
1101 Vgl. Staemmler (1984), S. 240. 
1102 Vgl. § 10 WLVO; Schröder (1991), S. 10. 
1103 Vgl. § 14 WLVO; Schröder (1991), S. 11. 
1104 Vgl. Schröder (1991), S. 10. 
1105 Vgl. § 129 ZGB; Schröder (1991), S. 11 f. 
1106 Vgl. §§ 121 f. ZGB; Schröder (1991), S. 11. 
1107 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 327. 
1108 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 201 f. 
1109 Vgl. UN ECE (1959); Staemmler (1984), S. 225. 
1110 Vgl. Sander (1994), S. 9 f. 
1111 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 201 f. 
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Drittel des N e u b a u v o l u m e n s w u r d e d u r c h den z u n e h m e n d e n Verfall alter W o h n g e b ä u d e 
absorbier t ." 1 2 
Schon bald verlagerte sich im N e u b a u die Gewich tung v o m privaten z u m öffent -
lichen Sektor. Zwischen 1950 u n d 1957 sank der Anteil der privat err ichteten Wohne in -
heiten von 61 % auf 8 % der Fert igstel lungen, w ä h r e n d der Anteil des öffent l ichen Woh-
nungsbaus auf 7 9 % u n d der des genossenschaf t l ichen Sektors auf 1 3 % anst ieg."1 3 Seit 
den sechziger Jahren lag der Anteil des pr ivaten Sektors a m Neu-, U m - u n d Ausbau bei 
etwa 5 % , der Anteil a m N e u b a u noch darunter.1 1 1 4 Mindes tens 9 0 % der Fertigstellun-
gen u n d quasi der gesamte N e u b a u von M i e t w o h n u n g e n erfolgte du rch staatliche Woh-
nungsgesellschaften oder du rch Genossenschaf ten . " 1 5 
Die Wohnungswi r t scha f t konzen t r i e r t e sich auf den staatl ichen, industriell gefertigten 
Wohnungsneubau . 1 1 1 6 Der Anteil der in Fert igbauweise p roduz ie r t en Wohne inhe i ten er-
höh te sich von 1 2 % 1958 auf 9 0 % 1965.1117 Von 1956 bis 1971 kam es bei einer du rch -
schnit t l ichen jährl ichen Bauleis tung von r u n d 70.000 Wohne inhe i t en fast zu einer Ver-
dre i fachung der jähr l ichen N e u b a u p r o d u k t i o n . 1 " 8 Zwischen 1949 u n d 1971 e rhöh te sich 
die Anzahl von W o h n u n g e n je 1.000 E inwohner u m r u n d 31 %, von 271 auf 355, in der 
Bundesrepubl ik u m 55 %, von 220 auf 341.1119 
Die siebziger Jahre waren d u r c h die umfangre i che Erwei terung der Wohnungs -
bes tände mittels industr iel ler Fe r t igungsmethode geprägt . Die in den Randzonen der 
größeren Städte err ichte ten neuen Wohngeb ie te w u r d e n , wie im Westen auch, bei ab-
n e h m e n d e r Qual i tä t z u n e h m e n d größer u n d höher.1 1 2 0 69 % der N e u b a u w o h n u n g e n 
en ts tanden in den neuen Großs ied lungen an den Randgebie ten großer Städte, wo jähr-
lich 100.000 Wohne inhe i t en in Fert igbauweise err ichtet wurden . Zeitgleich erfolgte ein 
umfangre icher Abriss alter W o h n g e b ä u d e . " 2 1 Als es in den f rühen siebziger Jahren of-
fensichtlich wurde , dass die W o h n g e b ä u d e aus der Gründerze i t , Baujahr 1870-1918, 
die 1971 5 3 % des Bestandes a u s m a c h t e n , d u r c h den z u n e h m e n d e n Verfall endgült ig 
verloren zu gehen d roh ten , w u r d e n jährl ich etwa 50.000 W o h n u n g e n des Altbestandes 
instand gesetzt.1122 
In der zweiten Hälf te der siebziger Jahre erreichten die Fertigstellungen mit jährlich 
9 - 1 0 neu err ichteten Wohne inhe i t en p ro 1.000 E inwohner eine der Bundesrepubl ik der 
fünfziger Jahre vergleichbare G r ö ß e n o r d n u n g . " 2 3 Der Druck zu Rational is ierung u n d 
Industr ia l is ierung u n d die chronische Finanzmisere des Staates füh r t en jedoch in zuneh-
m e n d e m M a ß e zu e inem Rückgang der Qual i tä t der Neubauten. 1 1 2 4 In den siebziger und 
achtziger Jahren erfolgte der W o h n u n g s b a u zu 4 5 % d u r c h den Staat, zu 4 5 % durch 
1112 Vgl. Sander (1994), S. 8. 
1113 Vgl. Staemmler (1984), S. 236. 
1114 Vgl. Schröder (1991), S. 13. 
1115 Vgl. Power (1993), S. 152. 
1116 Vgl. Schröder (1991), S. 6 ff. 
1117 Vgl. Staatliche Zentralverwaltung für Statistik (1979), S. 31; Conradi/Zöpel (1994), S. 177; Hühl 
(1996), S. 5 ff. 
1118 Vgl. Staemmler (1984), S. 225; Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 201 f. 
1119 Vgl. Hinrichs (1992), S. 5 ff. 
1120 Vgl. Staemmler (1984), S. 225. 
1121 Vgl. Staemmler (1984), S. 227 f.; Kornek (1990), S. 46 f.; Hinrichs (1992), S. 5 ff. 
1122 Vgl. Staemmler (1984), S. 230. 
1123 Vgl. Staemmler (1984), S. 226. 
1124 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 176; Oxley/Smith (1996), S. 101. 
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Genossenschaf ten u n d zu etwa 1 0 % durch den pr ivaten Sektor ."2 3 Ende der siebziger 
Jahre wurden über jährlich 150.000 Wohne inhe i t en fertiggestellt, bis der W o h n u n g s n e u -
bau gegen Ende der achtziger Jahre stark zu rück ging." 2 6 
1978 be t rug die durchschni t t l i che G r ö ß e einer W o h n u n g 61 q m u n d das du rch -
schnit t l iche Alter 58 Jahre. 4 7 % des Bestandes waren vor 1919 e rbaut , 5 0 % hat ten we-
der Badezimmer noch Dusche, 5 0 % keine Innento i le t te u n d 7 8 % keine Zentralhei-
zung.112 ' Der Anteil pr ivatwir tschaf t l ichen E igen tums a m Bestand sank zwischen 1971 
u n d 1989 von rund 6 2 % auf 41 % u n d der an den Geschosswohnungen von rund 4 5 % 
auf un te r 21 %, während der Anteil der Genossenschaf ten von k n a p p 10 % auf 18 % u n d 
der der volkseigenen W o h n u n g e n von 2 7 % auf 41 % anst ieg."2 8 Die durchschni t t l iche 
Wohnf läche p ro Einwohner e r h ö h t e sich von 1970 bis 1989 von 20 q m auf 27 qm.1129 
Seit d e m Zweiten Weltkrieg w u r d e n k n a p p 2,4 Mil l ionen W o h n u n g e n in industrieller 
Bauweise errichtet , die so genann ten P l a t t enbauwohnungen , die 1989 r u n d ein Drittel 
des Gesamtwohnungsbes tandes ausmach t en . " 3 0 Es en t s tanden 27 Großs ied lungen mit 
m e h r als 10.000 Wohneinhe i ten u n d 144 Großs ied lungen mit m e h r als 2.500 Wohne in -
hei ten, die insgesamt 1,1 Mil l ionen W o h n u n g e n umfass ten u n d gravierende Mängel in 
der städtischen In f ras t ruk tur aufwiesen.1131 2 0 % des Bestandes be fanden sich in diesen 
nach 1970 en ts tandenen Neubaugebie ten . " 3 2 1 2 % der nach d e m Krieg err ichteten 
Wohne inhe i ten waren Eigenheime.1 1 3 3 Etwa 3 0 % der A l tbauwohnungen w u r d e n instand 
gesetzt."34 
3.8.4 Städtebau- und Bodenpol i t ik 
Das Gesetz über den Aufbau der Städte der D D R u n d der Haup t s t ad t Deutsch lands 1950 
regelte die Ente ignung privater Liegenschaften u n d legte s t reng hierarchische Planungs-
kompe tenzen fest. Obers te P lanungsbehörde einer vierstufigen Planungshierarchie aus 
Flächennutzungsplan , S tad tbebauungsplan , Aufbaup l an u n d Tei lbebauungsplan war 
das Min is te r ium fü r Wiederaufbau . Das Min i s t e r ium un te rwar f die beiden obers ten Pla-
nungshierarchien einer str ikten Kontrolle, sodass auf lokaler Ebene n u r geringe Kom-
petenzen verblieben.1133 Erst das Neue Ö k o n o m i s c h e System der P lanung u n d Leitung 
er laubte 1963 den K o m m u n e n , eigene, unmi t t e lba r a m lokalen Badarf or ient ier te Woh-
n u n g s b a u p r o g r a m m e aufzulegen.1136 In Reaktion auf das d u r c h die Vernachlässigung des 
Altbestandes und die mangelhaf te P laner fü l lung wachsende Wohnungsdef iz i t h o b das 
1125 Vgl. Staemmler (1984), S. 236 f. 
1126 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 201 f. 
1127 Vgl. Staemmler (1984), S. 233, 235. 
1128 Vgl. Schröder (1991), S. 12 f., 16. 
1129 Vgl. BfRL (1995), S. 26; BMRBS (1996a), S. 32, Statistisches Bundesamt, Zeitreihen. 
1130 Vgl. Hühl (1996), S. 16 ff.; Remaklus (2000), S. 15. 
1131 Vgl. Hübl (1996), S. 16 ff 
1132 Vgl. Schröder (1991), S. 17. 
1133 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 326. 
1134 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 47. 
1135 Vgl. Staemmler (1984), S. 223. 
1136 Vgl. Staemmler (1984), S. 227. 
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1973 beschlossene P a r t e i p r o g r a m m die k o m m u n a l e n Kompetenzen im W o h n u n g s b a u 
wieder auf u n d erklärte die Wohnungspo l i t i k z u m Schwerpunkt der Sozialpolitik.1137 
Die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g erfolgte über 4 %ige Dar lehen mit einer Laufzeit von 
überlicherweise 41 Jahren, bei denen die mona t l i chen Raten so austar ier t wurden , dass 
sie niemals die realisierten oder implizi ten mona t l i chen Mieter t räge überstiegen.1138 Ein 
beträcht l icher Teil des bebau ten Landes verblieb in pr iva tem Besitz.1139 Obwohl in dekla-
rierten Entwicklungsgebieten die En te ignung bebau te r u n d u n b e b a u t e r Grunds tücke ge-
gen obligatorische Entschäd igung zulässig war ," 4 0 w u r d e n zunächst in den städtischen 
Regionen die bes tehenden Gebietsgrenzen u n d E igen tumss t ruk tu ren im Allgemeinen 
respektiert u n d enteignet w u r d e n u r in der Innens tad t und fü r den N e u b a u von W o h n -
vierteln. In fast allen größeren Städte w u r d e n in den fünfziger Jahren Entwicklungs-
gebiete ausgewiesen.1141 
Ab den sechziger Jahren w u r d e die En te ignung von Immobi l ienbes i tz verstärkt voran 
getrieben.1142 Etwa 1 0 % des pr ivaten Mie twohnungsbes t ands gelangte du rch Eigentums-
verzicht zuguns ten des Staates in den Besitz de r öf fent l ichen Hand.1 1 4 3 Für den Bau von 
genossenschaft l ichen Wohnan lagen oder von Eigenheimen w u r d e in staatl ichem Besitz 
befindliches Bauland auf Pachtbasis vergeben, o h n e einen Pachtzins zu erheben.1144 Wo 
es nicht zur Neuen twick lung von Indus t r ien k a m , blieb die S tad t s t ruk tu r der Vorkriegs-
zeit mi t ih rem h o h e n Anteil an Gemengelagen wei tgehend erhal ten. Es kam nicht zu 
d e m aus der Entwicklung des Dienst le is tungssektors u n d der Auslagerung der Fert igung 
in das nähere u n d weitere Umfeld resul t ie rendem typischen Verdichtungsprozess, der 
nach d e m Kriege in den Innenbere ichen der wes tdeutschen Städte u n d Dörfer ablief. 
Wo erheblicher W o h n u n g s n e u b a u b e d a r f bes tand , w u r d e n große, z u s a m m e n h ä n g e n d e 
Neubaukomplexe errichtet.1145 Zunächs t en tsprach die Qual i tä t der Städtebaupol i t ik 
der im Westen. Die neu err ichteten Wohns ied lungen der bis 1965 daue rnden Frühphase 
waren in Auss ta t tung der W o h n u n g e n u n d Gesta l tung des W o h n u m f e l d s vergleich-
bar.1146 Ab 1976 ging die Qual i tä t der neu err ichte ten Wohnvier te l deutl ich zurück.1147 
3.8.5 D e r g e n o s s e n s c h a f t l i c h e Sek to r 
Der Bau von Genossenscha f t swohnungen wurde , in An lehnung an sowjetische Vor-
gehensweisen, be im A u f b a u neuer Großbe t r i ebe in unerschlossenen Regionen vor-
geschrieben. Wie sowjet ische Indust r ie inves toren auch fü r die Ansiedlung der benöt ig-
ten Arbei tskräf te u n d dami t für den W o h n u n g s n e u b a u zuständig waren, waren in 
1137 Vgl. Staemmler (1984), S. 227; Hinrichs (1992), S. 5 ff.; Conradi/Zöpel (1994), S. 178. 
1138 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 103. 
1139 Vgl. Kleiber (1993), S. 161. 
1140 Vgl. Aufbaugesetz Art 14. 
1141 Vgl. Staemmler (1984), S. 223. 
1142 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 146. 
1143 Vgl. Staemmler (1984), S. 238; Oxley/Smith (1996), S. 147. 
1144 Vgl. Kleiber (1993), S. 162. 
1145 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 18 f. 
1146 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 176. 
1147 Vgl. Staemmler (1984), S. 228. 
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ähnl icher Weise die Großbet r iebe u n d späteren Kombina te in der D D R fü r den Bau neu-
en W o h n r a u m s für ihre Belegschaftsmitglieder verantwortl ich.1 1 4 8 
Die Arbe i te rwohnungsbau-Genossenschaf ten /AWGs waren an einen volkseigenen 
Trägerbetr ieb gebunden, u n d n u r dessen Beschäftigte konn ten Mitgl ieder werden.1149 
Neu gebildete Wohnungsgenossenschaf ten erhielten kein E igen tum an G r u n d u n d Bo-
den. Aus der Vorkriegsära t radier te , ältere Wohnungsgenossenschaf ten , w u r d e n rechtlich 
den AWGs angeglichen, ihre Rücklagen w u r d e n in den fünfziger u n d sechziger Jahren 
eingezogen sowie ihr G r u n d u n d Boden zu Billigpreisen aufgekauft .1 1 5 0 Wegen des feh-
lenden Trägerbetriebs waren sie benachtei l igt , sodass sich viele von ihnen den AWGs an-
schlössen.1151 
Bis zu 85 % der Baukosten w u r d e n du rch zinslose Kredite der lokalen Gebie tskörper-
schaften abgedeckt.1152 Die geringen finanziellen Beteiligungen von durchschni t t l ich 
5.000 Os tmark ermöglichten auch in Verb indung mit der E rb r ingung von Eigenleistun-
gen von durchschni t t l ich etwa 500 S tunden keine ausre ichende Kapitaldecke, u m aus 
eigener Kraft Instandsetzungs- u n d Modern i s ie rungss taus zu überwinden. 1 1 5 3 1989 u m -
fasste der genossenschaftl iche W o h n u n g s b e s t a n d mit r u n d 1,2 Mil l ionen W o h n u n g e n 
1 8 % des Gesamtbestands. Im Durchschn i t t gehör ten zu einer Genossenschaf t r u n d 
1.600 Wohneinheiten.1 1 5 4 
3.8.6 Die E igenhe impol i t ik 
Die Selbstversorgung mit W o h n r a u m war zulässig und erwünscht,1 1 5 3 der Neubau von 
Miet- u n d E igen tumswohnungen jedoch verboten.1 1 5 6 Betriebskosten privater Mie twoh-
nungen wurden zu rund 51 % d u r c h Subvent ionen abgedeckt.1157 Die dami t v e r b u n d e n e 
Desinvesti t ion im privaten W o h n u n g s b e s t a n d bewirkte einen beschleunigten Verfall der 
vo rhandenen Bausubstanz.1158 E igen tümer u n d pr ivate Vermieter waren deshalb ange-
hal ten, fü r Instandsetzung u n d Ins t andha l tung ihrer Immobi l i en Sorge zu tragen.1159 Ka-
m e n sie dieser Pflicht nicht nach, k o n n t e n die en t sp rechenden Arbei ten von den Behör-
den zu Lasten des Vermieters in Auf t rag gegeben werden.1 1 6 0 Verkauf von Bauland 
zwischen privaten Eigentümern war n u r zu äußers t niedrigen Preisen möglich u n d ge-
nehmigungspf l icht ig , denn jeder Bürger d u r f t e n u r ein bebautes oder bebaubares 
G r u n d s t ü c k besitzen.1161 
1148 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 108. 
1149 Vgl. Schröder (1991), S. 15. 
1150 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 109. 
1151 Vgl. Schröder (1991), S. 15. 
1152 Vgl. Staemmler (1984), S. 237. 
1153 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 109. 
1154 Vgl. BMRBS (1994a), S. 15, 36. 
1155 Vgl. Kleiber (1993), S. 162. 
1156 Vgl. Schröder (1991), S. 12; Pfeiffer (1993a). S. 326; Oxley/Smith (1996), S. 146. 
1157 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 147. 
1158 Vgl. Schröder (1991), S. 6 ff. 
1159 Vgl. §20 WLVO; Staemmler (1984), S. 239; Schröder (1991), S. 12; Oxley/Smith (1996), S. 146. 
1160 Vgl. $ 22 WLVO; Staemmler (1984), S. 239; Schröder (1991), S. 12. 
1161 Vgl. Staemmler (1984), S. 239; Oxley/Smith (1996), S. 147; Warnick/Novak (1997), S. 49. 
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Seit 1971 w u r d e der Bau von Eigenheimen, insbesondere im ländl ichen Bereich, woh-
nungspol i t isch akzeptiert u n d partiell gefördert.1 1 6 2 Das G r u n d s t ü c k wurde in der Regel 
kostenlos bereit gestellt, Kredite fü r Baumaterial gab es unverzinsl ich mit 1 % Tilgung, 
Kredite für Handwerker le i s tungen w u r d e n mit 5 % verzinst. Nachbarschaftshi l fe u n d 
Unte r s tü tzung du rch den Betrieb waren gesellschaftliche N o r m . Die Baukosten lagen 
zwischen 70.000 und 80.000 O s t m a r k . " 6 3 Der Anteil der Eigenleistung am Neubauvolu-
men im Eigenhe imbau lag 1989 bei über 8 0 % , m e h r als 4 0 % der Modernis ie rungen 
und gut 2 0 % der Repara turen w u r d e n in Eigenleistung erbracht . Seit 1975 wurden jähr-
lich m e h r als 10.000 Eigenheime errichtet . In den achtziger Jahren e rhöh te sich der An-
teil des pr ivaten W o h n u n g s b a u s auf 15%.1164 
3.8.7 Die Lage d e r W o h n u n g s w i r t s c h a f t vo r d e r W i e d e r v e r e i n i g u n g 
1989 gab es in der D D R 7,0 Mil l ionen W o h n u n g e n f ü r 16,4 Mil l ionen Einwohner gegen-
über 27,0 Mil l ionen fü r 62,7 Mil l ionen E inwohner im Westen.1165 Die Wohnraumversor -
gung der D D R entsprach hinsicht l ich der Auss ta t tung, der Wohnf läche je Einwohner 
sowie der G r ö ß e der W o h n u n g e n der jenigen der Bundesrepubl ik im Jahre 1968.1166 Die 
statistisch j edem Einwohner zur Verfügung s tehende Wohnf l äche lag mit 28,1 q m u m 
etwa ein Viertel un te r d e m wes tdeutschen Wert von 36,5 qm.1167 Von den W o h n u n g e n 
waren 7 2 % mit Innento i le t te u n d 41 % mit Zen t ra lhe izung ausgestattet.1168 Die durch-
schnit t l iche W o h n u n g s g r ö ß e be t rug 64 q m im Vergleich zu 86 q m im Westen.1169 
Keine großen Unterschiede bes tanden bei den den E inwohne rn u n d Haushal ten zur 
Verfügung s tehenden Wohne inhe i t en . S tanden im Osten f ü r 100 Haushal te 102 u n d für 
1000 Einwohner 426 Wohne inhe i t en zur Verfügung, so be t rugen die Werte im Westen 96 
und 415.Vgl. Statistisches Bundesamt (1991); Statistisches Bundesamt (1992), McCrone / 
Stephens (1995), S. 47. 420.000 W o h n u n g e n s tanden leer.1170 Die Anteile des privaten 
Sektors a m Bestand waren 1988 mit 2 4 % fü r selbst genutz te u n d 1 7 % für vermietete 
Wohne inhe i ten geringer als im Westen mit 3 8 % sowie 4 % (1987).1171 Deutlich höher 
hingegen war mit 18 % gegenüber 4 % der Anteil der Genossenschaf ten , und 41 % volks-
eigenen W o h n u n g e n s tanden ein Sozia lwohnungsante i l von 1 5 % (1987) sowie etwa 5 % 
(1992) öffent l icher Wohnungsbes i t z im Westen gegenüber ." 7 2 42 % des Bestandes waren 
vor 1918 e rbaut , 6 0 % vor 1939.1173 Trotz der relativ geringen Bevölkerungsdichte lagen 
1162 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 174. 
1163 Vgl. Warnick/Novak (1997), S. 49. 
1164 Vgl. Schröder (1991), S. 14. 
1165 Vgl. Oxley/Smth (1996), S. 104. 
1166 Vgl. Schröder (1991), S. 8 f. 
1167 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 9. 
1168 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991), S. 14; BMRBS (1994a), S. 54; Heuer/Kühne-Büning (1994), 
S. 212; Harloe (1995), S. 472; Kelle (1998), S. 10. 
1169 Vgl. Statistisches Bundesamt (1992), Statistisches Jahrbuch 1992; Pfeiffer (1993a). S. 326. 
1170 Vgl. Kornek (1990), S. 46 f. 
1171 Vgl. Schröder (1991 ),S. 16; Oxley/Smith (1996), S. 147; Oxley/Smith (1996), S. 147; Balchin (1996b), S. 34. 
1172 Vgl. Schröder (1991), S. 16; BMRBS (1994a), S. 15; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), 
S. 88; Balchin (1996b), S. 34. 
1173 Vgl. BMRBS (1994a), S. 54; McCrone/Stephens (1995), S. 47; Balchin (1996b), S. 34; BMRBS 
(1996a), S. 31. 
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mi t etwa e inem Dri t te l vergleichsweise wenige der r u n d 7,0 Mill ionen W o h n u n g e n in 
Ein- u n d Zweifami l ienhäusern , die zu 85 % im Privatbesitz s tanden u n d zu über 78 % 
aus der Vorkriegszeit s tammten.1 1 7 4 
Etwa die Häl f te der 2 Mil l ionen A l tbauwohnungen in Mehr fami l ienhäusern wies 
schwere Bauschäden auf.1175 Fast 1 0 % des Bestandes waren nahezu oder völlig unbe-
wohnba r . " 7 6 Der zu DDR-Zei ten geschaffene Wohnungsbes tand umfass te mi t r u n d 3 
Mil l ionen Einhei ten k n a p p die Hälf te des sanierungsfähigen Gesamtbes tands u n d be-
s tand zu r u n d 8 0 % aus Plattenbauten.1 1 7 7 In den Plat tenbausiedlungen war die Sozial-
sch ich tung ausgewogener als in den meisten westdeutschen Großsiedlungen.1 1 7 8 Die 
durchschni t t l i che P l a t t e n b a u w o h n u n g hat drei W o h n r ä u m e u n d eine Wohnf läche von 
50 -60 q m u n d war in der Auss ta t tung deut l ich besser als die anderer Wohnungen. 1 1 7 9 
Auch nach westl ichen Beur te i lungsmaßs täben war nach einer Sanierung ein hohe r Stan-
da rd zu erwarten.1 1 8 0 W o h n g e b ä u d e der Genossenschaf ten wiesen einen besseren Bau-
zus tand u n d ein besseres Erscheinungsbi ld auf als der volkseigene Bestand.1181 
3.9 1990-1995 : W i e d e r v e r e i n i g u n g , M i g r a t i o n u n d p r o b l e m a t i s c h e 
w o h n u n g s p o l i t i s c h e E n t s c h e i d u n g e n 
3.9.1 Die gesamtgese l l s cha f t l i chen R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Der poli t ische u n d ö k o n o m i s c h e Z u s a m m e n b r u c h des Warschauer Paktes bescherte den 
Deutschen ein une rwar t e t großes Geschenk, die friedliche Wiedervereinigung. Aber, so 
weise wie die pol i t ischen Aspekte des Vereinigungsprozesses gesteuert wurden , so 
schwerwiegend erwiesen sich die wir tschaftspol i t ischen Fehlentscheidungen. Mit d e m 
poli t ischen Z u s a m m e n b r u c h der D D R k a m der wirtschaft l iche, und er kam in einer 
Schärfe, wie es ihn niemals zuvor zu Friedenszeiten gegeben hatte. Fast die Häl f te des 
Sozia lprodukts u n d zwei Drittel der Indus t r i ep roduk t ion gingen verloren. Die Industr ie-
beschäf t igung sank auf ein Fünftel u n d die Gesamtbeschäf t igung auf k n a p p zwei Drittel 
ihres u r sp rüng l i chen Werts.1182 Die Eheschl ießungen gingen 1990-1991 u m 5 0 % u n d 
die Gebur t en u m 4 0 % zurück, von 1991 bis 1992 u m 5 % sowie 19 %." 8 3 H o h e Trans-
ferleistungen f ü r die neuen Länder w u r d e n erforderl ich. So floss Anfang der neunziger 
Jahre 8 % des wes tdeutschen BIP nach Ostdeutschland.1 1 8 4 
1174 Vgl. Schröder (1991), S. 14; Pfeiffer (1993a). S. 327. 
1175 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991), S. 14; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 10; 
McCrone/Stephens (1995), S. 47. 
1176 Vgl. BMRBS (1994a), S. 1; McCrone/Stephens (1995), S. 47. 
1177 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 9. 
1178 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 15. 
1179 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 94 f. 
1180 Vgl Schuler-Wallner/Wullkopf (1991), S. 14; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 98. 
1181 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 109. 
1182 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 1. 
1183 Vgl. Rürup/Sesselmeier (1993), S. 3. 
1184 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 356. 
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Die Rea le inkommen im Westen stagnierten u n d waren in brei ten Schichten der Be-
vö lkerung rückläuf ig ." 8 5 Durch den dynamischen Anstieg der Sozialleistungen, ins-
besondere a u f g r u n d der negativen Entwicklungen auf d e m Arbei t smarkt , waren n u r 
noch wenige Städte in der Lage, Überschüsse im lau fenden Geschäft zur Selbstf inanzie-
rung s tädt ischer Investi t ionen zu erwir tschaf ten ." 8 6 1992/93 ging der kon t r ä r zur rezes-
siven Entwick lung in Westeuropa und in den USA ver laufende, überwiegend d u r c h eine 
massive E r h ö h u n g der Staatsverschuldung finanzierte, äußers t dynamische wes tdeu tsche 
Vere in igungsboom in der schärfsten Rezession der Nachkriegsära zu Ende ." 8 7 
Die No rd -S üd -B innenmig ra t i on wurde du rch eine Os t -Wes t -Migra t ion abgelöst ." 8 8 
Von 1989 bis 1993 kamen allein fast 1,5 Mill ionen Spätaussiedler nach Deu t sch land , 
vor al lem nach Westdeutschland." 8 9 Die westdeutsche Bevölkerung wuchs u m mindes -
tens 3,5 Mil l ionen Zuwanderer , davon rund 1 Mill ion aus den neuen Ländern , f ü r die 
2,5 Mil l ionen zusätzliche W o h n u n g e n gebraucht w u r d e n . " 9 0 W ä h r e n d die deu t sche Be-
vö lkerung jährl ich u m etwa eine Drittel Million zurückging, war die N e t t o z u w a n d e r u n g 
absolut gesehen höhe r und im Vergleich zur Einwohnerzahl selbst bei Einbez iehung der 
illegalen E inwande rung in den USA u m das 2,5fache g rößer als im klassischen Einwan-
dere r land USA."9 1 Der Anteil der Einwohner, die 65 Jahre u n d älter waren, war 1990 auf 
1 5 , 5 % gestiegen.1192 Die durchschni t t l iche Hausha l t sgröße war im in te rna t iona len Ver-
gleich mit 2,22 Personen 1995 sehr klein, insbesondere der Anteil der g roßen Hausha l t e 
mi t f ü n f u n d m e h r Personen war stark zurück gegangen,1193 während der Anteil der Ein-
pe r sonenhausha l t e mi t 3 4 % , davon 4 0 % über 65-jähr ige u n d 1 0 % un te r 25-jährige, 
1991 vergleichsweise hoch war.1194 In manchen Großs t äd t en lag der Anteil der Einper-
sonenhausha l t e über 50%.1 1 9 5 
3.9.2 Die n e u e W o h n u n g s n o t de r f r ü h e n n e u n z i g e r Jah re 
Nach d e m wei tgehenden Rückzug des Staates aus d e m sozialen W o h n u n g s b a u , den 
niedrigen Fertigstellungen des privaten Sektors, der wei tgehenden Vern ich tung kos ten-
günst igen W o h n r a u m s du rch aufwer tende Innens tad t san ie rungen u n d der Deregulie-
rung des gemeinnütz igen Wohnungswesens wurden bereits 1985 Anzeichen von Knapp-
heit deut l ich, die sich 1989 mit der Wiedervere in igung u n d der Immigra t ionswel le zu 
einer bet rächt l ichen u n d manchero r t s existentiellen W o h n u n g s u n t e r v e r s o r g u n g in den 
Ballungsgebieten u n d Wachs tumszen t ren Westdeutschlands ausweitete.1196 Es k a m zu 
1185 Vgl. GdW (1996), S. 1. 
1186 Vgl. Karrenberg/Münstermann (1996), S. 119 ff. 
1187 Vgl. Harloe (1995), S. 374-376. 
1188 Vgl. Duvigneau/Schönefeldt (1989), S. 9; Harloe (1995), S. 374; Balchin (1996b), S. 29; Nolte (2000), 
S. 12. 
1189 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 216. 
1190 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991). 
1191 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
1192 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
1193 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 29. 
1194 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 17; Eurostat (1999), S. 78. 
1195 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 17. 
1196 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 300,348 f., 354; McCrone/Stephens (1995), S. 47; Börsch-Supan (2000), S. 24 f. 
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einer Neube lebung der Innenstädte , vor allem d u r c h die große Zahl von Zuwandere rn 
u n d jüngeren Haushalten.1 1 9 7 W ä h r e n d ein z u n e h m e n d e r Anteil der N e u b a u t e n für Be-
zieher höherer E i n k o m m e n errichtet wurde , e rhöh te sich besonders massiv die Nachfra-
ge nach kos tengünst igem Wohnraum. 1 1 9 8 
Unter den Bedingungen einer scharfen interregionalen Konkurrenz stieg die Bedeutung 
des wohnungswir tschaf t l ichen Sektors als Standor t faktor . Angebotsengpässe, insbesonde-
re bei qualitativ hochwert igen W o h n u n g e n , erschwerten die Zuwande rung von hoch qua-
lifizierten Arbeitskräften, die in einer a l ternden Gesellschaft mi t niedrigen Gebur tenra ten 
u n d unzure ichender Humankap i t a lb i ldung dr ingend gebraucht wurden.1 1 9 9 Zugleich fiel 
die Wohnungsve rknappung in eine Zeit, in der du rch Zuwande rung u n d Veränderung 
der soz ioökonomischen Rahmenbed ingungen eine neue Urbane Unterschicht ents tand 
u n d die demographischen Veränderungen bei der e inheimischen Bevölkerung sowie die 
Z u w a n d e r u n g eine soziale und ethnische En tmischung von Wohnsiedlungen bewirkten. 
Wohnungsmark tengpässe und das Ents tehen von neuen Armutsgebieten in den Groß-
städten bildeten erhebliche Risiken fü r den sozialen Frieden und eine der zentralen Ursa-
chen fü r eine wachsende Aggressivität u n d wachsende Konflikte zwischen Mehrhei ten u n d 
Minderhe i t en in den Städten.1200 Der Sozia lwohnungsbestand reichte 1990 n u r für etwa 
die Hälf te der Wohnungsnotfä l le aus.1201 Die Diskr imin ierung Alleinerziehender und kin-
derreicher Familien n a h m massiv zu.1202 Die Aussiedler u n d Zuwanderer aus Ostdeutsch-
land muss ten mit Erschrecken erleben, dass der reiche Westen ihnen vieles, n u r keine 
angemessenen W o h n u n g e n bieten konnte.1 2 0 3 Schätzungsweise 25 % bis 30 % der Obdach-
losen kamen aus den neuen Ländern.1204 
Auf den Nachfrageschock reagierte der Staat p r i m ä r mit einer erhebl ichen Auswei-
tung steuerlicher Anreize für das Mie twohnungsangebo t , die einen W o h n u n g s b a u b o o m 
in West- und Ostdeutschland induzierten.1 2 0 5 Die S t ruk tur der Subvent ionen war in bei-
den Teilen des Landes prinzipiell die gleiche, die Förder intensi tä t im Osten jedoch bei 
wei tem höher.1206 Schätzungsweise 35 % der Subvent ionen gingen an selbst nu tzende Ei-
g e n t ü m e r und 6 5 % an den Mietwohnungssektor . 1 2 0 7 Baubewil l igungsverfahren u n d 
U m w a n d l u n g e n von Nich twohngebäuden in W o h n u n g e n wurden vereinfacht.1 2 0 8 Der 
Kündigungsschutz des Mieters bei U m w a n d l u n g von Miet- in E i g e n t u m s w o h n u n g e n 
w u r d e von den K o m m u n e n von 3 - 5 auf 5 - 1 0 Jahre ausgedehnt.1 2 0 9 Die wohnungswi r t -
schaft l ichen Investi t ionen e rhöhten sich jährl ich u m über ein Drittel u n d ließen die Bau-
preise massiv ansteigen.1210 W ä h r e n d j edoch andere Nat ionen wie Hol länder , Engländer, 
1197 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 39 f. 
1198 Vgl. Harloe (1995), S. 469, 510; Pfeiffer (1993a). S. 349; Oxley/Smith (1996), S. 144. 
1199 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 94. 
1200 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 12; GdW (1996), S. 1. 
1201 Vgl. Harloe (1995), S. 469. 
1202 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 17; Harloe (1995), S. 470. 
1203 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 17. 
1204 Vgl. Schuler-Wallner/Wullkopf (1991). 
1205 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 132; Harloe (1995), S. 470, 472; McCrone/Stephens (1995), S. 72; 
Tomann (1996), S. 55. 
1206 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 148 
1207 Vgl. BIPE (1991), zit. nach Oxley/Smith (1996), S. 51. 
1208 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 111, 131. 
1209 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 145. 
1210 Vgl. Tomann (1996), S. 58. 
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Franzosen oder Dänen 1988-1992 mit 1 % des BIP 2,5 bis 3,5 W o h n u n g e n für 1.000 Ein-
w o h n e r err ichteten, waren es in Deutschland 1,5.1211 
Die Ausgaben für die Wohnungspo l i t ik beliefen sich 1991 auf schätzungsweise 1 ,4% 
des BIP, 36,8 Mill iarden DM.1212 Davon entfielen nach Schätzungen 10,2 Mill iarden D M 
auf den sozialen W o h n u n g s b a u , 10 Mill iarden D M auf die steuerliche Wohne igen tums-
förderung , 10 Mil l iarden D M auf die steuerl iche M i e t w o h n u n g s f ö r d e r u n g d u r c h be-
schleunigte Abschre ibungen 4,5 Mill iarden D M auf das Wohngeld , 0,9 Milliarden D M 
auf die Bauspa r fö rde rung u n d 1,2 Mil l iarden D M auf sonstige Fördermaßnahmen. 1 2 1 3 
1993 entfielen r u n d 9 , 2 % der Subvent ionen in der erwei ter ten Abgrenzung der Wir t -
schaf ts forschungsins t i tu te auf die Wohnungsvermie tung . 1 2 1 4 Es wurden schätzungsweise 
20 Mill iarden D M fü r den sozialen W o h n u n g s b a u , 7 Mil l iarden D M für Wohngeldzah-
lungen, reichlich 1 Mill iarde D M fü r die Bauspa r fö rde rung und k n a p p 10 Milliarden 
D M für die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g ausgegeben.1 2 1 5 Die Verluste aus Ver-
m i e t u n g und Verpach tung stiegen nach Berechnungen des D I W 1993 auf mehr als 45 
Mill iarden D M jährlich, davon entfiel ein reichliches Drit tel , 16 Mill iarden DM, auf die 
neuen Länder.1216 Die Kreditanstal t fü r W i e d e r a u f b a u gewähr te 1991-1997 zinsgünstige 
Darlehen mit 25-jähriger Laufzeit für Modern i s i e rungen u n d Ins tandsetzungen in der 
H ö h e von 70 Mill iarden DM.1217 
1994 be t rugen die Kosten der Wohnungspo l i t ik 0 , 9 % des BIP. Die Ausgaben für die 
Wohnungspo l i t ik verteil ten sich zu je e inem Drit tel auf die steuerliche Wohne igen tums-
fö rde rung u n d die s teuerl iche M i e t w o h n u n g s f ö r d e r u n g , zu 22,22 % auf das Wohngeld 
u n d zu 11,11 % auf sonst ige F ö r d e r m a ß n a h m e n fü r das Wohneigentum. 1 2 1 8 
3.9.3 Die Ü b e r t r a g u n g des w e s t d e u t s c h e n Mie t - u n d W o h n g e l d r e c h t s auf die n e u e n 
L ä n d e r 
Der Wandel zu e inem marktwir t schaf t l i chen M i e t w o h n u n g s m a r k t in den neuen Län-
dern lief weit weniger radikal ab als der Prozess der wes tdeutschen Liberalisierung nach 
d e m „Lücke-Plan".1 2 1 9 Der Einigungsvertrag 1989 sah eine schrittweise Anpassung der 
Bestandsmieten u n d der Betriebskosten, eine soziale F lankierung der Anpassung du rch 
ein spezielles Wohngeldgesetz , die A u f h e b u n g der W o h n r a u m l e n k u n g v e r o r d n u n g sowie 
die Modern i s i e rung des Altbestandes du rch gesonder te gesetzliche Regelungen vor.1220 
Zur Mi lde rung der fü r g roße Bevölkerungsgruppen zu e rwar tenden Här ten durch die 
1211 Vgl. BMRBS (1994b), S. 134. 
1212 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 71. 
1213 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 71; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 65; Balchin 
(1996b), S. 33. 
1214 Vgl. Boss/Rosenschon (2000), S. 28. 
1215 Vgl. Hamm (1994), S. 17 f.; Boss/Rosenschon (2000), S. 34-39. 
1216 Vgl. Becker (1995), S. 180. 
1217 Vgl. Kelle (1998), S. 10; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 75, 126 f.; Oxley/Smith 
(1996), S. 148; BMRBS (1998), S. 8. 
1218 Vgl. McKinsey Global Institute (1997), zit. nach Börsch-Supan (2000), S. 34 f. 
1219 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 329. 
1220 Vgl. Preibisch (1990), S. 608 ff. 
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rasche Veränderung des wohnungswir t schaf t l ichen Systems w u r d e n Übergangsgesetze 
beschlossen.1221 
Die Mieten der Altbestände u n d das Mietrecht waren nach d e m Einigungsvertrag 
schrittweise an das westdeutsche System heran zu führen.1222 Mie thöhen frei f inanzierter 
N e u b a u w o h n u n g e n unterlagen keiner Regulierung.1223 Mit Hilfe der 1. Grundmie tenver -
o r d n u n g 1991, der 2. G r u n d m i e t e n v e r o r d n u n g 1993 sowie d e m Mietenüberlei tungsgesetz 
1995 w u r d e n die Mieten sukzessive erhöht u n d durch Zuschläge nach Wohnqua l i t ä ten 
differenziert.1224 1993 w u r d e die Vereinbarung von Indexmietverträgen zulässig.1225 1 994 
wurde die Wohnraumbewi r t s cha f tung in Berlin aufgehoben.1 2 2 6 Bei Altverträgen war der 
Kündigungsschutz bis 1995 auf dr ingenden Eigenbedarf des Vermieters beschränkt , ein 
Schutz, der insbesondere du rch den hohen Anteil westdeutscher Vermieter zur W a h r u n g 
des sozialen Friedens erforderl ich wurde.122 ' 
Zwischen 1991 u n d 1994 vervierfachten sich nomina l u n d verdrei fachten sich real die 
Mie ten in Os tdeu t sch land , während sie im Westen real u m 5 , 6 % stiegen.1228 Der g röß te 
Teil der Mie t e rhöhungen betraf Neuverträge.1229 4 6 % der wes tdeutschen u n d 31 % der 
os tdeu t schen Mie te rhausha l te beurtei l ten die Miete als zu hoch , 6 % der wes tdeutschen 
u n d 7 % der os tdeutschen Mieterhaushal te e m p f a n d e n die W o h n u n g s g r ö ß e als zu groß, 
j edoch war n u r ein verhäl tn ismäßig geringer Teil bereit, aus diesem G r u n d die W o h n u n g 
zu wechseln.1230 
O b w o h l sich mi t der Wiedervereinigung die Aufwendungen fü r das Wohngeld be-
t rächt l ich erhöhten,1 2 3 1 sanken die realen Wohngeldle is tungen, u n d viele Hausha l te fie-
len bei unveränder te r realer Bedürft igkeit ganz oder teilweise heraus , weil a u f g r u n d der 
seit 1991 auss tehenden Anpassung des Grundtar i f s an die Inf la t ionsrate sowie der Miet-
höchs tbe t räge an die Wohnkos tenen twick lung die Differenz zwischen gezahlten Mieten 
u n d zuschussfähigen Mietobergrenzen deutl ich gestiegen war.1232 
Auch wenn das Sonderwohngeld fü r ostdeutsche Hausha l te bis Ende 1995 zusätzlich 
zu den al lgemeinen Leistungen von der Hausha l t sgröße abhängige Freibeträge u n d ei-
nen Heizkostenzuschlag umfasste,1233 reagierte es, wie das al lgemeine Wohngeld , nicht 
auf den du rch den Transformat ionsprozess verursachten Belas tungssprung bei den 
Mieten.1234 
1990/91 n a h m e n 1,5 Mill ionen von etwa 4 Mil l ionen berecht igten Hausha l ten W o h n -
geldleistungen in Anspruch,1 2 3 5 6,3 % der Haushal te , 1 0 % der Mie ter u n d 1 , 2 % der 
selbst nu t zenden Eigentümer. 93 % der Empfänger waren Mieter, von denen etwa 63 % 
1221 Vgl. BMRBS (1994a), S. 10 f. 
1222 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 329; Tomann (1996), S. 64 f. 
1223 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 329. 
1224 Vgl. BMRBS (1994a), S. 19; Tomann (1996), S. 64 f.; Völker (1998), S. 12; BMRBS (1998), S. 8. 
1225 Vgl. Nolte (2000), S. 96. 
1226 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 58. 
1227 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 329; Nolte (2000), S. 96. 
1228 Vgl. Tomann (1996), S. 53. 
1229 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 59. 
1230 Vgl. Böltken (1994), S. 771 f.; Schwandt (1994), S. 804. 
1231 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 143. 
1232 Vgl. Nolte (2000), S. 160; Börsch-Supan (2000), S. 35. 
1233 Vgl Pfeiffer (1993a). S. 331; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 75. 
1234 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 113. 
1235 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 103; Tomann (1996), S. 64. 
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im privaten Sektor mieteten.1 2 3 6 Das E i n k o m m e n der Empfängerhausha l t e be t rug etwa 
ein Drittel des Durchschni t t se inkommens . 1 2 3 7 Etwa ein Drittel der geförder ten Hausha l t e 
waren Rentner.1238 In Os tdeu t sch land bezogen 1992 ein Drittel der Mie te rhausha l te u n d 
ein Viertel der E igen tümerhausha l t e Wohngeld.1 2 3 9 
3.9.4 Die Rest i tut ion 
Nach d e m Einigungsver t rag sowie d e m Gesetz zur Regelung offener Vermögensf ragen 
waren die zwischen 1945 u n d 1949 in erster Linie enteigneten F i rmenvermögen u n d 
landwir tschaf t l ichen Objek te d u r c h die Treuhand zu privatisieren, während die 
1933-1945 sowie 1949-1989 vornehml ich enteigneten Immobi l ien , schätzungsweise ein 
Drit tel der insgesamt auf d e m Gebiet der DDR enteigneten Vermögenswerte , an die f rü -
heren Eigentümer zu rück zu geben waren.1240 Zu DDR-Zei ten begründe te Nutzungs rech-
te an G r u n d s t ü c k e n blieben bes tehen, sodass die Eigentümer von etwa 250.000 Eigenhei-
m e n fü r den Baugrund an den Inhaber der Res t i tu t ionsforderung eine Entschäd igung zu 
ent r ich ten ha t ten , wenn sie E igen tümer werden oder das Nutzungsrecht auf Erbpacht -
basis weiter f üh ren wollten.1241 Es bes tand grundsätzl ich ein Vorrang der Natura l res t i tu t i -
o n gegenüber einer Entschädigung , n u r im Falle einer Investi t ionsbereitschaft der Nutzer 
war eine Entschäd igung möglich.1 2 4 2 Eine Vermögensabgabe wurde nicht e rhoben u n d 
die Entschädigungsbet räge or ient ie r ten sich an den Einheitswerten von 1935, sodass die 
Rest i tu t ionsberecht igten überwiegend auf Rückgabe behar r ten . Das Hemmnisbese i t i -
gungsgesetz 1991 sowie das Invest i t ionsvorranggesetz 1992, die die Inves t i t ionshemmnis -
se a u f g r u n d ungeklär ter E igen tumsf ragen reduzieren sollten, füh r t en zu keiner deut l i -
chen Belebung der Investitionstätigkeit .1 2 4 3 
Bis 1995 w u r d e n 2,5 Mil l ionen Anträge auf Rückers ta t tung gestellt, die sich auf über 
2,1 Mil l ionen Immobi l i en bezogen.1244 Betroffen waren vier bis fünf Mil l ionen Os tdeu t -
sche.1245 Res t i tu t ionsbehaf te t war jede siebente Wohneinhe i t , r u n d 1 Mill ion W o h n u n -
gen.1246 Noch größer waren die Res t i tu t ionsansprüche auf Flurgrundstücke , die sehr 
häuf ig über ein Drittel der Flurstücke der K o m m u n e n umfassten.1 2 4 7 In vielen Kom-
m u n e n , insbesondere in den Städten, waren m e h r als die Hälf te aller Flurstücke mi t Re-
s t i tu t ions fo rde rungen belegt, in Weimar drei Viertel, in Leipzig 88 % u n d in C h e m n i t z 
61%.1 2 4 8 In den Städten be t rafen die Res t i tu t ionsforderungen bis zu 5 0 % des W o h -
nungsbestandes.1 2 4 9 1 8 % des Wohnungsbes t andes der k o m m u n a l e n Wohnungsgesel l -
1236 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 143. 
1237 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 69. 
1238 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 131. 
1239 Vgl. BMRBS (1997), S. 8; Kelle (1998), S. 10 f.; Völker (1998), S. 12. 
1240 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 49. 
1241 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 52 f. 
1242 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 48 f; BMRBS (1994a), S. 27, 30. 
1243 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 54 f. 
1244 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 50; Warnick/Novak (1997), S. 49. 
1245 Vgl. Warnick/Novak (1997), S. 49. 
1246 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 50; Tomann (1996), S. 64. 
1247 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 4 f., 50 f. 
1248 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 50. 
1249 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 48 f; BMRBS (1994a), S. 27, 30. 
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Schäften, r u n d 600.000 W o h n u n g e n wurden zurück gefordert.1 2 5 0 Mi t te 1994 waren bei 
erhebl ichen regionalen Unterschieden 3 9 % der Res t i tu t ionsforderungen entschieden.1 2 5 1 
Bis Ende 1997 wurden m e h r als 760.000 Ansprüche abschlägig beschieden.1 2 5 2 
A u f g r u n d der Rest i tut ionen war ein Rückgang des Anteils der öffent l ichen Mie twoh-
n u n g e n von 41 % auf ein Drittel und ein Anstieg des Anteils der pr ivaten M i e t w o h n u n -
gen von 1 7 % auf 2 5 % des Bestandes zu erwarten.1 2 5 3 Für die Al tbauten , deren Bausub-
stanz sich bereits zu DDR-Zei ten in e inem desolaten Zus t and befand , bes tand durch den 
langwierigen Prozess der Resti tut ion und des dami t v e r b u n d e n e n Investi t ionsattentis-
m u s aller Beteiligten die Gefahr eines Totalverlusts der Bausubstanz.1 2 5 4 
O f t w u r d e n , wie in Brandenburg in 97 % der Fälle, Res t i tu t ionsansprüche nicht von 
den Al te igen tümern , sondern von deren Erben sowie von g roßen Immobi l i en f i rmen , die 
die A n s p r ü c h e aufkauf ten , gestellt.1255 Häuf ig w u r d e n A n s p r ü c h e fingiert , u m I m m o b i -
lien güns t ig zu erwerben u n d andere Erwerber abzuschrecken, oder W o h n i m m o b i l i e n 
von den Rest i tut ionsberechtigten bewusst vernachlässigt, u m die Mieter z u m Auszug 
zu bewegen.1 2 5 6 
Von allen Beteiligten wurde viel Zeit in den Rechtsstreit statt in den Wiede rau fbau 
des Landes investiert. Finanzexperten schätzten die d u r c h die Klärung of fener Ver-
mögens f ragen anfal lenden Kosten auf jährlich etwa eine Mill iarde D M . Die Naturalres t i -
t u t i on verzögerte die E i n f ü h r u n g einer echten Mark twi r t schaf t mi t wohldef in ier ten Ei-
gen tumsrech t en u n d verbrauchte wertvolles un te rnehmer i sches Talent in exzessivem 
M a ß e f ü r Rechtsstreitigkeiten.1257 
3.9.5 Das Altschuldenhilfegesetz 
Der rest i tut ionsfreie öffentl iche Mie twohnungsbes t and von 2,4 Mil l ionen W o h n u n g e n 
w u r d e im Zuge des Einigungsvertrages direkt an die K o m m u n e n u n d k o m m u n a l e n 
Wohnungsgesel lschaf ten übertragen1 2 5 8 
McCrone /S tephens (1995), S. 65. u n d die Genossenschaf ten nach Erwerb des G r u n d -
stückes in Genossenschaf ten nach bundesdeu t s chem Recht überführt . 1 2 5 9 Angesichts des 
relativ umfangre ichen , wenn auch quali tat iv oft schlechten W o h n u n g s b e s t a n d s war ein 
Schwerpunk t ihrer künf t igen Tätigkeit die Modern i s i e rung , vor allem die E rneue rung 
der Großwohnan l agen der sechziger u n d siebziger Jahre.1260 
1250 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 50; Oxley/Smth (1996), S. 104. 
1251 Vgl. BMRBS (1994a), S. 34 f.; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 5, 50; Tomann 
(1996), S. 64; GdW (1996), S. 40. 
1252 Vgl. Münnich (1999), S. 211. 
1253 Vgl. BMRBS (1994a), S. 34 f. 
1254 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 51-53. 
1255 Vgl. Warnick/Novak (1997), S. 50. 
1256 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 53. 
1257 Vgl. Kleiber (1993), S. 163; Pfeiffer (1993). S. 356; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), 
S. 51; Warnick/Novak (1997), S. 50. 
1258 Vgl. Power (1993), S. 153; Pfeiffer (1993a). S. 331; BMRBS (1994a), S. 27; 
1259 Vgl BMRBS (1994a), S. 27; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 109; Tomann (1996), 
S. 64. 
1260 Vgl. Harloe (1995), S. 472; Kelle (1998), S. 11 f. 
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Mit der Währungsums te l l ung waren die os tdeutschen k o m m u n a l e n Wohnungsgesel l -
schaften schlagartig mi t 36 Mill iarden D M überschuldet und folglich nicht kredi twür-
dig.1261 Eine adäqua te Ins tandha l tung war n u r zu 25 % durch Mie te innahmen gedeckt.1262 
U m die nöt igen Reinvestit ionen zu ermögl ichen, wurden Schulden in H ö h e von 33 Milli-
arden D M durch das Altschuldenhilfegesetz v o m Staat übernommen. 1 2 6 3 Im Gegenzug wa-
ren mindes tens 1 5 % ihrer rest i tut ionsfreien Bestände innerhalb von 10 Jahren zu privati-
sieren, Teile des Privatisierungserlöses an den Erblastent i lgungsfond abzuführen u n d f ü r 
bis zu 5 0 % des Bestands Belegungsrechte begründbar.1 2 6 4 Auch den Genossenschaf ten 
wurde bei I n a n s p r u c h n a h m e eine Privatisierung von 1 5 % der Bestände auferlegt.1265 Be-
s tandsmieter waren zu bevorzugen u n d erhielten einen Zuschuss von 20 % des Kaufpreises 
bis zu 7.000 D M zuzüglich weiteren 1.000 D M pro Familienmitglied.1266 
Bei einer offenen Arbe i t s losenquote von durchschni t t l ich 1 6 % u n d in s t ruk turschwa-
chen Regionen von über 2 0 % u n d d e m großen Anteil der Rentner, Vorruheständler u n d 
Sozialhi l feempfänger waren 2 0 % bis 4 0 % der Mieter als Käufer von zu pr ivat is ierenden 
W o h n u n g e n von vornhere in auszuscheiden u n d anderen fehlten die nöt igen Ersparnisse, 
sodass viele der besten W o h n u n g e n zu günst igen Kondi t ionen an wohlhabende west-
deutsche Investoren veräußer t wurden.1 2 6 7 Die Privatisierungsauflage war Ende 1998 zu 
r u n d 70 %, bei den K o m m u n e n zu über 96 % u n d bei den Genossenschaf ten zu r u n d 
4 8 % erfüll t . 200.000 W o h n u n g e n im öffent l ichen Besitz wurden privatisiert , 2 9 % an 
die Mieter u n d über zwei Drittel an Investoren, vorrangig aus d e m Westen.1268 
3.9.6 Die s t eue r l i chen S u b v e n t i o n e n u n d i h r e Folgen 
Auf die wachsende W o h n u n g s n o t w u r d e p r i m ä r mit massiven Erhöhungen der bereits 
sehr h o h e n steuerl ichen Vergünst igungen bei der Abschre ibung reagiert, obwohl die 
bundesdeu t sche Wohnungspo l i t i k bereits nachhal t ig die Er fahrung gemacht hatte, dass 
steuerliche Abschre ibungen, die über das zur Berücksicht igung des Wertverzehrs no t -
wendige M a ß h inaus gehen, f ragwürdige Arbi t rageeffekte hervor rufen.1269 Da sich die 
inst i tut ionel len Investoren wie Versicherungsgesellschaften u n d privatwir tschaft l iche 
Immobil iengesel lschaf ten wei tgehend aus d e m M i e t w o h n u n g s b a u zurück gezogen ha t -
ten u n d statt dessen auf d e m G e w e r b e i m m o b i l i e n m a r k t , vorrangig im Bürobau, inves-
t ierten, sollten so Bezieher hohe r E i n k o m m e n als Investoren in den Mie twohnungsbau 
gelockt werden.1 2 7 0 
Die 1989-1995 für Westdeutsch land e ingeführ ten Abschreibungssätze für N e u b a u -
m i e t w o h n u n g e n waren die großzügigsten seit Bestehen der Bundesrepubl ik . Bei einer 
1261 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 186; BMRBS (1998), S. 8. 
1262 Vgl. BMRBS (1994a), S. 1, 6. 
1263 Vgl. BMRBS (1994a), S. 10 f., 38; GdW (1996), S. 37; Kelle (1998), S. 10 f.; BMRBS (1998), S. 8. 
1264 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 89; GdW (1996), S. 37. 
1265 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 109. 
1266 Vgl. BMRBS (1994a), S. 38; Kelle (1998), S. 10 f. 
1267 Vgl. GdW (1996), S. 38; Oxley/Smith (1996), S. 102. 
1268 Vgl. Kelle (1998), S. 10 f.; Andersen (2000), S. 17. 
1269 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 142; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 77; Börsch-Su-
pan (2000), S. 24. 
1270 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 299, 310; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 97, 111. 
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N u t z u n g s d a u e r von 40 statt bisher 50 Jahren konn ten 4 Jahre lang 7 % statt bisher 8 
Jahre 5 %, 6 Jahre 5 % und 5 Jahre 2 % abgesetzt werden. Innerhalb von 10 Jahren waren 
5 8 % u n d nach 16 Jahren 7 0 % der Kosten abgeschrieben. Für M i e t w o h n u n g e n mi t So-
z ia lb indung waren 5 Jahre 1 0 % u n d 4 Jahre 7 % absetzbar.1271 
Für das Gebiet der neuen Länder w u r d e n extrem großzügige Sonderabschre ibungen 
fü r Anscha f fung oder Herstel lung sowie fü r Modernis ie rung und nachträgliche Herstel-
lungsarbei ten an Gebäuden im Osten , bei Altbauten auch für nach Erwerb v o r g e n o m m e -
ne B a u m a ß n a h m e n eingeführt.1272 Bis Ende 1996 konnten im Jahr der Anschaf fung oder 
Hers te l lung oder auf bis zu fünf Jahre verteilt 50 % der Anschaffungs- oder Herstel lungs-
kosten neben den norma len Abschre ibungen nach § 7 Abs. 4 EStG abgeschrieben werden, 
anschl ießend war zur linearen Abschreibung des Restwerts über zu gehen.1273 
Die Abschreibungssätze fü r selbst genutztes W o h n e i g e n t u m nach § lOe EStG w u r d e n 
1991 von bisher 6 Jahre lang 5 % auf 4 Jahre lang 6 % u n d 5 Jahre lang 5 % e rhöh t u n d 
der Förderhöchs tbe t rag (Gebäudewer t zuzüglich halber Bodenwert) auf 330.000 D M an-
gehoben.1 2 7 4 Das Baukindergeld w u r d e über 750 D M 1990 auf 1000 D M 1991 auf-
gestockt.1275 1992 w u r d e für die I n a n s p r u c h n a h m e der Förderung eine Jahrese inkom-
mensoberg renze von 120.000 D M e ingeführ t und 1994 die Förderobergrenze fü r 
s teuerbegüns t ig te Bestandserwerbe auf 150.000 D M abgesenkt.1276 1991-1994 bes tand 
ein begrenzter Schuldzinsenabzug.1 2 7 7 Im Osten waren 1991-1996 zusätzlich 1 0 % der 
A u f w e n d u n g e n f ü r Herstel lungs- u n d Erhal tungsarbei ten bis zu 40.000 D M 10 Jahre 
lang wie Sonderausgaben abziehbar, wobei der Abzug nicht die Bemessungsgrundlage 
nach § lOe EStG minderte.1 2 7 8 Nach Os tdeu tsch land zuziehende u n d sich do r t überwie-
gend au fha l t ende Steuerpfl ichtige k o n n t e n bei Anschaffung, Herstel lung, U m b a u ode r 
Ausbau vor 1995 t ro tz Objek tve rb rauch nochmals § lOe EStG in Anspruch nehmen. 1 2 7 9 
Die h o h e u n d ext rem regressive steuerl iche M i e t w o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g f ü h r t e zu ei-
n e m d rama t i s chen Anstieg der mi t anderen positiven E inkünf ten ver rechenbaren s teu-
erl ichen Verluste aus der E i n k o m m e n s a r t Vermietung u n d Verpachtung u n d dami t zu 
gewaltigen Steuerausfäl len mit äußers t f ragwürdigen Verteilungswirkungen.1 2 8 0 Zugleich 
verdrängte sie s tärker als bisher f ü r Hausha l te mit durchschni t t l i chem E i n k o m m e n u n d 
wenig Vermögen das selbst genutz te Wohne igen tum als Anlageform, d e n n der Steuer-
vorteil einer Neubauwohne inhe i t w u r d e maximier t , i n d e m der Hochbes teue r t e die Ei-
genkapi ta lpos i t ion wähl te u n d die Abschreibungsregeln nutz te und der Niedr igbes teuer-
te die Fremdkapi ta lpos i t ion ü b e r n a h m , sein Geld bei den Kapitalsammelstel len anlegte 
u n d zur Mie te wohnte.1 2 8 1 Die Volumina der s teueror ient ier ten Anlageformen des W o h -
nungs te i l e igen tums u n d der geschlossenen Immobi l i en fonds e rhöhten sich bis 1996 auf 
1271 Vgl. BMRBS (1998), S. 8; BMRBS (1994a), S. 23; Buchholz/Hubert (1995), S. 10. 
1272 Vgl. § 3 FördGG; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 125 f. 
1273 Vgl. § 4 FördGG; BMRBS (1994a), S. 23, 57; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 89; 
Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 126; BMRBS (1998), S. 8. 
1274 Vgl. Rüsch (1996), S. 167; Buchholz/Hubert (1995), S. 9. 
1275 Vgl. Rüsch (1996), S. 167. 
1276 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 318; Rüsch (1996), S. 169. 
1277 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 316. 
1278 Vgl. § 7,8 FördGG; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 126. 
1279 Vgl. Art. 3 Einigungsvertrag; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 126. 
1280 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 98; Oxley/Smith (1996), S. 142. 
1281 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 300. 
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jeweils 13,5 Mil l iarden D M , und auch der insti tutionelle Anlagenmark t erlebte ab 1992 
eine Boomphase , die 1996 mit k n a p p 40 Milliarden D M einen H ö h e p u n k t erreichte.1 2 8 2 
Im Falle der Sonderabschre ibungen für das Gebiet der neuen Länder waren die Steu-
ervortei le so erhebl ich, dass sie maßgebl ich zu den exorb i tan ten Preissteigerungen a m 
os tdeutschen I m m o b i l i e n m a r k t bei t rugen. Of t kam ein g roßer Teil der s teuer l ichen För-
d e r u n g weder den Investoren, vor allem westdeutschen Spi tzenverdienern, n o c h den 
Mietern zugute , sonde rn fiel als Rente den Bodene igen tümern , Developern u n d Bauini-
t ia toren zu, die k n a p p e Baurechte erlangt hat ten. Im Zuge der Kapital is ierung dieser 
massiven Steuervortei le w u r d e n Invest i t ionsentscheidungen getroffen, deren volkswir t -
schaft l iche Effizienz zumindes t f ragwürdig war.1283 Sie verschärf ten zudem die insgesamt 
zu b e o b a c h t e n d e „Wes twanderung" der Vermögen, sodass, in Verb indung mit der Resti-
t u t ion u n d der Privat is ierung, eine Konzentra t ion des Immobi l i enve rmögens in o s tdeu t -
schen Städte in der H a n d woh lhabender westdeutscher Vermögensanleger mi t de r Ge-
fahr eines auf D a u e r hohen Abflusses von Zins-, Miet- u n d Div idendenzah lungen von 
Ost nach West zu ents tehen drohte.1284 
3.9.7 Die Baulandpolit ik 
Keine staatl iche M a ß n a h m e begünst igte die W o h n i m m o b i l i e n besi tzende Minde rhe i t 
der Bevölkerung so sehr wie die zurückhal tende Baulanderschl ießung. Die Wertsteige-
rungen des Immobi l i envermögens , die zwischen 1984 u n d 1993 durchschni t t l ich etwa 
160 Mil l iarden D M zwischen 1984 und 1993 durchschni t t l ich etwa 160 Mil l iarden D M 
bet rugen , en t sp rachen im Durchschni t t r und 6 0 % der Vermögensb i ldung aus Erspar-
nissen, die sich im selben Ze i t r aum auf 250 bis 300 Mil l iarden D M jährlich beliefen.1285 
1994 kostete ein Q u a d r a t m e t e r baureifes Land im Durchschn i t t 108 D M / q m , im Westen 
133 D M / q m u n d im Os ten 65 DM/qm. 1 2 8 6 
Seit d e m Ende der achtziger Jahre n a h m e n die Engpässe in der Bereitstellung ver füg-
baren u n d preiswerten W o h n b a u l a n d s deutl ich zu.1287 1 99 3 ver fügten die K o m m u n e n in 
den Ballungsgebieten Westdeutschlands nu r über 11 % der baurei fen Grundstücke, 1 2 8 8 
u n d der Baulandber ich t kam zu d e m Ergebnis, dass die v o r h a n d e n e n baure i fen G r u n d -
stücke lediglich f ü r etwa zwei Drittel des W o h n r a u m b e d a r f s ausreichten.1 2 8 9 O b w o h l das 
1990-1995 gültige Wohnungsbauer le ichterungsgese tz neben Verfahrensbeschleunigun-
gen ein mi t d e m Baugebotsverfahren kombin ie rbares Vorkaufsrecht der K o m m u n e n 
auf u n b e b a u t e G r u n d s t ü c k e für den W o h n u n g s b a u enthiel t , ergab 1995 eine W o h n b a u -
l andumf rage , dass in etwa 80 % der Städte, die sich an der Umf rage beteiligten, Engpässe 
in der W o h n b a u l a n d v e r s o r g u n g bes tanden, dass Baulandmangel vorrangig ein P rob lem 
der Großs t äd t e war, dass aber mittelfrist ig in der Mehrzahl aller Städte Engpässe in der 
1282 Vgl. Bulwien (1998), S. 45. 
1283 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 95; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 77; Tomann (1996), 
S. 65. 
1284 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 95. 
1285 Vgl. Oberhauser (1997), S. 590. 
1286 Vgl. Schaar (1995), S. 690. 
1287 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 342; Krupinski (1997), S. 164. 
1288 Vgl. BMRBS (1993a), S. 38 ff. 
1289 Vgl. BMRBS (1993A), S. 47. 
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Wohnbau landver so rgung zu erwar ten waren u n d dass es vo rnehml ich an Flächen für 
sozialen Wohnungsbau und für individuel len Ein- u n d Zwei fami l ienhausbau mangeln 
würde.1290 Der Bodenkostenantei l e r h ö h t e sich 1992 auf durchschni t t l ich 27,1 % sowie 
8 , 9 % für Sozialwohnungen.1 2 9 1 
In Anbetracht des hohen Anteils an Gemengelagen u n d großen Indust r iebrachen in 
den Innenstädten, der unausgeschöpf ten Flächenreserven in Siedlungsgebieten sowie der 
großen Defizite an öffentlicher In f ras t ruk tur u n d Verkehrsanbindung, die die os tdeut -
schen K o m m u n e n vor die Aufgabe einer umfassenden S tad te rneuerung stellten,1292 und 
angesichts der mindestens 1,2 Mil l ionen res t i tu t ionsbehaf te ten Grunds tücke sowie des 
im S o m m e r 1990 ungefähr dem Jahre 1935 en tsprechenden os tdeutschen Bodenpreis-
niveaus1293 enthielt der Einigungsvertrag fü r das Gebiet der neuen Länder eine Reihe von 
flexibil i tätserhöhenden, bodenpol i t i schen Sonderregul ierungen, die sich größtentei ls be-
währ ten u n d 1998 in das Baugesetz a u f g e n o m m e n wurden . Städtebauliche Investi t ionen 
in privater Regie wie Vorhaben- u n d Erschl ießungspläne u n d s tädtebaul iche Verträge wur-
den zulässig, die Aufstellung von nicht auf e inem Flächennutzungsplan basierenden Be-
bauungsp länen wurde erleichtert, u n d bei der A u f h e b u n g von Bebauungsrechten durch 
N e u p l a n u n g entfielen die Kompensa t ionen an die vormals Berechtigten.1294 Auch wurden 
den ostdeutschen K o m m u n e n erhebliche finanzielle Planungshi l fen zuteil, mi t denen viel-
fach im Westen Planungsdienst leistungen e rworben wurden.1 2 9 5 Gleichzeitig geriet der Im-
mobi l iens tandor t Deutschland in das In teressenspekt rum internat ional oper ierender Ka-
pitalanleger, die in den Defiziten an In f ras t ruk tu rbau ten u n d Immobi l i en westlichen 
Standards in den fünf neuen Bundesländern gute Invest i t ionschancen sahen u n d denen, 
bedingt durch den Systemwechsel, ein uner fahrener Verwal tungsapparat gegenüber 
stand.1296 Durch die Konkurrenz der K o m m u n e n u m Gewerbeans iedlungen k a m es, ver-
stärkt durch die einseitig auf Gewerbeflächen ausgerichteten F ö r d e r p r o g r a m m e des Bun-
des, vor allem in den ersten Jahren, im U m l a n d der größeren Städte zu einer Übe rd imen-
s ionierung der am Stadtrand gelegenen Einkaufszentren u n d Gewerbeflächen.1 2 9 7 
3.9.8 Die N e u o r i e n t i e r u n g des Sozia len W o h n u n g s b a u s 
Von der wachsenden W o h n u n g s n o t u n d den h o h e n Neuver t ragsmie ten waren nicht n u r 
die e inkommensschwachen und k inderre ichen Haushal te , sondern auch viele junge, kin-
derlose Erwerbstätige mit mit t lerem E i n k o m m e n in den Ballungsgebieten u n d den pros-
per ierenden Regionen betroffen.1298 Die neu e ingeführ ten Förder l inien r ichteten sich 
p r i m ä r an die für t e m p o r ä r angesehene Unte rve r so rgung dieser Zielgruppe.1 2 9 9 Der Kreis 
1290 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 69, 72; Conradi/Zöpel (1994), S. 122; BfLR (1996). 
1291 Vgl. European Commission (1993). 
1292 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 13. 
1293 Vgl. Kleiber (1993), S. 164. 
1294 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 47, 72; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), 
S. 13; Tomann (1996), S. 63. 
1295 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 335; Conradi/Zöpel (1994), S. 187. 
1296 Vgl. Conzen (1996), S. 420. 
1297 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 14. 
1298 Vgl. Harloe (1995), S. 469. 
1299 Vgl. Harloe (1995), S. 471; Papa (1992), S. 57-60; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 130-138. 
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der Bezugsberechtigten w u r d e 1990 auf r u n d zwei Drit tel der Haushal te ausgedehnt.1 3 0 0 
1994 waren noch etwa 4 0 % der Hausha l te bezugsberecht igt , während für weniger als 
1 0 % der Hausha l te Soz ia lwohnungen zur Ver fügung standen.1 3 0 1 Die Quali tät der neu 
err ichteten Soz ia lwohnungen unterschied sich k a u m von der nicht geförderter W o h n -
einheiten.1302 N u r sehr wenige waren f ü r ä rmere Bevölkerungsschichten von der Mietbe-
lastung her tragbar.1303 
Die Anreize zur vorzeit igen Ti lgung der Förderdar lehen wurden aufgehoben.1 3 0 4 Der 
Bund n a h m seine 1987 eingestellte Finanzierungsbete i l igung am sozialen Mie twoh-
nungsbau partiell wieder auf.1305 Der 1989 eingerichtete 3. Förderweg, die vereinbarte 
Förderung , e rmögl ich te individuel l gestaltbare, vere inbar te Leistungen für eine Sozial-
b i n d u n g von meist 7 - 1 0 Jahren mit Anfangsmie ten in der Nähe der Marktmieten.1 3 0 6 
Der 1994 eingerichtete 4. Förderweg, die e i n k o m m e n s o r i e n t i e r t e Förderung, dessen An-
w e n d u n g den Ländern freigestellt war, setzte sich z u s a m m e n aus einer G r u n d f ö r d e r u n g , 
die mi t der Belegungsbindung abgegolten war, u n d einer Zusa tz förderung durch die in 
Abhängigkeit von der Hausha l t sg röße u n d der E inkommenss i t ua t i on des Mieters diffe-
renzierte Sozialmiete.1307 Auf Ebene der neuen Länder gab es eine Vielzahl ergänzender 
Förderprogramme. 1 3 0 8 1990 w u r d e n 3 0 % aller N e u b a u t e n gefördert.1309 1991 wurden 
315,000 Soz ia lwohnungen gebaut , 1992 82.000.1310 
Die Ausgestal tung u n d I n a n s p r u c h n a h m e der Förderwege schwankte in h o h e m M a ß e 
zwischen den Bundes ländern . W ä h r e n d der 3. Förderweg 1996/97 rund die Hälf te geför-
der ten M i e t w o h n u n g e n umfass te , w u r d e n in den neuen Ländern mehr als drei Viertel 
aller Soz ia lwohnungen über den 3. Förderweg bewilligt, u n d in Nordrhein-Westfa len 
war der fiskalisch sehr teure 1. Förderweg mi t r u n d 8 4 % noch i m m e r dominierend.1 3 1 1 
Für die Investoren lag die Eigenkapi ta l rendi te w ä h r e n d der Bindungsdauer schätzungs-
weise bei 6 % bis 7%.1 3 1 2 
1993 prof i t ier ten r u n d 7 % der Erwerbspersonenhausha l te in Westdeutschland von den 
u m durchschni t t l ich 1 7 % niedrigeren Wohnkos t en im sozialen Wohnungsbau.1 3 1 3 O b -
wohl n u r gut 40 % der Sozia lwohnungen in Großs täd ten mit mehr als 500.000 Einwoh-
nern s tanden, be t rug der Anteil dieser W o h n u n g e n a m gesamten Mietvorteil rund 
60%.1 3 1 4 Der Neu- oder Wiederbe legung einer Sozia lwohnung standen 1992 in Nord-
1300 Vgl. Tomann (1990), S. 66. 
1301 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 128; Eekhoff (1998), S. 11. 
1302 Vgl. Eekhoff (1998), S. 15. 
1303 Vgl. Harloe (1995), S. 470; McCrone/Stephens (1995), S. 69. 
1304 Vgl. Tomann (1990), S. 73. 
1305 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 98. 
1306 Vgl. Ghekiere (1991), S. 301; Conradi/Zöpel (1994), S. 118; Expertenkommission Wohnungspolitik 
(1995a), S. 350; McCrone/Stephens (1995), S. 51; Balchin (1996b), S. 30; Behring/Kirchner/Ulbrich 
(1998), S. XIII; Nolte (2000), S. 88; Oxley/Smith (1996), S. 98, 141; Tomann (1990), S. 72; Harloe 
(1995), S. 471. 
1307 Vgl. Tomann (1996), S. 56, 61; Conradi/Zöpel (1994), S. 127; Nolte (2000), S. 91. 
1308 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 75, 128 ff. 
1309 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 121. 
1310 Vgl. Harloe (1995), S. 459; Balchin (1996b), S. 31. 
1311 Vgl. BMRBS (1996a), S. 66; Nolte (2000), S. 88 f., 139. 
1312 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 61. 
1313 Vgl. Pfeiffer et al. (1996), S. 79 ff. 
1314 Vgl. BMRBS (1996c), S. 4. 
1990-1995: Wiedervereinigung, Migration 119 
rhein-Westfalen im Durchschni t t 2,2 Wohnungssuchende gegenüber.1315 Die Fehlbeleger-
quo te im Westen, erheblich unterschätzt dadurch , dass in Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern die Fehlbelegungsabgabe, die 2 0 % - 3 0 % der Sozialmieter sowie schätzungsweise 
5 0 % - 7 0 % der Fehlbeleger entrichteten,1 3 1 6 erst bei Überschreiten der E inkommensgren-
zen u m m e h r als 10 % bzw. 55 % erhoben wurde , wurde fü r 1995 mit 42 % angegeben.131 ' 
Die Fehlbelegerquote stieg mi t z u n e h m e n d e r Wohnf läche und lag bei W o h n u n g e n der 
Baujahre 1969-1978 a m höchsten. Typische Fehlbeleger waren Einpersonenhaushal te 
u n d kinder lose Haushal te , bei denen die Fehlbelegerquoten bei fast 7 0 % lagen. Ältere 
Nichterwerbshaushal te über 65 Jahren waren, gemessen an ihrem Anteil an allen Mieter-
haushal ten , mi t 2 5 , 6 % aller Mieterhaushal te deutl ich überrepresentiert , erhielten die 
höchs ten Brut tomietvorte i le u n d waren zu 4 6 % Fehlbeleger.1318 
Der säkulare Rückgang des sozialen W o h n u n g s b a u s wurde nu r t e m p o r ä r ver-
zögert.1319 A u f g r u n d des jährl ichen Net torückgangs von 9 % sank der Sozia lwohnungs-
bes tand zwischen 1987 und 1994 von 4 Mil l ionen auf 2,7 Millionen.1320 So gingen 1993 
150.000 Wohne inhe i t en für den sozialen Sektor verloren, während 130.000 neu h inzu 
kamen.1 3 2 1 Mi t t e der neunziger Jahre be t rug der jährl iche Net torückgang r u n d 10%.1322 
Aus den Bindungen fielen vor allem die einfach ausgestatteten W o h n u n g e n der fünfziger 
u n d sechziger Jahre mi t sehr niedr igen Kostenmieten u n d einer hohen prozentua len Ver-
bil l igung der Wohnkosten. 1 3 2 3 Im öffent l ichen Eigentum befanden sich 1995 im Westen 
5 % der Wohne inhe i t en und r u n d 12%, etwa halb so viel wie 1985, waren belegungs-
gebunden , davon s tand ein Viertel in k o m m u n a l e m Besitz.1324 In den neuen Ländern 
hielt die öffent l iche H a n d 1992 über 4 0 % der insgesamt 7 Mill ionen W o h n u n g e n u n d 
wird nach Abwicklung der Rest i tut ion noch über ein Drittel verfügen.1325 Für die Unter -
b r i n g u n g von Wohnungsno t fä l l en s tanden den K o m m u n e n Anfang der neunziger Jahre 
n u r etwa halb so viel Wohne inhe i ten zur Verfügung wie 1977. Die meisten dieser, meist 
in k o m m u n a l e m Besitz s tehender Bestände lagen in den Großsiedlungen der Trabanten-
stadtteile, die sich durch die Beschleunigung der sozialen und e thnischen Segregation 
z u n e h m e n d zu sozialen Brennpunk ten entwickelten.1326 
3.9.9 D e r W o h n u n g s b a u b o o m 
30 % der gesamtdeutschen Bauinvest i t ionen wurden in den neuen Ländern getätigt, wo 
der Bausektor bis in die zweite Häl f te der neunziger Jahre 3 5 % z u m regionalen BIP 
1315 Vgl. Nolte (2000), S. 149. 
1316 Vgl. o. V. (1996), S. 6; Pfeiffer et al. (1996), S. 56, 103. 
1317 Vgl. BMRBS (1996c), S. 4; Eekhoff (1998), S. 11. 
1318 Vgl. BMRBS (1996c), S. 4; Pfeiffer et al. (1996), S. 79 ff. 
1319 Vgl. Jaedicke/Wollmann (1990), S. 134; Harloe (1995), S. 471; Tomann (1996), S. 63. 
1320 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 157 f. 
1321 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 126 f. 
1322 Vgl. Tomann (1996), S. 54. 
1323 Vgl. Pfeiffer et al. (1996), S. 138 ff. 
1324 Vgl. Tomann (1990), S 71; Schulz (2000a), S. 76; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), 
S. 90; BMRBS (1994a), S. 40 f. 
1325 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 88. 
1326 Vgl. Häußermann (1991), S. 17; Harloe (1995), S. 468; GdW (1996), S. 2; Emms (1990), S. 153-183. 
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beitrug.1 3 2 7 Die ers taunl ich hohen Genehmigungszahlen von Eigenheimen u n d N e u b a u -
w o h n u n g e n waren indes kein echter Spiegel des Nachholbedar f s an Wohneigentum, 1 3 2 8 
u n d im Bereich der Mie twohnungen u n d der zur Vermie tung vorgesehenen E igen tums-
w o h n u n g e n in Mehr fami l i enhäusern gingen die mi t Abs tand größ ten Inves t i t ions impul-
se von wes tdeutschen Kapitalanlegern aus.1329 Ausgehend v o m ersten Quar ta l nach der 
Wir tschaf ts - u n d W ä h r u n g s u n i o n stieg bis Ende 1992 das reale Bauvolumen u m 5 0 % 
u n d bis Ende 1993 u m 90 %.1330 1991-1997 w u r d e n insgesamt 520.000 N e u b a u w o h n u n -
gen errichtet.1331 Die Zahl der fertig gestellten W o h n u n g e n in Mehr fami l i enhäuse rn er-
höh te sich kont inuier l ich von 7.000 1993 über 49.000 1995 auf 99.000 1997 u n d die der 
Ein- u n d Zweifamil ienhäuser bis auf 55.000 Wohneinhei ten. 1 3 3 2 1994/95 be t rug der An-
teil öffent l ich geförder ter Mie twohnungen etwa 40%. 1 3 3 3 Mi t te der neunziger Jahre lag 
das Neubauangebo t bereits u m mehr als d e m Doppel ten über d e m aus der d e m o g r a p h i -
schen Entwick lung en t s t ehendem Bedarf.1334 
In Westdeutsch land e rhöh ten sich zwischen 1988 u n d 1995 die jährl ichen Fertigstel-
lungen von 209.000 auf r u n d 500.000 Wohneinhe i ten , wobei sich der Zuwachs fast aus-
schließlich auf den Mehr fami l i enhausbau sowie den U m - u n d Ausbau konzentrierte.1 3 3 5 
Etwa zwei Drittel der N e u b a u w o h n u n g e n u n d rund 1 0 % der neuen Eigenheime w u r d e n 
zur Vermie tung erworben.1 3 3 6 Ende 1994 ging die Baunachfrage stark zurück, n a c h d e m 
sich ein Überangebo t im höheren Preissegment heraus gebildet hatte.1337 
3.9.10 Die W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g 
1993 be t rug die W o h n e i g e n t u m s q u o t e in Gesamtdeu t sch land k n a p p 39%,1 3 3 8 1995 im 
Westen 4 0 % u n d im Osten 22%.1 3 3 9 W ä h r e n d 4 5 % der Bevölkerung in „Hochpre i s räu-
m e n " lebten, die du rch ständige Verkleinerung u n d Ü b e r n u t z u n g der verbl iebenen Frei-
r ä u m e u n d sich auswei tende Suburbanis ie rung gekennzeichnet waren,1340 sank mit zu-
n e h m e n d e r G r ö ß e der Städte die W o h n e i g e n t u m q u o t e rapide. So be t rug sie Anfang 
der neunziger Jahre in Berlin 11%, in Frankfür t 12 ,3%, in H a m b u r g 17 ,3% in Köln 
17 ,4% u n d in M ü n c h e n 17,8 °/o.1341 
Die Preise fü r W o h n i m m o b i l i e n lagen mit durchschni t t l ich 424.000 D M für N e u b a u -
w o h n e i g e n t u m und 293.000 DM für W o h n e i g e n t u m im Bestand 1994 weit höher als im 
europä ischen Durchschni t t . Diese Werte en tsprachen d e m acht fachen sowie fün f fachen 
1327 Vgl. Kelle (1998), S. 12. 
1328 Vgl. DIW (1996), S. 145. 
1329 Vgl. DIW (1996), S. 144; Remaklus (2000), S. 22. 
1330 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 2. 
1331 Vgl. Kelle (1998), S. 10 f. 
1332 Vgl. Remaklus (2000), S. 22. 
1333 Vgl. DIW (1996), S. 145. 
1334 Vgl. Hübl (1995), S.3. 
1335 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 155. 
1336 Vgl. DIW (1995), S. 674; DIW (1996), S. 142. 
1337 Vgl. DIW (1996), S. 142. 
1338 Vgl. UN ECE (1998). 
1339 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 8. 
1340 Vgl. BfLR (1995a). 
1341 Vgl. Krupp (1993), S. 226. 
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durchschni t t l ichen Haushal ts jahreseinkommen. 1 3 4 2 Die generell dynamischere wir t -
schaft l iche Entwicklung der südl ichen Länder Bayern u n d B a d e n - W ü r t t e m b e r g f ü h r t e 
dazu, dass die Wohnungspre ise in M ü n c h e n u n d Stut tgar t etwa das Doppe l te der Werte 
in H a m b u r g betrugen.1343 In besonders begehr ten Lagen entfielen bis zu 5 0 % des Ge-
samtpreises für ein Einfamil ienhaus auf die Baulandkosten.1 3 4 4 
Das Durchschni t tsal ter des Hausha l t svors tands be im Erwerb von W o h n e i g e n t u m lag 
Anfang der neunziger Jahre f ü r Neubau t en bei 39 Jahren, für Al tbauten bei 41 Jahren. 
E igentümerhausha l te besaßen durchschni t t l ich 1,5 Erwerbstätige.1 3 4 5 1990 bezogen sich 
38 % der Erwerbsfälle von W o h n e i g e n t u m auf N e u b a u t e n u n d 62 % auf den Bestand. 
Der durchschni t t l iche Käufer setzte etwa 4 5 % Eigenmittel ein u n d n a h m fü r 3 7 % Ka-
pi ta lmarktdar lehen sowie für 11 % Bauspardar lehen auf.1346 Für os tdeutsche Wohne igen-
tumserwerbe r stellte die Bundesregierung eine Hypothekenvers iche rung bereit.1347 
Die eigengenutzte W o h n u n g w u r d e regressiv u n d effektiv geringer geförder t als die 
M i e t w o h n u n g . Die Konsumgut lösung mit der Begrenzung u n d ab 1995 d e m Verbot 
des Schuldzinsenabzugs benachtei l igte kapi ta lschwache Selbstnutzer. Weil die Abschrei-
bungsvergüns t igungen be im Inves t i t ionsvolumen ansetzten u n d nicht be im Eigenkapi-
taleinsatz, füh r t e diese Form der Förde rung zu Vorteilen, die f ü r Investoren mit h o h e m 
Grenzsteuersatz besonders hoch waren, mi t f ragwürdigen , regressiven Verteilungswir-
kungen u n d unnö t ig hohen Kosten fü r den Fiskus. Ein Investor o h n e h o h e anderwei t ige 
E inkünf t e konnte sie nicht voll nutzen.1 3 4 8 
Für Bauherren mit niedr igem Grenzsteuersatz u n d n iedr igem Vermögen, wie sie ty-
pischerweise in den neuen Ländern anzut ref fen waren , fielen die Steuervortei le du rch 
die Wohne igen tumsfö rde rung nach § lOe EStG vergleichsweise gering aus; z u m einen 
griff die grenzsteuersatzabhängige Inves t i t ionsförderung mit der Begrenzung u n d ab 
1995 d e m Verbot des Schuldzinsenabzugs typischerweise nicht stark, z u m anderen bot 
die Steuerfreiheit des Nutzungswer tes n u r wenig Vorteile. Beim W o h n e i g e n t u m s e r w e r b 
bes tand zwischen einem zuziehenden Westdeutschen mit h o h e m Eigenkapitalantei l u n d 
e inem Ostdeutschen mit h o h e m Verschuldungsbedarf eine ausgesprochene Chancen-
ungleichheit . Es droh te dadu rch die Gefahr einer zu h o h e n Westeigentümerquote . 1 3 4 9 
3.9.11 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n s t a n d a r d u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Zu Beginn der neunziger Jahre ha t ten schätzungsweise 5 % der Bevölkerung Prob leme 
mit ihrer Wohnungsversorgung, 1 3 5 0 etwa 1,1 Mil l ionen Hausha l te in Gesamtdeu t sch-
land, vielfach Zuwanderer aus Os teuropa , Flüchtl inge u n d ehemalige Gastarbeiter , leb-
ten in überbelegten u n d / o d e r unzure ichend ausgestat teten W o h n u n g e n o h n e Bad oder 
1342 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. DE 25. 
1343 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 27. 
1344 Vgl. BfRL (1995b), S. 19. 
1345 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 21. 
1346 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. DE 10 f. 
1347 Vgl. Tomann (1996), S. 60. 
1348 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 76. 
1349 Vgl Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 76 f. 
1350 Vgl. Heuer/Kühne-Büning (1994), S. 213, 217. 
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WC.1351 Die Wohnungsno t fä l l e w u r d e n für 1990 auf etwa 1,5 Mil l ionen und in den neu-
en Ländern auf 0,5 Mil l ionen geschätzt.1352 3 5 % - 4 0 % der Bewohner von Obdachlosen-
Un te rkün f t en waren Kinder.1353 
In Westdeutschland s tand zwischen 1988 u n d 1994 einer E r h ö h u n g des Wohnungs -
bedarfs u m 3,75 Mil l ionen Wohne inhe i t en eine Bes tandse rhöhung von lediglich 2,21 
Mill ionen Wohne inhe i t en gegenüber, sodass sich Ende 1994 ein Defizit von rund 1,5 
Mill ionen W o h n u n g e n ergab.1354 5 0 % der Wohne inhe i t en waren 1992 Geschosswoh-
nungen , m e h r als in den kos tengünst iger b a u e n d e n Ländern D ä n e m a r k mit 3 9 % , 
Frankreich mit 4 4 % , Nieder lande mit 3 0 % ode r Großbr i t ann ien mit 19%.1355 
In den neuen Ländern entf ielen 1995 auf 6,5 Mil l ionen Hausha l te knapp 7 Mill ionen 
Wohneinhei ten. 1 3 5 6 Dauerha f t oder vo rübe rgehend leer s tanden r u n d 7 % des os tdeut -
schen Gesamtbes tandes , vor allem renovie rungsbedür f t ige Altbauten.1 3 5 7 8 % der ost-
deutschen W o h n u n g e n besaßen kein Bad, 1 2 % kein I n n e n - W C u n d 3 6 % keine Zentral-
heizung.1358 Jeder f ü n f t e Bürger w o h n t e in einer der 1,2 Mil l ionen Sozialwohnungen in 
Großwohnsiedlungen. 1 3 5 9 
Die Mie tbe las tungsqüote in den Ballungsgebieten lag 1993 zwischen 2 0 % u n d 
24%.1 3 6 0 Für Alleinerziehende be t rug sie 3 2 , 4 % im Westen u n d 2 4 , 6 % im Osten u n d 
für Ehepaare mi t Kindern un te r 16 Jahren 1 9 , 4 % im Westen u n d 12 ,9% im Osten.1361 
Die durchschni t t l i che Wohnf läche je E inwohner lag 1994 bei 37 q m im Westen u n d 
28 q m im Osten , auf jeden E inwohner entf ielen 1,9 W o h n r ä u m e im Westen und 1,7 
W o h n r ä u m e im Osten.1362 Ein- u n d Zweifami l ienhäuser w u r d e n Anfang der neunziger 
Jahre zu 5 9 % neu errichtet , zu 2 0 % aus d e m Bestand e rworben u n d zu 21 % geerbt, 
wohingegen Mehr fami l i enhäuse r zu 33 % neu err ichtet , zu 28 % aus d e m Bestand er-
worben u n d zu 4 0 % geerbt wurden.1 3 6 3 
3.10 1996-2000: W o h n e n h e u t e 
3.10.1 Die gesamtgese l l s cha f t l i chen R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Der Aufholprozess Os tdeu t sch lands ging rasch zu Ende. Lag die Wachs tumsra te 1996 in 
den neuen Ländern mit k n a p p 2 % noch ger ingfügig über der in den alten Ländern, so 
blieb sie bereits 1997 mit 1 , 6 % hin te r d e m gesamtdeu tschen Ergebnis von 2 , 2 % zu-
rück.1364 Die Neubautä t igkei t , von der allein im W o h n u n g s b a u etwa 1 0 % der gesamt -
1351 Vgl. Schuler-WallnerAVullkopf (1991), S. 14 f. 
1352 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 58. 
1353 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 59. 
1354 Vgl. Hühl (1995), S. 1. 
1355 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaft (1993), S. 60. 
1356 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 9. 
1357 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 7. 
1358 Vgl. BMRBS (1997), S. 22. 
1359 Vgl. GdW (1996), S. 20. 
1360 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 333. 
1361 Vgl. SOEP 1993, zit. nach Conradi/Zöpel (1994), S. 66. 
1362 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 25. 
1363 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 23. 
1364 Vgl. HWWA (1998), S. 8, 61. 
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deutschen Arbeitsplätze abhingen,1 3 6 5 ging über die für sie charakterist ische endogene 
Zyklizität zurück , die Baukapazi tä ten w u r d e n massiv reduziert.1366 Der Absturz der Bau-
indust r ie b rach te d e m Osten , wo die Wohnungsbau inves t i t ionen mit r und 1 5 % einen 
rund dre imal so h o h e n Antei l a m realen regionalen BIP wie in Westdeutschland besessen 
hat ten , nach Einschätzungen des I W H Halle eine Wachstumsver lus t von r u n d 2%.1 3 6 7 
1995-2000 gingen über 400.000 Arbeitsplätze im Bau verloren, ein Drittel davon im 
Westen, im Os ten ist m e h r als jeder dr i t te Bauarbei ter arbeitslos.1368 Die relative Bau-
tätigkeit lag noch 1998 im Os ten mit 3,6 Fertigstellungen p ro 1.000 Einwohnern deutl ich 
höher als im Westen mi t 2,3 W o h n u n g e n , sodass sich der Schrumpfungsprozess der ost-
deutschen Bauwir tschaf t for tsetzen wird.1369 
Dass der Aufholprozess Os tdeu t sch lands schon im Gefolge der insbesondere in der 
Bauwir tschaf t zu e rwar t enden Normal i s i e rung z u m Erliegen kam, zeigte, dass der kurze 
Wachs tumsschub kein aus eigener Kraft getragener Aufschwung, sondern ein küns t -
licher, weil von a u ß e n anges toßener Prozess war.1370 Seit 1989 verloren die neuen Länder 
k n a p p 8 % der Einwohner , fast 1,3 Mil l ionen von 16,4 Mil l ionen Menschen, vor allem 
die jüngeren u n d höher qualifizierten,1 3 7 1 seit 1998 hat sich die Ost -West -Migra t ion wie-
der deut l ich verstärkt.1372 Nach wie vor ist die deutsche Wir tschaf t sehr stark von den 
finanziellen Folgen der Wiedervere in igung, die jährlich öffent l iche Transfers von etwa 
5 % des BIP erforder l ich m a c h e n , belastet , was die Rendite des in Deutschland investier-
ten Kapitals en t sp rechend senkt.1373 
Seit Beginn der neunziger Jahre s tagnieren die Rea le inkommen im Westen u n d sind 
in brei ten Schichten rückläufig.1374 Der Anteil der Einpersonenhausha l te liegt bei 3 5 % 
u n d der der Zweipersonenhausha l te bei 33%. 1 3 7 5 Zwischen 1 0 % u n d 2 0 % der G r o ß -
s tad tbevölkerung sind von E i n k o m m e n s a r m u t betroffen.1 3 7 6 Die Spreizung der E inkom-
mensver te i lung u n d die Polar is ierung der E i n k o m m e n s s t r u k t u r durch den quant i ta t iven 
Bedeutungsverlust der mi t t le ren Segmente verstärken sich. Der Anteil der Einwohner , 
die im kulturel len u n d / o d e r rechtl ichen Sinne Zuwandere r sind, n i m m t weiterhin lau-
fend zu, während der ö k o n o m i s c h e S t ruk tu rwande l gerade das Beschäft igungssegment, 
das in der Vergangenheit die meisten Zuwande re r a u f n a h m , die unqual if iz ier te Arbeit in 
den Fabriken, verringert.1 3 7 7 
Der deutsche Immob i l i enmark t ist mi t r u n d e inem Drittel der Bauinvestit ionen der 
mit Abs tand größte Immobi l i enmark t innerha lb der Europäischen Union.1378 Der Realkre-
ditanteil a m BIP liegt mi t r u n d 4 0 % etwa im Mittelfeld der EU.1379 Mit e inem Volumen 
1365 Vgl. GdW (1996), S. 3; Nolte (2000), S. 81; Oswald (2000), S. 9 f. 
1366 Vgl. GdW (1996), S. 2. 
1367 Vgl. Andersen (2000), S. 18; Tenbrock (2001), S. 17. 
1368 Vgl. Tenbrock (2001), S. 17. 
1369 Vgl. Remaklus (2000), S. 22. 
1370 Vgl. HWWA (1998), S. 62. 
1371 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 361; Tenbrock (2001), S. 17. 
1372 Vgl. Nolte (2000), S. 12. 
1373 Vgl. Collignon (2001), S. 26. 
1374 Vgl. GdW (1996), S. 1. 
1375 Vgl. Eurostat (1999), S. 78. 
1376 Vgl. Häußermann (2000), S. 13. 
1377 Vgl. Häußermann (2000), S. 15. 
1378 Vgl. Schulte/Schäfers (2002), S. 31. 
1379 Vgl. Knobloch (2002), S. 46. 
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von € 674 Milliarden entsprachen im Jahr 2000 die Wohnungsbauk red i t e etwa 75 % des 
gesamten Kredi tvolumens der Privathaushalte.1 3 8 0 Von den Subvent ionen, die sich 1998 
in der erweiterten Abgrenzung der Wir tschaf ts forschungsins t i tu te , auf 303 Mill iarden 
D M , 8,0 % des BIP, 10,7 % des Volkse inkommens oder 36,4 % des S t e u e r a u f k o m m e n s be-
liefen,1381 entfielen rund 39 Milliarden D M oder r u n d 12 ,8% des Subven t ionsaufwands 
auf die Wohnungswirtschaft .1 3 8 2 W ä h r e n d es in den USA, in Frankreich, Belgien, Hol land 
oder Großbr i t ann ien gelingt, eine gute Wohnungsve r so rgung mit 3 % bis 4 % des BIP zu 
erreichen, benöt igt die Bundesrepublik seit Jahren 5 % bis 6%.1 3 8 3 Die unwir tschaf t l ichen 
Wohnungsinves t i t ionen tragen einen erheblichen Teil dazu bei, dass die Rendite des in 
Deutschland eingesetzten Kapitals nu r etwa 60 % des amer ikanischen Niveaus erreicht.1384 
So zeigte die Initiative „Kosten- u n d f lächensparendes Bauen" 1995 Einsparungspotent ia le 
durch die Vereinfachung von Vorschriften, effizientere Produkt ionsabläufe , vereinfachte 
Gestal tung u n d Ausstat tung sowie durch bodenpol i t i sche M a ß n a h m e n auf.1385 
3.10.2 De r M i e t w o h n u n g s s e k t o r 
Deutsch land besitzt mit r u n d 5 9 % im Vergleich zu 3 9 % im EU-Durchschn i t t den 
höchs ten Mie twohnungsan te i l u n d mi t r u n d 4 3 % im Vergleich zu 21 % im E U - D u r c h -
schnit t den höchs ten Anteil an privaten M i e t w o h n u n g e n in der Europä ischen Union.1 3 8 6 
Die Konzent ra t ion des Wohn immob i l i enve rmögens ist wei terhin erhebl ich, auf 3 % der 
Hausha l te entfielen 1998 20 % der ausgewiesenen Verkehrswerte, auf 10 % der wes tdeut -
schen Hausha l te 46 % der westdeutschen u n d auf 10 % der os tdeu tschen Hausha l te 60 % 
der os tdeutschen Verkehrswerte.1387 9 % des Gesamtbes t andes u n d 1 5 % der Mie twoh-
nungen stehen im öffent l ichen Eigentum.1 3 8 8 Auf Z w e i t w o h n u n g e n entfallen weniger 
als 0 , 5 % des Bestands.1389 1997 s t a m m t e n 3 0 % der Wohne inhe i t en aus der Zeit vor 
1948, 4 8 % aus der Zeit 1949-1978 u n d 2 2 % waren jüngeren Datums. 1 3 9 0 
Die D o m i n a n z und die relative Stabilität des pr ivaten Mie twohnungssek to r s kont ras -
tiert mi t der Entwicklung des Sektors in allen anderen Mitgl iedsstaaten der Europäi -
schen Union , wo im Verlauf der letzten 20 Jahre ein s tark ausgeprägter Rückgang bei 
gleichzeitigem bet rächt l ichem Anstieg der W o h n e i g e n t u m s q u o t e u n d / o d e r des Sozial-
wohnungsan te i l s zu beobachten war.1391 Die wicht igsten Investoren in der pr ivatwir t -
schaft l ichen Wohnungsve rmie tung sind große Vermietungsgesel lschaften u n d Bezieher 
sehr hohe r Einkommen. 1 3 9 2 1998 gab es 50 in der Rech t s fo rm der Kapitalgesellschaft 
1380 Vgl. Schulte/Schäfers (2002), S. 34. 
1381 Vgl. Boss/Rosenschoon (2000), S. 25. 
1382 Vgl. Boss/Rosenschoon (2000), S. 46. 
1383 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 3. 
1384 Vgl. Mc Kinsey Global Insitute (1994); Braun/Pfeiffer (1997a), S. 8. 
1385 Vgl. BMRBS (1996b), S. 14. 
1386 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 49, 58; Oxley/Smith (1996), S. 139; BMRBS (1997), S. 10; Stürmer 
(1999), S. 952. 
1387 Vgl. Münnich (1999), S. 213. 
1388 Vgl. Andersen (2000), S. 17. 
1389 Vgl. BMRBS (1997), S. 10. 
1390 Vgl. BMRBS (1997), S. 22. 
1391 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 17, 49, 58; Oxley/Smith (1996), S. 139; Balchin (1996b), S. 35. 
1392 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 139. 
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organisierte, i ndus t r i eve rbundene W o h n u n g s u n t e r n e h m e n mit e inem eigenen Bestand 
von schätzungsweise 370.000 W o h n u n g e n , 13 ,2% des Bestands der ehemals gemein-
nützigen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n in den alten Bundes ländern in der Rechtsform der 
Kapitalgesellschaft.1393 Geschlossene I m m o b i l i e n f o n d s besaßen im Jahre 2000 an der in-
sti tutionellen Immobi l i enan lage einen Marktante i l von 4 1 % , € 100 Mill iarden, Ver-
sicherungen und Pensionskassen einen Marktante i l von 1 9 % , € 4 5 Milliarden.1394 Von 
den rund 7 % E i g e n t u m s w o h n u n g e n wird über die Häl f te vermietet,1395 von den in 
den neunziger Jahren mi t S teuerbegüns t igung err ichteten E igen tumswohnungen sind 
7 0 % bis 8 0 % zur Vermie tung vorgesehen.1 3 9 6 
Im Gegensatz zu allen anderen Ländern der Europäischen Union erfolgt die Bereit-
stellung von Sozia lwohnungen nicht du rch einen juristisch genau abgegrenzten, dauer-
haft gemeinnütz igen Sektor, sonde rn d u r c h eine t emporä re , subvent ionier te Bindung, 
sodass der Bestand o h n e en t sp rechenden Neuzugang im Zeitablauf au tomat i sch 
sinkt.1397 Nach Auslaufen der Fö rde rung besteht eine Bindungsnachwirkungsf r i s t von 
10 Jahren.1398 Das Pr inzip der gebäudespezif ischen his tor ischen Kosten führ t zu äußers t 
unterschiedlichen, gegenläufig z u m Baujahr s teigenden u n d somi t mob i l i t ä t shemmend 
wirkenden Mieten.1399 Die Abhängigkei t der O b j e k t f ö r d e r u n g von den Kapital- u n d 
Baukosten füh r t zu e inem sich selbst ve r t eue rnden Subventionskarussel l mit Subventi-
onsquoten von 5 0 % bis 8 0 % der Gesamtkos ten in den Großstädten.1 4 0 0 In etwa der 
Hälf te der Länder werden die Bewil l igungsmieten an das Hausha l t s e inkommen ange-
passt.1401 1990-1998 w u r d e n k n a p p 2 0 % der N e u b a u w o h n u n g e n , m e h r als 7 0 % davon 
Mie twohnungen , mit Mi t te ln des sozialen W o h n u n g s b a u s gefördert.1402 Im gleichen 
Zei t raum verr ingerte sich dessen Bestand von 3,3 Mil l ionen auf 2,4 Mill ionen Wohne in -
heiten.1403 D e m Soz ia lmie twohnungsbes tand s tanden r u n d viermal so viele berechtigte 
Haushal te gegenüber, 4 0 % der W o h n u n g e n waren fehl- ode r unterbelegt , sodass n u r 
knapp 1 5 % der Berechtigten ihren Ansp ruch geltend machen konnten.1 4 0 4 
Seit 1996 wurden 17 g rößere Pr iv ia t i s ierungst ransakt ionen du rchge führ t , Verkäufer 
war vor allem der Bund. In den nächsten Jahren ist mit e inem weiteren Anstieg der Pri-
va t i s i e rungsmaßnahmen zu rechnen. Wesentl iche Pr ivat is ierungst ransakt ionen werden 
von der k o m m u n a l e n Ebene u n d von I n d u s t r i e u n t e r n e h m e n erwartet , die sich ange-
sichts leerer Stadtkassen bzw. im R a h m e n einer s trategischen Neuaus r i ch tung von grö-
ßeren Wohnungsbes t änden t r e n n e n möchten. 1 4 0 5 Der öffent l iche Wohnungsbes tand ging 
von 1998 bis Ende 2001 von etwa 3,4 Millionen1 4 0 6 auf 3,3 Mill ionen W o h n u n g e n 
1393 Vgl. Buse (1999), S. 34. 
1394 Vgl. Schulte/Schäfers (2002), S. 35. 
1395 Vgl. BMRBS (1994a), S. 14. 
1396 Vgl. Völker (1998), S. 10. 
1397 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 50, 61 f., 73; Balchin (1996b), S. 27. 
1398 Vgl. EMF (1997), S. 147. 
1399 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 73; Tomann (1996), S. 61. 
1400 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 61 f. 
1401 Vgl. Behring/Kirchner/Ulbrich (1998), S. XII ff. 
1402 Vgl. Nolte (2000), S. 87, 89. 
1403 Vgl. Nolte (2000), S. 89 f. 
1404 Vgl. Nolte (2000), S. 90. 
1405 Vgl. Schäfers/Hörner (2002), S. 545. 
1406 Vgl. Schäfers/Hörner (2002), S. 538. 
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zurück , von denen k n a p p zwei Drit tel den K o m m u n e n , reichlich 1 7 % d e n Stadtstaaten, 
reichlich 1 0 % den Flächenstaaten u n d reichlich 7 % d e m Bund gehörten.1 4 0 7 
3.10.3 Das selbst genutzte Wohne igentum 
Deutschland besitzt weiterhin mi t k n a p p 41 %, fast 43 % im Westen u n d 31 % im Osten , 
im Vergleich zu 56 % im EU-Durchschn i t t die bei wei tem niedrigste W o h n e i g e n t u m s -
q u o t e in der Europäischen Union.1 4 0 8 In den Ballungsgebieten u n d ih rem Umla nd als 
Zielorte arbei tsplatzorient ier ter Migra t ionen beträgt die W o h n e i g e n t u m s q u o t e sogar 
n u r r u n d 20%,1 4 0 9 1998 in Berlin 1 0 % , in F rankfu r t a m Main 1 4 % u n d in H a m b u r g 
20%,1 4 1 0 und eine fast doppel t so lange Vorsparphase ist erforderlich.1 4 1 1 Im Westen 
ging der Anteil der über Haus- u n d Grundbes i t z ve r fügenden Hausha l t e von 1993 bis 
1998 absolut u n d relativ zurück,1412 w ä h r e n d der Anstieg der W o h n e i g e n t u m s q u o t e im 
Osten vor allem auf die Privat is ierung im Bestand zurück zu f ü h r e n ist u n d von den 
E igen tümerwohne inhe i t en mit t lerer G r ö ß e m e h r als zwei Drit tel vor 1948 errichtet wur -
den.1413 N u r k n a p p ein Fünftel des selbst genutz ten W o h n e i g e n t u m s besteht aus Eigen-
t u m s w o h n u n g e n der weitaus überwiegende Teil aus Einfamil ienhäusern. 1 4 1 4 
Einfamil ienhäuser besaßen 1998 2 9 % der Hausha l te im Westen u n d 2 0 % im Osten , 
3 8 % der Haushal te mi t Kindern un t e r 18 Jahren im Westen u n d 3 2 % dieser Haushal te 
im Osten. 2 7 % im Westen und 1 7 % im Osten hat ten ihr Haus geschenkt b e k o m m e n 
oder geerbt. Eine E igen tumswohnung besaßen 1 2 % der Haushal te im Westen u n d 3 % 
im Osten. Paare mi t e inem Kind lebten zu 42 % im Westen u n d 34 % im Osten im selbst 
genutz tem Wohne igen tum, Paare o h n e Kinder zu r u n d 53 % im Westen u n d 27 % im Os-
ten. Im Westen, wo über die Hälf te der W o h n i m m o b i l i e n besi tzenden Haushal te noch 
Schulden zu tilgen hatte, wuchsen die Schulden 1993-1998 u m 3 0 % , während sich im 
Osten der Anteil der Haushal te mi t Schulden auf W o h n i m m o b i l i e n verdreifachte.1415 
Die durchschni t t l ichen Kosten eines Eigenheims s ind m e h r als doppe l t so hoch wie 
im teuersten anderen Mitgl iedsland der Europä ischen Union u n d , im Vergleich z u m 
E i n k o m m e n , r u n d doppel t so hoch wie in den USA.1416 Das Durchschni t t sa l te r be im 
Ersterwerb von W o h n e i g e n t u m liegt bei r u n d 40 Jahren, die durchschni t t l i che Verweil-
dauer in Eigenheimen bei 28 Jahren.1417 Die E igen tumsb i ldung vollzieht sich vor allem 
im zweiten u n d dr i t ten E inkommensdez i l , die un te ren E inkommenssch ich ten bleiben 
wei tgehend ausgeschlossen.1418 Die aus d e m Bauwesen selbst s t a m m e n d e n Wettbewerbs-
hindernisse, die nach Auffassung der Europäischen Union wet tbewerbsbeschränkend 
1407 Vgl. Janicki (2002), S. 599. 
1408 Vgl. Balchin (1996b), S. 27; Winter (1999), S. 781; Illgen/Münnich (2000), S. 285. 
1409 Vgl. Institut für Städtebau, Wohnungswesen und Bausparwesen (1999), zit. nach Nolte (2000), S. 175. 
1410 Vgl. Schäfers/Hörner (2002), S. 543. 
1411 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 17 f. 
1412 Vgl. Münnich (1999), S. 210. 
1413 Vgl. Stürmer (1999), S. 957; Winter (1999), S. 781. 
1414 Vgl. BMRBS (1997), S. 22. 
1415 Vgl. Münnich (1999), S. 214-216. 
1416 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 15; Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 15. 
1417 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 21. 
1418 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 14; Deutsch (1999), S. 67. 
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sind, die VOB u n d die HOAI, halten nach Ansicht vieler Beobachter den Markt fü r 
N ied r igp re i swohnungen weiterhin erfolgreich in engen Grenzen.1 4 1 9 Die häuf ig anzut ref -
fende individuel le Bauweise erschwert die Suche nach gleichwertigen Objek ten u n d 
h e m m t insofern die Mobil i tät deutscher Eigentümerhaushalte .1 4 2 0 
1996 w u r d e die steuerliche Wohne igen tums fö rde rung du rch die grenzsteuersatz-
unabhäng ige Eigenheimzulage ersetzt. Die e inkommens teuerbef re i t e Zulage beträgt 8 
Jahre lang jährlich 5 % der Gebäude- u n d Bodenkosten bis maximal 5.000 D M fü r Neu-
b a u t e n sowie jährl ich 2,5 % bis maximal 2.500 D M für Bestandserwerbe, das Baukinder-
geld beträgt 1.500 DM.1421 2000 wurden die E inkommensgrenzen von 120.000 auf 
80.000 D M gesenkt.1422 Förderbar ist ebenfalls der Erwerb von Genossenschaf tsante i len 
in H ö h e von mindes tens 10.000 D M von nach 1994 gegründeten Wohnungsgenossen -
schaf ten mi t 3 %, max imal 2.400 D M jährlich zuzüglich einer Kinderzulage von 
500 DM.1 4 2 3 
Die Eigenheimzulage verbesserte zwar die Subventionstransparenz,1 4 2 4 aber reichte in 
den Ballungsgebieten in Anbetracht der aufzubr ingenden Kosten nicht f ü r eine merk-
liche E r h ö h u n g der W o h n e i g e n t u m s q u o t e aus.1425 An der personalen Vertei lung der In-
a n s p r u c h n a h m e der Wohne igen tumsfö rde rung änder te sich wenig, die un t e r en u n d die 
h o h e n E i n k o m m e n s g r u p p e n bleiben von der Förderung ausgeschlossen, außer , wenn 
Erbschaf ten un te ren E i n k o m m e n s g r u p p e n den Erwerb von W o h n e i g e n t u m erleich-
tern.1426 Nach Mode l l rechnungen des D I W fiel die künf t ig niedrigere F ö r d e r u n g im Be-
reich der Hausha l t e mi t h ö h e r e m E i n k o m m e n nicht so sehr ins Gewicht , dass deren 
Bau- o d e r Erwerbsnachf rage entscheidend tangiert w ü r d e u n d die Besserstellung der 
Hausha l t e mit t lerer E i n k o m m e n reichte nicht aus, e inem Großtei l von ihnen über die 
Schwelle z u m E igen tum zu helfen.1427 Vermögensstarke Hausha l te mi t (noch) relativ 
n iedr igem E i n k o m m e n werden überförder t , da sie weiterhin die volle Begünst igung des 
Konsumgutpr iv i legs nu tzen können.1 4 2 8 1996 bis Ende 1998 w u r d e n fü r den N e u e r w e r b 
540.000 u n d f ü r den Bestandserwerb 700.000 Förderfälle registriert.1429 Zu bezweifeln ist, 
o b die Förderbe t räge kont inuier l ich an die E inkommens - u n d Kostenentwicklung ange-
passt werden , oder o b vielmehr, angesichts leerer öffentl icher Kassen, auf die „ theoret i -
schen" Subvent ionsregeln rekuriert werden wird und die W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g au-
tomat i sch d u r c h Nich t index ie rung in absehbarer Zeit auslaufen wird.1430 
1419 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 33 f. 
1420 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XVII. 
1421 Vgl. § 9 EigZulG. 
1422 Vgl. Handelsblatt, 9.11. 2000, S. 8 
1423 Vgl. § 17 EigZulG; Eekhoff (1998), S. 8. 
1424 Vgl. Dieterich/Dieterich (1997), S. 67; Braun/Pfeiffer (1997a), S. 13. 
1425 Vgl. Behring/Körner (1995), S. 24; Eekhoff (1998), S. 9. 
1426 Vgl. Behring/Körner (1995), S. 20. 
1427 Vgl. DIW (1995), S. 681. 
1428 Vgl. Nachtkamp (1995), S. 12. 
1429 Vgl. o. V. (2000a), S. 3. 
1430 Vgl. Behring/Körner (1995), S. 23. 
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3.10.4 Das Bodenmarktsystem 
Im deutschen Bodenmark t sys t em ents tehen Wertzuwächse für Bodene igentümer , die 
die Bau re i fmachung eines Grunds tücks in keiner Weise voran br ingen, in wesentl ich 
h ö h e r e m M a ß e als in anderen Ländern.1 4 3 1 Es besteht ein krasses Missverhäl tnis zwi-
schen der pr ivaten A p p r o p r i i e r u n g von Wertzuwächsen einerseits und der ger ingfügi-
gen R i s ikoübe rnahme u n d N u t z u n g der Wertzuwächse andererseits.1432 Die d u r c h eine 
große Dichte gesetzlicher I n s t r u m e n t e geregelte gesetzliche Verpfl ichtung der Kom-
m u n e n zur Baulanderschl ießung verursacht ein starkes personelles u n d technisches En-
gagement der K o m m u n e n mit einer en tsprechend hohen Belastung, w ä h r e n d die da-
du rch en t s t andene Werts te igerung, auße r bei der Baulandumlegung, vol ls tändig be im 
Al te igentümer verbleibt , der kein entsprechendes Risiko ü b e r n i m m t u n d dahe r auch 
nicht an einer zügigen Bebauung interessiert sein muss.1433 Der finanzielle A u f w a n d fü r 
die P lanung u n d die langfristige Abwicklung aller Verfahrensstufen der Aufstel lung ei-
nes Bebauungsplanes füh r t zu e inem Planungswer tgewinn bei den pr ivaten G r u n d -
e igen tümern , die keine Gegenleis tung erbr ingen müssen.1 4 3 4 Zugleich beinhal te t die ver-
gleichsweise geringe Belastung der privaten Grunds tückse igen tümer zu Lasten der 
Geme inden , die 1997 bei der k o m m u n a l e n Grunds teue r weniger als 0,1 % des Mark t -
werts be t rug , weniger S teuerungsmögl ichkei ten bei der Realisierung von P lanungen u n d 
den Verzicht auf prinzipiell p r e i sdämpfende Einflussnahme.1 4 3 5 Die Erschl ießung d u r c h 
Developer gibt es zwar auch (Erschließungsvertrag, Städtebauliche En twick lungsmaß-
n a h m e , Vorhaben- u n d Erschl ießungsplan) , und wenn auch private Pro jek ten twick lung 
eine derar t starke Stellung wie in den USA nicht erlangen wird, so ist d o c h dami t zu 
rechnen, dass ihr Einflussbereich u n d ihre Bedeutung im Rahmen neuer Organ isa t ions -
f o r m e n wei terhin wachsen wird.1436 Es überwiegt aber die Entwicklung von Baugebieten 
o h n e Zwischenerwerb , es werden lediglich die Erschließungsflächen an die G e m e i n d e 
abgetreten.1 4 3 7 Weil das Angebot an Bauland zudem im Regelfall v o m Stadtrat , der h ä u -
fig aus den e inhe imischen Eliten besteht , zu genehmigen ist, werden auf d e m Mark t f ü r 
Baulandausweisungen p r i m ä r diejenigen bedient , die kein Interesse an der Ausweisung 
neuen Baulands haben , weil bei k n a p p e m Bauland die Preise ihres G r u n d v e r m ö g e n s 
steigen.1438 Auch Erbbaurech te werden von K o m m u n e n nu r sehr selten vergeben.1 4 3 9 
Statt einer Vorratspol i t ik fü r W o h n b a u l a n d betreiben die K o m m u n e n eine Vorratspol i-
tik fü r die hoch subvent ionier te , of t mi t S täd tebauförderungsmi t te ln f inanzier te Aus-
weisung von konku r r i e r enden Gewerbef lächen, die kon t raproduk t ive S tandor ten t sche i -
d u n g e n u n d subop t ima le Bodennu tzungen förder t und die o h n e h i n kräf t ige 
Bodenvorra tspol i t ik der U n t e r n e h m e n noch stärkt, sodass die Recyclinganteile n u r in 
Regionen mi t einer t radi t ionel l k n a p p e n (Gewerbe-)Baulandverfügbarkei t vergleichs-
1431 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 118; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXIX. 
1432 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXIV. 
1433 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 118. 
1434 Vgl. Hämmerlein (1996), S. 115. 
1435 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXV; Dieterich/Dieterich (1997), S. 11, 245 ff.; Oxley/ 
Smith (1996), S. 54. 
1436 Vgl. Conzen (1996), S. 419 f. 
1437 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXIV. 
1438 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 34. 
1439 Vgl. Kleiber (1993), S. 91. 
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weise hoch liegen.1440 U m l a n d g e m e i n d e n größerer Städte vermeiden die W i d m u n g grö-
ßerer Entwicklungsgebiete im Interesse der bereits v o r h a n d e n e n Bewohner, gelegentlich 
ergänzt du rch Einheimischenregelungen, oft begründe t mi t Befürchtungen über die mit 
e inem zu schnellen S täd tewachs tum v e r b u n d e n e n Folgen u n d den Sorgen u m die Fi-
nanzierbarkei t der no twendigen technischen u n d sozialen In f ras t ruk tur sowie vorder-
gründig ökologischen Bedenken.1441 
Seit der Aufhebung der Bodenpre iskont ro l le in den sechziger Jahren ist der stete reale 
Preisanstieg fü r W o h n b a u l a n d eine Kons tan te des deu tschen Bodenmarkts.1 4 4 2 Seitdem 
hat sich der Baulandpreis index gegenüber d e m Verbraucherpreis index, d e m Baukosten-
index u n d dem E inkommens index stets deut l ich überdurchschni t t l i ch entwickelt , nur 
Mit te der achtziger Jahre gab es einen vo rübe rgehenden Einbruch im Preistrend.1 4 4 3 Ein 
Bodenantei l von 3 0 % - 4 0 % ist keine Seltenheit.1444 W ä h r e n d hohe Bodenpreise k a u m 
ein Problem der ländlich geprägten Regionen darstellen, betragen die Grunds tückskos-
ten in den Bal lungsräumen bis zu 50 % der Gesamtkos ten eines Bauvorhabens u n d über-
steigen z u m Teil, wie in Stut tgar t u n d M ü n c h e n , die Baukosten.1445 Der s teigende Anteil 
des Geschosswohnungsbaus im letzten Konjunk tu rzyk lus in quasi allen Stadtregionen 
kann als Zeichen einer z u n e h m e n d e n V e r k n a p p u n g von W o h n b a u l a n d angesehen wer-
den.1446 Private Bauherren investieren häuf ig auße rha lb der verkehrsgünst igen u n d daher 
teuren Lagen, u m die Bodenpreisantei le ihrer Bauten niedr ig zu halten.1447 Die Er fahrun-
gen in Os tdeutsch land , wo die kräft ige Angebotsen twick lung am Bau landmark t zu er-
staunlich niedrigen Bodenpreisen ge führ t u n d sich infolgedessen ein Anbieterwet t -
bewerb im Niedr igpreissegment entwickelt hat , de r un te r den Bedingungen der 
westdeutschen Bodenmärk te nicht festzustellen war, zeigen, dass kostengünst iges Bauen 
niedrige Bodenpreise e r forder t u n d diese fast zwangsläufig zur Herausb i ldung eines 
Marktes f ü r preisgünstige Objek te führen.1 4 4 8 
Der Boden- u n d I m m o b i l i e n m a r k t wi rd stärker als in anderen Ländern von Teilneh-
mer n bes t immt , die n u r sporadisch a m Marktgeschehen te i lnehmen, w ä h r e n d in ande-
ren Ländern der professionelle U m g a n g mi t Immobi l i en weiter verbreitet ist und die 
Funkt ionsweise prägt.1449 Deu t sch land besitzt du rch e inen vergleichsweise engen Markt 
für Neubau ten , einen sehr d ü n n e n Mark t fü r Al tbaueigenheime u n d im Westen eine 
sehr niedrige Leers tandsquote , e ine im in te rna t iona len Vergleich sehr niedrige Mobili tät 
u n d eine vergleichsweise h o h e Preisdispersion.1 4 5 0 Trotz der Arbeit der Gutachteraus-
schüsse ist die Transparenz a m deu tschen Boden- u n d Immobi l i enmark t nicht aus-
reichend gewährleistet.1451 N u r 0 , 2 7 % der Al tbauten wechseln jährlich den Besitzer im 
1440 Vgl. Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 94; Hintzsche/Steinfort (1997), S. 213; Zlonicky (1997), 
S. 180. 
1441 Vgl. Pfeiffer/Zeitzen (1994), S. 39, 41; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 80ff.; 
Hintzsche/Steinfort (1997), S. 213. 
1442 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 42; BfRL (1995b), S. 19. 
1443 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 25. 
1444 Vgl. Dieterich/Dieterich (1997), S. 69. 
1445 Vgl. BMRBS (1993a), S. 8 ff.; Dieterich/Dieterich (1997), S. 69. 
1446 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 81. 
1447 Vgl. Pfeiffer/Zeitzen (1994), S. 39. 
1448 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 11. 
1449 Vgl. Ball (1994), S. 109; Börsch-Supan (1994), S. 127. 
1450 Vgl. Ball (1994), S. 109; Börsch-Supan (1994), S. 127. 
1451 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. XXVI. 
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Vergleich zu 4 % in den USA.1452 Die Leers tandsquote ist in den USA 15-mal so hoch.1453 
W ä h r e n d in der Baustoff- und Fert igtei l industr ie ein h o h e r Konzent ra t ionsgrad be-
steht,1454 ist die Bauwirtschaft überwiegend kleinteilig s t ruk tur ie r t , 80 % der Un te rneh -
men beschäft igen weniger als 20 Mitarbeiter.1 4 5 5 
3.10.5 Die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g s a r c h i t e k t u r 
Die deutsche Wohnungsbau f inanz i e rungsa rch i t ek tu r ist fü r den Wohne igen tumse rwerb 
im f rühen S tad ium des Lebenszyklus u n d fü r eine Auswei tung der W o h n e i g e n t u m s q u o -
te auf Arbe i tnehmerhausha l t e mit t leren E i n k o m m e n s in den Ballungsgebieten nicht ge-
eignet.1456 Sie kenn t keine Hypothekenvers icherung wie ande re Staaten, die soziale Risi-
ken auffangen könnte,1 4 5 ' sondern sch i rmt statt dessen den e inhe imischen Markt du rch 
ein im westeuropäischen Vergleich ungewöhn l i ch hohes Regulierungsniveau, h o h e ver-
tikale Integrat ion u n d hohe Überkreuzbete i l igungen tendenziel l we t tbewerbsbeh indernd 
gegen ausländische Konkurrenz ab u n d min imie r t das Kreditausfallr isiko du rch ver-
gleichsweise niedrige u n d nach sozialem Status dif ferenzier te Beleihungsgrenzen.1 4 5 8 
Der deutsche Mark t für Immobi l i en f inanz ie rungen ist ein äußers t f ragment ier te r 
Markt.1459 Die durchschni t t l i che Eigenkapi ta lquote von 25 %, die sich in 33 % für Arbei-
ter, 2 2 % für Angestellte, sowie 1 8 % fü r Selbständige differenzier t , ist bedeu tend höhe r 
als in anderen Ländern und benachteil igt Hausha l te mi t n iedr igem E i n k o m m e n und Ver-
mögen.1 4 6 0 Die Beleihungsgrenze liegt im Regelfall fü r erstrangige Hypotheken bei 5 0 % 
des Marktwerts.1 4 6 1 Ti lgungen erfolgen mit kons tan te r Annu i t ä t , progressive Annui tä ten 
sind nicht üblich.1462 Die zweitrangige F inanz ie rung über Bausparkassendar lehen, die 
etwa 7 0 % der Wohne igen tumse rwerbe r einsetzen, ist a u f g r u n d der fü r den kurzen Til-
gungsze i t raum von meist 10 bis 12 Jahren abgeschlossenen Lebensvers icherung und des 
geschlossenen, v o m Kapi ta lmarkt u n a b h ä n g i g e m Systems fü r die Anbieter risikolos u n d 
d u r c h exklusive steuerl iche Subvent ion ie rung vor Konkur renz geschützt.1463 Die Finan-
zierung von M i e t w o h n u n g e n erfolgt hauptsäch l ich über Dar lehen von Banken u n d Ver-
s icherungen mit tendenziel l höhe rem Fremdkapi ta le insa tz u n d langsamerer Tilgung.1464 
1452 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 33. 
1453 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 33. 
1454 Vgl. BMRBS (1994b), S. 15. 
1455 Vgl. BMRBS (1997), S. 90 ff. 
1456 Vgl. Balchin (1996b), S. 27; Tomann (1996), S. 58; Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 14. 
1457 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 241. 
1458 Vgl. Bartlett/Bramley (1994), S. 4; McCrone/Stephens (1995), S. 54, 58; Clark/Deurloo/Die-leman 
(1997), S. 15. 
1459 Vgl. Knobloch (2002), S. 43. 
1460 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 15; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a,) S. 240; 
Tomann (1996), S. 60. 
1461 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 238. 
1462 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. DE 13. 
1463 Vgl. Stephens (1994), S. 58; Tomann (1996), S. 60; Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), 
S. 252. 
1464 Vgl. Tomann (1996), S. 57. 
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3.10.6 Die steuerlichen Rahmenbedingungen 
Durch das deutsche Steuerrecht wird ein beacht l icher Teil der Folgen hohe r Bau- u n d 
Bodenkosten in den wirtschaftl ich starken Regionen sozialisiert u n d über Steuerausfälle 
im öffent l ichen Haushal t mi t getragen.1465 Die S teuersubvent ionen sind somit Anreize 
zur E r h ö h u n g der Baukosten, zur Bodenpreiss te igerung u n d zur Zersiedlung.1 4 6 6 Steu-
erersparnisse durch die Kombina t ion aus großzügigen beschleunigten Abschre ibungen 
u n d steuerfreien Werts teigerungen bi lden ein sehr wichtiges Mot iv f ü r die pr ivatwir t -
schaft l ichen Investi t ionen in den M i e t w o h n u n g s b a u , die den in nahezu allen hochen t -
wickelten Ländern rückläufigen Anteil des Mie twohnungssek to r s über Dekaden nahezu 
kons tan t hielten.1467 Sie fördern kurzfrist iges Denken mi t destabi l is ierenden Wi rkungen 
auf die Märkte.1 4 6 8 In erhebl ichem M a ß e ents tehen Mitnahmeeffekte . 1 4 6 9 
Die regionale Varianz der W i r k u n g e n der Steueranreize fü r den M i e t w o h n u n g s b a u ist 
erheblich.1470 Regionen mit e inem h o h e n Anteil frei f inanzier ter W o h n u n g e n sind, abse-
hen v o m Nord-Süd-Gefäl le , in der Tendenz gleichzeitig Regionen h o h e r Herstel lungs-
kosten, weil sie durch ein höheres berufsspezif isches E i n k o m m e n u n d ein höheres Lohn-
niveau fü r vergleichbare Tätigkeiten gekennzeichnet s ind. In den Hochkos tenreg ionen 
liegt der Anteil frei f inanzierter W o h n u n g e n zwischen 67 % in M ü n c h e n u n d 40 % - 4 7 % 
in Köln, Berlin u n d H a m b u r g sowie 27 % in D o r t m u n d . In den wirtschaft l ich starken 
Stadtregionen mit h o h e n Boden- u n d Baukosten stützt sich die F inanz ierung stärker 
auf Fremdkapi ta l , sodass es zu einer Kumula t ion der S teuerwi rkungen kommt.1 4 7 1 So 
schwankten die Barwerte der Steuerausfälle du rch die steuerliche M i e t w o h n u n g s b a u f ö r -
de rung p ro Einwohner nach Mode l l r echnungen für 1996 zwischen 320 D M für M ü n -
chen u n d 50 D M für Dor tmund. 1 4 7 2 1996 w u r d e n die Abschreibungssätze f ü r den Miet-
w o h n u n g n e u b a u auf 5 % fü r die ersten 7 Jahre zurück geführ t . 1998 lief die 
Sonderabschre ibung fü r die neuen Länder aus u n d lediglich für San ie rung u n d Moder -
nis ierung blieben hohe Abschreibungssätze bestehen. Ab 1999 w u r d e n statt dessen In-
vesti t ionszulagen fü r Modern i s i e rungen in H ö h e von 1 5 % sowie fü r Mie twohnungs -
neubau in Innenstadt lagen in H ö h e von 1 0 % gewährt.1 4 7 3 
Obwohl der Schwerpunkt der Gegenf inanz ie rung des Steuerentlastungsgesetzes 
1999/2000/2002 bei den Abschre ibungen liegt1474 u n d eine neue Vorschrif t § 2b EStG 
e ingeführ t wurde , die den Ausgleich von negativen E inkünf ten aus so genannten Steu-
ersparmodel len mit positiven E inkünf t en aus anderen Einkunf tsquel len un t e rb inden 
soll,1475 u n d mit Wi rkung ab Januar 1999 die fü r die Steuerfreiheit der Veräußerungs-
gewinne erforderl iche Hal tedauer von 2 auf 10 Jahre verlängert u n d die Immobi l i en-
1465 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 73. 
1466 Vgl. Eichstädt-Bohlig/Wilhelm (1997), S. 39 
1467 Vgl. Wood (1988), S. 237;. Oxley/Smith (1996), S. 54, 140; Tomann (1996), S. 57. 
1468 Vgl. Tomann (1996), S. 57. 
1469 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 13. 
1470 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 12. 
1471 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 59 f. 
1472 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 62. 
1473 Vgl. BMRBS (1998), S. 8; BMRBS (1994a), S. 23. 
1474 Vgl. Knobloch (2002), S. 63. 
1475 Vgl. Utech (2001), S. 812; Weitere Details der neuen steuerlichen Vorschriften für Immobilieninves-
titionen vgl. Utech (2001), S. 791-818. 
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bewer tung für die Erbschaf ts teuer neu konzipier t wurde,1 4 7 6 werden im W o h n u n g s b a u 
die Weichen weiter auf Vermögenskonzen t ra t ion gestellt.147 ' 
3.10.7 Das Wohngeldsys tem 
Verglichen mit Wohngeldsys temen anderer Länder senkt das deutsche Wohngeld n u r fü r 
einen sehr kleinen Personenkreis die Wohnkos ten u n d auch diese erhalten n u r vergleichs-
weise wenig Förderung. Meist deckt das Wohngeld nicht m e h r als zwei Drittel der Miet-
e rhöhungen ab, of t bedeu tend weniger.1478 Die seit 1990 nicht m e h r angepassten Referenz-
werte ließen die realen Wohngeldle is tungen von den späten achtziger Jahren bis 1996 u m 
etwa ein Drittel sinken.1479 Trotz des Rechtsanspruchs beantragt n u r etwa die Hälf te aller 
Wohngeldberecht ig ten die Auszahlung.1 4 8 0 Seit 1998 gilt in den alten u n d neuen Bundes-
ländern ein im wesentl ichen gleiches Miet- , Mietpreis- u n d Wohngeldrecht.1 4 8 1 
1997 erhielten 7 , 6 % der Haushal te , 7 % der West- u n d 10 ,5% der Osthaushal te , 
Wohngeld.1 4 8 2 Der Anteil der Hausha l te mi t Lastenzuschuss lag im Westen bei 3 % u n d 
im Osten bei 8%. 1 4 8 3 Der durchschni t t l i che Wohnge ldansp ruch be t rug 156 DM.1484 Das 
Wohngeld senkte Anteil der Wohnkos t en a m ver fügbaren E i n k o m m e n im Durchschni t t 
von 3 8 , 1 % auf 29,5%.1 4 8 5 56,5 % der Tabe l lenwohngeldempfänger ha t ten eine Miete 
oder Belastung oberha lb der Höchs tbe t räge , 7 2 , 7 % im Westen u n d 3 0 , 2 % im Osten . 
66,2 % der Empfänger von Tabel lenwohngeld waren Ein- u n d Zweipersonenhaushal te , 
5 3 , 4 % der Las tenzuschussempfänger Famil ien mit vier u n d m e h r Personen. Pauscha-
liertes Wohngeld fü r Sozialhi l feempfänger , 7 0 % des 1996 bezahlten Wohngelds, empf in -
gen 15 ,8% im Westen u n d 5 4 , 4 % im Osten . 5 6 , 3 % der Empfänger pauschal ier ten 
Wohngeldes waren Mehrpersonenhaushal te . 1 4 8 6 
3.10.8 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Deutschland unterscheidet sich von anderen Staaten der Europäischen Un ion durch die 
große Anzahl kleiner, meist vermiete ter W o h n u n g e n in den größeren Städten.1487 Eta-
genwohnungen überwiegen als Wohnform. 1 4 8 8 1998 lebten 5 3 % der Haushal te , k n a p p 
51 % im Westen und über 6 3 % im Osten , in Gebäuden mi t 3 u n d m e h r Wohneinhe i -
ten.1489 Nach wie vor sind die R a h m e n b e d i n g u n g e n der Märk te famil ienfeindlich, fami-
1476 Vgl. Utech (2001), S. 807; §§ 138 BewG, 12 ErbStG, 23 EStG. 
1477 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997b), S. 293. 
1478 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 69 f. 
1479 Vgl. BMRBS (1998), S. 9 f., 59, Völker (1998), S. 13. 
1480 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 212. 
1481 Vgl. Völker (1998), S. 12; Nolte (2000), S. 96. 
1482 Vgl. Redling (1999), S. 799; Nolte (2000), S. 84. 
1483 Vgl. BMRBS (1998), S. 37, 48. 
1484 Vgl. Redling (1999), S. 797. 
1485 Vgl. Nolte (2000), S. 84. 
1486 Vgl. BMRBS (1998), S. 9 f., 59, Völker (1998), S. 13; Redling (1999), S. 795, 797 f. 
1487 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 11 f. 
1488 Vgl. BMRBS (1997), S. 22. 
1489 Vgl. Winter (1999), S. 783. 
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l iengerechte W o h n u n g e n k n a p p u n d Familien mi t Kindern in Stadtregionen vergleichs-
weise schlecht mit W o h n r a u m versorgt.1490 Zu r Miete w o h n t e n 1998 5 6 % der westdeut-
schen u n d 7 4 % der ostdeutschen Haushalte,1 4 9 1 gut 2 % lebten in Untermiete.1 4 9 2 Über 
71 % der Einpersonenhaushal te u n d k n a p p 4 7 % der Hausha l te mit 3 u n d m e h r Per-
sonen waren Mieter. Alleinerziehende mit Kindern w o h n t e n im Westen zu 8 2 % u n d 
im Os ten zu 9 0 % zur Miete.1491 Die durchschni t t l i che Wohnf läche p ro Einwohner be-
t rug 39 q m im Westen und 34 q m im Osten, Kindern s tanden l l - 1 7 q m zur Ver-
fügung.1 4 9 4 Jeder zehnte Haushal t im Westen u n d jeder sechste im Osten war gemäß 
der in den Industr ie ländern übl ichen Defini t ion von Überbe legung als einer Belegung 
eines W o h n r a u m e s mit mehr als 1,0 Personen unzu re i chend mit W o h n r a u m versorgt.1495 
In den alten Bundesländern s tanden 1997 für 30,5 Mil l ionen Haushal te in 29,7 Mil-
l ionen W o h n u n g e n zur Verfügung.1 4 9 6 Trotz En t spannungs t endenzen im oberen u n d 
teilweise auch im mitt leren Mark tsegment ist der Bedarf an pre iswer tem u n d belegungs-
g e b u n d e n e m W o h n r a u m nach wie vor groß.1497 D u r c h das Z u s a m m e n t r e f f e n von Dere-
gul ie rung der Wohnungsversorgung u n d wachsender Ungleichheit der Bevölkerung 
nach E i n k o m m e n und ethnischer Zugehörigkei t spiegelt sich die z u n e h m e n d e soziale 
Ungleichheit deutl icher in der sozial räumlichen S t ruk tu r der Städte wider.1498 In m a n -
chen Großs tad t reg ionen n i m m t das Angebot an über t eue r t en privaten M i e t w o h n u n g e n 
unzure ichender Quali tät , die Antwor t des liberalen Zeitalters auf den W ohnbe da r f der 
ä r m e r e n Bevölkerungsschichten, an Bedeutung zu, S lums u n d Überbe legung scheinen 
zurück zu kehren.1499 Erwerbstätige subst i tuieren verstärkt Migra t ion du rch Fernpen-
deln. 30 % der Fernpendler behal ten die Wohnor t -Arbe i t sp l a t z -Kombina t ion seit m e h r 
als 10 Jahren bei, ein weiteres Drittel der Fernpendler pendel t seit 5 bis 10 Jahren.1500 
In Os tdeutsch land wurde der W o h n u n g s n e u b a u auf der g rünen Wiese geförder t , ob-
wohl die Bevölkerungszahlen durchweg rückläufig waren u n d in den Innens täd ten be-
reits vielfacher Wohnungs leers tand Prob leme bereitete.1501 Von 1990 bis 2000 stieg im 
Osten die Zahl der Haushal te u m 300.000, w ä h r e n d k n a p p 800.000 W o h n u n g e n neu ge-
bau t wurden.1 5 0 2 Trotz der nöt ig gewordenen Mie t senkungen k a m es in allen os tdeut -
schen Stadtregionen zu einem Ü b e r h a n g an Wohnungen. 1 5 0 3 M e h r als eine Mill ion Woh-
n u n g e n stehen leer, zwei Drittel davon in Vorkriegsbauten.1 5 0 4 Soziale Segregation u n d 
En twer tung der Innenstädte u n d Großs ied lungen waren die Folge.1503 Die os tdeutschen 
1490 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 3. 
1491 Vgl. Münnich (1999), S. 215. 
1492 Vgl. Winter (1999), S. 781. 
1493 Vgl. Münnich (1999), S. 216. 
1494 Vgl. Münnich (1999), S. 219. 
1495 Vgl. Tomann (1996), S. 60. 
1496 Vgl. Schulz (2000a), S. 65. 
1497 Vgl. Harloe (1995), S. 510; Tomann (1996), S. 52; Hintzsche/Steinfort (1997), S. 213. 
1498 Vgl. Häußermann (2000), S. 15. 
1499 Vgl. Harloe (1995), S. 510. 
1500 Vgl. Nolte (2000), S. 14. 
1501 Vgl. Eichstädt-Bohlig/Wilhelm (1997), S. 41. 
1502 Vgl. Handelsblatt, 13.11. 2000, S. 8. 
1503 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 10. 
1504 Vgl. Handelsblatt, 13.11. 2000, S. 8; Tenbrock (2001), S. 17. 
1505 Vgl. Eichstädt-Bohlig/Wilhelm (1997), S. 41. 
134 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
Städte zerfallen vielfach in leere Altbauviertel , halbleere Pla t tenbauten , prächtig sanierte 
Kernbereiche u n d große neue Einfamil ienhaussiedlungen. 1 5 0 6 
Bei fast gleichbleibender Wohnf läche stiegen 1993-1998 die Wohnungsmie ten im 
Westen u m 44 % u n d im Os ten u m 95 % u n d dami t im Osten 5,3-mal so stark wie das 
verfügbaren Einkommen. 1 5 0 7 Die Ausgaben f ü r W o h n u n g s m i e t e n , 7 6 % der Wohnkos -
ten, be t rugen im ersten Halb jahr 1998 gut 2 5 % des privaten Verbrauchs im Westen 
u n d etwa 22 % im Osten , für das W o h n e n insgesamt in den alten Ländern 32,8 % u n d 
in den neuen Ländern 30,3%.1 5 0 8 Für 1 7 % der Haup tmie t e rhausha l t e lag die Mietbelas-
tungsquo te bei 4 0 % u n d m e h r des Hausha l t sne t toe inkommens . 1 5 0 9 Haushal te mit Kin-
dern zahlten k n a p p 3 0 % m e h r Mie te als k inder lose Haushalte.1 5 1 0 Die Mietbelastung der 
Tabel lenwohngeldbezieher lag 1997 bei 3 8 % vor u n d 3 0 % nach Wohngeld im Westen 
sowie vor 3 7 % u n d 2 4 % nach Wohngeld im Osten.1511 Die Mietpreisspal tung zwischen 
Neu- und Altverträgen lag bei steigender Tendenz 1980-1997 bei Altbauten im Durch-
schnit t bei r u n d 2 0 % , bei Neubau t en bei r u n d 12%.1512 
1506 Vgl. Handelsblatt, 13.11. 2000, S. 8. 
1507 Vgl. Illgen/Münnich (2000), S. 286. 
1508 Vgl. Illgen/Münnich (2000), S. 283-285. 
1509 Vgl. Winter (1999), S. 862. 
1510 Vgl. Winter (1999), S. 859. 
1511 Vgl. BMRBS (1997), S. 8; Völker (1998), S. 11,16. 
1512 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 144; Nolte (2000), S. 121. 
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4. Überblick über die historische Entwicklung in Spanien 
Im folgenden Kapitel wird die Wohnungs- und Bodenpolitik Spaniens im Verlauf des 
20. Jahrhunderts aus ökonomischer und sozioökonomischer Perspektive dargestellt, die 
an einem historischen Beispiel typischen Konstellationen und Problematiken in Aus-
gestaltung und Stellenwert wohnungs- und bodenwirtschaftlicher Investitionen, Regulie-
rungen und Subventionen in den verschiedenen Phasen eines gesamtwirtschaftlichen Auf-
holprozesses aufzeigt. Von besonderem Interesse ist dabei die Interdependenz zwischen 
den von der Kapitalakkumulation im wohnungswirtschaftlichen Sektor ausgehenden be-
trächtlichen Multiplikatoreffekten, Beschäftigungswirkungen und Sparanreizen einerseits 
und dem Wachstums- und Entwicklungsprozess der Gesamtwirtschaft andererseits, in der 
für einen vergleichsweise langen Zei t raum im Rahmen der Industrialisierungspolitik enge 
Verflechtungen zwischen Industrie und Politik bestehen, die Arbeitsnachfrage beträchtlich 
das Arbeitsangebot überschreitet und traditionelle soziale Netzwerke der Großfamilie 
noch weitgehend soziale Sicherungssysteme ersetzen, gestützt durch agrarische Subsis-
tenzwirtschaft und einen hohen Anteil der Schattenwirtschaft. 
4.1 1900-1936: Die Anfänge e iner Wohnungspo l i t ik 
Der Übergang Spaniens zur Moderne erfolgte im Vergleich zu den meisten Ländern Eu-
ropas außerordentl ich spät. Im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts befand sich das Land 
noch in der vorindustriellen Phase. Auch die demographische Entwicklung Spaniens 
und seiner Großstädte folgte der westeuropäischen zeitverzögert. Die hohe Sterblichkeit 
war um 1900 deutlich zurück gegangen, 30-40 Jahre später als in Mitteleuropa. Nach 
dem Ersten Weltkrieg sank die Mortali tät erneut, n u n m e h r insbesondere durch den 
Rückgang der Kindersterblichkeit.1513 
In den ersten vier Jahrzehnten des Jahrhunderts blieb die Wohnungsbautätigkeit ins-
gesamt gering.1514 Erste zaghafte, über Polizeirecht hinausgehende staatliche Interventio-
nen in den wohnimmobil ienwirtschaft l ichen Sektor stellten die Gesetze über billigen 
Wohnraum/Leyes de Casas Baratas von 1911 und 1921 dar, die Wohnungsgenossen-
schaften zinsgünstige Darlehen für die Errichtung kostengünstiger Mietwohnungen ei-
nes Mindests tandards bereit stellten. Ihre gesamtwirtschaftliche Wirkung blieb wegen 
der geringen Ressourcenausstattung der Destinatoren und der fehlenden Kooperation 
des Bankensektors gering.1515 1920 wurde für Städte über 20.000 Einwohner ein Miet-
preisstopp auf dem Niveau von 1914 erlassen, der 1931 auf alle städtischen Kommunen 
ausgedehnt wurde.1516 
1513 Vgl. Nadal( 1973), S. 13 ff. 
1514 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
1515 Vgl. Klein (1988), S. 55; Wynn (1984), S. 122 f. 
1516 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 130 f.; Tamanes (1980b), Bd. I, S. 570. 
136 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
4.2 1939-1949: Bürgerkrieg, Kriegsfolgen und Autarkie erfordern massive 
staatliche Interventionen 
4.2.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
1940 war die Volkswirtschaft mi t r und der Hälf te der Erwerbstä t igen in der Landwir t -
schaft noch v o m pr imären Sektor domin ie r t , lediglich 1 9 % der Bevölkerung lebte in 
Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern.1 5 1 7 Da die Außenhande l sbez iehungen sich 
mi t Beginn des Zweiten Weltkriegs z u n e h m e n d schwieriger gestalteten, versuchte das 
im Bürgerkrieg an die Macht g e k o m m e n e f ranquis t i sche Regime, größere Unabhäng ig -
keit v o m Wel tmark t und wirtschaft l iche Entwicklung d u r c h eine Autarkie- u n d I m p o r t -
subs t i tu t ionspol i t ik zu erzielen.1518 
Bis in die fünfziger Jahre domin ie r t en die autarkis t ischen Vorstel lungen des Falange-
Flügels die Wirtschaftspolit ik.1 5 1 9 Die Verwaltung e r fuh r d u r c h p r i m ä r polit isch m o t i -
vierte Ämterbese tzungen eine Verfestigung bis h in zur Dysfunktional i tät .1 5 2 0 Die Abhän -
gigkeit der K o m m u n a l - u n d Provinzregierungen v o m Zentra ls taa t wurde d u r c h eine 
nahezu vollständige Abhängigkeit der K o m m u n a l f i n a n z e n von der Zent ra l reg ierung so-
wie d u r c h das Prinzip der E rnennungen institutionalisiert .1 5 2 1 
Einem polit isch scharf repressiven System entsprach die massive staatliche Lenkung 
der Wirtschaft .1 5 2 2 Es entwickelte sich eine enge Verf lechtung zwischen Indus t r i e u n d 
Staat.1521 Konfl ikt t rächt ige Ineffizienzen ergaben sich d u r c h die einer Vielzahl von Insti-
t u t i onen verschiedener Minister ien zugeordne ten Verantwort l ichkei ten für Wiede rau f -
bau u n d Wirtschaf tsförderung. 1 5 2 4 Zu e inem bedeu tenden Eingriffs- u n d S teuerungs-
i n s t r u men t entwickelte sich das 1941 gegründe te Indus t r i emin i s t e r ium/ Ins t i t u to 
Nacional de Industria.1 5 2 5 Insgesamt erwiesen sich die A b k o p p l u n g v o m Wel tmark t u n d 
das h o h e Regulierungsniveau als w a c h s t u m s h e m m e n d , die wir tschaf t l iche Entwick lung 
stagnierte.1526 
Bis in die achtziger Jahre besaß Spanien einen der a m stärksten regulierten Kapital-
märk te Europas. Mittels sektorspezifischer Kredit inst i tute lenkte der Staat über das Ins t ru-
men t des „offiziellen Kredits", e inem System von Invest i t ionsquoten ve rbunden mi t För-
derzinssätzen, die Kapitals tröme in die gewünschten Projekte des öffent l ichen u n d 
privaten Sektors. Für die Finanzierung wohnungswir t schaf t l icher Projekte waren die Ban-
co Hipotecar io de Espana sowie die Banco de Cred i to a la Cons t rucc iön zuständig.1527 
1517 Vgl. Balchin (1996d), S. 149. 
1518 Vgl. Bernecker (1984), S. 86 ff. 
1519 Vgl. Klein (1988), S. 285. 
1520 Vgl. Klein (1988), S. 30. 
1521 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1219. 
1522 Vgl. Tamanes (1980a), S. 468 ff. 
1523 Vgl. Tamanes (1980a), S. 180, 475. 
1524 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
1525 Vgl. Tamanes (1980a), S. 180,475. 
1526 Vgl. Bernecker (1984), S. 86 ff. 
1527 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 97, 107, 157. 
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4.2.2 Wohnungspol i t i sche Grundsatzentscheidungen 
Da der Bürgerkrieg 1936-1939 zur Einstellung des W o h n u n g s b a u s geführ t hat te u n d 
massive Zers tö rungen von 6 0 % und m e h r der Bausubstanz in 192 K o m m u n e n hin ter -
ließ, war nach Kriegsende die Wohnungsve r so rgung prekär.1528 Der wei terhin bes tehende 
Mie tpre i s s topp und das niedrige Niveau der gesamtwir tschaf t l ichen Wer t schöpfung lie-
ßen ein privatwirtschaft l iches Engagement im W o h n u n g s b a u ausbleiben.1 5 2 9 Durchgän-
giges Ziel der Wohnungspol i t ik w u r d e es, das defizi täre W o h n u n g s a n g e b o t durch Ge-
setzgebung, P r o g r a m m e und Fördermit te l abzubauen . Es k a m zu einer Vielzahl von 
staatl ichen Initiativen, die die W o h n u n g s n o t langfrist ig lösen sollten, aber scheiterten.1530 
Charakteris t ischstes Merkmal der Wohnungspo l i t ik der Franco-Ära war die Pro-
duzen tensubven t ion . Developern wurden Zuschüsse, Förderdar lehen u n d Steuervorteile 
f ü r den Bau von W o h n u n g e n gewährt , die fast i m m e r z u m Verkauf angeboten w u r d e n , 
u n d der hoch regulierte Finanzsektor war verpfl ichtet , die er forder l ichen Finanzmit te l 
zu Sonde rkond i t ionen zur Verfügung zu stellen.1531 Der wohnungspo l i t i sche I n s t r u m e n -
teneinsatz war bis in die fünfziger Jahre geprägt v o m In te rven t ion i smus der Autarkie-
phase u n d e r fuh r erst Ende der fünfziger, Anfang der sechziger Jahre im Zuge der gene-
rellen ökonomischen Entwicklung eine größere Liberalisierung.1532 Wechselnde 
Z u o r d n u n g e n des Wohnungsressor t s zu verschiedenen Minis ter ien erschwerten die 
Problemlösung. 1 5 3 3 
Schon 1939 k a m es zur G r ü n d u n g einer Vielzahl von P lanungsgremien , wie der Be-
h ö r d e fü r kr iegsbetroffene Regionen/Ins t i tu to Nacional de Regiones Devastadas, d e m 
Nat iona len Siedlungsinst i tut / Inst i tuto Nacional de Colonizac iön, der Haup tab t e i l ung 
f ü r Archi tek tur im Wohnungsmin i s t e r ium/Di recc iön General de Arqui tec tura sowie 
1940 d e m Inst i tut für k o m m u n a l e Verwal tungss tudien / Ins t i tu to de Estudios de A d m i -
nis t raciön Local.1534 P lanung und Adminis t ra t ion der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g oblagen 
d e m direkt d e m Arbei tsminis ter ium als Ressort im I n n e n m i n i s t e r i u m unterstel l ten Na-
t ionalen Wohnungs ins t i tu t / Ins t i tu to Nacional de la Vivienda/INV.1 5 3 5 
4.2.3 Das Wohnungsbaugesetz von 1939/Ley de Viviendas Protegidas 
Das Wohnungsbaugese tz von 1939/Ley de Viviendas Protegidas sollte die polit ische Sta-
bilität fö rdern , i ndem es den Bausektor als K o n j u n k t u r l o k o m o t i v e s tärken sowie f ü r die 
rasch steigende Zahl der Fabrikarbeiter W o h n u n g e n bereit stellen sollte. Vorgesehen wa-
ren eine 9 0 % i g e Befreiung von der G r u n d s t e u e r / C o n t r i b u c i ö n U r b a n a fü r 20 Jahre so-
wie f ü r öffent l iche u n d paraöffent l iche Bauträger zinslose Dar lehen bis zu 40 % der Bau-
kosten u n d ein Baukostenzuschuss von 20%.1 5 3 6 Private Bauträger k o n n t e n n u r die 
1528 Vgl. Wynn (1984), S. 121. 
1529 Vgl. Wynn (1984), S. 133. 
1530 Vgl. Klein (1988), S. 54. 
1531 Vgl. Balchin (1996d), S. 151 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 97. 
1532 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 571; Wynn (1984), S. 123 f. 
1533 Vgl. Klein (1988), S. 54. 
1534 Vgl. Klein (1988), S. 33. 
1535 Vgl. Cortes (1995), S. 270 f.; Wynn (1984), S. 121 f.; Santillana (1980), S. 822 f. 
1536 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 571; Wynn (1984), S. 123 f. 
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Grunds t eue rbe f r e iung in Ansp ruch n e h m e n . Die geförder ten W o h n u n g e n unter lagen 
quali tat iven Standards , e inem Veräußerungsverbot sowie einer Mietobergrenze von ei-
n e m Fünftel des M o n a t s e i n k o m m e n s . Genossenschaf tsmitgl ieder waren zu e igenem Ar-
beitsbeitrag verpflichtet.1537 
Die Fö rde rung bewirkte wenig, d e n n die öffent l ichen u n d paraöffent l ichen Inst i tu t io-
nen reagierten schwerfällig, u n d der pr ivatwir tschaf t l iche Sektor investierte in prof i t -
ableren Wir tschaf tszweigen sowie im W o h n u n g s b a u fü r obere und mit t lere E inkom-
mensschichten.1 5 3 8 Unter den öffent l ichen u n d paraöffent l ichen Bauträgern erlangte die 
1942 gegründe te gewerkschaf tsnahe Wohnungsbaugese l l schaf t Obra Sindical del Hogar / 
O S H im Zeitverlauf die sozialpolit isch größ te Bedeutung,1 5 3 9 weil sie das unters te Mark t -
segment bediente.1 5 4 0 
4.2.4 Das Wohnungsbaugesetz von 1944/Ley de Viviendas de Clase Media 
Das Wohnungsbaugese tz von 1944/Ley de Viviendas de Clase Media verfolgte mi t der 
E i n f ü h r u n g der zusätzlichen Förderl inie p r i m ä r kon junk turpo l i t i sche Zielsetzungen wie 
die Verr ingerung der Arbeitslosigkeit im Bausektor.1541 Es w u r d e n Darlehen bis zur H ö h e 
von 60 % der Baukosten mit 50-jähriger Laufzeit zu 4 % Zinsen mit wohnf l ächenabhän-
giger Mie tp re i sb indung u n d Qual i tä t svorschr i f ten bereit gestellt. Es gab drei Kategorien 
geförder ter W o h n u n g e n , mi t Nutzf lächen von 60 q m bis 80 qm, 80 q m bis 110 q m sowie 
über 110 qm.1 5 4 2 E igennu tzung war zulässig, Veräußerung möglich.1543 
Die Bauherren , überwiegend Angehör ige der Mittel- und Oberschicht , mach ten von 
der Fö rde rung ausgiebig Gebrauch , da un te r Einbeziehung der Subvent ionen beacht -
liche Gewinne zu erzielen waren.1544 Das Wohnungsbaugese tz von 1948/Ley de Viviendas 
Bonificables ersetzte die Förderdar lehen d u r c h Zuschüsse u n d Steuergutschrif ten u n d 
unter te i l te die geförder ten W o h n u n g e n in n u n m e h r vier Kategorien. Typ A umfass te 
mehr als 125 q m Nutzf läche, Typ B zwischen 90 q m u n d 125 qm, Typ C zwischen 
70 q m u n d 90 q m und Typ D zwischen 50 q m u n d 70 qm.1545 Die Fertigstellungen geför-
der ter W o h n u n g e n e rhöh ten sich von 1946 bis 1951 von 3.484 auf über 30.000.1546 
4.2.5 Das Mietgesetz von 1946/Ley de Arrendamientos Urbanos 
Das Mietgesetz von 1946/Ley de Ar r endamien to s Urbanos prolongier te fü r die Ballungs-
gebiete den aus der Zeit des Bürgerkrieges s t a m m e n d e n Mie tens topp auf d e m Vorkriegs-
niveau u n d r ä u m t e den Mie te rn die zweimal ausübbare O p t i o n ein, den Mietver t rag an 
1537 Vgl. Wynn (1984), S. 123 f. 
1538 Vgl. Wynn (1984), S. 123. 
1539 Vgl. Cortes (1995), S. 270 f. 
1540 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
1541 Vgl. Santillana (1980), S. 819. 
1542 Vgl. Wynn (1984), S. 123, 125; Santillana (1980), S. 819. 
1543 Vgl. Wynn (1984), S. 125; Santillana (1980), S. 819. 
1544 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 572. 
1545 Vgl. Santillana (1980), S. 823. 
1546 Vgl. Wynn (1984), S. 125. 
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Kinder ode r andere Verwandte zu über t ragen /derecho de subrogaciön.1 5 4 7 Das hat te zur 
Folge, dass Wohneinhei ten oft über einen Ze i t r aum von m e h r als fünfz ig Jahren der Ver-
fügungsgewal t des Eigentümers entzogen waren. Z u d e m erwiesen sich Räumungsklagen 
wegen Mie t rücks tänden als schwierig u n d langwierig.1548 
4.2.6 W o h n u n g s b a u , W o h n u n g s v e r s o r g u n g u n d W o h n q u a l i t ä t 
Insgesamt blieb das W o h n u n g s b a u v o l u m e n der vierziger Jahre auf n iedr igem Niveau.1549 
Zwischen 1941 u n d 1950 wurden 509.000 W o h n u n g e n err ichtet , d a r u n t e r 44.000 geför-
derte. Das Wohnungsangebo t ha t te eine an t iu rbane Tendenz u n d passte oft nicht zur 
Zahlungsfähigkei t der Nachfrage. Nicht Franco- t reue Gebiete wie Katalanien u n d das 
Baskenland w u r d e n von den zus tändigen Behörden wei tgehend übergangen.1 5 5 0 
Das Wohnungsdef iz i t e rhöhte sich.1551 Der Wohnungszensus 1950 ermit te l te ein 
Wohnungsdef iz i t von einer Mill ion W o h n u n g e n , eine Folge des Bürgerkriegs und der 
l angsamen wirtschaft l ichen Erholung der vierziger Jahre,1552 der Anteil der M i e t w o h n u n -
gen lag bei 50 %, die Wohne igen tumsquo te bei 47 %.1553 25 % der Wohne inhe i t en waren 
sani tär unzure ichend ausgestattet. W ä h r e n d bei Erfassung der Küche als W o h n r a u m 
414.000 Famil ien mi t fünf bis zehn Mitgliedern in Ein- u n d Z w e i z i m m e r w o h n u n g e n 
w o h n t e n , s t anden 606.000 Familien mit zwei oder drei Mitgl iedern W o h n u n g e n mit 
fün f bis zehn Z i m m e r n zur Verfügung.1 5 5 4 Aussta t tungsqual i tä t , Belegungsdichte u n d 
Verteilung des Wohnungsbes tandes konn ten nicht zuf r ieden stellen. Eine gewaltige Er-
h ö h u n g des Neubauvo lumens war notwendig.1 5 5 5 
Nie zuvor ha t te das Land eine so massive W o h n u n g s n o t erlebt.1556 In den großen 
Städten, wo die Wohnungsno t a m größten war, waren viele Migran ten gezwungen, über -
füllte un te rvermie te te Unte rkünf te zu akzeptieren oder sich in den expand ie renden Ba-
rackenvierteln selbst eine Behausung zu errichten.1 5 5 , 1947 w u r d e als N o t m a ß n a h m e der 
Plan de Urgencia Social de Madr id verabschiedet, der den außerorden t l i ch starken Be-
vö lkerungszus t rom in die Haup t s t ad t bremsen u n d in die Peripherie u m l e n k e n sollte.1558 
Die u n z u m u t b a r untergebrachten Menschenmassen fo rder ten in Bürgerbewegungen/ 
Resistencia de la Poblaciön und Generalstreiks in den g rößeren Städten effektivere Inter-
ven t ionen im wohnungspol i t i schen Sektor.1559 
1547 Vgl. Sänchez Villart 1992), S. 181; Rafols Esteve (1978), S. 130 f. 
1548 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174. 
1549 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
1550 Vgl. Wynn (1984), S. 125. 
1551 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
1552 Vgl. Balchin (1996d), S. 149. 
1553 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
1554 Vgl. Instituto Nacional de la Vivienda (1953). 
. 1555 Vgl. Wynn (1984), S. 125, 128. 
1556 Vgl. Wynn (1984), S. 128. 
1557 Vgl. Wynn (1984), S. 125. 
1558 Vgl. Cortes (1995), S. 273. 
1559 Vgl. Wynn (1984), S. 128. 
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4.3 1950-1959: Vorsichtige außenwirtschaft l iche Öffnung, Stabilisierungskrise, 
Landflucht und wachsende W o h n u n g s n o t 
4.3.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Nach d e m Ende des Zweiten Weltkriegs erhielt Spanien zunächst keine Mittel aus d e m 
Marshall-Plan. '5 6 0 Die b e h u t s a m e Liberalisierung des Außenhande l s 1951-1959 löste 
zwar eine beachtl iche Wir t schaf t sbe lebung aus,1561 die unter künst l ichem Schutz auf-
gebaute, hoch regulierte Wi r t scha f t s s t ruk tu r hielt jedoch d e m I m p o r t d r u c k aus den eu-
ropäischen Par tners taa ten nicht stand.1562 Bald s tand der Staat infolge hoher Leistungs-
bilanzdefizite, defizi tärer öffent l icher U n t e r n e h m e n , überbewer te ter W ä h r u n g u n d 
hoher Inf la t ion vor d e m finanziellen Zusammenbruch . 1 5 6 3 
Der der Austeri tätspoli t ik des In te rna t iona len W ä h r u n g s f o n d s entsprechende Stabili-
s ierungsplan von 1959 markier t den Beginn einer liberaleren Wirtschaftspoli t ik . Die 
W ä h r u n g w u r d e abgewertet , Löhne u n d Gehäl ter e ingefroren u n d ausländische Investi-
t ionen erleichtert.1564 Die U m s t r u k t u r i e r u n g e n u n d Rational is ierungen verringerten die 
Zahl der Beschäft igten, denen als Ventil die Arbei tsmigrat ion nach Westeuropa angebo-
ten wurde.1 5 6 5 Von den negativen sozialen Folgen der Stabilisierungskrise waren die u n -
teren sozialen Schichten a m här tes ten betroffen.1 5 6 6 
Die Landflucht beschleunigte sich, schätzungsweise vier Mil l ionen Menschen verlie-
ßen 1955-1959 ihre s tagnierenden ländl ichen Gemeinden , meist in der Form der Binnen-
migration.1 5 6 7 Die seit Beginn des J ah rhunde r t s anha l tende Verstädterung hat te zur Folge, 
dass ab den fünfziger Jahren die Bevölkerung in Or ten über 10.000 Einwohnern die 
nichts tädt ische Bevölkerung überstieg.1568 1950 zeigten sich erste Anzeichen des in West-
europa infolge des Gebur t en rückgangs u n d der steigenden Lebenserwartung schon seit 
ge raumer Zeit zu beobach tenden Anstiegs des Durchschni t tsa l ters auch in Spanien.1569 
Der W o h n u n g s b a u entwickelte sich zu e inem der bedeu tends ten und dynamischs ten 
Wachs tumssek to ren der Volkswirtschaft , dessen beträcht l iche Beschäftigungs- u n d Mul-
t ipl ikatoreffekte be im wir tschaf t l ichen Aufholprozess des Landes eine nicht zu unter -
schätzende Rolle spielten.1570 
1560 Vgl. Bernecker (1984), S. 80 ff. 
1561 Vgl. Fuentes Quintana (1989), S. 13 ff.; Tamanes. (1980a), S. 180. 
1562 Vgl. Tamanes (1980a), S. 173 f. 
1563 Vgl. Bernecker (1984), S. 110 f.; Fuentes Quintana (1993), S. 8ff. 
1564 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S.lOff. 
1565 Vgl. Klein (1988), S. 18. 
1566 Vgl. Tamanes (1980a), S. 173 f. 
1567 Vgl. Wynn (1984), S. 133. 
1568 Vgl. Klein (1988), S. 287 f. 
1569 Vgl. Nadal( 1973), S. 13 ff. 
1570 Vgl. Wynn (1984), S. 133. 
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4.3.2 Das erste Boden- und Baugesetzvon /Ley sobre Regimen del Suelo y 
Ordenaciön Urbana 1956 
Der Auftrag des Innenmin i s t e r iums , ein Gesetz zur B e k ä m p f u n g der Bodenspekula t ion 
auszuarbei ten, weitete sich 1956 z u m ersten umfassenden Boden- u n d Baugesetz/Ley so-
bre Regimen del Suelo y Ordenac iön U r b a n a aus.1571 Die Planungshierarchie von der na-
t ionalen zur k o m m u n a l e n Ebene w u r d e verfestigt, bei den K o m m u n e n verblieben ledig-
lich Kompetenzen , die nicht ande ren Verwal tungsebenen über t ragen waren.1572 Der 
k o m m u n a l e Stadtentwicklungsplan sollte sich in die konzipier te Planungshierarchie 
von Plan Nacional , Plan Provincial u n d Plan Comarca l e inordnen u n d sich auf k o m -
munale r Ebene fortsetzen über F lächennutzungsp lan /P lan General , Baulei tplan/Plan 
Parcial u n d Proyecto de Urbanizaciön.1 5 7 3 
Auch wenn der Zentralstaat die Schlüsselrolle in der Urbanen Entwicklung erhielt, 
wurden doch erstmalig den K o m m u n e n Fre i räume für die S tä rkung einer eigenständi-
gen S tad tp lanung eingeräumt.1 5 7 4 Selbst erstellte Pläne der K o m m u n e n er forder ten eine 
G e n e h m i g u n g du rch die übergeordne te Planungsbehörde. 1 5 7 5 K o m m u n a l e Sonderpläne/ 
Planes Especiales zur Lösung funk t iona l u n d räuml ich abgegrenzter Probleme wie Sanie-
r u n g s m a ß n a h m e n waren zulässig.1576 Städte über 50.000 Einwohner waren angehalten, 
mit 5 % des jährl ichen Hausha l t svo lumens einen k o m m u n a l e n F lächenpool /pa t r imonio 
munic ipa l del suelo aufzubauen.1 5 7 7 Für Frei- u n d Grünf lächen waren mindes tens 1 0 % 
der Planfläche zu reservieren.1578 Es bes tand die Verpf l ichtung zur Bebauung der aus-
gewiesenen Baugrundstücke.1 5 7 9 
Die Bodenwer te rmi t t lung mit d e m expliziten Ziel der Flächenmobi l is ierung kann te 
vier Wertkategor ien . Der Initialwert galt fü r Grunds tücke , die nicht in P lanungen ein-
bezogen waren , der Erwar tungswer t w u r d e einheit l ich angewandt auf erschlossene 
Grunds tücke im Erwei terungsbereich/suelo de reserva u rbana , der s tädtebaul iche Wert/ 
suelo u r b a n o kapitalisierte die mögl iche baul iche N u t z u n g , der Verkehrswert bezog sich 
auf Ente ignungen jeder Art.1580 
Im Gegensatz z u m expliziten A n s p r u c h des Gesetzes, befassten sich n u r wenige Pas-
sagen im Gesetzestext explizit mi t der B e k ä m p f u n g der Bodenspekula t ion . In den Groß-
städten, wo sich eine rasante Bevölkerungs- u n d W o h n u n g s m a r k t d y n a m i k abzuzeichnen 
begann u n d wo eine of tmals schwache oder k o r r u p t e Verwaltung nicht e inmal die ärgs-
ten Auswüchse der W o h n u n g s n o t b e k ä m p f e n konnte , blieb das neue Bodenrecht wir-
kungslos, weil k a u m beachtet . Die Allokat ion des Faktors Boden erfolgte nach d e m klas-
sischen Mark tpr inz ip , die E in r i ch tung städtischer Bodenpools unterbl ieb. Insgesamt 
gesehen war das erste Boden- u n d Baugesetz von so großen Wider sp rüchen durchsetzt , 
1571 Vgl. Bidagor (1969), S. 18. 
1572 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 202. 
1573 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 2-11. 
1574 Vgl. Klein (1988), S. 286. 
1575 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 28. 
1576 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 13 ff. 
1577 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 72-76. 
1578 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 31, 91 und 101. 
1579 Vgl. Klein (1988), S. 40. 
1580 Vgl. Ley del Suelo 1956, Art. 85,2. 
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dass selbst seine Einhal tung sich auf Bodenal lokat ion u n d Stad ten twicklung k a u m aus-
gewirkt hätte.1581 
Der Städtebau w u r d e als eher lokales u n d z u d e m kurzfris t iges Problem angesehen, 
das Niveau der städtischen P lanung war u n d blieb u n g e n ü g e n d . P lanungswer tgewinne 
k o n n t e n nicht von der öffent l ichen H a n d abgeschöpf t werden , sodass der schnell stei-
gende Wohnungsbeda r f eine Bodenspekula t ion induzier te , die auf Wertzuwachs d u r c h 
Erschl ießung hof f te u n d städtische P lanungen oft konterkarrierte.1 5 8 2 In der Provinz Bar-
celona ergab eine Auswer tung der Planes Parciales im Z e i t r a u m 1956-1970, dass sie, so-
fern sie übe rhaup t aufgestellt w u r d e n , meist als I n s t r u m e n t der Spekulat ion eingesetzt 
wurden , zur N u t z u n g s ä n d e r u n g u n d Nu tzungsve rd i ch tung sowie zur U m w a n d l u n g 
von Freiflächen in Bauland.1583 
4.3.3 Raumordnungs- und Städtebaupolit ik 
Mit der Industr ia l is ierung e rwuchs den spanischen Städten die Problemat ik eines schar-
fen sozialen Gefälles zwischen den Stadtteilen der Mit tel- u n d Obersch ich ten u n d den 
Arbei terquar t ie ren , die of t a m S tad t rand als spon tane Siedlungen entstanden.1 5 8 4 Mi t 
N o t s t a n d s p r o g r a m m e n fü r die industr iel len Ballungsgebiete/Planes de Urgencia Social, 
fü r Madr id 1957, Barcelona 1958, Asturias u n d Bilbao 1959, versuchte das W o h n u n g s -
min i s te r ium, die Binnenmigra t ion zu b remsen u n d in geordne te re Bahnen zu lenken. 
Wilde Siedlungen w u r d e n in regelmäßigen Abs tänden abgerissen und die Bewohner in 
verschiedene, per ipher gelegene öffent l iche Wohnan lagen umgesiedel t . Wer nach Ma-
dr id ziehen wollte, ha t te den Behörden e inen Wohns i tz in der Haup t s t ad t nachzuweisen 
u n d Madr ider U n t e r n e h m e n waren gehalten, n i e m a n d e n zu beschäft igen, der nicht of-
fiziell in Madr id w o h n h a f t war. Für die Haup t s t ad t w u r d e der sofort ige Abriss wilder 
Siedlungen u n d die Rücksendung der Bewohner in ihre H e i m a t o r t e angeordnet.1 5 8 5 
Der heutige Bestand an öffent l ichen M i e t w o h n u n g e n geht fast ausschließlich auf die 
Err ich tung von Er sa t zwohnraum fü r Bewohner abgerissener wilder Siedlungen im Ge-
folge der S lumsan ie rungsp rog ramme u n d Umsied lungsak t ionen in den fünfziger u n d 
sechziger Jahren zurück, ausgeführ t in niedrigster Qual i tä t mi t billigstem Material.1586 
Weil diese Wohne inhe i t en vor allem dazu d ienten , ehemal ige S lumbewohne r un te r -
zubr ingen; w u r d e n Zah lungs rücks tände bei Mieten u n d Bewir tschaf tungskosten k a u m 
eingefordert . 1587 Die meisten w u r d e n nach spätestens 25 Jahren privatisiert.1588 
Mit dem Kommunalverwal tungsgese tz von 1955/Ley de Regimen Local erhiel ten die 
K o m m u n e n die Zuständigkei t für die Aufstel lung der Bebauungsp l anung u n d die Ertei-
lung von Baugenehmigungen. 1 5 8 9 1956 w u r d e n Richtl inien f ü r die Z u s a m m e n a r b e i t des 
INV mit der Haup tab te i lung für Archi tek tur /Direcc iön General de Arqui tec tura y Urba -
1581 Vgl. Klein (1988), S. 43. 
1582 Vgl. Klein (1988), S. 38. 
1583 Vgl. Ferrer Aixala (1974), S. 127. 
1584 Vgl. Klein (1988), S. 32. 
1585 Vgl. Wynn (1984), S. 134 f. 
1586 Vgl. Balchin (1996d),S. 155; McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
1587 Vgl. Leal (1998b), S. 3 ff.; Cortes (1998), S.13; McCrone/Stephens (1995), S. 112 f. 
1588 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173. 
1589 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1219. 
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n i s m o auf den Gebieten der Bodenakquis i t ion u n d -erschl ießung sowie der Err ich tung 
öffent l icher Wohnan lagen ausgearbeitet, 1957 wurden beide Ins t i tu t ionen Bestandteil 
des neugegründe ten Wohnungsmin i s t e r iums /Min i s t e r io de la Vivienda,1 5 9 0 das in der 
Folgezeit Wohnungswesen u n d Wohnungsbau sowie Städtebau u n d S tad tp l anung mit 
den vier Haup tab t e i l ungen Architektur, S tad tp lanung , Wohnungswesen u n d Nationales 
Erschl ießungsins t i tu t un te r einem Dach vereinigte.1591 
Die Zu- u n d U n t e r o r d n u n g des Städtebaus in das Wohnungswesen nach d e m G r u n d -
satz „p r imero viviendas, despues u r b a n i s m o " (erst W o h n r a u m schaffen, d a n n Städte 
p lanen) ha t te bei dessen vorrangigem Ziel des Massenwohnungsbaus zur Folge, dass 
den s tädtebaul ichen Belangen nur eine nachrangige Bedeutung zukam.1 5 9 2 Mit der Ver-
legung der obers ten P lanungsbehörde v o m Innenmin i s t e r ium in das W o h n u n g s b a u -
min i s t e r i um fehlte den d e m Innenmin i s t e r ium verantwort l ichen lokalen Planungsinst i -
t u t i o n e n der Ansprechpar tner , sodass die im Bau- u n d Bodengesetz von 1956 
inst i tut ional is ier te Kompetenzver te i lung in der Bodenal lokat ionspol i t ik ins Leere lief, 
noch verstärkt d u r c h die regelmäßige Missachtung lokaler Bebauungsp läne durch öf-
fentl iche u n d paraöffent l iche Wohnungsbaugesellschaften.1 5 9 3 So be t r ieb eine eigene Ab-
tei lung des Wohnungsmin i s t e r iums , die Gerencia de Urbanizac iön , e igenständig u n d 
großf lächig W o h n u n g s - u n d Stadtplanungspol i t ik auf lokaler Ebene.1594 
4.3.4 Die Wohnungsbauförderung 
Die wohnungswi r t schaf t l i chen Subvent ionen der fünfziger bis späten sechziger Jahre be-
s tanden aus der G e w ä h r u n g von Zuschüssen, Förderdar lehen u n d Steuervortei len an 
P r o d u z e n t e n von W o h n r a u m , adminis t r ier t von öffent l ichen Ins t i tu t ionen wie INV 
u n d Banco de Cred i to a la Construcciön.1 5 9 5 Die Großwohnan l agen der späten fünfziger 
Jahre, die zur U n t e r b r i n g u n g der die Großs täd te s t r ö m e n d e n Z u w a n d e r e r be s t immt wa-
ren, bes t anden aus kleinen und einfachen W o h n u n g e n , von denen zur W a h r u n g des 
sozialen Friedens sukzessive die meisten Mie twohnungen an die Bewohner verkauf t 
wurden. 1 5 9 6 
Das Wohnbaugese tz von 1954/Ley de Viviendas de Renta Limitada sah in For tse tzung 
des Mus te rs der Angebotssubvent ionierung neben der G r u n d s t e u e r b e f r e i u n g zwei neue 
Förder l in ien vor. Beide erhielten erhebliche Finanzierungshi lfen, die über diejenigen der 
P r o g r a m m e von 1939 u n d 1944 h inaus gingen.1597 Für W o h n u n g e n der G r u p p e 1 be-
s tanden weder Pre isb indungen, noch Nutzf lächen- oder Baukos tenbegrenzungen u n d 
aus Mit te ln der Sozialversicherung w u r d e ein zinsloses öffent l iches Dar lehen in H ö h e 
von 60 % der Gesamtkos ten bereit gestellt. Die W o h n u n g e n der G r u p p e 2 waren an Bau-
kosten- u n d Mietregul ierungen gebunden . Die gewährten zinslosen Dar lehen deckten 
bis zu 75 % der Kosten bei 50-jähriger Laufzeit ab, eine Aufs tockung der Fremdf inanz ie -
1590 Vgl. Wynn (1984), S. 133 f. 
1591 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 576. 
1592 Vgl. Klein (1988), S. 46 f. 
1593 Vgl. Wynn (1984), S. 134. 
1594 Vgl. Klein (1988), S. 46 f. 
1595 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
1596 Vgl. Leal (1998b), S. 3. 
1597 Vgl. Klein (1988), S. 60. 
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rung bis auf 95 % war zulässig, bei Verkauf war eine Rendite von maximal 5 % erziel-
bar.1598 K o m m u n e n , öf fent l ichen u n d genossenschaft l ichen Inst i tu t ionen w u r d e n z u d e m 
Zuschüsse in H ö h e von bis zu 2 0 % der Baukosten gewährt . Viele W o h n u n g e n der 
G r u p p e 2 wurden von öffent l ichen und paraöffent l ichen Wohnungsbau t r äge rn wie 
d e m INV u n d d e m O S H errichtet.1599 
Die W o h n u n g e n des Sozial typs/Viviendas de T ipo Social konzent r ie r ten sich auf 
nicht akzeptabel un te rgebrach te Bewohner industriel ler Zentren und Großs t äd t e u n d 
gingen nach Amor t i sa t ion des Dar lehens in das Eigentum der Begünstigten über. Die 
Förde rung w u r d e n u r öf fent l ichen Bauträgern fü r W o h n u n g e n bis 42 q m , ab 1956 
50 q m Nutzf läche gewährt.1 6 0 0 Baustil u n d Aussta t tung dieser f rühen öffent l ichen W o h n -
anlagen w u r d e r ichtungsweisend fü r die subvent ionier ten Wohnanlagen des öf fent l ichen 
u n d pr ivaten Sektors der nächs ten Dekade.1601 
Das Wohnungsbaugese tz von 1957/Ley de Viviendas Subvencionadas gewähr te fü r 
jede N e u b a u w o h n u n g mit einer Nutzf läche zwischen 50 q m und 150 q m sowie jährl ich 
an den Lebensha l tungskos ten index anzupassender Mietpre isb indung, u n a b h ä n g i g v o m 
Wohnungspre i s , neben niedr ig verzinslichen, von der Wohnungsg röße abhängigen Dar-
lehen einen Baukos tenzuschuss in H ö h e von P 30.000. Die baukos tenunabhäng ige O b -
jek t fö rde rung wurde von pr ivaten Bauträgern, die die Err ichtung von W o h n u n g e n mi t 
weniger e inschränkenden Auflagen u n d daher größeren Gewinnmögl ichkei ten präfer ier-
ten, gern angenommen. 1 6 0 2 
Machten frei f inanzier te W o h n u n g e n bei ger ingem Neubauvo lumen bis Mit te der 
fünfziger Jahre noch die Häl f te der Fertigstellungen aus, so sank deren Anteil bis 1959 
auf 9 %.1603 80 % - 9 0 % der geförder ten W o h n u n g e n w u r d e n vom privaten Sektor err ich-
tet.1604 Die Zahl der geförder ten E i g e n t ü m e r n e u b a u w o h n u n g e n stieg von 200.000 im 
Ze i t r aum 1951-1955 auf 465.000 in den Jahren 1956-1960, weitere 65.000-100.000 ent -
s tanden in dieser Dekade o h n e Förderung.1 6 0 5 Von den im Ersten Nat ionalen W o h -
nungsp lan 1956-1960 pro jekt ie r ten 550.000 geförder ten Wohnungen w u r d e n innerha lb 
von fün f Jahren etwa 9 0 % errichtet.1 6 0 6 Treffsicherheit u n d Effizienz der F ö r d e r m a ß n a h -
m e n der fünfz iger bis späten sechziger Jahre waren in h o h e m Maße unbef r ied igend . In 
neuen Wohnan lagen fehlten oft essentielle Inf ras t ruk ture inr ich tungen . Ein unverhäl tn is -
mäß ig g roßer Anteil der Fördermi t te l floss in die Entwicklung teurer, fü r brei te Schich-
ten der Bevölkerung nicht bezahlbarer Wohne inhe i t en . Viele Urbanen Bauvorhaben blie-
ben unvollendet.1 6 0 7 
1598 Vgl. Wynn (1984), S. 124, 130 f., 132 f. 
1599 Vgl. Wynn (1984), S. 132 f. 
1600 Vgl. Maestre Yenes (1979), S. 12; Santillana (1980), S. 819 f. 
1601 Vgl. Wynn (1984), S. 128 f. 
1602 Vgl. Wynn (1984), S. 124, 130 f., 132 f.; Cortes (1995), S. 270 f. 
1603 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 574; McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
1604 Vgl. Wynn (1984), S. 129. 
1605 Vgl. Balchin (1996d), S. 154. 
1606 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 576; Wynn (1984), S. 121 f.; Cortes (1995), S. 273. 
1607 Vgl. Balchin (1996d), S. 157. 
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4.3.5 Wohnungsversorgung und Wohnquali tät 
Die Wohns i tua t ion innerhalb der Städte ist bis auf den heut igen Tag geprägt von der 
Bevorzugung der zentralen u n d z e n t r u m s n a h e n Wohnlagen.1 6 0 8 Das hat dazu beigetra-
gen, dass sich ein einheitliches, wenn auch im zeitlichen Ablauf je nach Stadt versetzt 
realisiertes Muster der Stadtentwicklung ausgeprägt hat , das sich durch e n o r m e Verdich-
tungen in der Fläche und in der H ö h e bei e inem deut l ichen Defizit an Inf ras t ruk ture in-
r ichtungen u n d an G r ü n - und Freiflächen auszeichnet.1 6 0 9 
Trotz des h o h e n N e u b a u v o l u m e n s ha t te sich Mit te der fünfziger Jahre die Wohnungs -
si tuat ion quant i ta t iv u n d quali tat iv verschlechtert , zu konsta t ieren war eine klare Zielver-
fehlung der interventionist ischen Wohnungspol i t ik . 1 6 1 0 Ha t t e die konkretes te Bedarfspro-
jektion am Anfang der Dekade noch in der im Wohnungszensus 1950 ermit tel ten 
G r ö ß e n o r d n u n g von einer Mill ion W o h n u n g e n bis 1958 gelegen,1611 so be t rug bereits 
1955 das Wohnungsdef iz i t r u n d 1,5 Mil l ionen Wohnungen. 1 6 1 2 Als Erblast der f ranquis t i -
schen Stadt verlangte das Problem eines spekulat iv bed ing ten Überhangs an teuren u n d 
luxuriösen W o h n u n g e n bei e inem großen Defizit an preisgünst igem W o h n r a u m nach ei-
ner Lösung.1613 
4.4 1960-1975: Desarroll ismo, dynamisches wirtschaft l iches Wachstum und 
Wohnungsbauboom 
4.4.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbed ingungen 
Im Zuge der Integrat ion in die Weltwir tschaf t folgte der Stabilisierungskrise 1959-1961 
eine lange Per iode sehr dynamischen W a c h s t u m s bei beacht l icher Stabilität.1614 Überwie-
gend aus d e m O p u s Dei rekrut ier te jüngere Exper ten besetzten ab 1957 sukzessive die 
Schaltstellen der polit ischen u n d wir tschaf t l ichen Macht.1 6 1 5 Die mi t Hilfe des Stabilisie-
rungsplans erzwungene außenwir t schaf t l iche Ö f f n u n g induzier te über die Dif fus ion von 
in Impor t en inkorpor t i e r t em Wissen einen Anstieg der Produktivität .1 6 1 6 Demograph i -
sche Reserven in der Form von Unte rbeschäf t igung in der Landwir tschaf t und nicht er-
werbstät iger weiblicher Bevölkerung w u r d e n f ü r die wir tschaft l iche Entwicklung ge-
nutzt.1617 Erhebliche E i n n a h m e n w u r d e n aus Gastarbei terr imessen u n d durch die 
rasche Auswei tung des Fremdenverkehrs erzielt. Bereits im Jahre 1975 be t rug der Anteil 
des Tour ismus an der Leistungsbilanz Spaniens r u n d 47%.1 6 1 8 
1608 Vgl. Klein (1988), S. 294. 
1609 Vgl. Klein (1988), S. 294 f. 
1610 Vgl. Klein (1988), S. 57. 
1611 Vgl. Instituto de Cultura Hispänica (1957), S. 26 ff. 
1612 Vgl. Wynn (1984), S. 125. 
1613 Vgl. Klein (1988), S. 295. 
1614 Vgl. Cortes (1995), S. 274 f. 
1615 Vgl. Bernecker (1984), S. 114. 
1616 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 18. 
1617 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 19. 
1618 Vgl. Statistisches Bundesamt 1978. 
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Die an die Planif icaciön im Nachbar land Frankreich angelehnte Entwicklungspoli t ik/ 
Planificaciön de Desarrol l ismo kombin i e r t e eine bes i tzs tandswahrende Industrialisie-
rungspol i t ik mit e inem autor i tä ren , seit d e m Bürgerkrieg k a u m veränder ten poli t ischen 
System, das nichts in Betracht zog oder gar umsetzte , was die etablierten Interessen ne-
gativ tangiert hätte.1619 Die Stärke etablierter In te ressengruppen u n d t radier ter autarkis-
tischer Vorstellungen manifes t ier te sich i m In te rven t ion i smus der Entwicklungspläne.1 6 2 0 
Die zentrale Entwicklungsplanung, deren Ansa t zpunk te A n n a h m e n über das zu erwar-
t ende Wachs tum des Sozia lprodukts waren,1621 n a h m wenig Rücksicht auf lokale Gege-
benhei ten und erfolgte o h n e wesentl iche Kompe tenzübe r t r agungen auf regionale und / 
oder lokale Insti tutionen.1 6 2 2 Die schon zu Beginn der sechziger Jahre bes tehenden 
erheblichen regionalen E i n k o m m e n s - u n d Wachs tumsun te r sch i ede und demograph i -
schen Dispari tä ten verfestigten und verstärkten sich.1623 
Das Brut tosozia lprodukt wuchs in den spanischen „ G r ü n d e r j a h r e n " 1959-1975 jähr-
lich durchschni t t l ich u m real 7 % , das P r o - K o p f - E i n k o m m e n stieg von 5 8 , 5 % des EU-
Durchschni t t s auf 79,2 %.1624 Vor d e m H i n t e r g r u n d einer Wachs tumsra te der Bevölke-
rung von 1 % in den sechziger und siebziger Jahren u n d einer Ne t toemigra t ion nach 
Westeuropa , die offiziellen, das Ausmaß der Arbe i t smigra t ion tendenziell unterschätzen-
den Zahlenangaben zufolge im Ze i t r aum 1960-1973 etwa 2,3 Mill ionen betrug,1625 ver-
lief die wirtschaft l iche Entwicklung im Vergleich zur Ressourcenauss ta t tung zu kapital-
u n d energieintensiv.1626 Die Staatsquote e r h ö h t e sich von 1 9 % des BIP im Jahre 1960 auf 
2 6 % 1974.1627 Die Beschäft igungsanteil der Landwir tschaf t fiel von 4 0 % auf 2 0 % . Eine 
Mill ion Frauen n a h m e n erstmalig eine Erwerbstät igkeit auf.1628 
4.4.2 Die P lan i f i cac iön des W o h n u n g s - u n d S t ä d t e b a u s 
Die sechziger und siebziger Jahre waren gekennzeichnet von e inem hohen W o h n u n g s -
bedarf als Folge des W a c h s t u m s b o o m s in den Städten, dessen intensivste Phase in den 
sechziger Jahren lag.1629 Der Anteil der E inper sonenhausha l t e stieg bis 1970 auf 7,5 %.1630 
Das im Zensus von 1960 ermit te l te Wohnungsdef iz i t lag wei terhin in der G r ö ß e n o r d -
n u n g von einer Million.1631 1.000 Hausha l ten s tanden 253 Wohne inhe i ten zur Ver-
fügung,1 6 3 2 die W o h n e i g e n t u m s q u o t e hat te sich auf 51 % erhöht.1 6 3 3 Die Mobil i tät war 
außerordent l i ch gering. So w o h n t e n 1970 in den Prov inzhaup t s t äd ten 2 0 % aller Fami-
1619 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 29. 
1620 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 889; Fuentes Quintana (1993), S 24. 
1621 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 23. 
1622 Vgl. Richardson (1976), S. 171, 174. 
1623 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1220. 
1624 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 7 f. 
1625 Vgl. Harrison (1993), S. 31 f.: Balchin (1996d), S. 149. 
1626 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 25 f. 
1627 Vgl. Canseco (1980), S. 180. 
1628 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 19. 
1629 Vgl. Klein (1988), S. 45, 89. 
1630 Vgl. Cortes (1995), S. 246, 249; Cortes (1998), S. 4 f., 16. 
1631 Vgl. Precidencia del Gobierno (1967), S. 258. 
1632 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
1633 Vgl. Neumann/Utterwedde (1993), S. 118. 
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lien 30 Jahre u n d länger, 2 0 % zwischen 15 und 29 Jahre, 2 6 % 7 - 1 4 Jahre u n d n u r 3 4 % 
un te r 7 Jahren in derselben Wohnung. 1 6 3 4 
Im Kontext der Entwicklungspol i t ik wurde das W o h n e i g e n t u m z u m fast ausschließ-
lichen Adressat der Wohnungsbauförderung . 1 6 3 5 Die zaghaften Versuche, einen gemein-
nütz igen Bestand aufzubauen , w u r d e n aufgegeben.1636 Der Nat ionale W o h n u n g s b a u -
p lan /P lan Nacional de Vivienda von 1961 sah vor, das Wohnungsdef iz i t , e rhöh t u m 
den zusätzl ichen Bedarf aus Sanierung, Wanderungsbewegungen u n d demograph i sche r 
Entwicklung, bis 1976 auszugleichen. Rund 3,7 Mill ionen W o h n u n g e n sollten neu er-
stellt werden.1 6 3 7 Statt einer Subvent ionierung der Wohnungse rwerbe r du rch soziale Zu-
gangskri ter ien erfolgte die W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g wei terhin hoch regressiv p r i m ä r auf 
Seiten der Wohnungshersteller .1 6 3 8 Frei f inanzierte W o h n u n g e n w u r d e n d u r c h ein Q u o -
t ierungssystem gezielt begünstigt.1 6 3 9 Die Richtlinien sahen eine „ fü r Spanien op t ima le 
durchschn i t t l i che Siedlungsdichte" von 500 Einwohnern p ro Hek ta r sowie einen Boden-
wertantei l von 15 % vor.1640 Die Einha l tung dieser, in der Anwendungsprax i s n u r gering-
fügig revidier ten Vorgaben beinhal te te nicht nu r eine äußers t k o m p a k t e , vielgeschossige 
Bauweise, s o n d e r n auch den Verzicht auf größere Frei-, Verkehrs- u n d Erholungsf lächen 
sowie auf Flächen fü r k o m m u n a l e Dienstleistungsinsti tutionen.1 6 4 1 Das neu e ingeführ te 
I n s t r u m e n t des „konzert ier ten Städtebaus 'Vurbanismo concer tado sollte es e rmögl ichen , 
ungeachte t der bes tehenden P lanungen innerhalb kürzester Zeit große s tädtebaul iche 
Einhei ten f ü r W o h n - u n d Indust r ieansiedlungen zu schaffen.1642 Es blieb in seinen k o n -
kre ten Auswirkungen auf den W o h n u n g s m a r k t gering.1643 
Wie der W o h n u n g s b a u p l a n Vorgaben für Städtebau u n d S tad tp lanung enthiel t , die 
an na t iona len Zielen orient ier t waren, so orient ier ten sich die Entwicklungspläne an 
der zentral is t ischen Regional- u n d Standortpolit ik.1 6 4 4 Im Ersten Entwicklungsplan 
1964-1967 w u r d e n waren 727.000 N e u b a u w o h n u n g e n vorgesehen.1 6 4 5 Im Zweiten Ent-
wicklungsplan 1968-1971 w u r d e das anzus t rebende N e u b a u v o l u m e n a u f g r u n d der un -
erwar te t s tarken Binnenmigra t ion u m 169.000 W o h n u n g e n auf 1,133 Mil l ionen W o h -
n u n g e n nach oben korrigiert.1646 Im Dri t ten Entwicklungsplan 1972-1975 war ein 
jährl iches N e u b a u v o l u m e n von 335.750 W o h n u n g e n vorgesehen.1 6 4 7 
1634 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 140. 
1635 Vgl. Balchin (1996d), S. 151. 
1636 Vgl. Balchin (1996d), S. 162. 
1637 Vgl. Ministerio de la Vivienda (1961); Wynn (1984), S. 135; Cortes (1995), S. 273. 
1638 Vgl. Klein (1988), S. 64. 
1639 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 574; Balchin (1996d), S. 151 f. 
1640 Vgl. Wynn (1984), S. 137. 
1641 Vgl. Wynn (1984), S. 137 f. 
1642 Vgl. Klein (1988), S. 49. 
1643 Vgl. Richardson (1976), S. 245 f. 
1644 Vgl. Klein (1988), S. 47. 
1645 Vgl. Klein (1988), S. 65. 
1646 Vgl. Precidencia del Gobierno (1967), S. 259. 
1647 Vgl. Santillana (1980), S. 827 f. 
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4.4.3 D e r W o h n u n g s b a u b o o m 
Die D y n a m i k des ö k o n o m i s c h e n und demograph ischen Wachstumsprozesses m a c h t e 
den W o h n u n g s b a u zu einer rentablen Investit ion und gab ihm eine zentrale Stellung in 
der Kapi ta lakkumula t ion . Die Anre izs t ruktur begünst igte die Spekulat ion, sowohl mi t 
Bauland als auch mit W o h n u n g e n , u n d förder te inflationistische Tendenzen.1648 Ab den 
sechziger Jahren setzte ein bis dah in ungekann te r B a u b o o m ein, Bauland- u n d W o h -
n u n g s m a r k t warfen als Invest i t ionsobjekte hohe Gewinne ab, die diejenigen in ande ren 
Wir tschaf tssektoren übertrafen.1 6 4 9 Der private Sektor ü b e r n a h m die Führungsrol le im 
W o h n u n g s b a u , 1975 w u r d e n 91 % der geförder ten und 9 5 % aller N e u b a u w o h n u n g e n 
v o m privaten Sektor errichtet.1650 
Der W o h n u n g s b e s t a n d n a h m zwischen 1960 und 1981 bei e inem ü b e r p r o p o r t i o n a l e n 
W a c h s t u m in den Prov inzhaup t s t äd ten u m 9 1 % auf 14,7 Mil l ionen zu. Wies Spanien 
1960 noch jährl iche Zuwachsra ten von weniger als 5 N e u b a u w o h n u n g e n pro 1.000 Ein-
wohner auf, so stieg diese Kennziffer auf über 10 in den siebziger Jahren.1651 Bis zu 
2 2 , 5 % der gesamtwir tschaf t l ichen Investi t ionen erfolgten im Wohnungsbau. 1 6 5 2 Zwi-
schen 1964 u n d 1973 überst ieg die Wachs tumsra te der Invest i t ionen im W o h n u n g s b a u 
die Wachs tumsra t e des BIP.1653 1964 wurden 6 % des BIP im W o h n u n g s b a u investiert, 
1970 5 , 6 % u n d 1975 6,2 %.1654 
4.4.4 Die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Der Staat lenkte wei terhin in e inem h o h e n M a ß e die Invest i t ionsströme, langfristige Fi-
nanz ie rungen waren n u r im regulierten Segment des Kapi ta lmarkts erhältlich.1655 Die 
Sparkassen/Cajas de A h o r r o entwickel ten sich mit e inem Marktante i l von 4 5 % - 5 5 % 
in den siebziger Jahren neben d e m INV u n d den staatseigenen Bauf inanzierungs ins t i tu-
t ionen Banco Cred i to de Cons t rucc iön u n d Banco Hipotecar io de Espana, die sich 
du rch Schatzbriefe des F inanzmin is te r iums refinanzierten, z u m wichtigsten Kreditgeber 
des W o h n u n g s b a u s . Ein beträcht l icher Teil ihrer Ausleihungen war als regulierte Darle-
hen z u m Förderzinssatz von 8 , 5 % bereit zu stellen.1656 
Die F inanz ie rung des Immobi l i ene rwerbs erfolgte zu durchschni t t l ich e inem Drit tel 
mit Eigenmitteln.1 6 3 7 Bis zur Obergrenze von 5 0 % des Marktwer ts waren von den W o h -
nungsbauf inanz ie rungs ins t i tu ten Darlehen mit maximal 10-12- jähr iger Laufzeit erhäl t -
lich. Zusätzlich gewähr ten Veräußerer, Vorbesitzer oder Bauträger drei jährige Kredite.1658 
Die Vergabe subvent ion ier te r Darlehen w u r d e auf Haup twohns i t ze mit t lerer Ausstat-
1648 Vgl. Klein (1988), S. 74. 
1649 Vgl. Klein (1988), S. 60. 
1650 Vgl. Banco Bilbao Vizcaya (1992), S. 77. 
1651 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica, Annuarios Estadisticos, diverse Jahrgänge. 
1652 Vgl. Santillana (1980), S. 826. 
1653 Vgl. Santillana (1980), S. 819. 
1654 Vgl. Santillana (1980), S. 829. 
1655 Vgl. Alonso (1993), S. 202. 
1656 Vgl. Alonso (1993), S. 203; Wynn (1984), S. 143. 
1657 Vgl. Santillana (1980), S. 837. 
1658 Vgl. Alonso (1993), S. 202. 
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tung begrenzt.1659 Nach 1965 w u r d e die D i r ek t fö rde rung erhebl ich reduziert,1660 einer di-
rekten Förderung von P 7,7 Mill iarden im Jahre 1967 u n d P 12,1 Mill iarden 1969 durch 
das INV stand eine indirekte F ö r d e r u n g von P 6,1 Mill iarden respektive P 19,8 Milliar-
den gegenüber.1661 
Die Treffsicherheit der D i rek t fö rde rung war wei terhin gering. Private Bauträger ver-
e innahmten den Großteil der Förderungen, 1 6 6 2 d e n n sie admin is t r i e r ten die Weiter lei tung 
der Förderdar lehen an die Käufer u n d wähl ten die zu begüns t igenden Haushal te aus.1663 
Bei W o h n u n g e n der G r u p p e 1 u n d bei subvent ion ier ten W o h n u n g e n w u r d e lediglich ge-
prüf t , ob die Haushal te in der Lage waren , Kaufpreis oder Miebelas tung zu tragen. Sogar 
die p r imär von öffentl ichen Bauträgern wie INV u n d O S H err ichte ten W o h n u n g e n waren 
nach fünf jähr iger Nu tzung als H a u p t w o h n s i t z zu Marktpre isen veräußerbar.1 6 6 4 Die Ein-
ha l tung der Kostenobergrenzen w u r d e k a u m geprüf t , sodass es häuf ig mögl ich war, mit 
Fördermit te ln W o h n r a u m fü r höhe re E inkommenssch ich ten zu err ichten u n d mit be-
trächtl ichen Gewinnmargen an diese zu veräußern.1 6 6 5 In Katalonien be t rug w ä h r e n d die-
ser Epoche der Anteil des Bodens a m W o h n u n g s e n d p r e i s zwischen 19 % u n d 37 %, wäh-
rend der Gewinnantei l des Baup romote r s 2 0 % bis 3 0 % betragen konnte.1 6 6 6 
4.4.5 Das Versagen der k o m m u n a l e n Planungs- und Infrastrukturpolit ik 
Das Bau- und Bodengesetz von 1956 versagte bei der S teuerung des Stadtwachstums.1 6 6 7 
Die Ursachen lagen weniger in den inhal t l ichen Schwächen u n d Wide r sp rüchen des Ge-
setzes, als vielmehr in den äuße ren Konstel lat ionen der S tad tp lanungs- u n d Stadtent-
wicklungspraxis. Schwerfälligkeit, Ungeschicklichkeit , fehlende Kompetenz u n d Korrup-
t ion in öffentl ichen Ämte rn ha t t en N ich tbeach tung u n d mange lha f te A n w e n d u n g der 
Gesetze durch die Zentral- u n d Lokalverwal tungen zur Folge. Fehlende K o m m u n a l -
au tonomie , zentralistische Sektoralpol i t iken u n d dirigistische Wohnungsbaupo l i t i k 
füh r t en zu städtebaulicher Disziplinlosigkeit u n d z u m Versagen der K o m m u n e n beim 
Aufbau k o m m u n a l e r Bodenpools.1 6 6 8 Auf Per ioden stärkerer W o h n u n g s n a c h f r a g e wurde 
seitens der K o m m u n e n im Regelfall nicht mi t einer Auswei tung des Baulandangebots 
reagiert.1669 
Die Eigendynamik des Bau- u n d I m m o b i l i e n m a r k t e s m a c h t e oft p lanungsrecht l iche 
Grundlagen zu Makulatur.1 6 7 0 Bebaut w u r d e möglichst billiger G r u n d , der sich häuf ig in 
den von der Bebauung f re izuhal tenden Flächen fand.1671 Die unzure ichende Koordina-
1659 Vgl. Wynn (1984), S. 143 f. 
1660 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
1661 Vgl. Rafols (1978), S. 72. 
1662 Vgl. Wynn (1984), S. 141. 
1663 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
1664 Vgl. Wynn (1984), S. 142. 
1665 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
1666 Vgl. Klein (1988), S. 60. 
1667 Vgl. Wynn (1984), S. 138 f. 
1668 Vgl. Klein (1988), S. 51. 
1669 Vgl. Cortes (1995), S. 299, 357 f. 
1670 Vgl. Klein (1988), S. 45. 
1671 Vgl. Klein (1988), S. 48. 
150 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
tion zwischen staatl ichen Stellen u n d Developern, die kleinbetr iebliche St ruktur der 
Bauindustr ie sowie das häufige Versagen der K o m m u n e n bei der Bereitstellung essen-
tieller In f ras t ruk tu r füh r t en zu Bauru inen mit h u n d e r t t a u s e n d e n unvol lendeten W o h n -
einheiten.1672 
Das Spannungsverhä l tn i s zwischen wi r t schaf t l i ch -demograph i scher Dynamik u n d 
Besi tzs tandswahrung in e inem repressiven System war an den unkoord in ie r ten u n d 
sich häuf ig kon te rka r r i e renden sektoralen Poli t ikbereichen von Landesentwicklung, 
Städtebau, W o h n u n g s b a u u n d Verkehrswesen abzulesen u n d prägte sich bis auf die 
Kommuna lebene durch. ' 6 7 3 Das Gesetz zur F ö r d e r u n g von Indust r ieans iedlungen von 
1963/Ley de Sectores Industr ia les de Interes Preferente als regionales Entwicklungs-
ins t rument des Indus t r i emin i s t e r iums legalisierte in seiner Auswirkung de facto die 
freie S tandor twahl für Industr ieniederlassungen.1 6 7 4 Mit d e m Gesetz über Zentren u n d 
Zonen von na t iona lem tour i s t i schem Interesse w u r d e 1963 der Tour i smus der Indus-
triepolit ik gleich gestellt, was die Erstellung von Fer iensiedlungen un te r Negierung jeg-
licher gültigen P lanung ermögl ichte , meist auf den g e m ä ß Baugesetz nicht bebaubaren 
Freiflächen und o h n e dass die fo rma len P langrundlagen eines Plan Parcial eingehalten 
wurden.1 6 7 5 
Das Gesetz über die W e r t b e s t i m m u n g der im Zuge einer Baule i tp lanung enteigneten 
Flächen aus d e m Jahre 1962 sollte d e m W o h n u n g s m i n i s t e r i u m die zügige Realisierung 
von Projekten sichern, i ndem es f ü r die Bebauung A u s n a h m e n v o m Plan General zu-
ließ.1676 Die result ierende Dysfunkt iona l i s ie rung der S t ad tp l anung ließ sich a n h a n d von 
F lächennutzungsplänen/P lanes Generales u n d Bebauungsp länen /P lanes Parciales nach-
vollziehen, deren Bes t immungen of tmals nicht oder n u r inkonsequen t angewandt wur-
den. Insbesondere die Bebauungspläne d ienten vielfach als I n s t rumen t der Spekulat ion, 
statt diese zu verhindern.1 6 7 7 Im Ergebnis kam es in der öffent l ichen u n d privaten Bebau-
ungspraxis zu Planes Parciales o h n e gültigen Plan General sowie zu Planes Parciales, die 
den Plan General zu einer Anpassung an die Bebauungspraxis zwangen.1 6 7 8 
Durch den e rhöh ten Finanzbedarf der wachsenden Städte, die in erster Linie die so-
zialen Folgekosten der na t ionalen , auf dynamisches industriel les W a c h s t u m abzielenden 
Politik zu tragen ha t ten , erhielt die Frage der k o m m u n a l e n Eigenmit tel besonderes Ge-
wicht . Mit der massiven Z u w a n d e r u n g w u r d e die Scha f fung umfangre icher Infras t ruk-
tur- u n d Folgeeinr ichtungen no twendig , die z u m überwiegenden Teil von der öf fent -
lichen H a n d bereit zu stellen u n d zu f inanzieren waren . Die g roßen Gewinne im 
W o h n u n g s b a u u n d in der Indus t r ie j edoch w u r d e n fast ausschließlich von privatwirt-
schaftl ichen Akteuren abgeschöpf t u n d k a m e n n u r zu e inem sehr geringen Teil d e m Ge-
meinwesen zugute.1679 
Die seit den fünfziger Jahren zu beobach t ende Ve ra rmung der Städte intensivierte 
sich.1680 Es fehlte an öffent l ichen Mit te ln in H ö h e u n d Stetigkeit, u m ein zufr ieden 
1672 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
1673 Vgl. Klein (1988), S. 285. 
1674 Vgl. Richardson (1976), S. 189; Klein (1988), S. 48. 
1675 Vgl. Klein (1988), S. 50. 
1676 Vgl. Klein (1988), S. 47 f. 
1677 Vgl. Klein (1988), S. 286. 
1678 Vgl. Klein (1988), S. 48. 
1679 Vgl. Perez Royo (1980). S. 32. 
1680 Vgl. Perez Royo (1980). S. 32. 
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stellendes Angebot an Stadtentwicklung, öffent l ichen Güte rn u n d k o m m u n a l e n Dienst-
leis tungen bereit stellen zu können.1 6 8 1 In m a n c h e n K o m m u n e n hat te die indirekte W o h -
n u n g s b a u f ö r d e r u n g mit Hilfe von Einnahmeverz ichten bei der G r u n d s t e u e r Ausfälle 
von 5 0 % u n d m e h r der projekt ier ten E innahmen zur Folge.1682 Wiederhol t , 1962, 1964, 
1966, 1975 u n d 1979, w u r d e mit äußers t bescheidenem Erfolg versucht , du rch Finanz-
re fo rmen die K o m m u n a l f i n a n z e n neu zu ordnen.1 6 8 3 
4.4.6 W o h n u n g s v e r s o r g u n g u n d W o h n q u a l i t ä t 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e e rhöh te sich zwischen 1960 u n d 1970 von 51 % auf 63%.1 6 8 4 
H o h e r Bevölkerungsdruck, s tarke hor izonta le und vertikale Verdichtung, industriel le 
Bautechniken, u n g e n ü g e n d e Grünf l ächen u n d mangelhaf te In f ras t ruk tu rauss ta t tung 
prägten die W o h n - u n d Lebensbedingungen eines großen Teils der B innenmigran ten 
u n d Bewohner der rands täd t i schen Neubaugebiete.1 6 8 3 Zahlreiche H o c h h a u s w o h n u n g e n 
jener Zeit waren von niedriger Qual i tä t , das W o h n u m f e l d wenig attraktiv.1686 Im G r o ß -
r a u m M a d r i d e rhöh ten sich die Preise fü r N e u b a u w o h n u n g e n von 1974 bis 1977 u m 
32 % bis 48 %.1687 Die durchschni t t l i che Nutzf läche einer N e u b a u w o h n u n g , die im euro-
päischen Durchschn i t t 73,2 q m be t rug , verr ingerte sich zwischen 1958 u n d 1965 von 
75,8 q m auf 63,9 qm.1688 Aufschluss über die weitere Wachs tumsr i ch tung der Stadt ga-
ben vielfach die in allen großen Städten vo rhandenen Barackenviertel.1689 
Die Neubaus ied lungen w u r d e n in den sechziger Jahren z u n e h m e n d größer u n d u m -
fassten meist über 1.500 Wohne inhe i t en . Das Ziel der P r o m o t o r e n , die Baukosten zu 
min imie r en u n d den k n a p p e n s tädt ischen Boden opt imal zu nutzen , f ü h r t e häuf ig zu 
m o n o t o n e r Einheit l ichkeit im Aufbau der Blocks u n d der W o h n u n g e n u n d ließ die An-
zahl der Wohne inhe i t en im Gebäude u n d die Stockwerkszahl der Wohnan lagen s tändig 
steigen.1690 In den Ballungsgebieten besaßen 6 8 % der Wohngebäude m e h r als 10 W o h n -
einhei ten, 60 % m e h r als 20. D o m i n i e r t e n in den sechziger u n d zu Beginn der siebziger 
Jahren n o c h die 6 -9-s töck igen Gebäude , so s t a m m t nahezu die Hälf te der über zehn-
geschossigen W o h n g e b ä u d e Spaniens aus den siebziger Jahren.1691 
Bei einer Ü b e r p r o d u k t i o n von Mi t t e l s t andswohnungen blieb das s t rukturel le Defizit 
an W o h n u n g e n fü r Hausha l te mi t n iedr igem E i n k o m m e n bestehen. W ä h r e n d die geför-
der ten W o h n u n g e n p r i m ä r an Familien mit t leren E i n k o m m e n s veräußer t w u r d e n , ka-
m e n v o m W o h n u n g s m i n i s t e r i u m in Auf t rag gegebene Studien 1973 zu d e m Ergebnis, 
dass in Vigo 5 4 % u n d in Barcelona 3 7 % der Familien außers tande waren, eine von 
1681 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 25. 
1682 Vgl. Wynn (1984), S. 146. 
1683 Vgl. Klein (1988), S. 31. 
1684 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 170. 
1685 Vgl. Klein (1988), S. 108. 
1686 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
1687 Vgl. Wynn (1984), S. 140. 
1688 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
1689 Vgl. Wynn (1984), S. 138. 
1690 Vgl. Wynn (1984), S. 136 f. 
1691 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica (1984). 
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pr ivatwir tschaf t l ichen P r o m o t o r e n err ichtete N e u b a u w o h n u n g zu erwerben.1 6 9 2 Die 
wachsende Vertei lungsdispersion a l iment ier te soziale Spannungen. 1 6 9 3 Bei wei te rh in h o -
h e m W o h n r a u m b e d a r f überstieg die Wachs tumsra te der Leerstände bei we i tem die des 
Bestands, die amtl ich registrierte Zahl leer s tehender W o h n u n g e n verdreifachte sich zwi-
schen 1960 u n d 1970 von 350.000 auf 1,1 Millionen.1694 So s tanden im Jahre 1970 in 
Burgos 2 5 % u n d im Jahre 1981 in Valencia 21 % der W o h n u n g e n leer.1695 
Seit den sechziger Jahren verschoben höhere Rea le inkommen, W o h n e i g e n t u m s f ö r -
d e r u n g sowie geringe Verfügungsgewalt der Eigentümer, steuerl iche Benachte i lung u n d 
niedrige Invest i t ionserträge von Mie twohnungen die Gewich tung der N u t z u n g s f o r m e n 
kont inuier l ich zu Guns ten des Wohneigentums. 1 6 9 6 Zwar e rmögl ich te die Novel l ie rung 
des Mietgesetzes 1964 n u n m e h r die Indexierung der l aufenden Miete mit d e m Verbrau-
cherpreisindex,1 6 9 7 aber bei der überwiegenden Zahl der Altverträge, von d e n e n 1970 
1 6 % seit m e h r als 30 Jahren bes tanden, deckte die Miete bei wei tem nicht die W o h -
nungsnutzungskos ten . 1 6 9 8 Der Anteil der M i e t w o h n u n g e n an den H a u p t w o h n s i t z e n 
ging zwischen 1960 u n d 1970 von 4 5 , 5 % auf 3 0 % zurück.1 6 9 9 
W ä h r e n d in den mi t te leuropäischen Städten die sich an die Altstadt ansch l ießenden 
zentralen Innens tadt lagen bis in die jüngste Zeit an Bevölkerung u n d sozialem Status 
verloren, bl ieben sie in Spanien eine bevorzugte Wohnlage.1 7 0 0 Aufg rund ihrer baul ichen 
Konzen t ra t ion u n d Kompakthe i t bildete die spanische Stadt kein f lächenhaf tes Stadt-
L a n d - K o n t i n u u m aus, sondern wies auch in den Neubaugebie ten des S tad t randes 
W o h n h o c h h a u s b e b a u u n g auf, die oft unmi t te lbar an die agrar ischen Flächen grenzte.1701 
W u r d e n Mit te der sechziger Jahre in der Bundesrepubl ik 46 % der N e u b a u w o h n u n g e n 
in Ein- und Zweifami l ienhäusern err ichtet , so waren es in Spanien 9%.1 7 0 2 Als Pendan t 
zur großs tädt i schen Lebensweise erwarb ein vergleichsweise großer Teil der Hausha l t e 
Zwei twohnungen, 1 7 0 3 deren Anteil am Wohnungsbes t and sich zwischen 1960 u n d 1970 
von 4 , 5 % auf 8 , 5 % erhöhte.1 7 0 4 
1692 Vgl. Wynn (1984), S. 141; Rafols Esteve (1978), S. 67. 
1693 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S 28. 
1694 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
1695 Vgl. Klein (1988), S. 286. 
1696 Vgl. Balchin (1996d), S. 162; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173. 
1697 Vgl. Sänchez Villar (1992), S. 181; Rafols Esteve (1978), S. 130 f. 
1698 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 140. 
1699 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173; McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
1700 Vgl. Klein (1988), S. 108. 
1701 Vgl. Klein (1988), S. 108,110. 
1702 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 578. 
1703 Vgl. Klein (1988), S. 2. 
1704 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 500. 
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4.5 1976-1985: ö lpreiskrise , Demokrat is ierung, Annäherung an die Europäische 
Union und Neuordnung der Wohnungs- und Bodenpol i t ik 
4.5.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Mit dem Beginn der Ölpreiskrise brach 1973 die wir tschaft l iche D y n a m i k ein.1705 Seit 1976 
ist die Gebur tenrate , ausgehend v o m vergleichsweise hohen Niveau von durchschni t t l ich 
3,0 Kindern je Frau, deutlich rückläufig,1706 die Wachs tumsra te der Bevölkerung sank kon-
tinuierlich bis auf 0,5 % in den achtziger Jahren. Der Saldo der Außenmigra t ion kehrte 
sich u m , Mit te der siebziger Jahre wurde Spanien z u m Nettoeinwanderungsland. 1 7 0 7 Viele 
Gastarbeiter kehrten in ihre Heimat zurück, w ä h r e n d gleichzeitig die ersten Zuwandere r 
aus Nordafr ika ins Land kamen.1 7 0 8 
Die zu energieintensive Industr ial is ierung bei h o h e r Abhängigkei t der Volkswirtschaft 
von Erdö l impor ten sowie das Zusammen t r e f f en der ö k o n o m i s c h e n mit einer poli t ischen 
Krise füh r t en dazu, dass das Land von der s t rukturel len Krise besonders intensiv getrof-
fen wurde , die Terms of Trade fielen stärker als im OECD-Durchschni t t . 1 7 0 9 Auf d e m H ö -
h e p u n k t der wir tschaft l ichen u n d polit ischen Krise im Jahre 1977 lag die Inf la t ionsrate 
bei 44,7 %, u n d der Einbruch der Tou r i smuse innahmen ließ das Leistungsbilanzdefizit 
bei e inem Handelsbilanzdefizi t von $ 7 Mil l iarden auf $ 5 Mil l iarden ansteigen.1710 Bei ei-
ner Staatsquote von n u r 27 % des BIP1711 näher t en sich die Arbei ts losenzahlen der Millio-
nengrenze, die Außenhandelsschulden wuchsen stark an u n d eine massive Kapitalflucht 
setzte ein.1712 
Das Erfordernis kompensa tor i scher Wir tschaf tspol i t ik im Kontext sozialpartner-
schaftl icher Pol i t ikformen im Übergang zur D e m o k r a t i e e rmögl ich te keine schnelle An-
passung an die veränder ten weltwir tschaft l ichen Rahmenbedingungen . 1 7 1 3 Im Pakt von 
Moncloa im Jahre 1977 einigten sich zwar zunächs t alle par lamenta r i schen Parteien auf 
eine Stabilisierungspolitik, u m den wir tschaf t l ichen Z u s a m m e n b r u c h abzuwenden,1 7 1 4 
aber den einflussreichen soz ioökonomischen In te ressengruppen gelang es bald, den auf 
polit ischer Ebene erzielten Konsens sukzessive aufzuweichen.1 7 1 5 Im Zuge der Transfor-
mat ion eines stark dirigistischen Wir tschaf tssys tems in eine marktwir t schaf t l iche Wir t -
scha f t so rdnung wuchsen Privatisierungsgrad u n d Staatsquote gleichzeitig.1716 
Mit der Erholung der weltwirtschaft l ichen K o n j u n k t u r Mi t t e der achtziger Jahre 
kehrte auch in Spanien die wirtschaft l iche D y n a m i k zurück.1 7 1 ' 1986 erreichte das Pro-
Kopf -E inkommen 6 9 % des EU-Durchschnit ts . 1 7 1 8 Spanien hat te sich zu einer D e m o k r a -
1705 Vgl. Klein (1988), S. 53. 
1706 Vgl. Nadal (1973), S. 13 ff. 
1707 Vgl. Harrison (1993), S. 31 
1708 Vgl. Tortras (1989), S. 4, 35; McCrone/Stephens (1995), S. 96. 
1709 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 848. 
1710 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 848; Fuentes Quintana (1993), S. 46. 
1711 Vgl. Canseco (1980), S. 180. 
1712 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1188. 
1713 Vgl. Held (1992), S. 190; Fuentes Quintana (1993), S. 39 f. 
1714 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1198. 
1715 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 50 ff. 
1716 Vgl. Held (1992), S. 191. 
1717 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 59. 
1718 Vgl. Eurostat (1997a), S. 210; Eurostat (1999), S. 232. 
154 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
tie westeuropäischen Zuschni t t s entwickelt u n d w u r d e z u m 1. Januar 1986 in die Euro-
päische Gemeinschaf t aufgenommen. 1 7 1 9 
4.5.2 Der wohnungswirtschaf t l i che Sektor in der Transitionsphase 
Der Übergang von einer stark in tervent ionis t i schen Wirtschaftspol i t ik zu e inem mark t -
wir tschaf t l ichen System verlief nicht o h n e Rückwirkungen auf die Wohnungswi r t -
schaft.1720 Von der Wir tschaf tskr ise war der W o h n u n g s b a u s e k t o r stark betroffen.1 7 2 1 Die 
seit Mit te der siebziger Jahre rasch steigenden Inf la t ionsraten verursachten z u n e h m e n d 
größere Schwierigkeiten fü r das Fördersystem.1 7 2 2 Mi t der Ver langsamung des Wachs-
t u m s in den Indus t r ie regionen n a h m die Landf lucht ab.1723 Nach e inem Anstieg der Ur-
banis ie rungsquote auf über 7 0 % im Jahre 1981, die den Anteil der in Städten mit über 
100.000 E inwohnern lebenden Bevölkerung von 1 9 % 1940 auf 4 2 % erhöht hatte,1724 
k a m der Vers tädterungsprozess al lmählich z u m Stillstand.1725 Die Fertigstellungen san-
ken 1978 rapide ab u n d pende l ten sich erst a l lmähl ich wieder auf d e m gewohnten Ni-
veau ein.1726 
War Stadtentwicklung bis 1973 geprägt von kont inuier l icher Z u w a n d e r u n g u n d na-
hezu inhaltsgleich mit S tadterwei te rung, so kehr t e sie sich ab der zweiten Hälf te der 
siebziger u n d vor allem in den achtziger Jahren in eine Binnenentwicklung u m . Nicht 
mehr die weitere P roduk t ion von Bauflächen u n d deren Bebauung waren notwendig , 
sondern Sanierung u n d Stadterneuerung. 1 7 2 7 In Gebieten mit a b n e h m e n d e r Bevölkerung 
blieben z u n e h m e n d W o h n u n g e n leer. Der Zwei twohnungssek tor wuchs mit e inem An-
stieg von 8 , 5 % des Wohnungsbes t andes auf 1 5 , 4 % zwischen 1970 und 1981 wesentlich 
rascher als die Zahl der Haup twohns i t ze . Ende der siebziger Jahre begann eine zaghafte 
Suburbanisierung. 1 7 2 8 
In der Transi t ionsphase besaß Spanien e ine der aktivsten u n d organisiertesten Bür-
ger ini t ia t ivenbewegungen in Europa.1 7 2 9 Sie beansp ruch t en Fre i räume fü r die Privatini-
tiative, ein zivilgesellschaftlicher Anspruch angesichts des hohen Anteils an pr ivatem 
Wohneigentum. 1 7 3 0 In den Jahren des Übergangs spielten sie eine Vorreiterrolle in der 
Demokra t i s i e rung u n d fanden auf öffent l icher Seite Par tner in den neu gewählten, de-
mokra t i schen Stadtverwaltungen.1 7 3 1 Die Stadt te i lbewegungen/Asociaciones de Vecinos, 
die in den siebziger Jahren mit Forderungen zu W o h n u n g s - u n d In f ra s t ruk tu rp rob lemen 
aktiv w u r d e n u n d sich im wei teren Verlauf z u n e h m e n d auch auf regionaler u n d über-
1719 Vgl. Klein (1988), S. 26. 
1720 Vgl. Balchin (1996d), S. 152. 
1721 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 583. 
1722 Vgl. Cortes (1995), S. 274 f. 
1723 Vgl. Wynn (1984), S. 140. 
1724 Vgl. Harrison (1993), S. 33; Balchin (1996d), S. 149. 
1725 Vgl. Klein (1988), S. 288. 
1726 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 702. 
1727 Vgl. Klein (1988), S. 53. 
1728 Vgl. Klein (1988), S. 93; Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
1729 Vgl. Wynn (1984), S. 145. 
1730 Vgl. Held (1992), S. 208. 
1731 Vgl. M O P U ( 1989). 
1976-1985: Ölpreiskrise, Demokratisierung, Annäherung an die Europäische Union 155 
regionaler Ebene organis ier ten, besaßen als Korrektiv der W o h n u n g s b a u - u n d Stadtent -
wick lung eine wicht ige Funktion.1 7 3 2 Of tma l s stellten sie das einzige Gegengewicht zur 
pr ivaten u n d k o m m u n a l e n P lanung dar.1733 Ihre Kampagnen , vor allem in den übelsten 
W o h n a n l a g e n u n d Barackenvierteln, p roduz ie r ten innovative Lösungen, sie engagier ten 
eigene P lanungs teams u n d stellten die Finanzierung durch das INV und ande re öf fen t -
liche Ins t i tu t ionen sicher.1734 Mit den neuen Stadtentwicklungsplänen der achtziger Jah-
re w u r d e schrit tweise die Planungsbetei l igung der Stadttei lbewegungen eingeführt .1 7 3 5 
Nach der Transi t ionsphase ging die tradit ionelle soziale Kohäsion in den Stadtteilen 
s p ü r b a r zurück. Innerha lb der Verwal tung kam es zu Spannungen zwischen Verwal-
tungstei len, die mi t den Stadt tei lbewegungen z u s a m m e n arbeiteten, u n d Fachleuten 
u n d Planern , die die En twer tung ihrer s t ruktur ie renden Arbeit durch einen unkon t ro l -
lierten Scha t t enu rban i smus befürch te ten . Bei steigenden Grunds tückspre isen u n d k o m -
plexer w e r d e n d e n s tädtebaul ichen Prob lemen verdrängten n u n m e h r professionelle Un-
t e r n e h m e n u n d Ins t i tu t ionen des Städtebaus die Stadttei lbewegungen. Insbesondere das 
Fehlen der B ü r g e r k o m p o n e n t e u n d der Verankerung im Stadtteil unterschied die neu 
ens tehenden Publ ic-Pr iva t -Par tnerships von der Kooperat ion zwischen pr iva tem u n d 
öffent l ichen Sektor in der Transitionsphase.1 7 3 6 
4.5.3 Die N e u o r d n u n g de r w o h n u n g s p o l i t i s c h e n Z u s t ä n d i g k e i t e n 
Die Verfassung von 1978 schrieb in Artikel 47 das Recht auf angemessenes W o h n e n fest 
u n d verpfl ichtete die öffentl iche H a n d , die Rahmenbed ingungen zur Realisierung dieses 
Rechts im Einklang mit d e m öffent l ichen Interesse zu schaffen, Spekula t ion zu verhin-
dern sowie die lokalen Gebie tskörperschaf ten an den du rch k o m m u n a l e Entwicklung 
en t s t andenen Wertzuwächsen zu beteiligen.1737 Die Zuständigkei ten fü r die W o h n u n g s -
poli t ik w u r d e n neu geregelt. Die Veran twor tung für die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g so-
wie f ü r das Steuer- und Mietrecht verblieben d e m Zentralstaat.1738 Das 1977 gegründete 
S täd tebaumin i s t e r ium/Min i s t e r io de Obras Püblicas y U r b a n i s m o / M O P U , ein „über-
bürokra t i s ie r tes Makro-Minis ter ium" 1 7 3 9 , ü b e r n a h m die Agenden des f rühe ren W o h -
n u n g s m i n i s t e r i u m s INV sowie die s tädtebaul ichen Belange. Die R a u m p l a n u n g war n u n -
m e h r im wesent l ichen Aufgabe der a u t o n o m e n Regionen.1740 Die Zent ra l reg ierung 
behielt j edoch wei terhin einen bedeu tenden Einfluss, denn alle Pläne waren an den über-
geordne ten P lanungen auszur ichten , u n d das Ins t rument der Fachp lanung e rmögl ich te 
Durchgr i f fsmögl ichkei ten bis auf die k o m m u n a l e Ebene.1741 
Die Ü b e r t r a g u n g wohnungspol i t i scher Agenden v o m Zentralstaat auf die a u t o n o m e n 
Regionen w u r d e durch das Fehlen ausreichender beglei tender Ressourcen bee in t räch-
1732 Vgl. Klein (1988), S.293. 
1733 Vgl. Klein (1988), S. 294. 
1734 Vgl. Wynn (1984), S. 145. 
1735 Vgl. Klein (1988), S. 294. 
1736 Vgl. Held (1992), S. 209. 
1737 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 562; Oxley/Smith (1996), S. 15. 
1738 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 166. 
1739 Tamanes (1980b), Bd. I, S. 581. 
1740 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 166; Pareja/San Martin (1998), S. 4; Klein (1988), S. 53. 
1741 Vgl. Klein (1988), S. 54. 
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tigt.1742 Mehrere Jahre lang bestand ein adminis t ra t ives V a k u u m , weil den Regionalregie-
rungen die fachliche Kompetenz fehlte. 1743 Noch 1981 entf ielen n u r 3 % der öf fent l ichen 
Ausgaben auf die Regionen und 1 0 % auf die K o m m u n e n , aber 8 7 % auf die Zentra l -
regierung.1744 Erst 1985 konn te die Übergabe der Zus tändigkei ten als abgeschlossen be-
t rachtet werden,1 7 4 5 was den a u t o n o m e n Regionen n u n m e h r Möglichkei ten eröf fne te , 
eigene regionale F ö r d e r p r o g r a m m e zu entwickeln ode r auch zentralstaatl iche, zweck-
gebundene W o h n u n g s b a u f ö r d e r m i t t e l fü r andere Aufgaben einzusetzen.1746 
Die Bedeu tung der k o m m u n a l e n S tad tp lanung e rhöh te sich durch die E i n f ü h r u n g 
von K o m m u n a l w a h l e n im Jahre 1979.174' Z u n e h m e n d gingen die Städte dazu über , Pla-
nungen selbst d u r c h z u f ü h r e n . Dabei zeigte sich eine al lgemeine Veraltung der s tädti-
schen Planung, so s t a m m t e n 1980 die Planes Generales in 40 Städten aus der Zeit vor 
1976 u n d in 21 Städten aus den sechziger Jahren.1748 Die Schwerpunkte der S tadtent -
wicklung verlagerten sich auf Inf ras t ruktur - u n d Wohnumfe ldve rbesse rungen , bei den 
P lanungsver fahren gab es Bürgerbetei l igungen, ökologische Aspekte w u r d e n e inbezo-
gen.1749 Häuf ig w u r d e n Genehmigungsver fahren annul ier t , u m sich abze ichnende über-
mäßige Verdichtungen zu verh indern . Of t kam es zu Finanzierungsschwier igkei ten u n d 
spekulativ bed ing ten Verzögerungen der Bebauung, sodass im Ergebnis von den in den 
Bebauungsp länen ausgewiesenen N e u b a u w o h n u n g e n lediglich etwa die Häl f te ta tsäch-
lich gebaut wurde . Flächenextensive Siedlungen zentralstaatl icher Ins t i tu t ionen w u r d e n 
meist o h n e Plan Parcial u n d außerha lb der k o m m u n a l festgesetzten Planungsf lächen er-
richtet.1750 
4.5.4 Die Fuentes-Quintana-Reform des Steuer- und Abgabensystems 1977 
In der Fuen t e s -Qu in t ana -Re fo rm wurde 1977 das Steuer- u n d Abgabensystem g r u n d -
legend re formier t u n d erhielt seine im wesentlichen noch heu t e gültige Ausgestaltung.1 7 5 1 
6 8 % der Steuer- u n d Abgabenbelas tung entfiel 1982 auf indi rekte Steuern u n d Sozial-
versicherungsbeiträge.1 7 5 2 Neben der Grunds teuer , die m e h r als die Hälf te z u m di rekten 
k o m m u n a l e n S t e u e r a u f k o m m e n bei trug, erhielten die K o m m u n e n eine bei E igen tums-
ä n d e r u n g fällige Wertzuwachssteuer /plusval ia auf den innerha lb ihrer Gemarkungsg ren -
zen gelegenen Bodenwer t u rbane r Grunds tücke als eigenständige Steuerquelle.1753 
Seit 1978 wird das selbst genutzte W o h n e i g e n t u m steuerlich nach dem Invest i t ions-
gu tmodel l gefördert.1 7 5 4 Bei einer pauschal ier ten Besteuerung der implizi ten Mie te mi t 
1742 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 14. 
1743 Vgl. Cortes (1995), S. 277, 
1744 Vgl. Held (1992), S. 191. 
1745 Vgl. Cortes (1995), S. 277. 
1746 Vgl. Cortes (1995), S. 287; Pareja/Riera (1994), S. 166. 
1747 Vgl. Klein (1988), S. 29. 
1748 Vgl. Klein (1988), S. 102. 
1749 Vgl. Klein (1988), S. 287. 
1750 Vgl. Klein (1988), S. 104. 
1751 Vgl. Comin (1993), S. 1086 ff. 
1752 Vgl. Wood (1988), S. 236. 
1753 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 2; EMF (1997), S. 46. 
1754 Vgl. Santillana (1980), S. 838; Levenfield (1998), S. 2. 
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3 % des offiziellen Werts der Immobi l i e u n d des Abzugs der Darlehenszinsen von der 
Steuerbemessungsgrundlage waren 1978 1 5 % der Inves t i t ionssume von der zu entr ich-
t enden Bruttosteuerzahllast der E i n k o m m e n s t e u e r / I m p u e s t o sobre la Renta de las Per-
sones Fisicas/IRPF absetzbar, realisierte Werts te igerungen bei W o h n i m m o b i l i e n unter la-
gen, du rch eine Reihe von Sonderregelungen in der W i r k u n g beträcht l ich abgemilder t , 
der Steuerpflicht. Bei Veräußerung eines Haup twohns i t zes erzielte Gewinne blieben 
steuerfrei , sofern der Erlös innerha lb von zwei Jahren in ein Folgeobjekt investiert wur -
de.1755 Mit d e m Boyer-Dekret w u r d e 1985 die Absetzbarkeit der Wohnungsbau inves t i t io -
nen von 1 5 % auf 1 7 % angehoben u n d auf Zwei twohnsi tze ausgedehnt , für Käufe aus 
d e m Bestand konn ten 1 5 % geltend gemacht werden.1 7 5 6 
Die E in füh rung der vergleichbar großzügigen steuerl ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
e rhöh te die Beanspruchung des öf fent l ichen Hausha l t s du rch die Subven t ion ie rung des 
wohnungswir tschaf t l ichen Sektors von 14 ,8% 1977 auf 2 6 % 1979.1757 Bereits 1978 über-
stieg die indirekte Förderung die 0,6 % des BIP b e a n s p r u c h e n d e di rekte W o h n u n g s b a u -
förderung.1 7 5 8 Die Durchsetzungsfähigkei t des S teueranspruchs auf G r u n d v e r m ö g e n 
blieb lange Zeit gering, sodass in der Praxis vorrangig in Immobi l i en mi t Hilfe der Tech-
nik der Unterverbr iefung nicht vers teuer te E inkünf t e reinvestiert u n d Steuern h in terzo-
gen wurden.1 7 5 9 
4.5.5 Die Deregulierung und Liberalisierung des Kapitalmarktes 
Trotz großzügiger steuerlicher F ö r d e r u n g f ü h r t e die äußers t restriktive Kreditvergabe-
praxis des Bankensektors in den siebziger Jahren zu nahezu un t ragbaren Belastungen 
der Haushal te durch Zins- u n d Tilgungsleistungen.1 7 6 0 An Beleihungen geförder ter 
W o h n u n g e n zeigten private Bauf inanz ierungs ins t i tu te k a u m Interesse.1761 
Im Zuge der Annähe rung Spaniens an die Europäische U n i o n erfolgte 1981 eine 
durchgre i fende Deregulierung u n d Liberalisierung des Kapitalmarktes,1 7 6 2 die sektorspe-
zifischen Kredi tvolumensvorgaben sowie die Begrenzungen fü r aktive u n d passive Zin-
sen wurden fast vollständig aufgehoben.1 7 6 3 Innerha lb einer Dekade wandel te sich einer 
der am höchsten regulierten F inanzmärk te Europas zu e inem der liberalsten.1764 Durch 
den Übergang auf variable Zinsen verlagerten die Kredi t ins t i tu te das Zinsänderungsr is i -
ko auf die Darlehensnehmer.1 7 6 5 Die Laufzeiten verlängerten sich von 8 - 1 0 Jahren auf 
10-15 Jahre, die Beleihungsgrenze stieg von 5 0 % auf 8 0 % des Marktpreises , fü r alle 
Kredi tnehmer wurden So lvenzprüfungen eingeführt .1 7 6 6 Die zur Ref inanzierung neu 
1755 Vgl. Art. 10 Real decreto 1841/199;OECD (1994), S.163. 
1756 Vgl. Cortes (1995), S. 308. 
1757 Vgl. Santillana (1980), S. 838. 
1758 Vgl. Wynn (1984), S. 146. 
1759 Vgl. Selling (1991a), S. 185; Norbisrath (1995). S. 158 f. 
1760 Vgl. Ley de regulaciön del Mercado Hipotecario. 
1761 Vgl. Alonso (1993), S. 212. 
1762 Vgl. Ley de regulaciön del Mercado Hipotecario. 
1763 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 78; Alonso (1993), S. 205. 
1764 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 97. 
1765 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 78. 
1766 Vgl. Alonso (1993), S. 198, McCrone/Stephens (1995), S. 100; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 177 f. 
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angebotenen Hypothekarpfandbr iefe /cedulas hipotecarias w u r d e n bis 1987 mit einer Steu-
erbegünst igung von 1 5 % des Nennwer ts ausgestattet und fanden daher breite Akzep-
tanz.1767 Als Kapitalanlage w u r d e der W o h n u n g s m a r k t attraktiver.1768 Die Deregulierung 
der Baufinanzierung bei s tagnierenden Baufertigstellungen in der Rezession alimentierte 
über Preissteigerungen im Immobi l iensektor eine Umver te i lung von Wohnungskäufern 
auf Baupromoto ren u n d Eigentümer von Bauland u n d Wohnimmobi l i en , die nicht vom 
öffentlichen Sektor abgeschöpft werden konn te u n d zusätzlich Nachfrage dämpfend wirk-
te.1769 Die Sparquote sank zwischen 1985 u n d 1988 von 5 , 2 % auf 1,4 %.1770 
4.5.6 D a s nove l l i e r te Bau- u n d Bodengese t z v o n 1976/Ley de Suelo 
Das novellierte Bau- u n d Bodengesetz von 1976/Ley de Suelo lehnte sich inhaltlich und 
verbal stark an seinen Vorläufer an u n d war auf die Außenen twick lung der Städte ge-
richtet.1771 Es sollte flexiblere Reakt ionen auf kon junk tu re l l e Einflüsse sowie auf Boden-
knapphe i t u n d die dami t v e r b u n d e n e n spekulat iven Tendenzen fü r die Stadtentwicklung 
ermöglichen.1 7 7 2 Die K o m m u n e n w u r d e n e rmächt ig t , e igenständige Planungsämter /Ge-
rencias de U r b a n i s m o fü r Funk t ionen wie En twur f , A u s f ü h r u n g u n d Überwachung der 
Stadtentwicklungs- u n d Bebauungsp lanungen u n d Bodenente ignungsverfahren ein-
zur ichten, was eine funk t iona le u n d inst i tut ionel le S tä rkung der S tad tp lanung und 
Stadtentwicklung bedeutete.1 7 7 3 Überd imens ion ie r t e k o m m u n a l e Baulandreserven, so-
fern vo rhanden , waren aufzulösen.1 7 7 4 
An Flächennutzungska tegor ien waren im wesent l ichen Bauland zur unmit te lbaren 
Nutzung , Bauland für mit telfr is t ige N u t z u n g sowie Nich t -Bau land vorgesehen.1775 
O h n e spezifische P langrundlage auße r d e m Plan General war eine dreigeschossige Be-
b a u u n g zulässig.1 '76 Für die Planes Parciales gab es große Gestal tungsspiel räume, da Spe-
zifizierungen fehlten.1777 Die fü r spätere S tad te rneue rungen zentrale Planfigur des Plan 
Especial bezog sich ausschließlich auf die t radi t ionel le Stadtbi ldpflege und die Erhal tung 
historischer Gebäude.1 7 7 8 
4.5.7 Die N e u o r d n u n g d e r W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g 
Das Wohnungsbaugese tz 1976 bot die Förde rungen mit A u s n a h m e der 20-jährigen 
90%i gen Grunds t eue rbe f r e iung nicht m e h r den Bauträgern an, sonde rn den Haushal-
1767 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 78. 
1768 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 583. 
1769 Vgl. Pfeiffer (1993), S. 234; Kleiber (1993), S. 389. 
1770 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 116. 
1771 Vgl. Klein (1988), S. 286. 
1772 Vgl. Klein (1988), S. 52. 
1773 Vgl. Legislaciön del Suelo 1981, Reglamento-Art. 15-20. 
1774 Vgl. Klein (1988), S. 74. 
1775 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185. 
1776 Vgl. Klein (1988), S. 52. 
1777 Vgl. Klein (1988), S. 102. 
1778 Vgl. Ley del Suelo 1976, Art. 17, 18. 
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ten.1779 An die Stelle der W o h n u n g der G r u p p e 2 und der subvent ionier ten W o h n u n g 
trat die Sozia lwohnung/Vivienda Social. Die Förde rung bestand aus Zinszuschüssen zu 
Kapi ta lmarktdar lehen, d ie den Zinssatz auf 4 %. absenkten. Finanziert w u r d e bis zu 95 % 
des Kaufpreises bei einer Laufzeit bis zu 25 Jahren.1780 Wegen der h o h e n Inf la t ionsraten 
w u r d e n die Annui tä ten progressiv gestaltet mit e inem jährl ichen Anstieg u m 4%.1 7 8 1 
Weil der Kapitaldienst 1 8 % - 2 5 % des Fami l i ene inkommens nicht übersteigen sollte 
u n d Hausha l te mit aus re ichend h o h e m E i n k o m m e n auf das nicht geförder te Angebot 
verwiesen werden k o n n t e n , w u r d e n n u r diejenigen Haushal te zur Förde rung zugelassen, 
deren Jahrese inkommen zwischen 11 % des Wohnungspre ises und d e m 2,5fachen des 
gesetzlichen Mindes t lohns /Sa lar io M i n i m o Interprofes ional /SMI lag.1782 Die Förde rung 
variierte in Abhängigkeit von H a u s h a l t s e i n k o m m e n , Famil iengröße u n d Richtpreis der 
Wohnung. 1 7 8 3 Auss ta t tungs- u n d Qual i tä t ss tandards wurden 1977 spezifiziert.1784 
350.000 Familien bewarben sich für eine Sozia lwohnung. Trotz einer Flut von Anträgen 
w u r d e n von den insgesamt f ü r 1976-1978 vorgesehenen 450.000 n u r 18.000 geförder te 
W o h n u n g e n , da run te r 9.000 Sozia lwohnungen, errichtet.1785 Z u m einen wirkte sich die 
ö k o n o m i s c h e Krise stark d ä m p f e n d auf das Baugewerbe aus, zum anderen w u r d e die 
Koopera t ion der Kredi t ins t i tu te bei einer so h o h e n Fremdf inanz ie rung überschätzt.1 7 8 6 
4.5.8 D e r Ü b e r g a n g z u r S u b j e k t f ö r d e r u n g - d ie Förder l in ie 
V P O - W o h n u n g / V i v i e n d a de P r o t e c c i ö n Of ic ia l 
Ab 1978 gab es n u r m e h r e inen Typ geförder ter Wohnungen /Viv iendas de Protecciön 
Of ic ia l /VPO mi t einer Di f fe renz ie rung nach öffent l icher oder privater Bauträgerschaft . 
Konzipier t fü r eine max ima le Nutzf läche von 90 qm, genau spezifizierte Preisobergren-
zen u n d Qual i tä t ss tandards enthiel t die Förderl inie erstmalig K o m p o n e n t e n einer auf 
breite Schichten der Bevölkerung zugeschni t tenen Subjektförderung.1 7 8 7 Bauträger dieser 
W o h n u n g e n konn ten ein Förderdar lehen fü r bis zu 7 5 % des Rich tpre i ses /mödulo p o n -
de rado erhal ten, das w ä h r e n d der vorgesehenen Bauzeit von 3 Jahren ti lgungsfrei blieb 
u n d d a n n auf die Käufer übe r ging. Der Förderzinssatz be t rug 11 % bei e inem Referenz-
zinssatz von 14%, die T i lgung erfolgte innerha lb von 14 Jahren.1788 V P O - W o h n u n g e n 
waren wie ihre Vorgänger f ü r 20 Jahre zu 90 % grundsteuerbefre i t , ferner bes tand eine 
Befreiung von der Erbschaf ts teuer fü r den ersten Erbfall sowie eine generelle Befreiung 
von der Stempelsteuer f ü r alle Eigentumswechsel im Z u s a m m e n h a n g mit der Errich-
tung.1789 
1779 Vgl. Cortes (1995), S. 277, 
1780 Vgl. Santillana (1980), S. 821; Wynn (1984), S. 143; Cortes (1995), S. 284. 
1781 Vgl. Cortes (1995), S. 284. 
1782 Vgl. Maestre Yenes (1979), S. 14; Wynn (1984), S. 141, 143. 
1783 Vgl. Wynn (1984), S. 143. 
1784 Vgl. Wynn (1984), S. 144. 
1785 Vgl. Wynn (1984), S. 144; Cortes (1995), S. 276. 
1786 Vgl. Maestre Yenes (1979), S. 14 f; Tamanes (1980b), Bd. I, S. 581; Wynn (1984), S. 144 f. 
1787 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 179 f., Balchin (1996d), S. 157. 
1788 Vgl. GESINCA (1979), S. 32; Cortes (1995), S. 284 f. 
1789 Vgl. Santillana (1980), S. 838. 
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Da die Förderl inie p r imär kon junk tu r - , Wachstums- und beschäf t igungspol i t i sche 
Zielsetzungen verfolgte, war der Erwerb der W o h n u n g e n allen Bevölkerungsgruppen 
möglich.1 7 9 0 Die e inkommensabhäng ige Zusa tz fö rde rung für die ä r m e r e n Käufer setzte 
sich z u s a m m e n aus e inem staatlichen Darlehen in H ö h e von 1 5 % des Richtpreises u n d 
e inem zinslosen Dar lehen, das 5 0 % der Zinsbelas tung abdeckte.1791 W ä h r e n d der h o h e n 
Inf la t ionsra ten der siebziger Jahre wurden die Annu i t ä t en wei terhin progressiv gestaltet 
mit einer jähr l ichen Steigerungsrate von 3 % oder 4 % . Das S t äd t ebaumin i s t e r ium ver-
e inbar te jährl ich mit den Kredit inst i tuten geringfügig un te r d e m Marktz inssa tz liegende, 
subvent ion ie r te Referenzzinssätze/prestamos cual if icados für die gesamte Laufzeit der 
im Folgejahr zur Vergabe k o m m e n d e n Hypotheken.1 7 9 2 
Das W o h n u n g s b a u p l a n 1981-83 verfolgte p r imär konjunkture l le Zielsetzungen.1793 Es 
sah 571.000 geförder te W o h n u n g e n vor, davon 90.000 fü r Haushal te mi t niedrigem Ein-
kommen. 1 7 9 4 Der Wohnungsbaup lan 1984-1987 wollte berücksicht igen, dass bei i m m e r 
m e h r Zwe i twohnungen u n d Leerständen rund 3 Mill ionen Subs t anda rdwohnungen Re-
nov ie rung oder Abbruch nöt ig hatten.1795 Zinszuschüsse für Neubau , Ins tandsetzung u n d 
Modern i s i e rung senkten bei einer Laufzeit von 13 Jahren sowie einer Annui tä tenprogres -
sion von 3 % den Nettozinssatz auf 6 % bis 12 % ab.1796 Für Ins tandse tzungen im VPO-Be-
stand w u r d e n Darlehen fü r 40 % der Kosten mit einer Laufzeit von 7 Jahren angeboten.1 7 9 7 
Insgesamt glich der Anstieg der Fertigstellungen im geförder ten W o h n u n g s b a u unge-
fähr den Rückgang im frei f inanzierten Mark t segment aus.1798 Der Antei l geförder ter 
Wohne inhe i t en an den Fertigstellungen lag 1978-1980 bei 4 9 % , 1978-1980 u n d 
1984-1987 bei über 54 %.1799 Die Realisierung der quant i ta t iven Planvorgaben scheiterte 
jedoch an der Bereitstellung von ausreichend Dar lehensvo lumen d u r c h Banken u n d 
Sparkassen u n d an der s tarken Verteuerung der Wohnungspreise.1 8 0 0 Auch die Erweite-
rung der Fö rde rung auf Modern is ie rungen war wenig erfolgreich. Eine vollständige 
Stadt te i l sanierung ereignete sich n u r in wenigen Städten u n d in tour is t i schen Zent ren . 
Ein Förderschema fü r die Err ichtung von M i e t w o h n u n g e n fand bei Developern k a u m 
Beachtung.1 8 0 1 
4.5.9 D e r M i e t w o h n u n g s m a r k t 
Da Zah lungs rücks tände im öffent l ichen Bestand k a u m erns thaf t e ingeforder t w u r d e n , 
aber die Bewir tschaf tungskosten sehr hoch waren, bes tand fü r die K o m m u n e n ein be-
t rächt l icher Anreiz zur Privatisierung oder zur Über t r agung der Bestände an geme innü t -
1790 Vgl. GESINCA (1979), S. 32; Cortes (1995), S. 284 f. 
1791 Vgl. Santillana (1980), S. 835. 
1792 Vgl. Alonso (1993), S. 212; Cortes (1995), S. 306. 
1793 Vgl. Rafols Esteve (1982), S. 120. 
1794 Vgl. Cortes (1995), S. 279 f. 
1795 Vgl. Cortes (1995), S. 281, 287. 
1796 Vgl. Cortes (1995), S. 290. 
1797 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 101. 
1798 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 181; Alonso (1993), S. 201; Pareja/San Martin (1999), S. 702. 
1799 Vgl. Banco Hipotecario de Espana, Nota, verschiedene Ausgaben, zit. nach Balchin (1996d), S. 155. 
1800 Vgl. Klein (1988), S. 73 f. 
1801 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 181, 185 f. 
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zige Wohnungsgesellschaften.1 8 0 2 So setzte nach der Übe r t r agung der öffent l ichen W o h -
nungsbes t ände auf die a u t o n o m e n Regionen eine aktive Privat is ierungspoli t ik ein, viele 
W o h n u n g e n wurden mit erheblichen Preisnachlässen an die Mieter verkauft.1 8 0 3 
Zwar w u r d e ab 1977 die Anpassung der Mie thöhe der Altverträge g e m ä ß d e m Lebens-
ha l tungskos ten index zulässig,1804 u n d 1983 w u r d e n privaten Vermietern günst ige Darle-
hen u n d Zinszuschüsse angeboten , u m den for t schre i tenden Verfall der M i e t w o h n u n g e n 
aufzuhalten,1 8 0 5 aber die Wohnungsve rmie tung war in der Zwischenzeit so unat t rak t iv 
geworden , dass der Anteil der Mie twohnungen von 3 0 % im Jahre 1970 auf den histori-
schen Tiefs tand von 16 ,5% 1985 zurück ging.1806 Mi t d e m Boyer-Dekret 1985 w u r d e 
n u n m e h r die freie Vereinbarung von Mie thöhe u n d Vertragsdauer bei Neuvermie tungen 
zulässig.1807 Eine Erhebung aus d e m Jahre 1989 ergab, dass lediglich 22 % der Mietver t rä-
ge nach 1985 datierten, während 26 % aus der Mie tpre i ss toppära vor 1964 u n d 52 % aus 
der Indexierungsepoche 1964-1984 stammten.1 8 0 8 Von den nach 1985 abgeschlossenen 
Mietver t rägen besaßen 63,5 % eine Befris tung auf 6 - 1 2 Monate.1 8 0 9 
4.5.10 Wohnungsversorgung und Wohnqualität 
Die Wohne igen tumsquo te e rhöhte sich von 63 % 19701810 über 73,1 % 1981 auf über 78 % 
Mi t te der achtziger Jahre.1811 Bis 1984 hielten sich die Wohnungspre i se mi t 3,0 durch-
schnit t l ichen Haushal t s jahrese inkommen für eine N e u b a u w o h n u n g , verglichen mi t ande-
ren europäischen Ländern, du rchaus in modera te r Höhe.1 8 1 2 Sie stiegen jedoch schneller 
als die E inkünf te aus unselbständiger Arbeit , sodass sich W o h n e i g e n t u m fü r die mit t leren 
u n d un te r en Einkommensschichten real verteuerte.1813 Eine Verzehnfachung der Boden-
preise im 10-Jahres-Rhythmus stellte ab 1950 keine Seltenheit dar, sodass in den achtziger 
Jahren häuf ig 40 % und mehr des Wohnungspre ises auf den Bodenantei l entfiel, was bei 
der generell hoch verdichteten Bauweise eine massive Umver te i lung von der Mehrhei t der 
Bevölkerung zugunsten der Eigentümer des Faktors Boden darstellte.1814 
Den un te ren Einkommensschich ten versperr te das Preisgefüge der frei f inanzier ten 
W o h n u n g e n weitgehend den Zugang zu W o h n e i g e n t u m . Das Versagen des W o h n u n g s -
marktes , ein zufr ieden stellendes Angebot an Nied r igp re i swohnungen bereit zu stellen, 
w u r d e verstärkt durch die Inzidenz der Fördermit te l . Vom privaten Sektor err ichtete ge-
fö rde r te W o h n u n g e n wurden oft zu Marktpre isen verkauf t oder vermiete t , sodass die 
Subven t ionen die Gewinnmargen der Developer e rhöh t en . Auf Seiten der Begünstigten 
1802 Vgl. Ghekiere (1991), S. 107; McCrone/Stephens (1995), S. 112 f. 
1803 Vgl. Levenfield (1998), S. 1; Balchin (1996d), S. 161. 
1804 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 130 f. 
1805 Vgl. Sänchez Villar (1992), S. 181. 
1806 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174; McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
1807 Vgl. Sänchez Villar (1992), S. 181. 
1808 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174. 
1809 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 114. 
1810 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 170. 
1811 Vgl. UN ECE (1998); Instituto Nacional de Estadistica (1994), S. 628. 
1812 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 170-172. 
1813 Vgl. Wynn (1984), S. 140. 
1814 Vgl. Capel (1975), S. 110 f. 
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w u r d e lediglich geprüf t , o b sie in der Lage waren , die Miete oder den Kaufpreis zu tra-
gen. Sogar die von öffent l ichen u n d paraöffent l ichen Bauträgern errichteten H a u p t -
wohnsi tze konn ten nach fün f Jahren Ha l t edauer zu Marktpre isen veräußert werden.1815 
I m m e r wieder ergaben sich Leerstände in neuen Wohnanlagen.1 8 1 6 Die aus den fünfziger 
Jahren t radier te Wohnungspo l i t i k des Massenwohnungsbaus fü r mitt lere E inkommens-
schichten war obsolet geworden.1 8 1 7 Die Si tua t ion a m Wohnungsbausek to r , die geprägt 
war v o m Fortbestehen eines quali tat iven Defizits u n d der z u n e h m e n d e n realen Verteue-
rung der W o h n u n g e n , d räng te auf Reformen.1 8 1 8 
Der Wohnungszensus von 1970 ergab bei wei terhin d r i n g e n d e m Bedarf an billigen 
W o h n u n g e n für die Bewohner der wilden Siedlungen u n d der alten, verfallenen Gebäu-
de mit unzure ichender Auss ta t tung einen Angebo t sübe rhang von über 1,1 Mil l ionen 
W o h n u n g e n , 10 ,6% des Bestandes.1819 Das W o h n u n g s m i n i s t e r i u m schätzte den W o h -
nungsneubeda r f fü r den Ze i t r aum 1976-1980 auf 2,1 Mil l ionen, der sich aus e inem 
Ende 1976 bes tehenden Defizit von 378.000, e inem Bedarf aus demographischer Ent-
wicklung von 1.339.000 u n d e inem Bedarf an Wohnraumersa t zbescha f fung von 386.000 
Wohne inhe i t en z u s a m m e n setzte.1820 A m Ende der Dekade lag das Überangebot noch bei 
einer Mill ion W o h n u n g e n bei e inem Defizit an billigem W o h n r a u m von etwa 400.000 
Wohneinhei ten.1 8 2 1 42 % der W o h n u n g e n waren 1942 u n d f rühe r errichtet worden , 
1 6 % zwischen 1943 u n d 1959 u n d 4 3 % zwischen 1960 u n d 1975.1822 Etwa die Hälf te 
der W o h n u n g e n besaßen kein Bad, 17 ,6% kein I n n e n - W C u n d 13 ,2% kein f l ießendes 
Wasser, vor allem die vor 1942 err ichte ten Wohnungen. 1 8 2 3 
4.6 1986-1991: D y n a m i s c h e s W i r t s c h a f t s w a c h s t u m u n d spekula t iver 
I m m o b i l i e n b o o m 
4.6.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Die Integrat ion in die Europäische Gemeinschaf t induzier te eine Phase dynamischen 
Wachs tums . Mit Wachs tumsra t en in der G r ö ß e n o r d n u n g von 5 % und mehr wuchs Spa-
nien deut l ich stärker als der Durchschn i t t der O E C D u n d der Europäischen Gemein-
schaft , die Arbeitslosigkeit n a h m ab.1824 Mi t e inem Leistungsbilanzdefizit von etwa 3 % 
des BIP lebte das Land Ende der achtziger Jahre erneut erhebl ich über seine Verhältnis-
se.1825 Ab 1988 f ü h r t e die wir tschaft l iche D y n a m i k zu inf la t ionären Tendenzen u n d zu 
einer realen Aufwertung. 1 8 2 6 In der Dezentra l is ierung waren Fortschri t te zu verzeichnen, 
1815 Vgl. Wynn (1984), S. 140-142. 
1816 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99 f. 
1817 Vgl. Wynn (1984), S. 140. 
1818 Vgl. Maestre Yenes (1979), S. 14; Klein (1988), S. 71. 
1819 Vgl. Wynn (1984), S. 140 f.; Rafols Esteve (1978), S. 67. 
1820 Vgl. MOPU (1977), S. 3 f. 
1821 Vgl. MOPU (1977), S. 5. 
1822 Vgl. Rafols (1978), S. 68. 
1823 Vgl. Wynn (1984), S. 141. 
1824 Vgl. Gaviria et al.(1991), S. 27; Cortes (1995), S. 362; Fuentes Quintana (1993), S. 76 
1825 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 87. 
1826 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 83. 
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so verteil ten sich die öf fent l ichen Ausgaben 1991 zu 1 4 % auf die K o m m u n e n und zu 
21 % auf die Regionen u n d n u r noch zu 6 5 % auf den Zentralstaat.1 8 2 7 
Die B i n n e n w a n d e r u n g der achtziger Jahren war auf die Haup t s t ad t reg ion und vor 
allem auf die Mi t t e lmeerküs te u n d die Kanarischen Inseln gerichtet , während die Pro-
vinzen an der At lant ikküste E inwohner verloren.1828 Auch das Stadtgebiet von Madr id 
verlor an Bevölkerung, w ä h r e n d Andalus ien u n d die Ex t remadura sich zu Net toe inwan-
derungsreg ionen wandelten.1 8 2 9 Im Vergleich zu 1945 war die Einwohnerzahl 1990 u m 
4 0 % gestiegen.1830 
Die Hausha l te w u r d e n auch in Spanien kleiner. Von 1970 bis 1993 wuchs die Bevöl-
ke rung u m über 15 %, w ä h r e n d sich die Anzahl der Haushal te u m über 30 % erhöhte.1831 
Zwischen 1981 u n d 1991 überst ieg des W a c h s t u m der Haushal te bei einer deutl ichen 
Z u n a h m e der Leers tände u n d der Zwe i twohnungen beträcht l ich das der Bevölkerung. 
W ä h r e n d die Anzahl der Hausha l t e u m 11 % u n d die der Haup twohns i t ze u m 13 ,4% 
z u n a h m , e rhöh te sich die Bevölkerung n u r u m 4,5%.1 8 3 2 G e m ä ß d e m Wohnungszensus 
1991 lag die durchschni t t l i che Hausha l t sg röße bei 3,3 Personen,1 8 3 3 der Anteil der Ein-
personenhausha l te b e t r u g 14,3%.1 8 3 4 
Der G e s a m t a u f w a n d f ü r die Wohnungspo l i t i k en tsprach in den späten achtziger Jah-
ren etwa 1,0 % des BIP, wobei der indirekte Aufwand in der F o r m von Steuermindere in-
n a h m e n in allen Jahren die di rekten Subvent ionen überstieg.1835 Die steuerliche W o h n -
e igen tumsfö rde rung war stark regressiv, so entf ielen 1989 7 0 % der Steuerbegünst igung 
fü r Hypothekenz insen auf die obers ten drei Einkommensdezi le , 4 5 % allein auf das 
oberste Dezil.1836 Steuervortei le t rugen dazu bei, dass ein beträcht l icher Anteil der Fertig-
stellungen der achtziger Jahre auf Zwei twohnsi tze entfiel.1837 
4.6.2 Der Hauspre i sboom 
Im Kontext der In tegra t ion Spaniens in die Europäische Un ion w ä h r e n d einer Phase 
weltwirtschaft l icher Prosper i tä t u n d im europä ischen Vergleich relativ niedriger Preise 
fü r W o h n i m m o b i l i e n induz ie r te die schnelle u n d sehr wei t re ichende Deregul ierung 
u n d Liberalisierung der Kapi ta lmärkte einen dynamischen Anstieg der Kreditvergabe 
an den wohnungswi r t scha f t l i chen Sektor, der, ve rbunden mit der unzure ichenden Aus-
wei tung des Angebots eine Hausse der Immobi l ienpre i se mi t massiven Marktzugangs-
p rob lemen fü r brei te Schichten der Bevölkerung nach sich zog.1838 Verschärfend wirkte, 
1827 Vgl. Held (1992), S. 191. 
1828 Vgl. San Martin (1991), S. 112. 
1829 Vgl. Antolin/Bover (1997), S. 215. 
1830 Vgl. Balchin (1996d), S. 150. 
1831 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 65 f. 
1832 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 175. 
1833 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica (1994), S. 602. 
1834 Vgl. Cortes (1995), S. 246, 249; Cortes (1998), S. 4 f., 16. 
1835 Vgl. Wynn (1984), S. 146; McCrone/Stephens (1995), S. 115; Balchin (1996d), S. 160. 
1836 Vgl. Cortes (1995), S. 309. 
1837 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), S. 700, 705. 
1838 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 172; McCrone/Stephens (1995), S. 97 f., 116; Balchin (1996d), 
S. 152. 
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dass der Beitritt zur Europäischen Union in Verb indung mit den im in te rna t iona len Ver-
gleich ungewöhnl ich niedrigen Immobi l ienpre i sen eine Welle spekulat iven Engagements 
attrahierte.1 8 3 9 
Der W o h n u n g s b a u war zwar der dynamischs te Sektor der Volkswirtschaft,1 8 4 0 k o n n t e 
jedoch die über mehrere Jahre zurück gestaute Nachf rage nicht befriedigen.1 8 4 1 Die jähr-
lichen Fertigstellungen n a h m e n zwischen 1978 u n d 1991 sogar ger ingfügig ab.1842 Bei zu-
n e h m e n d e r Volatilität e rhöh ten sich die nomina l en Wohnungspre i se zwischen 1985 u n d 
1989 u m mehr als 2 0 % jährlich, von 1985 bis 1990 insgesamt u m fast 2 5 0 % , was e inem 
realen Anstieg von fast 8 0 % entsprach.1 8 4 3 In Madr id stiegen die Wohnungsp re i se 
1982-1988 u m 2 4 6 % u n d dami t m e h r als dre imal schneller als die Durchschn i t t se in -
kommen. 1 8 4 4 1991 hat te der Hausp re i sboom sein Ende erreicht u n d der W o h n u n g s m a r k t 
erlebte eine mehrere Jahre d a u e r n d e Rezession.1845 Die Dar lehensver lus te der pr ivaten 
Kredi t inst i tute e rhöh ten sich von 2 , 5 % der Ausle ihungen im Jahre 1988 auf 6 , 8 % 
1993.1846 Mit d e m Ende des I m m o b i l i e n b o o m s kehr te auch das Interesse des pr ivaten 
Sektors a m öffentl ich geförder ten W o h n u n g s b a u zurück.1 8 4 7 
4.6.3 Die Wohnungsbauf inanzierung nach der Deregul ierung 
Nach der Aufhebung der Begrenzungen fü r aktive u n d passive Zinsen 1981 w u r d e n 1987 
die staatlich festgelegten Invest i t ionsquoten von 1 3 % auf 1 % zu rück geführ t , sodass 
sich bis 1993 ein reguliertes Kredi tvolumen von 6 % ergab.1848 Z u n e h m e n d verloren die 
öffent l ichen Bauf inanzierungs ins t i tu t ionen ihre ma rk tbehe r r s c he nde Stellung u n d nä-
her ten sich den privaten Geschäf tsbanken an.1849 W ä h r e n d 1978-1987 4 0 % - 5 1 % der 
dingl ich gesicherten Kredite v o m privaten Sektor vergeben w u r d e n , waren es 1988-1991 
schon 78%.1 8 5 0 Die auf Immobi l i en lastende Verschuldung stieg von 1983 bis z u m An-
fang der neunziger Jahre von 14,9 % des BIP auf 25 % des BIP.1851 W ä h r e n d das Volumen 
aller Dar lehen von 1982 bis 1990 u m 2 5 0 % z u n a h m , e rhöh te sich das Volumen der 
Wohnungsbauk red i t e u m 440%.1 8 5 2 Bei sehr hohen Realzinsen von r u n d 8 % bis in die 
neunziger Jahre1853 n a h m die Verschuldung der pr ivaten Hausha l te massiv zu.1854 
Marktdar lehen w u r d e n üblicherweise fü r max ima l 5 0 % - 6 0 % des W o h n u n g s w e r t s 
gewähr t und waren bei variabler Verzinsung auf Laufzeiten bis zu 15 Jahren be-
1839 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 110. 
1840 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 76. 
1841 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 172. 
1842 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174. 
1843 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 110. 
1844 Vgl. Bretislav (1991), S. 65. 
1845 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 79 ,86. 
1846 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 117. 
1847 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
1848 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 107. 
1849 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 98, 100. 
1850 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 107. 
1851 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 178. 
1852 Vgl. Alonso (1993), S. 200, 204. 
1853 Vgl. Gaviria et al.(1991), S. 37. 
1854 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 87. 
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schränkt.1855 Ein Bausparver t rag beinhal te te keinen Anspruch auf eine die Vertragssum-
m e überschre i tende Finanzierung.1 8 5 6 Die zunächs t t i lgungsfreien Baudarlehen der De-
veloper wurden nach Fertigstellung auf die Käufer der W o h n u n g e n übertragen.1 8 5 7 Die 
Refinanzierung von Hypothekendar lehen erfolgte bis in die f rühen neunziger Jahre 
durch Emission von s teuerbegünst ig ten Anleihen, bis mi t der Aufhebung der Steuer-
begüns t igung ihre Bedeu tung schnell verloren ging.1858 Öffent l iche Darlehen besaßen 
bei einer u m 4 % jährlich anste igenden Ti lgung u n d einer Verzinsung von 5 % eine Lauf-
zeit von 25 Jahren.1859 
4.6.4 Die s t eue r l i che W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
Die steuerliche W o h n e i g e n t u m f ö r d e r u n g bes tand 1988 in der Absetzbarkeit der Darle-
henszinsen bis zur Obergrenze von P 800.000 von der S teuerbemessungsgrundlage sowie 
von 1 5 % der Bausparbei t räge, 1 5 % der Wohnungs inves t i t ionen fü r Haup twohns i t ze 
u n d 1 0 % fü r Zwei twohnsi tze von der Steuerschuld. Der gesamte Absetzbetrag du r f t e 
30 % des zu vers teuernden E i n k o m m e n s nicht überschrei ten. Die s teuerbare implizite 
Miete w u r d e auf 2 % des offiziellen Wer ts reduziert . War das zu vers teuernde E inkom-
m e n zu gering, w u r d e der theoret ische Betrag als S teuerguthaben verrechnet.1860 Mit 
d e m Beitritt zur Europäischen Gemeinschaf t 1986 w u r d e die Mehrwer ts teuer einge-
führt.1 8 6 1 Für N e u b a u w o h n u n g e n galt der e rmäßig te Satz von 6 % , Ankäufe aus d e m Be-
s tand w u r d e n mit einer gleich h o h e n Grunde rwerbs t eue r belastet.1862 
4.6.5 Die F ö r d e r l i n i e n V P O u n d V P T 
Die Di rek t fö rde rung konzentr ier te sich auf das Mark tzugangsprob lem der mit t leren 
E inkommenssch ich ten , die Förderkr i ter ien E i n k o m m e n u n d Z u s a m m e n s e t z u n g des 
Haushal t s gewannen an Bedeutung.1 8 6 3 Die Förderungen fü r W o h n e i g e n t u m waren an 
Pre isbeschränkungen be im Wiederverkauf gebunden , Mie twohnunge n waren 30 Jahre 
lang als solche zu nutzen.1864 Ge fö rde r t w u r d e etwa jede fünf t e Neubauwohnung. 1 8 6 5 
Der Vier jahresplan 1984-1987 sah e inkommensabhäng ige Zinszuschüsse für Haus -
ha l t s e inkommen bis zum 2,5fachen gesetzlichen Mindes t lohn /SMI vor, die den Net to-
zinssatz auf 6 , 0 % bis 12 ,0% bei einer Laufzeit von 13 Jahren u n d einer Annu i t ä t enp ro -
gression von 3 % absenkten. Auch fü r die E rneue rung bes tehender W o h n u n g e n wurden 
1855 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 177; McCrone/Stephens (1995), S. 109. 
1856 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 83. 
1857 Vgl. Cortes (1995), S. 306. 
1858 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 78; Pareja/San Martin (1999), S. 708. 
1859 Vgl. Steiner (1990), S. 206 f. 
1860 Vgl. Alberdi (1993), S. 81 f.; Levenfield (1998), S. 2 
1861 Vgl. Comin( 1993), S. 1115. 
1862 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 176. 
1863 Vgl. Balchin (1996d), S. 152; McCrone/Stephens (1995), S. 97 f.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 186. 
1864 Vgl Pareja/Riera (1994), S. 168. 
1865 Vgl. Cortes (1995), S. 290 f , 361 f,; Leal/Cortes (1995), S. 70, 73; Alonso (1993), S. 201; Gaviria et al. 
(1991), S. 20. 
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Darlehen bereit gestellt.1866 Für Hausha l te bis zu e inem E i n k o m m e n in H ö h e des 3,5fa-
chen SMI waren Bausparprämien von 5 % des Kaufpreises erhält l ich, für Erstkäufer er-
höh te sich die Prämie auf 10%.1867 1 9 8 8 w u r d e n für Haushal te bis z u m zweifachen SMI 
die Förderl inien Vivienda de Protecciön Oficial de P romoc iön Privada/ VPO-Special für 
N e u b a u w o h n u n g e n sowie Vivienda a Precio Tasado/VPT fü r Bes t andswohnungen ein-
geführt.1 8 6 8 1990 wurden die Zinszuschüsse reduzier t , die Laufzeiten von 15 auf 20 Jahre 
verlängert u n d die E inkommensoberg renzen auf das Fünffache des SMI angehoben.1 8 6 9 
Bis 1991 war die Angebotss t imul ie rung als p r i m ä r e Zielsetzung der Di rek t fö rde rung 
anzusehen, sodass während des I m m o b i l i e n b o o m s das Angebot an Förderdar lehen deu t -
lich zurück ging.1870 Die soziale Treffsicherheit de r nichts teuerl ichen In s t rumen te der 
Wohnungspol i t ik war gering.1871 W ä h r e n d 8 7 % aller Haushal te in den f r ü h e n neunziger 
Jahren ein E i n k o m m e n von weniger als d e m fün f f achen SMI bezogen u n d daher theo-
retisch Anspruch auf eine Förde rung besaßen, w u r d e n nu r etwa 40.000 V P O - W o h n u n -
gen jährlich errichtet.1872 In Zeiten explodierender Baulandpreise f ü h r t e das z u m Schutz 
e inkommensschwächere r Hausha l te implement i e r t e System der Preisobergrenzen zu 
Qua l i t ä t sminde rungen u n d Nutz f l ächene inspa rungen du rch die privaten Bauträger.1873 
Die Förde rung des Erwerbs von Bes tandswohnungen w u r d e häuf ig d a f ü r eingesetzt, 
schwer verkäufl iche N e u b a u w o h n u n g e n abzusetzen.1874 VPO-Dar l ehen t rugen dazu bei, 
den Bau vieler Zwei twohnungen zu finanzieren.1 8 7 5 Die U m g e h u n g der Förderungs-
b e s t i m m u n g e n w u r d e durch die langjährige Praxis der privaten Bauträger, selbst die 
Käufer für ihre geförder ten N e u b a u w o h n u n g e n auszuwählen und regelmäßig Zusatz-
zahlungen außerha lb der offiziellen Preisgrenzen a n z u n e h m e n , erleichtert.1876 
4.6.6 Aufs t ieg u n d N i e d e r g a n g de r W o h n u n g s b a u g e n o s s e n s c h a f t e n 
Als Reaktion auf die h o h e n Wohnungspre i se bi ldeten sich in den späten achtziger Jahren 
eine Vielzahl von Wohnungsbaugenossenschaf ten . 1 8 7 7 Die Mie ten betrugen fü r die För-
derl inie V P O jährlich 7,5 % des Verkaufspreises, fü r VPO-Specia l 4,0 %.1878 N a c h d e m die 
pr ivatwir tschaf t l ichen Akteure die Baulandpreise i m m e r weiter in die H ö h e t r ieben, ver-
suchten die K o m m u n e n , selbst Bauland aufzuschl ießen u n d f ü r den Bau geförder te r 
1866 Vgl. Cortes (1995), S. 290. 
1867 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14. 
1868 Vgl. Gaviria et al. (1991), S. 20; Balchin (1996d), S. 157. 
1869 Vgl. Cortes (1995), S. 290 f , 361 f,; Leal/Cortes (1995), S. 70, 73; Alonso (1993), S. 201; Gaviria et al. 
(1991), S. 20. 
1870 Vgl. Alonso (1993), S. 210; Cortes (1995), S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/Riera (1994), S. 168; Pa-
reja/San Martin (1999), S. 705. 
1871 Vgl. Cortes (1995), S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/Riera (1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), 
S. 705. 
1872 Vgl. EMF (1997), S. 164. 
1873 Vgl. Cortes (1998), S. 10. 
1874 Vgl. Levenfield (1998), S. 3. 
1875 Vgl. Cortes (1995), S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/Riera (1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), 
S. 705. 
1876 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100; Levenfield (1998), S. 3. 
1877 Vgl. Leal (1998a), S. 6. 
1878 Vgl. Ghekiere (1991), S. 114 f. 
1986-1991: Dynamisches Wirtschaftswachstum und spekulativer Immobil ienboom 167 
W o h n u n g e n anzubieten.1 8 7 9 Da der private Sektor sich zurück hielt, erhiel ten die Woh-
nungsbaugenossenschaf ten bevorzugt Bauland zu (sehr) niedrigen Preisen aus k o m -
m u n a l e n Landreserven. Zahlreiche kleinere Genossenschaf ten waren in den f rühen 
neunziger Jahren erfolgreich, bis 1993 eine der größten Wohnungsgenossenschaf t en 
mit 20 .000-50.000 Mitgl iedern, die Planificaciön Social de la Vivienda, ähnl ich der Neu-
en He ima t nach e inem Skandal z u s a m m e n brach und dami t den gesamten Sektor dis-
kreditierte.1 8 8 0 
4,6.7 Strukturelle Disparitäten am Wohnungsbau- und Bodenmarkt 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e hat te sich 1991 auf 7 8 , 4 % erhöht.1 8 8 1 Bei e iner Def iz i tquote 
von etwa 4 %, einer z u n e h m e n d e n Zahl von Zweitwohnsi tzen u n d 3 Mil l ionen unzure i -
chend ausgestat te ten Wohne inhe i ten s tanden in den meisten Städten zwischen 15 % u n d 
20 % der W o h n u n g e n leer, und in Gebieten mit a b n e h m e n d e r Bevölkerung w u r d e i m m e r 
m e h r W o h n r a u m völlig aufgegeben.1882 Eine durchschni t t l iche W o h n u n g besaß in den 
späten achtziger Jahren vier bis fünf W o h n r ä u m e bei einer Nutzf läche von 75 qm.1883 
Der Sozia lwohnungsbes tand wurde v o m Zensus 1989 auf maximal 100.000 Wohne inhe i -
ten geschätzt , was 7,6 % der Mie twohnungen u n d 1 % der H a u p t w o h n s i t z e entsprach.1 8 8 4 
W ä h r e n d des I m m o b i l i e n b o o m s wurden neue W o h n u n g e n vor al lem f ü r das prof i ta-
belste obers te Nachfragesegment errichtet,1885 dessen partiell spekulat iv mot iv ier te 
M e h r n a c h f r a g e zu einer Verdrängung der mit t leren u n d un te ren E inkommenssch ich ten 
führte.1 8 8 6 Vielerorts w u r d e der Bau geförderter W o h n u n g e n eingestellt.1887 Betrug deren 
Anteil an den Ausleihungen privater Kredi t inst i tute 1981-1983 n o c h 2 5 % , so sank er 
1988-1991 auf 1 %.1888 W ä h r e n d der Anteil geförder ter Wohne inhe i t en an den Fertig-
stel lungen 1984-1987 über 5 4 % bet rug u n d 1985 sogar 6 3 , 8 % der N e u b a u w o h n u n g e n 
nach V P O gefördert wurden , erhielten 1988-1991 n u r noch 2 2 % , 221.700 W o h n u n g e n , 
eine Direktförderung. 1 8 8 9 
Für Hausha l te mit t leren E i n k o m m e n s w u r d e der W o h n e i g e n t u m s e r w e r b du rch den 
I m m o b i l i e n b o o m i m m e r weniger erschwinglich.1890 Die durchschni t t l i che E i n k o m m e n s -
be las tung du rch den Kapitaldienst e rhöhte sich zwischen 1985 u n d 1991 fü r Käufer 
n icht geförder ter W o h n u n g e n von 45 % vor u n d 33 % nach Steuern auf fast 70 % vor 
u n d 6 0 % nach Steuern u n d bet rug für geförder te W o h n u n g e n 1990 5 0 % vor u n d 
40 % nach Steuern. 1992 gingen die Werte auf 60 % vor u n d 50 % nach Steuern fü r nicht 
1879 Vgl. Cortes (1995), S. 275 f. 
1880 Vgl. Cortes (1995), S. 290 f , 361 f,; Leal/Cortes (1995), S. 70, 73; McCrone/Stephens (1995), S. 98; 
Alonso (1993), S. 201; Gaviria et al. (1991), S. 20. 
1881 Vgl Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
1882 Vgl. Cortes (1995), S. 281; Klein (1988), S. 105. 
1883 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 175. 
1884 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
1885 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 79, 86. 
1886 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 172, 183. 
1887 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100; Pareja/San Martin (1999), S. 702. 
1888 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 107. 
1889 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 181; Alonso (1993), S. 201; Pareja/San Martin (1999), S. 702; Banco 
Hipotecario de Espana, Nota, verschiedene Ausgaben, zit. nach Balchin (1996d), S. 155. 
1890 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 699. 
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geförder te sowie 33 % vor u n d 27 % nach Steuern für geförderte W o h n u n g e n zurück.1 8 9 1 
Das Verhältnis zwischen Wohnungspre i s und Hausha l t s j ahrese inkommen lag 1985 fü r 
geförder te W o h n u n g e n bei 4,01892 u n d 1992 bei 3,5.1893 Für nicht geförder te W o h n u n g e n 
lag es 1991 bei 5,0, in M a d r i d fast bei 6,0, u n d ging d a n n auf 4,0 zurück.1894 
Die physische u n d soziale Trennung zwischen den soz ioökonomischen G r u p p e n ver-
stärkte sich.1895 In den Ballungsgebieten verh inder ten die hohen Bodenpreise die Err ich-
tung von geförder ten W o h n u n g e n durch private Bauträger, da die fö rderbaren Preisober-
grenzen k a u m e inzuha l ten waren.1896 Statt dessen wurden mit Hilfe der Fö rde rungen 
große Wohnan lagen auf abgelegenem u n d daher billigem Bauland errichtet , aus d e n e n 
d u r c h die spätere S tad ten twick lung häuf ig subu rbane Stadtteile entstanden.1 8 9 7 W ä h r e n d 
der B o o m j a h r e 1987-1991 waren nu r 3 1 , 2 % der Arbeitslosen bereit , fü r einen Arbei ts-
platz den Wohns i t z zu wechseln, 1993 sogar n u r 28,4%.1 8 9 8 W ä h r e n d im Jahre 1984 
2 8 % der 15-29- jähr igen in einer eigenen W o h n u n g lebten, waren es 1988 k a u m m e h r 
als 25%.1 8 9 9 1993 verl ießen junge Leute sogar meist erst im Alter von 28 Jahren das El-
ternhaus.1 9 0 0 Wi lde Siedlungen t auch ten wieder auf, n u n m e h r bewohn t von I m m i g r a n t e n 
aus Nordafrika.1 9 0 1 
Die fehlende Auswei tung des Baulandangebots t rotz stärkerer W o h n u n g s n a c h f r a g e 
ließ die Preise fü r Bauland ab 1986 stark ansteigen.1902 Der Anteil der Baukosten a m 
Wohnungsp re i s sank bei e inem geringfügig unter dem Anstieg des Verbraucherpreis-
indexes l iegenden Baukos tenant ieg zwischen 1985 u n d 1993 von 6 0 % auf 3 9 % . In Ma-
dr id e rhöh ten sich die durchschni t t l i chen Baulandpreise zwischen 1886 u n d 1989 von 
P 30 .000/qm auf P 70 .000/qm. Der Bodenkostenantei l in der Haup t s t ad t stieg von 
25 % auf über 50 % u n d ging 1992 auf 40 % zurück.1903 
4.7 1992-1996: W o h n u n g s p o l i t i k i m B i n n e n m a r k t 
4.7.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Mit d e m Beitritt zur Europä ischen Un ion glich sich die Wir tschaf tsentwicklung Spaniens 
z u n e h m e n d der der anderen Mitgl iedsstaaten an. Auch die realen Darlehenszinsen wiesen 
seit Ende 1993 im Vorfeld der W ä h r u n g s u n i o n in der Europäischen Union eine zuneh-
m e n d e Konvergenz auf.1904 Die Wachs tumsra t e des Sozialprodukts ging in der Rezession 
1891 Vgl. Gömez/Levenfield (1993), S. 131. 
1892 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 110. 
1893 Vgl. Gömez/Levenfield (1993), S. 131. 
1894 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 110; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 170. 
1895 Vgl. Gaviria et al.(1991), S. 27; Cortes (1995), S. 362. 
1896 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 702; Pareja/San Martin (1998), S. 3; Alberdi/Levenfeld (1996), 
S. 183. 
1897 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
1898 Vgl. Antolin/Bover (1997), S. 215. 
1899 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173; McCrone/Stephens (1995), S. 117. 
1900 Vgl. Cortes (1998), S. 2, 15. 
1901 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 116. 
1902 Vgl. Cortes (1995), S. 299,357 f.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173, 185 f. 
1903 Vgl. Cortes (1995), S. 299,357 f.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185 f 
1904 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 178. 
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1990-1993 bis zu m i n u s 1,2 % im Jahre 1993 zurück u n d lag im B o o m j a h r 1997, in d e m 
das P ro -Kopf -E inkommen 7 8 % des EU-Durchschn i t t s erreichte, bei 3,4%.1 9 0 5 
Die Kosten der Wohnungspol i t ik be t rugen w ä h r e n d der f rühen neunziger Jahre r u n d 
1 ,0% des BIP, wobei jeweils etwa die Häl f te auf direkte u n d indirekte I n s t r u m e n t e ent-
fiel.1906 Die Redukt ion der fü r den Erwerb einer W o h n u n g e inzusetzenden Mittel durch 
die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g e rhöh te sich zwischen 1992 u n d 1996 von 
16 ,6% auf 2 3 , 9 % des Kaufpreises, w ä h r e n d die Kaufpre i s redukt ion du rch steuerliche 
u n d V P O - F ö r d e r u n g von 4 2 , 8 % auf 3 0 , 7 % zurück ging.1907 1992 m a h n t e eine Exper-
tenkommiss ion eine bessere Koord ina t ion zwischen den verschiedenen Regierungsebe-
nen und ein Informat ionssys tem fü r die Ergebniskontrol le der W o h n u n g s b a u p r o g r a m -
m e an.1908 
Auf den W o h n u n g s b a u entfielen in den f rühen neunziger Jahre 5 % des BIP u n d rund 
40 % der Bauproduk t ion . Das ausständige W o h n u n g s b a u d a r l e h e n s v o l u m e n be t rug etwa 
2 5 % des BIP.1909 Das Dar lehensüber t ragungsgesetz 1994/Ley sobre subrogaciön redu-
zierte die bisher h o h e n Kosten der Vorfäl l igkei tsentschädigung u n d der Über t r agung 
von Hypothekardarlehen.1 9 1 0 
4.7.2 Die N e u o r d n u n g des Bau- u n d B o d e n r e c h t s 
Die Bodengesetze von 1992 u n d 1996/Leyes del Suelo sowie das Städtebaugesetz von 
1990/Ley del Regimen Urbanis t ico y Valoraciones del Suelo f ü h r t e n zu einer weiteren 
Dezentral is ierung wohnungspol i t i scher Kompetenzen . ; Regionen u n d K o m m u n e n wa-
ren n u n m e h r selbst Träger wohnungspol i t i scher Programme 1 9 1 1 Den Regionalregierun-
gen oblag die Festlegung der quant i ta t iven Zielvorgaben fü r die P roduk t ion geförder ter 
Wohneinheiten.1 9 1 2 Der Regionalplan/Plan Direc tor Territorial de Coord inac iön war auf 
der Grundlage der gesamtwir tschaf t l ichen R a u m p l a n u n g / P l a n Nacional de Ordenac iön 
zu erstellen, k o m m u n a l e Pläne unter lagen der Genehmigungspf l i ch t d u r c h die Regional-
regierung.1913 Weiterhin be ruh te das P lanungsrecht der Regionen vorrangig auf d e m 
Bau- u n d Bodengesetz von 1976.1914 Der Aufbau k o m m u n a l e r Bodenreserven w u r d e be-
günstigt und es wurde mögl ich, Baulandgebiete f ü r die Er r i ch tung von V P O - W o h n u n -
gen oder die Begründung eines k o m m u n a l e n Vorkaufsrechts /derecho de t an teo y re-
t rac to vorzusehen.1915 Z u n e h m e n d versuchten die K o m m u n e n , selbst Bauland fü r die 
Er r ich tung von billigen W o h n u n g e n zu erschließen.1916 
1905 Vgl. Eurostat (1997a), S. 210; Eurostat (1999), S. 232; EMF (1998), S. 50 f. 
1906 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 177, 181. 
1907 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 710-712. 
1908 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 7. 
1909 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 176. 
1910 Vgl. San Martin (1998), S. 9. 
1911 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 184. 
1912 Vgl. Bartlett/Bramley (1994), S. 9. 
1913 Vgl. Hummer/Schweitzer (1992), S. 180; Leal (1998a), S. 6. 
1914 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 166. 
1915 Vgl. San Martin (1991), S. 85 ff.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 184. 
1916 Vgl. Cortes (1995), S. 275 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 97. 
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Das neue Baurecht sah drei W i d m u n g s a r t e n vor, Bauland in bereits zu zwei Drit teln 
bebau ten Gebie ten/suelo u rbano , künf t iges Bauland/sue lo urbanizable u n d nicht bebau-
bares Land/suelo no urbanizable.1 9 1 7 Es reduzier te E igen tumsrech te an Bauland, i ndem 
es die bisherige Rechtsgesamthei t von Erschl ießung u n d Bebauung in stufenweise sepa-
rat zu genehmigende Rechtsvorgänge, in das Recht zur Erschl ießung, das Recht auf die 
Erträge der Erschl ießung, das Baurecht sowie das Eigentumsrech t am Gebäude , zerlegte. 
Im Zuge der Erschl ießung waren 1 0 % statt bisher 1 5 % der Fläche fü r öffent l iche Zwe-
cke an die K o m m u n e abzut re ten . Eine Verletzung von Verpf l ichtungen im Kontext einer 
E n t w i c k l u n g s m a ß n a h m e verwirkte nicht n u r die G e w ä h r u n g wei te r führender Planungs-
u n d Baurechte, sie zog auch eine A u f h e b u n g bereits gewähr ter Genehmigungen , verbun-
den mit Bußgeldzahlung u n d / o d e r En te ignung , nach sich.1918 
4.7,3 Die s t eue r l i che W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
Auch in den neunziger Jahren e r f u h r das selbst genutz te W o h n e i g e n t u m eine der groß-
zügigsten steuerl ichen Förde rungen in der Europä ischen Union.1 9 1 9 O h n e Einbeziehung 
der Umsa tz s t eue re rmäß igung für direkt geförder te N e u b a u w o h n u n g e n be t rugen die 
Aufwendungen fü r die steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g in den neunziger Jahren 
etwa 0 , 5 % des BIP. O b w o h l stark regressiv, war ihr schieres A u s m a ß einer der Gründe 
dafür , dass auch Beziehern sehr niedr iger E i n k o m m e n der Erwerb von Wohne igen tum 
möglich war.1920 
15 % des Kaufpreises einschließlich der Transaktionskosten waren von der jährlichen Ein-
kommensteuerzahllast bis zu einer Obergrenze von 3 0 % der Steuerschuld abziehbar. 
Schuldzinsen für Hauptwohnsi tze waren bis zu einer Obergrenze von P 800.000/5.000 €/ für 
Ehepaare P 1 Million/6.250 € von der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer absetz-
bar.1921 Dem Erwerb einer W o h n u n g gleich gestellt waren Modernis ierungsaufwendungen 
und Einzahlungen auf Bausparkonten.1 9 2 2 Die zu versteuernde implizite Miete betrug 2 % 
des vermögensteuerlichen Werts, der sich als höchster Wert aus Katasterwert, beurkundetem 
Kaufpreis und vom Finanzamt berechnetem Wert ermittelte und der meist etwa 70 % des 
Verkehrswertes betrug.1923 Steuerpflichtige Veräußerungsgewinne fielen kaum an, denn 
zum einen konnten realisierte Wertsteigerungen von Hauptwohnsi tzen steuerfrei auf einen 
neuen Hauptwohnsi tz übertragen werden u n d z u m anderen sank die Steuerbelastung mit 
zunehmender Haltedauer deutlich ab.1924 Die Umsatzsteuer auf Bauleistungen betrug in 
den neunziger Jahren 3 % fü r geförderte und 6 % für sonstige Neubauwohnungen , beim 
Kauf von Bestandswohnungen wurde eine Grunderwerbs teuer von 6 % erhoben.1925 
1917 Vgl. Hummer/Schweitzer (1992), S. 180; Leal (1998a), S. 6. 
1918 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 549. 
1919 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 105. 
1920 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 177; McCrone/Stephens (1995), S. 105. 
1921 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 18; Cortes (1995), S. 308; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 176. 
1922 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 105. 
1923 Vgl. Art. 34. b IRPF; Art. 9; Impuesto sobre el Partimonio, Ley 19 vom 6.6.1991; Selling (1991c), 
S. 935; Norbisrath (1995), S. 181, 205. 
1924 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 105; Balchin (1996d), S. 158. 
1925 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 26; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 176; McCrone/Stephens 
(1995), S. 105. 
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Da in Spanien vorrangig in Immobi l i en mithilfe der Technik der Unterverbr ie fung 
nicht versteuerte E inkünf te reinvestiert u n d Steuern h in terzogen wurden,1 9 2 6 verfiel der 
Staat auf ein eher unübl iches fiskalisches Reakt ionsmuster . Der Fiskus besaß das Recht, 
bei Immobi l i en t ransak t ionen die Wer tansä tze nachzuprüfen. 1 9 2 7 Wich der vom Fiskus 
ermit tel te Wert u m m e h r als 2 0 % , mindes tens jedoch u m P 2 Mil l ionen/12.500 € nach 
oben ab, so wurde der Differenzbetrag be im Käufer der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer u n d be im Verkäufer der E i n k o m m e n s t e u e r unterworfen. 1 9 2 8 Stellte der Fiskus 
eine Unte rverbr ie fung von mindes t ens 50 % des von ihm ermit te l ten Wertes fest, so be-
saß die öffentl iche H a n d zu den d o k u m e n t i e r t e n Kondi t ionen des Vertragsverhältnisses 
ein Vorkaufsrecht.1 9 2 9 
4.7.4 Die N e u o r d n u n g de r F ö r d e r l i n i e n V P O u n d V P T 
Der W o h n b a u p l a n 1992-1995 in tendier te , die Di rek t fö rde rung nach d e m VPO/VPT-
Schema stärker an die individuelle Si tuat ion der Hausha l te anzupassen. In den Ballungs-
gebieten w u r d e n die Preisobergrenzen angehoben . Die Zinssubvent ionen wurden nach 
d e m E i n k o m m e n differenziert u n d die E inkommensobe rg renze auf das 5,5fache des 
SMI angehoben . Die Dar lehensante i le an den Gesamtkos ten wurden e rhöht und eine 
Sonde r fö rde rung fü r Erstkäufer eingerichtet.1 9 3 0 5 0 % des VPO-Specia l -Schemas war 
fü r Mie twohnungen reserviert, f ü r die zusätzliche Förderungen gewährt wurden.1 9 3 1 
Bauträger geförder ter W o h n u n g e n k o n n t e n , solange der Großtei l des Bauvorhabens auf 
den geförder ten Sektor entfiel, un t e r b e s t i m m t e n Voraussetzungen ebenfalls Förderdar-
lehen u n d Prämien erhalten.1932 Die Bewill igungsverfahren fü r Förderdar lehen waren 
sehr zei taufwendig, da die Anträge an die a u t o n o m e n Regionen zu r ichten waren, die 
Entscheidung jedoch von der Zent ra l reg ie rung gefällt wurde.1 9 3 3 
Antragsberechtigt waren Hausha l t e , die keine V P O - W o h n u n g sowie in der Ziel-
gemeinde keine W o h n u n g mit e inem 20 % über d e m Kaufpre is der gewünschten V P O -
W o h n u n g l iegenden Wert besaßen u n d deren Jahrese inkommen zwischen d e m 2,5fa-
chen u n d d e m 5,5fachen des SMI lag. Die Antragsteller waren verpflichtet , die 
geförderte W o h n u n g mindes tens f ü n f Jahre als H a u p t w o h n s i t z zu halten.1934 Nach Fer-
tigstellung waren Verkauf oder Vermie tung einer V P O - W o h n u n g 30 Jahre lang nu r zu 
adminis t r ie r ten Preisen zulässig.1935 Die Nutzf läche geförder ter W o h n u n g e n war auf 
120 q m fü r VPO/VPT, 90 q m f ü r VPO-Specia l sowie 90 q m / 7 0 q m für Erstkäufer von 
VPO/VPO-Spec i a l -Wohnungen begrenzt , der Kaufpreis d u r f t e eine regional u n d nach 
Wohnungsg röße differenzierte Pre i sobergrenze /mödulo p o n d e r a d o nicht überschrei-
1926 Vgl. Selling (1991a), S. 185. 
1927 Vgl. Gesetz vom 15. 4. 1989 (B. O. E. vom 15.4.1989; Circular 4 vom 29. 12. 1989 (B. O. E. vom 
17.1.1990). 
1928 Vgl. Selling (1991a), S. 186 ff. 
1929 Vgl. Art. 49 Nr. 5 ITP; Löber (1993), S. 54. 
1930 Vgl. Levenfield/Perez (1992), S. 39 ff.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 183. 
1931 Vgl. Balchin (1996d), S. 158; Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1932 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 180 f.; Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1933 Vgl. EMF( 1997), S. 164. 
1934 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 171. 
1935 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 168. 
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ten.1936 Erstkäufer mi t e inem E i n k o m m e n bis z u m 3,5fachen des SMI un te r d e m V P O -
Schema sowie alle Käufer bis z u m 2,5fachen des SMI un te r d e m VPO-Specia l -Schema 
erhielten zusätzlich eine Prämie von 1 0 % des Kaufpreises, ein Bausparver t rag e rhöh te 
die P rämie u m 5 % auf 15%.1937 Für W o h n u n g e n bis zu 70 q m Nutzf läche bes tanden 
Sonderkond i t ionen fü r Erstkäufer.1938 
Die Laufzeit der Förderdar lehen be t rug fü r V P O / V P T - W o h n e i g e n t u m 15 Jahre, 10 
Jahre fü r M i e t w o h n u n g e n sowie bis zu 25 Jahre fü r VPO-Spec ia l -Wohne igen tum. Die 
Zinsen w u r d e n zunächst fü r fünf Jahre fest geschrieben u n d danach g e m ä ß d e m Ein-
k o m m e n der letzten zwei Jahre angepasst.1 9 3 9 Die Förderdar lehen w u r d e n un te r V P O 
bis zu 8 0 % , in manchen Fällen bis zu 95 % der fö rde rba ren Preisobergrenze gewährt.1940 
Bei W o h n u n g e n aus d e m Bestand lag die Preisobergrenze über der des VPO-Schemas , 
die Förderdar lehen deckten davon 70 %, bei vorher iger V P O - F ö r d e r u n g der W o h n u n g 
8 0 % ab.1941 Die Annui tä tenprogress ion be t rug 3%.1 9 4 2 
Zinszuschüsse waren ab 1992 fü r H a u s h a l t s e i n k o m m e n bis z u m 5,5fachen des SMI 
erhältlich u n d nach Hausha l t s e inkommen , W o h n u n g s g r ö ß e u n d Förderschema gestaf-
felt.1943 1992 lag der Referenzzinssatz mi t 12 ,25% u m 2 , 2 5 % un te r dem Marktz ins , die 
Förderzinssätze be t rugen für V P O / V P T fü r H a u s h a l t s e i n k o m m e n v o m 3,5 bis 4,5fachen 
des SMI 9 , 5 % u n d v o m 4,5 bis 5,5fachen des SMI 11 %. Für Erstkäufer mit e inem Ein-
k o m m e n bis z u m 3,5fachen des SMI be t rug der Förderzinssatz 6 , 5 % u n d fü r 90 q m -
120 q m große V P T - W o h n u n g e n einheit l ich 11%. Im VPO-Spec ia l -Schema war ein 
Zinssatz von 5 % zahlen, was e inem Realzins von 0 , 5 % entsprach.1 9 4 4 
In den f rühen neunziger Jahren wiesen 8 7 % aller Hausha l t e ein E i n k o m m e n unter -
halb des Fünffachen SMI auf u n d besaßen daher einen Förderanspruch. 1 9 4 5 Fünf Sechstel 
aller laufenden Darlehen entfielen jedoch 1992 auf nicht geförder te W o h n i m m o b i -
lien.1946 Eine Förde rung erhielten 1992-1996 560.000 Familien.1947 A m meisten profi t ier-
ten die Haushal te der Al tersgruppe der 25-30- jähr igen mit zwei E inkommensbez iehern . 
Zwei Drittel aller Förderfälle entfielen auf Haushal te mi t E i n k o m m e n zwischen P 1 Mil-
lion u n d P 3 Mil l ionen/6.670/20.000 € u n d je ein Sechstel auf geringere u n d auf höhere 
E i n k o m m e n . Wohlhabendere Regionen w a n d e n meist das VPT-Schema an, ä rmere das 
VPO-Schema. 1 9 4 8 Im Ze i t r aum 1992-1995 erhiel ten 350.000 N e u b a u w o h n u n g e n , 
150.000 Sanierungen und Modern i s i e rungen eine Di rek t fö rde rung . Subvent ionier t wur-
de auch die P roduk t ion von Bauland.1949 Die Mode rn i s i e rungs fö rde rung umfass te 1994 
1 ,9% der Mittel u n d 9 % des Bestandes.1950 Im VPO-Spec ia l -Schema war die Rate der 
1936 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1937 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14; Pareja/Riera (1994), S. 174. 
1938 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1939 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14; Pareja/Riera (1994), S. 185. 
1940 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1941 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14; Pareja/Riera (1994), S. 177-179. 
1942 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 12 f. 
1943 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1944 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14. 
1945 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 87. 
1946 Vgl. EMF (1998), S. 52. 
1947 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 713. 
1948 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 703 f. 
1949 Vgl. Levenfield/Perez (1992), S. 39 ff. 
1950 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 181, 185 f. 
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Zwangsvers te igerungen vergleichsweise hoch , o h n e dass etwas dagegen u n t e r n o m m e n 
wurde.1 9 5 1 
4.7.5 Der Mietwohnungsmarkt 
Das Mietgesetz von 1994/Ley de Ar rendamien tos U r b a n o s liberalisierte die Verein-
b a r u n g der Anfangsmie ten und fixierte die Mindes tver t ragsdauer auf fünf Jahre, Miet-
ver t räge mit kürzerer Laufzeit konn ten einseitig v o m Mieter auf fünf Jahre verlängert 
werden . Die jähr l iche Anpassung der Miete erfolgte nach d e m Verbraucherpre is index. 
Das Eintr i t tsrecht von Familienmitgl iedern wurde fü r den Regelfall auf eine einmalige 
A u s ü b u n g begrenzt . Vor 1985 abgeschlossene Altverträge waren innerha lb v o n fünf Jah-
ren, bei e inem Hausha l t se inkommen des Mieters un te r d e m 5,5fachen des SMI inner-
ha lb von zehn Jahren, an den Anstieg des Verbraucherpreis indexes anzupassen.1 9 5 2 
Der verschwindend kleine Sozialwohnungssektor war nicht in der Lage, die sozialen 
Folgen der Mie t e rhöhungen und des Mie te rschutzabbaus f ü r die unters ten sozialen 
Schichten abzuschwächen oder gar aufzufangen.1 9 5 3 Bei e inem M i e t w o h n u n g s q u o t e von 
1 4 , 9 % im Jahre 1991 entfielen 85.000 W o h n u n g e n , 5 % aller M i e t w o h n u n g e n oder 
0,7 % der H a u p t w o h n s i t z e auf k o m m u n a l e W o h n u n g e n , die vor allem dazu d ienten , 
ehemal ige S l u m b e w o h n e r unterzubringen.1 9 5 4 Auf die E i n f ü h r u n g eines Wohngeldsys-
t e m s w u r d e zuguns ten einer begrenzten steuerlichen Absetzbarkeit der Mie tzah lungen 
verzichtet . Mie ter bis e inem Hausha l t s e inkommen von P 3,5 Mil l ionen. /22.000 € für 
E inpe r sonenhausha l t e und von P 5 Mil l ionen/31.000 € fü r Zweipersonenhausha l te 
k o n n t e n 1 5 % der Miete von der Steuerschuld bis höchs tens P 100.000/625 € abziehen, 
w e n n die Miete 1 0 % des E inkommens überstieg.1955 
4.7.6 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Kostenbelastung der 
Eigentümerhaushalte 
A n f a n g der neunziger Jahren betrug die W o h n e i g e n t u m s q u o t e 77 %.1956 1 5 % der W o h n -
e inhei ten s t anden leer und 15% w u r d e n als Zwe i twohnungen genutzt.1 9 3 7 1991 ent-
sprach die Anzahl der Hauptwohns i tze der Anzahl der Haushalte.1 9 5 8 Städt ische Mittel-
schicht famil ien begannen , im Umkre i s von Ballungsgebieten Einfami l ienhäuser 
nachzufragen. 1 9 5 9 Der Liegenschaftsbesitz privater Hausha l te ha t te 1991 einen du rch -
schni t t l ichen Wert von P 3,5 Mil l ionen/27.000 € p ro Person.1960 Der Al lgemeinzustand 
v o n 90 % der mehrgeschossigen W o h n g e b ä u d e war gut, 8 % der Ge bä ude wiesen einige 
1951 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14. 
1952 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 184. 
1953 Vgl. Balchin (1996d), S. 158. 
1954 Vgl. Leal (1998b), S. 3 ff.; Cortes (1998), S.13; McCrone/Stephens (1995), S. 112 f. 
1955 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 18. 
1956 Vgl. Bartlett/Bramley (1994), S. 9. 
1957 Vgl. Balchin (1996d), S. 149. 
1958 Vgl. Cortes (1995), S. 246, 249; Cortes (1998), S. 4 f., 16. 
1959 Vgl. Leal/Cortes (1995), S. 60. 
1960 Vgl. Leal (1998a), S. 4. 
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Schäden auf, 1 % waren in al lgemein schlechtem Zus t and und 0,2 % baufällig. Eigentü-
merwohnan lagen waren besser ins tand gehalten als Mietwohnungen. 1 9 6 1 Die d u r c h -
schnit t l iche W o h n u n g s g r ö ß e lag bei 86 q m und 4,8 R ä u m e n , sodass im Durchschn i t t 
j edem Einwohner 1,5 W o h n r ä u m e oder 26 q m Nutzf läche zur Verfügung standen.1 9 6 2 
0,5 Mill ionen W o h n u n g e n besaßen noch kein Bad, 0,3 Mill ionen kein I n n e n - W C u n d 
2,0 Mil l ionen keine Heizung.1 9 6 3 
Der Preis einer geförder ten W o h n u n g entsprach 1992 d e m 4,7fachen du rchschn i t t -
lichen Fami l i en jah rese inkommen. W ä h r e n d der Preis einer V P O - W o h n u n g etwa u m 
1 5 % u n d der e iner V P O - S p e c i a l - W o h n u n g u m 2 5 % - 3 0 % unter dem frei f inanzier ter 
W o h n u n g e n lag, reduzier ten die Subvent ionen den wirtschaft l ichen Einsatz des Käufers 
auf die Hälfte . Bei einer fü r die achtziger Jahre typischen F remdfmanz ie rung zu 8 0 % 
über 15 Jahre z u m Marktz inssatz beansp ruch te der Kapitaldienst mehr als 6 0 % des m o -
nat l ichen B r u t t o f a m i l i e n e i n k o m m e n s vor Steuer sowie 50 % nach Steuer. Eine nicht ge-
förder te W o h n u n g kostete 1993 das Fünf- bis Sechsfache eines durchschni t t l ichen ver-
fügbaren Jahrese inkommens , P 15 Mil l ionen in M a d r i d und P 10,7 Mil l ionen im 
Landesdurchschni t t , eine nach V P O geförder te W o h n u n g das Dreifache, P 7,1 Mill io-
nen. Der Kapitaldienst n a h m 5 6 , 6 % des verfügbaren E inkommens in A n s p r u c h u n d 
k o n n t e du rch die Förde rungen auf 1 9 % reduziert werden.1964 1996 war das Verhältnis 
zwischen Preis u n d F a m i l i e n e i n k o m m e n auf 4,1, die monat l iche Belastung auf 4 0 % 
vor u n d 3 0 % nach Steuer gesunken, u n d der Preis einer V P O - W o h n u n g lag 3 0 % un te r 
d e m frei f inanzier ter Wohnungen . 1 9 6 5 
Obwoh l von 17 Mil l ionen Wohne inhe i t en 5,3 Mil l ionen nicht als H a u p t w o h n s i t z e 
genutzt w u r d e n u n d das Angebot an Mie twohnungen unzure ichend war, waren viele 
Haushal te nicht in der Lage, a m gewünschten W o h n - u n d Arbeitsort eine W o h n u n g zu 
erwerben. Der W o h n i m m o b i l i e n m a r k t war in zweifacher Hinsicht unausgegl ichen, z u m 
einen regional a u f g r u n d eines Überangebo t s an W o h n r a u m in Regionen a b n e h m e n d e r 
Bevölkerung u n d z u m anderen a u f g r u n d der im Verhältnis z u m E i n k o m m e n fü r einige 
soz ioökonomischen G r u p p e n zu teuren Wohnungen. 1 9 6 6 Wegen der h o h e n Jugend-
arbeitslosigkeit in den f rühen neunziger Jahren war für viele junge Haushal te der Erwerb 
einer W o h n u n g nicht möglich.1 9 6 7 Die Bereitstellung von Bauland, insbesondere von 
kos tengüns t igem Bauland, d u r c h die K o m m u n e n war nicht zufrieden stellend.1968 
1961 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica (1995), S. 17. 
1962 Vgl. Cortes (1995), S. 167. 
1963 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica (1995), S. 18. 
1964 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 111. 
1965 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 710-712. 
1966 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 165; Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
1967 Vgl. Gaviria et al.( 1991), S. 27; Cortes (1995), S. 362. 
1968 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 183. 
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4.8 1997-2000: W o h n e n heute 
4.8.1 Die gesamtgesel lschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Spanien hat keine ausgeprägte Tradi t ion als Wohlfahrtsstaat .1 9 6 9 Mit 35 % des BIP 1996 ist 
die Q u o t e der Steuern u n d Sozialabgaben die niedrigste in der Europäischen Union.1970 
Die öffentl iche Inves t i t ionsquote auf lokaler Ebene ist mi t 20 % im internat ionalen Ver-
gleich sehr niedrig.19 /1 A r m u t ist noch weit verbreitet , etwa ein Fünftel der Haushal te ver-
fügten 1995 über weniger als die Häl f te des Mediane inkommens . 1 9 7 2 Die Gebur tenra te ist 
mit durchschni t t l ich 1,15 Kindern je Frau (1996) die niedrigste in der Europäischen 
Union.1 9 7 3 
Der Anteil des W o h n e i g e n t u m s über t raf 1995 mi t 81 % deutl ich den EU-Durchschni t t 
von 56 %. Der Sozia lwohnungsante i l ist, im Gegensatz zu den meisten europäischen Län-
dern , mi t 2 % im Vergleich z u m EU-Durchschn i t t von 1 8 % bedeutungslos . Der Anteil 
privater M i e t w o h n u n g e n lag mi t 1 6 % in vergleichbarer G r ö ß e n o r d n u n g wie in Schwe-
den, aber un te r d e m EU-Durchschn i t t von 21 %.1974 8 5 % des Erwerbs von Wohneigen-
t u m bezogen sich in den späten neunziger Jahren auf Ankäufe aus d e m Bestand.1973 1 5 % 
des Wohnungsbes t ands sind Zweitwohnsi tze , in m a n c h e n Regionen wie Valencia oder 
den Balearen über t r i f f t die Zahl der Zwe i twohnungen die der Hauptwohnsi tze. 1 9 7 6 1999 
s tanden fü r 1.000 E inwohner 300 H a u p t w o h n s i t z e zur Verfügung.1 9 7 7 1997 umfasste der 
spanische W o h n u n g s b e s t a n d m e h r als 18,2 Mil l ionen Wohneinhei ten. 1 9 7 8 
Die wei treichende gegenseitige Abhängigkei t u n d vielfältige Hilfe, die innerhalb der 
Großfami l ien gewährt wi rd sowie der Brauch, den eigenen Wohns i tz möglichst in der 
Nähe der Eltern der Frau zu wählen, bed ingen die sehr geringe Fluktuat ion in spa-
nischen Städten. In M a d r i d haben im Laufe von zehn Jahren n u r 2 9 % der Bewohner 
ihren Wohns i tz gewechselt. Landesweit bezogen 1991 n u r 5,3 % aller Hausha l te eine an-
dere W o h n u n g , einer der geringsten Werte innerha lb der Europäischen Union.1 9 7 9 Der 
Erwerb einer W o h n u n g wird als En tsche idung f ü r das ganze Leben angesehen, was eine 
die Arbeitslosigkeit e r h ö h e n d e u n d p ro long ie rende Immobi l i t ä t des Faktors Arbeit in 
geographischer Hins icht zur Folge hat.1980 Die ex t rem niedrige Transparenz des spa-
nischen Immobi l i enmark te s erleichtert beträcht l ich die Geldwäsche mit Hilfe von Im-
mobil ientransakt ionen. 1 9 8 1 
1969 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 167. 
1970 Vgl. Eurostat (1997b), S. 65. 
1971 Vgl. Perez Royo (1980). S. 32. 
1972 Vgl. Instituto Nacional de Estadistica (1995). 
1973 Vgl. Eurostat (1997b). 
1974 Vgl. Balchin (1996d),S. 151; Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
1975 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 10. 
1976 Vgl. Leal (1998a), S. 3; McCrone/Stephens (1995), S. 13. 
1977 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
1978 Vgl. EMF (1998), S. 51. 
1979 Vgl. Cortes (1995), S. 67. 
1980 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 81 
1981 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 564. 
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4.8.2 Die Baulandallokation 
Die Verfassung sieht die Schaffung der R a h m e n b e d i n g u n g e n fü r ein angemessenes Woh-
nen als öffent l ichen Aufgabe an und r ä u m t den K o m m u n e n das Recht ein, Bodenspeku-
lation zu bekämpfen u n d an Bodenwer ts te igerungen beteiligt zu werden.1 9 8 2 Da sich 
G r u n d und Boden meist in der H a n d pr ivater Personen befindet,1 9 8 3 hat das Versagen 
des Staates in der Bodenpol i t ik und in der Bereitstellung s tädt ischer In f ra s t ruk tu r h o h e 
Grunds tückspre ise zur Folge.1984 Die e i n k o m m e n s a d j u s t i e r t e n Urbanen Baulandpreise 
sind nach Exper tenschätzungen die höchs ten in Westeuropa.1 9 8 5 In Verb indung mit Bo-
denspekula t ion führ t dies häuf ig zu Bodenkostenante i len in der G r ö ß e n o r d n u n g der 
Hälf te des Gesamtpreises einer W o h n u n g , förder t eine sehr verdichte te Bauweise u n d 
verhinder t die Er r ich tung kostengünst iger Wohnungen. 1 9 8 6 Auf Per ioden stärkerer Woh-
nungsnachf rage reagieren die K o m m u n e n im Regelfall jedoch nicht mi t einer Auswei-
t u n g des Baulandangebots , sodass es in B o o m p h a s e n zu s te igenden Preisen fü r Bauland 
kommt. 1 9 8 7 Z u d e m reduziert die nahezu kostenlose B a u l a n d h o r t u n g auf eine mit t lere 
Sicht von 4 - 6 Jahren die Verfügbarkeit potent ie l len Baulands.1988 In Zei ten explodieren-
der Bodenpreise k o n n t e n so die verschiedenen P r o g r a m m e z u m Bau kostengünst iger 
W o h n u n g e n die anvisierten Ziele nicht erreichen.1 9 8 9 
Das Bau- und Bodengesetz von 1998 verstärkte einseitig massiv die Eigentumsrechte 
der Eigentümer des Faktors Boden. Es def in ier te die F lächennutzungska tegor ien neu. 
Nicht m e h r die verschiedenen Formen mögl icherweise bebauba ren Landes w u r d e n ex-
plizit von e inander abgegrenzt u n d nicht bebaubares Land ergab sich als Residualwert , 
sondern der U m f a n g des Nicht -Baulandes w u r d e explizit festgelegt als aus diversen, im 
Gesetz spezifizierten G r ü n d e n „für E r s c h l i e ß u n g s m a ß n a h m e n ungeeignetes Land." Alles 
nicht un te r die Ausnahmeta tbes t ände fallendes Land ist prinzipiell bebaubar.1 9 9 0 Die 
Nutzungskategor ie „nicht im Bebauungsplan erfasstes bebaubares Land," die es den 
K o m m u n e n ermögl icht hat te , im Rahmen einer Publ ic-Pr iva te-Par tnerschaf t Erschlie-
ßungsrechte im Tenderverfahren zu vergeben u n d so Einfluss auf Art u n d Ze i tpunk t 
der Bebauung zu n e h m e n und einen Teil de r Bodenwer ts te igerungen zuguns ten der All-
gemeinhei t abzuschöpfen , w u r d e aufgehoben mit der Folge der n u n m e h r volls tändigen 
Appropr i i e rung der Werts te igerungen d u r c h die E igen tümer des Bodens.1991 Vorgaben 
fü r die Aufstel lung von Bebauungsplänen u n d die Art der Bebauung w u r d e n nicht spe-
zifiziert, statt dessen w u r d e eine möglichst umfas sende Einbeziehung der Bodenbesi tzer 
in die k o m m u n a l e P lanung verlangt.1992 
1982 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 562; Oxley/Smith (1996), S. 15. 
1983 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
1984 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185 f. 
1985 Vgl. Comisiön de Expertos sobre Urbanismo (1994), Vol II. 
1986 Vgl. European Parliament (DG 4) (1996), S. 23; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185 f. 
1987 Vgl. Cortes (1995), S. 299,357 f. 
1988 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185. 
1989 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 87. 
1990 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 550 f.,; Art. 10, Ley del Suelo 1998. 
1991 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 551. 
1992 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 562. 
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4.8.3 Die steuerliche Wohneigentumsförderung 
1998 w u r d e die Besteuerung der Eigenmiete aufgehoben u n d der individuelle Grenz-
steuersatz d u r c h e inem festen Satz von 2 0 % fü r die ersten P 750.000/4.700 € und 1 5 % 
fü r weitere P 750.000 der Aufwendungen f ü r Zinsen u n d Ti lgung ersetzt.1993 Die Diffe-
renz zwischen Veräußerungs- und Erwerbswert des gewöhnl ichen Wohnsi tzes unterliegt 
bis zu einer Hal tedauer von 20 Jahren der E inkommens teue r , sofern der Erlös nicht in-
nerha lb von 2 Jahren fü r den Erwerb eines anderen gewöhnl ichen Wohnsi tzes verwen-
det wird.1994 Sie verminder t sich fü r jedes Besitzjahr über das zweite h inaus u m 
5,26%.1 9 9 5 Der während eines Zei t raums von 2 bis 20 Jahren anlässlich eines entgeltli-
chen oder unentgel t l ichen Eigentumsübergangs festgestellte Wer tzuwachs bei u r b a n e m 
G r u n d u n d Boden unterliegt der k o m m u n a l e n Wertzuwachssteuer /plusval ia , die zu 
75 % von der Einkommensteuerschuld abziehbar ist. Auf 40 % des aktuellen Kataster-
werts de r Immobi l i e wird ein nach Ha l t edauer u n d Geme indeg röße differenzier ter Mul-
t ipl ikator angewandt , der 1995 zu Steuerbelas tungen in der G r ö ß e n o r d n u n g bis zu 7 % 
des Katasterwerts der Immobi l ie führte.1996 B a u l a n d h o r t u n g bleibt de facto nahezu steu-
erfrei.1997 
Transakt ionss teuern auf Wohn immobi l i en stellen eine bedeu tende Einnahmequel le 
der K o m m u n e n dar.1998 Der Mehrwerts teuersa tz beträgt f ü r N e u b a u w o h n u n g e n 7 % 
u n d 1 6 % fü r Bauleistungen und u n b e b a u t e Grunds tücke . Auf Bestandserwerbe entfällt 
eine Grunde rwerbs t eue r von 6 % . Erste Über t r agungen geförder ter W o h n u n g e n sind 
grunderwerbsteuerbefrei t . 1 9 9 9 Die Grunds teuer , die m e h r als die Häl f te z u m direkten 
k o m m u n a l e n S teue rau fkommen beiträgt, variiert zwischen 0 , 4 % u n d 1,1 % des Katas-
terwerts , der 50 % bis 75 % des Verkehrswerts beträgt . Das staatliche Vorkaufsrecht bei 
einer Unte rverbr ie fung von mindestens 50 % w u r d e aufgehoben.2 0 0 0 
4.8.4 Die Förderlinien VPO und VPT 
Der W o h n u n g s b a u p l a n 1996-1999 f ü h r t e den vorher igen Plan mit geringen Ä n d e r u n -
gen u n d d e m gleichen quanti tat iven Ziel weiter, die Quadra tme te rp re i sobe rg renze fü r 
geförder te W o h n u n g e n lag in Städten bis zu 100.000 E inwohnern bei P 67.400/420 €, 
in Städten bis zu 500.000 Einwohnern bei P 72.600/450 €, in Städten bis 1 Mill ion Ein-
w o h n e r n bei P 82.800/520 € und da rübe r bei P 93.400/580 €. Der W o h n u n g s b a u p l a n 
1998-2001 ergänzte die Förderlinien V P O u n d VPT u m spezielle Fö rde rungen fü r Haus -
halte mi t besonderen Zugangsschwierigkeiten a m W o h n u n g s m a r k t . Die E i n k o m m e n s -
grenzen sind n u n m e h r Absolutbeträge. Die Referenzpreise gelten mi t S o n d e r b e d i n g u n -
gen f ü r Madr id u n d Barcelona für das ganze Land u n d werden innerha lb der Regionen, 
1993 Vgl. Levenfield (1998), S. 2. 
1994 Vgl. EMF (1997), S. 45 f.; Art. 19, 1 IRPF. 
1995 Vgl. Löber (1993), S. 53 f; EMF (1997), S. 46. 
1996 Vgl. Reichmann (1995), 207-211; Norbisrath (1995), S. 212. 
1997 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 564. 
1998 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 186. 
1999 Vgl. EMF (1997), S. 38 f. 
2000 Vgl. EMF (1997), S. 42; Pareja/San Martin (1998), S. 2. 
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in einer Bandbrei te von 1 5 % nach oben und 2 0 % nach unten , angepasst. Die Annu i t ä -
tenprogress ion wurde auf 1 % reduziert.2 0 0 1 
4.8.5 Das Mietwohnungsangebot 
Die Urbanen Bezieher höhere r E i n k o m m e n wohnen mi t 25 % bei wei tem häufiger zur 
Miete als großstädt ische Arbe i te rhausha l te mi t 15 %.2002 Die Mie twohnungen des pri-
vaten Sektors be f inden sich zu 9 5 % im Besitz pr ivater Haushalte.2003 M i e t w o h n u n g e n 
sind vielfach als Luxusapar tmen t s angelegt, insbesondere in den zentralen Großs t ad t -
lagen,2004 wo der Anteil der M i e t w o h n u n g e n mit 3 0 % doppel t so hoch ist wie im Lan-
desdurchschnit t .2 0 0 5 Sie werden fast ausschließlich für das oberste Marktsegment err ich-
tet,2006 fü r die Teile der Erwerbsbevölkerung, die Spi tzenposi t ionen in Wir tschaf t u n d 
Gesellschaft e i n n e h m e n u n d deshalb eine weit überdurchschni t t l iche Mobil i tät an den 
Tag legen müssen.2 0 0 7 Ein Angebot preiswerter, neu err ichteter privater M i e t w o h n u n g e n 
ist k a u m vorhanden. 2 0 0 8 Viele Mie te rhausha l te besitzen eine Zwei twohnung, of t an ih-
rem ehemal igen Wohns i tz oder an der Küste.2009 
4.8.6 Bauf inanzierung und Bauwirtschaft 
Das offene Dar lehensvo lumen lag 1997 mit 2 2 % des BIP auf einem im in ternat ionalen 
Vergleich bemerkenswer t niedrigen Niveau.2010 Da Finanzierungsbeiträge innerha lb der 
Familie eine große Rolle spielen,2011 benöt igen n u r zwei Drittel aller W o h n u n g s k ä u f e 
eine Fremdf inanz ie rung . Kredi t ins t i tu te gewähren im Allgemeinen eine Finanzierung 
bis zu 8 0 % des Mark twer t s mi t einer Laufzeit von 15-20 Jahren und variabler Verzin-
sung, solange die mona t l i che Belastungen du rch Kapitaldienstleistungen 3 0 % des Net-
t oh au sha l t s e inkommens nicht übersteigen.2012 Der durchschni t t l iche Zinssatz fü r Hypo-
thekardar lehen ist von 1 6 , 0 % 1991 über 10 ,0% 1994 bis auf 5 , 6 % 1997 zurück 
gegangen.2013 N u r 20 % der W o h n u n g s e i g e n t ü m e r müssen noch Darlehen bedienen, ein 
im in terna t ionalen Vergleich niedriger Anteil . Zwei Dri t te l der Eigentümerhaushal te ha-
ben ihre Dar lehensverbindl ichkei ten berei ts getilgt, 13 % ihre Wohnung durch Erbschaft 
oder Schenkung erhalten.2014 
2001 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 12 f. 
2002 Vgl. Cortes (1995), S. 188. 
2003 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 115. 
2004 Vgl. Klein (1988), S. 70. 
2005 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 6. 
2006 Vgl. Klein (1988), S. 70; EU Housing Ministers (1995), S. 6. 
2007 Vgl. Cortes (1995), S. 188. 
2008 Vgl. Levenfield (1998), S. 1. 
2009 Vgl. Leal (1998a), S. 3. 
2010 Vgl. EMF (1997), S. 52. 
2011 Vgl. Cortes (1995), S. 67. 
2012 Vgl. EMF (1998), S. 49. 
2013 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 11 f.; EMF (1998), S. 51. 
2014 Vgl. Cortes (1995), S. 190. 
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Die Bauwirtschaft ist d u r c h einen großen Anteil kleiner u n d mit t lerer U n t e r n e h m e n 
gekennzeichnet , die Häl f te der Betriebe besitzt weniger als 10 Mitarbeiter . Viele Unter-
n e h m e n sind wirtschaft l ich mi t Banken, Grundbes i t ze rn oder Baustoffherstel lern ver-
flochten.2015 Die inoffizielle P r o d u k t i o n der in Eigenregie err ichteten W o h n b a u t e n an 
den Fertigstellungen wird auf etwa 20 % - 3 0 % geschätzt. Sie taucht erst anlässlich der 
alle zehn Jahre s t a t t f indenden al lgemeinen W o h n u n g s z ä h l u n g in der Statistik auf.2016 
4.8.7 W o h n u n g s v e r s o r g u n g u n d W o h n s t a n d a r d 
Im Gegensatz zu anderen europä ischen Ländern domin ie r t die E igen tumswohnung . 
30 % der Madr ide r Bevölkerung lebt in G e b ä u d e n mit vier oder weniger Stockwerken, 
25 % in Gebäuden mit fün f Stockwerken u n d weitere 45 % in noch höheren Gebäude.2017 
Schätzungsweise 2 0 % des Madr ide r Bestandes entsprechen nicht dem Standard.2 0 1 8 2 0 % 
der 15-29- jähr igen besaßen 1996 eine eigene W o h n u n g , in zahlreichen Fällen leben noch 
über 30-jährige bei den Eltern.2019 
Akute W o h n u n g s n o t , vor rangig du rch Immigra t ion verursacht , konzentr ier t sich auf 
die großen Städte.2020 Wei terhin besteht fü r die un te ren Einkommenssch ich ten ein ekla-
tanter Mangel an bezah lbarem Wohnraum. 2 0 2 1 Davon am meisten betroffen sind junge 
Leute.2022 Der Mangel an billigen M i e t w o h n u n g e n zwingt auch jüngere Hausha l te mit 
ger ingem E i n k o m m e n u n d fehlenden Ersparnissen z u m Wohnungskauf . 2 0 2 3 Zuwanderer , 
Langzeitarbeitslose, Hausha l te mi t ger ingem E i n k o m m e n , Alleinerziehende und Behin-
der te laufen Gefahr, marginal is ier t u n d schließlich wohnungs los zu werden.2024 Die sehr 
wenigen, a u f g r u n d ihrer Kostenobergrenzen äußers t preiswerten E igen tumswohnungen , 
die v o m öffent l ichen Sektor err ichtet werden , decken bei wei tem nicht den Bedarf.2025 
2015 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 98. 
2016 Vgl. Gaviria et al.(1991), S. 51. 
2017 Vgl. Leal (1998b), S. 9. 
2018 Vgl. Cortes (1998), S. 10. 
2019 Vgl. Cortes (1998), S. 2, 15. 
2020 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
2021 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 175. 
2022 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 703. 
2023 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 75. 
2024 Vgl. EU Housing Ministers (1996), S. ES 3, 21. 
2025 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
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5. Überblick über die historische Entwicklung in Schweden 
Im folgenden Kapitel wird die Wohnungs- und Bodenpolitik Schwedens im Verlauf des 
20. Jahrhunderts aus ökonomischer und sozioökonomischer Perspektive dargestellt. Die 
Darstellung der historischen Prozesse legt offen, wie das Vorreiterland in der Etablie-
rung einer sozialdemokratischen Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur mit einer weit-
gehenden Sozialisierung von Bildung und Erziehung und extrem hohen Humankapi ta l -
investitionen, einer sehr hohen sozialen Mobilität, einer im Normalfall aufgrund eines 
hohen Qualifikationsniveaus und eines sehr erfolgreichen Fortbildungs- und Requalifi-
zierungssystems niedrigen Arbeitslosenquote und einem umfangreichen, solidarischen 
und dekommodifizierenden Wohlfahrtsstaat, der allen Einwohnern gleichermaßen ei-
nen hohen Lebensstandard garantiert, durch Aufbau und Förderung entsprechender In-
teressengruppen in einem Prozess institutionalisierten Lernens über einen langen Zeit-
raum sukzessiv die Grenzen der politischen Machbarkeit im Einsatz wohnungs- und 
bodenpolit ischer Instrumente ausweitete, bis eine im internationalen Vergleich einzig-
artig dekommodifizierende, qualitativ hochwertige Versorgung mit Wohnraum und 
der komplementären öffentlichen Infrastruktur für die gesamte Bevölkerung realisierbar 
wurde, welchem Pfad die Regulierungen und Interventionen folgten und welchen Ein-
fluss sie auf Allokation, Verteilung, regionale Entwicklung, Stabilisierung und Wachs-
tum ausübten. 
5.1 1901-1932: Die Anfänge einer Wohnungspo l i t ik 
5.1.1 Die gesamtwir t schaf t l ichen R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Industrialisierung und Urbanisierung begannen in Schweden vergleichsweise spät.2026 
Die Frühindustrialisierung fiel in die Jahre 1864 bis 1884.2027 Noch in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts war das Land eines der ärmsten Europas.2028 Um 1850 betrug die 
Einwohnerzahl rund zwei Millionen, von denen etwa 10% in städtischen Siedlungen 
lebten und etwa 40 % dem ländlichen Proletariat zuzurechnen waren.2029 Um die Jahr-
hunder twende lag der Urbanisierungsgrad bei etwa 25 %.2030 Die Bevölkerungsexplosion 
wurde in weit größerem Maße als durch die langsam einsetzende Urbanisierung und In-
dustrialisierung durch die massive Auswanderung von ein bis zwei Millionen Menschen 
bis 1920 „gelöst".2031 
2026 Vgl. Brown (1996), S. 56. 
2027 Vgl. Headey (1978), S. 46. 
2028 Vgl. Kuznets (1966), S. 64; Brown (1996), S. 56. 
2029 Vgl. Davidson (1994), S. 21 f. 
2030 Vgl. Brown (1996), S. 56. 
2031 Vgl. Davidson (1994), S. 22 f. 
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5.1.2 Der liberale Wohnungsmarkt 
Das ha t te zur Folge, dass die mi t d e m Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft 
v e r b u n d e n e typische Krise in der Wohnungsve r so rgung modera t verlief.2032 Die Woh-
n u n g s n o t erreichte u m die Jah rhunder twende ihren Höhepunkt . 2 0 3 3 Schweden wies 
1895-1905 in den Ballungsgebieten, bei hohen u n d anste igenden Mie tbe las tungsquo-
ten2034 u n d e n o r m e n Bodenwertsteigerungen2 0 3 5 , qual i ta t iv u n d quant i ta t iv die zweit-
schlechteste Wohnungsverso rgung Europas auf.2036 U m 1900 lebten 4 8 % der Stockhol-
m e r Bürger mi t drei oder m e h r Personen in e inem Raum.2 0 3 7 Die erste Gebäude- u n d 
W o h n u n g s z ä h l u n g 1912-1914 ergab, dass m a n in den industr iel len Kernzonen Schwe-
dens teurer , beengter u n d quali tat iv schlechter w o h n t e als in anderen industr ial is ier ten 
Regionen Europas.2038 
Die W o h n u n g s b a u k o n j u n k t u r verlief antizyklisch, ein hohes Engagement im Woh-
n u n g s b a u in rezessiven Phasen u n d Umsch ich tung des Anlagekapitals in industr iel le En-
gagements in Boomzeiten wechselten sich ab, wohingegen die Bevölkerung vor allem in 
Zeiten der H o c h k o n j u n k t u r in die Städte strömte.2 0 3 9 H ö h e p u n k t e der vergleichsweise 
langen Wohnungsbauzyk len Schwedens liegen u m 1870, 1900 u n d 1925, T ie fpunk te 
u m 1880, 1910 u n d 1930.2040 Die aus d e m großen poli t ischen Einfluss u n d der h o h e n 
Verschuldung der Grundbesi tzer sowie der Weitergabe der H ö f e im Famil ienverband 
aus vor industr ie l ler Zeit t radier ten steuerlichen Regeln der Abziehbarkei t von Hypo the -
kenzinsen u n d des Verzichts auf die Besteuerung realisierter Wer tzuwächse fanden zu-
nächst auch auf den städtischen Mie twohnungsbau Anwendung. 2 0 4 1 
5.1.3 Das liberale Bau- und Bodenrecht 
Nach den Er fahrungen mit d e m ersten Baugesetz von 1874, das die H ö h e der s tädt ischen 
G e b ä u d e auf fün f Stockwerke begrenzte und bei unzure i chende r F inanzauss ta t tung der 
Städte der Spekulat ion immensen Spiel raum bot , sodass sich z u n e h m e n d wilde Siedlun-
gen u n d Slums ausbreiteten, w u r d e n im Baugesetz von 1907 erste Ansätze eines k o m -
m u n a l e n P l anungsmonopo l s verankert.2042 Zwar berecht igte des neue Gesetz die Kom-
m u n e n , Bebauungspläne aufzustellen u n d dar in präzise die künf t igen N u t z u n g e n zu 
spezifizieren sowie Gebäudehöhen u n d Straßenverläufe fest zu legen, aber das Gesetz 
war zu schwach, u m öffentl iche Interessen wirkungsvoll gegenüber d e m pr ivaten Sektor 
durchse tzen zu können . K o m m u n a l e P lanung war op t iona l u n d viele K o m m u n e n ver-
zichteten darauf , u m private Eigentumsrechte nicht zu verletzen. 1928 w u r d e der 
2032 Vgl. Headey (1978),S. 46. 
2033 Vgl. Bengtsson (1993), S. 11. 
2034 Vgl. Park (1991), S. 60 f. 
2035 Vgl. Ratzka (1980), S. 52 f. 
2036 Vgl. Davidson (1994), S. 23. 
2037 Vgl. Ahlberg (1958), S. 31. 
2038 Vgl. Davidson (1994), S. 33. 
2039 Vgl. Davidson (1994), S. 24. 
2040 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193. 
2041 Vgl. Headey (1978), S. 66. 
2042 Vgl. Rudberg (1991), S. 101. 
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F lächennutzungsp lan fü r die Innenen twick lung obligatorisch, während der Regional-
plan fakultat iv war.2043 
Das 1931 verabschiedete S tad tp lanungs- u n d Baugesetz stellte für die zu e rwar tende 
Stadtentwicklung im Außenbere ich das fakultat iv einsetzbare In s t rumen t des Rahmen-
plans bereit , eine verwässerte Version des Flächennutzungsplans , mi t dessen Hilfe die 
K o m m u n e n Bauerwar tungs land fü r künf t ige Nu tzungen reservieren konnten.2 0 4 4 Schon 
bald u n d in z u n e h m e n d e m M a ß e zeigten sich die Schwachstellen des neuen Gesetzes. 
Die K o m m u n e n sahen sich außers tande , die Stadtentwicklung zu s teuern. Nur einige 
wenige Städte stellten in den dreißiger Jahren F lächennutzungspläne oder gar R a h m e n -
pläne auf. Urbane Bebauung erfolgte selbst auf Flächen, die nicht an den öffent l ichen 
Verkehr u n d die Ver- u n d En tsorgungse in r ich tungen angeschlossen werden konnten.2 0 4 5 
5.1.4 Die ersten staatl ichen Intervent ionen 
U m eine passive Lösung der soz ioökonomischen Probleme des Landes durch massive 
Auswande rung zu ve rh indern , begann der Staat, im wohnungswir t schaf t l ichen Sektor 
zu intervenieren.2 0 4 6 Da die K o m m u n e n im in ternat ionalen Vergleich eine große Unab-
hängigkeit v o m Zentra ls taat besaßen u n d sogar über eine im Grundsa tz uneinge-
schränkte Steuerhohei t ver fügten und der Z u s a m m e n h a n g zwischen Armut u n d W o h -
nungsbedar f im Zuge der Indust r ia l i s ierung i m m e r klarer zutage trat, w u r d e die 
Wohnungspo l i t ik als kommuna lpo l i t i s che Aufgabe angesehen.2047 
Bereits zu Beginn des Jahrhunder t s w u r d e n die K o m m u n e n auf d e m Bodenmarkt aktiv. 
Die Stadt S tockholm verkauf te zentral gelegenen städtischen G r u n d zur Err ichtung von 
Mehrfami l ienhäusern , e rwarb mit den Erlösen weit vorausschauend an der Peripherie 
kostengünst ig Land fü r künf t ige industrielle Anlagen u n d verpachtete erschlossene 
Grunds tücke an Arbeiter z u m Bau von Eigenheimen.2 0 4 8 Wohnungsbaudar lehen zu güns-
tigen Kondi t ionen w u r d e n ab 1904 in ger ingem U m f a n g bereit gestellt.2049 Die Novellie-
rung des Pachtgesetzes 1907 stellte den K o m m u n e n ein speziell auf Stadtentwicklung 
u n d W o h n u n g s b a u zugeschnit tenes bodenpol i t i sches Ins t rument bereit,2050 die Nu tzungs -
art war genau spezifizierbar, der Pachtzins variabel gestaltbar, die Pachtdauer be t rug zwi-
schen 50 u n d 75 Jahren.2051 Das System der Bodenvorratspoli t ik in Verbindung mit der 
Vergabe von Bauland auf Pachtbas is / tomträ t t wurde bereits 1907 von der Stadt S tockholm 
in g rößerem U m f a n g in Verb indung mit einer städtischen Beteiligung an der Baufinanzie-
rung eingesetzt, andere Städte folgten d e m Beispiel.2052 1909 wurden mit staatlicher An-
schubf inanz ie rung die ersten k o m m u n a l e n Hypothekenbanken errichtet.2053 
2043 Vgl. Rudberg (1991), S. 106. 
2044 Vgl. Rudberg (1991), S. 110. 
2045 Vgl. Rudberg (1991), S. 110, 114. 
2046 Vgl. Davidson (1994), S. 31. 
2047 Vgl. Strömberg (1993), S. 306. 
2048 Vgl. Ratzka (1980), S. 52 f. 
2049 Vgl. Davidson (1994), S. 31. 
2050 Vgl. Davidson (1994), S. 32. 
2051 Vgl. Park (1991), S. 10 f , 111, 128. 
2052 Vgl. Park (1991), S. 10 f. 
2053 Vgl. Davidson (1994), S. 33. 
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W ä h r e n d des Ersten Weltkriegs stieg das Zinsniveau rapide an.2054 1917, als der pri-
vate W o h n u n g s b a u auf reichlich ein Drit tel des Vorkriegsniveaus gesunken war, wurden 
Mietpreisregul ierungen eingeführt2 0 5 5 u n d in S tockho lm u n d Gö teburg die ersten Mie-
tervereine gegründet.2 0 5 6 Als Reaktion auf die Krise im Bausektor im Zuge des Ersten 
Weltkriegs begannen die K o m m u n e n , sich im W o h n u n g s b a u zu engagieren.2057 1917 ent-
s tand das in seinen G r u n d z ü g e n noch heu te gültige Enteignungsgesetz.2 0 5 8 Es wurden 
verstärkt k o m m u n a l e W o h n u n g s b a u d a r l e h e n vergeben.2059 Garan t ie fonds fü r Woh-
nungsbaukredite2 0 6 0 sowie zinsgünst ige zweitrangige Darlehen2 0 6 1 w u r d e n bereit ge-
stellt.2062 Die Regierung ü b e r n a h m , gemeinsam mi t den K o m m u n e n , ein Drittel der Kos-
ten fü r die Erstellung einzelner Mehr fami l i enhäuse r mi t Kle inwohnungen in hoch 
verdichteten Regionen.2063 
Nach Kriegsende bewirkten Inflat ion u n d Rezession in Verb indung mit einer Vertei-
lung, bei der 1920 5 % der Hausha l te über 7 7 % des Ne t tove rmögens verfügten, eine 
Richtungsänderung.2 0 6 4 Schweden war n u n nicht m e h r n u r das Land mit d e m niedrigs-
ten W o h n s t a n d a r d u n d den höchs ten Mieten in Europa , es ü b e r n a h m n u n auch die Rol-
le eines Vorreiters in der Liberalisierung des Wohnungsmarktes . 2 0 6 5 Es war unter den ers-
ten Ländern, die eine Mie tp re i sb indung ablehnten . N o c h Mi t te der zwanziger Jahre war 
die schwedische Wohnungspo l i t ik übe raus liberal.2066 
Ab 1921 ließ m a n die staatl ichen W o h n u n g s b a u f ö r d e r d a r l e h e n auslaufen.2067 1923 
w u r d e die Mietpreisregul ierung aufgehoben,2 0 6 8 mi t der Folge, dass in den f rühen zwan-
ziger Jahren die Mieten u m m e h r als 2 0 % stiegen, w ä h r e n d die Löhne u m 3 0 % san-
ken.2069 Noch in den f rühen dreißiger Jahren lebte bei einer Urbanis ierungsra te von 
3 8 % im Jahre 1931 fast die Häl f te der S tockholmer Familien in E i n r a u m w o h n u n g e n 
mit Außentoilette.2 0 7 0 
5.1.5 Die Entstehung der Selbsthi l feorganisat ionen 
Die Reaktion auf die von den Eliten u n d ihren Ins t i tu t ionen negierten e lementaren Be-
dürfnisse des Volkes war ein Erstarken der Selbsthi l feorganisat ionen des genossenschaft-
lichen Sektors, in dem sich W o h n u n g s b a u - u n d Konsumgenossenschaf ten weitgehend 
2054 Vgl. Strömberg (1993), S. 306. 
2055 Vgl. Strömberg (1993), S. 307; Davidson (1994), S. 36. 
2056 Vgl. Gustafson (1974), S. 9-10. 
2057 Vgl. Svensson (1976), S. 6 f. 
2058 Vgl. Rudberg (1991), S. 106; SFS 1917 No 189; Bill 1917:22. 
2059 Vgl. Park (1991), S. 61. 
2060 Vgl. Headey (1978), S. 66. 
2061 Vgl. Helger (1939), S. 114 ff. 
2062 Vgl. Headey (1978), S. 66. 
2063 Vgl. Strömberg (1993), S. 307; Davidson (1994), S. 36. 
2064 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2. 
2065 Vgl. Davidson (1994), S. 43. 
2066 Vgl. Strömberg (1993), S. 307. 
2067 Vgl. Davidson (1994), S. 43. 
2068 Vgl. Gustafson (1974), S. 13-16. 
2069 Vgl. Park (1991), S. 62. 
2070 Vgl. Esping-Andersen (1985), S. 187; Davidson (1994), S. 57. 
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unabhäng ig vone inander entwickelten.2 0 7 1 Die ersten Wohnungsgenossenschaf ten wur-
den gegründet , unter anderen 1916 die Wohnungsgenossenscha f t Stockholm/SKB.2 0 7 2 
Sie bo ten durchschni t t l ichen Hausha l ten Vertragssicherheit u n d Kostenmieten anstelle 
der Mark tmie ten privater Vermieter, u n d ihre Sta tuten gewähr ten den Mietern eine di-
rektere Kontrolle der Bewirtschaftung.2 0 7 3 1 92 3 g ründe t e der Mie te rbund/Hyresgäs te rnas 
S tockholm die genossenschaft l iche Spar- u n d Wohnungsbaugesel l schaf t /Hyresgäs ternas 
Sparkasse- och Byggnadsförening/HSB, die schon bald darauf im W o h n u n g s b a u aktiv 
wurde2074 u n d 1925 zur Vergabestelle staatl icher W o h n u n g s b a u d a r l e h e n avancierte.2075 
Die Mitglieder der HSB waren 1927-1939 zu k n a p p der Hälf te Arbei ter und Handwer -
ker u n d zu k n a p p einem Drit tel Angestellte.2076 W ä h r e n d die meisten f rühen genossen-
schaft l ichen Wohnungsbaugese l l schaf ten wie die SKB ihre W o h n u n g e n in tradit ioneller 
Weise vermieteten, entwickelte HSB das Rechtsinst i tut des Mie te re igentums/bos tadsrä t t , 
das im Mietereigentumsgesetz 1930 als Legaldefini t ion fixiert wurde.2 0 7 7 Es beinhal te te 
das Nutzungsrecht an einer Wohne inhe i t einer Wohnungsgenossenschaf t gegen Erwerb 
eines Genossenschaftsantei ls in H ö h e des anteil igen Eigenkapitals der Wohneinhe i t u n d 
monat l icher Zah lung einer die anteil igen Fremdkapi ta l - u n d Bewir tschaf tungskosten de-
ckenden Miete.2078 
5.2 1933-1938: Die Entwicklung der wohnungspo l i t i s chen Konzept ion 
5.2.1 Wohnungspol i t ik als Bestandteil des „Social Engineering" 
Als in der Weltwirtschaftskrise bei h o h e r Arbeitslosigkeit u n d verschärf ter W o h n u n g s -
not die Realzinsen massiv sanken, gewann der W o h n u n g s b a u als Kon junk tu r - und 
Beschäf t igungsprogramm h o h e Priorität.2 0 7 9 Im Gegensatz zu Mi t te leuropa u n d N o r d -
amer ika waren die wohnungspol i t i schen Zielsetzungen u n d I n s t r u m e n t e zugleich we-
sentlicher Bestandteil der von Volkswirten der S tockho lmer Schule u n d char ismat ischen 
polit ischen Prakt ikern jener Zeit aus der h is tor ischen Er fah rung der Industr ial is ierungs-
prozesse for tgeschri t tenerer Industr ies taaten entwickel ten Konzept ion des „Social Engi-
neering."2080 Durch die gezielte I m p l e m e n t i e r u n g langfrist ig for twirkender , systembil-
dender gesamtwir tschaft l icher R a h m e n b e d i n g u n g e n u n d Ins t i tu t ionen war die Phase 
au fho lender wir tschaft l icher Dynamik im verspäte ten Übergang zur Industriegesell-
schaft in der, wenn auch nicht geschlossenen, so doch wei tgehend von außenwir t schaf t -
lichen Rückwirkungen abgeschi rmten schwedischen Volkswirtschaft so zu s teuern, dass 
es zur Herausb i ldung einer gerechteren sozialen O r d n u n g mit weit geringeren sozio-
ökonomischen Dispar i tä ten als in den berei ts stärker industr ial is ier ten Par tner ländern 
2071 Vgl. Bengtsson (1993), S. 9. 
2072 Vgl. Bengtsson (1993), S. 11; Balchin (1996c), S. 71. 
2073 Vgl. Bengtsson (1994), S. 189. 
2074 Vgl. Gustafson (1974), S. 13-16. 
2075 Vgl. Davidson (1994), S. 64. 
2076 Vgl. Gustafson (1974), S. 24 f. 
2077 Vgl. Bengtsson (1993), S. 12. 
2078 Vgl. Bengtsson (1994), S. 189. 
2079 Vgl. Rudberg (1991), S. 108; Davidson (1994), S. 58. 
2080 Vgl. Wetterberg (1991), S. 17. 
1933-1938: Die Entwicklung der wohnungspolitischen Konzeption 185 
käme.2081 In Verb indung mit e inem p r imär liberalen m a k r o ö k o n o m i s c h e n Paradigma 
waren auf m i k r o ö k o n o m i s c h e r Ebene weit re ichende Regul ierungen vorgesehen. : o s : 
Subvent ionier te Bereitstellung u n d öffentl iche Dienst le is tungen bi ldeten einen wichti-
gen Bestandteil der neuen ordnungspol i t i schen Konzeption.2 0 8 3 Unters tü tz t w u r d e die 
Res t ruk tu r ie rung der soz ioökonomischen Rahmenbed ingungen du rch die gezielte För-
d e r u n g von Rational is ierung, Standardis ierung u n d Massenprodukt ion . 2 0 8 4 
5.2.2 Die A r b e i t d e r K o m m i s s i o n f ü r w o h n u n g s p o l i t i s c h e F ragen 
Die v o m Sozialminister Gustav Möller im Rezessionsjahr 1933 eingesetzte fünfköpf ige 
Kommiss ion f ü r wohnungspol i t i sche Fragen/Bostadssociala u t redn ingen , der in den fol-
genden vierzehn Jahren ihres Bestehens füh rende Ö k o n o m e n der S tockholmer Schule 
wie Alf Johansson u n d G u n n a r Myrdal angehör ten u n d die die Wohnungspo l i t ik der 
Nachkriegszeit maßgebl ich prägte, entwickelte die schwedische Wohnungspo l i t i k in ih-
rer volkswir tschaft l ichen Stringenz u n d Klarheit u n d spielte noch bis in die späten sech-
ziger Jahre eine äußers t wichtige Rolle bei der Fo rmul i e rung der wohnungspol i t i schen 
Zielsetzungen.2 0 8 5 Die Verb indung von wissenschaft l icher P l anung u n d rat ional is ier tem, 
s tandard is ie r tem, industr ie l lem Wohnungsbau in der St i l r ichtung des Funkt iona l i smus , 
war f ü r eine Regierung, die intensiv nach e inem Ausweg aus W o h n u n g s n o t u n d tiefer 
Rezession suchte , hoch attraktiv.2086 Alf Johansson, langjähriger Leiter des W o h n u n g s -
min i s t e r iums u n d füh rende r Wohnungspol i t ikexper te des Landes, fasste die gesamtwir t -
schaft l iche In ten t ion der Wohnungspol i t ik wie folgt z u s a m m e n : 
„Few works are more suited to counteract a depression than are building construction 
projects. They can be commenced relatively quickly. They can be spread over the whole 
country, they employ a relatively large amount of labour, they can preponderantly utilise 
material domestically produced and they can bring aboutproduction within the country ... 
Those Operations which are demanded for the growth of the durable establishments create a 
purchasing power, generally stimulating to the sale of products, but greater than is imme-
diately required to buy the services of the new durable establishment, so that impulses to-
wards general economic expansion are created."208/ 
Einen zusätzl ichen Ans toß erhielt die neu zu konzip ie rende Wohnungspo l i t i k du rch 
die 1934 erschienene Monograph i e von G u n n a r u n d Alva Myrdal , „Die Bevölkerungs-
krise"/Kris i befolkningsfragan, in der die Autoren darlegten, dass die Wohnungsve r so r -
gung in Schweden un te r der vergleichbarer Länder lag u n d dass vor allem infolge der 
nicht akzeptablen Wohnungsve r so rgung u n d der exorbi tant h o h e n Mieten die Gebur-
tenra te so stark gefallen sei, dass ohne massive staatliche In te rven t ionen Schweden bald 
ein von Senioren domin ie r tes Land sein würde.2088 Die Kommiss ion sah in dieser Pro-
blemlage ihre Aufgabe, u n d in der Folgezeit zielte fast jede wohnungspo l i t i s che Initiative 
2081 Vgl. Wetterberg (1991), S. 20, 34; Rudberg (1991), S. 108. 
2082 Vgl. Wetterberg (1991), S. 17. 
2083 Vgl. Wetterberg (1991), S. 120. 
2084 Vgl. Rudberg (1991), S. 108. 
2085 Vgl. Strömberg (1993), S. 308 f.; Davidson (1994), S. 62. 
2086 Vgl. Rudberg (1991), S. 108; Davidson (1994), S. 63. 
2087 Johansson (1938), S. 164. 
2088 Vgl. Davidson (1994), S. 62 f.; Davidson (1999), S. 454. 
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auf eine St imula t ion des W o h n u n g s b a u s , insbesondere auf den Bau neuer geräumigerer 
Famil ienwohnungen. 2 0 8 9 
5.2.3 Die Bodenakquis i t ionspol i t ik der Stadt Stockholm 
Die kompensa t ions lose Bereitstellung von Bauland für den öffent l ichen W o h n u n g s b a u 
oblag den Kommunen. 2 0 9 0 Sie akqui r ie r ten seit 1930 unbebautes Land nicht n u r fü r 
den W o h n u n g s b a u , sonde rn z u n e h m e n d auch fü r Freizeit- u n d Grünanlagen.2 0 9 1 Die 
Stadt S tockholm e rwarb vor allem in den dreißiger Jahren fast den gesamten Boden im 
U m l a n d , 12.600 Hek ta r von 15.000 Hektar2092 u n d gewann so die Kontrolle über die be-
nachbar ten K o m m u n e n , die sie im Zeitablauf e ingemeindete . Insgesamt w u r d e n in den 
Jahren 1913, 1916 u n d 1949 152 q k m e ingemeindet , 81 % des heut igen Stadtgebiets. So-
gar in der Innens tad t bef indet sich gegenwärt ig etwa ein Drittel der 3.600 Hektar in s täd-
t ischem Besitz.2093 Finanziert w u r d e der a u f g r u n d der Weltwirtschaftskrise äußers t kos-
tengünst ige Aufbau des s tädt ischen Bodenpools im Anfangss tad ium vor allem d u r c h 
staatliche Dar lehen, aber auch d u r c h Pach te innahmen , Gebühren , K o m m u n a l s t e u e r n 
u n d Kommunalobl iga t ionen . 2 0 9 4 Gegen Ende der dreißiger Jahre deckten die Pachtein-
n a h m e n bereits die Kosten der Bodenakquis i t ionspol i t ik , mit der Folge dass die Stadt 
ab 1938 G r u n d s t ü c k e nicht m e h r verkaufte , sondern nu r noch in Pacht vergab.2095 Bis 
in die dreißiger Jahre w u r d e n auf s tädt ischem G r u n d vor allem Eigenheime err ichtet , 
d a n n erfolgte der Übergang zu verdichteterer Bebauung.2 0 9 6 
5.2.4 Die Schlüsselrolle des gemeinnütz igen Wohnungswesens 
Neben der V e r f ü g b a r m a c h u n g von Bauland w u r d e von den K o m m u n e n auch erwar te t , 
dass sie die admin is t ra t iven Ressourcen für die Err ich tung und Bewir tschaf tung des neu 
zu schaf fenden öffent l ichen Mie twohnungsangebo t s bereit stellten u n d du rch Garan t ie -
rung der Mie tzah lungen nicht die Wohnungskos t en auf den Zentralstaat abwälzten.2097 
Es en t s t anden die ersten von den K o m m u n e n kontrol l ier ten gemeinnütz igen W o h -
nungsbaugese l l schaf ten /a l lmännyt ta , denen die Zentra l regierung zinsgünstige Dar lehen 
mit langer Laufzeit zur Ver fügung stellte.2098 Da die meisten K o m m u n e n jedoch noch 
nicht über die zur Admin i s t r a t ion der Wohnungspo l i t ik nöt igen Ressourcen ver fügten , 
w u r d e HSB als be inahe einzige Ins t i tu t ion eines gemeinnütz igen Wohnungswesens auf 
e inem von pr ivaten Akteuren d o m i n i e r t e n Markt mit der Umse tzung wohnungspo l i t i -
2089 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 111. 
2090 Vgl. Davidson (1994), S. 75 f. 
2091 Vgl. Park (1991), S. 112. 
2092 Vgl. Ödmann/Dahlberg (1970), S. 83 f. 
2093 Vgl. Park (1991), S. 112. 
2094 Vgl. Park (1991), S. 122. 
2095 Vgl. Park (1991), S. 109. 
2096 Vgl. Park (1991), S. 116. 
2097 Vgl. Strömberg (1993), S. 309; Davidson (1994), S. 75 f. 
2098 Vgl. Davidson (1994), S. 75 f.; Davidson (1999), S. 459. 
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scher Zielsetzungen betraut2 0 9 9 u n d entwickelte ab Mit te der dreißiger Jahre einen fast 
vol ls tändigen professionellen Appara t fü r Wohnungsbau und Wohnungsve rwa l tung , zu 
d e m auch Baustoff l ieferanten, Sägemühlen Großhande l s f i rmen u n d W o h n u n g s b a u -
u n t e r n e h m e n , die Einfamil ienhäuser err ichteten, gehörten. Bereits 1940 überst ieg die 
Kapazität der HSB-Gruppe , die 1923-1945 35.000 Wohneinhe i ten im Mie te re igen tum 
bau te , den eigenen Bedarf.2100 
5.2.5 W o h n b e i h i l f e n u n d ö f f e n t l i c h e r W o h n u n g s b a u f ü r Fami l ien u n d S e n i o r e n 
1935 entwickel te die Kommiss ion Richtlinien fü r die Err ichtung von k o m m u n a l e n 
W o h n u n g e n f ü r kinderre iche Familien mi t drei u n d mehr Kindern u n d relativ nied-
r igem E i n k o m m e n / b a r n r i k e h u s e n . Die Wohne inhe i ten in diesen ersten, f ü r das spätere 
„Volksheim'Vfolkshemmet typischen Apa r tmen thäuse rn hat ten zwei bis drei Z i m m e r 
zuzüglich Küche u n d , außergewöhnl ich für die damaligen Verhältnisse, sogar ein Bade-
zimmer.2 1 0 1 Die funk t iona len , schmucklosen Räume waren sehr klein, aber m a n versuch-
te, j edem Famil ienmitgl ied ein eigenes Z i m m e r zu ermöglichen.2 1 0 2 
Im selben Jahr w u r d e n Wohnbeih i l fen fü r Familien mi t Kindern eingeführt ,2 1 0 3 die ab 
1938 selbst genutz tes W o h n e i g e n t u m einbezogen. 1939 wurde ein separates Wohnbeih i l -
f e n p r o g r a m m f ü r Senioren aufgelegt.2104 Die Subvent ionen senkten die W o h n k o s t e n fü r 
Famil ien mi t drei, vier u n d fünf Kindern auf 70 %, 60 % sowie 50 % der Kostenmiete , ab 
1937 f ü r sehr g roße Familien auf 30 %.2105 
O b w o h l die bis 1848 err ichteten 12.000 barnr ikehusen und die ab 1939 err ichteten 
Sen iorenwohnan lagen weit gestreut im Stadtgebiet errichtet w u r d e n , waren sie mi t 
einer St igmat is ierung ihrer Bewohner ve rbunden . Das empfand die Kommiss ion als 
unbe f r i ed igend u n d achtete in der Folgezeit strikt darauf , Segregation u n d Stigmatisie-
r u n g von Bevölkerungsgruppen du rch wohnungspol i t i sche M a ß n a h m e n zu vermei-
den.2106 
5.2.6 Ers te Ergebn i s se 
Für den W o h n u n g s m a r k t als Ganzes hat ten die In tervent ionen der dreißiger Jahre n u r 
margina le Bedeutung.2 1 0 7 Reichlich ein Viertel der Ausgaben für beschäf t igungspol i t i sche 
M a ß n a h m e n entf ielen 1933 auf den W o h n u n g s b a u , fast ausschließlich f ü r die Sanierung 
hygienisch n ich t ausreichend ausgestat teter W o h n u n g e n in ländl ichen Gebieten.2 1 0 8 Die 
2099 Vgl. Davidson (1994), S. 64; Bengtsson (1993), S. 12. 
2100 Vgl. Gustafson (1974); S. 18f„ 34f„ 89-92; Bengtsson (1993), S. 15. 
2101 Vgl. Davidson (1994), S. 75. 
2102 Vgl. Davidson (1994), S. 59. 
2103 Vgl. Headey (1978), S. 77; Davidson (1999), S. 455. 
2104 Vgl. Johansson (1944), S. 300 ff. 
2105 Vgl. Headey (1978), S. 68 f. 
2106 Vgl. Davidson (1994), S. 76; Davidson (1999), S. 459. 
2107 Vgl. Strömberg (1993), S. 310. 
2108 Vgl. Strömberg (1993), S. 308. 
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große Mehrhe i t der W o h n u n g s s u c h e n d e n blieb weiterhin auf den privaten W o h n u n g s -
mark t angewiesen.2 1 0 9 
Da in der zweiten Häl f te des Jahrzehnts die Zinsen niedrig waren, die Kaufkraf t 
wuchs u n d der Z u s t r o m zu den industriellen Arbeitsplätzen in den Ballungsgebieten an-
hielt, w u r d e n im pr ivatwir tschaf t l ichen W o h n u n g s b a u erhebl iche Gewinne erzielt,2110 
sodass im Durchschn i t t der dreißiger Jahre jährlich 4,9 Wohne inhe i t en p ro 1000 Ein-
wohne r err ichtet w u r d e n , eine für die damal ige Zeit im in terna t ionalen Vergleich h o h e 
Neubauleistung.2 1 1 1 D u r c h die bis etwa 1938 noch überwiegend v o m privaten Sektor ge-
t ragene prosper ie rende Bautätigkeit verbesserten sich die Wohnverhäl tn isse der Bevölke-
rung, auch die der un te ren Schichten.2112 Die Mie tbe las tungsquote eines du rchschn i t t -
lichen Indus t r iearbe i te rhausha l t s sank von 4 0 % 1931 auf 3 5 % 1939.2113 
5.3 1939-1944 : K r i e g s b e d i n g t e N e u o r i e n t i e r u n g e n 
5.3.1 Die gesamtgese l l s cha f t l i chen R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Vor u n d w ä h r e n d des Zweiten Weltkriegs prof i t ier te das Land von einem expor tge t r ie -
benen W a c h s t u m mit niedr igen Realzinsen, was Anlagekapital in kriegswichtige indus -
trielle Invest i t ionen lenkte.2114 Mit Beginn des Zweiten Weltkriegs kam die Bautätigkeit 
fast vol ls tändig z u m Erliegen.2115 Bei außergewöhnl ich h o h e n Gebur t en ra t en reduzier ten 
sich 1940 die Fertigstellungen mit vielen unvol lendeten Bauvorhaben auf ein Zehntel2 1 1 6 
u n d k a m e n bis Kriegsende n u r langsam wieder in Gang. W u r d e n 1936-1940 jährl ich 
46.000 W o h n u n g e n erstellt, so waren es 1941-1945 n u r k n a p p 35.000.2117 
Die Ausnahmes i tua t i on eines von kr iegsführenden Staaten umgebenen kleinen Lan-
des e rmögl ich te wei tgehende Reformen im Konsens der gesellschaftlichen Gruppen. 2 1 1 8 
Die zwischen den Arbe i t smark tpar te ien 1938 erzielte Einigung kann als Meilenstein in 
der Entwick lung des „schwedischen Modells" angesehen werden . Zentral ausgehandel te 
T a r i f a b k o m m e n e rkauf ten den Frieden a m Arbei tsmarkt mi thi l fe steigender Real löhne 
u n d der A b m i l d e r u n g der Forderung nach Verstaatl ichung von Schlüssel industr ien des 
Exportsektors.2 1 1 9 
2109 Vgl. Strömberg (1993), S. 310. 
2110 Vgl. Strömberg (1993), S. 310. 
2111 Vgl. Park (1991), S. 62. 
2112 Vgl. Wendt (1962), S. 75; Münch (1967), S. 112. 
2113 Vgl. Wendt (1962), S. 75. 
2114 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 111; Davidson (1994), S. 74. 
2115 Vgl. Strömberg (1993), S. 310. 
2116 Vgl. Davidson (1994), S. 77. 
2117 Vgl. Münch (1967), S. 112. 
2118 Vgl. Headey (1978), S. 73. 
2119 Vgl. Strömberg (1993), S. 320. 
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5.3.2 Mietpreisstop und öffent l iche Wohnungsbauf inanz ierung 
Dieses Mal handel te die Wohnungspo l i t i k schnell u n d nachhaltig.2 1 2 0 Die Kommiss ion 
überarbei te te die Zielsetzungen u n d I n s t r u m e n t e im Hinbl ick auf eine dauerhaf te Do-
minanz des öffentl ichen Sektors in der Bereitstellung von Wohnraum. 2 1 2 1 N u n verlor 
das privatwirtschaft l iche Kapital daue rha f t die d o m i n i e r e n d e Stellung im wohnungs -
wirtschaft l ichen Sektor.2122 
1940 wurde das System der staat l ichen W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g ausgeweitet u n d 
u m Mietpreiskontrol len ergänzt.2121 1942 w u r d e n alle Mieten auf d e m Stand von 1942 
eingefroren.2124 Staatliche Wohnungsbaugese l l schaf ten einschließlich der Genossenschaf-
ten erhielten Darlehen und Fördermi t te l in H ö h e von bis zu 95 % der tatsächlichen Bau-
kosten, während private Bauherren 1 0 % Eigenmittel einsetzen mussten.2 1 2" Die Förder-
quo te stieg von 1 3 % der N e u b a u w o h n u n g e n im Ze i t r aum 1936-1940 auf 7 0 % 
1940-19452126 und auf über 9 0 % in den Jahren 1942-1945.2 1 2 7 Die K o m m u n e n t rugen 
20 % der Subvent ionen, bezuschuss ten die Hälf te der Grunds tückskos t en u n d haf te ten 
fü r Verluste infolge unvollendeter u n d fehlerhaf ter Bauarbei ten . Die Arbei t smarktpar te i -
en wurden e ingebunden, quant i ta t ive u n d quali tat ive Vorgaben w u r d e n exakt spezifi-
ziert und finanzielle Anreize u n d Sankt ionen fü r die Admin i s t r a to ren implementiert .2 1 2 8 
Das private Mie twohnungsangebot beschränkte sich n u n m e h r überwiegend auf städti-
sche Al tbauwohnungen und verlor z u n e h m e n d relativ u n d absolut an Bedeutung.2 1 2 9 
Als Reaktion der Gewerkschaften auf die kriegsbedingt h o h e Arbeitslosigkeit im Bau-
sektor und den Erfolg von HSB in der Admin is t ra t ion der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g wur -
de 1940 die gewerkschaftseigene Wohnungsgenossenschaf t Riksbyggen gegründet , die 
keine eigenen Wohnungsbau ins t i t u t ionen aufbaute , sonde rn statt dessen eng mit den 
H a n d w e r k s k a m m e r n u n d später mi t der gewerkschaftseigenen Bauf i rma BPA zusam-
m e n arbeitete.2130 
2120 Vgl. Strömberg (1993), S. 310, 322. 
2121 Vgl. Park (1991), S. 62. 
2122 Vgl. Headey (1978), S. 45. 
2123 Vgl. Davidson (1994), S. 80; Lundqvist (1992a); S. 89 Matti (1986), S. 16. 
2124 Vgl. Münch (1967), S. 123. 
2125 Vgl. Strömberg (1993), S. 310. 
2126 Vgl. Greve (1971), S. 64 f. 
2127 Vgl. Headey (1978), S. 72. 
2128 Vgl. Headey (1978), S. 72; Strömberg (1993), S. 310. 
2129 Vgl. Balchin (1996c), S. 77. 
2130 Vgl. Bengtsson (1993), S. 13. 
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5.4 1945-1949: Die Grundste in legung für das „Volksheim"/Folkshemmet 
5.4.1 Die gesamtgesel lschaft l ichen Rahmenbed ingungen 
Am Kriegsende waren Überbe legung u n d W o h n u n g s m a n g e l gravierender als in den 
meisten Ländern Europas.2131 W o h n u n g s b a u u n d insbesondere Wohnungsbes tands-
u n d W o h n u n g s n u t z u n g s m ä r k t e waren hoch spekulativ.2132 Die K o m m u n e n waren klein 
und unzure ichend mit f inanziellen Ressourcen ausgestattet.2 1 3 3 Die W o h n e i g e n t u m s q u o -
te be t rug 38 %, 51 % der Wohne inhe i t en waren privat vermiete t u n d 4 % der Genossen-
schaftswohnungen. 2 1 3 4 Bei e inem Gesamtbes t and von 2,1 Mil l ionen Wohnungen 2 1 3 5 be-
stand ein Defizit von 55.000-60.000 W o h n u n g e n , wovon 50.000 auf die Städte entfiel.2136 
M e h r als die Hälf te der Hausha l te lebte in überbelegten Wohnungen. 2 1 3 7 40 % der 
Wohne inhe i t en bes tanden n u r aus e inem R a u m . Die Mie te f ü r eine m o d e r n e Zweizim-
m e r w o h n u n g beansp ruch te ein Drittel eines Industr iearbei ter lohns.2 1 3 8 Ein großer Teil 
des Wohnungsbes t andes war stark san ie rungsbedür f t ig u n d zwei Drittel der W o h n u n g e n 
waren nicht ze i tgemäß ausgestattet.2 1 3 9 N u r ein Viertel der W o h n u n g e n hat te Zugang zu 
Bad oder Dusche, ein Drit tel besaß weder Wasser- n o c h Abwasseranschluss.2 1 4 0 
Vor allem d e m Einfluss der Ö k o n o m e n Alf Johansson u n d G u n n a r Myrdal und der 
schwedischen Neigung, unabhäng ige Exper t enkommiss ionen mi t der Ausarbei tung u n d 
Realisierung von Zielsetzungen u n d Strategien zu be t rauen , ist es zuzuschreiben, dass das 
Land nach Kriegsende die staatliche Lenkung des wohnungswir tschaf t l ichen Sektors nicht 
zurück führ te , sondern vervol lkommnete . Mit d e m Ziel, die gesamte Bevölkerung in glei-
chem M a ß e mit qualitativ hochwer t igem W o h n r a u m zu erschwinglichen Wohnkos ten zu 
versorgen, Segregation zu vermeiden u n d zyklische Schwankungen , Bodenspekulat ion 
u n d spekulativen W o h n u n g s b a u zurück zu d rängen u n d die e inem privatwirtschaftl ichen 
Mie twohnungsmark t inhärente Unterversorgungs tendenz abzubauen , sollten dauerhaf t 
der Einfluss k o m m u n a l e r u n d gesamtstaat l icher Ins t i tu t ionen ausgeweitet und das Risiko 
wohnungswir tschaf t l icher Investi t ionen v o m Staat getragen werden.2141 
Von Autoren wie S t römberg wird es als Vorteil angesehen, dass vor d e m Zweiten 
Weltkrieg in Schweden keine effektive Wohnungspo l i t i k existierte,2142 denn so konn ten 
die ersten durchgre i fenden In te rven t ionen des Staates in den wohnungswir t schaf t l ichen 
Sektor von d e m d u r c h die Er fah rungen des Krieges geprägten einheitl ichen Willen der 
polit ischen Kräfte u n d d e m n u n fo lgenden Vie r t e l j ah rhunder t kont inuier l ichen Wachs-
t u m s getragen werden.2 1 4 3 Von g r o ß e m Vorteil erwies es sich auch , dass sowohl auf eine 
2131 Vgl. Davidson (1994), S. 91. 
2132 Vgl. Bengtsson (1993), S. 14. 
2133 Vgl. Rudberg (1991), S. 113. 
2134 Vgl. Swedish Official Statistics (1988), S. 20. 
2135 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 246 f. 
2136 Vgl. Münch (1967), S. 112. 
2137 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 53. 
2138 Vgl. Davidson (1994), S. 91. 
2139 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 53; Davidson (1994), S. 91. 
2140 Vgl. Davidson (1994), S. 91. 
2141 Vgl. Headey (1978), S. 73 f., 78; Lundqvist (1992a), S. 89. 
2142 Vgl. Strömberg (1993), S. 322. 
2143 Vgl. Davidson (1994), S. 78 f. 
1945-1949: Die Grundsteinlegung für das „Volksheim'VFolkshemmet 191 
volkswir tschaft l ich s t r ingente wohnungspol i t i sche Konzept ion als auch auf zentrale 
wohnungspo l i t i s che Ins t i tu t ionen u n d Ins t rumen te rekurriert werden konn te . M a n 
b r a u c h t e nu r ein bereits vo rhandenes Konzept mit größtentei ls bereits v o r h a n d e n e n In-
s t r u m e n t e n u n d Ins t i tu t ionen umzusetzen.2 1 4 4 Die umfassenden und nachhal t igen Inter-
ven t ionen auf d e m Gebiet der Boden- und Wohnungspol i t ik fügten sich naht los in den 
„his tor ischen K o m p r o m i s s " der Arbei t smarktpar te ien ein und stellten niemals eine 
e rns tha f te Bed rohung fü r die Entwicklung der marktwir tschaf t l ichen Wir t schaf t des 
Landes dar, sonde rn bi ldeten im Gegenteil, ebenso wie die Investi t ionen im Ausbil-
dungs - , Verkehrs- u n d Kommunika t ionsbe re i ch , Elemente einer auf die Fö rde rung der 
industr ie l len Entwicklung abzielenden Infras t rukturpol i t ik . Der Bau von W o h n u n g e n 
erfolgte zur r ichtigen Zeit, a m richtigen Or t u n d zu e inem Preis, den Indus t r iearbe i te r 
sich leisten konnten. 2 1 4 5 
5.4.2 Die w o h n u n g s p o l i t i s c h e Agenda 
Aus der zwischen 1932 u n d 1935 ausgearbeiteten und in Ansätzen bereits realisierten 
wohnungspo l i t i schen Konzept ion entwickelte sich in den Jahren 1945-1948 eine umfas -
sende nat ionale Wohnungspol i t ik , 2 1 4 6 die einen integraler Bestandteil des sich ent-
wickelnden Wohlfahr t ss taa ts darstellte214 ' u n d in der Folgezeit bis zu 5 % des BIP in An-
spruch n a h m , eine G r ö ß e n o r d n u n g , die vor d e m Zweiten Weltkrieg als inakzeptabel 
angesehen w o r d e n wäre.2148 Die Polit ikansätze verfolgten, wie in anderen europä ischen 
Ländern auch, vorrangig vertei lungs- u n d sozialpolitische Zielsetzungen, w e n n auch er-
war te t wurde , dass die effizientere N u t z u n g knapper Ressourcen du rch Ü b e r w i n d u n g 
von M a r k t u n v o l l k o m m e n h e i t e n seitens des Staates die gesamtwir tschaf t l iche Dynamik 
erhebl ich e r h ö h e n würde.2 1 4 9 Was die schwedische Wohnungspol i t ik jedoch grundlegend 
von der anderer westl icher Staaten unterschied, war die Einbeziehung nahezu der ge-
samten wohnungswi r t schaf f l i chen Investi t ionen in ein umfassendes System öffent l icher 
P lanung , S teuerung u n d Kontrolle.2150 
Einen Meilenstein fü r die Entwicklung der schwedischen Wohnungspo l i t ik bis weit in 
die achtziger Jahre h inein mark ie r te der Wohnungsbaup lan 1945-1960, der die Reich-
weite der In te rvent ionen in den wohnungswir t schaf t l ichen Sektor von einer lediglich so-
zial- u n d beschäf t igungspol i t isch mot ivier ten Subvent ionierung zu e inem umfassenden 
sektorspezif ischen Regulierungssytem ausdehnte.2 1 5 1 Das v o m Par lament in Gesetzes-
f o r m gegossene Gutach ten der Kommiss ion fü r wohnungspol i t i sche Fragen aus d e m 
Jahre 19452152 sah vor, die W o h n u n g s n o t in e inem Ze i t r aum von 15 Jahren abzubauen 
u n d jede Familie bei Wohnkos t en bis zu 20 % eines Indust r iearbei ter lohns mi t einer m o -
de rnen Zwei- bis D r e i z i m m e r w o h n u n g zu versorgen, f inanziert du rch Förderdar lehen 
2144 Vgl. Matti (1986), S. 14. 
2145 Vgl. Strömberg (1993), S. 320. 
2146 Vgl. Matti (1986), S. 14. 
2147 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 54. 
2148 Vgl. Headey (1978), S. 69. 
2149 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 54. 
2150 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 44. 
2151 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 43. 
2152 SOU 1945:63. 
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an k o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten, Wohnungsgenossenschaf ten u n d selbst n u t -
zende Eigentümer.2 1 5 3 Unter Nichte inbeziehung der Küche sollte ein W o h n r a u m mit 
nicht m e h r als zwei Personen belegt sein.2154 Eingedenk der e r n ü c h t e r n d e n Er fah rungen 
mit den ba rn ikehusen der späten dreißiger Jahre u n d getragen von d e m Wunsch , die 
gesamte Bevölkerung gle ichermaßen mit hochwer t igem W o h n r a u m zu versorgen u n d 
d e m einzelnen Hausha l t ein möglichst großes Spek t rum an Wahlmögl ichkei ten zu eröff-
nen , w u r d e von Wohnsegregat ion u n d St igmatis ierung h e r v o r r u f e n d e n Insel lösungen 
bewusst Abs tand g e n o m m e n und angestrebt , die Wohnkos t en in den verschiedenen 
N u t z u n g s f o r m e n anzugleichen.2 1 5 5 
Im Einklang mit füh renden Fachleuten ihrer Zeit unterl iefen der Kommiss ion zwei 
schwer wiegende Prognosefehler. Z u m einen unterschätzte sie das Bevölkerungswachstum 
der Ballungsgebiete u m 100 % u n d z u m anderen erwartete sie, analog zu den Geschehnis-
sen nach d e m Ersten Weltkrieg, eine massive Rezession mit hohe r Massenarbeitslosigkeit , 
was ein groß angelegtes W o h n u n g s b a u p r o g r a m m auch aus kon junkturpo l i t i scher Sicht 
ratsam erscheinen ließ.2156 Aus Sicht der Kommiss ion besaß die W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g 
zudem einen wicht igen Stellenwert in der Wachstumspol i t ik , z u m einen weil die Beschäf-
tigten in den expandie renden Industr ien W o h n r a u m benöt igten, z u m anderen weil der 
W o h n u n g s b a u per se Wachs tumsimpulse auslöste.2157 
Nach Ansicht der Experten war die d rückende W o h n u n g s n o t a m effizientesten d u r c h 
öffent l ichen M i e t w o h n u n g s b a u für die Mehrhei t der Bevölkerung zu bewältigen.2158 Die 
Ziele des na t iona len Wohnungsbaup l ans wurden auf die lokale Ebene he run te r gebro-
chen, i ndem den K o m m u n e n die Veran twor tung für die U m s e t z u n g über t ragen wur -
de.2159 Neben ihrer p lanungsrecht l ichen und bodenpol i t i schen Kompetenzen waren diese 
gleichzeitig die In te rmediä re für die Bereitstellung öffent l icher Mittel f ü r w o h n u n g s w i r t -
schaft l iche Invest i t ionen u n d zuständig für die Admin is t ra t ion des Wohngeldwesens.2 1 6 0 
In nahezu allen g rößeren u n d mit te lgroßen Städten w u r d e n u m g e h e n d gemeinnütz ige 
Wohnungsgese l l schaf ten , die im Mie twohnungsbau die Führungsro l le ü b e r n a h m e n , ge-
gründe t . Die neu gegründe ten k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten, die langfrist ig da-
fü r verantwor t l ich waren, dass die gesamte Bevölkerung ihrer K o m m u n e , insbesondere 
die k inderre ichen Familien, unabhängig v o m H a u s h a l t s e i n k o m m e n u n d der soz ioöko-
nomischen Zugehör igkei t , adäquat mit W o h n r a u m versorgt war, agierten in ihrer D o p -
pe l funk t ion gleichzeitig als Adminis t ra toren u n d Developer, sodass sie im Bereich der 
Bebauungsp lanung u n d des Mietpreissetzung zu g roßem Einfluss gelangten. Die Bau-
a u s f ü h r u n g selbst ü b e r n a h m e n Vertragspartner des privaten Sektors.2161 
2153 Vgl. Headey (1978), S. 74; SOU 1945:63; Fredlund/Holm (1991), S. 44; Cars/Härsman (1991), S 54. 
2154 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 54; Davidson (1994), S. 91. 
2155 Vgl. Davidson (1999), S. 457, 459. 
2156 Vgl. Davidson (1994), S. 92; Headey (1978), S. 75; Lundqvist (1992a), S. 89. 
2157 Vgl. Matti (1986), S. 14 f. 
2158 Vgl. Davidson (1999), S. 462. 
2159 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 44. 
2160 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 55. 
2161 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 44 f. 
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5.4.3 Die Wohnungsbauf inanzierungspol i t ik 
Wichtigstes Bindeglied in der Koord in ie rung der wohnungswir t schaf t l i chen Intervent io-
nen zwischen der zentralstaatl ichen und k o m m u n a l e n Ebene war die Bereitstellung der 
öffent l ichen Finanzmittel.2162 Das 1946 e ingeführ te Wohnungsbauf inanz ie rungssys tem 
blieb als zentrales Pol i t ik ins t rument in seinen G r u n d z ü g e n bis 1993 unverändert .2 1 6 3 
Die an Mietpreisregulierungen, Qua l i t ä t s s tandards u n d Kostenl imits gebundenen Woh-
nungsbauförderdar lehen umfass ten für gemeinnütz ige M i e t w o h n u n g s b a u u n t e r n e h m e n 
1 0 0 % , für genossenschaftl iche 9 5 % , fü r Eigenheime 9 0 % u n d f ü r privatwirtschaft l i -
chen Mie twohnungsbau 85 % der B a u s u m m e , was den e rs tgenannten einen klaren Wett-
bewerbsvortei l gegenüber d e m privaten Sektor verschaffte.2164 
Die Aufbr ingung der zur Ü b e r w i n d u n g der W o h n u n g s n o t er forder l ichen öffent l ichen 
Mittel implizierte eine erhebliche Beansp ruchung öffent l icher Ressourcen, die sukzessive 
du rch Reformen der sozialen Sicherungssysteme, beg innend mit der Ren tenre fo rm von 
1946, verfügbar wurden.2165 Die Fördermi t te l waren vorerst a u f g r u n d der Lage a m Kapi-
ta lmarkt Bestandteil des al lgemeinen Budgets,2166 es w u r d e jedoch der Zentra l regierung 
sowie der Zentralbank das Recht e ingeräumt , per Bankenregul ie rung den Finanzinter-
mediä ren den Ankauf eines Por t fo l iomindes tan te i l s an staatl ichen Wohnungsbauan le i -
hen vorzuschreiben.2 1 6 7 Der garant ier te Zinssatz be t rug 3,5 %, was d e m damal igen Zins-
satz fü r langfristige Anleihen entsprach.2 1 6 8 1949 w u r d e 7 8 % der Neubau le i s tung auf 
diese Weise gefördert,2169 bis z u m Jahre 1993 90 %.2170 
5.4.4 Die Bodenpolit ik 
Nach Kriegsende gelang der D u r c h b r u c h zur umfas senden öffent l ichen Bewir tschaf tung 
des Urbanen Bodens.2171 In z u n e h m e n d e m M a ß e w u r d e n planungsre levante Aufgaben-
bereiche durch Verlagerung von der zentralen auf die k o m m u n a l e Ebene dezentral i-
siert.2172 Aus den Exper tengutachten w u r d e offensicht l ich, dass ein g roß angelegter k o m -
muna le r Wohnungsbau nicht n u r ein hohes A u s m a ß an öffent l icher P lanung, sondern 
auch das öffentl iche Eigentum a m nicht erschlossenen Boden voraussetzte.2 1 7 3 Das Pla-
nungs - u n d Baugesetz von 19472174 regelte P lanungspf l ich ten u n d P lanungskompe tenzen 
der K o m m u n e n . Diese erhielten ein faktisches P l a n u n g s m o n o p o l , umfangre iche Vor-
kaufs- u n d Enteignungsrechte sowie ausre ichend finanzielle Ressourcen z u m Land-
2162 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 44. 
2163 Vgl. Bengtsson (1993), S. 37 f.; Matti (1986), S. 15. 
2164 Vgl. Strömberg (1993), S. 311; Davidson (1994), S. 95. 
2165 Vgl. Davidson (1999), S. 462. 
2166 Vgl. Bengtsson (1993), S. 14. 
2167 Vgl. Svensson (1976), passim. 
2168 Vgl. Anas et al. (1990), S. 33; Cars/Härsman (1991), S. 55. 
2169 Vgl. Greve (1971), S. 64 f. 
2170 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 121. 
2171 Vgl. Rudberg (1991), S. 113. 
2172 Vgl. Rudberg (1991), S. 120. 
2173 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 112. 
2174 SFS 1947 No. 385; Bill 1947:13. 
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erwerb.2175 N u r im d ü n n besiedelten ländl ichen R a u m blieb das freie Bebauungsrecht der 
Eigentümer erhalten.2176 
Die K o m m u n e n w u r d e n dazu verpfl ichtet , den W o h n u n g s b e d a r f fü r einen Ze i t raum 
von mindes tens zehn Jahren im Voraus zu prognost iz ieren, fün f j äh r ige Wohnungsbau-
p r o g r a m m e zu entwickeln u n d genügend Bauland zu akzeptablen Preisen bereit zu stel-
len.2177 Wichtigstes k o m m u n a l e s P l anungs ins t rumen t w u r d e der Flächennutzungsplan, 
der in langfristiger Perspektive künf t ige F lächennutzungsar ten , für verdichtete Bauweise 
ungeeignete Flächen sowie aus ökologischen G r ü n d e n zu schü tzende Regionen auswies. 
Er basierte auf Beur te i lungen u n d Prognosen des Bevölkerungswachs tums und der in-
dustriellen Entwicklung fü r die k o m m e n d e n 10-20 Jahre u n d war alle fünf Jahre zu ak-
tualisieren.2178 A m häuf igs ten w u r d e er aufgestellt , o h n e Rechtskraft zu entfalten.2179 In 
K o m m u n e n , wo er mi t k o m m u n a l e n W o h n u n g s b a u p r o g r a m m e n u n d langfristigen 
k o m m u n a l e n Gewerbeans ied lungsp länen koord in ie r t wurde , er langte er beträchtl ichen 
Einfluss auf die k o m m u n a l e Bauland- u n d Entwicklungspolit ik.2 1 8 0 Das neu e ingeführ te 
Ins t rument des Regionalplans d ien te der geme insamen P lanung mehrerer benachbar te r 
Kommunen. 2 1 8 1 Das Enteignungsgesetz von 1949 e rmögl ich te den K o m m u n e n die Ent-
e ignung von unersch lossenem Land z u m Zwecke des s tädt ischen Wohnungsbaus.2 1 8 2 
K o m m u n a l e Bodenpools u n d Pachtvergabe spielten in vielen K o m m u n e n n u n m e h r 
eine bedeu tende Rolle bei der Bereitstellung kostengünst iger Wohneinhei ten.2 1 8 3 
5.4.5 Die W o h n k o s t e n p o l i t i k 
Die Mietpre is regul ierungen aus d e m Jahre 1942 w u r d e n prolongier t und auf alle mi t 
Förderdar lehen err ichte ten M i e t w o h n u n g e n ausgedehnt , geförder te Eigenheime unter la-
gen einer Regulierung der Veräußerungspreise.2 1 8 4 Die Wohnungsnach f r age wurde du rch 
die E i n f ü h r u n g von e i g e n t u m s u n a b h ä n g i g e m Wohnge ld /bos tadsb id rag für kinderreiche 
Familien u n d Rentner im Jahre 1947 unterstützt 2 1 8 5 u n d 1948 auf Familien mit 2 Kin-
dern ausgedehnt.2 1 8 6 In vielen Fällen deckten die staatliche u n d k o m m u n a l e Wohnkos -
tensubven t ionen fü r Senioren die gesamte Miete ab, ebenso w u r d e n Senioren Förderdar-
lehen zur Ins tandse tzung u n d Modern i s i e rung ihrer Eigenheime gewährt.2187 
2175 Vgl. Rudberg (1991), S. 113; Fredlund/Holm (1991), S. 49; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 234. 
2176 Vgl. Rudberg (1991), S. 116. 
2177 Vgl. Park (1991), S. 64 f., 118. 
2178 Vgl. Rudberg (1991), S. 116; Fredlund/Holm (1991), S. 48 f. 
2179 Vgl. Rudberg (1991), S. 116. 
2180 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 49. 
2181 Vgl. Rudberg (1991), S. 116. 
2182 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 26. 
2183 Vgl. Park (1991), S. 65. 
2184 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 90. 
2185 Vgl. Davidson (1994), S. 92; Davidson (1999), S. 455, 461, 463. 
2186 Vgl. Münch (1967), S. 130. 
2187 Vgl. Münch (1967), S. 132. 
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5.4.6 Erste unbefr iedigende Ergebnisse 
Die erwarte te massive Rezession t rat nicht ein. Ein langgezogener Aufschwung mi t einer 
durchschni t t l i chen Wachs tumsra te von 4 , 5 % 1946-1950 und stetig steigenden Realein-
k o m m e n , h o h e n Einwanderungsra ten , f o r tdaue rnde r Urbanis ie rung sowie der heft igen 
Konkur renz des expandie renden Expor tsek tors u m Kapital u n d Arbeitskräfte verschärf te 
die wohnungswir t schaf t l i che Problemlage.2 1 8 8 Obwohl die Kommiss ion im Kontext ihrer 
Prognose eine jährl iche Neubau le i s tung von 60.000 W o h n u n g e n über 15 Jahre für erfor-
derlich gehalten hatte,2189 w u r d e n n u r zwei Drit tel der geplanten W o h n u n g e n tatsächlich 
errichtet,2190 1944-1947 durchschni t t l i ch 52.600, 1946-1947 58.000 W o h n u n g e n jähr-
lich.2191 Auss ta t tung u n d G r ö ß e des W o h n u n g s b e s t a n d s ließen zu wünschen übrig. Bei-
spielsweise besaß 1950 die Häl f te der W o h n u n g e n in Gö teburg n u r ein Z i m m e r zuzüg-
lich Küche oder weniger.2192 1950 s tanden 104,3 Haushal ten 100 W o h n u n g e n 
gegenüber.2193 Die Wartelisten waren lang, of t muss ten junge Paare bis zu 10 Jahren auf 
eine N e u b a u w o h n u n g warten.2194 
Die Refo rmen der Kommiss ion s t imul ier ten vor allem den k o m m u n a l e n Mie twoh-
nungsbau in den e ingemeindeten Randzonen der Ballungsgebiete, vorzugsweise auf 
k o m m u n a l e m Land u n d in Einklang mi t den P lanungen der Stadtverwaltung.2 1 9 5 Da 
die K o m m u n e n unzure ichend mi t Fachkräf ten ausgestattet waren, u m die ans tehenden 
W o h n u n g s b a u p r o j e k t e fachgerecht adminis t r ie ren zu k ö n n e n u n d der P roduk t ions -
appara t der H S B - G r u p p e mit eigenen Projekten nicht ausgelastet werden konnte , über-
n a h m e n HSB u n d Riksbyggen in den Anfangs jahren of t die praktische D u r c h f ü h r u n g 
k o m m u n a l e r Projekte.2196 Bis 1974 war es nicht ungewöhnl ich , dass Bauf i rmen auch De-
veloperaufgaben übernahmen. 2 1 9 7 
Bald ü b e r n a h m e n die neugegründe ten k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten im 
Wohnungssek to r die Führungsrol le u n d sukzessive die Rolle der Genossenschaf ten in 
der Wohnungssozia lpol i t ik u n d erschwerten in der n u n folgenden rapiden Verstädte-
rung die Bodenspekula t ion , verr inger ten Schwankungen in der B a u k o n j u n k t u r u n d 
setzten Anreize fü r Effizienz in W o h n u n g s p r o d u k t i o n u n d Wohnungsbes t andsmanage -
ment.2 1 9 8 Sie bau t en u n d verwalteten die M i e t w o h n u n g e n im Besitz der öffent l ichen 
H a n d , w u r d e n in vielen K o m m u n e n bei der Vergabe von Bauland u n d Fördermi t te ln 
bevorzugt u n d waren für die Wohnungsve rgabe zuständig.2 1 9 9 Der Anteil des k o m m u n a -
len u n d genossenschaft l ichen Sektors an der Neubaule i s tung stieg von 1 0 % in den spä-
ten dreißiger Jahren auf fast 5 0 % 1950.2200 Im Ze i t r aum 1945-1957 errichtete der 
2188 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 46; Davidson (1994), S. 92, 97. 
2189 Vgl. Münch (1967), S. 112. 
2190 Vgl. Davidson (1994), S. 97. 
2191 Vgl. Münch (1967), S. 112. 
2192 Vgl. Davidson (1994), S. 23. 
2193 Vgl. Münch (1967), S. 216. 
2194 Vgl. Headey (1978), S. 82. 
2195 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 112. 
2196 Vgl. Gustafson (1974), S. 162-164; Bengtsson (1992), S. 92. 
2197 Vgl. Matti (1986), S. 28. 
2198 Vgl. Bengtsson (1992), S. 95; Bengtsson (1993), S. 14. 
2199 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 99. 
2200 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 90. 
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gemeinnütz ige Sektor 4 5 % - 5 0 % der N e u b a u w o h n e i n h e i t e n , der genossenschaft l iche 
Sektor 20 % - 2 5 % u n d privatwir tschaft l iche Bauf i rmen 30 % - 3 5 %.2201 
5.5 1950-1964: Wohnungspol i t ik für die Hausfrauenfamil ie 
5.5.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Zu Beginn der fünfziger Jahre spür te das Land mit den zu jener Zeit höchsten Wachs tums-
raten der westlichen Welt2202 die Wirkungen einer infolge verfehlter staatlicher P lanung 
zusätzlich überhi tz ten Konjunktur.2 2 0 3 Massenprodukt ionsvor te i le , Rationalisierungen 
u n d Fusionen ließen die Konzentrat ion ansteigen.2204 Inflat ion u n d Überbeschäf t igung 
waren zurück zu führen.2 2 0 5 1952 wurde die Zahl der selbständigen K o m m u n e n von 2.400 
auf r u n d 800 reduziert.2206 1955 wurde die expansive Geldpol i t ik aufgegeben.2207 Die Real-
zinsen e rhöhten sich, und die langfristigen Zinssätze w u r d e n variabel.2208 
Mit te der sechziger Jahre hat te sich der v o r d e m a r m e Nachzügler in der wir tschaft l i -
chen Entwicklung zu e inem Land mit e inem der höchs ten realen P r o - K o p f - E i n k o m m e n 
der Welt gewandelt.2209 Die e n o r m e wir tschaft l iche D y n a m i k al iment ier te den Aufbau 
eines vorbi ldl ichen Wohlfahrtss taates u n d beträcht l iche infras t rukturel le Investi t io-
nen.2210 Der Urbanis ie rungsgrad e rhöh te sich 1950-1961 von 5 0 % auf 7 3 % , ein Anstieg 
u m 23%.2 2 1 1 Die Gebur tenra ten stiegen e n o r m , u n d zu keiner Zeit vorher oder nachher 
waren so viele verheiratete Frauen Hausfrauen.2 2 1 2 
5.5.2 Die Novel l ierung von Bau- und Bodenrecht 
Umfassende , langfristige k o m m u n a l e P lanung w u r d e Realität.2213 Me thoden der Global-
p lanung , die in der Lage waren, die ökonomischen u n d sozialen Auswirkungen opera t i -
ver u n d investiver Entscheidungen mittelfr ist ig in umfassender Perspektive darzustel len, 
w u r d e n bereits in den fünfziger Jahren in einigen K o m m u n e n erprobt u n d erfolgreich 
von anderen nachgeahmt.2 2 1 4 Gegen Ende der Dekade waren fast 200 Flächennutzungs-
pläne ausgearbeitet und beinahe ebenso viele in Vorbereitung.2 2 1 5 
2201 Vgl. Headey (1978), S. 78. 
2202 Vgl. Kuznets (1966), S. 64. 
2203 Vgl. Davidson (1994), S. 105. 
2204 Vgl. Petersson (1991), S. 9. 
2205 Vgl. Davidson (1994), S. 105. 
2206 Vgl. Rudberg (1991), S. 113 f. 
2207 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 92. 
2208 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 45. 
2209 Vgl. Brown (1996), S. 56. 
2210 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 39; Petersson (1991), S. 9. 
2211 Vgl. Münch (1967), S. 221. 
2212 Vgl. Davidson (1994), S. 105. 
2213 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 39. 
2214 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 41. 
2215 Vgl. Rudberg (1991), S. 116. 
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1959 en t s tand das im wesentlichen noch heu te gültige Baugesetzbuch, das explizit das 
P l a n u n g s m o n o p o l der K o m m u n e n festschrieb2216 u n d die lokalen Bauvorschr i f ten obso-
let machte.2 2 1 7 Das Enteignungsgesetz von 1953 dehn te die Zulässigkeit einer Ente ignung 
z u m Zwecke des Wohnungsbaus auf erschlossene Flächen aus.2218 Das Pachtgesetz aus 
d e m gleichen Jahre legte die Pachtdauer auf 60 Jahre mi t einer Verlängerungsmögl ich-
keit auf 100 Jahre fest. Im Regelfall differenzierten die K o m m u n e n im Zeitablauf zuneh-
m e n d strategisch die Pachtgebühr zwischen gewerblicher N u t z u n g u n d W o h n e n , u m die 
Wo h n ungs nu t zungs kos t en niedrig zu halten.2219 
1964 wurden die K o m m u n e n angehalten, Baulandreserven nicht m e h r zu ver-
äußern.2 2 2 0 Bis 1968 wurde der Aufbau der k o m m u n a l e n Bodenpools vor allem aus Steuer-
mit te ln f inanziert , später in z u n e h m e n d e m M a ß e über Kred i t au fnahme a m Kapital-
markt.2221 Tro tzdem führ ten Engpässe in den Kommuna l f i nanzen in einigen K o m m u n e n 
zur Veräußerung von Bauland.2222 In Stockholm vollzog sich ein großer Teil der Stadt-
erwei terungen der fünfziger u n d sechziger Jahre auf d e m in den dreißiger Jahren erworbe-
nem, nahezu kostenlosem städtischen G r u n d , sodass die städtische Bodenpoolpol i t ik in 
den f rühen sechziger Jahren Überschüsse erwir tschaften konnte.2 2 2 3 
5.5.3 D i e W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Seit 1951 waren 7 0 % der Baukosten a m Kapi ta lmarkt a u f z u n e h m e n . Ein erfolgreicher 
Ant rag auf das staatliche zinsgünstige Ergänzungsdar lehen/ te r t iä r lan beinhal te te zu-
gleich eine Zinsgarant ie fü r das gesamte Fremdkapital.2 2 2 4 Der garant ier te Zinssatz be-
t rug bis 1958 3 %, danach bis zu 4 %.2225 Seit Mi t te der fünfziger Jahre w u r d e die Vergabe 
staatl icher Dar lehen an die Bedingung geknüpf t , detaillierte Q u a l i t ä t s n o r m e n einzuhal-
ten.2226 Die Ris ikoübernahme durch die öffent l iche H a n d f ü h r t e zu einer bet rächt l ichen 
Senkung der gesamten Kapitalkosten u n d erspar te den Developern die häuf ig e n o r m 
kostspielige Aufb r ingung eigenen Risikokapitals.2227 
Die F inanz ie rungskondi t ionen begünst igten besonders die k o m m u n a l e n W o h n u n g s -
gesellschaften.2228 Im Mehr fami l i enhausbau be t rug die Laufzeit 50 Jahre fü r Kapital-
mark tda r l ehen u n d 30 Jahre fü r das staatliche Zusatzdar lehen, oft mi t einigen t i lgungs-
freien Jahren zu Beginn. Im Einfami l ienhausbau war die al lgemeine Laufzeit auf 40 Jahre 
u n d die des Förderdar lehens auf 14 Jahre verkürzt . Im genossenschaf t l ichen Sektor be-
t rug die Laufzeit 30 Jahre.2229 Für be s t immte Regionen w u r d e seit 1950 ein zehnjähr iges 
2216 Vgl. SFS 1959 No 612; Bill 1959:168. 
2217 Vgl. Rudberg (1991), S. 116. 
2218 Vgl. Park (1991), S. 118. 
2219 Vgl. Park (1991), S. 128. 
2220 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 234. 
2221 Vgl. Park (1991), S. 123. 
2222 Vgl. Heimburger (1973), S. 22. 
2223 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 47. 
2224 Vgl. Münch (1967), S. 119; Matti (1986), S. 15; Fredlund/Holm (1991), S. 44. 
2225 Vgl. Münch (1967), S. 121. 
2226 Vgl. Strömberg (1993), S. 317 f. 
2227 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 44. 
2228 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 45. 
2229 Vgl. Münch (1967), S. 126; Park (1991), S. 67; Lundqvist (1992c), S. 132. 
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Zusatzdarlehen/ t i l läggalan zur Neutra l i s ie rung von Baukostensteigerungen gewährt , das 
n u r d a n n verzinst zu tilgen war, wenn d e m Vermieter in der Zwischenzeit wesentlich 
höhere M i e t e i n n a h m e n zuflössen.2230 1957 w u r d e das Zusatzdar lehen auf W o h n u n g s -
baupro jek te in Engpassregionen begrenzt u n d 1959/60 aufgehoben.2 2 3 1 Ab 1958 w u r d e n 
an die Einha l tung von Q u a l i t ä t s n o r m e n geknüpf t e Modern is ie rungsdar lehen zu 4 % mit 
einer Laufzeit von 25 Jahren bereit gestellt, bei Bedürft igkeit konn ten sie ganz oder teil-
weise in Zuschüsse umgewande l t werden.2 2 3 2 
Zwar w u r d e n die Finanzierungsregeln kont inuier l ich angepasst , u m inf la t ionäre Ver-
zer rungen zu reduzieren, u n d dabei die Zinsen der älteren Wohneinhe i ten stärker er-
höh t , u m die Kapitalkosten u n d dami t die Mieten fü r quali tat iv vergleichbare Wohne in -
heiten verschiedener Baujahre auf gleicher H ö h e zu halten,2233 aber t ro tzdem e rhöh ten 
sich mit d e m Anstieg der Realzinsen ab Mit te der fünfziger Jahre die Z inssubvent ionen 
stärker als geplant,2234 sodass das Fördersys tem bis 1965 zu beträcht l ichen Zinssubven-
t ionen führte.2 2 3 5 Das öffent l iche Finanzierungssystem erwies sich als so vortei lhaft , 
dass fast der gesamte M i e t w o h n u n g s - u n d ein großer Teil des Eigenheimbaus auf diese 
Weise f inanzier t wurde.2 2 3 6 A b l 9 5 4 w u r d e n 9 0 % - 9 5 % der N e u b a u w o h n u n g e n geför-
dert.2237 Da die Rea le inkommen stark gestiegen waren und die Zinsgarant ien mit den 
s teigenden Nomina lz insen fiskalische u n d vertei lungspoli t ische Wirkungen entfal te ten, 
die den wohnungspo l i t i s chen Zielsetzungen nicht m e h r entsprachen, empfah l 1956 die 
Kommiss ion einen sukzessiven Übergang von al lgemeinen Objek tsubvent ionen auf eine 
selektivere Förderung.2 2 3 8 Jedoch stellte die Umste l lung der gesetzlichen Altersversiche-
rung v o m tradi t ionel len Umlagesystem auf einen al lgemeinen Pens ions fond /Al lmänna 
Pens ions fonden im Jahre 1958 der öffent l ichen H a n d eine äußers t ergiebige Quel le 
schnell wachsender finanzieller Mittel bereit , aus der Wohnungsbauda r l ehen vergeben 
werden konnten. 2 2 3 9 
5.5.4 Die s t eue r l i che W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
Mit d e m Übergang auf eine restriktive Geldpol i t ik entwickelte sich die Bes teuerung 
selbst genutz ten W o h n e i g e n t u m s zu e inem z u n e h m e n d regressiverem Fördersystem. 
Bei voller Abzugsfähigkei t de r Hypothekenz insen u n d der Pachtgebühr sowie einer zu-
sätzlichen Absetzbarkeit b e s t i m m t e r Kosten be t rug die implizite Miete 3 % des steuerli-
chen Werts, der etwa 75 % des Mark twer t s entsprach.2 2 4 0 Realisierte u n d nicht in e inen 
neuen H a u p t w o h n s i t z reinvestierte Werts te igerungen unter lagen der Steuerpfl icht , die 
2230 Vgl. Münch (1967), S. 119. 
2231 Vgl. Münch (1967), S. 120. 
2232 Vgl. Münch (1967), S. 124. 
2233 Vgl. Davidson (1994), S. 115; Davidson (1999), S. 462. 
2234 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 45. 
2235 Vgl. Matti (1986), S. 15. 
2236 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 45. 
2237 Vgl. Greve (1971), S. 64 f. 
2238 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 91 f. 
2239 Vgl. Davidson (1994), S. 106 f.; Davidson (1999), S. 462. 
2240 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 92. 
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in den ersten vier Jahren die nomina len u n d danach die realen realisierten Wer te rhö-
h u n g e n zug runde legte.2241 
5.5.5 Das Mietpreisrecht 
Ab 1950 w u r d e n die Mieten im Rahmen genehmigter Zuschläge e rhöht . Für die vor 
Ende 1941 fertiggestellten W o h n u n g e n ergaben sich von 1942 bis 1965 Mie t e rhöhungen 
v o m 5 0 % fü r S tockholm sowie 6 0 % fü r die übr igen Landesteile.2242 Die seit 1942 beste-
h e n d e n Mietregul ierungen des Altbestands füh r t en zu einer Unterbe legung der Al tbau-
wohnungen. 2 2 4 3 Ab 1959 wurden die Mieten im öffent l ichen Sektor auße rha lb der Bal-
lungsgebiete u n d Großs tädte durch Verhandlungen zwischen der neugegründe ten 
Dachorgan isa t ion der gemeinnützigen Wohnungsun te rnehmen /Sve r ige s Allmännytt iga 
Bostadsföretag/SABO u n d d e m nat ionalen Mie te rbund /Hyresgäs te rnas Riks fö rbund / 
H G R festgelegt.2244 
5.5.6 Die Wohnungsbaule is tung 
O b w o h l die Wohnungspol i t iker selbst genutz te Ein- u n d Zweifamil ienhäuser als ideale 
W o h n f o r m e n fü r Familien mit Kindern ansahen,2 2 4 5 w u r d e n in der U m s e t z u n g aus 
Kosten- u n d Effizienzgründen Mehr fami l ienhäuser bevorzugt.2 2 4 6 In den ersten zehn 
Nachkr iegs jahren waren vier Fünftel der neu erstellten W o h n u n g e n Mehr fami l i enhaus -
w o h n u n g e n , ab 1955/56 rückte das Ziel der E igenhe imförde rung stärker in den Vorder-
grund.2 2 4 7 Die k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaften err ichte ten in den fünfziger u n d 
f r ü h e n sechziger Jahren jährlich mindes tens 40 % der Neubauwohnungen 2 2 4 8 sowie ein 
Dri t te l der gesamten Fertigstellungen.2249 Von 1945-1970 stieg der Anteil der k o m m u n a -
len M i e t w o h n u n g e n am Wohnungsbes tand von 6 % auf 22 % u n d der Anteil der Genos-
senschaf t swohnungen von 4 % auf 14%.2 2 5 0 
Die Wohnungsbau le i s tung der Dekade 1950-1960 mit jährl ich durchschni t t l ich 7,71 
Wohne inhe i t en je 1.000 Einwohner war im europäischen Vergleich hoch u n d w u r d e nu r 
von der Bundesrepubl ik u n d von Norwegen übertroffen.2 2 5 1 Zwischen 1945 u n d 1960 
stieg die Zahl der Urbanen Wohneinhe i ten von 1,3 auf 2 Millionen.2 2 5 2 Die von der Kom-
miss ion festgelegten Kostenziele wurden Mi t te der fünfziger Jahre erreicht.2253 Jedoch 
2241 Vgl. Wood (1988), S. 237. 
2242 Vgl. Münch (1967), S. 122 f. 
2243 Vgl. Münch (1967), S. 127. 
2244 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 92. 
2245 Vgl. Jonsson (1985), S. 23-31. 
2246 Vgl. Matti (1986), S. 22. 
2247 Vgl. Münch (1967), S. 115. 
2248 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 132. 
2249 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 90. 
2250 Vgl. Swedish Official Statistics (1966), S. 41; Swedish Official Statistics (1986), S. 11. 
2251 Vgl. UN ECE (1959). 
2252 Vgl. Davidson (1994), S. 108. 
2253 Vgl. Strömberg (1993), S. 315. 
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waren die Planvorgaben von 60.000-75.00 N e u b a u w o h n u n g e n jährlich wegen Arbeits-
kräf temangel und Priori tät des Expor tsek tors nicht zu erfüllen. Mit jährlich r u n d 40.000 
neu err ichteten Wohne inhe i t en w u r d e nicht e inmal das Vorkr iegsmaximum erreicht.2254 
Die W o h n u n g e n wurden so geplant , dass die H a u s f r a u die Kinder sowohl be im Spie-
len i m W o h n z i m m e r als auch im Hof w ä h r e n d der Küchenarbei t im Blickfeld hatte. Die 
h o h e n Qual i t ä t s s tandards w u r d e n mit Hilfe effizienter Baurichtl inien wei tgehend einge-
halten.2255 Da vor allem die Großs t äd t e un te r s tarkem Wohnungsmange l litten u n d ab 
1960-1965 die gebur tens ta rken Jahrgänge der vierziger Jahre Familien g ründen würden , 
entschloss m a n sich, den N e u b a u stärker auf s tädt ische Gebiete zu konzentr ieren. Vor-
rang k a m wei terhin d e m Bau größerer W o h n u n g e n zu, die Modernis ierungstät igkei t in 
den ländl ichen Regionen w u r d e eingeschränkt.2 2 5 6 
5.5.7 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n q u a l i t ä t u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Nach Exper tenschä tzungen w u r d e n Anfang der fünfziger Jahre knapp 5 % der Kosten 
des W o h n e n s subventioniert .2 2 5 7 1950 be t rug die durchschni t t l iche Mietbelas tungsquote 
eines Arbei terhaushal t s 2 7 % des Net toe inkommens . 2 2 5 8 Das Wohngeld wurde auf-
gestockt u n d der Kreis der Begünst igten erweitert . In den fünfziger Jahren w u r d e n 
3 0 % der g roßen Familien gefördert.2 2 5 9 1957 w u r d e die Förderung auf Familien mi t ei-
n e m Kind ausgedehnt.2 2 6 0 Zwischen 1945 u n d 1965 verr inger te sich die Belegungsdichte 
von 0,99 auf 0,76 Personen p ro W o h n r a u m , eine Verr ingerung u m 23 %.2261 Die Über-
be legungsquote der Familien mi t Kindern reduzier te sich zwischen 1945 u n d 1960 von 
4 5 % auf 21 %.2262 
5.6 1965-1974: D a s „ M i l l i o n - P r o g r a m m " 
5.6.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
In den sechziger Jahren hielt die wir tschaf t l iche Dynamik , mit z u n e h m e n d e r Ausdiffe-
renzierung zwischen den sektorspezif ischen Wachs tumsra ten , weiter an, s t rukturel ler 
Wandel u n d steigende Konzent ra t ion beschleunigten die Verstädterung.2263 Bis 1970 er-
h ö h t e sich der Urbanis ie rungsgrad auf 81 %.2264 1974 w u r d e die Zahl selbständiger Kom-
m u n e n von r u n d 800 auf 284 reduziert.2 2 6 5 
2254 Vgl. Davidson (1994), S. 105. 
2255 Vgl. Davidson (1994), S. 105. 
2256 Vgl. Münch (1967), S. 115. 
2257 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 58. 
2258 Vgl. Headey (1978), S. 58. 
2259 Vgl. Headey (1978), S. 77. 
2260 Vgl. Münch (1967), S. 130. 
2261 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 7. 
2262 Vgl. Davidson (1994), S. 108. 
2263 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 39. 
2264 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 93. 
2265 Vgl. Rudberg (1991), S. 120. 
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Die verfügbaren Rea le inkommen u n d der reale private Verbrauch stiegen auch in den 
sechziger u n d der ersten Hälf te der siebziger Jahren kontinuierlich.2 2 6 6 Die Transferleis-
tungen des Staates, p r i m ä r f inanzier t d u r c h die E r h ö h u n g der Arbeitskosten und der 
Steuerquote , n a h m e n beträcht l ich zu,2267 während die Ungleichheit in der Vermögens-
vertei lung, verglichen mit der liberalen Epoche , deutl ich zurück gegangen war. 1975 be-
saßen die 5 % woh lhabends ten Hausha l t e 44 % des gesamtwir tschaf t l ichen Nettover-
mögens im Vergleich zu 7 7 % im Jahre 1920.2268 Das Land hat te sich zu einer 
umfassenden Mittelstandsgesellschaft gewandel t , die fü r alle ihre Mitglieder soziale 
Rechte in Spi tzenqual i tä t bereit stellte.2269 
5.6.2 Das Ziel: Eine Mil l ion neue W o h n u n g e n in zehn Jahren 
Trotz der im europä ischen Vergleich h o h e n Wohnungsbau le i s tung der fünfziger Jahre 
war die W o h n u n g s n o t in den meis ten Städten noch längst nicht behoben,2 2 7 0 denn die 
Nachfrage nach W o h n r a u m erwies sich durch die unerwar te t dynamische wirtschaft l i-
che Entwicklung, die Rea le inkommen, Vers tädterungsrate u n d Hausha l t sg ründungen 
bei wei tem stärker als projeziert ansteigen ließ, als beträchtl ich höher , als es die Kommis-
sion bei der Ausarbe i tung der quant i t a t iven wohnungspol i t i schen Zielsetzungen prog-
nostiziert hatte.2271 
Die har tnäckig fo r tbes tehende W o h n u n g s n o t sowie die anha l tende Urbanis ie rung 
legten ein verstärktes Engagement des Staates im wohnungswir t schaf t l ichen Sektor nahe. 
1965 w u r d e g e m ä ß den Empfeh lungen der Kommiss ion beschlossen, eine Dekade lang, 
von 1965-1974, jährl ich 100.000 N e u b a u w o h n u n g e n zu errichten.2272 Administrat ive, 
rechtl iche u n d ö k o n o m i s c h e I n s t r u m e n t e w u r d e n verstärkt auf die wohnungspol i t i schen 
Zielsetzungen abgest immt.2 2 7 3 In den f r ü h e n siebziger Jahren wurde zudem angestrebt , 
die Förde rung neut ra l bezüglich der E igen tumsfo rmen zu gestalten, u m dami t gleichzei-
tig die Wohnkos tenbe la s tung im Lebenszyklus der Hausha l te in etwa kons tan t zu hal-
ten,2274 was jedoch n u r während der Laufzeit des Mi l l i on -Programms gelang.2275 
Die Subvent ionen fü r den wohnungswir t schaf t l i chen Sektor e rhöhten sich von 1 , 7 % 
des BIP im Jahre 19702276 auf 2 , 7 % des BIP 1975.2277 1967 w u r d e das Ziel der W o h n u n g s -
politik explizit fo rmul ie r t : 
„The whole population shall have access to healthy, spacious, well planned and suitably 
equipped dwellings of good quality at affordahle prices.l<2278 
2266 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 425. 
2267 Vgl. Wetterberg (1991), S. 26. 
2268 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2. 
2269 Vgl. Matti (1986), S. 37. 
2270 Vgl. UN ECE (1959); Fredlund/Holm (1991), S. 46. 
2271 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 46; Cars/Härsman (1991), S. 56 f. 
2272 Vgl. SOU 1965:32; Davidson (1994), S. 115; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 233. 
2273 Vgl. Headey (1978), S. 73. 
2274 Vgl. Matti (1986), S. 22; Davidson (1994), S. 138, 182 f. 
2275 Vgl. Lundqvist/Elander Danemark (1990), S. 463. 
2276 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 7. 
2277 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 254 f. 
2278 Vgl. Turner (1996), S. 106. 
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Der Erfolg des P rog ramms hing von der engen u n d kons t ruk t iven Z u s a m m e n a r b e i t zwi-
schen Zentrals taat u n d K o m m u n e n ab. Der Zentra ls taat war zus tändig f ü r die Gewäh-
rung langfristiger Kredite, die in erster Linie G r o ß p r o j e k t e n der öffent l ichen H a n d zu-
gute k a m e n . Den K o m m u n e n oblagen Bau landbeschaf fung u n d Bebauungsp lanung . In 
ihrer Eigenschaft als vorgesetzte Behörden der g röß ten Bauträger, der k o m m u n a l e n 
Wohnungsgesel lschaf ten, t rugen sie z u d e m die Veran twor tung dafür , dass sich der Woh-
nungsbau an der Serienfert igung nach industr iel len Vorbi ldern orientierte.2 2 7 9 
5.6.3 D e r A u s b a u des b o d e n p o l i t i s c h e n I n s t r u m e n t a r i u m s : B o d e n p o o l , 
Pach tve rgabe u n d B a u l a n d b e d i n g u n g 
Die F lächennu tzungsp lanung der sechziger Jahre war charakter is ier t d u r c h s t rukture l le 
Brüche u n d große Bauvorhaben im gewerblichen, in f ras t ruk ture l lem u n d s u b u r b a n e m 
Wohnbereich.2 2 8 0 1965 wurden Richtlinien fü r die langfrist ige k o m m u n a l e P l anung ver-
abschiedet , die bis 1974 umzusetzen waren.2281 1967 w u r d e die fünf j äh r ige rol l ierende 
P lanung fü r Stadtentwicklung u n d k o m m u n a l e n W o h n u n g s b a u obligatorisch.2 2 8 2 Kom-
m u n a l e F lächennu tzungsp lanung u n d Bodenakquis i t ionspol i t ik wiesen e inen Vorlauf 
von mindes t ens zehn Jahren vor der Bebauung auf.2283 In den siebziger Jahren ersetzten 
k o m m u n a l e Planungsleit l inien a n h a n d von Prognosen der Bevölkerungs-, Beschäfti-
gungs- u n d Rea le inkommensentwick lung die F lächennu tzungsp lanung , die n u r in selte-
nen Fällen in eine globale Entwicklungsplanung e inmündeten . 2 2 8 4 
Die K o m m u n e n wurden angehal ten, du rch eine aktive Grunde rwerbspo l i t i k ihre Bo-
denpoo l s zu vergrößern.2 2 8 5 Seit 1965 erhielten sie Dar lehen /markfö rvä rvs lan z u m An-
kauf von p r i m ä r in Pacht zu b e b a u e n d e m u n b e b a u t e m Land.2286 Die F inanz ie rung des 
k o m m u n a l e n Bodenerwerbs durch den Zentrals taat war zu 1 0 0 % o h n e Stellung von Si-
cherhei ten mögl ich, die Laufzeit be t rug 10 Jahre zu fes tem Zinssatz, der 1969 6,25 % be-
t rug , zwei t i lgungsfreie Jahre waren möglich.2287 Bei der Vergabe der markförvärvs lan 
w u r d e n die U m s t ä n d e und Kondi t ionen des k o m m u n a l e n Bodenerwerbs geprüf t , die 
K o m m u n e hat te , separat für jede Parzellenart, einen detai l l ier ten Bodenerwerbsber ich t 
vorzulegen.2 2 8 8 1967/68 wurden die Vorkaufs- u n d Ente ignungsrechte der K o m m u n e n 
auf die Aufs tockung der Bodenvorrä te fü r noch nicht festgelegte künf t ige Verwendungen 
ausgedehnt.2 2 8 9 1972 wurde die Entschädigung auf den Wert des Grunds tücks vor zehn 
Jahren, indexiert mit d e m Verbraucherpreis index, begrenzt , Werts te igerungen in Erwar-
2279 Vgl. Strömberg (1993), S. 315. 
2280 Vgl. Rudberg (1991), S. 120. 
2281 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 42. 
2282 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 46; Rudberg (1991), S. 120. 
2283 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 48. 
2284 Vgl. Rudberg (1991), S. 121 f. 
2285 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 94. 
2286 Vgl. Davidson (1994), S. 116; Davidson (1999), S. 462; Lundqvist (1992a), S. 94; Park (1991), S. 68, 
118; National Swedish Building Research (1970), S. 42; SFS 1965 No 905; Bill 1965:144; SU 1965:174. 
2287 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 43. 
2288 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 53. 
2289 Vgl. Headey (1978), S. 86. 
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tüng künf t iger Nutzungsänderungen waren nicht einzubeziehen.2 2 9 0 1972 w u r d e auch 
f ü r den d ü n n besiedelten ländlichen Raum das freie Bebauungsrecht der Eigentümer 
aufgehoben.2 2 9 1 1973 w u r d e die Ente ignung nicht den W o h n s t a n d a r d s entsprechender 
pr ivater Mie twohnungen zulässig.2292 
1971 wurde das Pachtgesetz novelliert u n d die Vergabe von W o h n u n g s b a u f ö r d e r d a r -
lehen auf die Nutzung von den K o m m u n e n gepachte ten Landes beschränkt , A u s n a h m e n 
von der Baulandbedingung/markvi l lkoret waren selten u n d bet rafen vor allem den sin-
gulären Eigenheimbau.2 2 9 3 Kein Interessenvertreter des Bausektors d u r f t e das Land bei 
Baubeginn besitzen.2294 In den f rühen siebziger Jahren wurden r u n d 60 % der Neubau ten 
auf k o m m u n a l e m Boden errichtet , die anderen erfolgten auf Boden ähnl ichen Preis-
niveaus,2295 ab Mitte der siebziger Jahre nutz ten etwa 90 % der W o h n u n g s b a u p r o j e k t e 
k o m m u n a l e s Land.2296 Da der Wohnungsbau p r i m ä r auf u n b e b a u t e m , in k o m m u n a l e m 
Eigen tum s tehendem Boden statt fand, waren die involvierten Interessen wenige u n d 
einfach zu identifizieren, sodass a u f k o m m e n d e Konflikte über Verhandlungen konsen-
sual gelöst werden konnten.2 2 9 7 
Die Stadt Stockholm ha t te bis 1966 7 4 % des Bodens innerha lb ihrer Stadtgrenzen 
aufgekauft.2 2 9 8 54 % des zu Wohnzwecken genutz ten Bodens gehör ten der Stadt u n d wa-
ren in Pacht vergeben, 2 3 , 3 % des gesamten Bodens innerha lb der Stadtgrenzen.2 2 9 9 
1966-1967 erwarb die Stadt noch einmal 4.000 Hektar , die nach erfolgter Bebauung ein-
gemeindet wurden , so viel wie in den drei Jahrzehnten bevor u n d besaß 1970 3,5-mal so 
viel Land wie 1939. 1972 besaß die Stadt bereits 36 % des Bodens in der Innens tad t u n d 
80 % der Fläche im sonstigen Stadtgebiet.2300 W ä h r e n d dieser Zeit w u r d e n in Stockholm 
jährl ich zwanzig W o h n u n g e n p ro 1.000 E inwohner errichtet.2301 
5.6.4 Die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Mi t te der sechziger Jahre w u r d e n die Kapi ta lsubvent ionen au fgehoben , die be t rächt -
l ichen Zinssubvent ionen blieben jedoch bestehen.2 3 0 2 Steigende Baukosten u n d Zinssät-
ze e rhöh ten die Objektsubvent ionen auf eine halbe Mill iarde SEK im Jahre 1967/68. Das 
1968 e ingeführ te System pari tät ischer Darlehen sollte anstelle der G e w ä h r u n g von O b -
jektsubvent ionen die Wohnkos t en gle ichmäßig auf die Lebensdauer des Gebäudes 
verteilen.2303 Es beinhaltete bei einer Laufzeit von 40 Jahren jährl ich neu festzulegende 
2290 Vgl. Rudberg (1991), S. 121; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 234; Barlow/Duncan (1994), S. 47 f. 
2291 Vgl. Rudberg (1991), S. 121 f. 
2292 Vgl. Kenn (1996), S. 91. 
2293 Vgl. Davidson (1994), S. 124; Barlow/Duncan (1994), S. 47; Davidson (1999), S. 462. 
2294 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 113. 
2295 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 47. 
2296 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 96. 
2297 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 459. 
2298 Vgl. Passow (1970), S. 180. 
2299 Vgl. Park (1991), S. 11. 
2300 Vgl. Park (1991), S. 118 f. 
2301 Vgl. Park (1991), S. 12. 
2302 Vgl. Davidson (1999), S. 462. 
2303 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 93. 
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eskalierende Zinssätze u n d Tilgungsraten.2 3 0 4 Eine vollständige Kostenanpassung war 
jedoch nicht durchsetzbar.2 3 0 5 1974 w u r d e das dynamische Darlehenssystem durch Zins-
zuschüsse ersetzt,2306 die die Differenz zwischen e inem garantier ten Referenzzinssatz u n d 
d e m Förderzinssatz deckten, w ä h r e n d der Marktz inssatz 1 ,0% bis 1 , 5 % höher lag.2307 
Die Grunds teue rbe la s tung schuldenfre ier Ob jek t e w u r d e erhöht , u m die laufenden Be-
lastungen von W o h n u n g e n verschiedener Baujahre anzugleichen.2 3 0 8 Zentralstaat u n d 
N o t e n b a n k hat ten das Recht, den obl igator ischen Anteil von Wohnungsbaupfandbr i e f en 
im Portefeuille der Banken festzulegen.2309 Der Pens ionsfond investierte in den siebziger 
Jahren über 40 % seiner Mit te l im W o h n u n g s b a u , was 20 % der Wohnungsbauinves t i t io-
nen entsprach.2 3 1 0 
Mehr als 9 0 % der zwischen 1950 u n d 1985 fertig gestellten W o h n u n g e n wurden mit 
staatlichen Darlehen f inanziert , wobei die Darlehensvergabe an das Einhalten von Preis-
obergrenzen, Qual i tä t ss tandards u n d separater Kostenlimits für Boden und Gebäude ge-
k n ü p f t wurden , 2 3 " seit 1971 zusätzlich an die Baulandbedingung, das Bauen auf von den 
K o m m u n e n gepachte tem Land2312 sowie seit 1974/75 an die Tei lnahme an einem offenem 
Tenderverfahren.2 3 1 3 Diese Fo rm der Darlehensvergabe verbunden mit der rechtzeitigen 
umfangre ichen k o m m u n a l e n Bodenakquis i t ion ha t ten zur Folge, dass bei hohem Wir-
kungsgrad die direkten Ausgaben des Staates fü r die Wohnungspol i t ik im internationalen 
Vergleich niedrig blieben.2314 Die staatlichen In tervent ionen führ ten zu eno rmen Produk-
tivitätssteigerungen u n d förder ten technische Innova t ionen und Produktentwicklung im 
W o h n u n g s b a u , „aided capitalists in spite of themselves" (Prezworki, 1987), weil sie z u m 
einen die private Appropr i i e rung von Bodenwerts te igerungen durch P lanung und Bebau-
ung massiv erschwerten, sodass Windfal l Profi ts k a u m zu erwarten waren,2315 zum ande-
ren, weil sie die Konjunkturzyklen im Wohnungsbausek to r abschwächten.2 3 1 6 
5.6.5 Die W o h n g e l d r e f o r m 
1969 w u r d e das Wohnge ld f ü r Familien beträcht l ich e rhöht u n d der Empfängerkreis auf 
40 % der Familien mi t minde r j äh r igen Kindern ausgedehnt.2 3 1 7 2 0 %, 30 % sowie 60 % 
der Familien mi t e inem Kind, zwei Kindern sowie drei und m e h r Kindern erhielten 
Wohngeld.2 3 1 8 1 972 erhielt das Famil ienwohngeld seine heutige Form, bestehend aus 
2304 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 44; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 247. 
2305 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 93 f. 
2306 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 247. 
2307 Vgl. Bengtsson (1994), S. 194 ff. 
2308 Vgl. Brink (1988), S. 103. 
2309 Vgl. Svensson (1976), zit nach Brink (1988), S. 104. 
2310 Vgl. Park (1991), S. 65; Headey (1978), S. 80. 
2311 Vgl. Park (1991), S. 66 f ; Strömberg (1993), S. 317 f. 
2312 Vgl. Davidson (1994), S. 124. 
2313 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 95. 
2314 Vgl. Davidson (1994), S. 129. 
2315 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 151. 
2316 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 145. 
2317 Vgl. Davidson (1994), S. 117; Lundqvist (1992a), S. 94; Davidson (1999), S. 463; Headey (1978), 
S. 45. 
2318 Vgl. Swedish Institute (1987), zit. nach Park (1991), S. 71. 
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einem e i n k o m m e n s a b h ä n g i g e m Förderbet rag p ro Kind zuzüglich einer wohnkos ten-
abhängigen lokalen Förderkomponente . 2 3 1 9 1974 w u r d e der Kreis der berechtigten auf 
alle Haushal te mit n iedr igem E i n k o m m e n ausgedehnt.2 3 2 0 Die jähr l ichen Anpassungen 
an E inkommens - und Wohnkos t enbe l a s tungsände rungen e rhöhten tendenziell die För-
derintensi tät f ü r k inderre iche Familien.2321 
5.6.6 Die M a r k t f ü h r e r s c h a f t des ö f f e n t l i c h e n Sek to r s im M i e t v e r h a n d l u n g s s y s t e m 
Der öffent l iche Sektor ü b e r n a h m in e inem einhei t l ichen Mietsystem fü r den öffentl ichen 
und privaten Mie twohnungssek to r die Rolle des Marktführers .2 3 2 2 Zwischen 1969 u n d 
1978 wurde die seit 1942 bes t ehende Mietpre is regul ierung sukzessive du rch ein in An-
lehnung an Tarifvertragssysteme konzipier tes Miet f indungssys tem/bruksvärdes-sys temet 
ersetzt, in d e m auf na t ionaler Ebene zwischen d e m nat ionalen M i e t e r b u n d / H R G u n d 
der Dachorganisa t ion der gemeinnütz igen W o h n u n g s u n t e r n e h m e n / S A B O die Mie thöhe 
für vergleichbare Wohne inhe i t en ausgehandel t wurde . Die Ergebnisse waren als Ober -
grenze fü r alle M i e t w o h n u n g e n im Land bindend. 2 3 2 3 
Es w u r d e versucht, die Mie ten nach e inem Nutzwer t sys tem/bruksvärde zu bes t im-
men , das ähnl ich hohe Mieten f ü r W o h n u n g e n vergleichbaren Nutzwer t s vorsah.2324 Ent-
sprechend der Nul lgewinnvorgabe f ü r k o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten verteilte 
jede von ihnen jährlich neu ihre Kosten en t sp rechend d e m Nutzwer t auf die von ihr ver-
mieteten W o h n u n g e n , was zur Folge hatte, dass f ü r vergleichbare W o h n u n g e n verschie-
dener Gesellschaften unterschiedl ich hohe Mieten zu entr ichten waren u n d oft , im Ge-
gensatz zur mark twir t schaf t l i chen Allokation, die Mieten mi t der En t fe rnung zur 
Innenstadt au fg rund des jüngeren Baualters anstiegen.2 3 2 5 Anderersei ts ermögl ichte das 
Kostenpool ing zugleich ein vers icherungsanaloges Risikopooling zwischen mehr oder 
weniger at traktiven Wohnan lagen mit m e h r ode r weniger hohen Betriebs- u n d Ins tand-
hal tungskosten als kosteneff iz iente Form einer Wohnungssozialpoli t ik.2 3 2 6 
Durch die Aufhebung der Mietpre is regul ie rung e rhöh ten sich die Mieten im Durch -
schnitt u m 35%.2 3 2 7 Im G r o ß r a u m Stockholm lief etwa 1 5 % der Mietermobi l i tä t über 
die k o m m u n a l e Wohnungsvergabeste l le KSB, der Rest erfolgte über den privat organi-
sierten Wohnungstausch. 2 3 2 8 Fü r ältere W o h n u n g e n wurden wegen ihrer besseren Lage 
häuf ig inoffizielle Zahlungen f ü r die Über lassung eines Mietvertrages geleistet, und pri-
vate Vermieter konn ten a u f g r u n d ihres älteren u n d demzufo lge kostengünst iger erstell-
ten Bestandes erhebliche Zusa tzgewinne einstreichen.2 3 2 9 
2319 Vgl. Davidson (1999), S. 463. 
2320 Vgl. Davidson (1999), S. 455. 
2321 Vgl. Davidson (1999), S. 463. 
2322 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff.; Bengtsson (1994), S. 188; Lundqvist (1992a), S. 100; Turner (1997b), 
S. 479. 
2323 Vgl. Matti (1986), S. 16; Balchin (1996c), S. 77; McCrone/Stephens (1995), S. 129; Turner (1997b), S. 485. 
2324 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 94. 
2325 Vgl. Anas et al. (1990), S. 52. 
2326 Vgl. Turner (1997b), S. 486. 
2327 Vgl. Park (1991), S. 71. 
2328 Vgl. Anas et al. (1990), S. 54. 
2329 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 255. 
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5.6.7 Die steuerliche Wohne igentumsförderung 
Mit der E r h ö h u n g der kombin ie r t en lokalen u n d gesamtstaat l ichen E inkommens t eue r -
sätze auf bis zu 80 % und der steigenden Progressivität der Steuersystems e rhöh te sich 
die Regressivität der Wohne igen tumsförderung . 2 3 3 0 Es wurde geschätzt , dass die steuerli-
che W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 1972 etwa ein Drit tel der Kosten eines neu err ichteten 
Eigenheims abdeckte, was einer realen E i n k o m m e n s e r h ö h u n g von 7 % entsprach.2 3 3 1 
1975/76 füh r t e die W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g nach der Invest i t ionsgut lösung bei Hypo-
thekenzinsen zwischen 6 % u n d 8 %, vollem Schuldz insenabzug u n d einer s teuerpfl ich-
tigen implizi ten Miete von 2 % des Schätzwerts zu Steuerausfäl len v o n SEK 2 Mill iarden. 
Steuerpfl ichtige Veräußerungsgewinne fielen a u f g r u n d unrealist isch hoher , absetzbarer 
Ins tandhal tungs- u n d Mode rn i s i e rungsau fwendungen k a u m an.2332 Wertzuwächse wa-
ren bei Indexierung der Erwerbskosten mit der Inf la t ionsrate Teil des steuerpfl ichtigen 
E inkommens , sofern die Erlöse nicht in einen anderen Wohns i t z reinvestiert wurden . 
Wohne inhe i ten mi t einer Hal tedauer von m e h r als 10 Jahren waren bis 1968 s teuerbe-
freit.2333 Versuche der Kontrolle der Veräußerungspre ise subvent ion ie r te r Eigenheime be-
schränkten sich auf die der Fertigstellung u n m i t t e l b a r folgenden Jahre.2334 
5.6.8 Die Wohnungsgenossenschaf ten 
Die Dekade des Mi l l i on -P rog ramms war auch die Dekade der g roßen Wohnungsgenos -
senschaften, m e h r als 70 % der im HSB zusammengesch lossenen Genossenschaf ten mit 
mehr als 200 Wohne inhe i t en wurden während dieser Zeit gegründet.2 3 3 5 Etwa 160.000 
Genossenschaf t swohnungen w u r d e n in diesem Ze i t r aum gebaut im Vergleich zu 35.000 
zwischen 1923 und 1945.2336 
1969 verzichteten die f ü h r e n d e n Genossenschaf ten HSB u n d Riksbyggen auf ihr 
Recht, den Wiederverkaufspreis ihrer W o h n u n g e n zu l imit ieren u n d hoben dami t die 
ökonomischen Unterschiede zwischen pr iva twir t schaf t l ichem u n d genossenschaf t l ichem 
W o h n e i g e n t u m wei tgehend auf.233 ' Zunächs t e r h ö h t e sich der Preis a u f g r u n d der h o h e n 
Fertigstellungen kaum.2 3 3 8 1972 w u r d e n die H ö h e des Genossenschaf tsante i ls sowie die 
Kostenschlüssel fü r die Umlage der l aufenden Kosten gesetzlich festgelegt.2339 Die meis-
ten Genossenschaf ten unter lagen k o m m u n a l e r Kontrolle, i n d e m die K o m m u n e Mitglie-
der in den Vorstand en t sand te u n d den P rü fungsau f t r ag vergab.2340 In mit Fördergeldern 
2330 Vgl. Headey (1978), S. 87; Ministry of Finance (1991). 
2331 Vgl. Kemeny (1978), S. 319. 
2332 Vgl. Headey (1978), S. 87; Ministry of Finance (1991). 
2333 Vgl. Papa (1992), S. 151 f.; Lundqvist (1998), S. 221. 
2334 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 133. 
2335 Vgl. Svensson (1993), S. 30. 
2336 Vgl. Bengtsson (1993), S. 15. 
2337 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 129; Lundqvist (1992a), S. 106; Strömberg (1993), S. 318; 
Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 456; Matti (1986), S. 28 f. 
2338 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 106. 
2339 Vgl. Balchin (1996c), S. 71. 
2340 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 128. 
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neu zu e r r i ch tenden Genossenschaf tswohnanlagen konn te sich die K o m m u n e ein Allo-
kat ionsrecht vorbehalten.2 3 4 1 
5.6.9 D i e W o h n u n g s b a u l e i s t u n g 
Der W o h n u n g s b e s t a n d wuchs in der W o h n u n g s b a u b o o m p h a s e des Mi l l i on -P rog ramms 
u m jährl ich 3 %.2342 Es war die höchs te Wachs tumsra te im westlichen Europa der sech-
ziger Jahre u n d eine der höchs ten der OECD.2343 Jährlich w u r d e n 10 bis 12 W o h n u n g e n 
je 1.000 E inwohner errichtet.2344 Gleichzeitig vergrößer ten sich die Wohnf l ächen u n d die 
Hausha l t e w u r d e n kleiner.2345 Die Fertigstellungen erreichten im Jahre 1970 auf ihrem 
H ö h e p u n k t 110.000 Wohneinhei ten. 2 3 4 6 1 9 7 5 umfass te der W o h n u n g s b e s t a n d r u n d 3,5 
Mil l ionen Wohneinhei ten. 2 3 4 7 
Eine wicht ige Voraussetzung fü r den Erfolg war die in g roßem Stil angelegte, indus-
trielle Bauweise.2348 Großpro jek te wurden bei der Darlehensvergabe bevorzugt und die 
E i n f ü h r u n g von Vorfabr ikat ion u n d industriellen Bautechniken gezielt gefördert.2 3 4 9 Da 
die Vergabe von Förderdar lehen an extrem detaillierte baurecht l iche Vorschr i f ten gebun-
den war, u m Qual i tä t , Design, Sicherheit und Bedarfsgerechtigkeit der N e u b a u w o h n u n -
gen sicher zu stellen, kam es zu e inem hohes M a ß an Einheitl ichkeit in der Bauaus füh-
rung.2350 Gegen Ende der sechziger Jahre ermögl ichte der technische Fortschri t t im 
Bausektor einen starken Rationalisierungsschub.2 3 5 1 Ü b e r n a h m e n ließen die Konzentrat i -
on stark ansteigen, es en ts tand eine enge Verflechtung zwischen den g roßen Bauf i rmen, 
der Zul ieferer indust r ie u n d den Baufinanzierern.2 3 5 2 1974 w u r d e n Tenderverfahren fü r 
die Vergabe öffent l icher Dar lehen obligatorisch.2353 Sei tdem werden zwischen 66 % u n d 
82 % der Bauvorhaben im of fenen Tenderverfahren vergeben.2354 Von 1950 bis 1980 w u r -
de etwa die Hä l f t e aller geförder ten N e u b a u w o h n u n g e n in Fert igbauweise errichtet.2355 
Der Haup t t e i l de r fertig gestellten W o h n u n g e n befand sich in Mehr fami l i enhäuse rn neu-
er Wohnvier te l oder Trabantens tädte , of tmals in Hochhauswohnan l agen , bis in den sieb-
ziger Jahren der Bau von Mehr fami l i enhäusern innerha lb weniger Jahre kollabierte.2356 
K o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten errichteten fast 40 % der Bauleis tung, zeitweise 
bis zu 6 8 % der W o h n u n g e n in Mehrfamil ienhäusern.2 3 5 7 Von 1945 bis 1970 stieg der 
2341 Vgl. Lundqvist (1988), S. 46. 
2342 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 39; Davidson (1994), S. 118; Ball/Wood (1999), S. 191, 193. 
2343 Vgl. Matti (1986), S. 12; Fredlund/Holm (1991), S. 46; Lundqvist (1992a), S. 93. 
2344 Vgl. Swedish Institute (1989), S. 4. 
2345 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 1. 
2346 Vgl. Lundqvist (1988), S. 4. 
2347 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 452. 
2348 Vgl. Strömberg (1993), S. 315. 
2349 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 46. 
2350 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 57. 
2351 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 126. 
2352 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 44. 
2353 Vgl. Matti (1986), S. 28. 
2354 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 96. 
2355 Vgl. Jonsson (1985), S. 99. 
2356 Vgl. Matti (1986), S. 12; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 452. 
2357 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 93. 
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Anteil k o m m u n a l e r Wohne inhe i t en von etwa 6 % über 1 4 % 1960 auf 2 2 % des Bestan-
des u n d der Anteil des Mie te re igen tums von 4 % auf 14 %.2358 Die Träger des ö f fen t -
lichen W o h n u n g s b a u s waren allein schon als Folge der relativen G r ö ß e ihres Sektors 
auf gesamtstaat l icher u n d k o m m u n a l e r Ebene zu mächtigen Elementen des pol i t ischen 
Establ ishments im W o h n u n g s b a u geworden.2 3 5 9 
5.6.10 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n q u a l i t ä t u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
A m Ende des M i l l i o n - P r o g r a m m s galt Schweden im in terna t ionalen Vergleich als das 
Land mit d e m höchs ten W o h n s t a n d a r d im Hinblick auf Wohnf l äche und Ausstat-
tung.2360 Die g rund legenden Ziele des Kommiss ionsgutachtens 1945 waren im G r o ß e n 
u n d Ganzen erfolgreich umgesetzt worden.2 3 6 1 6 0 % des Wohnungsbes t andes war in 
den Jahren nach 1950 err ichtet worden , eine Folge der im europä ischen Vergleich relativ 
späten Indust r ia l i s ierung u n d Urbanis ierung, die mit d ramat i schen Veränderungen der 
geographischen u n d soz ioökonomischen Siedlungsstruktur v e r b u n d e n war.2362 Im inter-
na t iona len Maßs tab ha t te sich die Wohnungsve r so rgung bemerkenswer t schnell u n d 
stark verbessert . Die 1958 noch stark ausgeprägten Unterschiede zwischen Mi t te l s tand 
u n d un te ren Schichten waren 1974 verschwunden , fast die gesamte städtische Bevölke-
r u n g lebte in m o d e r n e n W o h n u n g e n hoher Qualität.2363 Die Wohnungspo l i t i k ha t t e ihr 
Umver te i lungs- u n d Wachs tumszie l erreicht. Auf e inem der weltweit höchsten Niveaus 
der W o h n u n g s v e r s o r g u n g aller Bevölkerungsschichten schienen die Möglichkei ten der 
Wohnungspo l i t ik , zu gesellschaftlicher S teuerung und Redis t r ibut ion beizutragen, er-
schöpf t zu sein.2364 In der 1974 verabschiedeten Verfassung Schwedens w u r d e neben 
d e m Recht auf Ausb i ldung u n d Arbeit auch das Recht auf W o h n u n g fest geschrieben.2 3 6 5 
Die Bevölkerung m a c h t e eine völlig neue Erfahrung, es war einfach geworden, eine 
W o h n u n g zu b e k o m m e n , überall im Land!2366 1975 s tanden 1.000 E inwohnern 430 
W o h n u n g e n zur Verfügung, ein fü r die damal ige Zeit im in terna t ionalen Vergleich he-
rausragend hohe r Wohnungsversorgungsgrad . 2 3 6 ' Haup tbegüns t ig te der Kosten- u n d 
Qual i tä t skont ro l le der W o h n u n g s p r o d u k t i o n du rch den Staat waren die Familien mi t 
n iedr igem bis mi t t l e rem E i n k o m m e n in k o m m u n a l e n und genossenschaf t l ichen W o h n -
anlagen.2368 Die durchschni t t l i che Wohnkos tenbe las tungsquote sank von 2 7 % des ver-
fügbaren E i n k o m m e n s 1950 auf 1 7 % im Jahre 1974.2369 Überbe legung, definiert als Be-
legung mit m e h r als zwei Personen p ro W o h n r a u m bei Nich te inbez iehung von Küche 
u n d W o h n z i m m e r , betraf n u r noch 3 % der Haushal te . Die Wohnf läche pro Person war 
2358 Vgl. Swedish Official Statistics (1966), S. 41; Swedish Official Statistics (1986), S. 11. 
2359 Vgl. Strömberg (1993), S. 320. 
2360 Vgl. Strömberg (1993), S. 315. 
2361 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 448. 
2362 Vgl. Matti (1986), S. 1. 
2363 Vgl. Headey (1978), S. 50. 
2364 Vgl. Matti (1986), S. 37. 
2365 Vgl. Strömberg (1993), S. 317. 
2366 Vgl. Davidson (1994), S. 122; Brink (1988), S. 102. 
2367 Vgl. McGuire (1981), S. 190. 
2368 Vgl. Headey (1978), S. 45. 
2369 Vgl. Headey (1978), S. 58. 
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seit 1965 u m 2 0 % gestiegen. Die Qua l i t ä t s s tandards waren hoch , das Design rational 
und funktional.2 3 7 0 65 % des W o h n u n g s b e s t a n d s dat ier te 1970 aus der Nachkriegszeit 
im Vergleich zu 59 % in den USA.2371 
Das Eigentumsprofi l , das sich nach Auslaufen des Mi l l i on -P rog ramms sich heraus ge-
bildet hatte, rund 2 0 % öffent l icher Bestand, 1 8 % Genossenschaf t swohnungen sowie 
rund 4 0 % Eigenheime, w u r d e als gesellschaftlich e rwünsch t angesehen.2372 Verbunden 
mit den Zielsetzungen der geographischen u n d soz ioökonomischen Desegregation wur-
de das Ziel der Nutzerneut ra l i tä t der Wohnungspo l i t i k im Wohnungsgese tz von 1974 
verankert , wohnungswir t schaf t l i che In te rven t ionen waren so auszugestal ten, dass Be-
wohner von Wohnungen vergleichbaren Nutzungswer t s , unabhäng ig von Baujahr u n d 
Eigentumsform, gleich h o h e W o h n k o s t e n trugen.2 3 7 3 Sei tdem hat sich des Eigentums-
s t ruk tur des Wohnungsbes tands k a u m m e h r verändert . 2 3 ' 4 
5.7 1975-1982: W o h n f o r m e n n e u t r a l i t ä t , E i g e n h e i m b a u u n d G e n t r i f i c a t i o n 
5.7.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Im Zuge der weltweiten Rezession der späten siebziger Jahre schien auch für Schweden 
der langgezogene Aufschwung der Nachkriegszeit mi t seinen h o h e n Wachs tumsra ten zu 
Ende zu gehen.2375 Damit ging auch ein J ah rhunde r t bemerkenswer t h o h e n , in der 
Wachs tumsra te nu r von Japan übe r t ro f fenen , unges tö r t en wir tschaf t l ichen Wachs tums 
seinem Ende entgegen.2376 Für nahezu eine Dekade fiel das Land in eine s t rukturel le Kri-
se mi t im OECD-Vergleich niedr igen Wachs tumsra t en , s teigenden Haushal tsdef iz i ten, 
hoher Inflat ion und einem Anst ieg der Arbeitslosigkeit.2377 Z u n e h m e n d w u r d e der ge-
sellschaftliche Nutzen langfristiger Globa lp lanung in Frage gestellt.2378 
Das reale verfügbare E i n k o m m e n u n d der reale pr ivate Verbrauch blieben zwischen 
1976 u n d 1983 nahezu unveränder t . Die h o h e n Inf la t ionsra ten l ießen die reale Nach-
steuerrendi te von Finanzanlagen in den meis ten Jahren negativ werden, mi t der Folge, 
dass in den siebziger Jahren das wohnungswi r t schaf t l i ches Vermögen der privaten Haus -
halte kont inuier l ich z u n a h m , w ä h r e n d ihr Geldvermögen sank.2379 Der Urbanis ierungs-
prozess stagnierte.2380 Rund ein Drit tel der E inwohne r lebte in den Ballungsgebieten. Die 
Bevölkerung alterte. Anfang der achtziger Jahre war nahezu jeder fün f t e E inwohner im 
Rentenalter.2381 
2370 Vgl. Davidson (1994), S. 124 f. 
2371 Vgl. Headey (1978), S. 48. 
2372 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 446. 
2373 Vgl. Frykman (1984b); Davidson (1994), S. 189; Davidson (1999), S. 463. 
2374 Vgl. Davidson (1994), S. 189. 
2375 Vgl. Matti (1986), S. 1. 
2376 Vgl. Wetterberg (1991), S. 25. 
2377 Vgl. Wetterberg (1991), S. 25, 28; Fredlund/Holm (1991), S. 39, 47. 
2378 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 39, 50. 
2379 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 424-426. 
2380 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47. 
2381 Vgl. Davidson (1994), S. 135. 
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5.7.2 Unerwartete Bedarfsverschiebungen 
Konträr zu den Erwar tungen der Wohnungspo l i t i ke r blieb ein g roßer Teil der zuneh-
m e n d wohlhabenderen Mit te lschichten nicht in den m o d e r n e n Geschosswohnungen 
a m Stadt rand , sonde rn versuchte, en tweder eine zentral gelegene ältere W o h n u n g oder 
ein geräumigeres Eigenheim zu erhalten.2382 Insbesondere ha t ten die Planer nicht be-
rücksichtigt, dass die rapide steigenden Rea le inkommen es i m m e r m e h r Haushal ten er-
mögl ichten, sich ihren T raum v o m Eigenheim zu erfül len. Die Baby-Boom-Genera t ion 
zog geräumige Einfami l ienhäuser m o d e r n e n D r e i z i m m e r w o h n u n g e n in stereotypen 
Hochhäuse rn vor, zumal die steuerliche E igenhe imfö rde rung die Net tokosten beträcht-
lich senkte.2383 In vielen Städten zeigten sich Anzeichen einer persis tenten Tendenz zu 
soz ioökomomische r u n d kulturel ler Segregation.2384 Die Suburban i s i e rung begann und 
mit ihr die soziale Polarisation.2 3 8 5 
Der Mehr fami l ienhaussek tor wies in vielen Städten zu Beginn der siebziger Jahre kla-
re Anzeichen einer Sät t igung auf.2386 O b w o h l die Leers tandsquoten niemals dramat isch 
waren, so konzent r ie r ten sie sich doch auf die häuf ig von k o m m u n a l e n Wohnungsgesell-
schaften geplanten und in ihrem Besitz s t ehenden Hochhauswohnanlagen . 2 3 8 7 Obgleich 
im in ternat ionalen Vergleich quali tat iv ex t rem hochwer t ig , w u r d e die Fert igbauarchitek-
tur in den neuen Satell i tenstädten, wie auch in anderen Teilen Europas , als i n h u m a n u n d 
lebensfeindlich betrachtet.2 3 8 8 Da z u d e m die d u r c h die h o h e n Inf la t ionsraten verursachte 
Vorverlagerung der realen Zah lungss t röme , das T i l tp rob lem, die k o m m u n a l e n Woh-
nungsgesellschaften, die auße r den unreal is ier ten Werts te igerungen ihrer Objekte über 
kein Eigenkapital ver fügten , besonders har t traf,2389 wi r t schaf te ten die meisten zwischen 
1976 u n d 1984 defizitär mi t besonders h o h e n Verlusten Anfang der achtziger Jahre u n d 
erhielten Subvent ionen zur Kompensa t ion der h o h e n Leerstände sowie zur Ins tandhal-
tung u n d Instandsetzung.2 3 9 0 
5.7.3 Steigende Kosten der Wohnungspol i t ik 
Rapide steigende Baukosten u n d mi t den s te igenden Inf la t ionsra ten der siebziger Jahre 
sich e rhöhende Zinssätze ließen den Subvent ionsgrad wohnungswir t schaf t l icher Inves-
t i t ionen beträcht l ich z u n e h m e n u n d die Subven t ion ie rung des wohnungswir tschaf t l i -
chen Sektors zu einer G e f ä h r d u n g für die Haushal tsdiszipl in anwachsen.2 3 9 1 Die öffent-
lichen Aufwendungen fü r die Wohnungspo l i t i k stiegen bis 1980 auf 3 , 9 % des BIP.2392 
Von 1975 bis 1982 vervierfachten sich die Z inssubven t ionen von 1,8 auf 7,2 Milliarden 
2382 Vgl. Strömberg (1993), S. 316; Davidson (1994), S. 143. 
2383 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47; Cars/Härsman (1991), S. 57. 
2384 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47. 
2385 Vgl. Davidson (1994), S. 135. 
2386 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47; Cars/Härsman (1991), S. 57. 
2387 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47. 
2388 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47; Strömberg (1993), S. 315 f.; Davidson (1994), S. 143. 
2389 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 13. 
2390 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 134; Balchin (1996c), S. 76. 
2391 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 95; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 1. 
2392 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 7. 
1975-1982: Wohnformenneutrali tät , Eigenheimbau und Gentrification 211 
SEK.2393 1980 be t rug der Anteil der Ob jek t fö rde rung an der nichts teuerl ichen Förde rung 
60%. 2 3 9 4 1982 belief sich das Fördervo lumen des wohnungswir t schaf t l ichen Sektors auf 
SEK 26,6 Mil l iarden, was etwa der Brut tokapi ta lb i ldung des Sektors entsprach.2 , 9 : 1 
Eine Neutra l i tä t in der Subvent ion ie rung der Nu tzungs fo rmen w u r d e nicht er-
reicht.2396 Die Gewich tung verschob sich z u n e h m e n d von der Mie twohnungs - zur Eigen-
he imförderung . 2 3 9 7 Ab Mit te der siebziger Jahre floss der größte Teil der w o h n u n g s w i r t -
schaft l ichen Subven t ionen in das selbst genutzte Wohneigentum. 2 3 9 8 Das A u s m a ß der 
allokativen Verzerrungen infolge der relativen Begünst igung des W o h n e i g e n t u m s sowie 
die regressiven Ver te i lungswirkungen lagen jedoch deutl ich un te r denen andere r O E C D -
Staaten,2399 da Miet- u n d Genossenschaf t swohnungen entsprechend höhere Zinssubven-
t ionen erhiel ten, die sich in niedrigere Mieten umsetzten.2 4 0 0 
5.7.4 Das Ziel der Wohnformenneutral i tät 
Nach der Ü b e r w i n d u n g der Unte rversorgung gewann das Ziel der W o h n f o r m e n n e u t r a -
lität stärkeres Gewicht . Den Hausha l t en sollten, unabhäng ig von der E igen tums fo rm, 
gleichwertige Mögl ichkei ten der W o h n u n g s n u t z u n g in gleicher Qual i tä t u n d zu gleichen 
Kosten zur Ver fügung stehen.2401 Es w u r d e angestrebt, die Wohngebie te verstärkt zu 
d u r c h m i s c h e n , u m den Tendenzen zu geographischer und soz ioökonomischer Segrega-
t ion entgegen zu wirken u n d die öffent l ichen In f ras t ruk ture in r ich tungen effizienter zu 
nutzen.2 4 0 2 
G r ö ß e r e Famil ien blieben auch nach Ende des Mi l l ion -Programms auf den Erwerb 
eines Eigenheims angewiesen, d e n n fast 9 0 % der k o m m u n a l e n u n d genossenschaft l i -
chen Wohne inhe i t en besaßen n u r maximal drei W o h n r ä u m e plus Küche, w ä h r e n d 
über 70 % des selbst genutz ten W o h n e i g e n t u m s mindes tens vier W o h n r ä u m e zuzüglich 
der Küche aufwiesen. 1975 be fanden sich fast alle Einfamil ienhäuser im individuel len 
E igen tum der Bewohner , n u r ein verschwindend geringer Anteil gehör te k o m m u n a l e n 
Wohnungsgese l l schaf ten oder Genossenschaf ten . Der Anteil der als Miet- oder Genos-
senschaf t swohne inhe i ten konzip ier ten , neu err ichteten Einfamil ienhäuser w u r d e v o n 
1975 bis 1985 von 4 % auf 3 2 % aufgestockt.2 4 0 3 Die Vermietbarkei tsprobleme in einigen 
s u b u r b a n e n Neubaugeb ie ten w u r d e n als Anreiz gesehen, größere W o h n u n g e n in besser 
geplanten Wohnan lagen zu errichten.2404 So w u r d e n zwischen 1975 u n d 1982 im Mehr -
2393 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 93. 
2394 Vgl. Czasny (1988), S. 228. 
2395 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 97 f. 
2396 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 164. 
2397 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 98. 
2398 Vgl. Matti (1986), S. 22; Davidson (1994), S. 138. 
2399 Vgl. Matti (1986), S. 34. 
2400 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 164. 
2401'Vgl. Lundqvist (1987), S. 119; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 449; Davidson (1999), 
S. 457. 
2402 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 449. 
2403 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 453 f. 
2404 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47 f. 
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fami l ienhausbau verstärkt Vier- u n d F ü n f - Z i m m e r - W o h n u n g e n err ichtet , u n d auch in 
den späteren Jahren ha t te etwa ein Fünftel der N e u b a u w o h n u n g e n diese Größe.2 4 0 5 
5.7.5 Die N e u o r d n u n g d e r W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Mit d e m 1975 e ingeführ ten Wohnungsbauf inanz ie rungssys tem w u r d e ers tmal ig die u m -
fassende Subven t ion ie rung des wohnungswir t schaf t l ichen Sektors als dauerha f t e s Cha-
rakter i s t ikum der Wohnungspo l i t ik angesehen.2406 In scharfem Gegensatz zur Ära des 
M i l l i o n - P r o g r a m m s enthiel ten die weiterhin an die Bau landbed ingung u n d an ein offe-
nes Tenderver fahren gebundenen Darlehen erstmalig Förderzinssätze, die bet rächt l ich 
un te rha lb des Marktz inses lagen.2407 U m Anreize für den Wet tbewerb in der P r o d u k t i o n 
zu schaffen, waren die f ü r Neubau u n d Modern i s ie rung gewähr ten Z inssubven t ionen an 
begrenzt ver fügbare Dar lehen geknüpf t , die von speziellen H y p o t h e k e n b a n k e n vergeben 
wurden.2 4 0 8 Die Ref inanzierung erfolgte über langfristige Staatsanleihen mit u n t e r d e m 
Kapi ta lmarktz ins l iegender Verzinsung im regulierten Portefeuille von Geschäf t sbanken 
u n d Versicherungen.2 4 0 9 Geplant war, über eine Differenzierung der Fö rde rquo t en zu-
guns ten des k o m m u n a l e n u n d genossenschaft l ichen Sektors alle W o h n f o r m e n mi t Aus-
n a h m e der pr ivaten M i e t w o h n u n g un te r Einbeziehung der s teuerl ichen F ö r d e r u n g des 
W o h n e i g e n t u m s gle ichmäßig zu fördern.2 4 1 0 
Zinssubven t ionen u n d Tilgungsraten waren degressiv gestaffelt, u m die Kapitalkosten 
verschiedener Baujahre zu nivellieren u n d die Anfangsbelas tung zu reduzieren.2 4 1 1 Der 
er forder l iche Eigenkapitalantei l wurde für den k o m m u n a l e n M i e t w o h n u n g s b a u auf 
0 %, fü r Genossenschaf ten auf 1 %, fü r W o h n e i g e n t u m auf 5 % u n d fü r pr iva ten Miet -
w o h n u n g s b a u auf 8 % festgelegt.2412 Bei e inem Kapitalmarktzinssatz von 7 % be t rug der 
anfängl iche Referenzzinssatz 3,9 % für Mie twohnungen u n d 6,0 % fü r W o h n e i g e n t u m . 
Die Annu i t ä t en w u r d e n pro Jahr u m jeweils 0,5 % für Eigenheime u n d 0,25 % f ü r sons-
tige N e u b a u t e n angehoben.2 4 1 3 Luxuriöse Einfamil ienhäuser erhielten keine Zinssubven-
tionen.2 4 1 4 
1982 ha t ten 9 0 % der seit 1949 erstellten Wohne inhe i t en , zwei Drit tel des Bestands 
von 3,7 Mil l ionen, eine Förde rung erhalten.2415 Die großzügigen Z inssubven t ionen er-
wiesen sich als sehr kostspielig u n d ihre Differenzierung in der H ö h e der Z inssubvent io-
nen verschaff te den k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaften einen klaren Wet tbewerbs-
vorteil . Die F inanz ie rung mit sehr langen Laufzeiten von 4 0 - 5 0 Jahren fü r k o m m u n a l e 
Wohnungsgese l l schaf ten u n d Genossenschaf ten verursachte sehr h o h e reale Finanzie-
2405 Vgl. Lundqvist (1987), S. 123. 
2406 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47 f. 
2407 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47 f.; Turner (1997a), S. 36. 
2408 Vgl. Strömberg (1993), S. 318; Turner (1997a), S. 42. 
2409 Vgl. Turner (1997a), S. 42. 
2410 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 449; Lundqvist (1992c), S. 94 f, 132; Turner (1997a), 
S. 36. 
2411 Vgl. Turner (1997a), S. 36. 
2412 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 94, 127; Barlow/Duncan (1992), S. 164; Park (1991), S. 66. 
2413 Vgl. Park (1991), S. 67 f.; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 259. 
2414 Vgl. Lundqvist (1987), S. 123. 
2415 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 97 f. 
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rungskosten.2 4 1 6 Die nutzf lächenbezogenen Erstel lungskosten im Neubau näher ten sich 
nach 1980 an.2417 Für die Haushal te war es schwierig u n d teuer, Werts te igerungen von 
W o h n i m m o b i l i e n zu konsumieren oder ihr Portefeuille umzuschichten. 2 4 1 8 
5.7.6 Die z u n e h m e n d e B e d e u t u n g d e r E i g e n h e i m f ö r d e r u n g 
Als die Grenzsteuersätze vieler selbst n u t z e n d e r E igen tümer 60 % - 7 0 % u n d mehr er-
reichten, entwickelte sich das auf der Basis eines durchschni t t l i chen marginalen Steu-
ersatzes von 50 % wohnfo rmenneu t r a l in tendie r te Wohnungsbau fö rde r sys t em zu einer 
p r i m ä r stark regressiven Eigenheimbauförderung. 2 4 1 9 Zwischen 1975 u n d 1981 vervier-
fachte sich nomina l die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , wobei 1980 fast zwei 
Drit tel der Förderung auf das oberste E inkommensd r i t t e l entfiel, während die För-
d e r u n g k o m m u n a l e r u n d genossenschaft l icher W o h n u n g e n sich von 1977 bis 1981 n o -
mina l nicht e inmal verdoppelte.2420 
1980 flössen 6 3 % der Fördermit tel in Eigenheime, davon fast drei Viertel au fg rund 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit der Hypothekenz insen , 8 % in Genossenschaf t swoh-
n u n g e n u n d 28 % in Mietwohnungen. 2 4 2 1 75 % der E igenhe imfö rde rung gingen an die 
61 % der Familien mit Kindern, die ein Eigenheim bewohnten. 2 4 2 2 1978 lebten in etwa 
4 5 % der ein Eigenheim bewohnenden Hausha l t e Kinder un t e r 18 Jahren im Vergleich 
zu 1 5 % in den Mie tere igentümerhausha l ten und 2 0 % in den Mieterhaushalten.2 4 2 3 
W ä h r e n d sich der Eigenheimbesitz der Arbei te rhaushal te zwischen 1968 u n d 1981 von 
31 % auf 3 2 % erhöhte , stieg er bei den Angeste l l tenhaushal ten von 2 4 % auf 4 5 % u n d 
be t rug bei Haushal ten von Selbständigen u n d Führungskrä f t en k n a p p 50 %.2424 
W u r d e n 1971-1975 noch 2 5 % der Eigenheime volls tändig mi t Kapi ta lmarktdar lehen 
f inanzier t , so waren es 1983 nur noch 1 %.2425 Der Kaufpre is eines neu err ichteten Eigen-
he ims wurde auf Kostenbasis ermit tel t , d ie Kostenobergrenze der Förderdar lehen für 
W o h n e i g e n t u m fast i m m e r eingehalten.2426 Die Laufzeit de r bei Kredi t inst i tuten auf-
g e n o m m e n e n Darlehen betrug meist 40 Jahre u n d die der Förderdar lehen 14 Jahre.2427 
Da die hohen Grenzsteuersätze in Ve rb indung mit der Abzugsfähigkei t der Hypo theken-
zinsen zudem beträchtl ich die Kostenbelas tung der Ers terwerber senkte, war während 
eines Ze i t raums von drei Jahren eine Gewinnerz ie lung im Falle der Veräußerung nicht 
zulässig.2428 
2416 Vgl. Davidson (1994), S. 95. 
2417 Vgl. Lundqvist (1987), S. 130. 
2418 Vgl. Turner (1997a), S. 42. 
2419 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 94 f., 132. 
2420 Vgl. Kemeny (1978), S. 319; Frykman (1984a). 
2421 Vgl. Frykman (1984a), S. 72; Lundqvist (1988), S. 34; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 458; 
Davidson (1994), S. 190. 
2422 Vgl. Lundqvist (1988), S. 35. 
2423 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 453. 
2424 Vgl. Frykman (1984b) 
2425 Vgl. Anas et al. (1990), S. 44. 
2426 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 261. 
2427 Vgl. Park (1991), S. 67; Lundqvist (1992c), S. 132. 
2428 Vgl. Anas et al. (1990), S. 51; Fredlund/Holm (1991), S. 47. 
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5.7.7 Eigenheimbau und Gentri f icat ion 
Die Bautätigkeit ging t ro tz der massiven E r h ö h u n g der öffentl ichen Förderung stark zu-
rück u n d verlagerte sich von Mehr fami l i enhäuse rn h in zu Einfamil ienhäusern, die Mit te 
der siebziger bis Mit te der achtziger Jahre die N e u b a u p r o d u k t i o n dominierten.2 4 2 9 Die 
Fertigstellungen halbier ten sich auf etwa sechs Wohne inhe i t en pro 1000 Einwohner.2430 
Der Anteil der Baulandkosten e r h ö h t e sich 1980 auf 25 % fü r Geschosswohnungen u n d 
1 9 % fü r Einfamilienhäuser.2 4 3 1 
Quali ta t ive Aspekte gewannen an Bedeutung.2 4 3 2 1983 w u r d e ein zehnjähriges Moder -
n i s i e rungsprogramm fü r den inners tädt i schen Al tbes tand aufgelegt. Zwischen 1970 u n d 
1986 fiel der Anteil des N e u b a u s an der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g von 8 1 % auf 3 2 % , 
während der Anteil der Modern i s i e rungen sich von 5 % auf 3 9 % erhöhte.2 4 3 3 Von 1975 
bis 1985 w u r d e n 8 % der 1980 v o r h a n d e n e n Wohne inhe i t en in Mehrfami l ienhäusern 
modernisiert .2 4 3 4 In den Innens täd ten der Ballungsgebiete wurden die oft von Senioren 
u n d Einpersonenhausha l ten b e w o h n t e n kleinen u n d billigen ehemaligen Arbei terwoh-
nungen un te r Vertre ibung der Bewohner in Mi t te l sch ich tapar tments hoher Qual i tä t 
t r ans fo rmie r t . Kleine Ein- u n d Z w e i z i m m e r w o h n u n g e n w u r d e n knapp.2435 
Ein beträcht l icher Teil der großs täd t i schen M i e t w o h n u n g e n im privaten Eigentum, 
etwa 9.000 Wohne inhe i t en , wurde , z u m Teil mi t Hilfe von Luxusmodernis ierungen 
u n d bei bet rächt l ichen Werts te igerungen, in Genossenschaf t swohnungen umgewandel t , 
wobei die Initiative sowohl von den Vermietern als auch von den Mietern ausging, oft 
von beiden Seiten.2436 Ab 1975 ging der Anteil pr ivater Mie twohnungen a m Wohnungs -
bes tand relativ u n d absolut zurück.2 4 3 7 Anfang der achtziger Jahre begannen auch etliche 
k o m m u n a l e Wohnungsbaugese l l schaf ten , W o h n u n g e n aus ihrem Bestand zu verkaufen, 
zumeist an HSB oder Rikbyggen.2438 Wer ts te igerungen von Genossenschaftsantei len blie-
ben bis 1984 ab einer Hal tedauer von 5 Jahren steuerbefreit .2 4 3 9 Die Kredit inst i tute be-
gannen , einen Genossenschaf tsante i l als dingl iche Sicherheit zu akzeptieren.2440 
5.7.8 Das Miet- und Wohngeldrecht 
Das Mietgesetz von 1977 mach te das prakt iz ier te Mietverhandlungssys tem zur Rechts-
norm.2 4 4 1 Die kostenbasier te M i e t h ö h e im öffent l ichen Sektor, die die Obergrenze für 
Mieten des privaten Sektors bildete, be s t immte sich nach dem Nutzungswer t der 
2429 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 446; Fredlund/Holm (1991), S. 39, 47 f.; Cars/Härs-
man (1991), S. 57; Lundqvist (1992a), S. 97: Bengtsson (1993), S. 15. 
2430 Vgl. Swedish Institute (1989), S. 4. 
2431 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 103 f. 
2432 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 47. 
2433 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 458. 
2434 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 454. 
2435 Vgl. Vogel (1992), S. 141 f. 
2436 Vgl. Matti (1986), S. 29. 
2437 Vgl. Balchin (1996c), S. 70 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 130. 
2438 Vgl. Strömberg (1993), S. 319. 
2439 Vgl. Papa (1992), S. 151 f. 
2440 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 106; Matti (1986), S. 29. 
2441 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 454 f. 
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Wohneinhei t /brukvärdeshyror . 2 4 4 2 Das Miet f indungssys tem sollte nicht aktuelle Mark t -
lagen widerspiegeln, sonde rn Kostendeckung ermögl ichen, u n d enthielt demzufo lge ei-
nen konservat iven Bias, insbesondere in Zeiten hohe r Inflation.2443 Die Mietervereine 
u n d die k o m m u n a l e n Wohnungsgese l l schaf ten veröffentl ichten Richtlinien z u m Mie-
tenpooling-Verfahren.2 4 4 4 Der privat vermietete Sektor erwirtschaftete o h n e Einbezie-
h u n g von Wer t ände rungen eine Eigenkapitalrendite von 0 % - 2 % 1975-1982 u n d von 
3 % - 4 % 1983.2445 Die K o m m u n e n waren berechtigt , die Verwaltung vernachlässigter 
privater Mie tobjek te zu übernehmen. 2 4 4 6 1 981 wurde die Ausübung eines globalen, re-
gional begrenzten k o m m u n a l e n Allokationsrechts für private M i e t w o h n u n g e n zuläs-
sig.2447 A n f a n g der achtziger Jahre wurde der Kündigungsschutz beträcht l ich ausgewei-
tet, sodass diesbezüglich die Mieter fast den Mietere igentümern gleich gestellt 
waren.2448 
Der n o m i n a l e Anstieg des Wohnge lds blieb ab 1975 hinter dem nomina len Anstieg 
der ande ren Förderar ten zurück.2 4 4 9 1980 erhielten 5 2 % der Rentnerhaushal te u n d 
1 3 % der sonst igen Haushal te , 5 % der kinderlosen sowie 6 0 % der Hausha l te mi t drei 
u n d m e h r Kindern un te r 18 Jahren Wohngeld.2 4 5 0 Von den Wohngeld e m p f a n g e n d e n Fa-
milien mi t Kindern waren etwa 4 0 % Eigentümerhaushal te , für die sich d a d u r c h die 
W o h n k o s t e n u m etwa ein Dri t te l reduzierten.2 4 5 1 
5.7.9 Wohnqual i tät und Wohnkostenbelas tung 
Im Vergleich zu 1945 war der Wohnungsbes t and 1980 u m 7 5 % , im G r o ß r a u m Stock-
h o l m u m 1 2 8 % , gestiegen.2452 Die Wohnungspo l i t ik war noch i m m e r in der Lage, Dis-
par i tä ten in der Wohnungsve r so rgung zwischen verschiedenen sozialen Schichten u n d 
Hausha l t sg ruppen in Grenzen auszugleichen. Die Wohnkos tenbe las tungsquote be t rug 
im Durchschn i t t 1 4 % des B r u t t o e i n k o m m e n s mi t einer Schwankungsbrei te zwischen 
1 2 % bei Facharbe i te rhaushal ten , 1 6 % bei Erwerbstä t igenhaushal ten u n d 2 2 % bei Al-
le inerz iehenden. Es ließ sich kein signifikanter Z u s a m m e n h a n g zwischen Baujahr sowie 
Auss ta t tung der W o h n u n g u n d d e m Hausha l t s e inkommen feststellen, Hausha l te mi t hö -
herem E i n k o m m e n verfügten jedoch über eine größere Wohnfläche.2 4 5 3 Im Hausha l t s -
panel von 1983 zeigte sich ein signifikant positiver Z u s a m m e n h a n g zwischen Haushal t s -
e i n k o m m e n , Hausha l t sg röße u n d Eigenheimbesitz, während das H a u s h a l t s e i n k o m m e n 
für die En tsche idung zwischen Miet- u n d Genossenschaf t swohnung o h n e Einfluss blieb. 
2442 Vgl. Davidson (1999), S. 463. 
2443 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 131. 
2444 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 134. 
2445 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 131. 
2446 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 128. 
2447 Vgl. Lundqvist (1988), S. 100. 
2448 Vgl. Lundqvist (1987), S. 127. 
2449 Vgl. Frykman (1984a); Lundqvist/Elander Danemark (1990), S. 458. 
2450 Vgl. Anas et al. (1990), S. 57. 
2451 Vgl. Lundqvist (1988), S. 29, 33. 
2452 Vgl. Anas et al. (1990), S. 38 f. 
2453 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 148 f. 
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Mit s te igendem Alter des Haushal tsvors tands stieg sowohl die Wahrscheinl ichkei t einer 
handelbaren W o h n f o r m als auch die des Eigenheimbesitzes.2454 
5.8 1983-1992: Reformen im System oder Reform des Systems? 
5.8.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Die achtziger Jahre waren geprägt von einer z u n e h m e n d e n wel twir tschaf t l ichen u n d eu-
ropäischen Integrat ion Schwedens, die die wir tschaft l iche D y n a m i k des Landes e rhöh te , 
aber auch die Verwundbarkei t gegenüber außenwir t schaf t l ichen Einflüssen vergrößer te 
und die Mögl ichkei ten einer b innenor ien t ie r ten Wir tschaf tspol i t ik verringerte.2455 1 98 2 
war die S t rukturkr i se ü b e r w u n d e n , die schwedische Indust r ie erzielte in den fo lgenden 
zwei Jahren die höchs ten Wachs tumsra ten in Europa, und die Arbei t s losenquote fiel auf 
un te r 3 %.2456 Bei s inkenden Realzinsen e rhöh te sich das Realvermögen der pr ivaten 
Haushal te bis z u m Ende der Dekade u m r u n d 40 %.2457 Das ver fügbare E i n k o m m e n stieg 
von 1983 bis 1992, der private Konsum von 1983 bis 1989, mi t e inem H ö h e p u n k t 
1986/87.2458 1986 be t rug das BIP pro Einwohner 1 1 2 % des EU-Durchschni t ts . 2 4 5 9 
Wie auch in den USA jener Zeit e rmögl ichte das s imul tane Auf t re ten von expansiver 
Geldpoli t ik, F inanzmarktderegul ie rung , unzure ichender Kapi ta lmarktaufs icht u n d 
f remdf inanz ie r t e Sachvermögensinvest i t ionen begünst igender s teuerl icher Verzerrungen 
e n o r m e spekulat ive Engagements an den Assetmärkten.2 4 6 0 Die wei tgehende A u f h e b u n g 
der Kapi ta lverkehrskontrol len und die Deregul ierung und Liberalisierung des Kapital-
marktes im Jahre 1986 füh r t en bei einer durchschni t t l ichen Inf la t ionsra te der Dekade 
von 8 % zu einer bet rächt l ichen E rhöhung der Liquidität der Volkswirtschaft.2 4 6 1 Die 
reale Verschuldung der privaten Haushal te , die a u f g r u n d der 1970-1985 negativen nach-
steuerl ichen Realzinsen bereits vor der F inanzmark tderegu l ie rung mit 5 4 % des BIP 
1985 ein vergleichsweise hohes Niveau erreicht hatte, e rhöh te bis 1988 auf 6 8 % des 
BIP.2462 Der Preisanstieg auf den Sach- u n d Ge ldve rmögensmärk ten übertraf den all-
gemeinen Preisanstieg.2463 Die Sparquote der privaten Hausha l te sank von 2 % a m An-
fang der Dekade auf m i n u s 5 % 1988-1990.2464 
1991 ging der d u r c h Kredi texpansion künst l ich ausgeweitete B o o m in der tiefsten Re-
zession seit der Weltwirtschaftskrise ab rup t zu Ende.2465 Der pr ivate Verbrauch ging so 
stark zu rück wie nie zuvor seit dem Zweiten Weltkrieg.2466 Die of fene Arbeitslosigkeit 
2454 Vgl. Brownstone/Englund (1989), S. 3, 12 f.; Klevmarken (1986). 
2455 Vgl. Wetterberg (1991), S. 21; Fredlund/Holm (1991), S. 39. 
2456 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 458. 
2457 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 14; Turner (1997c), S. 195. 
2458 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 11; Berg/Bergström (1995), S. 425. 
2459 Vgl. Eurostat (1997b), S. 210. 
2460 Vgl. Dehesh/Pugh (2000), S. 2599. 
2461 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 5 f.; Berg/Bergström (1995), S. 421 f., 424. 
2462 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 426; Turner (1997a), S. 42; Turner (1997c), S. 194; Turner (1999), 
S. 693. 
2463 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 424. 
2464 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 421; Agell/Berg/Edin (1995), S. 9. 
2465 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 2. 
2466 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 11. 
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e rhöh te sich von 1 ,4% Ende 1989 auf das seit vielen Jahrzehnten nicht m e h r erreichte 
Niveau von 8,3 % 1993. Der Außenwer t der W ä h r u n g reduzier te sich u m r u n d 30 % u n d 
die Inflat ionsrate fiel von k n a p p 11 % 1990 auf r u n d 2 % 1992.2467 Die realen Kosten der 
Kred i t au fnahme stiegen von m i n u s 7 % 1980 über m i n u s 2 , 8 % 1989 auf 7 , 2 % 1991.2468 
Die Sparquote erhöhte sich von m i n u s 5 % 1989 auf das zuletzt in den f rühen fünfziger 
Jahren erreichte Niveau von 8 % 1992.2469 Das wei tgehend realisierte sozialpolit ische Ide-
al der öffentl ichen und pr ivaten Verantwort l ichkeit fü r das Wohlergehen des Einzelnen 
u n d der Gesellschaft, das nach mehreren Dekaden steigender Rea le inkommen für die 
gesamte Bevölkerung öffent l iche Güter u n d Dienst le is tungen in Spitzenquali tät bereit 
stellte, geriet angesichts negativer Wachs tumsra ten , leerer öffent l icher Kassen, intensi-
vierter außenwir tschaf t l icher Einwirkungen u n d einer z u n e h m e n d f ragment ie r te ren Ge-
sellschaft unter Druck.2470 
5.8.2 D i e w o h n u n g s p o l i t i s c h e P r o b l e m l a g e 
Die Kosten der Wohnungspol i t ik be t rugen 1982 4,1 % des BIP, gingen 1989 auf 3,1 % 
des BIP zurück und stiegen über 3 , 7 % des BIP 1990 wieder auf 4,1 % des BIP 1991.2471 
W ä h r e n d die Bevölkerung 1950-1983 u m 17 % gewachsen war, ha t te sich die Anzahl der 
Hausha l t e u m 4 6 % erhöht.2 4 7 2 Im G r o ß r a u m Stockholm stieg die Bevölkerung 
1945-1980 u m 55 %.2473 1984 waren k n a p p 1 7 % der E inwohner älter als 64 Jahre.2474 
Zwischen 1982 und 1989 e rhöh ten sich die Subvent ionen des wohnungswir t schaf t l i -
chen Sektors u m die Hälfte, die N e u b a u f ö r d e r u n g verdoppel te sich u n d die E i n n a h m e n -
verzichte des Staates durch die steuerliche W o h n e i g e n t u m f ö r d e r u n g stiegen u m 70 %.2475 
1986 w u r d e n rund 3 0 % des W o h n k o n s u m s von der öffent l ichen H a n d getragen, davon 
entf ielen jeweils 40 % auf Zinssubvent ionen u n d Steuervortei le u n d 20 % auf Wohnge ld-
zahlungen.2 4 7 6 Die Subvent ionierung des wohnungswir t schaf l t i chen Sektors, insbesonde-
re die steuerliche Förderung, erwies sich als regressiv.2477 Die 5 0 % der Hausha l te mi t den 
niedrigsten E inkommen erhielten 3 0 % der Fördermittel .2 4 7 8 Im Jahre 1988, im Vorfeld 
der Rezession, entsprach der Gesamtau fwand der Wohnungspo l i t i k , statt 5 % wie An-
fang der fünfziger Jahre, n u n m e h r etwa 3 0 % des Wohnkonsums. 2 4 7 9 Geschätzt wurde , 
dass 1989-1991 2 0 , 2 % der Baukosten eines durchschni t t l i chen Eigenheims subvent io-
nier t wurden.2 4 8 0 
2467 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2. 
2468 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 26, 45. 
2469 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 9; Berg/Bergström (1995), S. 421 f. 
2470 Vgl. Petersson (1991), S. 12; Wetterberg (1991), S. 17, 21; Fredlund/Holm (1991), S. 39. 
2471 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 254 f.; Balchin (1996c), S. 77; Englund/Hendershott/Turner 
(1995), S 7; McCrone/Stephens (1995), S. 136. 
2472 Vgl. Swedish Institute (1984). 
2473 Vgl. Anas et al. (1990), S. 38 f. 
2474 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 460. 
2475 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 109; Lundqvist (1992c), S. 132. 
2476 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 58 f. 
2477 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 60. 
2478 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 60. 
2479 Vgl. Schwarz (1992), S. 1; Anas et al. (1990), S. 59 f. 
2480 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
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In den Ballungsgebieten ha t te sich das W o h n e i g e n t u m sukzessive zu einer D o m ä n e 
der woh lhabenderen Hausha l te entwickelt , für Familien o h n e zwei h o h e E inkommen 
war W o h n e i g e n t u m nicht m e h r bezahlbar. Die E igen tümerhausha l te ha t ten von den au-
ßerordent l ichen Werts te igerungen der achtziger Jahre profi t ier t , die zu e inem nicht ge-
r ingen Teil auf den großzügigen Objek t - und Subjektsubvent ionen be ruh ten . Die distri-
but iven W i r k u n g e n der Wohnungspo l i t i k konterkar ie r ten die t radier ten Zielsetzungen 
der W o h n f o r m e n n e u t r a l i t ä t und der Bezahlbarkeit von quali tat iv u n d quant i ta t iv ange-
messenem Wohnraum. 2 4 8 1 
Nach der en t t äuschenden Wir t schaf t sen twick lung a m Ende der achtziger Jahre erwie-
sen sich die sehr h o h e n A u f w e n d u n g e n im R a h m e n der Wohnungspo l i t ik und die da-
d u r c h ausgelöste i m m e r höhe re Verschuldung der öffent l ichen H a n d als untragbar.2482 
Mit e inem h o h e n u n d s te igendem Anteil älterer Mi tbürger und zu e rwar tendem lang-
samen Bevölkerungswachs tum war eine R ü c k f ü h r u n g der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g an-
gezeigt.2483 Es w u r d e e rkannt , dass die öffent l ichen A u f w e n d u n g e n f ü r den wohnungs -
wir tschaf t l ichen Sektor in Anbe t rach t der ö k o n o m i s c h e n Erfordernisse der neunziger 
Jahre nicht daue rha f t beibehal ten werden konnten. 2 4 8 4 Tradierte Wer te u n d N o r m e n des 
schwedischen Wegs der D e k o m m o d i f i z i e r u n g der Wohnungsve r so rgung wurden ange-
sichts eines h o h e n Zielerreichungsgrads, leerer öffent l icher Kassen u n d unerwünsch te r 
Verte i lungswirkungen kritisch hinterfragt.2 4 8 5 
Der gesellschaftliche Konsens über die a l lgemeine u n d langfristige Zielsetzung, die ge-
samte Bevölkerung, unabhäng ig v o m soz ioökonomischen Status, adäqua t mit W o h n -
r a u m zu versorgen, blieb jedoch erhalten.2486 Die n u n folgenden Reformen bedeute ten 
im Grundsa t z keine Richtungsänderung. 2 4 8 7 Der von der Wohnungspo l i t ik der Nach-
kriegszeit ins Leben gerufenen mäch t igen P roduzen ten lobby der organisier ten Interessen 
im k o m m u n a l e n u n d genossenschaf t l ichen Sektor gelang es, den größten Teil der An-
passungslasten den 60 % der Hausha l te in den hande lbaren W o h n f o r m e n , insbesondere 
den 1,7 Mil l ionen Eigenheimbesi tzern , zuzuschieben.2 4 8 8 Das fiskalische Problem des 
Staates w u r d e p r i m ä r d u r c h Verr ingerung der Subvent ionen fü r Neubau ten u n d W o h n -
e igen tum gelöst, womi t die dis t r ibut ive Zielverfehlung der Wohnungspol i t ik sich be-
trächtl ich verringerte.2 4 8 9 
Die S teuer re form von 1991 sah massive E insparungen bei der steuerlichen W o h -
n u n g s b a u f ö r d e r u n g vor.2490 Der Anteil des selbst genutzten Wohne igen tums an den 
A u f w e n d u n g e n fü r die Wohnungspo l i t i k w u r d e von 30 % auf 23 % zurück geführt.2491 
Vom wohnungspo l i t i schen G e s a m t a u f w a n d entfielen 1991 5 2 % auf Zinssubvent ionen, 
2 5 % auf die steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g u n d 1 2 , 9 % auf Wohngeldzahlun-
2481 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 110. 
2482 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 107. 
2483 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 137. 
2484 Vgl. Balchin (1996c), S. 82. 
2485 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 100; Balchin (1996c), S. 82; Turner (1996), S. 99; Lundqvist (1992a), 
S. 107. 
2486 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 54. 
2487 Vgl. Strömberg (1993), S. 319. 
2488 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 108. 
2489 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 110. 
2490 Vgl. Strömberg (1993), S. 319. 
2491 Vgl. Brink (1988), S. 103. 
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gen.2492 Durch die Reformen reduzier te sich die Nachfrage nach selbst genutz tem 
W o h n e i g e n t u m u m etwa 1 5 % u n d die Mie twohnungsnachf rage u m r u n d 5%.2 4 9 3 Un-
günst ig gewählt war der Ze i tpunk t fü r die wohnungspol i t i schen Korrekturen. Vor d e m 
Hin t e rg rund einer gesamtwir tschaf t l ichen Rezession u n d hoher Realzinsen infolge des 
raschen Brechens von In f la t ionserwar tungen kam es bei sinkenden E i n k o m m e n zu ei-
nem Anstieg der realen Wohnkos t en , e inem Preisverfall der Immobi l ienwer te und ei-
ner Krise im Wohnungsbau. 2 4 9 4 
5.8.3 D a s Bau- u n d P l a n u n g s g e s e t z v o n 1987 
Das Bau- und Planungsgesetz von 1987 erweiter te u n d vervol lkommnete das Instru-
m e n t a r i u m der k o m m u n a l e n Bau- u n d Bodenpol i t ik u n d stellte eine di rekte Verbin-
d u n g z u m Naturschutzgesetz her. Die K o m m u n e n w u r d e n zur eigenverantwort l ichen 
Aufstel lung langfrist ig verbindl icher , mi t d e m nat ionalen Wohnungsbaup lan u n d ande-
ren sektoralen Entwicklungsplänen koord in ie r t e r Bebauungspläne verpfl ichtet , auf de-
ren Grundlage das W o h n u n g s b a u - u n d P lanungsmin i s t e r ium die P l anung u n d Vertei-
lung staatlicher Mittel festlegte.2495 Regionalpläne blieben optional.2496 K o m m u n a l e 
P lanung der Boden- u n d Wasse rnu tzung hat te sich n u n m e h r auf das gesamte Verwal-
tungsgebiet zu erstrecken u n d bedu r f t e n u r noch in Ausnahmefäl len einer G e n e h m i g u n g 
durch die Zentralregierung.2 4 9 7 Die F lächennu tzungsp lanung spezifizierte alle zur An-
w e n d u n g k o m m e n d e n Planungsvorschr i f ten u n d die wichtigsten Entwicklungst rends 
des Gebiets. Der Schwerpunk t lag n u n m e h r auf der gegenwärtigen Boden- u n d Wasser-
politik, o h n e dass detailliert in die Z u k u n f t geplant wurde.2 4 9 8 Development war nu r auf 
P lanungsgrundlage zulässig. Die Gült igkeit von Baurechten wurden auf die 5 bis 15 Jah-
re umfassende Imp lemen t i e rungsphase des zugrundel iegenden Plans begrenzt.2499 
1988 w u r d e n die staatliche W o h n u n g s b e h ö r d e u n d die Staatliche P lanungsbehörde 
z u m Schwedischen A m t f ü r W o h n e n , Bauen u n d Planen/Boverket verschmolzen.2 5 0 0 
Das W o h n u n g s b a u m i n i s t e r i u m w u r d e 1991 aufgelöst u n d seine Agenden auf sieben Re-
gierungsabtei lungen verteilt , 1992 w u r d e eine interministeriel le Arbei t sgruppe gegrün-
det, u m als Verbindungsstel le zu wirken.2501 1992 w u r d e die Baulandbedingung durch 
eine Vielzahl ähnl ich gelagerter Regul ierungen ersetzt.2502 
Nach Jahrzehnten des Kaufs, Verkaufs u n d der Verpach tung von Bauland besaßen die 
K o m m u n e n im Regelfall den überwiegenden Teil des fü r künft ige u rbane Bebauung in 
Frage k o m m e n d e n Bodens in ih rem Hohei tsgebiet u n d verfügten somit übe r ein aus-
2492 Vgl. Balchin (1996c), S. 77. 
2493 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 1. 
2494 Vgl. Turner (1996), S. 108 f.; Turner (1997b), S. 481. 
2495 Vgl. Anas et al. (1990), S. 34 f.; Lundqvist/Elander/Danermark. (1990), S. 451; Fredlund/Holm 
(1991), S. 50; Cars/Härsman (1991), S. 56. 
2496 Vgl. Rudberg (1991), S. 124. 
2497 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 50; Cars/Härsman (1991), S. 56. 
2498 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 50. 
2499 Vgl. Rudberg (1991), S. 124. 
2500 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 255. 
2501 Vgl. European Parliament (1996), S. 25. 
2502 Vgl. Vedung (1993), S. 125 f.; Davidson (1994), S. 177. 
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geprägtes bodenpol i t i sches Monopol.2 5 0 3 In den achtziger Jahren, als auf d e m pr ivatwir t -
schaft l ichen Bau landmark t ein beträchtl icher Preisdruck zu beobach ten war, nu tz ten fast 
8 0 % der Developer im Mehrfami l ienhausbau sowie 6 0 % der Bauherren von W o h n -
e igen tum k o m m u n a l e s Land, 1981 besaßen 7 0 % der K o m m u n e n genug Boden f ü r sie-
ben u n d m e h r Jahre zu erwar tende Entwicklung, keine K o m m u n e besaß Bodenvorrä te 
fü r weniger als 2,5 Jahre.2504 Nach e inem amt l i chen Bericht aus d e m Jahre 1991 w u r d e n 
7 5 % der nach 1975 err ichteten Mehrfami l ienhäuser auf k o m m u n a l e m G r u n d err ichtet , 
die Bau landbed ingung w u r d e am häufigsten in Wachs tumsreg ionen eingesetzt, 73 % der 
K o m m u n e n sprachen sich für ihre Beibehal tung aus.2505 Der Grunds tücksan te i l an den 
Gesamtkos ten einer Wohneinhei t be t rug 1987 durchschni t t l i ch 2 5 % fü r Geschosswoh-
n u n g e n u n d 1 9 % fü r Einfamilienhäuser.2 5 0 6 
5.8.4 Die R ü c k f ü h r u n g de r s teuer l ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g in d e r 
S t e u e r r e f o r m v o n 1991 
Ein wesentliches Kennzeichen des Wohlfahr tss taa ts Schweden vor 1991 war der steuer-
poli t ische Intervent ionismus. 2 ' " ' Das Steuersystem war ein von vielfältigen Sondervor-
schr i f ten u n d Ausnahmeregelungen fü r Bezieher höhe re r E i n k o m m e n stark du rch -
löchertes Globale inkommenssys tem mit e iner Spi tzenprogress ion von 7 2 % u n d mit 
h o h e n Grenzsteuersätzen schon für Norma le inkommen . 2 5 0 8 Es war ex t rem inflat ionssen-
sitiv u n d begünst igte Investit ionen in Immobi l i en u n d Aktien gegenüber Anleihen u n d 
Spareinlagen mit e inem Steuerkeil von bis zu 1 8 % bei 10%iger Inflationsrate.2 5 0 9 Die 
Verschuldung w u r d e steuerlich belohnt u n d das Sparen bestraft,2 5 1 0 mi t d e m Resultat 
einer ext rem niedrigen Sparquote.2511 Die ex t rem h o h e n Grenzsteuersätze , die zwischen-
zeitlich 75 % - 8 0 % erreicht hatten, u n d die aneut ra len S teuerbemessungsgrundlagen 
m a c h t e n Steuerplanungsakt ivi tä ten i m in te rna t iona len Vergleich besonders lohnend.2 5 1 2 
Die dadu rch hervorgerufenen allokativen Verzerrungen sowie die In tens iv ierung des 
Steuerwet tbewerbs d u r c h eine vertiefte europä ische In tegra t ion e r fo rder ten eine Revisi-
on der Steuerpolitik.2 5 1 3 Über einen Ze i t r aum von m e h r als e iner Dekade w u r d e deshalb 
die E i n f ü h r u n g einer Konsumausgabens teuer in Betracht gezogen,2514 aber im Hinbl ick 
auf die dami t v e r b u n d e n e starke Abweichung von den Steuersystemen der Par tner länder 
einer kleinen of fenen Volkswirtschaft u n d die da raus resul t ierenden außenwir tschaf t l i -
chen Konfl iktpotent ia le davon Abstand genommen. 2 5 1 5 
2503 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 55. 
2504 Vgl. Barlow (1993), S. 1148; Linden (1989), zit. nach Barlow/Duncan (1994), S. 48, 96. 
2505 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 113. 
2506 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 103 f. 
2507 Vgl. Muten (1992), S. 2. 
2508 Vgl. Domann (1990), S. 309. 
2509 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 5; Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2. 
2510 Vgl. Mattson (1993), S. 174. 
2511 Vgl. Södersten (1993), S. 213. 
2512 Vgl. Lindencrona (1993), S. 158 ff.; Lundqvist (1992a), S. 105. 
2513 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 110. 
2514 Vgl. McLure (1990), S. 286. 
2515 Vgl. Hansson/Stuart (1990), S. 129. 
1983-1992: Reformen im System oder Reform des Systems? 221 
Auch in Schweden war das wichtigste M e d i u m der Steuerarbi t rage des Durchschni t t s -
bürgers das selbst genutzte Wohneigentum. 2 5 1 6 Von d e m Vorteil der In t ransparenz einer 
Subvent ionierung von Immobi l i en über das Steuerrecht w u r d e exzessiv Gebrauch ge-
macht.2517 Spitzenverdiener konn ten 1980-1982 bis zu 8 5 % der Hypothekenzinsen 
über Steuerersparnisse finanzieren.2518 Das hat te zur Folge, dass Beleihungen bis zu 
1 0 0 % zur gängigen Praxis gehörten.2 5 1 9 Aufg rund der Über t ragbarkei t stiller Reserven 
sowie zusätzlicher Abzugsmöglichkei ten fiel für die meisten Hausha l te kein steuerpfl ich-
tiger Veräußerungsgewinn an.2520 Die nachsteuer l ichen Wohnungsnu t z ungskos t e n des 
obersten Einkommensdezi i s lagen bis 1985 u m m e h r als die Häl f te un te r denen des un-
tersten Einkommensdeziis .2 5 2 1 
Schon die Steuerreformen der achtziger Jahre reduzier ten beträcht l ich die Steuer-
klienteleffekte.2522 Die bisher volle Absetzbarkeit von Darlehenszinsen w u r d e 1982 auf 
einen Grenzsteuersatz von 5 0 % begrenzt.2 5 2 3 1985 w u r d e bei Veräußerung innerha lb ei-
nes Vier jahreszei t raums der n o m i n a l e Veräußerungsgewinn steuerpfl icht ig, die Indexie-
rung begann erst ab d e m f ü n f t e n Jahr.2524 Da jedoch gleichzeitig Modern i s ie rung- u n d 
Ins tandse tzungsaufwendungen ab d e m vierten Besitzjahr v o m Veräußerungsgewinn ab-
zugsfähig waren, blieben s teuerpfl icht ige Veräußerungsgewinne wei terhin eine vernach-
lässigbare Größe.2525 Für entschuldetes Al te igentum w u r d e eine Grunds t eue r von 1 ,4% 
auf 55 % des offiziellen Werts e ingeführ t , für pr ivate M i e t w o h n u n g e n be t rug der Steu-
ersatz 2,5 %.2526 1989 w u r d e die Absetzbarkeit der Dar lehenszinsen auf 47 % begrenzt.2527 
Die implizite Miete be t rug in den achtziger Jahren fü r den weitaus größten Teil der 
Hausha l te etwa 1 % des Marktwer t s , fü r k o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten u n d Ge-
nossenschaf ten be t rug sie etwa 1 ,5%, für luxur iöse Villen lag sie u m einiges höher.2528 
Als Folge der Reformen der achtziger Jahre reduzier te sich die beträcht l iche Spanne der 
nachsteuer l ichen W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n zwischen den ersten u n d d e m neun ten Ein-
kommensdez i l ab 1985 auf u n t e r 2%. 2 5 2 9 
Die Steuerreform von 1991, die 6 % des Brut tosozia lprodukts neu verteilte,2530 erfolgte 
un te r der Vorgabe des a u f k o m m e n s n e u t r a l e n Übergangs von e inem interventionist ischen 
System mit hohen Grenzsteuersätzen u n d einer erodier ten Bemessungsgrundlage zu ei-
n e m System möglichst großer intersektoraler u n d in te r tempora le r Entscheidungsneutra-
lität.2531 Das Ziel der Aufkommensneu t ra l i t ä t besaß in der öffentl ichen Diskussion hohen 
2516 Vgl. Södersten (1993), S. 224 ff. 
2517 Vgl. Hansson/Stuart (1990), S. 146. 
2518 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 64; Agell/Berg/Edin (1995), S. 25. 
2519 Vgl. Jokl (1994), S. 486. 
2520 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 8. 
2521 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 39. 
2522 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 2. 
2523 Vgl. Papa (1992), S. 151; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 257; Lundqvist (1992c), S. 132; Brink (1988), 
S. 103; Boverket (1994), S. 130 ff.; Agell/Berg/Edin (1995), S. 25. 
2524 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 9. 
2525 Vgl. Wood (1988), S. 246; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 9. 
2526 Vgl. Papa (1992), S. 151 f.; Brink (1988), S. 103; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 461. 
2527 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 25. 
2528 Vgl. Lundqvist (1987), S. 123; Papa (1992), S. 150; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 11. 
2529 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 11. 
2530 Vgl. Salsbäck (1993), S. 199; Ministry of Finance (1991), S. 13. 
2531 Vgl. Ministry of Finance (1991), S. 11 ff. 
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Stellenwert, denn die Umver te i lung von etwa 5 0 % des Brut tosozia lprodukts über den 
öffentl ichen Sektor, un te r der Zielsetzung einer sowohl im Lebenszyklus als auch zwischen 
den verschiedenen sozialen Schichten relativ gle ichmäßigen Verteilung des verfügbaren 
E inkommens , beruhte auf e inem brei ten Konsens.2532 Die Spitzenprogression wurde auf 
51 % reduziert , die Mehrhei t der Zensi ten wurde n u r mi t de r k o m m u n a l e n E i n k o m m e n -
steuer von durchschni t t l ich 31 % belastet.2533 Für alle Ar ten positiver und negativer Ka-
p i ta le inkommen natür l icher Personen w u r d e eine separate Fiat-Rate-Steuer von 3 0 % 
eingeführt.2534 Die Steuerarbi t raget ransakt ionen u n d die steuerlich induzier te Fremdkapi-
t a l au fnahme gingen beträchtl ich zurück u n d die Ersparn isb i ldung n a h m zu.2535 
Die Steuer reform 1991 stellte insofern eine Zäsur f ü r die Wohnungspo l i t ik dar, als ihre 
Gegenf inanz ierung zu SEK 20 Mil l iarden oder e inem Drit tel v o m wohnungswir t schaf t l i -
chen Sektor getragen wurde,2 5 3 6 w o d u r c h die steuerl iche Belastung des W o h n i m m o b i l i e n -
sektors unter R ü c k f ü h r u n g der steuerl ich induz ie r ten Verzerrungen der Anlageentschei-
d u n g e n sich verdoppel te und die durchschni t t l i che Wohnkos tenbe las tungsquo te u m 
etwa 30 % anstieg.2537 Es k a m zu einer U m s c h i c h t u n g von Sach- zu Finanzanlagen u n d 
zu beträcht l ichen Rückzahlungen von Krediten.2 5 3 8 Geschätzt wurde , dass allein a u f g r u n d 
der S teuer reform 1991 die realen Preise fü r Eigenheime bis 1993 u m 1 0 % - 1 5 % san-
ken.2539 Die E i n f ü h r u n g einer W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g nach d e m Fiat-Rate-System ni-
vellierte vollständig die nachsteuer l ichen W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n der verschiedenen 
Einkommensklassen.2 5 4 0 
Anders als in fast allen Indust r ies taa ten der westl ichen Welt w u r d e n p r imär die at-
traktiven Steuervorteile fü r W o h n e i g e n t u m zurück geführt.2 5 4 1 Alle Sonderabschre ibun-
gen auf Gebäude w u r d e n aufgehoben.2 5 4 2 30 % der Dar lehenszinsen waren n u n m e h r bis 
zu e inem Höchs tbe t rag von SEK 100.000 je Steuerzahler von der Steuerschuld abziehbar, 
fü r weitere Darlehenszinsen be t rug die Steuerersparnis 21 %.2543 Eine Eigenmiete w u r d e 
nicht m e h r in Rechnung gestellt.2544 Veräußerungsgewinne def inier t als nominel le Preis-
differenz unter lagen e inem Steuersatz von 30 %, begrenzt auf 9 % des Verkaufspreises für 
Haup twohns i t ze sowie 1 8 % fü r Zwei twohnungen. 2 5 4 5 Die In f la t ionsanpassung sowie die 
Aufschubmögl ichkei t der Veräußerungsgewinnbes teue rung bei Wiederan lage wurden 
aufgehoben.2 5 4 6 Genossenscha f t swohnungen w u r d e n prinzipiell selbst genu tz t em W o h n -
2532 Vgl. Hansson/Stuart (1990), S. 130. 
2533 Vgl. Ministry of Finance (1991); Lundqvist (1992a), S. 105; Turner (1996), S. 108. 
2534 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15; Agell/Berg/Edin (1995), S. 4; Berg/Bergström (1995), 
S. 424. 
2535 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 437; Agell/Berg/Edin (1995), S. 1, 8. 
2536 Vgl. Turner (1996), S. 109; Turner (1997b), S. 480. 
2537 Vgl. Swedish Insitute (1996); Englund/Hendershott/Turner (1995), S 1. 
2538 Vgl. Agell/Befg/Edin (1995), S. 1, 6. 
2539 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 1; Berg/Bergström (1995), S. 437. 
2540 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 39. 
2541 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 132. 
2542 Vgl. Muten (1992), S. 4. 
2543 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff.; Papa (1992), S. 151; McCrone/Stephens (1995), S. 124; Lundqvist 
(1992c), S. 132; Bengtsson (1994), S. 193. 
2544 Vgl. MacArthur/Marcusson (1990), S. 3; Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2. 
2545 Vgl. Bengtsson (1994), S. 193; Swedish Insitute (1996); Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 3; 
McCrone/Stephens (1995), S. 125. 
2546 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 125; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
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eigentum,2 5 4 7 k o m m u n a l e Wohnungsgese l l schaf ten pr ivaten Vermietern steuerlich gleich 
gestellt,2548 mi t de r Ausnahme , dass fü r Genossenschaf t swohnungen die Über t ragbarkei t 
stiller Reserven sowie eine Veräußerungsgewinnbegüns t igung bis 1993 beibehalten wur -
de.2549 Die G r u n d s t e u e r be t rug 2,5 % des steuerl ichen Werts, etwa 75 % des Marktwerts , 
fü r W o h n u n g e n sowie 1 ,2%, ab 1993 1 , 5 % fü r Eigenheime. Neubau ten u n d Modern i -
s ierungen waren f ü r zehn Jahre grundsteuerbefrei t . 2 5 5 0 Der Mehrwerts teuersa tz auf Bau-
investi t ionen stieg von 23,46 % auf 25 %, die Bemessungsgrundlage wurde von 60 % auf 
1 0 0 % der Baukosten ausgeweitet.2551 Die Steuerbefre iungen für Energie, Wasser u n d 
Entsorgungsle is tungen w u r d e n aufgehoben.2 5 5 2 
5.8.5 Die R ü c k f ü h r u n g d e r ö f f e n t l i c h e n W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g 
Die Ergänzungsdar lehen w u r d e n ab 1985 du rch die neugegründe te W o h n u n g s b a u f i n a n -
zierungsgesellschaft /Statens Bostadsfinansieringsaktiebolaget/SBAB vergeben.2553 Die 
Dar lehensnehmer w u r d e n wei terhin f ü r die gesamte Fremdf inanz ie rung n u r mi t d e m 
Förderzinssatz belastet.2554 Die SBAB w u r d e mit öffent l ichen Mit teln eingerichtet u n d 
refinanzierte sich im laufenden Geschäft über Kapitalmarktanleihen.2 5 5 5 Versicherungen, 
Kredit inst i tute u n d öffent l iche Pens ionsfonds w u r d e n aus der Verpfl ichtung entlassen, 
einen beträcht l ichen Teil ihrer Mittel im W o h n u n g s b a u s e k t o r zu alloziieren u n d W o h -
nungsbaudar lehen f r i s t enkongruen t mi t niedrig verzinslichen Anleihen zu refinanzie-
ren.2556 
M e h r als 9 0 % aller zwischen 1950 u n d 1985 fertiggestellten W o h n u n g e n wurden mit 
staatl ichen Dar lehen finanziert.2557 1983-1988 erhielten 9 9 % aller Bauvorhaben eine 
Förde rung im Vergleich zu 8 7 % ( 5 2 % der k o m m u n a l e n u n d genossenschaft l ichen so-
wie 3 5 % der pr iva ten N e u b a u t e n ) 1946-1980.2 5 5 8 Das Ergänzungsdar lehen f inanzier te 
30 % der Kosten f ü r k o m m u n a l e Wohnungsgesel l schaf ten , 29 % fü r Genossenschaf ten 
sowie 25 % für pr ivate Bauherren.2 5 5 9 Für Eigenheime u n d genossenschaft l iche Einfami-
l ienhäuser war z u d e m eine Dar lehensvers icherung abzuschließen.2 5 6 0 Die Laufzeit der 
Förderdar lehen be t rug , einschließlich der anfängl ichen fünf t i lgungsfreien Jahre, 50 Jah-
re fü r Mehr fami l i enhäuse r u n d 40 Jahre fü r Eigenheime.2561 
2547 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff. 
2548 Vgl. MacArthur/Marcusson (1990), S. 3. 
2549 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff.; Turner (1997c), S. 197. 
2550 Vgl. Bengtsson (1994), S. 193; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
2551 Vgl. Papa (1992), S. 150. 
2552 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 105; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
2553 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 121; Lundqvist (1992a), S. 107. 
2554 Vgl. Turner (1997a), S. 37. 
2555 Vgl. Brink (1988), S. 104. 
2556 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 105; Turner (1997a), S. 42; Turner (1997c), S. 194. 
2557 Vgl. Strömberg (1993), S. 317. 
2558 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 450; Lundqvist (1992a), S. 104; Boelhouwer/Heijden 
(1992), S. 261. 
2559 Vgl. Turner (1997a), S. 37. 
2560 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 64. 
2561 Vgl. Anaset al. (1990), S. 49. 
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In der Hochinf la t ionsphase 1980-1992 mit Marktz inssätzen von 1 2 % u n d m e h r nah-
m e n die Z inssubvent ionen beträcht l iche A u s m a ß e an u n d belasteten z u n e h m e n d den 
Staatshaushal t , für die Investoren bargen die jederzeit ad jus t ie rbaren Referenzzinssätze 
u n d Eskalat ionsraten eine erhebliche Unsicherheit.2 5 6 2 1990 lag der Referenzzinssatz für 
Miet- und Genossenschaf t swohnungen bei 2,7 % u n d f ü r W o h n e i g e n t u m bei 4,9 % bei 
e inem Kapitalmarktzinssatz von 14%,2563 fü r Modern i s i e rungen be t rug er bei einer 
Laufzeit von 30 Jahren das Doppelte.2564 
Im Kontext der Steuerreform von 1991 war beabsichtigt, den Kapitalwert der Zinssub-
vent ionen innerhalb einer Dekade sukzessiv auf 25 % fü r Miet- und Genossenschaf tswoh-
nungen sowie 0 % für Eigenheime zurück zu führen.2 5 6 5 Die Zinssubvent ionen für den 
Miet- und Genossenschaf tswohnungsbau wurden u m etwa SEK 2 Milliarden gekürzt.2566 
Der Förderzinssatz für Geschosswohnungen wurde bei e inem Marktzinssatz zwischen 9 % 
und über 11 % von 2 , 7 % 1989 über 3 , 4 % 1991 bis auf 3 , 7 % ( 5 , 4 % für private Mietwoh-
nungen) 1993 angehoben.2567 Für selbst genutztes Wohne igen tum bet rug der garantierte 
Zinssatz bis 1993 4 , 9 % . Jährlich wurde der Förderzinssatz u m 0 , 5 % , für selbst genutztes 
Wohne igen tum u m 0,25 % angehoben.2568 Der Kapitalwert der Zinssubvent ion eines Bau-
vorhabens entsprach bei einem Kalkulat ionszinsfuß von 11 % etwa der Hälf te , bei einem 
Kalkulat ionszinsfuß von 8 % einem Drittel des durchschni t t l ichen Marktpreises.2569 
5.8.6 Das W o h n g e l d 
W ä h r e n d die Subvent ionen über das Steuersystem stark anstiegen, fiel de r Anteil des 
Wohnge lds an den Subven t ionsaufwendungen von 3 8 % 1976 auf 1 8 % im Jahre 
1 9 8 9 2570 D e r A n t e i j d e r Wohngeld erha l tenden Hausha l t e be t rug 1980 1 5 % , stieg 1982 
auf 2 7 % u n d ging 1988 auf 1 0 % zurück,2571 wobei die Wohnge ldzah lungen an Familien 
mit Kindern im Ze i t r aum 1982-1989 n u r wenig zunahmen. 2 5 7 2 U m die aus de r massiven 
Senkung der Grenzsteuersätze in der S teuer re form von 1991 u n d der R ü c k f ü h r u n g der 
Objek t subven t ionen result ierende gestiegene Ungleichhei t der ex -pos t -E inkommensve r -
tei lung auszugleichen, wurden Kinder- u n d Wohnge ld beträcht l ich e rhöh t u n d der Kreis 
der Wohngeldberecht ig ten auf alle minderbemi t t e l t en Hausha l te ausgedehnt . 2 5 7 3 Vergli-
chen mi t 1982 verdoppel ten sich 1991 die Wohngeldzahlungen. 2 5 7 4 Seit 1993 ü b e r n i m m t 
der Zentrals taat die gesamten Wohnge ldaufwendungen . 2 5 7 5 
2562 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 122, 134; Bengtsson (1994), S. 192. 
2563 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 259. 
2564 Vgl. Papa (1992), S. 143; Anas et al. (1990), S. 51. 
2565 Vgl. Turner (1996), S. 108; Davidson (1994), S. 180; Jokl (1994), S. 13. 
2566 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 105. 
2567 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 14; Turner (1997a), S. 38. 
2568 Vgl. Turner (1997a), S. 38. 
2569 Vgl. Turner (1996), S. 108. 
2570 Vgl. National Board of Housing, Building and Planning (1989), S. 3 ff. 
2571 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 98; Barlow/Duncan (1994), S. 51. 
2572 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 104. 
2573 Vgl. Schwarz (1992), S. 14 f.; Papa (1992), S. 138.; Westerlund (1994) S. 112 ff.; Turner (1996), S. 109; 
Balchin (1996c), S. 77. 
2574 Vgl. Bengtsson (1994), S. 193.; McCrone/Stephens (1995), S. 135; Balchin (1996c), S. 77. 
2575 Vgl. Statistika Centralhyran (1999), S. 126. 
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In den f rühen neunziger Jahren erhielten 55 % der Alleinerziehenden u n d 36 % der 
Famil ien, 23 % mi t e inem oder zwei Kindern sowie 55 % mit drei und m e h r Kindern, 
u n d 2 4 % der Rentnerhausha l te Wohngeld.2 5 7 6 3 0 % / 5 0 % der Auszahlungen gingen an 
9 % / 1 9 % der Haushalte,2 5 7 7 ein Drittel wurde an W o h n e i g e n t ü m e r gezahlt.2578 Familien 
mi t Kindern erhielten k n a p p die Hälf te der Mittel.2579 Üblicherweise deckten die W o h n -
geldzahlungen 80 % der Miete bis zu einer mit der Hausha l t sgröße var i ierenden Ober -
grenze, oberha lb dessen 6 0 % , ab. Bei Überschrei ten der Hausha l t se inkommensgrenze 
w u r d e n 20 % des Übe r schusse inkommens v o m Wohngeld abgezogen.2580 Schätzungswei-
se 80 % bis 85 % der berechtigten Haushal te n a h m e n die W o h n g e l d f ö r d e r u n g in An-
spruch , eine im in te rna t iona len Vergleich hohe Zahl.2581 
5.8.7 K a p i t a l m a r k t d e r e g u l i e r u n g u n d I m m o b i l i e n b o o m 
Im schwedischen Immobi l i ensek to r löste die Deregul ierung u n d Liberal isierung des Ka-
pi ta lmarktes im Jahre 1986 in einer Phase wir tschaft l icher D y n a m i k in Verb indung mit 
n iedr igen Produkt ionsz i f fe rn , s inkenden Realzinsen, e inem h o h e n Subvent ionsniveau, 
regionalen Migra t ionsbewegungen und demograph ischen Faktoren eine spekulat ive Bla-
se aus, die, als im Abschwung gleichzeitig Inf la t ionsraten u n d Subven t ionen massiv zu-
rück ge führ t w u r d e n , platzte.2582 Die Abwendung der dami t v e r b u n d e n e n Insolvenzkrise 
des Bankensektors im Jahre 1992 kostete die Steuerzahler SEK 4 0 - 6 0 Mil l iarden, SEK 
5.000 p ro Einwohner.2 5 8 3 Die Kreditausfälle im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor e rhöh-
ten sich von 0 , 0 4 % der Ausleihungen im Jahre 1988 auf 0 , 2 % 1992.2584 D a n a c h w u r d e 
die Kreditvergabe beträcht l ich restriktiver u n d die Ü b e r p r ü f u n g der potent ie l len Kredit-
n e h m e r u n d ihrer Ob jek te bei wei tem professioneller.2585 
Die ve rmehr t e Kreditvergabe an die handelbaren W o h n f o r m e n ließ deren Preisniveau 
1987-1991 real u m 3 0 % steigen u n d bis 1993 real u m den gleichen Prozentsa tz wieder 
sinken.2586 Auch auf d e m Bau landmark t war zwischen 1985 u n d 1989 eine bet rächt l iche 
spekulat ive Blase feststellbar.2587 Nach e inem realen Rückgang 1979-1985 auf das Niveau 
Mi t te der sechziger Jahre2588 e rhöh ten sich zwischen 1985 u n d 1990 die Preise fü r Eigen-
he ime u m 3 5 % u n d gingen von 1990 bis 1993 u m real 2 5 % zurück.2 5 8 9 1992/93 ent-
sprach der durchschni t t l i che Realwert der Eigenheime wieder in etwa d e m von 
2576 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 51; Bengtsson (1994), S. 193. 
2577 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff. 
2578 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 51. 
2579 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 135. 
2580 Vgl. Papa (1992), S. 138; Turner (1997c), S. 197. 
2581 Vgl. Schwarz (1992), S. 11. 
2582 Vgl. Bengtsson (1994), S. 166 ff.; Lundqvist/Elander Danemark (1990), S. 456; Bager-Sjögren/ 
Klevmarken (1995), S. 2; Berg/Bergström (1995), S. 422; Turner (1997a), S. 36; Turner (1997c), S. 195. 
2583 Vgl. Davidson (1994), S. 179 f. 
2584 Vgl. Bengtsson (1994), S. 197. 
2585 Vgl. Turner (1997a), S. 36. 
2586 Vgl. Bengtsson (1994), S. 166 ff.; Lundqvist/Elander Danemark (1990), S. 456; Bager-Sjögren/ 
Klevmarken (1995), S. 2; Berg/Bergström (1995), S. 422. 
2587 Vgl. Dehesh/Pugh (2000), S. 2586. 
2588 Vgl. Berg/Bergström (1995), S. 426; Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 2; Turner (1997a), S. 43. 
2589 Vgl. Turner (1997a), S. 43; Turner (1997c), S. 195,214. 
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1985/86.2590 Waren in den achtziger Jahren Beleihungen von 85 % üblich gewesen, so wur-
den Anfang der neunziger Jahre noch 6 0 % - 7 5 % bei eigener Wer te rmi t t lung du rch den 
Darlehensgeber beliehen.2591 Die Pre isänderungen der Wohn immobi l i en ha t ten unmi t te l -
bare Auswirkungen auf das Konsum- u n d Sparverhalten der privaten Haushalte.2592 
Als bedeutends tes M e d i u m spekulativer Immobil ieninvest i t ionen erwiesen sich die Ge-
nossenschaf tswohnungen. 2 5 9 3 Prof i teure der hohen Preissteigerungen im genossenschaft l i-
chen Sektor waren vor allem die Haushal te , die ihren Genossenschaftsantei l vormals zu 
subvent ionier ten Preisen e rworben hatten.2594 Der genossenschaftl iche Sektor wies im be-
t rachteten Ze i t r aum mi t e inem Anstieg u m 75 % u n d einem Rückgang u m real 35 % ins-
besondere in den Ballungsgebieten bei weitem die höchste Preisvolatilität auf d e m I m m o -
bi l ienmarkt auf u n d war von der n u n folgenden Rezession besonders stark betroffen. 
Innerha lb weniger M o n a t e stürzte der viele Jahre prosper ierende Sektor 1991 in eine tiefe 
Krise.2595 W ä h r e n d sich die gesamte Beleihungsquote 1981-1985 u m r u n d 4 5 % erhöh te 
u n d 1987-1990 u m r u n d 2 8 % zurück ging, e rhöhte sich die Beleihungsquote der Genos-
senschaftsanteile 1983-1990 u m 2 9 0 % u n d ging 1990-1993 u m 45 % zurück.2 5 9 6 
Die Ver te i lungswirkungen der Deregul ierung und Liberalisierung des Kapi ta lmarktes 
erwiesen sich f ü r die E igen tümer der handelbaren W o h n f o r m e n mit einer E r h ö h u n g des 
Gini-Koeff iz ienten der Vermögensver te i lung u m 1 0 % eindeut ig als regressiv.2597 W ä h -
rend sich das Ne t tove rmögen absolut und relativ a m stärksten fü r die woh lhabends t en 
Hausha l te e rhöh te , n a h m , im Gegensatz zur al lgemeinen R ü c k f ü h r u n g der Kredite, fü r 
das unters te E inkommensdez i l die Net toverschuldung zu.2598 Die ausgeprägtes ten Ver-
m ö g e n s u m s c h i c h t u n g e n ereigneten bei den wohlhabends ten Hausha l ten , die ihre Ver-
schu ldung zu rück f ü h r t e n u n d den Anteil selbst genutz tem W o h n e i g e n t u m s im Por t fo-
lio p r imär zuguns ten von Invest i t ionen in Zwei twohnungen u n d N i c h t w o h n i m m o b i l i e n 
reduzier ten, sodass der Anteil selbst genutz ten Wohne igen tums n u n m e h r mi t der H ö h e 
des Ne t tove rmögens abnahm. 2 5 9 9 
5.8.8 I n n e n s t a d t s a n i e r u n g u n d z u n e h m e n d e K o m m o d i f i z i e r u n g des 
g e n o s s e n s c h a f t l i c h e n Sek to r s 
Im Gegensatz zu den meisten westeuropäischen Staaten blieb der öffent l iche Sektor in 
den achtziger Jahren der bedeu tends te Investor u n d Bauherr im Mehr fami l i enhausbau . 
Etwa die Hälf te der Fertigstellungen entfielen auf den k o m m u n a l e n u n d den genossen-
schaft l ichen Wohnungsbau . 2 6 0 0 Der k o m m u n a l e u n d genossenschaft l iche Anteil an neu 
2590 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 14. 
2591 Vgl. Turner (1997a), S. 43. 
2592 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 12. 
2593 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 456; Turner (1997c), S. 193. 
2594 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462. 
2595 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 456; Bengtsson (1993), S. 17, 77; Turner (1997a), S. 43: 
Turner (1997c), S. 195, 201, 203 f., 214. 
2596 Vgl. Turner (1997a), S. 43. 
2597 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 10, 15. 
2598 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 9 f. 
2599 Vgl. Bager-Sjögren/Klevmarken (1995), S. 9, 15. 
2600 Vgl. Matti (1986), S. 34; Lundqvist (1992a), S. 104; Barlow/Duncan (1994), S. 124. 
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err ichteten Eigenheimen n a h m von 4 % 1975 auf 3 2 % 1985 zu.2601 Hausha l te mit t leren 
E i n k o m m e n s erwarben in größerer Zahl kleine Einfami l ienhäuser in den en t fe rn ter ge-
legenen Vororten.2602 
Bis zur Mit te der achtziger Jahre fielen die Fertigstellungen bei e inem wachsenden 
Markt für geförderte Renovierung u n d Mode rn i s i e rung auf einen Nachkriegst iefstand 
von jährlich un te r 30.000.2603 Zwischen 1970 u n d 1986 sank der Anteil des Neubaus an 
den Bauleistungen 81 % auf 3 2 % , w ä h r e n d der Anteil der Modern i s i e rungen sich von 
5 % auf 3 9 % erhöhte.2604 Von 1975 bis 1985 w u r d e n etwa 8 % des Wohnungsbes t ands 
modernis ier t . Dabei ging der Anteil der E i n z i m m e r w o h n u n g e n von 25 % auf 20 % zu-
rück, während sich der der W o h n u n g e n mi t vier u n d m e h r W o h n r ä u m e n auf 12 % er-
höhte.2605 1983 wurde ein zehnjähriges M o d e r n i s i e r u n g s p r o g r a m m fü r über 30 Jahre alte 
Gebäude aufgelegt, gemäß d e m 1984 bis 1987 jährl ich r u n d 30.000 W o h n u n g e n in den 
Innens täd ten , meist in pr ivatem Besitz, modern i s i e r t w u r d e n , u n d die Investi t ionen in 
E r n e u e r u n g s m a ß n a h m e n über t rafen den Wohnungsneubau . 2 6 0 6 Das Verlangen nach 
W o h n u n g e n höchster Qual i tä t fü r j e d e r m a n n f ü h r t e zur Modern i s i e rung fast der gesam-
ten älteren u n d billigeren Wohnungsbestände. 2 6 0 7 Mit te der achtziger Jahre zeichneten 
sich in mehreren Städten, vor allem in den g rößeren , bei z u n e h m e n d e r Wohnsegregat i -
on , beg innende Wohnungsengpässe ab.2608 Die zweite Hälf te der achtziger Jahre sah ein 
Wiederauf leben des Wohnungsbaus . 1986-1991 verdoppel ten sich die Fertigstellungen 
auf über 67.000 jährlich, und die realen P roduk t ionskos ten stiegen u m 30 %,2609 bis Re-
zession und wohnungspol i t i sche Reformen die N e u b a u p r o d u k t i o n auf jährl ich weniger 
als 20.000 Anfang der neunziger Jahre fallen ließen.2610 
W ä h r e n d die realen Preise für Mie tshäuser von 1970 bis 1985 kont inuier l ich san-
ken,2611 stiegen in den späten siebziger u n d zu Beginn der achtziger Jahre die Preise der 
Genossenschaftsantei le stark an, insbesondere in den Ballungsräumen.2 6 1 2 Das Mieter-
privatisierungsgesetz von 1982 ermögl ichte die U m w a n d l u n g von M i e t w o h n u n g e n in 
Genossenschaf t swohnungen bei Z u s t i m m u n g einer qualif izier ten Mehrhe i t der Mieter, 
wobei bei k o m m u n a l e n Mie twohnungen die Mieter nicht die Initiative ergreifen k o n n -
ten.2613 Die Wartelisten für neu errichtete Genossenscha f t swohnungen vergrößer ten sich 
von 110.000 Anträgen 1980 auf 260.000 im Jahre 1988.2614 Auf Versuche einiger Kom-
m u n e n , aktiv Teile ihres Wohnungsbes t ands zu privatisieren, w u r d e 1987 mit d e m 
2601 Vgl. Lundqvist (1987), S. 123; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 454. 
2602 Vgl. Vogel (1992), S. 154. 
2603 Vgl. Bengtsson (1993), S. 20; Brink (1988), S. 102; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 233. 
2604 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 458. 
2605 Vgl. Lundqvist (1987), S. 124 f.; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 454. 
2606 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 87. 
2607 Vgl. Bengtsson (1994), S. 188. 
2608 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 48; Vogel (1992), S. 154. 
2609 Vgl. Turner (1996), S. 104; Bengtsson (1994), S. 191. 
2610 Vgl. Davidson (1994), S. 179; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 233. 
2611 Vgl. Turner (1997a), S. 43. 
2612 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 106; Matti (1986), S. 29. 
2613 Vgl. Swedish Institute (1992), S. 4; Lundqvist (1992c), S. 130; Balchin (1996c), S. 71; Lundqvist 
(1988), S. 115 f. 
2614 Vgl. Bengtsson (1993), S. 16 f. 
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Verbot der Übe r t r agung der Förderdar lehen auf die Käufer reagiert, danach ging das 
Interesse a m Erwerb k o m m u n a l e r W o h n u n g e n rasch zurück.2 6 1 5 
Obwohl die Mieter, viele von ihnen bereits im Rentenalter, nu r geringfügige Verbes-
serungen wünschten , nutz ten die privaten Vermieter die Subvent ionen, unter Vertreibung 
der Bewohner, zu stark au fwer t enden Modern i s i e rungen , die das Angebot an kostengüns-
tigem W o h n r a u m drastisch reduzierten.2 6 1 6 Mieter in at traktiven Innenstadt lagen tausch-
ten z u n e h m e n d ihren Mietver t rag gegen beträcht l iche Preisnachlässe bei e inem Eigenheim 
oder e inem Genossenschaftsanteil .2 6 1 7 In den großstädt ischen Innenstadt lagen wurden 
Haushal te mi t n iedr igem E i n k o m m e n v o m Mark t verdrängt.2618 Der Anteil der Spitzen-
verdienerhaushal te e rhöh te sich zwischen 1980 u n d 1985 in den meisten Innenstädten, 
während in den k o m m u n a l e n Wohnan lagen der Voror te aus der Ära des Mil l ion-Pro-
g r a m m s der Arbeiteranteil , der in den Ballungsgebieten u m 0 , 6 % zurück gegangen war, 
sich u m r u n d 2 % erhöhte.2 6 1 9 Das Durchschni t t sa l ter der Bewohner, der Anteil älterer 
Mitbürger , der Anteil der Einpersonenhausha l te u n d das Arbeitslosigkeitsrisiko gingen in 
den Innens täd ten und den c i tynahen, at t rakt iven Einfamil ienhaussiedlungen zurück, 
während der Anteil der Familien mi t Kindern zunahm. 2 6 2 0 In der Stockholmer Innenstadt 
e rhöhte sich der Anteil der Genossenscha f t swohnungen von 1978 bis 1988 u m etwa 
8 %.2621 Allein zwischen 1980 u n d 1987 wurden in S tockholm 17.000 Wohneinhei ten in 
Genossenschaf t swohnungen umgewandelt .2 6 2 2 
Steigende Preise fü r Genossenscha f t swohnungen f ü h r t e n bei Nich tvorhandense in von 
Stockwerkeigentum in Verb indung mit der Deregul ie rung und Liberalisierung des Kapi-
ta lmarkts zu e inem B a u b o o m im genossenschaf t l ichen Sektor mit der Wirkung , dass seit 
Mit te der achtziger lahre Banken Genossenschaf tsante i le wie Grunds tücke beliehen, was 
weitere Preissteigerungen zur Folge hatte.2623 Der Antei l der Genossenschaf ten im Neu-
bausektor e rhöh te sich in der zweiten Hälf te de r achtziger Jahre auf 31 %.2624 Im Ein-
fami l ienhausbau e rhöh te sich der Anteil der Genossenschaf ten 1986-1991 von 4 % auf 
etwa ein Drit tel , was den Einfamil ienhausante i l de r Genossenschaf ten von weniger als 
4 % 1980 auf 1 0 % 1990 erhöhte.2 6 2 5 HSB u n d Riksbyggen vergrößer ten ihren Markt -
anteil.2626 Die Novell ierung des Genossenschaf t swohnungs rech t s stärkte die Position des 
Mieters,2627 seit 1992 war das Mieterpr ivat is ierungsgesetz in vollem U m f a n g auch auf 
k o m m u n a l e M i e t w o h n u n g e n anwendbar.2 6 2 8 
2615 Vgl. Frykman (1984b); Elander/Strömberg (1992), S. 114; Lundqvist (1992a), S. 106; Strömberg 
(1993), S. 319 f. 
2616 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 459 f., 462. 
2617 Vgl. Frykman (1984b); Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 463. 
2618 Vgl. Bengtsson (1992), S. 96. 
2619 Vgl. Vogel (1992), S. 146. 
2620 Vgl. Vogel (1992), S. 150, 152. 
2621 Vgl. Vogel (1992), S. 141. 
2622 Vgl. Svensson (1989), S. 11. 
2623 Vgl. Frykman (1984b); Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 456 f.; Bengtsson (1992), S. 102; 
Turner (1997a), S. 42. 
2624 Vgl. Swedish Official Statistics (1993b), S. 56. 
2625 Vgl. Svensson (1993); S. 8; Turner (1997c), S. 197. 
2626 Vgl. Bengtsson (1993), S. 16. 
2627 Vgl. Bengtsson (1993), S. 78. 
2628 Vgl. Bengtsson (1993), S. 37. 
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Z u n e h m e n d verloren die Wohnungsgenossenschaf ten ihre soziale Or i en t i e rung u n d 
glichen sich, vor allem in den Ballungsgebieten, ökonomisch wei tgehend d e m W o h n -
e igen tumssek tor an.2629 Die Entwicklungen der achtziger Jahre rechtfert igten es nicht 
mehr , den Genossenschaf tssektor den sozialen W o h n f o r m e n zuzurechnen , sodass der 
W o h n e i g e n t u m s s e k t o r wir tschaft l ich n u n m e h r rund 60 % der Haushal te , die 44 % Ei-
genheimbesi tzer u n d die 1 6 % Genossenschaft ler , mit W o h n r a u m versorgte.2630 
5.8.9 Die h o h e K o n z e n t r a t i o n i m B a u s e k t o r 
Die intensive u n d daue rha f t e öffent l iche W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g schuf einen nahezu ri-
sikolosen, daue rha f t en Absa tzmarkt fü r die großen Bauf i rmen mit den en t sprechenden 
ol igopolis t ischen Tendenzen.2 6 3 1 Zu einer extremen Konzentra t ion füh r t en die staatli-
chen In te rven t ionen in der nicht regulierten vorgelagerten Baustoffindustrie.2 6 3 2 In den 
späten achtziger Jahren stieg auch die hor izontale und vertikale Konzentra t ion im Bau-
sektor deut l ich an, die zehn g röß ten F i rmen erhöhten ihren Marktante i l auf 60 %, die 
g röß te auf 30 %, in der Region S tockholm sogar auf 41 %.2633 Zwar war fast der gesamte 
W o h n u n g s b a u , 9 8 % bis 9 9 % , preisregulierter Auftragsbau von k o m m u n a l e n W o h -
nungsgesel lschaf ten, Genossenschaf ten u n d Eigenheimbauherren,2 6 3 4 und über 25 % der 
Fert igstel lungen erfolgten in den achtziger Jahren im Selbstbau, vor allem in Kombina -
t ion mi t Katalogbau,2 6 3 5 d e n n o c h gelang es den großen Bauf i rmen, ihre M a r k t m a c h t ge-
genübe r den K o m m u n e n z u n e h m e n d auszuspielen. Die Bau landbed ingung u n d das 
k o m m u n a l e P l a n u n g s m o n o p o l w u r d e n umgangen , Preise monopol i s t i sch gesetzt.2636 
Löhne, Gewinne u n d Mater ia lkosten im Bausektor stiegen schneller als der Preisindex, 
die Baukosten fü r vergleichbare Qual i tä t lagen in Schweden u m 28 % höher als in G r o ß -
bri tannien.2 6 3 7 1983 waren die Baukosten im Vergleich zu 1968 real u m 45 % gestiegen.2638 
Auch der I m m o b i l i e n b o o m der späten achtziger Jahre war mi t e inem starken Anstieg der 
Baukosten zwischen 1986 u n d 1989 verbunden.2 6 3 9 1988 w u r d e n die Kostenobergrenzen 
der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g von Einfamil ienhäusern u m 2 3 % u n d von Mehr fami l i en -
häuse rn u m 33 % überschrit ten.2 6 4 0 Zwar wurde die Förde rung u m die Mehrkos ten er-
h ö h t , aber die h o h e n Produk t ions - u n d Finanzierungskosten der späten achtziger Jahre 
ergaben N e u b a u w o h n u n g e n , die nicht o h n e Verluste zu verwerten waren.2641 
2629 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 129; Lundqvist (1992a), S. 106. 
2630 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462. 
2631 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451. 
2632 Vgl. Matti (1986), S. 36. 
2633 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 44, 157. 
2634 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 124 f. 
2635 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 121 ff. 
2636 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 158. 
2637 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 133, 157, 159; Davidson (1994), S. 179. 
2638 Vgl. Anas et al. (1990), S. 45. 
2639 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 6. 
2640 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 158 f. 
2641 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 158 f.; Davidson (1994), S. 180. 
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5.8.10 Die Auswirkungen der Reformen auf die k o m m u n a l e n 
Wohnungsgese l l schaften 
Die Reformen in der W o h n u n g s - u n d Steuerpolitik Anfang der neunziger Jahre schienen 
vorde rg ründ ig die k o m m u n a l e n Wohnungsgenossenschaf ten , die in Verb indung mit ei-
ner effizienten Kontrol le des Bodenmark tes und der Bauf inanz ie rung en tsche idend z u m 
Erfolg des schwedischen Modells der Wohnungspol i t ik beigetragen ha t ten u n d r u n d 
22 % der Wohne inhe i t en besaßen, im Vergleich zu den anderen W o h n f o r m e n nicht zu 
benachtei l igen, d e n n sie w u r d e n v o m nationalen M i e t e r b u n d in G r o ß e n u n d Ganzen 
akzeptiert.2642 Die r u n d 300 k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaften bau ten u n d verwalte-
ten nicht nu r die M i e t w o h n u n g e n des öffentlichen Sektors, in vielen K o m m u n e n erhiel-
ten sie z u d e m bevorrecht ig ten Zugang zu Bauland u n d vergaben im Auft rag der Kom-
m u n e n Wohnraum. 2 6 4 3 1985 verwalteten sie mit r und 800.000 von etwa 3,2 Mil l ionen 
Wohne inhe i t en r u n d die Hälf te des Mietwohnungsbestands. 2 6 4 4 
Anfang der neunziger Jahre ergaben sich aus den verschärf ten Budget res t r ik t ionen 
der K o m m u n e n als Träger der k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten Miets te igerungen 
bis zu 50 %.2645 Es w u r d e geschätzt, dass etwa ein Drit tel der k o m m u n a l e n W o h n u n g s -
gesellschaften Gefahr lief, in Z u k u n f t in Finanznot zu geraten, w ä h r e n d viele Gesell-
schaften, vor al lem diejenigen im Einzugsgebiet der Me t ropo len u n d in den Univer-
si tätsstädten eine sehr solide Finanzlage aufwiesen.2646 Der W o h n u n g s b e s t ä n d e der 
k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten wurden im Hinbl ick auf Auss ta t tung u n d Miet-
höhe diversifiziert , Verwal tungsaufgaben dezentralisiert, Mi tspracherechte der Mieter 
erweitert u n d Wohnumfe ldve rbesse rungen durchgeführt . 2 6 4 7 W ä h r e n d in vielen k o m -
m u n a l e n W o h n a n l a g e n marginalis ier te Bevölkerungsgruppen u n d seit k u r z e m ins Land 
g e k o m m e n e I m m i g r a n t e n die Mehrhe i t der Bewohner stellten,2648 nu tz ten zahlreiche 
k o m m u n a l e Wohnungsgesel l schaf ten , indem sie für gut verd ienende Hausha l te gezielt 
Teile ihres Bestandes at t rakt iv herr ichte ten und gleichzeitig Nischenwohnan lagen fü r 
die marginal is ier ten Bevölkerungsgruppen bereit hielten, die Mode rn i s i e rungs fö rde rung 
als M e d i u m der soz ioökonomischen Segregation.2649 
Ein erhebl icher Teil des Mietenanst iegs im gemeinnütz igen Bereich w u r d e von höhe -
ren Leers tänden, von höheren Abschreibungen und von der Notwendigke i t , Eigenkapital 
zu akkumul ie ren , verursacht.2 6 5 0 Nach e inem kont inuier l ichen Rückgang in den acht-
ziger Jahren auf eine vernachlässigbare G r ö ß e n o r d n u n g stieg die Leerstandsrate der 
k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaf ten Anfang der neunziger Jahre auf 2 % - 5 %, wäh-
rend die Zahl de r jungen Leute, die eine kleine, billige W o h n u n g suchten , s tändig wuchs 
u n d z u m ersten Mal seit d e m Zweiten Weltkrieg sich die Überbe legung erhöhte.2 6 5 1 
2642 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 114. 
2643 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 108. 
2644 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 45. 
2645 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 134; Balchin (1996c), S. 76. 
2646 Vgl. Turner (1999), S. 695. 
2647 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 114. 
2648 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462. 
2649 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462. 
2650 Vgl. Colleen (1999), S. 20. 
2651 Vgl. Davidson (1994), S. 179 f.; Turner (1996), S. 105. 
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Abstandszahlungen an den Vormieter w u r d e n nicht m e h r n u r in guten Lagen, wie in 
den fünfziger u n d sechziger Jahren, sonde rn im gesamten Bestand gängige Praxis.2652 
5.8.11 Wohnungsversorgung, Wohnqual i tät und Wohnkostenbelas tung 
1985 waren 4 4 % der W o h n g e b ä u d e Ein- u n d Zweifamil ienhäuser , die durchschni t t l iche 
Wohnfläche p ro Einwohner , bei durchschni t t l ich 1,8 R ä u m e n zuzüglich Küche p ro Per-
son, bet rug 35 qm.2 6 5 3 93 % der Wohne inhe i t en erfül l ten die Qual i tä tsanforderungen. 2 6 5 4 
1990 lagen 4 6 % der 4,0 Mil l ionen Wohne inhe i t en in Ein- u n d Zweifamilienhäusern,2 6 5 5 
für 1.000 Einwohner s tanden 470 Wohne inhe i t en bereit,2656 die durchschni t t l iche W o h n -
fläche pro E inwohner be t rug , bei durchschni t t l ich 2 R ä u m e n zuzüglich Küche pro Per-
son, 47 qm, 60 % der Bevölkerung u n d 70 % der Famil ien lebten in Ein- und Zweifami-
lienhäusern.2657 38 % der G e s c h o ß w o h n u n g e n s tanden im Eigen tum von k o m m u n a l e n 
Wohnungsgesel lschaften, 2 8 % gehör ten Wohnungsgenossenschaf ten , 1 7 % privaten Un-
te rnehmen u n d 1 3 % privaten Personen, der Rest den Gebietskörperschaften.2 6 5 8 
Seit d e m Zweiten Weltkrieg ha t te sich der W o h n u n g s b e s t a n d verdoppelt.2 6 5 9 Etwa ein 
Drittel der Nachkr i egsp roduk t ion erfolgte im öffent l ichen Mietwohnungssektor ,2 6 6 0 der 
private Mie twohnungsan te i l war von 5 2 % auf 2 0 % 1990 gesunken.2661 23 % der Woh-
nungen waren vor 1941 e rbau t worden , 4 5 % zwischen 1941 u n d 1970 und 2 8 % nach 
1971, von den Geschosswohnungen w u r d e n 5 8 % in der Per iode 1941 bis 1970 err ich-
tet.2662 Mehr als die Häl f te des pr ivaten im Gegensatz zu 1 2 % des öffentl ichen Mie twoh-
nungsbes tands war vor 1951 err ichtet worden.2 6 6 3 
In den achtziger Jahren stiegen die Realmieten langsam, aber stetig an.2664 Eine du rch -
schnitt l iche Familie mi t zwei Kindern w a n d t e 1986 1 7 % des verfügbaren Haushal ts-
e i n k o m m e n s fü r Miete auf im Vergleich zu 2 2 % fü r W o h n e i g e n t u m ausschließlich 
Tilgung.2665 Die durchschni t t l i che Wohnkos tenbe las tungsquo te be t rug 1 5 % des verfüg-
baren E i n k o m m e n s u n d schwankte 1988 zwischen 9 % bei Doppelverd ienerhaushal ten 
hohen E i n k o m m e n s im W o h n e i g e n t u m u n d 2 2 % bei Alleinerziehenden.2 6 6 6 Die realen 
Wohnkos ten lagen 1990 ger ingfügig über denen des Jahres 1975.2667 Eine Familie aus 
zwei Erwachsenen u n d zwei Kindern zahlte etwa 20 % des verfügbaren E i n k o m m e n s an 
Miete, w ä h r e n d die Wohnkos t en im Eigenheim o h n e Ti lgung wei terhin 2 2 % bet ru-
2652 Vgl. Davidson (1994), S. 164. 
2653 Vgl. Davidson (1994), S. 163 f. 
2654 Vgl. Turner (1996), S. 105. 
2655 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 9. 
2656 Vgl. Bengtsson (1994), S. 190. 
2657 Vgl. EU Housing Ministers (1996), S. SE 2; Bengtsson (1994), S. 190; Davidson (1994), S. 168. 
2658 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 246 f. 
2659 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 246 f. 
2660 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 97. 
2661 Vgl. Turner (1997b), S. 478. 
2662 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 9. 
2663 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 2; Turner (1997b), S. 478. 
2664 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 149. 
2665 Vgl. Swedish Institute (1989), S. 2. 
2666 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 51. 
2667 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 162. 
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gen.2668 1989-1992 e rhöh ten sich die realen Wohnkos t en u m 2 0 % , die Mietbelas tungs-
quo te stieg auf 30%.2 6 6 9 Allein die S teuer re fo rm 1991 löste e inen Anstieg u m 2 5 % , real 
u m 1 5 % , aus.2670 
In den achtziger Jahren verschärf te sich die soz ioökonomische Segregation nach 
Wohnformen. 2 6 7 1 6 0 % der Eigenheimbesi tzer verfügten über d isponible E i n k o m m e n , 
die nu r 1 5 % der Mie terhaushal te u n d 2 1 % der Mie te re igen tümerhausha l t e aufwie-
sen.2672 4 0 % der Eigenheimhaushal te ha t ten 1985 Kinder un t e r 17 Jahren i m Vergleich 
zu 1 6 % der Mieter u n d 1 3 % der Genossenschaft ler , wohingegen r u n d die Häl f te der 
Haushal te im Miet- u n d Genossenschaf t swohnungssek to r aus einer Person bestand.2 6 7 3 
Eigenheimbesitzer waren 1989 1 1 , 9 % der un t e r 30-jährigen u n d 4 7 , 5 % der 31-40- j äh -
rigen, 18 ,3% der Alleinerziehenden, 53,1 % der k inder losen Paare sowie 7 6 , 6 % der Fa-
milien mit Kindern.2674 Über die Hälf te der Mieter u n d m e h r als ein Drit tel der Genos -
senschaftler waren über 64 Jahre alt.2675 
5.9 1993-2000: W o h n e n h e u t e 
5.9.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Unte r den OECD-Mi tg l i ede rn weist Schweden ein relativ hohes Niveau staatl icher Inter-
vent ionen in Verb indung mit e inem offenen u n d z u n e h m e n d weniger zentral is ierten 
Staatsaufbau auf. Die K o m m u n e n besitzen eine im in te rna t iona len Vergleich weitrei-
chende, du rch die Verfassung garant ier te A u t o n o m i e mi t d e m Recht der Steuererhe-
bung.2676 Die poli t ische Kultur des Landes lässt sich durch ein gelungenes Z u s a m m e n -
spiel egalitärer u n d elitärer Elemente charakter is ieren. Eine h o h e Präferenz fü r 
Gleichheit verb indet sich mi t einer intensiven u n d effizienten N u t z u n g von Exper ten-
wissen.267 ' Demzufolge sind schwedische Minis ter ien vergleichsweise klein, denn Aus-
arbe i tung, Imp lemen t i e rung u n d Evaluation von sektoralen Politiken auch langfrist iger 
Art obliegen unmi t te lbar Regierung u n d Par lament , nicht e inem einzelnen Minis ter ver-
antwort l ichen unabhängigen Kommiss ionen . Diese Kommiss ionen be ru fen häuf ig u n -
abhängige Experten aus Hochschulkre isen als Mitglieder, deren S te l lungnahmen regel-
mäß ig Bestandteil der Arbei tsberichte sind.2678 Die Vorteile des Systems liegen in der 
engen Verb indung von langfristiger, unabhängiger Expertenanalyse mit Entsche idung 
u n d Implemen t i e rung dauerhaf t wi rksamer Inst i tut ionen.2 6 7 9 Schwierigkeiten ergeben 
2668 Vgl. EU Housing Ministers (1996), S. SE 2; Bengtsson (1994), S. 190; Davidson (1994), S. 168. 
2669 Vgl. Swedish Institute (1992), S. 4; Bengtsson (1994), S. 190; Turner (1996), S. 109; Turner (1997b), 
S. 481. 
2670 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 163. 
2671 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462. 
2672 Vgl. Swedish Official Statistics (1987), Part 3, S. 30, 50, Part 2, S. 41. 
2673 Vgl. Lundqvist/Elander Danemark (1990), S. 452 f. 
2674 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 4. 
2675 Vgl. Swedish Official Statistics (1987), Part 3, S. 30, 50, Part 2, S. 41. 
2676 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 165. 
2677 Vgl. Petersson (1991), S. 11. 
2678 Vgl. Wetterberg (1991), S. 18, 20. 
2679 Vgl. Wetterberg (1991), S. 33 f. 
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sich bisweilen aus der unzu re i chenden Koord ina t ion der langfristigen Entwicklungspla-
n u n g der verschiedenen Regierungsebenen.2 6 8 0 
Zu Beginn der neunz iger Jahre befand sich das Land in der tiefsten Rezession seit der 
Weltwirtschaftskrise.2 6 8 1 Zwischen 1990 u n d 1993 fiel das reale BIP u m 6%.2 6 8 2 1993 er-
reichte das Budgetdefizi t des Staates 12 % des BIP.2683 Die Arbei ts losenquote e r h ö h t e sich 
bis Mit te der neunz iger Jahre auf 1 2 % u n d be t rug 1999 noch 7,7 %.2684 Anfang 1994 
zeigten sich erste Anzeichen einer wir tschaf t l ichen Erholung, die in der zweiten Hälf te 
der neunziger Jahre in eine vers tärkte wir tschaft l iche Dynamik e inmündeten. 2 6 8 5 W ä h -
rend 1986 das schwedische BIP p ro Kopf zu Kaufkraf tpar i tä ten 1 1 2 % des E U - D u r c h -
schnit ts betragen hat te , fiel es 1997 auf 9 7 % zurück.2686 Der Anteil des öffent l ichen Sek-
tors a m BIP w u r d e zwar von 7 0 % im Jahre 1993 bis 1995 auf 5 7 % zurück geführ t , 
erreicht aber wei te rh in den höchs ten Wert in der Europäischen Union.2687 
1 8 % der Bevölkerung s ind älter als 65 Jahre, fast 4 5 % der Haushal te sind Einper-
sonenhaushal te , 30 % bes tehen aus zwei Personen.2 6 8 8 N u r in 20 % der Hausha l te leben 
Kinder, 5 % der Hausha l t e mit Kindern sind Alleinerziehende.2689 Der Anteil der Ein-
wandere r ist auf übe r 10 % angestiegen. Un te r den Einwanderern ist die Arbeitslosigkeit 
dre imal so hoch wie bei der schwedischen Bevölkerung.2690 Bei e inem Urbanis ierungs-
grad von 80 % erlebten in den spä ten neunziger Jahren m e h r als zwei Drittel aller Kom-
m u n e n einen Bevölkerungsschwund du rch Abwanderung , nu r 3 0 % der K o m m u n e n , 
un te r ihnen die drei Großs tad t r eg ionen , verzeichneten einen Bevölkerungszuwachs.2 6 9 1 
Die Mobil i tät ist im europä i schen Vergleich relativ hoch , 1 7 % der Mieter sowie k n a p p 
4 % der E igen tümer lebten 1991 weniger als ein Jahr in ihrer Wohnung.2 6 9 2 
5.9.2 Die W o h n u n g s p o l i t i k 
Unte r den Mitgl iedsstaaten der Europäischen Un ion investiert Schweden den höchs ten 
Anteil des BIP in die öffent l iche F ö r d e r u n g der Wohnungsversorgung. 2 6 9 3 1993 t rugen 
Subvent ionen des wohnungswi r t scha f t l i chen Sektors mit 3,5 % des BIP erheblich zu 
d e m Budgetdefizi t des Staates von 12 % des BIP bei.2694 Tro tzdem wurde auf n iedr igerem 
Niveau wei terhin fast de r gesamte W o h n u n g s n e u b a u gefördert und aus kon junk tu rpo l i -
t ischen G r ü n d e n sogar ein M o d e r n i s i e r u n g s p r o g r a m m aufgelegt.2695 In der zweiten Hälf-
2680 Vgl. Fredlund/Holm (1991), S. 41. 
2681 Vgl. Agell/Berg/Edin (1995), S. 2. 
2682 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 37, 39. 
2683 Vgl. Eurostat (1997), S. 210. 
2684 Vgl. Davidson (1999), S. 464. 
2685 Vgl. Davidson (1994), S. 179 f.; Davidson (1999), S. 464. 
2686 Vgl. Eurostat (1997), S. 210. 
2687 Vgl. Eurostat (1997), S. 226. 
2688 Vgl. Bengtsson (1994), S. 189. 
2689 Vgl. Brown (1996), S. 56. 
2690 Vgl. Turner (1997b), S. 483. 
2691 Vgl. Boverket (1999), S. 10 f., 17; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 233. 
2692 Vgl. Edin/Englund (1991), S. 302. 
2693 Vgl. Balchin (1996c), S. 77; Turner (1997b), S. 480. 
2694 Vgl. Boverket (1994), S. 130 ff.; Turner (1997b), S. 480; Eurostat (1997), S. 210. 
2695 Vgl. Swedish Insitute (1996). 
234 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
te der neunziger Jahre schwankten die fiskalischen Kosten der W o h n u n g s p o l i t i k zwi-
schen 3 , 5 5 % u n d 4 % des BIP.2696 Das auss tändige W o h n u n g s b a u d a r l e h e n s v o l u m e n 
ging von 1993 bis 1997 von 6 6 % auf 5 7 % des BIP zurück.2 6 9 7 
Schweden, mi t einer Bevölkerungsgröße zwischen Niedersachsen u n d B a d e n - W ü r t -
temberg , gehör t neben Dänemark , Norwegen u n d den Nieder landen zu d e n kleinen 
Ländern , die t ro tz der kleinen Märk te W o h n r a u m zu besonders günst igen Kosten pro-
duzieren , was sich auf die effiziente Begrenzung des Einflusses v o n par t iku la ren Interes-
senorganisa t ionen d u r c h eine stärker als in größeren Ländern gemeinwohl - u n d wachs-
tumsor ien t i e r t e Politik zurück führen lässt.2698 Stärker als in ande ren west l ichen Ländern 
wird der wohnungswir t schaf t l i che Sektor von mark twir t schaf t l i chen Einflüssen abge-
schirmt.2 6 9 9 Die Wohnungsbauzyklen sind im in terna t ionalen Vergleich ausgesprochen 
lang u n d weisen bei e inem seit 130 Jahren nahezu kons tan ten Trendver lauf eine ext rem 
niedrige Volatilität auf. Seit 1960 lag die durchschni t t l i che W a c h s t u m s r a t e des Woh-
nungsbes tands bei jährlich knapp 1,0 %.2700 
Wohnungspo l i t i k ist in Schweden grundsätzl ich Kommunalpol i t ik . 2 7 0 1 Die Kom-
m u n e n tragen die H a u p t v e r a n t w o r t u n g fü r die Invest i t ionen in Sozialkapital auf lokaler 
Ebene, fü r Bodenpoo l -Managemen t , F l ächennu tzungsp lanung u n d Wohnungsve r so r -
gung der Bevölkerung.2702 Der Wohnungssek to r wird wie Ausbi ldungs- u n d K o m m u n i -
kat ions inves t i t ionen den Inf ras t ruktur le is tungen des Staates zur F ö r d e r u n g der indus-
triellen Entwicklung zugeordnet und en t sprechend sorgfält ig geplant u n d gesteuert . 
Der Bau von W o h n u n g e n erfolgt un te r der Regie der K o m m u n e n zu der Zeit u n d an 
d e m Or t , wo Arbeitsplätze ents tehen u n d zu e inem Preis, den der Durchschn i t t sbü rge r 
sich leisten kann.2 7 0 3 Die z u m Einsatz k o m m e n d e n wohnungspo l i t i s chen I n s t r u m e n t e 
bes tehen aus einer wei tgehenden D e k o m m o d i f i z i e r u n g des Bau landangebots , Zinssub-
ven t ionen f ü r Neubau ten , Wohnkostenbeih i l fen sowie der s teuer l ichen Wohne igen-
t u m s f ö r d e r u n g nach d e m Investi t ionsgutmodell .2 7 0 4 Es besteht ein im in te rna t iona len 
Vergleich hohes A u s m a ß an Kündigungsschutz.2 7 0 5 Im öffent l ichen Bestand ist bei Ein-
zug keine Kaut ion zu hinterlegen.2706 
Schweden besitzt den moderns t en W o h n u n g s b e s t a n d u n d e inen der höchs ten W o h n -
s tandards Europas , 75 % der Wohne inhe i t en dat ieren aus der Zeit seit d e m Zweiten 
Weltkrieg, n u r reichlich 1 0 % wurden vor 1921 gebaut.2707 Seit den dreißiger Jahren wur -
de der W o h n k o n s u m z u n e h m e n d egalitärer u n d weist heu t e ein höheres Niveau an 
Gleichheit auf als die Verteilung der ver fügbaren Einkommen. 2 7 0 8 F lächennutzungsp la -
nung , k o m m u n a l e Dienst leis tungen, öffent l icher Nahverkehr , Kindergär ten u n d beauf-
2696 Vgl. Eurostat (1997), S. 226. 
2697 Vgl. EMF (1998), S. 85 ff. 
2698 Vgl. Olson (1982); BMRBS (1994b), S. 59 f. 
2699 Vgl. Barlow (1993), S. 1133. 
2700 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193 f. 
2701 Vgl. Strömberg (1993), S. 306. 
2702 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 16. 
2703 Vgl. Strömberg (1993), S. 320 f. 
2704 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 450. 
2705 Vgl. McGuire (1981), S. 198; Anas et al. (1990), S. 37. 
2706 Vgl. Lundqvist (1988), S. 72. 
2707 Vgl. Balchin (1996c), S. 73; Boverket (1994), S. 130 ff.; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 246 f.; Turner 
(1997b), S. 479. 
2708 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 53. 
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sichtigte Abenteuerspielplätze sind von unerre ichter Qual i tä t , die Wohnungsve r so rgung 
der un te ren u n d mit t leren E inkommenssch ich ten ist wahrscheinl ich die beste Euro-
pas.2709 O b w o h l gegenwärtig in den Ballungsgebieten E i n k o m m e n , Vermögen u n d Bezie-
h u n g e n in der Allokation von W o h n r a u m an Bedeutung gewinnen , ist die Wohnsegrega-
t ion noch i m m e r bei wei tem weniger ausgeprägt als in anderen Ländern.2 7 1 0 Häuf ig sind 
hingegen lebenszyklushomogene Siedlungss t rukturen als Folge der zügigen Er r ich tung 
neuer Wohngebiete.2 7 1 1 Da über 7 0 % der Einfami l ienhäuser über vier u n d m e h r W o h n -
r ä u m e ver fügen , während fast 9 0 % der E tagenwohnungen n u r drei oder weniger W o h n -
r ä u m e aufweisen, erfolgt die W o h n f o r m e n w a h l überwiegend en t sp rechend der Lebens-
zyklusphase.2712 1 5 % des Bestandes sind Zweitwohnungen. 2 7 1 3 
Die Auf te i lung der Haup twohns i t ze auf die W o h n f o r m e n hat sich in den letzten 20 
Jahren k a u m verändert.2714 Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e stieg nicht im gleichen M a ß e wie 
in den meis ten anderen europäischen Ländern,2715 auch deshalb, weil der genossen-
schaft l iche Sektor den mit t leren E inkommenssch ich ten eine at t rakt ive Alternative z u m 
W o h n e i g e n t u m bot.2716 Seit 1945 verharr te die W o h n e i g e n t u m s q u o t e fü r die meiste 
Zeit in de r G r ö ß e n o r d n u n g von 40%.2 7 1 7 Der Sozia lwohnungsante i l liegt mi t 2 2 % 
(1994) über d e m EU-Durchschni t t von 1 8 % . Sowohl der Anteil der pr ivaten Mie twoh-
n u n g e n als auch der des Wohne igen tums liegen mit 1 6 % u n d 4 3 % un te r d e m D u r c h -
schnit t der EU von 21 % und 56 %, 19 % entfielen auf den genossenschaft l iche Sektor.2718 
Insgesamt ist demzufolge der Anteil der W o h n f o r m e n , in denen von Selbstnutzern pri-
vate E igen tumsrech te erworben werden können , mi t 62 % des Bestandes im Vergleich 
z u m EU-Durchschn i t t von 56 % überdurchschni t t l i ch hoch.2719 
Die Attraktivi tät des privaten Mie twohnungsbaus war u n d ist auf G r u n d der Regulie-
rungen gering.2720 W ä h r e n d das öffent l iche Mie twohnungsangebo t sich seit d e m Zweiten 
Weltkrieg von 4 % auf 22 % des Bestandes e rhöht hat u n d viele Hausha l te mit t leren Ein-
k o m m e n s mi t W o h n r a u m versorgt,2721 zogen sich private Vermieter z u n e h m e n d aus 
d e m Mark t zurück , über drei Viertel ihres Bestandes dat ieren aus der Vorkriegsära. Die 
E igen tümer s ind zumeis t im Rentenalter, die Vermögenskonzen t ra t ion ist hoch , 1 % der 
E igen tümer besitzen ein Drittel aller pr ivaten Mietwohnungen. 2 7 2 2 
Der gegenwärt ige Mismatch zwischen Angebot u n d Nachf rage auf d e m W o h n u n g s -
mark t , resul t ierend aus der d e m westeuropäischen Trend fo lgenden demograph i schen 
Entwicklung, stellt die schwedische Wohnungspo l i t ik vor neue He raus fo rde rungen . 
W ä h r e n d ein g roßer Teil der Nachkriegsbauten für Familien mi t Kindern geplant wurde , 
besteht heu te be inahe die Hälf te der Haushal te aus einer Person u n d n u r noch in 2 0 % 
2709 Vgl. Headey (1978), S. 47. 
2710 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 53; Vogel (1992), S. 140. 
2711 Vgl. Vogel (1992), S. 140. 
2712 Vgl. Swedish Official Statistics (1987), Part 3, S. 30, 50, Part 2, S. 41. 
2713 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 13. 
2714 Vgl. Lundqvist (1988), S. 111-113. 
2715 Vgl. Matti (1986), S. 34. 
2716 Vgl. Headey (1978), S. 52. 
2717 Vgl. Brown (1996), S. 57. 
2718 Vgl. Balchin (1996c), S. 70. 
2719 Vgl. Turner (1996), S. 106. 
2720 Vgl. Matti (1986), S. 26. 
2721 Vgl. Cars/Härsman (1991), S. 53. 
2722 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 130. 
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der Haushal te leben Kinder.2723 Die Leers tandsquote e rhöh te sich von 1990 bis 1994 von 
0 , 2 % auf 3,6%.2 7 2 4 Deshalb schlug die Kommiss ion 1996 in ihrem Bericht vor, von der 
umfassenden Subven t ion ie rung auf n iedr igerem Niveau zu einer selektiven Fö rde rung 
relativ benachtei l igter Wohnvier te l u n d Hausha l te über zu gehen.2725 Offen bleibt dabei , 
ob die sozialen Er rungenschaf ten der Wohnungspo l i t ik der Nachkriegsära auch in Z u -
kunf t aufrecht erhal ten werden können.2 7 2 6 
5.9.3 Das B o d e n m a n a g e m e n t 
Von ausschlaggebender Bedeu tung fü r den außerordent l i chen Erfolg der schwedischen 
Wohnungspo l i t ik ist das k o m m u n a l e Bodenmanagement . 2 7 2 7 Die K o m m u n e n ver fügen 
auf d e m Bau landmark t über eine nahezu perfekte Monopo lpos i t ion , die es ihnen er-
laubt, Bauland in quasi pe r fek tem Einklang mit d e m lokalen W o h n r a u m b e d a r f zu ex-
t r em niedr igen Kosten bereit zu stellen u n d Bodenspekula t ion nahezu vollständig zu 
verhindern.2 7 2 8 
Die K o m m u n e n vergeben Bauland im Regelfall auf Pachtbasis/ tomträt t2 7 2 9 gegen eine 
jährlich anzupassende G r u n d r e n t e u n d behal ten so die Kontrolle über N u t z u n g u n d 
Werts te igerungen. Aufg rund der G r u n d r e n t e n e i n n a h m e n ist die k o m m u n a l e Bodenvor-
ratspolit ik in vielen Fällen nahezu selbstfinanzierend.2 7 3 0 Sie haben den gesetzlichen Auf-
trag, innerha lb ihres Zuständigkei tsgebiets Bauerwar tungs land in e inem solchen U m -
fang au fzukaufen , dass sie ungeh inde r t d u r c h Interessen von Bodene igen tümern auf 
das zu e rwar t ende Baugeschehen einen d o m i n i e r e n d e n Einfluss ausüben.2 7 3 1 Zu d iesem 
Zweck verfügen sie über ausgedehn te u n d ext rem kostengünst ige Ankaufs- u n d Enteig-
nungsrechte.2 7 3 2 Die Zent ra l reg ie rung vergibt subvent ionier te Darlehen mit zehnjähr iger 
Laufzeit an die K o m m u n e n z u m Erwerb von Bauerwartungsland,2 7 3 3 vorzugsweise fü r 
die Er r i ch tung neuer Wohngebiete,2 7 3 4 wobei die Angemessenhei t des Kaufpreises ge-
prüf t wird.2735 Separat fü r jede Parzellenart ist deshalb ein Bodenr ich twer t repor t zu er-
stellen u n d for t zu schreiben.2 7 3 6 Verträge mit Developergesellschaften in Form einer Pu-
bl ic-Pr iva te-Par tnership sind zulässig, wobei der K o m m u n e das Recht zusteht , d e m 
Developer die Erschl ießungskosten anzulasten.2 7 3 7 
2723 Vgl. Bengtsson (1994), S. 189; Brown (1996), S. 56. 
2724 Vgl. Turner (1997b), S. 481. 
2725 Vgl. Turner (1997b), S. 486 f. 
2726 Vgl. Brown (1996), S. 57. 
2727 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451. 
2728 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451; Barlow (1993), S. 1132 f. 
2729 Vgl. SFS 1953 No 415; Bill 1953:177; SFS 1967 No 869; Bill 1967:90; Lundqvist/Elander/Danermark 
(1990), S. 451. 
2730 Vgl. Park (1991), S. 10. 
2731 Vgl. Bill 1976:100, S. 179. 
2732 Vgl. Barlow (1993), S. 1133. 
2733 Vgl. SFS 1968 No 227; Bill 1967:100; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451. 
2734 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 2. 
2735 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 42. 
2736 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 53. 
2737 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 14. 
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I n d e m sie Bauerwar tungs land rechtzeitig erwerben, verbessern die K o m m u n e n ihre 
Verhandlungspos i t ion gegenüber den Bodene igen tümern und erzielen bei den Akqui-
s i t ionsverhandlungen günst ige Preise; die umfangre iche , weit vorausschauende Bo-
denvorra tspol i t ik der K o m m u n e n hat deshalb einen restr ingierenden Einfluss auf die 
Entwicklung der Bodenpreise.2 7 1 8 In der Annahme , dass die k o m m u n a l e n Planungsakt i -
vi täten drei bis vier Jahre u n d die Verhandlungen mit den Eigentümern des Bodens un-
ter E inbez iehung des Ente ignungsverfahrens oft drei bis fünf Jahre in Anspruch neh-
m e n , wird erwarte t , dass der Akquisi t ionsprozess mindes tens zehn Jahre vor Beginn 
der Bebauung abgeschlossen ist, was bedeute t , dass eine K o m m u n e z u m Mindes ten ge-
n ü g e n d Bauland fü r die k o m m e n d e n zehn Jahre vorrä t ig zu halten hat.2739 Die k o m -
m u n a l e P l anung weist folglich idealiter einen Vorlauf von mindes tens zehn Jahren 
auf.2740 Der umfangre i che Baulandbesi tz versetzt die K o m m u n e n in die Lage, übe r den 
P roduzen tenwe t tbewerb in besonde rem Maße Einfluss zu nehmen auf die Art , Qual i tä t 
u n d die Kosten der Bebauung u n d dami t auf die künf t igen Wohnkosten.2 7 4 1 Auch im 
Falle einer s tädt ischen S a n i e r u n g s m a ß n a h m e muss die K o m m u n e die erforder l ichen 
G r u n d s t ü c k e akquir ier t haben , bevor die Öffentl ichkeit von der geplanten Sanierung 
Kenntnis erhält.2742 
90 % der Nachkr iegsbauten w u r d e n auf k o m m u n a l e m G r u n d errichtet,2743 weniger als 
1 0 % war spekulat iver Art.2744 Die Bodenpoli t ik k o n n t e so die Preise für W o h n b a u l a n d 
wei tgehend u n t e r Kontrol le hal ten. Der Anteil der Baulandkosten belief sich 1997 im 
Mittel auf 1 5 % fü r Geschosswohnungen u n d 1 2 % fü r Einfamilienhäuser.2 7 4 5 O b w o h l 
es fü r die K o m m u n e n z u n e h m e n d kostspieliger wird, ihre Bodenpools zu ergänzen,2 '4 6 
werden noch i m m e r r u n d 70 % der Neubau ten auf k o m m u n a l e m Land errichtet u n d 
der Rest erfolgt auf von den K o m m u n a l b e h ö r d e n konzessionier tem Bauland, das über 
ungefähr gleiche preisliche u n d quali tat ive Parameter verfügt.2747 
5.9.4 D i e N e u o r d n u n g des Wohnungsbauf inanzierungssystems 
1993 w u r d e das seit 1945 bes tehende , in sich geschlossene Wohnungsbauf inanz ie rungs -
system d u r c h ein System degressiver Zinszuschüsse ersetzt.2748 Die den pr ivaten Sektor 
d i skr imin ie rende Dif ferenz ierung der erforderl ichen Eigenkapi talquote w u r d e aufgeho-
ben u n d die Subvent ion unbeacht l ich der F inanz ie rungsform n u n m e h r fü r 95 % der 
s tandardis ier ten Kosten gewährt.2 7 4 9 Die Berechnungsgrundlage bildeten nomina l fixier-
te s tandardis ier te P roduk t ionskos ten , ab einer Nutzf läche von 35 q m sank der Förder-
2738 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 19. 
2739 Vgl. Bill 1976:100, S. 179. 
2740 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 53. 
2741 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 19. 
2742 Vgl. National Swedish Building Research (1970), S. 17. 
2743 Vgl. Elander/Strömberg (1992), S. 113. 
2744 Vgl. Duncan (1986), S. 20. 
2745 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 103 f. 
2746 Vgl. Barlow (1993), S. 1147. 
2747 Vgl. Barlow (1993), S. 1131. 
2748 Vgl. Davidson (1994), S. 177. 
2749 Vgl. Davidson (1994), S. 178; Bengtsson (1994), S. 38, 192; Turner (1997a), S. 41. 
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anteil, für Nutzf lächen über 120 q m war keine Förderung m e h r möglich.2 7 5 0 An die Stelle 
des Förderzinssatzes trat die Ü b e r n a h m e eines jährlich a b n e h m e n d e n Teils de r Z insauf -
w e n d u n g e n , fü r Bauvorhaben des Jahres 1993 bei Miet- u n d Genossenscha f t swohnun-
gen 5 7 % u n d bei Eigenheimen 42 ,67%. Für 1994 err ichtete N e u b a u t e n lagen die en t -
sprechenden Werte bei 5 4 % und 36 %.2751 Als die Fertigstellungen 1995 auf 12.000 
Wohne inhe i t en , 2 0 % des Volumens von 1991, fielen, wurcien 1995-1998 spezielle Inves-
t i t ionszuschüsse fü r W o h n b a u t e n angeboten.2 7 5 2 1999 bet rug der Zinszuschuss fü r Miet-
u n d Genossenschaf t sneubau ten 32 %. Seit 2000 werden fü r W o h n e i g e n t u m keine Zins-
zuschüsse m e h r gewährt.2 7 5 3 
Alle Dar lehen waren ab Juli 1992 a m Kapitalmarkt a u f z u n e h m e n . Die obers ten 2 5 % 
fü r den privates Sektor, 2 9 % fü r Genossenschaf ten sowie 3 0 % fü r k o m m u n a l e W o h -
nungsgesel lschaften konn ten gegen eine 0 ,5%ige Gebühr bei d e m neugegründe ten , 
d e m F inanzmin i s t e r ium unte rs tehenden Staatlichen Wohnungsbaukred i t aus schuss / 
Statens Bos tadskred i tnämd/BKN versichert werden, die Ref inanzierung der BKN erfolg-
te über Beiträge der Kreditgeber.2754 Als Folge des starken Wet tbewerbs seit der Deregu-
l ierung des Finanzsektors wurden Dar lehen bis zu 1 0 0 % des Wertes mi t langen 
Laufzeiten von 2 0 - 5 0 Jahren und variablen Zinsen gewährt.2755 
Die Absenkung der Subvent ionsquote d u r c h die Reform der W o h n u n g s b a u f i n a n z i e -
rung führ te , in Verb indung mit niedrigeren Zinssätzen u n d e inem geringen P roduk t i -
onsvo lumen , zu e inem starken Rückgang der öffentl ichen Aufwendungen. 2 7 5 6 Für neu 
err ichtete Eigenheime sank der Kapitalwert der Subvent ionen von 20,2 % der Baukosten 
1989-1991 auf 1 1 , 2 % 1993.2757 Der Wechsel z u m neuen Fördersys tem konf ron t i e r t e 
k o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten mit n u r geringen oder keinen älteren W o h n u n g s -
bes tänden , die z u m Ausgleich der jetzt h ö h e r e n Kosten von N e u b a u w o h n u n g e n einge-
setzt werden k o n n t e n , mit gravierenden finanziellen Schwierigkeiten. Da zwischen ihnen 
keine Q u e r s u b v e n t i o n i e r u n g vorgesehen ist, benöt igten einige Gesellschaften staatl iche 
Hilfe.2758 
5.9.5 D e r W o h n u n g s b a u 
Zwischen 1991 u n d 1995 gingen die Fertigstellungen u m r u n d 8 3 % auf 12.000 W o h n -
einhei ten zurück , der Anteil der Einfamil ienhäuser reduzierte sich von 50 % in den acht-
ziger Jahren auf 3 0 % 1995.2759 Mit te 1993 erreichte der Mehr fami l i enhausbau den Jahr-
hunde r t t i e f s t and der Kriegsjahre 1915-1918, u n d der Anteil der Einfami l ienhäuser an 
2750 Vgl. Bengtsson (1994), S. 192; McCrone/Stephens (1995), S. 122. 
2751 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 122, 128, 130, 134; Bengtsson (1994), S. 192; Turner (1997a), S. 39 
f.; Boverket (1998), S. 15 ff. 
2752 Vgl. Boverket (1995), S. 13 f. 
2753 Vgl. Boverket (1998), S. 15 ff. 
2754 Vgl. Turner (1993), S. 252; Bengtsson (1994), S. 194; McCrone/Stephens (1995), S. 122, 124; Turner 
(1997a), S. 41. 
2755 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. SE 5. 
2756 Vgl. Turner (1997a), S. 40 f. 
2757 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
2758 Vgl. Boelhouwer (1997), S. 86. 
2759 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 30; Turner (1996), S. 104; Turner (1997b), S. 481. 
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den Neubauten fiel auf 25 %.2760 Seit 1980 ist die durchschnit t l iche Nutzfläche neuer Ge-
schosswohnungen von 80 q m auf 56 q m zurück gegangen.2761 In der zweiten Hälf te der De-
kade entfiel jeweils rund ein Drittel der Neubaup roduk t ion auf Mie twohnungen , Genos-
senschaftswohnungen und Wohneigentum.2 7 6 2 Im Jahre 2000 betrug das Neubauvo lumen 
r u n d 18.000 Wohnungen , wovon etwa die Hälf te Einfamilienhäuser waren.2763 Obwohl 
rund 90 % der Neubauten vom privatwirtschaft l ichen Sektor errichtet werden, sind diese 
zu rund 7 0 % Auftragsarbeiten für Genossenschaften u n d k o m m u n a l e Wohnungsgesell-
schaften. Rund 20 % des Wohnungsbaus erfolgt durch selbst nutzende Eigentümer.2764 
5.9.6 Der öffentl iche Bestand 
Der gesetzliche Auftrag, für „die gesamte Bevölkerung Zugang zu quali tat iv guten u n d 
preisgünstigen, soliden, geräumigen, gut geplanten und funktionel l ausgestatteten Woh-
nungen" zu ermöglichen, weist den k o m m u n a l e n gemeinnützigen Wohnungsgesel lschaf-
ten in der Wohnungspol i t ik eine Schlüsselrolle zu, die es den K o m m u n e n ermöglicht , eine 
weit größere Verantwortung fü r die Bereitstellung sozialen W o h n r a u m s als in anderen 
Ländern der Europäischen Un ion zu übernehmen. 2 7 6 5 Ihre Wohneinhe i ten , seit Mit te der 
siebziger Jahre ungefähr 20 % des Bestands, sind allen Schichten der Bevölkerung, unab-
hängig von Hausha l t se inkommen u n d Bedürft igkeit , zugänglich.2766 In den meisten der 
typischen Problemfelder öffentl icher Wohnungsve r so rgung wie Qualitätsdefizite, zu Stig-
matis ierung und Segregation f ü h r e n d e negative Mieterselektion, wenig ansprechendes 
Wohnumfe ld u n d chronische finanzielle Schwierigkeiten, weisen sie eine im internat iona-
len Vergleich bemerkenswert positive Per fo rmance auf. Die Wohnqual i tä t entspricht , mit 
Ausnahme der Wohnfläche, der der handelbaren Wohnformen. 2 7 6 7 Die Vergabe erfolgt im 
Regelfall nach Bedarf, bei kleineren Gesellschaften du rch die Gesellschaft selbst, bei größe-
ren oft auch durch Wohnungstausch. 2 7 6 8 Die K o m m u n e n besitzen Allokationsrechte, die 
im Bedarfsfall durch Wohngeld a l iment ier t werden können.2 7 6 9 Alleinerziehende, Einwan-
derer sowie Haushal te der unters ten drei Einkommensdezi le sind überrepräsentiert .2 7 7 0 
Gegenwärtig gibt es etwa 400 k o m m u n a l e Wohnungsgesel lschaf ten, meist eine, gele-
gentlich auch mehrere , in einer K o m m u n e , von denen 320 der Dachorganisa t ion SABO 
angehören. Obwohl sie vollständig in k o m m u n a l e m Eigentum stehen, s ind ihre a m Ka-
pi ta lmarkt a u f g e n o m m e n e n Dar lehen nicht Teil des öffent l ichen Hausha l t s und unter -
liegen nicht staatlicher Kontrolle.2771 Sie zahlen prakt isch keine Steuern.2772 1993 wurde 
2760 Vgl. Davidson (1994), S. 180; Englund/Hendershott/Turner (1995), S 30; Turner (1997b), S. 481. 
2761 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 49 f. 
2762 Vgl. Boverket (1999), S. 6,9. 
2763 Vgl. Boverket, Pressmeddelanden 30.3.2000. 
2764 Vgl. Barlow (1993), S. 1132. 
2765 Vgl. Strömberg (1993), S. 318 f.; Balchin (1996c), S. 77. 
2766 Vgl. Brink (1988), S. 101; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 446, 450; Strömberg (1993), 
S. 318 f. 
2767 Vgl. Davidson (1999), S. 453 f. 
2768 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 132. 
2769 Vgl. Brink (1988), S. 101. 
2770 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 3; Turner (1996), S. 101, 103. 
2771 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 133; Brown (1996), S. 57. 
2772 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 12. 
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die Verbindlichkeit der Ergebnisse des Mie tverhandlungssys tems fü r Vermietungen im 
privaten Sektor aufgehoben.2 7 7 3 Vergleicht m a n ihre M i e t e i n n a h m e n zwischen 1988 
u n d 1997 mit den Kapital- und Bewir tschaf tungskosten, d a n n erhält m a n eine Rendite 
von 3 % bis 5 %, w ä h r e n d die Vorsteuerrendi te pr ivater Vermieter, deren Bestände im 
Allgemeinen älter u n d deshalb mit geringeren Kapitalkosten belastet waren, in der glei-
chen Zeit von 8 % auf 23 % anstieg.2774 
Obwohl in Schweden der Zei t raum von ungefähr 20 Jahren, den ein gepooltes Kosten-
mietensystem benötigt , u m ohne Subvent ionierung gegenüber d e m privaten Mietwoh-
nungssektor konkurrenzfähig zu sein,2775 in etwa erreicht war, stürzten die massive Rezessi-
on Anfang der neunziger Jahre u n d die dami t ve rbundenen Rückforderungen kommuna le r 
Fördermittel sowie die Aufhebung aller Begünstigungen einige k o m m u n a l e Wohnungs-
gesellschaften in finanzielle Schwierigkeiten.2776 Der Trend zur Wohnsegregation im öffent-
lichen Bestand verstärkte sich, z u n e h m e n d versuchten k o m m u n a l e Wohnungsgesellschaf-
ten, die a m meisten von der wachsenden Arbeitslosigkeit bedroh ten gesellschaftlichen 
Gruppen wie Haushal te niedrigen E inkommens u n d Immigran ten von ihren attraktiven 
Wohngebieten fernzuhal ten und auf die a m wenigsten ansprechenden Wohnanlagen zu 
verweisen.2777 Seit 1995 wird der Lage bei der Festlegung des Nutzungswerts ein höheres 
Gewicht beigemessen.2778 Steigende Zinssätze dienten Stockholms kommuna len Woh-
nungsgesellschaften 1993 als Begründung für eine Mie t e rhöhung u m 15 %.2779 
Mehr als 50.000 W o h n u n g e n , 5,5 % der Bestände, s t anden mit großen regionalen Ab-
weichungen 1994 u n d in den Folgejahren leer, be t rof fen waren vor allem die jüngsten 
u n d daher relativ teuren W o h n u n g e n in kleineren Siedlungen u n d in den nördl ichen 
Provinzen.2780 1999 ha t ten etwa drei Viertel der k o m m u n a l e n Wohnungsgesel lschaften 
Probleme mit k a u m vermie tbaren Wohnungen. 2 7 8 1 Die Regierung beabsichtigt nicht , 
umfangre iche Wohnungsve rkäu fe zuzulassen.2782 
5.9.7 Die h a n d e l b a r e n W o h n f o r m e n 
Obwoh l Schweden im in terna t ionalen Vergleich eine besonders konsis tente und w o h n -
fo rmenneu t r a l e Förderpol i t ik verfolgt, steht die nie als redistr ibut ives Ins t rument inten-
dierte steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , die die Präferenzen der Haushal te regressiv 
zuguns ten der hande lbaren W o h n f o r m e n verzerrt , im Z e n t r u m öffent l icher Kritik an der 
Subvent ion ie rung des wohnungswir t schaf t l i chen Sektors.2783 
3 0 % der Hypothekenz insen sind bis zu e inem Betrag von SEK 100.000 jährlich ab-
zugsfähig, von den diesen Betrag überschre i tenden Zinsen 2 1 % . Ebenfalls abzugsfähig 
2773 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 130, 132. 
2774 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 149 f. 
2775 Vgl. Kemeny (1981); S. 25; Kemeny (1995), S. 40. 
2776 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 31; Turner (1997b), S. 483; Davidson (1999), S. 453 f. 
2777 Vgl. Turner (1997b), S. 486. 
2778 Vgl. Boverket (1995), S. 29. 
2779 Vgl. Davidson (1994), S. 180. 
2780 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 25. 
2781 Vgl. Boverket (1999), S. 10 f., 17. 
2782 Vgl. Boverket (1995), S. 14. 
2783 Vgl. Wood (1988), S. 238; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 450, 462. 
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s ind Ins tandha l tungs- u n d Reparaturkosten. Die G r u n d s t e u e r beträgt 1 , 5 % des Steuer-
wer ts der Wohn immobi l i e , der ungefähr 75 % des Marktpre ises entspr icht . Der Steu-
ersatz auf Veräußerungsgewinne beträgt be im Kauf wie be im Bau 30 % von 50 % des 
Gewinns des Hausverkäufers un te r Berücksicht igung von Abzügen fü r Reparatur- u n d 
Ins tandha l tungskos ten der letzten fünf Jahre.2784 1995 w u r d e die Über t ragbarkei t stiller 
Reserven mit einigen Modif ika t ionen wieder eingeführt .2 7 8 5 Genossenschaf tsante i le sind 
Eigenhe imen steuerlich gleichgestellt. Die Genossenschaf t selbst zahlt effektiv keine 
Steuern . Die Mitglieder tragen über ihre mona t l i chen Beiträge die Zinslasten der Gesell-
schaf t , die sie wie Eigenheimhypothekenzinsen steuerlich geltend machen . Die nachs teu-
erl ichen Wohnkos ten werden im Normalfal l min imie r t , i n d e m die Genossenschaf t n u r 
die Förderdar lehen im Portefeuille hält.2786 
Die überwäl t igende Mehrhei t der Bevölkerung zieht die Genossenscha f t swohnung 
der M i e t w o h n u n g vor.2787 In vielen Fällen, insbesondere im h ö h e r e n Lebensalter, wird 
die Genossenschaf t swohnung auch d e m W o h n e i g e n t u m vorgezogen.2 7 8 8 Genossen-
scha f t swohnungen sind vergleichsweise m o d e r n u n d mi t meist zwei oder drei W o h n r ä u -
m e n n u r geringfügig größer als Mie twohnungen. 2 7 8 9 Die Wohnkos t e n liegen a u f g r u n d 
effizienterer Bewir tschaf tung im Durchschni t t deut l ich un te r denen vergleichbarer Miet-
wohnungen. 2 7 9 0 Die Haushal te sind älter, haben weniger Kinder u n d geringfügig höhere 
E i n k o m m e n als die Mieter.2791 Der Anteil der E inwandererhausha l te entspr icht mit 1 2 % 
fast ih rem Anteil an der Bevölkerung von 13 %.2792 6 0 % der Antragsteller waren in den 
Achtzigern jünger als 30 Jahre, 3 6 % jünger als 18, w ä h r e n d der Bestand vor allem von 
Bürgern mit t leren u n d höheren Alters genutzt wurde.2 7 9 3 
Der Genossenschaftsantei l einer Neubaugenossenschaf t umfass t den anteiligen Teil 
der Baukosten, die nicht durch Förderdar lehen abgedeckt sind.2794 Bei E in t ragung in 
die Warteliste wird ein Darlehen von SEK 950 an die Genossenschaf t fällig, das bei Bezug 
der Wohne inhe i t auf 1 % des anteiligen Eigenkapitals respektive 5 % bei pr ivaten Genos-
senschaften aufzustocken ist. Typischerweise be t rug es Anfang der neunziger Jahre SEK 
6.000 für eine Dre iz immerwohnung. 2 7 9 5 Der E igen tümer einer Genossenscha f t swohnung 
ist verpfl ichtet , Beleihungen seines Anteils der Genossenschaf t zur E in t ragung in das Ge-
nossenschaftsregister zu melden.2796 Da Genossenscha f t swohnungen im Bestand handel -
bar u n d beleihbar wie W o h n e i g e n t u m sind, liegen die Sekundärmark tp re i se tendenziell 
beträcht l ich über d e m Nomina lwer t des Anteils.2797 Seit 1994 ist die Aufgabe der Mit-
gliedschaft im HSB zulässig u n d alle genossenschaf t l ichen Dienst le is tungen werden 
2784 Vgl. European Mortgage Federation (1997), S. SE 118 f. 
2785 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
2786 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 12. 
2787 Vgl. Bengtsson (1993), S. 78. 
2788 Vgl. Balchin (1996c), S. 71. 
2789 Vgl. Swedish Official Statistics (1988), S. 227; Swedish Official Statistics (1993h), S. 28. 
2790 Vgl. Lundqvist (1988), S. 61 f.; Swedish Official Statistics (1993b), S. 177 f. 
2791 Vgl. Bengtsson (1993), S. 22. 
2792 Vgl. Swedish Official Statistics (1992), S. 146 f. 
2793 Vgl. HSB National Federation (1988), S. 55 f.; Bengtsson (1993), S. 35. 
2794 Vgl. Turner (1997c), S. 199. 
2795 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 126 f. 
2796 Vgl. Turner (1997c), S. 204. 
2797 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 127. 
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d e m Wet tbewerb unterworfen. 2 7 9 8 Seit Mi t te der neunziger Jahre err ichten Genossen-
schaf ten auch ausschließlich für Senioren konzipier te Wohnanlagen. 2 99 Es gibt nu r eine 
größere Mietergenossenschaf t , die SKB in Stockholm.2 8 0 0 
5.9.8 Das Wohngeldsys tem 
Das Wohnge ld ist unabhäng ig von der E igen tumsfo rm. Sowohl Mieter als auch selbst 
nu t zende E igen tümer k ö n n e n Wohnge ld in Anspruch n e h m e n , Sonderregelungen gelten 
für Familien mit Kindern, Rentnerhaushal te , junge Hausha l te und Studenten.2 8 0 1 Seine 
H ö h e b e s t immt sich nach H a u s h a l t s e i n k o m m e n , Famil iengröße und Wohnkos ten , bis 
zu e inem E i n k o m m e n von SEK 91.000 (1995) wird es in voller H ö h e gewährt , danach 
sinkt es u m 20 % des h ö h e r e n Einkommens. 2 8 0 2 
Wohngeld erhalten gegenwärtig 22 % der Haushalte,2803 25 % der Familien mit Kindern 
sowie 4 0 % der Rentnerhaushalte.2804 Der überwiegende Teil der Zahlungen, 6 0 % im Jahre 
1997, geht an Rentnerhaushalte.2805 Von den 3 0 % der Familien mit Kindern, die 1993 
Wohngeld erhielten, lebten 58 % zur Miete, 17 % im genossenschaftlichen Sektor und 25 % 
im Eigenheim.2806 Vergleicht m a n die Nettobelastung nach Wohngeld, so stieg diese im Miet-
wohnungssektor von 2 2 % 1991 auf 2 6 % 1995, im Genossenschaftssektor von 1 9 % auf 
23 % u n d blieb im Wohneigentumssektor fast unverändert bei 23 %. Vor Wohngeld wäre 
die Wohnkostenbelastungsquote u m 3 %-A %, 2 % - 3 % sowie 1 % höher gewesen.2807 
5.9.9 Wohnungsversorgung, Wohnqual i tät und Wohnkostenbelastung 
Zwischen 1990 u n d 1993 sanken die Realpreise fü r Eigenheime u m rund 30 %, wobei ein 
Realpreisverfall von 2 5 % e inem durchschni t t l i chen Hausha l t sne t to jah rese inkommen 
entsprach.2 8 0 8 Anfang 1994 stabilisierten sich die Preise der handelbaren W o h n f o r m e n 
auf n iedr igerem Niveau.2809 1995 en t sprach der Realpreis der handelbaren W o h n f o r m e n 
d e m Niveau von 1985.2810 Mi t te der neunziger Jahre lag das durchschni t t l iche Verhältnis 
zwischen d e m Preis fü r ein Eigenheim u n d d e m Hausha l t sne t t oe inkommen bei etwa 8,0 
fü r N e u b a u t e n u n d 4,0 f ü r Altbauten.2 8 1 1 Selbst genutztes Wohne igen tum mach t etwa 
die Häl f te des durchschni t t l i chen Ne t tove rmögens eines Haushal t s aus.2812 
2798 Vgl. Bengtsson (1993), S. 46. 
2799 Vgl. Turner (1996), S. 107. 
2800 Vgl. Balchin (1996c), S. 71. 
2801 Vgl. Kemp(1990),S. 23. 
2802 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 135. 
2803 Vgl. Swedish Institute (1997). 
2804 Vgl. Turner (1996), S. 106. 
2805 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 126. 
2806 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 15. 
2807 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 176 f. 
2808 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 37, 39. 
2809 Vgl. Davidson (1994), S. 179 f. 
2810 Vgl. Turner (1997a), S. 43. 
2811 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. SE 3,8. 
2812 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 33. 
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Es lässt sich keine signifikante Beziehung zwischen Hausha l t s e inkommen u n d Ausstat-
t ung oder Baujahr der Wohneinhei t feststellen. Wohlhabende Hausha l te haben keinen 
besseren Zugang zu Wohnungen hoher Quali tät , konsumie ren jedoch mehr Wohnf lä-
che.2813 Im internat ionalen Vergleich variiert die d e m einzelnen Haushal tsmitgl ied zur Ver-
f ü g u n g s tehende Wohnfläche n u r geringfügig mit der Haushaltsgröße.2 8 1 4 Die Wohneigen-
t u m s q u o t e von Haushal ten mitt leren und h o h e n E i n k o m m e n s unterscheidet sich k a u m , 
die unters ten drei Einkommensdezi le verfügen jedoch seltener über Wohneigentum. 2 8 1 5 
Die Durchschn i t t se inkommen von Mieterhaushal ten betragen 80 %, die von Mietereigen-
t ü m e r n 95 % des Durchschni t t se inkommens von Wohnungse igentümern . 2 8 1 6 
Der Eigenheimbesitz ist im Gegensatz zu den USA, wo der Anteil der Eigenheimbesi t -
zer mi t d e m Lebensalter kont inuier l ich ansteigt, un t e r jungen Hausha l t en u n d un te r Se-
n ioren weniger verbreitet als im mit t leren Lebensalter.2817 Mit 30 Jahren w o h n t etwa die 
Häl f te der Haushal te im Wohneigentum. 2 8 1 8 Paare sind viermal so häuf ig Eigenheim-
besitzer wie Einzelpersonen.2819 4 2 % der Familien mi t Kindern besitzen ein Eigen-
heim.2820 Die M i e t w o h n u n g ist keine Residualform des Wohnens,2 8 2 1 v ie lmehr lässt sich 
ein idealtypisches Lebenszyklusmuster des W o h n e n s feststellen: Die Jugend bewirb t sich 
u m eine Genossenschaftswohnung 2 8 2 2 u n d w o h n t zur Miete , die Bürger mit t leren Alters 
b e w o h n e n ein Eigenheim u n d die Senioren e rwerben eine Genossenschaf tswohnung. 2 8 2 3 
Einpersonenhaushal te sind im privaten Mie twohnungssek to r mi t 63,5 % der Mieter 
s tark überrepräsent ier t , im k o m m u n a l e n sowie im genossenschaf t l ichen Sektor bet ragen 
die Anteile 5 7 % sowie 5 4 % . 12 % der Einfami l ienhäuser werden von E inpersonenhaus -
hal ten bewohnt.2 8 2 4 
Nahezu alle verfügbaren W o h n u n g e n sind von ze i tgemäßem Standard u n d bedingen 
daher h o h e Mieten.2825 Die Wohnkos ten in den verschiedenen W o h n f o r m e n des öf fen t -
lichen u n d privaten Sektors liegen etwa auf gleicher Höhe.2 8 2 6 1994 lagen die du rch -
schnit t l ichen Wohnkos ten mit 2 4 % des ver fügbaren E i n k o m m e n s höhe r als in vielen 
anderen OECD-Mitgl iedsländern.2 8 2 7 Zwischen 1988 u n d 1997 e rhöh te sich die d u r c h -
schnit t l iche Quadra tme te rmie t e real u m 47 %.2828 Von 1991 bis 1996 stieg die Realmiete 
im öffent l ichen Sektor u m 40 %.2829 Bereits 1995 muss ten die meis ten Hausha l t e über 
3 0 % des verfügbaren E i n k o m m e n s fü r das W o h n e n aufwenden. 2 8 3 0 
2813 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 149. 
2814 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 5. 
2815 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 3. 
2816 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 176. 
2817 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 3. 
2818 Vgl. Lundqvist (1988), S. 12. 
2819 Vgl. Englund/Hendershott/Turner (1995), S 3. 
2820 Vgl. Turner (1996), S. 101. 
2821 Vgl. Matti (1986), S. 34. 
2822 Vgl. HSB National Federation (1988), S. 55 f. 
2823 Vgl. Lundqvist (1988), S. 12-13. 
2824 Vgl. Turner (1996), S. 100. 
2825 Vgl. Nyström (1993), S. 11. 
2826 Vgl. Davidson (1994), S. 179 f. 
2827 Vgl. Davidson (1999), S. 465. 
2828 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 163. 
2829 Vgl. Brown (1996), S. 57. 
2830 Vgl. Turner (1997b), S. 483. 
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6. Überblick über die historische Entwicklung in den U.S.A. 
Im folgenden Kapitel wird die Wohnungs- und Bodenpolitik des traditionellen Einwan-
dererlandes USA im Verlauf des 20. Jahrhunderts aus ökonomischer und sozioökonomi-
scher Perspektive dargestellt. Die Darstellung der historischen Prozesse legt offen, wie 
und warum die tendenziell einem liberalen Paradigma folgende Volkswirtschaft mit ih-
rem grundsätzlichen Vertrauen auf die Effizienz des Marktes bei der Bereitstellung von 
Gütern und Dienstleistungen, einer niedrigen Staatsquote, einem sehr flexiblen Arbeits-
markt , der Ablehnung Subsistenzsicherung überschreitender Redistribution und der pri-
vaten Finanzierung nicht betriebsspezifischer und qualitativ hochwertiger Humanka-
pitalbildung es für erforderlich hielt, mithilfe kaum sichtbarer Instrumente den Erwerb 
von selbstgenutztem W o h n r a u m zu fördern und über versteckte, indirekte wohnungs-
wirtschaftlicher Subventionen regressiv in die Verteilung einzugreifen, welchem Pfad 
die staatlichen Interventionen folgten und welchen Einfluss sie auf Allokation, Vertei-
lung, regionale Entwicklung, Stabilisierung und Wachstum ausübten. 
6.1 1900-1913: Wohneigentum für Immigrantenhaushalte 
6.1.1 Die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
Um die Jahrhunder twende war in den USA der Urbanisierungsprozess bereits in ein 
fortgeschrittenes Stadium eingetreten, verbunden mit einer im internationalen Vergleich 
hohen vertikalen Mobilität und hohen Reallöhnen. Lebten 1850 15% der Einwohner in 
den Städten, so waren es um 1900 schon 40 %.2831 Die Weichenstellungen zur Lösung der 
mit der Industrialisierung und Urbanisierung verbundenen Agenda der adäquaten Ver-
sorgung breiter Schichten der Bevölkerung mit W o h n r a u m erfolgten bereits zu Beginn 
des Jahrhunderts eindeutig zugunsten eines Primats des Marktes. Hohe vertikale Mobi-
lität, hohe und steigende Reallöhne und niedrige Bodenkosten ermöglichten eine zufrie-
den stellende ökonomische Problemlösung, sodass in der Folgezeit, im Gegensatz zu Eu-
ropa, die Aufgabe des Staates nicht darin gesehen wurde, auf politischem Wege die 
Wohnungsversorgung breiter Schichten der Bevölkerung zu verbessern, sondern güns-
tige Rahmenbedingungen für eine marktwirtschaftl iche Bereitstellung von Wohnraum, 
bevorzugt in der Form des suburbanen Wohneigentums, zu schaffen. 
6.1.2 Die Institutionen der Frühzeit 
Die bodenpoli t ischen Interventionen der Frühzeit beschränkten sich auf das Siedlungs-
gesetz/Homestead Act von 1862, das Siedlern im Hinterland das Eigentum an dem für 
einen gewissen Zei t raum bewohnten und bewirtschafteten Boden zusprach.2832 Haupt-
einnahmequelle der Kommunen war die auf Grundbesi tz und Betriebsvermögen erho-
2831 Vgl. Uhlig (1971), S. 39. 
2832 Vgl. Dowall (1988), S. 153; Headey (1978), S. 201. 
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bene Grundsteuer.2 8 3 3 Hypothekenz insen u n d G r u n d s t e u e r a u f w e n d u n g e n waren bereits 
seit Beginn des J ah rhunde r t s von der E inkommens t eue r voll abzugsfähig. Veräußerungs-
gewinne aus indiv iduel lem W o h n e i g e n t u m waren sonst igen Veräußerungsgewinnen 
steuerlich gleich gestellt, Veräußerungsver lus te jedoch nicht abzugsfähig.2834 Die ersten 
Bausparkassen entwickel ten sich Mi t t e des 19. Jahrhunderts .2 8 3 5 1867 erließ die Stadt 
New York das erste Mietgesetz, das baurecht l iche Vorschrif ten enthielt u n d in der Folge-
zeit als Pro to typ diente.2836 
6.1.3 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n s t a n d a r d u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Zwar er laubte der W o h n u n g s m a r k t E inwanderern anfängl ich keine Differenzierung 
nach Nationali tät u n d Ethnizi tät , aber der Z u s a m m e n h a n g zwischen geographischer 
Konzentra t ion u n d der Auf rech te rha l tung der kollektiven Identi tät war zwingend. 
Wenn auch das geschlossene I m m i g r a n t e n g h e t t o ein seltener Grenzfall war, so ist doch 
gut belegt, dass e thnische G r u p p e n in ihren W o h n s t a n d o r t e n über die Stadt verteilte 
Schwerpunkte bildeten.2837 Obwoh l sich die Wohnverhäl tn isse der Immigran ten nach 
ihrer A n k u n f t in Amer ika zunächs t n icht von denen in ihrer He ima t unterschieden, ver-
besserten sie sich hier im Regelfall schnell, waren doch die Möglichkei ten des sozialen 
Aufstiegs in einer dynamisch expand ie renden Volkswirtschaft bei einer relativen Knapp-
heit des Faktors Arbeit im Vergleich zu den Faktoren Kapital u n d Boden im in ternat io-
nalen Vergleich sehr groß. Bei etwa gleicher Arbeitszeit verdienten Facharbeiter in den 
USA das 2,3fache ihrer br i t ischen Kollegen, die unter den europäischen Arbeitern den 
höchsten Lebenss tandard aufwiesen. Die Wohnkos t en waren etwa doppel t so hoch wie 
in Europa bei deut l ich höhe re r Qual i tä t u n d größerer Wohnfläche.2 8 3 8 Mieten bean-
spruchten zwar 2 5 % u n d m e h r eines durchschni t t l i chen Haushal tse inkommens, 2 8 3 9 
aber im Gegensatz zu Europa waren Facharbeiter , im Kontext der Verfügbarkeit billigen 
Baulands im U m l a n d sowie der rasanten Entwicklung s u b u r b a n e r Transpor tsys teme 
u n d der u m 1880 e inse tzenden teilweisen Verlagerung von Betriebsstätten ins U m l a n d , 
du rchaus in der Lage, W o h n e i g e n t u m zu erwerben.2 8 4 0 Auf d e m Land war Boden- u n d 
W o h n e i g e n t u m die bei we i tem vorher r schende , aber ante i lsmäßig s inkende Eigentums-
form.2841 Die in Europa im Allgemeinen erst nach dem Zweiten Weltkrieg erreichten 
W o h n e i g e n t u m s q u o t e n von 4 7 , 8 % im Jahre 1890 sowie von 4 6 , 7 % 1900 und 4 5 , 9 % 
19 1 02842 f üh r t en zu einer t iefen Verankerung des Glaubens an den besonderen Beitrag 
des Wohne igen tums zu indiv iduel lem Glück u n d sozialem Frieden in der poli t ischen 
Kultur der USA.2843 
2833 Vgl. Ladd (1998a), S. 5. 
2834 Vgl. Martens (1988a), S. 99 f. 
2835 Vgl. Grigsby (1990), S. 42. 
2836 Vgl. Uhlig (1971), S. 12. 
2837 Vgl. Falke (1987), S. 167 f. 
2838 Vgl. Harloe (1995), S. 60. 
2839 Vgl. Harloe (1995), S. 58. 
2840 Vgl. Harloe (1995), S. 60 f. 
2841 Vgl. Martens (1988a), S. 91;Grigsby (1990), S. 42. 
2842 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 395, 400. 
2843 Vgl. Grigsby (1990), S. 42. 
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6.2 1914-1928: Wirtschaftl iche Dynamik ermögl icht Suburbanis ierung 
6.2.1 Die gesamtgesel lschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Der Erste Weltkrieg intensivierte in der n u n m e h r die Weltwir tschaft d o m i n i e r e n d e n 
amer ikanischen Volkswirtschaft den technischen u n d organisa tor i schen Fortschri t t in 
den kriegswichtigen Sektoren. Nach d e m Wi r t s cha f t sboom der Kriegsjahre e rmögl ich te 
die schnelle Ausbre i tung der im Krieg entwickelten n e u e n Technologien, wie Fahrzeug-
bau, Chemie u n d Elektrotechnik, sowie der neuen P r o d u k t i o n s m e t h o d e n , wie Standar-
dis ierung u n d Fl ießbandfer t igung, im zivilen Sektor de r Volkswirtschaft eine nahezu rei-
bungslose Trans fo rmat ion zur Friedenswirtschaft . Mit relativ geringer Zyklizität waren 
die zwanziger Jahre für die ÜSA eine Phase dynamischen wir tschaf t l ichen Wachs tums 
mit über d e m Vorkriegsniveau l iegenden Wachs tumsra t en u n d e inem beträcht l ichen 
Anstieg der Rea le inkommen großer Teile der a rbe i t enden Bevölkerung.2 8 4 4 Allein im 
Ze i t r aum 1924 bis 1929 stiegen die durchschni t t l ichen Rea le inkommen u m 15,4%.2845 
Bei einer Urbanis ierungsra te von 5 1 % im Jahre 19202846 über t raf berei ts zwischen 
1910 u n d 1920 das Wachs tum der Vororte, wo die Bevölkerung u m das Dreifache an-
stieg, das der Kernstädte. 1920-1930 verzeichneten schon vier Großs t äd t e eine Bevölke-
rungsabnahme. 2 8 4 7 W ä h r e n d die woh lhabenderen Schichten ins U m l a n d abwander ten , 
induzier ten die anha l tende wir tschaft l iche D y n a m i k der Ballungsgebiete im Norden 
u n d die Mechanis ie rung der Plantagen im Süden eine Migra t ion der Farbigen aus den 
Südstaaten in die Kernstädte des Nordens . Die E inkommensve r t e i l ung w u r d e schiefer 
u n d die in den späteren Jahrzehnten virulent w e r d e n d e Problemat ik der rassischen u n d 
soz ioökonomischen Segregation der Wohnbevö lke rung begann sich abzuzeichnen.2 8 4 8 
6.2.2 Der Beginn einer Flächennutzungsplanung 
K o m m u n a l e Bau- und Flächennutzungsvorschr i f ten e r fo rde r ten nach amer ikan i schem 
Rechtsverständnis, wie die meis ten Kompetenzen lokaler Gebie tskörperschaf ten , dass 
den K o m m u n e n das Recht dazu explizit du rch die bundess taa t l iche Verfassung oder 
analoge bundesstaat l iche Statute e ingeräumt wurde.2 8 4 9 Angefangen v o n New York City 
im Jahre 1916 hat ten bis 1920 nahezu alle Bundess taa ten ihren Städten auferlegt, Bebau-
ungsvorschr i f ten zu erlassen.2850 Z u m zweiten Mal engagier te sich die Zentra l regierung 
in der Bodenpoli t ik , indem sie 1920 im Hande l smin i s t e r ium eine Abtei lung für Bau-
u n d Wohnungswesen/Div is ion of Building and H o u s i n g einr ichtete mi t der Aufgabe, ei-
nen Pro to typ eines bundess taat l ichen Ermächt igungsgesetzes fü r k o m m u n a l e Bebau-
ungsvorschr i f ten u n d Bebauungsp lanung zu entwickeln.2 8 5 1 Im Verlauf der dreißiger Jah-
re w u r d e n Versionen des in An lehnung an deutsches Bebauungsrecht mit seiner 
2844 Vgl. Harloe (1995), S. 88-90. 
2845 Vgl. Topalov( 1988), S. 165-170. 
2846 Vgl. Uhlig (1971), S. 39. 
2847 Vgl. Uhlig (1971), S. 43. 
2848 Vgl. Andracheck( 1979), S. 167; Harloe (1995), S. 135. 
2849 Vgl. Mills (1979), S. 517. 
2850 Vgl. Uhlig (1971), S. 12. 
2851 Vgl. Dowall (1988), S. 153, 155; Uhlig (1971), S. 12 f.; Mills (1979), S. 517. 
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B e t o n u n g von Gesetz u n d Rechtsweg, jedoch in part iel lem Gegensatz z u m deutschen 
Model l mi t der Tendenz, ein Nebene inander verschiedener N u t z u n g s f o r m e n zu unter -
b i n d e n , entwickel ten Pro to typs in bundesstaat l iches Recht übe rnommen . 2 8 5 2 Alle gegen-
wärt ig bes tehenden bundess taat l ichen Planungsgesetze sind aus d e m Standard Z o n i n g 
Enabl ing Act von 1926 u n d d e m Planning Enabling Act von 1928 des US D e p a r t m e n t 
of C o m m e r c e abgeleitet.2853 Dami t erhielten die lokalen Gebie tskörperschaf ten die fast 
ausschließliche bebauungspol i t i sche Kompetenz.2854 Trotz wiederhol te r Versuche, recht-
liche Grund lagen einer fü r das gesamte Land verbindl ichen Bodenpol i t ik zu entwickeln, 
bes tehen diese im wesent l ichen noch heute aus wenig m e h r als d e m Flächennutzungs-
recht der zwanziger Jahre.2855 Bis heute existiert kein bundeseinhei t l iches Bauplanungs-
recht, u n d der bauplaner i sche Rahmen lässt den K o m m u n e n große Spielräume.2 8 5 6 
O b w o h l bereits vor 1928 viele K o m m u n e n Flächennutzungspläne aufgestellt ha t t en , 
stieg deren Zahl nach der formaler Zulässigkeit massiv an, wobei sich der materielle Ge-
halt im Zeitablauf in Reakt ion auf richterliche Entscheidungen for t entwickelte.2857 Von 
den drei auf das k o m m u n a l e Bodenrecht Einfluss n e h m e n d e n gesellschaftlichen G r u p -
pen, den Bodenbesi tzern u n d Developern, den gegenwärtigen E inwohne rn sowie den 
potent ie l len E inwohne rn , domin ie r t en im ersten Viertel des zwanzigsten Jah rhunde r t s 
die Interessen der Bodenbesi tzer die Rechtsauffassungen der Ger ichte mi t der Folge, 
dass sich die k o m m u n a l e n Planvorgaben im Wesentlichen auf die r äuml iche Separ ierung 
der Nu tzungsa r t en W o h n e n , Hande l u n d Industr ie beschränkten.2 8 5 8 Da sich die Kom-
m u n e n überwiegend über die Grunds teue r f inanzier ten, die 1927 69 % der k o m m u n a l e n 
E i n n a h m e n u n d 97 % der lokalen S teuere innahmen erbrachte,2 8 5 9 gelang es in der Folge-
zeit den Mit te lschichten u n d der lokalen Geschäftswelt , das F lächennutzungsrecht z u m 
Zwecke der Auf rech te rha l tung hoher Bodenwerte u n d der Ausgrenzung u n e r w ü n s c h t e r 
Nu tzungsa r t en einschließlich des W o h n u n g s b a u s fü r ä rmere Bevölkerungsschichten zu 
instrumental is ieren. 2 8 6 0 
6.2.3 D i e W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Die F inanz ie rung des W o h n u n g s b a u b o o m s der zwanziger Jahre erfolgte fast ausschließ-
lich über die Vergabe von kurzfr is t igen Bausparkassendarlehen mit e iner Laufzeit von 
drei bis fün f Jahren an nicht zwangsläufig mi t den Sparern ident ische Bauherren.2 8 6 1 In 
der zweiten Häl f te der zwanziger Jahre w u r d e n aus kon junk tu rpo l i t i s chen G r ü n d e n 
S teue re rmäß igungen u n d öffent l iche Darlehen zur Förderung des W o h n u n g s b a u s ge-
währt.2 8 6 2 
2852 Vgl. Dowall (1988), S. 155; Hallett (1988), S. 190. 
2853 Vgl. Wiegandt( 1997), S. 14. 
2854 Vgl. Dowall (1988), S. 155; Hallett (1988), S. 190. 
2855 Vgl. Dowall (1988), S. 157. 
2856 Vgl. Wiegandt (1997), S. 19. 
2857 Vgl. Dowall (1988), S. 155; Mills (1979, S. 517. 
2858 Vgl. Babcock/Besselman (1973), S. 25. 
2859 Vgl. Ladd (1998a), S. 4 f. 
2860 Vgl. Harloe (1995), S. 59. 
2861 Vgl. Martens (1988b), S. 134; Martens (1988a), S. 95 f. 
2862 Vgl. Uhlig (1971), S. 13. 
248 Überblick über die historische Entwicklung in Deutschland 
6.2.4 D e r W o h n u n g s b a u b o o m d e r zwanz ige r Jahre 
Im Ersten Weltkrieg k a m es mit d e m Bau von W o h n r a u m für Kriegsarbeiter zu ersten, be-
grenzten, unmi t te lbaren Eingriffen der Bundesregierung in den wohnungswir tschaf t l ichen 
Sektor. Es wurden etwa 10.000 Wohnungen , 5.000 Einfamilienhäuser und 14.000 W o h n -
heimplätze errichtet.2863 W ä h r e n d die Fertigstellungen bis 1916 zwischen 400.000 u n d 
500.000 Wohneinhe i ten jährlich betragen hatten, sanken sie 1918 auf 118.000 u n d stiegen 
nach Kriegsende auf 315.000 im Jahre 1919 sowie 217.000 im Jahre 1920,2864 sodass 1920 
aufg rund der geringen W o h n u n g s p r o d u k t i o n während des Krieges sowie der verzögerten 
Erholung des Wohnungsbaus infolge der in den letzten Kriegsmonaten e ingeführ ten Regu-
lierungen ein Defizit von etwa einer Million Wohnungen zu verzeichnen war.2865 
Ab 1921 füh r t en die s teigenden Reale inkommen zu e inem Boom im W o h n u n g s b a u , 
der ab Mit te der zwanziger Jahre in einen Boom in der Produkt ion dauerhaf t e r Konsum-
güter u n d im Gewerbebau überging.2866 Die Fertigstellungen stiegen von 449.000 im Jahre 
1921 auf 937.000 auf d e m H ö h e p u n k t des W o h n u n g s b a u b o o m s im Jahre 1925.2867 1928 
war das rechnerische Versorgungsdefizit eliminiert . Der A p a r t m e n t b o o m der zwanziger 
Jahre füh r t e zur Er r ich tung einer größeren Zahl von Mehrfamil ienhäusern. 2 8 6 8 
6.2.5 W o h n u n g s v e r s o r g u n g , W o h n s t a n d a r d u n d W o h n k o s t e n b e l a s t u n g 
Bei e inem Wohnkos tenan te i l a m privaten Verbrauch von 12,4 %2869 lebte 1917 ein Drittel 
der Amer ikane r in guten Wohnverhäl tn issen , ein zweites Drittel in zuf r ieden stel lenden, 
das letzte Drit tel j edoch in „ the oldest and worst castoff houses which n o o n e eise wan-
ted." Krieg u n d Kriegsfolgen vergrößer ten die letzte G r u p p e u n d verschlechter ten deren 
Lage.2870 
W ä h r e n d neu er r ichte te Eigenheime im u n d unmi t te lbar nach d e m Krieg den wohl -
h a b e n d e n Schichten vorbeha l ten waren, wurden sie n u n m e h r z u n e h m e n d auch fü r 
Hausha l te mi t t leren E i n k o m m e n s bezahlbar.2871 Für weite Teile der Bevölkerung, ins-
besondere fü r die Beschäft igten in den Wachs tumsbranchen , verbesserte sich die W o h -
nungsverso rgung im Vergleich z u m Vorkriegsniveau.2872 Auch den un te ren Mit te lschich-
ten u n d den besser bezahl ten G r u p p e n innerha lb der Arbei terschaft e rmögl ich te die 
wir tschaf t l iche D y n a m i k der zwanziger Jahre eine zufr ieden stellende Wohnungsve r so r -
gung d u r c h den Mark t , o f t sogar ein Eigenheim im subu rbanen R a u m , genau jenen Be-
völkerungsschichten , die in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg die wicht igsten Ziel-
g r u p p e n des sozialen W o h n u n g s b a u s bildeten.2873 Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e stieg von 
2863 Vgl. Uhlig (1971), S. 12; Harloe (1995), S. 82; Headey (1978), S. 201. 
2864 Vgl. Kindelberger (1987), S. 104. 
2865 Vgl. Andracheck (1979), S. 137. 
2866 Vgl. Kindelberger (1987), S. 104; Harloe (1995), S. 90; Ball/Wood (1999), S. 191. 
2867 Vgl. Kindelberger (1987), S. 104. 
2868 Vgl. Uhlig (1971), S. 65, 
2869 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 179 f. 
2870 Vgl. Andracheck (1979), S. 175. 
2871 Vgl. ILO (1925). 
2872 Vgl. Andracheck (1979), S. 135. 
2873 Vgl. Andracheck (1979), S. 135, 137. 
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1920 bis 1930 von 4 5 , 6 % auf 47,8%,2 8 7 4 während sie sich im Urbanen u n d s u b u r b a n e n 
R a u m von 4 0 , 9 % 1920 auf 4 6 % 1930 erhöhte.2875 Fil tering-Prozesse ließen zwar bei 
f o r t d a u e r n d e r Unterversorgung mit W o h n r a u m in ländl ichen Regionen die realen Mie-
ten im Urbanen R a u m zwischen 1924 u n d 1929 u m 7 % fallen, f ü h r t e n jedoch auch zur 
großflächigen En t s t ehung innerstädt ischer Slums.2876 
6.3 1929-1938: D ie N e u o r d n u n g de r W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g s a r c h i t e k t u r i m 
R a h m e n des N e w Deal 
6.3.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Mi t te der zwanziger Jahre schwächte sich der Nachkr iegsboom ab. W ä h r e n d der Nieder-
gang der alten Industr iezweige sich ungebrochen fortsetzte, die Preise fü r Agra rp roduk te 
rap ide fielen u n d die Lagerbestände anstiegen, war n u n auch der Bedarf an W o h n r a u m 
u n d dauerha f t en Konsumgü te rn wei tgehend gedeckt, was e inen Nachf ragerückgang 
nach u rbane r Inf ras t ruk tur , Konsumenten- u n d Wohnungsbauk red i t en , Stahl, Chemie -
p r o d u k t e n u n d elektrischen Geräten mit sich brachte.2877 In einer Phase nachlassender 
weltwir tschaft l icher Dynamik füh r t e die mangelhaf te Regul ierung des Bankensektors 
zu einer massiven Auswei tung des Kredi tvolumens, die Ende der zwanziger Jahre in 
eine spekulat ive Hausse a m amerikanischen Akt ienmarkt e i n m ü n d e t e . Als die N o t e n -
b a n k 1929 mit einer E r h ö h u n g der Leitzinsen zu einer restriktiven Geldpol i t ik überging, 
verstärkte sich der Abschwung zu einer weltweiten Deflat ion.2 8 '8 Fallende Waren- u n d 
Assetpreise in den USA u n d demzufolge steigende Kreditausfälle, s inkende Gewinnspan -
nen u n d eine rapide s inkende Auslastung des Produkt ionspoten t ia l s weiteten sich aus zu 
einer weltweiten Bankenkrise u n d e inem Z u s a m m e n b r u c h des Welthandels . 1931 verließ 
die USA den Golds tandard und kehrte erst 1934 nach einer be t rächt l ichen Abwer tung zu 
i hm zurück.2879 
In den USA e rhöh te sich die Arbeitslosigkeit von k n a p p über 1,5 Mil l ionen im Jahre 
1929 auf fast 13 Mil l ionen 1933, ein Viertel des Erwerbspersonenpoten t ia l s u n d fast 40 % 
der nicht in der Landwir tschaf t Tätigen waren o h n e Arbeit . M e h r als ein Drit tel der Ar-
beitslosen k a m e n aus d e m Bausektor u n d dessen Zuliefererbetrieben.2 8 8 0 1933 w u r d e n re-
f la t ionierende K o n j u n k t u r p r o g r a m m e aufgelegt. Es kam zu einer Kontrolle der Agrargü-
t e r p r o d u k t i o n , zu branchenwei ten Absprachen über P r o d u k t i o n s v o l u m e n , Preise u n d 
Arbe i tnehmer rech te sowie zu umfangre ichen Arbe i t sbeschaf fungsmaßnahmen. 2 8 8 1 
2874 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 395, 400. 
2875 Vgl. Andracheck (1979), S. 135. 
2876 Vgl. Topalov (1988), S. 165-170; Harloe (1995), S. 135; Andracheck (1979), S. 167. 
2877 Vgl. Aldecroft (1987), S. 199. 
2878 Vgl. Harloe (1995), S. 151. 
2879 Vgl. Kindelberger (1987), S. 112 ff. 
2880 Vgl. Topalov (1988), S. 170. 
2881 Vgl. Harloe (1995), S. 153. 
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6.3.2 D e r Z u s a m m e n b r u c h d e s W o h n u n g s b a u s u n d de r W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g 
Mit d e m Ausbruch der Weltwir tschaftskrise ging der W o h n u n g s b a u b o o m a b r u p t zu En-
de.2882 Weil es in den ersten drei Dekaden des Jahrhunder t s un te r der F ü h r u n g der in 49 
Bundesstaaten ver t re tenen Bausparkassen zu einer wei tgehenden Ins t i tu t ional is ierung 
der W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g g e k o m m e n war,2883 griff der Liquidi tä tsmangel a m Kapi-
ta lmarkt auf den H y p o t h e k e n m a r k t über.2884 Der Z u s a m m e n b r u c h des W o h n i m m o b i -
l ienmarktes w i e d e r u m war einer der Anstoßeffekte der Bankenkrise der f rühen dreißiger 
Jahre, in deren Verlauf sich die Zahl der Banken von 1929 bis 1933 fast halbierte.2885 Die 
p r imär kurzfr is t ige, t i lgungsfreie F inanz ierung der W o h n i m m o b i l i e n mit Laufzeiten von 
drei bis fün f Jahren u n d die a u f g r u n d der Illiquidität des Beleihungsobjekts geforder ten 
relativ h o h e n Realzinsen verschärf ten die Krise. Die nach d e m Börsencrash 1929 un te r 
massivem Abzug von Einlagen le idenden Banken verweigerten den D a r l e h e n s n e h m e r n 
eine Pro long ie rung der Bauf inanz ie rung u n d oft sogar den Rückgriff auf ihre eigenen 
Ersparnisse.2886 Mit Besorgnis e r regender Geschwindigkeit verloren weite Teile der Be-
völkerungsschichten, denen die wir tschaft l iche Dynamik der zwanziger Jahre den Ein-
stieg ins W o h n e i g e n t u m ermögl ich t hat te , ihr Eigenheim. 1932 wurden 273.000 Eigen-
he ime zwangsversteigert . 1933 waren bereits 4 9 % der auss tehenden $ 2 0 Mill iarden 
Hypothekarkred i te not le idend. Täglich ereigneten sich tausend Zwangsvol ls t reckungen, 
viele mi t der Folge negativen Eigenkapitals für die Kreditnehmer.2 8 8 7 
Die N e u b a u p r o d u k t i o n sank von 900.000 im Jahre 1924 über 500.000 1929 auf 
93.000 im Jahre 1933, erst 1939 w u r d e das Niveau von 1929 wieder erreicht.2888 Die jähr-
lichen A u f w e n d u n g e n f ü r I n s t a n d h a l t u n g gingen von $ 500 Mill ionen auf $ 50 Mil l ionen 
zurück.2 8 8 9 Bis in die späten dre ißiger Jahre e rhöh ten sich die realen W o h n u n g s n u t -
zungskosten, verglichen mit den f r ü h e n zwanziger Jahren, beträchtlich.2890 
6.3.3 W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g u n d ö f f en t l i che r W o h n u n g s b a u 
N u r in den USA erlangte der in den dreißiger Jahren, im Vergleich zu anderen Aspekten 
der Wir t schaf t s - u n d Sozialpolitik, vernachlässigte wohnungswir t schaf t l i che Sektor 
prakt ische poli t ische Bedeu tung , weil der Z u s a m m e n b r u c h dieses Marktes einen zentra-
ler Bestandteil der g rößeren ö k o n o m i s c h e n und sozialen Krise ausmachte , der große Tei-
le der Mit te lschicht tangier te , u n d seine Belebung einen wesentlichen Beitrag z u m Ab-
bau der Arbeitslosigkeit leisten konnte.2 8 9 1 Die getroffenen M a ß n a h m e n zielten weniger 
auf die Behebung der Urbanen W o h n u n g s n o t ab als darauf , die Flut der Zwangsvollstre-
2882 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 191. 
2883 Vgl. Grigsby (1990), S. 32. 
2884 Vgl. Kindelberger (1987), S. 112. 
2885 Vgl. Topalov (1988), S. 170; Martens (1988a), S. 96. 
2886 Vgl. Martens (1988a), S. 96; Martens (1988b), S. 134; Grigsby (1990), S. 32; DeMarco/Rist (1998), 
S. 195. 
2887 Vgl. HUD (1974), S. 7; Headey (1978), S. 201 f.; Martens (1988a), S. 96; Harloe (1995), S. 191. 
2888 Vgl. US Department of Commerce (1965), S. 18 f.; Martens (1988a), S. 96. 
2889 Vgl. Headey (1978), S. 201. 
2890 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 465. 
2891 Vgl. Headey (1978), S. 176, 201; Martens (1988a), S. 96; Harloe (1995), S. 165. 
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ckungen, Bankenschl ießungen u n d Künd igungen von Hypothekardar lehen in eher länd-
lichen u n d kleinstädt ischen Gebieten e inzudämmen. 2 8 9 2 
Das W o h n e i g e n t u m w u r d e steuerlich stärker gefördert als in den meisten Industr ie-
ländern.2 8 9 3 Die umfangre i chen Arbe i t sbescha f fungsmaßnahmen bezogen auch den 
Wohnungsbausek to r ein.2894 Das Indust r ieförderungsgesetz /Nat ional Industrial Recovery 
Act 1933 mit d e m A m t fü r öffent l iche Arbei ten/Publ ic Works Admin is t ra t ion /PWA 
stellte Mittel für S lumbere in igung , sozialen Wohnungsbau , He ims tä t t enbau u n d In-
s tandha l tung bereit.2895 Zunächs t w u r d e der Einfamil ienhausbau gefördert , danach in 
bescheidenem U m f a n g der soziale W o h n u n g s b a u , u n d schließlich k a m es zu ersten sys-
temat ischen Sanierungsbestrebungen. 2 8 9 6 Von 1935 bis 1939 wurden 2 3 , 4 % der Neubau -
ten mit Bundesmi t te ln direkt geförder t , mehrhei t l ich Einfamilienhäuser.2 8 9 7 Aufg rund 
diverser F ö r d e r p r o g r a m m e für den Bau von Eigenheimen und die Entwicklung von Vor-
or t s täd ten u n d ländl ichen K o m m u n e n ging in den dreißiger u n d vierziger Jahren der 
Anteil der G r u n d s t e u e r an den k o m m u n a l e n Ausgaben zurück.2898 
Der soziale W o h n u n g s b a u erreichte selbst in Krisenzeiten nie mehr als einen ver-
schwindend ger ingen Anteil an den Fertigstellungen.2899 Erst 1937 kam es im R a h m e n 
der PWA zur Auf legung eines P r o g r a m m s zum Bau von Sozia lwohnungen, das bis z u m 
Kriegseintritt de r USA in Kraft blieb u n d fakultat iv in einzelstaatliches u n d k o m m u n a l e s 
Recht umgesetzt werden konnte.2 9 0 0 Die Zentra l regierung ü b e r n a h m über die Emission 
s teuerbefrei ter Anle ihen 9 0 % der Baukosten, während die laufenden Ausgaben d u r c h 
die M i e t e i n n a h m e n zu decken u n d Überschüsse zur Kapi ta l rückzahlung zu verwenden 
waren. Der Eigenbei trag der K o m m u n e n belief sich auf 1 0 % der Baukosten.2901 Bis 1940 
w u r d e n 117 000 Wohne inhe i t en err ichtet , was 8 % der Fertigstellungen der Jahre 
1938-1940 entsprach.2 9 0 2 ö f f e n t l i c h e r W o h n u n g s b a u war nur zulässig, u m abgerissenen 
W o h n r a u m zu ersetzen, die Kosten einer V i e r - Z i m m e r - W o h n u n g waren auf $ 4.000 be-
grenzt u n d ein Bundesstaat k o n n t e nicht m e h r als 1 0 % der Fördermit te l in Ansp ruch 
n e h m e n . Die Init iat ive ha t te von den K o m m u n e n auszugehen, die die Wohne inhe i t en 
in der Rech t s fo rm einer formal unabhäng igen Behörde, der Public Hous ing Author i ty / 
PHA, er r ichte ten u n d d a n n auch besaßen u n d verwalteten.2903 Für die Bewohner w u r d e n 
die E inkommensgrenzen ext rem niedrig angesetzt, sodass die mit t leren E i n k o m m e n s -
schichten per se ausgeschlossen waren u n d über 90 % der Bewohner d e m unteren Drittel 
der E inkommensver t e i lung angehörten.2 9 0 4 Da Trans fe re inkommen bei der Berechnung 
des M i n d e s t e i n k o m m e n s nicht einbezogen wurden , wurden Arbeitslose u n d Sozialhilfe-
empfänge r als Mieter nicht akzeptiert.2905 Das alles hat te zur Folge, dass der öffent l iche 
2892 Vgl. KfW (1982), S. 15. 
2893 Vgl. Martens (1988a), S. 95. 
2894 Vgl. Harloe (1995), S. 153. 
2895 Vgl. Uhlig (1971), S. 13 f. 
2896 Vgl. Uhlig (1971), S. 22; Harloe (1988), S. 48. 
2897 Vgl. HUD (1967), Tafel 2, S. 1. 
2898 Vgl. Dowall (1988), S. 153; Ladd (1998a), S. 5, 8. 
2899 Vgl. Harloe (1988), S. 59. 
2900 Vgl. Headey (1978), S. 176, 205; Grigsby (1990), S. 37 f.; Harloe (1995), S. 197. 
2901 Vgl. Harloe (1988), S. 44, 197; Grigsby (1990), S. 37. 
2902 Vgl. Harloe (1995), S. 197. 
2903 Vgl. Headey (1978), S. 204; Harloe (1988), S. 44, 47, 197. 
2904 Vgl. Headey (1978), S. 204; Harloe (1995), S. 198. 
2905 Vgl. Headey (1978), S. 201. 
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W o h n u n g s b a u jener Zeit p r imär au fg rund der wir tschaf t l ichen Krise ger ing en t lohnte , 
weiße Arbe i tnehmer vorübergehend mit W o h n r a u m versorgte, von denen 30 % in der 
Rüs tungs indus t r ie tätig waren,2906 und dass die öffent l ichen Wohnan lagen vor allem in 
den Innens täd ten gebaut wurden u n d nicht auf d e m wertvolleren s u b u r b a n e n Bauland, 
w o ihre Er r ich tung die wir tschaft l ichen Interessen der Mit te lschichten, de r Developer 
u n d der Baufinanzierer tangiert hätte.2907 
6.3.4 Die Restrukturierung der Wohnungsbauf inanzierungsarchitektur 
Die Res t ruk tur ie rung der F inanzmärkte wurde in den USA der dreißiger Jahre als er-
folgsversprechendere Strategie zur Belebung des W o h n u n g s b a u s angesehen als eine ge-
nerelle Subven t ion ie rung des Sektors. Geschaffen w u r d e n hoch spezialisierte, h o c h regu-
lierte u n d v o m al lgemeinen Kapi talmarkt wei tgehend separier te Inst i tut ionen.2 9 0 8 Die zu 
Beginn staatl ichen u n d in späteren Jahren staatlich geförder ten U n t e r n e h m e n w u r d e n 
entwickelt , u m ein manifestes Marktversagen in der Kredital lokation zu korr igieren, 
das Versagen privater Kredit inst i tute, in aus re ichendem M a ß e u n d langfristig b e s t i m m t e 
Sektoren der Volkswirtschaft mit Kapital zu versorgen, die als en t sche idend fü r wir t -
schaft l iches W a c h s t u m u n d sozialen Frieden angesehen w u r d e n . Insbesondere w u r d e 
die Kredi ta l lokat ion an Eigenheimerwerber als nicht zuf r ieden stellend angesehen, 
d e n n die Herausb i ldung eines Massenmarktes für W o h n e i g e n t u m er forder te die Schaf-
f u n g von R a h m e n b e d i n g u n g e n , die Haushal ten mi t durchschni t t l i chen E i n k o m m e n die 
Finanzierbarkei t ermöglichten.2 9 0 9 
Die Eingriffe des Staates in Bankenwesen und Bauf inanz ie rung st ießen in Wir t schaf t 
u n d Bevölkerung k a u m auf Widers tand , bewahr ten sie doch den pr ivatwir tschaf t l ichen 
W o h n i m m o b i l i e n s e k t o r m e h r oder weniger vor seiner Auflösung.2 9 1 0 Obwoh l die W o h n -
e i g e n t u m s q u o t e in den Krisenjahren der Weltwirtschaftskrise beträcht l ich sank u n d der 
Wohnan te i l an den Verbraucherausgaben bis 1934 auf 17,1 % anstieg,2911 legten die Fi-
n a n z m a r k t r e f o r m e n der dreißiger Jahre den Grunds tock fü r die e n o r m e Auswei tung 
des Eigenheimbesi tzes nach d e m Zweiten Weltkrieg.2912 Über einen langen Ze i t r aum wa-
ren über 8 5 % aller neu err ichteten Wohneinhe i ten Einfami l ienhäuser u n d nach 1930 
verlor be inahe jede Kernstadt an Bevölkerung.2913 
Aus e inem bisher äußers t liberalen Wohnungsbauf inanz ie rungssek to r w u r d e im Jahre 
1933 einer der im in ternat ionalen Vergleich am intensivsten regulierten. Alle F inanz-
inst i tute w u r d e n verpfl ichtet , Einlagenversicherungen abzuschl ießen. Banken u n d Spar-
kassen w u r d e untersagt , Niederlassungen in m e h r als e inem Bundesstaat zu un te rha l t en . 
Regulat ion Q legte Zinsobergrenzen für Spareinlagen fest u n d beschränkte das Aktiv-
geschäft der Sparkassen gegen die Gewährung steuerlicher Vergünst igungen sowie die 
Zulässigkeit einer u m 0,25 % höheren Einlagenverzinsung auf die Kreditvergabe an den 
2906 Vgl. Harloe (1995), S. 197, 199. 
2907 Vgl. Headey (1978), S. 204. 
2908 Vgl. Martens (1988a), S. 96. 
2909 Vgl. Martens (1988a), S. 95; DeMarco/Rist (1998), S. 193. 
2910 Vgl. Harloe (1995), S. 191. 
2911 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 179 f. 
2912 Vgl. Grigsby (1990), S. 42 f. 
2913 Vgl. Uhlig (1971), S. 44, 65. 
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wohnungswi r t schaf t l i chen Sektor.2914 Den Empfeh lungen der 1931 ins Leben gerufenen 
Kommiss ion f ü r Hausbau u n d Hause igen tum/Pres iden t ' s Confe rence on H o m e b u i l d i n g 
and H o m e o w n e r s h i p folgend, ermöglichte das Eigenheim-Darlehensgesetz/Federal 
H o m e Loan Act 1932 als P ro to typ einer langen Reihe von E i g e n h e i m f ö r d e r p r o g r a m m e n 
mi t Hilfe der 1933 gegründeten H o m e Owners Loan C o r p o r a t i o n die Ref inanzierung 
von W o h n u n g s b a u h y p o t h e k e n mi t Krediten zu einer Laufzeit von 15 Jahren u n d e inem 
Förderzinssatz von 5 %.2915 Die Förderlinie un te rs tü tz te ein Fünftel der amer ikanischen 
Famil ien u n d refinanzierte bis zu ihrem Auslaufen im S o m m e r 1936 ein Sechstel der 
auss tehenden Hypothekarkredi te . Es kam zu e inem dramat i schen Rückgang der 
Zwangsversteigerungen.2 9 1 6 
Das 1932 geschaffene Federal National H o m e Loan Bank System war d e m Federal 
Reserve System nachgebildet . Es bestand aus zwölf Zent ra lbanken u n d hat te die Auf-
gabe, den Mitg l ieds ins t i tu t ionen eine Einlagenversicherung bereit zu stellen, die Liquidi-
tä t sversorgung im System zu sichern sowie die Bankenaufsicht über die Mitgliedsinsti-
t u t i o n e n auszuüben.2 9 1 7 Die Mitgliedschaft war für Sparkassen u n d Bausparkassen 
obl igator isch u n d für kommerzie l le Banken fakultativ.2918 
Mit d e m Nat ionalen Wohnungsbaugese tz /Nat ional Hous ing Act 1934 w u r d e die Bun-
deswohnungsbaubehörde /Federa l Hous ing Adminis t ra t ion /FHA eingerichtet . Diese etab-
lierte mi t e inem Grundkapi ta l von $ 10 Mill ionen ein umfassendes öffentl iches Bürg-
schaftssystem fü r Wohnungsbaudar lehen . Section 203 des Gesetzes spezifizierte die 
vers icherbaren Hypotheken , Section 221 die Modal i tä ten des sozialen Wohnungsbaus. 2 9 1 9 
U m dieses Bürgschaftssystem auf eine solide ökonomische Grund lage zu stellen, ent-
wickelte die FHA ein äußers t detailliertes Bewertungssystem fü r W o h n u n g s b a u h y p o t h e -
ken, das sowohl die Kreditwürdigkeit des Dar lehensnehmers , als auch den Marktwer t des 
Eigenheims in Verbindung mit d e m Wohnumfe ld explizit u n d differenziert einbezog u n d 
von der Branche vollständig ü b e r n o m m e n wurde.2920 Hinsichtl ich der Beleihungshöhe 
u n d der Beleihungskondi t ionen setzte die öffentl iche Hypothekenvers icherung Maßstäbe, 
nach denen die Finanzierungsinst i tute auch alle nicht versicherten Hypotheken ausrichte-
ten.2921 Die Vorgabekriterien der bundesstaat l ichen Behörden s tuf ten s u b u r b a n e Siedlun-
gen tendenziell als sicherer u n d höherwert iger ein als innerstädt ische Standorte.2 9 2 2 Bis in 
die Gegenwar t hinein besitzt die Inst i tut ion der öffentl ichen Bürgschaft für Hypothekar -
dar lehen fü r die Wohne igen tumsb i ldung breiter Schichten des Volkes eine über ragende 
Bedeutung , d e n n sie ermögl icht den Erwerb eines Eigenheims mi t e inem sehr ger ingem 
Eigenkapitaleinsatz von maximal 1 0 % und mit langfristiger F remdf inanz ie rung zu e inem 
günst igen Festzins, der de facto d e m Zinssatz fü r risikolose Anlagen entspricht.2 9 2 3 
2914 Vgl. Martens (1988b), S. 134 f.; Harloe (1995), S. 153. 
2915 Vgl. Uhlig (1971), S. 14; Headey (1978), S. 201; KfW (1982), S. 15. 
2916 Vgl. Headey (1978), S. 202. 
2917 Vgl. Grigsby (1990), S. 32. DeMarco/Rist (1998), S. 196 
2918 Vgl. Headey (1978), S. 201; KfW (1982), S. 15; U.S. General Accounting Office (1990), (1991), zit. 
nach DeMarco/Rist (1998), S. 186. 
2919 Vgl. Uhlig (1971), S. 14; KfW (1982), S. 15; Martens (1988a), S. 96. 
2920 Vgl. Grigsby (1990), S. 33. 
2921 Vgl. KfW (1982), S. 23. 
2922 Vgl. Peterson (1980), S. 413 ff. 
2923 Vgl. Headey (1978), S. 203; KfW (1982), S. 23; Martens (1988b), S. 96, 135; Grigsby (1990), S. 32 f.; 
DeMarco/Rist (1998), S. 195. 
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Ein Sekundä rmark t für die von der FHA versicherten Hypothekardar lehen w u r d e 
1938 mit der G r ü n d u n g der Federal Nat ional Mortgage Assoc ia t ion /FNMA/Fannie 
Mae geschaffen.2924 Fannie M a e ü b e r n a h m das Zinsänderungsr is iko u n d das Liquidi täts-
risiko der Kreditgeber, was diesen eine höhere Kredi t schöpfung ermögl ichte , u n d glich 
Liquidi tä tsunterschiede zwischen den Regionen aus.2925 Das Inst i tut kauf te u n d verkauf -
te zwar versicherte Hypo theken , war aber im Regelfall ein Net tokäufer . Als k o n j u n k t u r -
politisches In s t rumen t der Zent ra l regierung versorgte Fannie Mae in Rezessionsphasen 
das Bankensystem über den forcier ten Ankauf von versicherten Hypo theken mit zusätz-
licher Liquidität.2926 
6.3.5 Die F lächennutzungsplanung 
Seit den dreißiger Jahren d o m i n i e r t e n fü r die nächsten vier Dekaden die Interessen der 
etablierten E inwohner die k o m m u n a l e F lächennutzungsp lanung u n d andere B o d e n n u t -
zungsregul ierungen der Kommunen. 2 9 2 7 Die meis ten größeren Städte und viele Voror te 
u n d Kleinstädte besaßen gegen Ende der Dekade ein Flächennutzungsrecht mit z u n e h -
m e n d differenzier terer Aufgl iederung der H a u p t n u t z u n g s t y p e n W o h n e n , Handel u n d 
Industrie.2928 Minc ies tanforderungen an die Grunds tücksg röße sowie Begrenzungen des 
Mehr fami l i enhausbaus hielten kinderre iche Familien mit ger ingem E i n k o m m e n von gu-
ten Wohngebie ten fern, un te r a n d e r e m weil sie m e h r an lokalen öffent l ichen G ü t e r n in 
Anspruch n a h m e n als ih rem Anteil an den G r u n d s t e u e r a u f k o m m e n entsprach.2 9 2 9 
6.4 1939-1949: Die Marginalis ierung des sozialen Wohnungsbaus 
6.4.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
In weit g röße rem A u s m a ß als im Ersten Weltkrieg b o o m t e die amer ikanische Wir t schaf t 
im Zweiten Weltkrieg, als die Nachfrage nach Nahrungsmi t t e ln , Transpor t le i s tungen 
u n d Waffen eskalierte. Zwischen 1938 u n d 1948 stieg das Brut tosoz ia lprodukt u m 
65 %. Der Krieg erreichte in den f rühen vierziger Jahren, was d e m New Deal versagt 
blieb, Vollbeschäft igung u n d steigende Realeinkommen.2 9 3 0 Zwei Drit tel der in der Land-
wir tschaf t Beschäftigten verl ießen die ländlichen Regionen, 1940 lebten schon 5 0 % der 
Farbigen in den Städten.2931 W i e d e r u m waren die USA, wie schon nach d e m Ende des 
Ersten Weltkriegs, das einzige Land, das aus d e m bewaffneten Konflikt mi t einer gestärk-
ten Wir tschaf t hervorging.2 9 3 2 Trotz eines relativ sanften Übergangs zur Fr iedenswir t -
2924 Vgl. Uhlig (1971), S. 14; KfW (1982), S. 14; Grigsby (1990), S. 33; Martens (1988b), S. 135; US Ge-
neral Accounting Office (1990), (1991), zit. nach DeMarco/Rist (1998), S. 186. 
2925 Vgl. Headey (1978), S. 202; Martens (1988b), S. 135; DeMarco/Rist (1998), S. 196. 
2926 Vgl. Grigsby (1990), S. 33. 
2927 Vgl. Babcock/Besselman (1973), S. 25. 
2928 Vgl. Mills (1979), S. 517. 
2929 Vgl. Ladd (1998a), S. 13. 
2930 Vgl. Harloe (1995), S. 213. 
2931 Vgl. Häußermann (1983), S. 139 f. 
2932 Vgl. Harloe (1995), S. 213. 
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schaft kam es jedoch bei Kriegsende zunächst zu einer kurzen Transi t ionsphase mit ho -
her Inflat ion, Preiskontrollen, hef t igen Streiks u n d poli t ischen Unruhen. 2 9 3 3 
6.4.2 Das Wohnungsbaugese tz /Hous ing Act von 1949 
1942 wurden die verschiedenen mit W o h n u n g s - u n d Städtebau befassten bundesstaat l i -
chen Behörden zur Nat ionalen W o h n u n g s b a u b e h ö r d e / N a t i o n a l Hous ing Agency zusam-
mengefasst u n d 1947 in die Dachorgan isa t ion W o h n u n g s - u n d Eigenheimfinanzierungs-
behörde /Hous ing and H o m e Finance Agency mit den Unterab te i lungen Federal 
Hous ing Admin i s t ra t ion /FHA zus tändig fü r Hypothekenvers icherung , Public Hous ing 
Admin i s t r a t ion /PHA verantwort l ich fü r sozialen W o h n u n g s b a u , C o m m u n i t y Facilities 
Adminis t ra t ion/CFA zuständig f ü r k o m m u n a l e Inf ras t ruk tur , Urban Renewal Adminis -
t ra t ion /URA verantwort l ich fü r S tad te rneue rung sowie Federal Nat ional Mor tgage Asso-
c ia t ion /FNMA zuständig fü r Hypo thekenrückver s i che rung integriert.2934 
Das in der Folgezeit s tändig ergänzte Wohnungsbaugese t z /Hous ing Act von 1949 ent-
hält in seiner Präambel die Ziele der amer ikan ischen Wohnungspo l i t ik : 
„... the realisation as soon as feasible of the goal of a decent home and suitable livitig 
environment for every American family, thus contributing to the developtnent and rede-
velopment of communities and to the advancement of the growth, wealth, and security of 
thenation.<<2935 
Inhaltlich legte es die gesetzliche Grundlage fü r die Stadterneuerung und sollte die Kom-
munen rechtlich und finanziell in die Lage versetzen, Stadterneuerungen durchzuführen.2 9 3 6 
Mit d e m Wohnungsbaugese tz begann eine p r i m ä r wachs tumspol i t i sch motivier te , in-
tensive Einf lussnahme des Bundes auf den Städtebau.2 9 3 7 Der Schwerpunkt der Stadt-
e rneuerung lag in den Anfangs jahren fast ausschließlich auf d e m Gebiet der Modernis ie-
rung von Subs t anda rdwohnungen , in denen 1940 noch 4 8 , 6 % der Hausha l te lebten, 
und der Verbesserung der W o h n u n g s v e r s o r g u n g der Unterschichten.2 9 3 8 Da die Zentral-
regierung nicht die Kompe tenz besaß, W o h n u n g s b a u - , S tad te rneuerungs- oder Pla-
nungsgesetze zu erlassen, benu t z t e sie das I n s t r u m e n t der Finanzhi lfe zur Schaffung ei-
nes öffent l ich-privaten Akt ionsverbundes . Zuschüsse des Bundes k o n n t e n n u r Städte 
der Staaten beantragen, die d a f ü r die gesetzlichen Grund lagen geschaffen hatten.2 9 3 9 
6.4.3 Die Eigenheimförderung 
Die steuerliche Förderung des W o h n e i g e n t u m s w u r d e mit den nach Kriegsende steigen-
den Grenzsteuersätzen zu einer einzel- u n d gesamtwir tschaf t l ich bedeu t samen Einfluss-
größe.2940 Die 1941 und 1942 e ingeführ ten G a r a n t i e p r o g r a m m e FHA Section 603 u n d 
2933 Vgl. Harloe (1995), S. 231. 
2934 Vgl. Uhlig (1971), S. 15 f. 
2935 Vgl. Headey (1978), S. 14. 
2936 Vgl. Uhlig (1971), S. 17. 
2937 Vgl. Uhlig (1971), S. 16; Park (1991), S. 39. 
2938 Vgl. Headey (1978), S. 182; Uhlig (1971), S. 25. 
2939 Vgl. Uhlig (1971), S. 22. 
2940 Vgl. Martens (1988a), S. 100; Grigsby (1990), S. 43. 
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608 fü r v o m privaten Sektor err ichtete Wohne inhe i t en der Beschäftigten der Kriegs-
industr ie mark ie r ten den Beginn einer langen Reihe umfassender Hypothekenvers iche-
r u n g s p r o g r a m m e fü r Bevölkerungsgruppen mit „besonderem Wohnbedarf ." 2 9 4 1 
Das in den dreißiger Jahren e ingeführ te Wohnungsbauf inanz ie rungssys t em, das leicht 
erhältliche, zinsgünstige, langfristige Finanzierungen zu e inem festen Zinssatz e rmög-
lichte, erwies sich in den Nachkr iegsdekaden, z u s a m m e n mit d e m 1937 speziell fü r 
Kriegsveteranen e ingeführ ten u n d äußers t erfolgreichen, neben d e m FHA oper ierenden 
Bürgschaftssystem fü r zweitrangige Beleihungen Veteran Adminis t ra t ion/VA, als G r u n d -
stein eines massiven Anstiegs im s u b u r b a n e n Eigenheimbau.2 9 4 2 
Nicht n u r der direkte Effekt de r Senkung des Eigenkapitalantei ls fü r eine relativ klei-
ne G r u p p e von Hausha l ten ist bei Evaluierung dieser öffent l ichen Bürgschaftssysteme in 
Betracht zu ziehen, ein noch h ö h e r e inzuschätzender indirekter Effekt ergab sich daraus , 
dass die öffentl ich versicherten Erwerbsvorgänge hinsichtl ich der Finanzierungskon-
di t ionen u n d insbesondere der Bele ihungshöhe schon vor d e m Zweiten Weltkrieg 
Maßs täbe setzten, an den sich die F inanz ie rungs ins t i tu t ionen auch bei der Beleihung 
nicht versicherter Objek te orientierten.2 9 4 3 Bereits zehn Jahre nach der G r ü n d u n g der 
FHA, als der bedeu tends te Anstieg der W o h n e i g e n t u m s q u o t e seinen Anfang n a h m , ga-
rant ier ten beide Systeme die F inanz ierung von etwa 40 % der neu err ichteten Eigenhei-
me.2944 Als 1948 die von der VA versicherten Dar lehen in die Sekundärmark t t r ansak t io -
nen der Fannie Mae einbezogen wurden , begann auch diese einen z u n e h m e n d 
bedeu tenderen Einfluss auf die W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g auszuüben. 2 9 4 5 
6.4.4 D e r W o h n u n g s b a u b o o m d e r spä t en v ie rz ige r Jah re 
Was n u n folgte, wird in der Li teratur als das goldene Zeitalter das US-amerikanischen 
W o h n u n g s b a u s beschr ieben, der längste u n d dynamischs te W o h n u n g s b a u b o o m , den 
die USA erlebte. Er begann fast unmi t t e lba r nach Kriegsende, erreichte seinen H ö h e -
punk t in der zweiten Hälf te der vierziger Jahre, f lachte d a n n z u n e h m e n d ab u n d ging 
in den f rühen siebziger Jahren zu Ende.2946 
Lagen 1941 die Fertigstellungen noch un te r denen von 1928, d e m Jahr vor d e m Aus-
bruch der Weltwirtschaftskrise, u n d k a m der W o h n u n g s b a u im Krieg auch be inahe z u m 
Erliegen,2947 so w u r d e n zwischen 1946 u n d 1950 berei ts fast 4,9 Mil l ionen Wohneinhe i -
ten errichtet.2948 Der Anteil der mi t Bundesmi t te ln direkt geförder ten Wohneinhe i ten 
sank von 4 5 , 4 % 1940-1944 auf 1 8 , 5 % 1945-1949.2 9 4 9 Einflussreiche Lobbygruppen wie 
die Mortgage Bankers Associat ion, die Nat iona l Associat ion of Realtors, die US Savings 
and Loans Association sowie seit 1942 die Nat iona l Associat ion of H o m e Builders kon-
zentr ier ten n u n ihre Aktivi täten voll auf den wohnungswi r t schaf t l i chen Sektor der 
2941 Vgl. Headey (1978), S. 205. 
2942 Vgl. KfW (1982), S. 19; Martens (1988a), S. 96; Harloe (1995), S. 270. 
2943 Vgl. BMRBS (1979a), S. 47. 
2944 Vgl. Martens (1988a), S. 96. 
2945 Vgl. KfW (1982), S. 14; DeMarco/Rist (1998), S. 196. 
2946 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193. 
2947 Vgl. Headey (1978), S. 178. 
2948 Vgl. Harloe (1995), S. 272. 
2949 Vgl. HUD (1967), Tafel 2, S. 1. 
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Volkswirtschaft.2 9 5 0 Die Wohnsuburban i s i e rung setzte sich mi t e rhöh te r Dynamik 
fort.2951 Es k a m zu e inem Verfall der Grunds tückspre ise in inners tädt ischen Gebieten, 
die in 1931-1945 N e w York u m 2 2 , 5 % u n d in Balt imore u m 3 4 , 4 % sanken.2952 
6.4.5 D e r N i e d e r g a n g des ö f f en t l i chen W o h n u n g s b a u s 
Als nach Kriegsende Vollbeschäftigung, steigende Rea le inkommen und staatl iche Eigen-
h e i m f ö r d e r u n g wei ten Schichten der Bevölkerung den Einstieg ins W o h n e i g e n t u m er-
mögl ichten u n d z u d e m der privater Sektor ebenfalls Mie tw ohnunge n errichtete, ha t te 
der öffent l iche soziale W o h n u n g s b a u wei tgehend seinen Sinn verloren.2953 Selbst die Ge-
werkschaf ten , die vor d e m Krieg zu den Befürwortern des öffent l ichen W o h n u n g s b a u 
gezählt ha t ten , sprachen sich n u n m e h r fü r die W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g ihrer Mitglie-
der in Ve rb indung mi t der Innens tad tsan ie rung als Quelle von Beschäf t igungsmögl ich-
keiten aus.2954 
Als 1948 der den Verwal tungsbehörden in den Kriegsjahren auferlegte Kündigungs-
s top fü r Fehlbeleger au fgehoben wurde , der da fü r gesorgt hatte, dass die Bewohner ein 
relativ breites S p e k t r u m der un te ren E inkommenssch ich ten darstell ten u n d ihre Miet-
zahlungen die Betr iebskosten und einen großen Teil des Kapitaldienstes deckten, war 
der öffent l iche W o h n u n g s b a u definitiv auf eine marginale Rolle in der Wohnungsver so r -
gung festgelegt.2955 Zwar w u r d e n noch ein Jahr lang in den Innens täd ten , wo du rch den 
Z u s t r o m von Beschäft igten der Kriegsindustrie ein beträchtl icher W o h n u n g s m a n g e l en t -
s tanden war, in äußers t ineffizienter Weise W o h n u n g e n fü r Kriegsheimkehrer err ich-
tet,2956 doch schon das Wohnungsbaugese tz von 1949 beschränkte den öffent l ichen 
W o h n u n g s b a u auf die Bereitstellung von rassisch segregiertem W o h n r a u m fü r die von 
öffent l ich geförder ten , profi tablen Stadterneuerungsprozessen verdrängten , überwie-
gend sehr a r m e n u n d farbigen Bewohner, und die Adminis t ra toren der P r o g r a m m e ge-
w a n n e n schnell eine Reputa t ion der Inkompe tenz u n d der ineffizienten Arbeitsweise.2957 
Im Gegensatz z u m sozialen W o h n u n g s b a u Europas war der Zugang auf die ä rms ten 
Bevölkerungsschichten beschränkt . Die Mieten dur f t en 8 0 % der niedrigsten Miete in 
der K o m m u n e n ich t überschrei ten, Fehlbeiegern wurde gekündigt u n d enge Kostenober-
grenzen f ü h r t e n zu unzure ichender Qual i tä t und Aussta t tung. Da das Tät igwerden des 
Zentrals taates im öffent l ichen W o h n u n g s b a u von der Autor is ierung du rch Bundesstaat 
u n d K o m m u n e abh ing , s tand lokalen In teressengruppen ein weites Spek t rum von Mög-
lichkeiten der Blockade zur Verfügung. Viele Kommuna lve rwa l tungen waren gezwun-
gen, Referenden übe r spezielle Projekte abzuhal ten , oft noch nach Projektbeginn.2 9 5 8 
2950 Vgl. Headey (1978), S. 195, 197. 
2951 Vgl. Wiegandt (1997), S. 13. 
2952 Vgl. Uhlig (1971), S. 89. 
2953 Vgl. Harloe (1995), S. 199, 268. 
2954 Vgl. Harloe (1995), S. 200, 272. 
2955 Vgl. Harloe (1995), S. 268, 274. 
2956 Vgl. Harloe (1995), S. 231, 269. 
2957 Vgl. Harloe (1995), S. 199, 273. 
2958 Vgl. Harloe (1995), S. 272. 
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6.4.6 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Es k a m zu einer s tarken Verbesserung der Wohnungsverso rgung des un t e r en Mit tel-
s tands u n d der mi t t leren Einkommensschichten. 2 9 5 9 Der Wohnkos tenante i l an den Ver-
b raucherausgaben sank als Folge der ausble ibenden Immobi l i en t r ansak t ionen u n d der 
Mie tenregul ie rung der Kriegsjahre auf 10 ,6% im Jahre 1950, u m sich in der Folgezeit 
bei etwa 25 % einzupendeln.2 9 6 0 
U m 1950 w u r d e das selbst genutzte W o h n e i g e n t u m die vo rhe r r schende W o h n -
form.2961 Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e e rhöhte sich zwischen 1940 und 1945 von k n a p p 
4 0 % bei der s tädt ischen Bevölkerung und landesweit 4 3 , 6 % auf 53,2 %2962 u n d lag 
auch in den Folgedekaden auf e inem im in ternat ionalen Vergleich h o h e n Niveau.2 9 6 3 
Mindes tens ein Drit tel der s tädt ischen Haushal te war jedoch au fg rund zu n iedr iger Ein-
k o m m e n nicht in der Lage, sich am privaten Mie twohnungsmark t ausre ichend mi t ak-
zeptablem W o h n r a u m zu versorgen. In Unte rmie te lebten 1949 über 2,5 Mil l ionen 
Haushal te u n d in Slums fünf Millionen.2964 
Über die quant i ta t ive Wohnungsverso rgung vor d e m ersten Wohnungszensus im Jah-
re 1940 ist wenig bekann t . Aber bereits dieser erste Zensus etablierte schon w ä h r e n d des 
Krieges mi t der Def in i t ion von Überbelegung als einer Belegung eines W o h n r a u m e s mit 
m e h r als 1,0 Personen, eine Versorgungsnorm als S tandard , die Schweden erst im Jahre 
1965 z u m Standard erklären konnte . Gemessen an diesem für die damal ige Zeit ex t rem 
h o h e m Anspruch an die Wohnungsverso rgung der Bevölkerung be t rug der Anteil der in 
überbelegten Wohne inhe i t en lebenden Haushal te 1940 20,2 %.2965 
6.5 1950-1969: Wohnungsbauboom, Suburbanisierung und Filtering 
6.5.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Auf die Nachkr iegs jahre folgte in den hochentwickel ten Volkswirtschaften die längste 
Phase wir tschaf t l ichen Wachs tums u n d steigenden Wohls tands seit der Industr ie l len Re-
volut ion. Die Arbei t s losenquoten sanken auf ein verschwindend geringes Niveau u n d 
negative Wachs tumsra t en des Sozialprodukts schienen der Vergangenheit anzuge-
hören.2 9 6 6 Die Auswei tung des Massenkonsums im Inland und eine polit isch u n d mili tä-
risch un te rs tü tz te Expansion des Außenhande ls mit riesigen Zahlungsb i lanzüberschüs-
sen bi ldeten die Grund lage fü r die Prosperi tät der den Welthandel d o m i n i e r e n d e n 
amer ikanischen Volkswirtschaft.2967 
In den f rühen sechziger Jahren zeigten sich erste Anzeichen nachlassender Dynamik , 
die mit einer keynesianischen Wirtschaftspol i t ik aus Steuersenkungen u n d e rhöh ten 
2959 Vgl. Harloe (1995), S. 272. 
2960 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 179 f. 
2961 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 7. 
2962 Vgl. US Bureau of the Census (i960), S. 395, 400; Headey (1978), S. 212 f. 
2963 Vgl. Martens (1988a), S. 90; Gyourko/ Linneman (1996), S. 318. 
2964 Vgl. Harloe (1995), S. 271. 
2965 Vgl. Headey (1978), S. 182. 
2966 Vgl. Harloe (1995), S. 210. 
2967 Vgl. Harloe (1995), S. 214, 228 f. 
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Staatsausgaben für den mil i tär ischen Sektor u n d für soziale P r o g r a m m e einschließlich 
hohe r Subvent ionen für den wohnungswi r t schaf t l i chen Sektor zunächs t erfolgreich be-
k ä m p f t werden konnte . Gegen Ende der Dekade ging d a n n die lange Periode inflat ions-
freien Wachs tums ihrem Ende entgegen. Außenhande l u n d mili tärisches Engagement er-
b rach ten n u n m e h r h o h e Zahlungsbi lanzdefizi te . Zunächs t stiegen, wie in den meisten 
Industr ies taaten, die Preise wei taus schneller als die Arbeits losenzahlen fielen, u m in 
der folgenden Dekade in eine persis tente Kombina t ion aus h o h e n Inf la t ionsraten u n d 
gesamtwirtschaft l icher Stagnat ion e inzumünden . 2 9 6 8 
Volatile Zinssätze in Verb indung mit Z insobergrenzen fü r Spareinlagen füh r t en regel-
mäß ig zu Dis in te rmedia t ionsprob lemen , w e n n in Phasen steigender Zinssätze die reale 
Verzinsung von Spareinlagen sank. N a c h d e m die Sparkassen a u f g r u n d der u m 0,25 % 
höheren Einlagenverzinsung ihren Mark tan te i l beträcht l ich ausgeweitet hat ten , füh r t e 
die Dis intermediat ionskr ise Mi t te der sechziger Jahre dazu, dass sie n u n m e h r denselben 
Regulierungen un te rwor fen w u r d e n wie die Geschäf t sbanken u n d der Sekundä rmark t an 
Bedeu tung gewann.2969 
Zwischen 1950 und 1970 e rhöh te sich die Bevölkerung der USA u m ein Drittel, von 
etwas über 150 Mill ionen auf reichlich 200 Mil l ionen. Über sechs Mil l ionen Menschen 
wande r t en zwischen 1945 u n d 1970 ein, zunächst aus Europa u n d d a n n z u n e h m e n d 
auch aus Lateinamerika u n d Ostasien.2970 In den Wachs tumsreg ionen stieg die Bevölke-
r u n g in den sechziger Jahren u m 44,2 %.2971 Besonders dynamisch war die Entwicklung 
in den südlichen Bundesstaaten, wo die Bevölkerung dre imal so schnell wie in den an-
deren Regionen des Landes wuchs,2972 sodass der Anteil dieser Regionen an den gesam-
ten Baugenehmigungen , der noch 1945 ein Viertel bet ragen hat te , von e inem Drittel im 
Jahre 1960 auf fast die Häl f te im Jahre 1970 anstieg.2973 N u r 8,1 % der Bevölkerung war 
1950 65 Jahre alt und älter.2974 
Die Urbans ie rungsquote erreichte im Jahre 1960 70 %.2975 Der Anteil der in den Bal-
lungsgebieten lebenden Bevölkerung e r h ö h t e sich zwischen 1950 u n d 1970 von 5 6 % auf 
6 8 , 6 % , während die absolute Zahl der auße rha lb dieser Gebiete lebenden Menschen 
sank. Der Anteil der inners tädt i schen Bewohner stagnierte bei unveränder t e inem Drit-
tel, die in den Vororten w o h n e n d e Bevölkerung e rhöh te sich jedoch im selben Ze i t r aum 
von 2 3 % auf 37%.2 9 7 6 20 Mil l ionen Menschen , überwiegend Angehör ige der Unter-
schichten, da run te r 4 Mil l ionen Farbige, verl ießen bis 1966 die ländl ichen Regionen.2977 
Lebten 1950 6 2 % der Farbigen in den Städten, so waren es 1965 bereits 80 %.2978 Unter -
halb der Armutsgrenze lebte 1960 eine von vier Familien.2979 A r m u t betraf vor allem 
2968 Vgl. Harloe (1995), S. 216. 
2969 Vgl. Martens (1988b), S. 149-151; Grigsby (1990), S. 36, 
2970 Vgl. US Bureau of Census (1991), S. 9, Tabellen 1, 7 und 5, 9. 
2971 Vgl. Dowall (1988), S. 166. 
2972 Vgl. Häußermann (1983), S. 140. 
2973 Vgl. Häußermann (1983), S. 143. 
2974 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
2975 Vgl. Uhlig (1971), S. 39. 
2976 Vgl. Fox (1985), S. 51. 
2977 Vgl. Häußermann (1983), S. 139; Falke (1987), S. 75. 
2978 Vgl. Häußermann (1983), S. 139 f. 
2979 Vgl. Harloe (1995), S. 232. 
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einen beträcht l ichen Teil der n ich t -weißen Bevölkerung, die sich z u n e h m e n d in den ras-
sisch segregierten Innens tad tbez i rken konzentrierte.2 9 8 0 
6.5.2 W o h n u n g s b a u b o o m und Suburbanis ierung 
In allen hoch entwickel ten Volkswirtschaften f ü h r t e n die s te igenden Rea le inkommen des 
langen Nachkr iegsbooms zu e inem Anstieg des pr ivaten Verbrauchs, insbesondere auch 
des W o h n k o n s u m s , den Subvent ionen zwar fö rder ten , aber nicht hervor riefen.2981 H o h e 
W o h n u n g s b a u v o l u m i n a w u r d e n als ebenso selbstverständlich angesehen wie hohe 
Wachs tumsra ten , s teigende Rea le inkommen u n d eine sorgfält ig austar ier te Unters tüt -
zung der wir tschaf t l ichen Dynamik d u r c h die Politik.2982 Private u n d öffentl iche Investi-
t ionen in In f ras t ruk tu r u n d W o h n u n g s b a u mit ihren h o h e n Mult ipl ikatoreffekten auf 
Konsum- u n d Inves t i t ionsgüter indust r ien schufen steigende Beschäft igungsniveaus u n d 
steigende Rea le inkommen u n d w u r d e n von ihnen alimentiert .2 9 8 3 Der im großen U m f a n g 
betr iebene W o h n u n g s b a u war nicht n u r eine Reaktion auf die steigende Massenkaufkraf t 
und den steigenden pr ivaten Verbrauch, sonde rn ebenso sehr eine grundlegende Voraus-
setzung fü r dieses wir tschaft l iche Wachs tum, insbesondere in den Volkswirtschaften, in 
denen Bevölkerungswachs tum u n d Beschäf t igungsver lagerung von der ländlichen Agrar-
p roduk t ion h in zur p r i m ä r Urbanen Beschäft igung in Indus t r ie - u n d Dienstleistungs-
u n t e r n e h m e n z u s a m m e n trafen.2984 
Der h o h e n und wachsenden Nachf rage nach W o h n r a u m w u r d e fast überall ein be-
trächtl iches A u s m a ß an öffent l icher Fö rde rung zuteil. Dabei rekur ier ten die staatlichen 
Entscheidungst räger im Allgemeinen auf die ins t i tu t ionel len S t ruk tu ren der Bereitstel-
lung von W o h n r a u m , die sich in den vergangenen fünfz ig Jahren, im Falle des privaten 
Mie twohnungangebo t s über einen noch längeren Ze i t r aum, heraus gebildet hatten.2 9 8 5 
Das hat te zur Folge, dass die Fo rm des individuel len W o h n k o n s u m s in der Folgezeit 
nicht nu r von den soz ioökonomischen Eigenschaften des be t re f fenden Haushal ts ab-
hing, sonde rn vor allem die Charakter is t ika des gewachsenen inst i tut ionel len Gefüges 
widerspiegelte, sodass sich substantiel le Untersch iede sowohl im in ternat ionalen als 
auch im in te r t empora len u n d interregionalen Kontext ergaben.2 9 8 6 
Im Gegensatz zu Kont inen ta leuropa k a m es in den USA mit kont inuier l ich steigen-
d e m Lebensstandard aller beschäf t igten G r u p p e n u n d demzufo lge wachsender gesamt-
wirtschaft l icher Kapi ta lakkumula t ion zu e inem massiven Anstieg des subu rbanen 
Wohne igen tums . Breite Schichten der Bevölkerung nu tz ten , un ters tü tz t durch die im 
New Deal en t s tandene Wohnungsbauf inanz ie rungsa rch i t ek tu r , die niedr igen Zinssätze 
in der G r ö ß e n o r d n u n g von n o m i n a l 4 % , das billige Bauland, eine großzügige steuerli-
che Förderung sowie andere indirekt begüns t igend wi rkende staatl iche M a ß n a h m e n wie 
insbesondere den forcierten Schnel ls t raßenbau, einen g roßen Teil des neu e rworbenen 
2980 Vgl. Harloe (1995), S. 216. 
2981 Vgl. Harloe (1988), S. 17. 
2982 Vgl. Martens (1988a), S. 101 
2983 Vgl. Harloe (1995), S. 211. 
2984 Vgl. Harloe (1995), S. 229. 
2985 Vgl. Harloe (1988), S. 16. 
2986 Vgl. Martens (1988a), S. 89. 
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Wohls t ands z u m Erwerb von Eigenheimen im Umland der Ballungsgebiete.2987 Durch 
die überwäl t igende Dominanz privatwir tschaft l icher Invest i t ionen im wohnungswi r t -
schaft l ichen Sektor, die gleichwohl von der Bereitstellung der regulativen, finanziellen 
u n d physischen Inf ras t ruk tur durch den Staat abh ingen , en ts tand eine einzigartige 
F o r m des Zusammenspie l s von Markt und Staat, in der der Staat p r i m ä r das bereit stell-
te, was die einflussreichen Mark tak teure wünschten.2 9 8 8 
Die Anzahl der p ro tausend Einwohner fertiggestellten Wohne inhe i t en u n d der Anteil 
des im wohnungswir t schaf t l ichen Sektors investierten Bru t tosoz ia lprodukts waren 
1946-1960 im internat ionalen Vergleich relativ hoch . N u r wenige Länder, wie die Bun-
desrepubl ik Deutschland und Schweden, investierten u n d bau ten mehr . Auch in den 
sechziger Jahren u n d Anfang der siebziger Jahre blieb die Anzahl der Fertigstellungen, 
wie in Schweden u n d einigen anderen sehr woh lhabenden Ländern , auf e inem h o h e n 
Niveau, während der Anteil des investierten Bru t tosoz ia lprodukts sank.2989 In den sech-
ziger Jahren verdoppel ten sich die in den Vororten fertiggestellten Etagenwohnungen. 2 9 9 0 
Der Anteil der in Mehrfami l ienhäusern err ichteten Wohne inhe i t en a m Bauvolumen 
stieg von 1960 bis 1967 von 21 % bis auf etwa 50 %.2991 Etwa 2 % der N e u b a u w o h n u n g e n 
waren 1966 Sozialwohnungen.2 9 9 2 
Massenprodukt ionsvor te i le der N u t z u n g vorfabr iz ier ter Bauteile, die Begrenzung des 
Angebots auf zwei bis drei s tandardis ier te Typen p ro Neubaugebie t u n d der Einsatz von 
hochspezial is ier ten Arbei tskräf te teams füh r t en zu einer signif ikanten Verr ingerung der 
Kosten eines durchschni t t l ichen Eigenheims u n d zur Herausb i ldung der M a r k t f o r m 
der monopol i s t i schen Konkurrenz. Neben zahlreichen kleineren u n d mit t leren Bauträ-
ger f i rmen , die in Aufschwungsphasen in den Mark t e int ra ten u n d ihn im Abschwung 
wieder verließen, dominie ren bis heu te wenige riesige W o h n u n g s b a u - u n d Entwick-
lungsgesellschaften, die große Bodenpools ihr eigen n e n n e n , den Markt.2 9 9 3 
6.5.3 D a s ö f fen t l i che Bürgscha f t s - u n d S e k u n d ä r m a r k t s y s t e m 
Die öffent l ichen Bürgschaftssyteme FHA u n d VA leisteten einen nicht zu unterschä tzen-
den Beitrag zu dem rapiden Anstieg des wei tgehend s tandardis ier ten , s u b u r b a n e n 
W o h n e i g e n t u m s der Nachkriegsdekaden.2 9 9 4 Die günst igen Festzinsdarlehen, refinanziert 
mi t relativ billigen, da mit einer Zinsobergrenze versehenen Spareinlagen mach ten den 
Erwerb individuellen W o h n e i g e n t u m s fü r den durchschni t t l i chen Hausha l t zu einer zu-
n e h m e n d lohnenderen Investition.2995 
Die FHA implement ier te ihre P r o g r a m m e äußers t effizient u n d war bereits Anfang 
der siebziger Jahre nach Rückzah lung des Grundkap i t a l s an das Schatzamt selbstf inan-
2987 Vgl. Falke (1987), S. 76; Wood (1988), S. 242; Grigsby (1990), S. 42; Harloe (1995), S. 16-18, 258. 
2988 Vgl. Harloe (1995), S. 211. 
2989 Vgl. Headey (1978), S. 178; Martens (1988a), S. 101. 
2990 Vgl. Sprague/Vernez-Moudon (1982), S. 56. 
2991 Vgl. Uhlig (1971), S. 65, 
2992 Vgl. US Bureau of the Census (1967), S. 726. 
2993 Vgl. BMRBS (1979a), S. 35; Martens (1988a), S. 104. 
2994 Vgl. Headey (1978), S. 211 ff.; Martens (1988b), S. 135. 
2995 Vgl. Martens (1988b), S. 135. 
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zierend.2996 In den fünfz iger Jahren d e h n t e die FHA das Bürgschaftssystem auf G r u p p e n 
mit be sonde rem W o h n b e d a r f aus. U m d e m begünst ig ten Personenkreis eine Finanzie-
rung zu den übl ichen Kondi t ionen zu e rmögl ichen , waren die Vers icherungsmodal i tä ten 
für die Dar lehensgeber ext rem vortei lhaf t , beispielsweise w u r d e n Wiederbeschaf fungs-
kosten statt der u m die Abschre ibungen gekürzten Anschaffungskos ten angesetzt.2997 
Section 220 förder te das inners tädt ische W o h n e n für Hausha l te mi t mit t lerem u n d h ö -
herem E i n k o m m e n , Section 221 un te rs tü tz te Haushal te mit ger ingem E i n k o m m e n , die 
d u r c h Stadterneuerungsakt iv i tä ten verdrängt wurden , Section 231 förderte den Bau von 
Seniorenwohnanlagen u n d Section 234 das Stockwerkeigentum.2 9 9 8 In den sechziger Jah-
ren w u r d e n Bürgscha f t sp rogramme f ü r Hausha l te mi t n iedr igem und ger ingem Ein-
k o m m e n sowie fü r e thnische Minor i t ä t en aufgelegt, die jedoch an der fehlenden Koope-
rat ion der mark tmäch t igen Akteure scheiterten.2 9 9 9 Section 202 förder te gemeinnütz igen 
W o h n u n g s b a u fü r Senioren, Section 221(d) (3) Haushal te , die die E inkommensgrenzen 
des sozialen W o h n u n g s b a u s geringfügig überschrit ten.3 0 0 0 In den späten sechziger Jahren 
w u r d e n die FHA-Bürgschaf ten auf W o h n m o b i l i e n und Ins tandhal tungs- und Modern i -
s i e rungsaufwendungen inners tädt i schen W o h n r a u m s du rch gering verdienende H a u s -
halte ausgedehnt.3 0 0 1 Bis 1970 hat te die FHA ein Dar lehensvo lumen von etwa $ 149 Mil-
l iarden versichert , von denen $ 73,6 Mil l iarden auss tanden . Über $ 50 Milliarden der 
versicherten D a r l e h e n s s u m m e entfielen auf P r o g r a m m e , die nicht , wie Section 203 u n d 
207, für mit te ls tändisches W o h n e i g e n t u m in der Form des s u b u r b a n e n Eigenheims oder 
der zentral gelegenen E i g e n t u m s w o h n u n g konzipier t waren.3002 
1954 w u r d e die F N M A in eine halbstaat l iche Kapitalgesellschaft umgewandel t , bei der 
der Zentralstaat u n d die Kredi t inst i tute , die ihre Hypo theken an die FNMA verkauf ten, 
als Teilhaber fungierten.3 0 0 3 1968 w u r d e sie volls tändig privatisiert und konnte n u n m e h r 
unbegrenzt Sekundä rmark t t r ansak t i onen mit konvent ionel len, nicht über staatliche 
P r o g r a m m e versicherten H y p o t h e k e n durchführen . 3 0 0 4 
Der öffent l iche Aufgabenbere ich der F N M A w u r d e auf die neu gegründete Govern-
m e n t Nat ional Mor tgage Assoc i a t i on /GNMA/Ginn ie Mae über t ragen , die als bundes -
mit te lbare Körperschaf t d e m H U D unterstel l t wurde . Ihre Haup tau fgaben waren der 
Ankauf von Hypo theken in Gebieten, in denen der Kapi ta lmarkt nicht au fnahmefäh ig 
war, sowie die Ü b e r n a h m e von Bürgschaf ten auf hypothekar isch gesicherte Obligat io-
nen der Inst i tute des Hypothekarkred i t s , bei denen die zug runde l iegenden Pfandrechte 
ihrerseits FHA-gesichert oder VA-garantiert waren.3005 Sie entwickelte wenige Jahre spä-
ter die äußers t erfolgreiche F inanzmark t innova t ion der Mor tgage-backed Securities.3006 
2996 Vgl. Uhlig (1971), S. 14; Headey (1978), S. 213. 
2997 Vgl. HUD (1974), S. 14; Headey (1978), S. 211. 
2998 Vgl. Headey (1978), S. 211 f. 
2999 Vgl. Kaiser Committtee (1968), S. 58; Headey (1978), S. 213. 
3000 Vgl. Headey (1978), S. 214 f. 
3001 Vgl. Martens (1988a), S. 97. 
3002 Vgl. HUD (1973), S. 192. 
3003 Vgl. Uhlig (1971), S. 14; DeMarco/Rist (1998), S. 196. 
3004 Vgl. U.S. General Accounting Office (1990), (1991), zit. nach DeMarco/Rist (1998), S. 186; KfW 
(1982), S. 14; Martens (1988b), S. 151; DeMarco/Rist (1998), S. 197. 
3005 Vgl. KfW (1982), S. 14; Martens (1988b), S. 151. 
3006 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 197. 
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Das Federal National H o m e Loan Bank System hat te bis 1951 sukzessive den zentral-
staatlichen Anteil zurück e rworben u n d n a n n t e sich n u n m e h r Federal H o m e Loan Bank 
System.3007 1970 gründete es eine eigene Sekundärmark t ins t i tu t ion , die Federal H o m e 
Loan Mortgage Associa t ion/FHLMA/Freddie Mac mit der Aufgabe, Hypotheken aus 
dem Bestand der Kapitalsammelstel len u n d der Banken je nach Kapitalmarktlage zu 
kaufen oder zu verkaufen.3008 
6.5.4 Die s teuer l iche E i g e n h e i m f ö r d e r u n g 
Mit der expliziten Zielsetzung, die geographische u n d vertikale Mobil i tät der Eigen-
heimbesitzer zu e rhöhen , w u r d e 1951 die Übe r t r agung stiller Reserven be im Verkauf ei-
nes Hauptwohns i tzes zulässig, sofern die neu e rworbene W o h n i m m o b i l i e den gleichen 
oder einen höheren Wert besaß u n d ein Jahr vor oder nach Verkauf, bei Neubau inner-
halb von 18 Mona ten , e rworben u n d bezogen wurde.3009 1964 w u r d e für Steuerzahler, 
die das 65. Lebensalter vollendet ha t ten , ein einmaliger Freibetrag von $ 20.000 bei Ver-
ä u ß e r u n g des Haup twohns i t zes e ingeführ t , sofern dieser in fünf der acht d e m Verkauf 
voran gegangenen Jahre als solcher genutzt worden war.3010 
6.5.5 Die p r o b l e m a t i s c h e E n t w i c k l u n g d e r B o d e n n u t z u n g 
Bis in die sechziger Jahre g laubte m a n an eine nahezu grenzenlose Verfügbarkeit von 
Bauland.3011 In den Ballungsgebieten erfolgte das W a c h s t u m vor allem in den suburba -
nen Räumen . Bereits 1956 w u r d e n drei Viertel aller neuen Wohne inhe i t en außerha lb der 
Kernstädte errichtet.3012 Lebte 1955 jeder Vierte im Vorort , so war es 1970 bereits jeder 
Zweite (55 %).3013 Die wenigsten Inf ras t ruk tur le i s tungen w u r d e n von öffentl ichen Insti-
tu t ionen erbracht , g roße baul iche Veränderungen , wie Sanierung oder Voror tausbau 
wurden im Regelfall von pr ivaten F i rmen geplant , f inanziert u n d durchgeführt .3 0 1 4 Der 
Anteil der Bodenkosten an den Gesamtkos ten einer W o h n i m m o b i l i e e rhöh te sich zwi-
schen 1950 und 1960 von 1 0 % auf 2 5 % . Dynamische Regionen waren mit steigenden 
Bodenpreisen, Engpässen in In f ras t ruk tu r u n d k o m m u n a l e r P l anung sowie mit k a u m 
tragbarer Wohnkos tenbe las tung konf ron t i e r t , s c h r u m p f e n d e ha t t en mit der Problemat ik 
verfallender Stadtvierteln u n d s u b u r b a n e r Überen twick lung zu kämpfen.3 0 1 5 
Als Kehrseite der unkont ro l l i e r ten u n d unbegrenz ten Ausweisung von Bauland durch 
die K o m m u n e n waren bereits in den fünfz iger Jahren deut l iche und une rwünsch te 
3007 Vgl. U.S. General Accounting Office (1990), (1991), zit. nach DeMarco/Rist (1998), S. 186: DeMarco/ 
Rist (1998), S.196. 
3008 Vgl. KfW (1982), S. 14; Martens (1988b), S. 15; U.S. General Accounting Office (1990), (1991), 
zit. nach DeMarco/Rist (1998), S. 186. 
3009 Vgl. Martens (1988a), S. 100; Auten (1998), S. 223. 
3010 Vgl. Auten (1998), S. 223 f. 
3011 Vgl. Hallett (1988), S. 183. 
3012 Vgl. Uhlig (1971), S. 45. 
3013 Vgl. Uhlig (1971), S. 45; US Bureau of the Census (1983), S. 2. 
3014 Vgl. Häußermann (1983), S. 147 f. 
3015 Vgl. Dowall (1988), S. 166 f. 
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Zers iedlungserscheinungen zu beobachten.3 0 1 6 Als Anfang der sechziger Jahre die recht-
lichen Möglichkeiten der S tad tp lanung erweiter t wurden , begannen die K o m m u n e n , 
Bauland gezielt zu verknappen.3 0 1 7 Selektive Flächennutzungsregeln stellten sicher, dass 
die Umgebung , in der die Kinder au fwuchsen u n d zur Schule gingen, mi t den Lebens-
vorstel lungen der eigenen Familie vereinbar waren u n d dass der Mark twer t des I m m o -
bilienbesitzes als wichtigster Form der Vermögensb i ldung des Durchschni t t shausha l t s 
nicht durch den Zuzug e inkommensschwache r oder gar farbiger Hausha l te reduziert 
wurde.3018 
Unterstützt wurde der Prozess soz ioökonomischer Segregation nach E inkommens-
u n d Sta tushomogeni tä t neben der gebietskörperschaft l ichen Organisa t ion des Schulwe-
sens vor allem dadurch , dass die Grunds teue r als wichtigste k o m m u n a l e Einnahmequel le 
etwa zur Hälf te von den Wohngebie ten erbracht wurde.3 0 1 9 Auf die Grunds teue r entfielen 
1930 68 ,0%, 1940 54 ,5%, 1950 4 4 , 3 % u n d 1957 4 3 , 4 % der k o m m u n a l e n E innahmen, 
auf staatliche u n d Bundeszuweisungen 1930 11 ,9% u n d 1957 26,6 %.3020 Da die G r u n d -
s teuere innahmen die k o m m u n a l e Verschuldungsgrenze bes t immten u n d lokale Kredit-
inst i tute und zahlungskräft ige Bürger häuf ig als Käufer von Kommunalob l iga t ionen auf-
traten, n a h m e n diese durch ihr Verhalten als Kreditgeber sehr unmi t te lbar auf das 
Planungs- u n d Investitionsverhalten der K o m m u n e n Einfluss.3021 
Der Wunsch nach soz ioökonomischer Segregation, nach E i n k o m m e n s - und Status-
homogen i t ä t , w u r d e n u n nicht m e h r n u r ausschließlich d u r c h die Funktionsweise des 
Sickerprozesses abgesichert, sondern auch d u r c h das Zon ing , d u r c h baupolizeil iche 
u n d planungsrecht l iche Vorschrif ten vergleichbar mi t der Bebauungsp lanung , wie Min -
destparzel lengrößen, M i n i m a l h ö h e n , Ausnutzungsz i f fe rn sowie Unzulässigkeit der Ver-
mie tung , deren Ziel es war, Unterschichten u n d e i n k o m m e n s s c h w a c h e Haushal te de 
facto auszuschließen.3 0 2 2 Das bewirkte, dass diese Hausha l te von den quali tat iv hochwer-
tigen öffent l ichen Leistungen der s u b u r b a n e n K o m m u n e n , vor allem von den dor t vor-
handenen Bi ldungseinr ichtungen, ausgeschlossen waren.3023 Auch h o h e Abgaben für 
k o m m u n a l e Dienst leis tungen, deren Notwendigke i t , Benutzbarkei t u n d Ausr ichtung 
schichtenspezifisch auf weiße Mit te ls tandsfamil ien zugeschni t ten waren , bildeten ein 
häuf ig angewandtes Mittel der sozialen Exklusion, ebenso der gezielte Verkauf von 
G r u n d v e r m ö g e n an genau eingegrenzte soz ioökonomische G r u p p e n ve rbunden mit 
der Garant ie , n u r an solche G r u p p e n zu verkaufen.3 0 2 4 
Die restriktiven Bebauungsvorschr i f ten bezogen sich ausschließlich auf die Woh-
nungsnu t zung , nicht aber auf die Entwicklung neuer Gewerbegebiete u n d Einkaufszen-
tren, sodass in den sechziger u n d siebziger Jahren der W o h n s u b u r b a n i s i e r u n g die Sub-
urbanis ie rung der Einkaufszentren und Gewerbes t andor t e folgte.3025 In be inahe jedem 
Falle lagen die gezielt Bauland ve rknappenden s u b u r b a n e n K o m m u n e n im Umkreis grö-
3016 Vgl. BMRBS (1979a), S. 35. 
3017 Vgl. BMRBS (1979a), S. 35; Hallett (1988), S. 184. 
3018 Vgl. Downs (1981), S. 52; Ladd (1998c), S. 58. 
3019 Vgl. Downs (1981), S. 52. 
3020 Vgl. Uhlig (1971), S. 87. 
3021 Vgl. Häußermann (1983), S. 148. 
3022 Vgl. Ladd (1998c), S. 56; Häußermann (1983), S. 148; Falke (1987), S. 76 f. 
3023 Vgl. Ladd (1998c), S. 59. 
3024 Vgl. Häußermann (1983), S. 148. 
3025 Vgl. Headey (1978), S. 186; Wiegandt (1997), S. 13. 
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ß'erer Städte u n d benöt igten deshalb keine eigene wirtschaft l iche Basis.3026 Da un te r -
schiedliche Bebauungsvorschr i f ten innerhalb einer K o m m u n e nicht zulässig waren aber 
jeder Vorort b e i m Bundesstaat die k o m m u n a l e Selbständigkeit mi t e inem h o h e n Aus-
m a ß an A u t o n o m i e beant ragen konn te und im Regelfall auch erhielt, f ü h r t e der 
Wunsch , übe r die F lächennutzungsp lanung und die baupolizei l ichen Vorschrif ten im 
Sinne des eigenen soz ioökonomischen Profils entscheiden zu k ö n n e n u n d d a m i t Barrie-
ren soz ioökonomische r Segregation aufzubauen , zu einer gebietskörperschaf t l ichen 
F ragmen t i e rung des s u b u r b a n e n Umlands der Ballungsgebiete.302 ' 
In vielen Un te r suchungen aus den sechziger Jahren konn te fü r die Ballungsgebiete des 
N o r d o s t e n s u n d des Mit telwestens die regelmäßige A n w e n d u n g restriktiver F lächennut -
zungsp lanung , in der Regel in der Form hoher, mi t a b n e h m e n d e r geographischer Aus-
d e h n u n g der zus tändigen Gebietskörperschaf t steigender und in den meis ten Fällen die 
Parzel lengrößen der tatsächlich erfolgten Bebauung beträchtl ich überschre i tender M i n -
des tparze l lengrößen nachgewiesen werden. Fiskalisches Zoning , die Ausgrenzung neuer 
Einwohner , f ü r die erwartet w u r d e , dass die Kosten der Bereitstellung öffent l icher Güte r 
u n d Dienst le is tungen die zusätzl ichen E innahmen aus Kommuna l s t eue rn überschre i ten 
w ü r d e n , sowie h o h e Mindes tparze l lengrößen waren unübl ich in Bundess taa ten , in de-
nen die Bebauungsp lanung in den H ä n d e n großräumiger Gebie tskörperschaf ten lag.3028 
Versuche aus den sechziger Jahren, die k o m m u n a l e P lanung in stark f r agment ie r t en 
Ballungsgebieten zu koord in ie ren , schlugen wei tgehend fehl.3029 Als Bürgerrechtsbewe-
gungen 1968 der restriktiven F lächennu tzungsp lanung die Verletzung des in der Verfas-
sung festgeschriebenen Gleichhei tsgrundsatzes vorwarfen, w u r d e zwar eine p lanungs-
rechtl iche Diskr imin ie rung aus rassistischen Beweggründen fü r unzulässig erklärt , 
n icht j edoch eine solche auf soz ioökonomischer Basis.3030 
6.5.6 D e r Sicker- u n d F i l t e rp rozess u n d d e r Verfall de r I n n e n s t ä d t e 
Im Verlaufe der sechziger Jahre ha t ten die weißen Mittelschichten die Innens tad t reg io-
nen wei tgehend verlassen.3031 Die von der dauerhaf t guten kon junk ture l l en Lage u n d den 
dami t v e r b u n d e n e n expandie renden Beschäft igungsmöglichkei ten für gering qualifizier-
te A r b e i t n e h m e r a t t rahier ten neuen Bewohner der inners tädt ischen Lagen waren über -
wiegend Angehör ige e thnischer Minderhe i ten sowie Einwanderer aus Lateinamerika, die 
b e d e u t e n d niedrigere Hausha l t s e inkommen aufwiesen u n d dami t auch den Stadtverwal-
tungen wesentl ich niedrigere G r u n d s t e u e r e i n n a h m e n erbrachten.3 0 3 2 Der Sicker- u n d 
Filterprozess verbesserte zunächst über den Preisverfall auf den Übergangsmärk ten die 
W o h n v e r s o r g u n g der Unterschichten u n d der e thnischen Minderhe i t en erheblich u n d 
e rmögl ich te m a n c h e n un te r ihnen den Zugang zu guter Bausubstanz u n d zu W o h n -
eigentum.3 0 3 3 Gleichzeitig erwies er sich für die weißen Mit te lschichten als idealer 
3026 Vgl. Dowall (1988), S. 159. 
3027 Vgl. Downs (1981), S. 49; Häußermann (1983), S. 147. 
3028 Vgl. Regional Plan Association (1962); Ladd (1998a), S. 2; Ladd (1998c), S. 55, 59. 
3029 Vgl. Hallett (1988), S. 192. 
3030 Vgl. Ladd (1998a), S. 13. 
3031 Vgl. Martens (1988a), S. 115. 
3032 Vgl. Harloe (1995), S. 216, 232. 
3033 Vgl. Downs (1981), S. 53, 92. 
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Mechan i smus soz ioökonomische r Segregation, denn die nach rückenden Bevölkerungs-
g ruppen w u r d e n nu r mi t d e m Bestand versorgt, der von den ö k o n o m i s c h mobi len u n d 
überwiegend weißen Hausha l t en aufgegeben worden war.3034 
Der wei tgehend unelast ische u n d sich infolge neuer Aufgaben oft sogar e r h ö h e n d e 
städt ische Finanzbedarf war von einer s c h r u m p f e n d e n Steuerbasis aufzubringen.3 0 3 5 Die 
Grunds teuersä tze w u r d e n angehoben . W ä h r e n d zwischen 1950 u n d 1967 die s tädt ischen 
Steuern u m 1 4 0 % u n d die s tädt ischen Gesamte innahmen u m 4 3 % stiegen, n a h m e n die 
Kosten der öffent l ichen Leistungen u m 119 % zu, unter ande rem deshalb, weil die S lums 
die S tad tbudgets in überdurchschni t t l i cher H ö h e belasteten. Die Investi t ionstätigkeit 
ging zu rück u n d ve rmehr t verlegten Zensiten mit etwas h ö h e r e m E i n k o m m e n bei fo r t -
daue rnde r I n a n s p r u c h n a h m e der kernstädt ischen öffentl ichen Leistungen ihren W o h n -
sitz über die Gemarkungsgrenzen. 3 0 3 6 
Mit Mit te ln der Bundesregierung geförder te inners tädt ische S a n i e r u n g s p r o g r a m m e 
w u r d e n in z u n e h m e n d e m M a ß e dazu eingesetzt, W o h n - u n d Geschäftsviertel mi t h o -
h e m G r u n d s t e u e r a u f k o m m e n zu err ichten, den Fortzug des Mit te ls tands aus den Kern-
städten au fzuha l t en u n d eine stärkere Rückwanderung einzulei ten sowie soz ioöko-
nomisch u n d e thnisch une rwünsch te Bevölkerungsgruppen aus den Innens täd ten zu 
vertreiben.3 0 3 7 Das Wohnungsbaugese tz von 1949 gewährte den Stadtverwal tungen fü r 
die W o h n r a u m s a n i e r u n g eine Förde rung in H ö h e von zwei Dri t te ln der Differenz zwi-
schen den A u f w e n d u n g e n der K o m m u n e fü r Ankauf , Abriss u n d Parzell ierung sowie 
d e m Veräußerungspre is an private Developer. Bereits das Wohnungsbaugese tz von 
1954 er laubte es, 1 0 % dieses Zuschusses für Nich t -Wohnzwecke einzusetzen. Der nicht 
zweckgebundene Teil de r fü r die Innens tad t san ie rung bereit gestellten bundess taa t l ichen 
Gelder e r h ö h t e sich bis 1959 auf 35 % und in der zweiten Häl f te de r sechziger Jahre auf 
bis zu 68 %, sodass die Städte große Teile der Fördermit te l f ü r Repräsen ta t ionsbauten 
verwende ten u n d die Er r ich tung von Luxuswohnanlagen e rmögl ich ten anstat t Ersatz-
w o h n r a u m fü r ver t r iebene E inwohner err ichten zu lassen.3038 Der Anteil der mit Bundes-
mit te ln direkt geförder ten Wohne inhe i ten be t rug 1950-1954 2 0 , 2 % , 1960 21,1 % u n d 
1965 13,6 %.3039 An die Stelle der 1949-1968 abgerissenen 425.000 Wohne inhe i t en t ra ten 
125.000 neu err ichtete , davon waren über die Hälf te Luxusapartments .3 0 4 0 Schon 1970 
s tand fü r den h o h e n Anteil a rmer und nicht-weißer Familien auf d e m W o h n u n g s m a r k t 
kein ausre ichendes Angebot an billigen W o h n u n g e n mit zuf r ieden stellender Ausstat-
t ung m e h r zur Verfügung.3 0 4 1 
3034 Vgl. Westphal (1978), S. 80-88. 
3035 Vgl. Wood (1988), S. 242. 
3036 Vgl. Uhlig (1971), S. 88; Wood (1988), S. 242. 
3037 Vgl. Uhlig (1971), S. 23; Harloe (1995), S. 232; 271 f. 
3038 Vgl. Uhlig (1971), S. 23; Headey (1978), S. 209. 
3039 Vgl. HUD (1967), Tafel 2, S. 1. 
3040 Vgl. Harloe (1995), S. 272. 
3041 Vgl. Uhlig (1971), S. 98. 
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6.5.7 Die Wohnungsbauförderprogramme des Minis ter iums für Wohnungsbau und 
Stadtentwicklung/Department of Hous ing and Urban D e v e l o p m e n t / H U D 
In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre ü b e r n a h m ein ehemal iger New Dealer und zu-
gleich äußers t geschickter Stratege das Amt des Präs identen , der die seit d e m New Deal 
bedeutsamsten sozialen Re fo rmen anregte.1042 1965 w u r d e die bisher unzure ichende Ko-
ord ina t ion des wohnungspol i t i schen I n s t r u m e n t a r i u m s du rch die G r ü n d u n g des Minis-
te r iums für Wohnungsbau u n d S tad ten twick lung /Depar tmen t of H o u s i n g and Urban 
D e v e l o p m e n t / H U D entscheidend verbessert.1043 D e m H U D unterstel l t w u r d e n un te r an-
derem die FHA, die G N M A , die VA, sowie auf Landesebene die PHA.3044 D e m 1968 ge-
gründe ten S täd tebauins t i tu t /Urban Inst i tute w u r d e die Aufgabe über t ragen , Ziele u n d 
Möglichkeiten der S tad te rneuerung auszuarbe i ten u n d zu evaluieren.3045 
Die beträchtl ich ausgeweiteten W o h n u n g s b a u f ö r d e r p r o g r a m m e , konzipier t fü r Haus-
halte des vierten Quinti is der E inkommensver te i lung , waren so ausgestaltet , dass sie zu-
nächst über steuerliche Vorteile u n d Zuschüsse h o h e Gewinne fü r BauFirmen, Investoren 
und Maklerf i rmen abwarfen mi t der Folge, dass sich nach Auslaufen der Förde rung ab 
den siebziger Jahren viele Projekte als finanziell unsol ide erwiesen.3046 Über die Gewäh-
rung von Blockzuschüssen w u r d e n Kompe tenz u n d Veran twor tung von der zentralen 
auf bundesstaat l iche und lokale Ebenen verlagert.3047 
Nachdem sich die mit d e m W o h n u n g s b a u - u n d Stadtentwic ldungsgesetz /Housing 
and Urban Development Act 1965 e ingeführ ten ob jek tgebundenen Mietkostenzuschüsse 
für den privatwirtschaft l ichen Sektor als erfolglos u n d hochgrad ig missbrauchsanfäl l ig 
erwiesen,3048 richtete das explizit die Ziele der amer ikan ischen Wohnungspo l i t ik aus 
d e m Jahre 1949 im Wort lau t wiederho lende Folgegesetz 1968 f ü r Familien mi t nied-
rigem E inkommen ein P r o g r a m m zur W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g sowie ein P r o g r a m m 
zum privatwirtschaftl ichen sozialen M i e t w o h n u n g s b a u ein.3049 Das W o h n e i g e n t u m s p r o -
g r a m m Section 235 förder te W o h n e i g e n t u m bis zu e inem Preislimit von $ 18.000 für 
Familien mi t einem H a u s h a l t s e i n k o m m e n zwischen $ 3.000 u n d $ 8.000. Das erforderl i-
che Eigenkapital betrug bei e inem Kapitaldienst von 20 % des Fami l i ene inkommens in 
den meisten Fällen nur $ 200. Das M i e t e r p r o g r a m m Section 236 gewähr te den Investo-
ren bei einer Mietobergrenze von 25 % des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s Zinssubvent ionen, 
die eine Eigenkapitalrendite von maximal 6 % ermöglichten.3 0 5 0 Beide Programmte i l e er-
wiesen sich als äußerst erfolgreich, es w u r d e n allein sechs Mil l ionen geförder te Eigenhei-
me errichtet.3051 
3042 Vgl. Harloe (1995), S. 232. 
3043 Vgl. Uhlig (1971), S. 19; Headey (1978), S. 223. 
3044 Vgl. KfW (1982), 17. 
3045 Vgl. Uhlig (1971), S. 25. 
3046 Vgl. Harloe (1995), S. 59, 276. 
3047 Vgl. Harloe (1995), S. 233. 
3048 Vgl. Uhlig (1971), S. 19; H U D (1974), S. 119 f. 
3049 Vgl. Headey (1978), S. 14. 
3050 Vgl. Headey (1978), S. 217. 
3051 Vgl. Headey (1978), S. 176 f.; Grigsby (1990), S. 39. 
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6.5.8 Die problematische neue Rolle des öf fent l ichen Mietwohnungsangebots 
Mit d e m dramat i schen Anstieg der W o h n e i g e n t u m s q u o t e war der Niedergang des öf-
fentlichen W o h n u n g s b a u s besiegelt. Im Zusammensp i e l von Mark t u n d Staat in der Be-
reitstellung von W o h n r a u m verblieb d e m öffent l ichen Sektor der USA nur eine geringe 
und zudem umst r i t t ene u n d problemat i sche Funktion.3 0 5 2 Für seine späteren ö k o n o m i -
schen und sozialen Probleme, die zu der Zeit mani fes t w u r d e n , als sein Pendant in Eu-
ropa zu b lühen schien, w u r d e n die Grund lagen gelegt.3053 
Nachdem in den fünfz iger Jahren die Fehlbelegerhaushal te freiwillig oder gezwunge-
ne rmaßen den öffent l ich bereitgestellten W o h n r a u m verließen, entwickelte dieser als-
bald das Image der rassisch segregierten U n t e r b r i n g u n g s t igmatis ier ter städtischer Un-
terschichten, sodass viele der in W o h n u n g s n o t gera tenen u n d berecht igten Haushal te 
ein en tsprechendes Angebot ablehnten.3 0 5 4 Waren 1948 2 5 % der Mieter Fehlbeleger, so 
sank ihr Anteil 1957 auf 1 %, w ä h r e n d der Anteil der Farbigen sich von 3 7 % auf 4 8 % 
erhöhte . Das mit t lere H a u s h a l t s e i n k o m m e n der Bewohner ging von 56 % auf 42 % des 
Urbanen Hausha l t s e inkommens zurück u n d der Anteil der von Sozialhilfe lebenden Fa-
milien e rhöh te sich von 2 9 % 1952 über 3 8 % 1957 bis auf 71 % i m Jahre 1972 mit der 
Folge, dass der Zuschuss von 1950 bis 1957 von 2 7 % auf 7 8 % aufgestockt werden 
musste.3055 
Als 1964 Senioren in den Berechtigtenkreis a u f g e n o m m e n w u r d e n , wurden bald da-
rauf über 40 % der Wohne inhe i t en an überwiegend weiße, ältere Mi tbürger vergeben, 
während die e thnischen Minderhe i t en , viele von ihnen al le inerziehend, mit den quali ta-
tiv minderwer t igs ten inners tädt i schen Hochhauss i ed lungen vorlieb n e h m e n mussten, in 
denen bald in te rdependen te ökonomische , soziale u n d physische Probleme übe rhand 
n a h m e n , denen die Betreiber nicht m e h r gewachsen waren.3056 
Seit den fünfziger Jahren waren die Fert igstel lungen bei g roßen zyklischen Schwan-
kungen langfristig rückläufig.3 0 5 7 Die weiteren Entwicklungen , insbesondere die 1968 
e ingeführ te Mietobergrenze von 2 5 % des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s , ließen den öffent-
lichen W o h n u n g s b a u in vielen Großs t äd t en fast z u m Erliegen kommen. 3 0 5 8 Erst 1972 
wurden die im Wohnungsbaugese tz von 1949 fü r e inen Sechsjahreszei t raum geplanten 
Fertigstellungszahlen erreicht.3059 Der öffent l iche Sektor war u n d blieb, mit 1 ,2% des Be-
standes im Jahre 1967, b e w o h n t von 2 , 5 % der Bevölkerung 1970, der kleinste der ent-
wickelten Volkswirtschaften.3 0 6 0 
3052 Vgl. Harloe (1995), S. 211. 
3053 Vgl. Harloe (1995), S. 274, 357. 
3054 Vgl. HUD (1974). S. 154; Harloe (1995), S. 274-276. 
3055 Vgl. HUD (1974). S. 154; Harloe (1995), S. 274. 
3056 Vgl. HUD (1974). S. 154; Harloe (1995), S. 73, 275, 277. 
3057 Vgl. Harloe (1988), S. 53. 
3058 Vgl. Headey (1978), S. 208; Harloe (1995), S. 268. 
3059 Vgl. Harloe (1995), S. 273. 
3060 Vgl. Headey (1978), S. 175; Harloe (1995), S. 277. 
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6.5.9 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelastung 
Die Anzahl de r Wohneinhe i ten stieg zwischen 1950 u n d 1960 von 46 Mill ionen auf 58 
Mil l ionen. Davon waren 5 % Zweitwohnsi tze , 3 % s tanden leer u n d 19 % waren unzure i -
chend ausgestattet,3061 8,7 % zeigten 1966 bei voller Aussta t tung Anzeichen von Ver-
fall.3062 1963 s tanden bereits 6 , 8 % der Wohne inhe i t en leer, 21 % der Luxuswohnungen , 
aber n u r 1 , 4 % der Einfamilienhäuser.3 0 6 3 Der Anteil der in unzure ichend ausgestat teten 
Wohne inhe i t en lebenden Haushal te sank von 3 5 , 4 % 1950 über 1 6 % 1960 bis auf 7 , 4 % 
im Jahre 1970. Betroffen waren vor allem Mieter, E inpersonenhaushal te u n d Hausha l te 
mit m e h r als sechs Mitgliedern.3064 Fast der gesamte, nach d e m Krieg err ichtete W o h n -
r a u m , 4 2 , 3 % der Wohne inhe i ten im Jahre 1960 sowie 5 9 , 4 % 1970, war von zufr ieden 
stellender Qual i tä t , 12,5 % des Vorkriegsbestands wies Mängel auf.3065 Eine durchschn i t t -
lich g roße Wohne inhe i t bestand 1960 aus 4,9 R ä u m e n mit einer Nutzf läche von 109 q m 
und war mi t 2,9 Personen belegt.3066 1970 lebten noch 8 % der Familien, drei Viertel von 
ihnen Farbige, in überbelegten Wohnungen. 3 0 6 7 
Der über einen langen Zei t raum zu beobachtende Trend, dass sich die Wohnkos ten 
langsamer e rhöh ten als die Lebenshaltungskosten u n d bei weitem langsamer als die Ein-
k o m m e n , ging Mit te der sechziger Jahre zu Ende.3068 Zwischen 1966 und 1972 stiegen die 
Wohnkos ten der Eigentümer u m 40 %, während der Verbraucherpreisindex u m 25 % u n d 
das durchschni t t l iche verfügbare E i n k o m m e n u m 3 9 % anstiegen.3069 1970 entfiel 2 7 , 0 % 
des privaten Verbrauchs auf W o h n e n u n d Wohnnebenkos ten . Mieterhaushal te muss ten 
einen h ö h e r e n Anteil ihres E i n k o m m e n s für das W o h n e n aufwenden als Eigentümerhaus-
halte.3070 Mie tzahlungen beanspruch ten 1960 3 5 , 5 % u n d 1970 bei einer durchschni t t -
lichen Qual i tä tsverbesserung u m 27,1 % , die vor allem das unterste Qual i tä tssegment be-
traf, den bedenkl ich hohen Wert von 39,6 % des Haushaltseinkommens.3 0 7 1 
In den fünfz iger u n d sechziger Jahren sanken die realen Wohnimmobil ienpreise . 3 0 7 2 
Durchschni t t l i ch 8,5 % des E igen tümerwohnungsbes t ands wechselte jährl ich den Besit-
zer.3073 Die Preisdifferenz zwischen N e u b a u im suburbanen Umland u n d inners tädt i -
schem Altbau be t rug 1960 12 %.3074 N e u b a u w o h n e i g e n t u m kostete 1955 2,0, 1964 2,9 
u n d 1975 3,2 mitt lere Hausha l t sne t toe inkommen. 3 0 7 5 Etwa ein Drittel eines d u r c h -
schni t t l ichen Hausha l t s e inkommens w u r d e 1969 für ein neu errichtetes Eigenheim aus-
gegeben.3076 Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e e rhöh te sich von 1950 5 5 , 0 % über 6 1 , 9 % 1960 
3061 Vgl. Uhlig (1971), S. 54 f. 
3062 Vgl. Uhlig (1971), S. 56. 
3063 Vgl. US Bureau of the Census (1967), S. 725. 
3064 Vgl. Headey (1978), S. 182. 
3065 Vgl. United Nations (1973)S, 208. 
3066 Vgl. Uhlig (1971), S. 55. 
3067 Vgl. Headey (1978), S. 179. 
3068 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 465. 
3069 Vgl. HUD (1974), S. 216. 
3070 Vgl. HUD (1974), S. 237. 
3071 Vgl. HUD (1974), S. 235, 237. 
3072 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 467. 
3073 Vgl. BMRBS (1979a), S. 37. 
3074 Vgl. Lowry (1980), S. 188-191. 
3075 Vgl. BMRBS (1979a), S. 31. 
3076 Vgl. James (1980), S.141. 
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auf 6 2 , 9 % 1970.3077 In diesem Ze i t r aum lag der Anteil der E igen tümerhausha l t e in den 
un te ren Einkommensklassen k a u m unte r 5 0 % u n d der de r städtischen Bevölkerung 
k a u m un te r 60 %.3078 
6.6 1970-1979: Wohnungsbau in der Stagflation 
6.6.1 Die gesamtwirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 
Stagflation, die Kombina t ion von hohen Inf lat ionsraten u n d wir tschaft l icher S tagnat ion , 
erwies sich als das persistente Problem der siebziger Jahre.3079 Vielfach waren die Realzin-
sen negativ.3080 Keynesianische Nachfrages teuerung, die in Zei ten hoher wir tschaf t l icher 
D y n a m i k zufr ieden stellende Ergebnisse gezeitigt hatte, f ü h r t e n u r noch zu h ö h e r e n In-
f la t ionsraten, Zahlungsbi lanz- und Haushaltsdefiziten.3 0 8 1 Ab Mit te der siebziger Jahre 
ging m a n zu einer monetar is t i schen Wir tschaf tspol i t ik über. Die Prior i tä ten verlagerten 
sich v o m Vollbeschäft igungs- u n d Wachstumsziel hin zu Disinf lat ion, R ü c k f ü h r u n g von 
Haushal t s - u n d Zahlungsbi lanzdefizi ten, Deregul ierung u n d Verr ingerung der Staats-
quote , v e r b u n d e n mit h o h e n gesamtwir tschaft l ichen Kosten an E i n k o m m e n u n d Be-
schäf t igung. In den späten siebziger Jahren hat ten sich in der O E C D die Arbei ts losen-
q u o t e n im Vergleich zu 1962-1973 verdoppel t , die Kapazi tätsauslastung lag zwischen 
85 % u n d 95 %, Expor twachs tum und Produkt ivi tä t sanken.3 0 8 2 
Die USA blieb zwar t rotz des Z u s a m m e n b r u c h s der al ten Industr ien a u f g r u n d ihrer 
G r ö ß e ein wicht iger Akteur der Weltwirtschaft,3 0 8 3 aber die realen H a u s h a l t s e i n k o m m e n 
stagnier ten zwischen 1970 und 1985 u n d die geringfügige E r h ö h u n g des ver fügbaren 
realen P r o - K o p f - E i n k o m m e n s k a m n u r du rch die Verr ingerung der durchschni t t l i chen 
Hausha l t sg röße zustande.3084 Als die Kapi ta lmarktzinsen in den späten siebziger Jahren 
unerwar te t hoch anstiegen, k a m es zu einer e rneuten Dis in termedia t ionskr ise , u n d die 
Sparkassen u n d Sekundärmark t ins t i tu t ionen hat ten a u f g r u n d ihrer langfristigen Auslei-
h u n g e n zu festen Zinssätzen u n d des Abzugs von Spareinlagen gewaltige Verluste zu ver-
buchen , die letztlich v o m Steuerzahler zu tragen waren.3085 
Zwischen 1970 u n d 1980 wander ten 4,5 Mill ionen Menschen ein, wobei sich die Ein-
w a n d e r u n g aus Asien fast vervierfachte.3086 Die Anzahl der Haushal te stieg u m 27 %, u n d 
die durchschni t t l iche Haushal tsgröße verringerte sich von 3,11 auf 2,75 Personen.3087 Die 
G r u p p e der 25-35- jähr igen wuchs von 1970 bis 1976 u m 16 % u n d dami t stärker als alle 
anderen Al tersgruppen, während sich der Anteil der Ein- u n d Zweipersonenhaushal te von 
3077 Vgl. US Bureau of the Census (1960), S. 395, 400; Headey (1978), S. 175; Gyourko/Linneman (1996), 
S. 318. 
3078 Vgl. BMRBS (1979a), S. 26 f.; KfW (1982), S. 21. 
3079 Vgl. Harloe (1995), S. 216. 
3080 Vgl. Martens (1988a), S. 124 f. 
3081 Vgl. Harloe (1988), S. 18, 370. 
3082 Vgl. Harloe (1995), S. 370 f. 
3083 Vgl. Harloe (1995), S. 369 f. 
3084 Vgl. Grigsby (1990), S. 27. 
3085 Vgl. Harloe (1988), S. 18; Grigsby (1990), S. 36; Ball (1994), S. 98; DeMarco/Rist (1998), S. 198. 
3086 Vgl. US Bureau of Census (1991), Tabellen 1, 7 und 5, 9, S. 9. 
3087 Vgl. Sprague/Vernez-Moudon (1982), S. 55 f. 
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4 7 % auf 5 2 % erhöhte.3088 Die Erwerbsquote der Frauen stieg von 1950 bis 1978 von 
33,9 % auf 49 %. Besonders stark war die Z u n a h m e der Berufstätigkeit junger Ehefrau-
en.3089 W ä h r e n d aus wirtschaftlich schwachen Regionen Bevölkerung abwander te , e rhöhte 
sich in den Wachstumsregionen des Südens u n d Westens, im so genannten Sunbelt , die 
Bevölkerung u m 33,9 %,3090 sodass sich die regionalen Dispari täten verschärften.3091 
!980 lebten etwa 60 % der Weißen in den Ballungsgebieten3092 u n d 60 % der Bevölke-
r u n g der Ballungsgebiete im s u b u r b a n e n R a u m . Der Anteil der Farbigen in den Kern-
s tädten von G r o ß s t a d t r ä u m e n mit m e h r als einer Mill ion E inwohnern , deren durch-
schnit t l iches Hausha l t s e inkommen u m 42 % un te r d e m durchschni t t l i cher weißen 
Familien lag, e rhöh te sich zwischen 1960 u n d 1975 von 16 ,4% auf 2 2 , 6 % , was einer 
massiver Z u w a n d e r u n g von Armutsbevö lke rung gleich kam.3 0 9 3 
6.6.2 P r o p o s i t i o n 13 u n d res t r ik t ive F l ä c h e n n u t z u n g s p l a n u n g 
Als in den siebziger Jahren die Baby-Boom-Genera t ion erwachsen wurde , lag die aggre-
gierte Nachfrage nach W o h n r a u m u m m e h r als das Doppe l t e über der jeder anderen 
Dekade u n d u m 5 0 % höher als in den achtziger Jahren.3094 Restriktive F lächennut -
zungsp lanungen u n d kor respondie rende baupolizei l iche Vorschrif ten in s u b u r b a n e n 
K o m m u n e n waren allgemein üblich geworden u n d bewirk ten in den f rühen siebziger 
Jahren, auf d e m H ö h e p u n k t der H a u s h a l t s g r ü n d u n g e n dieser außerorden t l i ch zahlrei-
chen Genera t ion , eine Krise in der Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum. 3 0 9 5 1966 
w u r d e von p rominen t en Stadtp lanern die E inr ich tung überregionaler P lanungskont ro l l -
b e h ö r d e n angemahn t u n d ein P ro to typ eines F lächennutzungsp lans ausgearbeitet,3096 
u n d die Kommiss ion für Urbane Prob leme/Nat iona l C o m m i s s i o n on Urban Problems 
empfah l den Aufbau k o m m u n a l e r Bodenpools , u m bezahlbares W o h n e n zu ermögl i -
chen u n d der Landschaftszersiedlung Einhalt zu gebieten.3097 Bis 1975 ha t ten 27 Bun-
desstaaten eine bundesstaat l iche P lanungskont ro l le e ingeführ t , aber diese bezog sich 
im Regelfall lediglich auf die ländl ichen Regionen, n u r in wenigen Staaten w u r d e n die 
Ballungsgebiete einbezogen.3098 N u n begann auch die Rechtsprechung, die Belange 
künf t iger Einwohner bei der Beurte i lung p lanungsrecht l icher Vorschrif ten zu berück-
sichtigen.3099 
In den subu rbanen Räumen der Wachs tumsreg ionen gewann der Wunsch nach einer 
Begrenzung der Steuer- u n d Abgabenbelas tung an Bedeutung . Die 1978 in einer Volks-
a b s t i m m u n g in Kalifornien mit Propos i t ion 13 e ingeführ te Obergrenze f ü r staatliche 
3088 Vgl. James (1980), S.144; Downs (1981), S. 77. 
3089 Vgl. Alonso (1980), S. 43 f. 
3090 Vgl. Dowall (1988), S. 166. 
3091 Vgl. Martens (1988a), S. 115. 
3092 Vgl. Häußermann (1983), S. 139 f. 
3093 Vgl. US Bureau of the Census (1983), S. 2. 
3094 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 478. 
3095 Vgl. Headey (1978), S. 186; Dowall (1988), S. 159 f. 
3096 Vgl. Dowall (1988), S. 158. 
3097 Vgl. Dowall (1988), S. 155; Kenn (1996), S. 104 f. 
3098 Vgl. Dowall (1988), S. 158. 
3099 Vgl. Babcock/Besselman (1973), S. 25. 
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Ausgaben fand schnell N a c h a h m e r in ande ren Bundesstaaten.3 1 0 0 Proposi t ion 13 be-
grenzte den Grunds teuersa tz , der im Landesdurchschni t t im Zuge effizienter, C o m p u t e r 
basierter Wer te rmi t t lungsver fahren von 1 , 5 % 1962 auf etwa 2 % des Verkehrswerts an-
gestiegen war, auf 1 % des Kaufpreises.3101 Ha t t en die K o m m u n e n bisher die Inf ras t ruk-
tur der Neubaugebie te aus den G r u n d s t e u e r e i n n a h m e n , die 1973 etwa 8 4 % aller lokalen 
S teue re innahmen erbrachte , f inanzier t , so gingen sie n u n m e h r dazu über, von den zu-
künf t igen E inwohnern In f ra s t ruk tu rabgaben zu erheben, öffent l iche Leistungen zuneh-
m e n d zu privatisieren u n d neue Wohngeb ie te a u f g r u n d niedriger Transakt ionsquoten 
u n d hoher I n a n s p r u c h n a h m e öffent l icher Leistungen als une rwünsch t zu betrachten.3 1 0 2 
Die Stadt P i t t sburgh führ te , i n d e m sie den Bodenwert m e h r als f ü n f m a l so stark belas-
tete wie den Gebäudewer t , de facto eine Bodenwer ts teuer ein und löste dami t einen Bau-
b o o m i m gewerblichen Sektor aus, w o sich die Fertigstellungen im Vergleich zu den bei-
den vorangegangenen Dekaden im Durchschn i t t u m 70 % erhöhten.3 1 0 3 
6.6.3 Der Wohnungsbau 
In den f rühen siebziger Jahren k a m es zu einer Abf lachung des Anstiegs der w o h n u n g s -
wir tschaf t l ichen Invest i t ionen, die d a n n in den Folgedekaden auf etwa gleich h o h e m Ni-
veau verblieben.3104 Im Gegensatz zu Kont inen ta leuropa , wo in den siebziger Jahren auf-
g rund des Rückgangs des M i e t w o h n u n g s b a u s die Fertigstellungen beträchtl ich sanken 
u n d die zyklischen Schwankungen sich verstärkten,3 1 0 5 setzte sich in den USA die Dyna-
mik im Eigenhe imbau in den Wachs tumsreg ionen a u f g r u n d beträcht l icher Wan-
derungsgewinne bei höhere r Volatilität u n d stärkerer Reaktion auf Veränderungen ma-
k roökonomische r Variablen ungebrochen fort.3106 
Eigenheime galten w ä h r e n d der s tarken Inf la t ionsphasen in den siebziger Jahren als 
bevorzugtes Mittel, Geld inflat ionssicher anzulegen und von der realen En twer tung des 
a u f g e n o m m e n e n Fremdkapi ta l s zu profit ieren.3 1 0 7 In vielen Teilmärkten en tsprachen 
zwischen 1977 u n d 1980 die nomina len Werts te igerungen der W o h n i m m o b i l i e n den no-
minalen Hypothekenz insen u n d die Nachs teuerbe las tung lag weit darunter.3 1 0 8 Viele der 
aus der Konzentrat ionswel le der späten sechziger Jahre hervorgegangenen großen Bau-
firmen entwickelten kunstvolle Finanzierungs- u n d Bodenvorra ts techniken sowie ag-
gressive Market ingst ra tegien. Jede der zehn g röß ten g ründe te in den f rühen siebziger 
Jahren mindes tens eine Bauf inanzierungs tochter , die je nach Marktlage als Absatzhelfer 
oder H a u p t e i n n a h m e q u e l l e diente.3109 
3100 Vgl. Harloe (1995), S. 390. 
3101 Vgl. Dowall (1988), S. 160-162. 
3102 Vgl. Häußermann (1983), S. 148; Dowall (1988), S. 162; Dresch/Sheffrin (1998), S. 366, 368; Ladd 
(1998a), S. 14, 20. 
3103 Vgl. Ladd (1998b), S. 27; Oates/Schwab (1998), S. 133. 
3104 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193. 
3105 Vgl. Martens (1988a), S. 101. 
3106 Vgl. Harloe (1988), S. 30; Martens (1988a), S. 122. 
3107 Vgl. Downs (1981), S. 52; Martens (1988a), S. 122. 
3108 Vgl. Green (1996), S. 348. 
3109 Vgl. Martens (1988a), S. 105. 
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Neben E i g e n t u m s w o h n u n g e n , teils als Neubau , teils als umgewande l te M i e t w o h n u n -
gen fü r die in die Innens täd te zu rückwande rnden mit te ls tändischen Haushalte,3 1 1 0 ge-
w a n n die W o h n m o b i l i e als Alternative zur M i e t w o h n u n g rasch an Bedeutung.3 1 1 1 Ihr 
Anteil an der E igenhe improduk t ion e rhöh te sich zwischen 1950 u n d 1972 von einer ver-
nachlässigbar ger ingen G r ö ß e n o r d n u n g auf ein Drittel.3112 
6.6.4 Stadterneuerung und Gentrif ication 
Die Steuer- u n d Bürgschaftspoli t ik, die s tändig neues Angebot schuf und die Erha l tung 
des Bestandes vernachlässigte, verstärkte u n d beschleunigte die Suburban i s i e rung u n d 
dami t den Niedergang der Kernstädte.3113 In ihnen lebte 1970 etwa ein Zehntel der Be-
völkerung, 22,6 Mil l ionen Menschen, da run t e r 12,9 Mil l ionen Farbige,3114 die n u r 
schwer Zugang zu den industriel len Arbeitsplätzen im Umla nd fanden.3115 Insbesondere 
in den B o o m j a h r e n 1970-1973 lag die Neubaura t e in vielen G r o ß s t a d t r ä u m e n übe r der 
Hausha l t sb i ldungsra te . Das verschärfte den Sickerprozess so sehr, dass sich Stabilität auf 
n iedr igem Niveau nicht einstellen konn te , sodass auch bisher relativ stabile, mi t te ls tän-
dische Wohngeb ie te in den Sog des Verfalls gerieten und die Nachfrage in älteren inner-
s tädt ischen Wohngeb ie t en fast völlig z u m Erliegen kam.3116 Weil die Betriebskosten, die 
i m älteren H a u s b e s t a n d bis zu 60 % der Brut tomiete ausmach ten , wesentlich schneller 
stiegen als die Bru t tomie te r t räge , sanken die Net toer t räge u m 32 %.3117 Es k a m zu e inem 
starken Rückgang der Objektwerte.3 1 1 8 Banken weigerten sich, in n iedergehenden Stadt-
teilen H y p o t h e k e n zu gewähren.3119 G r o ß e professionelle Vermietergesellschaften ersetz-
ten die vorher typischen kleinen Amateurvermieter .3 1 2 0 
Die Städte, denen in den sechziger u n d f rühen siebziger Jahren sowohl die von der 
gewerblichen Wir t schaf t wie die v o m Immobi l ienbes i tz abhängige Steuerbasis verloren 
ging,3121 versuchten , die Bemessungsgrundlagen trotz s inkender Mark twer te kons tan t zu 
hal ten oder sogar zu erhöhen3 1 2 2 u n d leisteten dami t der Abwande rung der belasteten 
e inkommenss t ä rke ren u n d zugleich mobi leren Haushal te Vorschub.3123 Die im Vergleich 
z u m U m l a n d durchschni t t l i ch u m 20 % höhere Steuerbelastung in den Kernstädten3 1 2 4 
u n d die Vernachlässigung von Problemgebie ten durch die Stadtverwaltungen3 1 2 5 f üh r t en 
3110 Vgl. Martens (1988a), S. 116. 
3111 Vgl. Headey (1978), S. 191. 
3112 Vgl. Martens (1988a), S. 105. 
3113 Vgl. Headey (1978), S. 219; Peterson (1980), S. 413 ff. 
3114 Vgl. Headey (1978), S. 185. 
3115 Vgl. Berry/Kasarda (1977), S. 241. 
3116 Vgl. Falke (1987), S. 80 f. 
3117 Vgl. The President's National Urban Policy Report (1980), Kap. 5, S. 12. 
3118 Vgl. Falke (1987), S. 81. 
3119 Vgl. Falke (1987), S. 95. 
3120 Vgl. Sternlieb/Burchell (1973), S. 55-62, 124. 
3121 Vgl. Bradbury/Downs/Small (1981), S. 26. 
3122 Vgl. Sternlieb/Burchell (1973), S. 71 ff., 182. 
3123 Vgl. Oakland (1979), S. 330, 351; Bradbury/Downs/Small (1981), S. 97-108; Wood (1988), S. 243. 
3124 Vgl. Bradbury/Downs/Small (1981), S. 97-108. 
3125 Vgl. Falke (1987), S. 95. 
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häuf ig zur Unverkäufl ichkei t der wegen Steuerschulden in den Besitz de r K o m m u n e n 
übergegangenen Immobi l i en . " 2 6 
Weil die Städte z u n e h m e n d weniger in der Lage waren , g rundlegende öffent l iche 
Funk t ionen zu erfül len, ü b e r n a h m die Zentra l regierung eine i m m e r größere Verantwor-
t u n g fü r die k o m m u n a l e n Finanzen, insbesondere f ü r das Schulwesen.3127 Für die 47 
g röß ten amer ikan i schen Städte be t rug 1978 der Anteil der Zuschüsse des Zentra ls taa ts 
49,7 % u n d der der einzelstaatlichen Zuschüsse einschließlich der über die Einzelstaaten 
gegebenen Zuweisungen 3 5 , 4 % der eigenen Einnahmen. 3 1 2 8 Die massiven Finanzspr i t -
zen l inder ten die Probleme, kompens ie r t en die abträgl ichen Konsequenzen andere r zen-
tralstaatl icher Polit iken gegenüber den Städten u n d sicherten deren fiskalische Über -
lebensfähigkeit.3 1 2 9 
Anfang der siebziger Jahre kam die Z u w a n d e r u n g e inkommensschwache r Bevölke-
rungsg ruppen in die Kernstädte z u m Stillstand.3130 In den Innens täd ten en t s t and ein 
breites Angebot an hoch qualif izierten Arbeitsplätzen, das zu einer Nachf rage nach 
W o h n r a u m in der N ä h e führte.3131 Gestiegene Energiekosten u n d die a b n e h m e n d e Be-
d e u t u n g der Kernfamil ie mi t Kindern in der amer ikanischen Gesellschaft f anden ihren 
Widerhal l in einer Neubewer tung des inners tädt ischen Wohnens.3 1 3 2 In den Städten ver-
zeichneten die k inder losen Ein- u n d Zweipersonenhausha l te der Al te rsgruppe der 
25-35- jähr igen eine Z u n a h m e u m 19%, während die anderen Hausha l te u m 4 % 
schrumpf ten . 3 1 3 3 Aus d e m s u b u r b a n e n Umland kehr ten zwischen 1 0 % u n d 1 8 % der 
Hausha l te in die Stadt zurück.3134 
E r n e u e r u n g s b e m ü h u n g e n fanden sich in den späten siebziger Jahren in jeder der 30 
g röß ten Städte, w o in den be t rof fenen Stadtteilen zwischen 20 % und 50 % des Bestan-
des ins tand gesetzt wurde.3 1 3 5 Bei außergewöhnl ichen Nachf ragebed ingungen wie e inem 
ü b e r p r o p o r t i o n a l e m Arbei t sp la tzwachs tum im ter t iären Sektor oder Rest r ik t ionen auf 
d e m W o h n u n g s m a r k t des gesamten Großs t ad t r aumes d u r c h W a c h s t u m s b e s c h r ä n k u n -
gen oder geographische Faktoren erlangte die Revitalisierung sogar s tadtwei te Bedeu-
tung.3136 Zwischen 1970 und 1977 wuchsen die Ausgaben für In s t andha l tung in den 
Kernstädten real u m 4 6 % im Vergleich zu 1 9 % im s u b u r b a n e n U m l a n d u n d hielten 
sich wei terhin auf e inem real dauerhaf t höhe rem Niveau.3137 Drei Viertel de r Investi t io-
nen erfolgten f ü r den Eigenbedarf , und weit über die Häl f te der neuen E igen tümer 
k a m e n aus der Kernstadt.3138 In Stadtteilen, die schon i m m e r Wohngebie te von Fach-
arbei tern u n d un te ren Mit telschichten waren und sich in baulich gu tem Z u s t a n d befan-
den,3139 k a m es zu E r n e u e r u n g s m a ß n a h m e n durch die woh lhabenderen Bewohner , die 
3126 Vgl. Sternlieb/Burchell (1973), S.XVII. 
3127 Vgl. Oakland (1979), S. 327; Ladd (1998a), S. 5. 
3128 Vgl. McKay (1980), S. 54-56. 
3129 Vgl. Falke (1987), S. 55. 
3130 Vgl. Falke (1987), S. 117. 
3131 Vgl. Downs (1981), S. 79. 
3132 Vgl. Alonso (1980), S. 41 f.; Wood (1988), S. 243. 
3133 Vgl. James (1980), S.146; Downs (1981), S. 77. 
3134 Vgl. Clay (1979), S. 14 f. 
3135 Vgl. Falke (1987), S. 109. 
3136 Vgl. Falke (1987), S. 112. 
3137 Vgl. James (1980), S.133. 
3138 Vgl. Clay (1979), S. 3, 14 f. 
3139 Vgl. Clay (1979), S. 44 ff. 
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das Preisgefälle zwischen s u b u r b a n e m u n d inners täd t i schem Wohnungs te i lmark t davon 
abhielt, ihre Wohns i tua t ion durch Kauf eines Hauses im U m l a n d zu verbessern.3140 Zu 
kapitalintensiver Renovierung alter Bausubstanz im Sinne von Gentr i f icat ion-Prozessen 
kam es typischerweise in den Stadttei len, die f rüher e inmal von der Oberschicht be-
wohn t worden waren3141 und wo die Bausubstanz in fast der Häl f te der Fälle über 100 
Jahre alt war.3142 
Die S tad te rneuerungsförderung ha t t e zur Folge, dass unzure ichend ausgestattete 
Wohneinhei ten fast völlig vom Mark t verschwanden u n d zwischen 1974 u n d 1980 das 
Angebot an Bil l igstmietwohnungen u m 1,4 Mil l ionen Wohne inhe i t en zurück ging.3143 
Die wichtigsten Förderl inien für die lokale Stadtentwicklungspol i t ik waren das 1974 ein-
geführ te C o m m u n i t y Deve lopment Block Gran t P rogram als pauschale Mittelzuwei-
sung, gewichtet gemäß Einwohnerzahl , Überbe legung u n d A r m u t , an die Gebietskörper-
schaften, denen die Wahl der spezifischen M a ß n a h m e n überlassen wurde , u n d das 1977 
eingeführ te Urban Development Action Gran t Program.3 1 4 4 
6.6.5 Die s teuer l iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
Die Wechselwirkung zwischen Inflat ion u n d regressiver steuerl icher Wohne igen tumsfö r -
de rung u n d ihre Auswirkung auf die relative Rendite wohnungswir t schaf t l i cher Investi-
t ionen zeigte sich Mit te sechziger bis Ende siebziger Jahre besonders deutl ich in den 
USA, als die realen nachsteuerl ichen W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n a u f g r u n d der mit stei-
genden Inflat ionsraten sich e rhöhenden steuerl ichen Subvent ionen kont inuier l ich san-
ken ohne dass es gleichzeitig zu e inem vergleichbaren Rückgang der realen Nutzungs-
kosten n icht -wohnungswir tschaf t l icher Invest i t ionen kam.3145 
Die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g senkte 1975 die l aufenden Aufwendungen 
für ein Einfamil ienhaus durchschni t t l ich u m r u n d 16%.3 1 4 6 Ins tandha l tungs- und In-
s tandse tzungsaufwendungen im Bestand waren nicht absetzbar.3147 Der einmalige Frei-
betrag bei Veräußerung des Haup twohns i t zes w u r d e 1976 auf $ 35.000 u n d 1978 auf 
$ 100.000 erhöht . Die d a f ü r relevante Altersgrenze w u r d e 1978 von 65 auf 55 Jahre he-
rabgesetzt sowie die erforderl iche N u t z u n g s d a u e r als H a u p t w o h n s i t z auf drei der letzten 
fünf Jahre begrenzt.3148 W o h n m o b i l i e n k ä u f e r waren Eigenhe imerwerbern steuerlich 
gleich gestellt.3149 
3140 Vgl. Falke (1987), S. 123 f. 
3141 Vgl. Falke (1987), S. 122. 
3142 Vgl. Clay (1979), S. 18. 
3143 Vgl. Grigsby (1990), S. 40; Joint Center for Housing Studies (1992), S. 4. 
3144 Vgl. Falke (1987), S. 145; Headey (1978), Martens (1988a), S. 115; S. 221; Harloe (1995), S. 439. 
3145 Vgl. Wood (1988), S. 239. 
3146 Vgl. KfW (1982), S. 23. 
3147 Vgl. Peterson (1980), S. 413 ff. 
3148 Vgl. Auten (1998), S. 224. 
3149 Vgl. Martens (1988a), S. 105. 
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6.6.6 Die Wohnungsbauf inanz ierung 
Auch die Wohnungsbauf inanz ie rungsa rch i t ek tu r kam in weit s tärkerem M a ß e den Ei-
g e n t ü m e r n als den im Regelfall ä r m e r e n Mietern zugute.3150 Die FHA versicherte 
1934-1977 Darlehen von r u n d 10 Mil l ionen Einfami l ienhäusern , von etwa 2 0 % des 
Wohneigentumbestandes , 3 1 5 1 die VA bis 1973 Dar lehen im Werte von $ 8,7 Millionen.3152 
Versichert w u r d e n Dar lehen fü r Modern i s i e rung von W o h n e i g e n t u m u n d für den Kauf 
von Wohnmobi l i en , Hypo theken auf Ein- u n d Mehrfami l ienhäuser , E igen tumswohnun-
gen, Genossenschaf t se igentum u n d G r u n d e r w e r b zur Er r ich tung von Wohne igen tum. 
Das v o m Dar lehensnehmer zu t ragende jährl iche Versicherungsentgelt be t rug im Regel-
fall 0,5 % des jahresdurchschni t t l ichen Darlehensobl igos. Bei Kreditausfall ü b e r n a h m 
der Versicherer im Regelfall 9 0 % der Verluste u n d der Kreditgeber 10 %.3153 
Das für den Erwerb selbst genutz ten W o h n e i g e n t u m s erforderl iche Eigenkapital be-
t rug maximal 2 5 % bei nicht versicherten Da r l ehensnehmern , 1 5 % bei privat versicher-
ten sowie, differenziert nach Versicherungsinst i tut (FHA, VA) u n d eventuel lem Sonder-
p r o g r a m m , maximal 1 0 % bei öffent l ich versicherten Hypotheken.3 1 5 4 Bis 1978 wurden 
die Hypotheken mit e inem fü r die gesamte Laufzeit festen Zinssatz vergeben.3155 Wohn-
mobi l ienkäufer erhielten dieselbe Hypothekenvers iche rung wie Eigenheimerwerber , 
zahlten jedoch doppel t so h o h e Zinsen.3 1 5 6 
Der Anteil der Sekundä rmark t in s t i t u t ionen F N M A u n d G N M A a m gesamten Hypo-
thekenbes tand be t rug Ende 1978 14 ,5%, allein die F N M A als die größere der beiden 
hat te Ende 1977 ein Hypo thekenpo r t fo l i o im Werte von etwa $ 34 Milliarden.3157 Ob-
wohl die In s t rumen te der W o h n i m m o b i l i e n f i n a n z i e r u n g im Verlauf der siebziger u n d 
achtziger Jahre beträchtl ich an Professionali tät gewannen , s tanden sie, wie auch die 
Wohnungsmark t i n s t i t u t i onen in einigen anderen Ländern , der Inf la t ion und den sich 
wiederholenden spekulat iven Blasen unvorberei te t gegenüber.3158 
6.6.7 Das Wohnbeihi l fensystem Sect ion 8 
1974 trat das Wohnbeih i l fensys tem Section 8 Lower Incorne Hous ing Assistance Pro-
gram an die Stelle der bisher in besche idenem U m f a n g gewährten Objektsubvent io-
nen.3159 Der in die Förderl inie a u f g e n o m m e n e Mieter zahlte 2 5 % , in späteren Jahren 
30 %, seines H a u s h a l t s e i n k o m m e n s an Miete u n d die lokale PHA überwies dem Vermie-
ter die Differenz zur „fairen Marktmiete".3 1 6 0 Die F ö r d e r u n g war eine Objek t fö rderung , 
3150 Vgl. Headey (1978), S. 192. 
3151 Vgl. KfW (1982), S. 17. 
3152 Vgl. Headey (1978), S. 205. 
3153 Vgl. KfW (1982), S. 18 f. 
3154 Vgl. BMRBS (1979a), S. 46. 
3155 Vgl. Häußermann (1983), S. 154. 
3156 Vgl. Martens (1988a), S. 105. 
3157 Vgl. KfW (1982), S. 13 f. 
3158 Vgl. Harloe (1988), S. 18; Grigsby (1990), S. 36. 
3159 Vgl. Headey (1978), S. 220; Kemp (1990), S. 21; Harloe (1995), S. 438. 
3160 Vgl. Fox (1985), S. 214 f.; Gyourko (1990), S. 5; Grigsby (1990), S. 39. 
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der Hausha l t verlor sie bei Auszug.3161 Die geförder te Wohne inhe i t muss te Mindes tqua -
l i t ä t sanforderungen erfüllen.3162 Der Vermieter konn te die Mieter aus der Zie lgruppe frei 
wählen, das Kündigungsrech t hingegen besaß n u r die lokale PHA. 3 0 % der Mieter 
muss ten mit d e m E i n k o m m e n unterha lb des halben M e d i a n e i n k o m m e n s der Region lie-
gen, die weiteren Mieter k o n n t e n u m 8 0 % höhere E i n k o m m e n erzielen.3163 Die W o h n -
beihilfe w u r d e sowohl fü r W o h n u n g e n aus d e m Bestand, als auch f ü r i m R a h m e n des 
P r o g r a m m s von pr ivaten Investoren grundlegend zu modern i s i e rende ode r neu zu er-
r ich tende Wohne inhe i t en gewährt.3164 Die Belegungsbindung fü r neu err ichtete oder 
g rund legend modern i s i e r t e Wohneinhei ten bestand n u r während der Laufzeit der Hy-
po theken , meis t v e r b u n d e n mit der Möglichkeit der Beendigung der B indung du rch 
vorzeitige Ti lgung nach Ablauf von 20 Jahren.3165 Die Subven t ionsquo te en tsprach in 
etwa der des öffent l ichen Mietwohnungsangebots . 3 1 6 6 
In den Voror ten w o die Err ich tung öffentl icher M i e t w o h n u n g e n a u f g r u n d der Ableh-
n u n g d u r c h die E inwohner k a u m möglich war, wurden Projekte nach Section 8 bereit-
williger akzeptiert.3 1 6 7 Die geförder ten Mieter waren meist überwiegend äl tere u n d / o d e r 
weiße Haushalte.3 1 6 8 Meist kam es au fg rund der e ingeschränkten Verfügbarkei t von För-
dermi t te ln zu Wartel is ten. Die Konzeption der Förderl inie, die Mie tzah lungen zwischen 
Mieter u n d öffent l icher Ins t i tu t ion aufzuteilen, veranlasste Vermieter zu überzogenen 
Mi e t f o rde rungen u n d f ü h r t e zu Stigmatisierungen u n d unnö t igen Restr ik t ionen in der 
Wohns i tzwahl der geförder ten Haushalte.3169 In vielen Projekten w u r d e n ü b e r h ö h t e Mie-
ten subvent ionier t , häuf ig für W o h n u n g e n niedrigster Qual i tä t . Die versicherten Hypo-
theken übers t iegen oft bei wei tem den Verkehrswert der Wohnanlage.3 1 7 0 Zwischen 1976 
u n d 1980 w u r d e n Section 8 Subvent ionen für jährlich 225.000-250.000 neu err ichtete 
oder g rund legend modern i s ie r te Wohneinhe i ten gewährt , während die F ö r d e r u n g von 
Bes t andswohnungen von 200.000 auf 90.000 p ro Jahr sank u n d sich in der Folgezeit zwi-
schen 40.000 u n d 80.000 jährlich einpendelte.3171 
In öffent l ich bereitgestellten W o h n r a u m lebten 1978 2 , 5 % der Hausha l te u n d auf 
diesen Sektor entfielen weniger als 0 , 2 % der Fertigstellungen.3172 Das durchschni t t l i che 
H a u s h a l t s e i n k o m m e n der Mieter war von über 60 % des M e d i a n e i n k o m m e n s 1950 über 
etwa ein Drit tel 1969 auf 2 8 % 1980 abgesunken.3 1 7 3 Der typische Mie te rhausha l t in den 
Großs täd ten , ein Vierpersonenhausha l t , dem eine farbige, al leinerziehende Mut t e r un te r 
65 vors tand u n d dessen Haupte inkunf t sque l le aus Sozialhilfe (Aid for Families with De-
penden t Ch i ld ren /AFDC) bes tand , gehör te der ä rmsten u n d auf d e m amer ikan i schen 
W o h n u n g s m a r k t a m stärksten diskr iminier ten Pe r sonengruppe an. W ä h r e n d 73 % der 
3161 Vgl. Falke (1987), S. 159. 
3162 Vgl. Steele (2001), S. 82. 
3163 Vgl. Fox (1985), S. 214 f. 
3164 Vgl. BMRBS (1979b), S. 68; Harloe (1995), S. 438 f. 
3165 Vgl. Macdonald (2000), S. 283. 
3166 Vgl. Steele (2001), S. 82, 90. 
3167 Vgl. HUD (1992b); Kenn (1996), S. 70. 
3168 Vgl. Harloe (1995), S. 440. 
3169 Vgl. Macdonald (2000), S. 283; Steele (2001), S. 81 f., 93. 
3170 Vgl. Macdonald (2000), S. 279, 283. 
3171 Vgl. Dolebeare (1992), Grafik 2, 12. 
3172 Vgl. KAY (1982), S. 16; Headey (1978), S. 192. 
3173 Vgl. The Presidents's Commission on Housing (1982), S. 33. 
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Mie terhaushal te Farbige u n d 1 0 % Late inamerikaner waren, waren von den Berechtigten 
n u r 37 % Farbige u n d 8 % Lateinamerikaner . Die Hälfte der Mieterhaushal te , aber n u r 
32 % der Berechtigten waren alleinerziehende, p r imär von Sozialhilfe lebende Mütter.3 1 7 4 
Schätzungen des W o h n u n g s m i n i s t e r i u m s ergaben, dass die verschiedenen Förder l in i -
en bis 1972 n u r 1,77 Mil l ionen Familien von den über 30 Mill ionen Familien mi t e inem 
E i n k o m m e n u n t e r h a l b des M e d i a n e i n k o m m e n s erreicht h a t t e n . " ' 3 Von den Hausha l t en 
der niedrigsten E i n k o m m e n s g r u p p e hat ten nu r 3 % eine Förde rung erhalten.3176 Zwi-
schen 1968 u n d 1973 schei ter ten 8 , 8 % der nach Section 236 und 14 ,9% der nach Secti-
on 221 (d) (3) von der FHA versicherten gemeinnütz igen Bauvorhaben . 1977 b e f a n d e n 
sich bereits 1 6 % der öffent l ich versicherten Mehrfami l ienhauspro jek te in der Vollstre-
ckung, mi t en t sp rechenden Lasten für den Steuerzahler.3177 Die Admin i s t r a t ion der Pro-
g r a m m e litt an zerspl i t ter ten u n d unklaren Zuständigkei ten, war schwer d u r c h s c h a u b a r 
u n d langwierig.3178 Die Zielsetzungen schwankten zwischen sozialpolit ischen u n d k o n -
junkturpol i t i schen Schwerpunktse tzungen . Implement ie rungen scheiterten regelmäßig 
an fehlender Koopera t ion auf lokaler Ebene, a m Veto gegen e thnische u n d / o d e r sozio-
ö k o n o m i s c h e Integration.3 1 7 9 
6.6.8 Verte i lungswirkungen wohnungswirtschaft l icher Subvent ionen 
Die Ver te i lungswirkungen der wohnungswir t schaf t l i chen Subvent ionen erwiesen sich als 
sehr problemat i sch . 1972 be t rugen die Einnahmeverzichte des Zentrals taats d u r c h die 
steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , bes tehend aus vollem Schuldzinsenabzug, Ab-
zugsfähigkeit de r Grunds teue r , Nich tbes teuerung der implizi ten Miete sowie teilweiser 
Steuerfreiheit der Veräußerungsgewinne , $ 13,46 Milliarden,3180 von denen 8 4 , 6 % , 
$ 11,37 Mil l iarden, an Hausha l te mi t e inem über dem Median l iegenden E i n k o m m e n 
und $ 2,09 Mil l iarden an Hausha l te mi t e inem unter d e m Median l iegenden E i n k o m -
men gingen.3181 D e m s tanden direkte Subvent ionen ( H U D , D e p a r t m e n t of Agricul ture , 
D e p a r t m e n t of Heal th , Educa t ion and Weifare) in H ö h e von $ 7,1 Mill iarden gegenüber , 
die fast ausschließlich an nach diversen Kriterien ausgewählte Haushal te mi t e inem u n -
ter d e m Median l iegenden E i n k o m m e n gezahlt wurden.3 1 8 2 1976 be t rugen die Steueraus-
fälle d u r c h die W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g $ 25,2 Milliarden und die di rekten Subvent io -
nen $ 7,2 Milliarden.3 1 8 3 Die überwiegende Mehrhei t der Haushal te mit n ied r igem 
E i n k o m m e n erhielt keinerlei Wohnbeihilfen.3 1 8 4 
3174 Vgl. Harloe (1995), S. 280. 
3175 Vgl. HUD (1974), S. 98. 
3176 Vgl. Headey (1978), S. 224. 
3177 Vgl. Macdonald (2000), S. 282 f. 
3178 Vgl. HUD (1974), S. 145 f.; Headey (1978), S. 193. 
3179 Vgl. Headey (1978), S. 194, 222 f. 
3180 Vgl. HUD (1974), S. 31. 
3181 Vgl. HUD (1974), S. 36. 
3182 Vgl. HUD (1974), S. 98. 
3183 Vgl. Dolebeare (1992), Grafik 1. 
3184 Vgl. Headey (1978), S. 192. 
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6.6.9 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelas tung 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e n a h m p r i m ä r durch die massive B innenwande rung von 1971 
bis 1980 von 6 2 , 9 % auf 6 5 , 6 % zu.3185 In den un te ren Einkommensklassen be t rug sie 
noch etwa 50 %.3I8A Es kam zu e inem beträcht l ichen Anstieg der Eigenheimpreise.3 1 8 7 
1978 waren für ein Eigenheim bereits durchschni t t l ich 3,2 Fami l i ene inkommen auf-
zuwenden.3 1 8 8 Z u n e h m e n d verschob sich der W o h n e i g e n t u m s e r w e r b zuguns ten von 
Erbschaf ten u n d Käufen aus d e m Bestand. 1978 ha t ten 2 5 % ihr H a u s geerbt, 1 7 % ge-
b rauch t gekauft u n d 58 % als Neubau erworben.3 1 8 9 Den r u n d 76 Mil l ionen Hausha l ten 
s tanden etwa 82,6 Millionen s tändige Wohnsi tze zur Verfügung, was e inem Durch-
schni t t von 1,09 W o h n u n g e n pro Hausha l t entsprach. 7 3 % der Fertigstellungen entfie-
len auf Einfamilienhäuser.3 1 9 0 Die statistisch jedem Einwohner zur Ver fügung s tehende 
Wohnf l äche e rhöh te sich von 1970 bis 1980 von 45,4 q m auf 57,9 qm.3191 1980 waren 
etwa 70 % des Bestandes, 53,8 Mil l ionen Wohne inhe i t en , Einfamil ienhäuser , davon wur-
den 43 % selbst genutzt.3192 
Im Vergleich zu 1940 war 1977 der Anteil der Wohne inhe i t en o h n e adäqua te sanitäre 
Anlagen von 55,4 % auf 2,4 % zurück gegangen, der der Einhei ten mi t schweren bauli-
chen Mänge ln von 18,1 % auf 2,9 %. Statt 9,0 % überbelegten Einhei ten mi t m e h r als 1,5 
Personen p ro W o h n r a u m waren n u r noch 0 , 9 % überbelegt , statt 6 , 8 % n u r noch 1,1 % 
von zwei Hausha l ten bewohnt . Die Fortschri t te in der Qual i tä t der Wohnungsversor -
gung erreichten auch e inkommensschwache Hausha l te u n d Minor i t ä ten . Lebten 1950 
noch 61 % des unters ten E inkommensqu in t i i s in W o h n u n g e n o h n e sani täre Anlagen, 
so waren es 1977 n u r noch 7 % . Bei farbigen Hausha l ten w o h n t e n statt 8 0 % n u r noch 
7 % in W o h n u n g e n o h n e vollständige sanitäre Anlagen u n d statt 23 % n u r noch 3 % in 
überbelegten Wohnungen. 3 1 9 3 
Vor allem in den Wachs tumsregionen e rhöh ten sich in den siebziger Jahren die 
Wohnkosten. 3 1 9 4 1976 entfielen 2 7 , 8 % des privaten Verbrauchs, etwa ein Viertel des 
durchschni t t l i chen Hausha l t se inkommens , bei e inem neuen Eigenheim sogar 42 %, auf 
die Wohnungsnutzung . 3 1 9 5 W ä h r e n d der Verbraucherpre is index 1975-1980 u m 5 1 % 
stieg, e rhöh te sich der Preis eines durchschni t t l i chen G r u n d s t ü c k s u m 8 1 % u n d der 
Preis fü r Bauland u m 157%.3196 Die durchschni t t l i che Preisdifferenz zwischen N e u b a u 
im s u b u r b a n e n Umland und inners täd t i schem Altbau stieg von 1960 bis 1975 von 
12 % auf 31 %, in den Großs t ad t r äumen , die Bevölkerung verloren, war der Unterschied 
noch größer.3197 W ä h r e n d das E i n k o m m e n der inners tädt i schen Mieter 1973-1983 u m 
3185 Vgl. Martens (1988a), S. 115; Joint Center for Housing Studies (1991). 
3186 Vgl. KfW (1982), S. 5. 
3187 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 478. 
3188 Vgl. KfW (1982), S. 5. 
3189 Vgl. KfW (1982), S. 22; Harloe (1988), S. 30. 
3190 Vgl. KfW (1982), S. 5. 
3191 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 31. 
3192 Vgl. Sprague/Vernez-Moudon (1982), S. 54. 
3193 Vgl. Weicher (1980), S. 14. 
3194 Vgl. Dowall (1988), S. 160. 
3195 Vgl. Headey (1978), S. 175; James (1980), S.141. 
3196 Vgl. Dowall (1988), S. 170. 
3197 Vgl. Lowry (1980), S. 188-191. 
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4 0 % stieg, e rhöh ten sich die Lebenshal tungskosten u m 1 0 5 % und ihre Mieten u m 
6 7 % , sodass die durchschni t t l i che Mie tbe las tungsquote 1970-1977 von 21 % auf 2 6 % 
anstieg u n d 1977 die Hälf te der inners täd t i schen Mieter m e h r als 2 5 % ihres E inkom-
m e n s für Miete a u f w e n d e n muss ten , fast jeder Dri t te m e h r als ein Drittel.3198 
6.7 1980-1989: Z u n e h m e n d e w o h n u n g s - u n d b o d e n p o l i t i s c h e D i s p a r i t ä t e n 
6.7.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Das Hauptan l iegen der Wir tschaf tspol i t ik in den hoch entwickelten Indus t r ie ländern 
bes tand im Verlaufe der achtziger Jahre u n d of t noch länger dar in , zu wir tschaft l icher 
D y n a m i k u n d Vollbeschäft igung zurück zu finden.3199 In den USA lag die durchschn i t t -
liche Wachs tumsra te 1976-1990 un t e r 3 %.3200 Nach einer weltwirtschaftl ichen Rezession 
mit negativen Wachs tumsra t en in den USA zu Beginn der Dekade kam es ab 1983 zu 
einer schwachen Erho lung der amer ikan i schen Wir tschaf t u n d die Arbeitslosigkeit be-
gann kont inuier l ich zu s inken, bis 1989 ein neuer Abschwung einsetzte.3201 
Die Wir tschaf tspol i t ik un te rs tü tz te den Aufschwung d u r c h eine drastische Rückfüh-
rung sozialpolit ischer Ausgaben, massive Steuersenkungen fü r den gewerblichen Sektor 
u n d die Bezieher höhe re r E i n k o m m e n , eine expansive Geldpoli t ik sowie ext rem h o h e 
Verteidigungsausgaben.3 2 0 2 Es w u r d e n Versuche u n t e r n o m m e n , Sozia lprogramme zu de-
zentralisieren, u m deren F inanzierung stärker auf die bundesstaat l iche und lokale Ebene 
zu verlagern. Schlüssel industr ien wie Energie und Transpor t wurden dereguliert.3203 Das 
Kredi tvo lumen der Volkswirtschaft , das mi t durchschni t t l ich 8 4 % des BIP 1961-1984 
bereits ein vergleichbar hohes Niveau erreicht hatte, n a h m beträchtl ich zu.3204 Die im 
in terna t ionalen Vergleich schon sehr niedr ige gesamtwir tschaft l iche Sparquote von 
7 , 8 % 1970 u n d 5 , 8 % 1980 sank auf 2 , 2 % 1990.3205 1990 w u r d e n zwei Drittel der Net -
toinvest i t ionen v o m Ausland finanziert.3206 Es k a m zu Leveraged Buy-outs u n d zur 
Emission von Junk Bonds, bis die schuldenf inanz ie r te wirtschaft l iche Expansion in 
schnell s teigenden Hausha l t s - u n d Zahlungsbi lanzdef iz i ten , Konkursen u n d Bank-
z u s a m m e n b r ü c h e n endete.3207 
Die Zahl der E inwanderer aus Late inamerika u n d Asien wuchs u m die Hälfte.3208 
W ä h r e n d einige in Amer ikas of fener Wir t schaf t schnell Fuß fassen konn ten , landeten 
viele in gering en t l ohn t en Beschäf t igungen des formellen u n d informellen Sektors oder 
gerieten in Abhängigkei t von sozialen Leistungen.3209 Die durchschni t t l iche Haushal t s -
3198 Vgl. The President^ National Urban Policy Report (1980), Kap. 5, S. 7, 9-12. 
3199 Vgl. Harloe (1995), S. 371. 
3200 Vgl. UN ECE (1990), S. 374. 
3201 Vgl. Martens (1988a), S. 123; Harloe (1995), S. 371, 375, 391; US Bureau ofCensus (1991), S. 720. 
3202 Vgl. Harloe (1995), S. 373, 391 f., 
3203 Vgl. Harloe (1995), S. 391. 
3204 Vgl. Englund (1994), S. 147. 
3205 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 123 f. 
3206 Vgl. Shoven (1990), S. 179. 
3207 Vgl. OECD (1992), S. 41-49; Harloe (1995), S. 373, 375. 
3208 Vgl. US Bureau ofCensus (1991), S. 9. 
3209 Vgl. Harloe (1995), S. 416. 
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g roße verr ingerte sich von 1980 bis 1990 von 2,75 auf 2,63 Personen.3210 Der Anteil der 
über 65-jährigen in der Bevölkerung e r h ö h t e sich von 1970 bis 1990 u m über 2 0 % auf 
12,2%,3211 der der E inpersonenhausha l t e wuchs 1970-1987 u m fast die Hälfte. Der An-
teil der koventionellen Familien sank u n d die Zahl der al leinerziehenden Müt te r e rhöh te 
sich.3212 
Die Beschäf t igungswirkungen des S t ruk turwande ls von der Industr ie- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft w u r d e n sichtbar. Relativ gut dot ie r te Arbeitsplätze für männl iche Fach-
arbei ter u n d die dazu gehörigen Büroarbei tsplä tze verschwanden.3 2 1 3 Die Arbeitslosen-
q u o t e n a h m von 5 , 5 % in der Mit te der siebziger Jahre auf 9 , 5 % im Jahre 1983 zu u n d 
ging d a n n wieder zurück.3214 Die meis ten der neuen Arbeitsplätze waren gering en t lohn-
te Teilzeitjobs.3215 75 % der neu en t s t andenen Arbeitsplätze waren Teilzeitjobs für weibli-
che Beschäftigte, zwei Drit tel der A r b e i t n e h m e r i n n e n arbeiteten Teilzeit.3216 In m a n c h e n 
Regionen kam es zu e inem bemerkenswer ten Wachs tum kleiner Doppelverdienerhaus-
halte, von denen beide Par tner gut bezahlte Büroarbei tsplätze im Dienst leis tungssektor 
inne hatten.3217 
An der Prosperi tä t , die einigen in dieser Zeit zuteil wurde , hat te die Mehrhei t der 
Bevölkerung keinen Anteil.3218 Die Kluft zwischen Arm und Reich verbrei terte sich, in-
d e m die Rea le inkommen der besser ve rd ienenden stark anstiegen u n d die der ä rmeren 
sozialen G r u p p e n fielen.3219 Zwischen 1960 u n d 1990 sank das Reale inkommen der 
Hausha l te mit e inem Hausha l t svors tand o h n e Schulabschluss u m fast 20 % u n d das der-
jenigen mit Schulabschluss stagnierte, w ä h r e n d das Rea le inkommen der Hochschul -
absolventen sich u m über 30 % erhöhte.3 2 2 0 
G e m ä ß einer regierungsamtl ichen Studie lag die A r m u t s q u o t e in den USA 1986 mi t 
13 ,8% doppel t so hoch wie in sieben vergleichbar hoch entwickelten Volkswirtschaf-
ten.3221 In ternat ionale Analysten berechne ten f ü r dasselbe Jahr eine A r m u t s q u o t e von 
1 7 % , ebenfalls ein Spitzenwert im in te rna t iona len Vergleich.3222 Die K inde ra rmu t squo te 
e rhöh te sich von 1 5 , 6 % 1979 über 2 0 , 5 % 1986 auf 2 1 , 5 % im Jahre 1991, ein Spitzen-
wert im Vergleich mit 17 weiteren Ländern . Kinder all leinerziehender Elternteile lebten 
zu 54,2 % un te rha lb der Armutsgrenze . Amer ikanische Kinder waren im in ternat ionalen 
Vergleich entweder unverhä l tn i smäßig woh lhabend oder entsetzlich a rm, aber während 
vergleichbar woh lhabende Länder Dispar i tä ten dieser Art durch Transfers u m bis zu 
75 % senkten, reduzier ten Transfers in den USA die A r m u t n u r u m ein Viertel.3223 
3210 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 122. 
3211 Vgl. US Bureau ofCensus (1991), S. 18. 
3212 Vgl. US Bureau of Census (1991), S. 45. 
3213 Vgl. Harloe (1995), S. 371. 
3214 Vgl. UN ECE (1990), S. 385. 
3215 Vgl. Harloe (1995), S. 374 f 
3216 Vgl. UN ECE (1990), S. 63 f. 
3217 Vgl. Harloe (1995), S. 417. 
3218 Vgl. Harloe (1995), S. 375. 
3219 Vgl. Harloe (1995), S. 392. 
3220 Vgl. Gyourko/ Linneman (1996), S. 319. 
3221 United States, Kanada, Australien, Schweden, Bundesrepublik Deutschland, Niederlande, Frankreich, 
Großbritannien. 
3222 United States, Kanada, Bundesrepublik Deutschland, Israel, Norwegen, Schweden, Großbritannien. 
Schweden und Norwegen wiesen mit 5 % die niedrigste Armutsrate auf. 
3223 Vgl. Kenn (1996), S. 65 f. 
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6.7.2 Die systemische Krise der Wohnungsbauf inanzierungsarchi tektur 
Auf den I m m o b i l i e n b o o m der späten siebziger Jahre folgte in den f rühen achtziger Jahren 
ein massiver Abschwung, dessen Ausmaß zwischen den Regionen stark variierte. Die No-
minalzinssätze verdoppel ten sich beinahe. Der Anteil der Haushal te , die die Voraussetzun-
gen f ü r eine Festzinshypothek fü r ein neues Eigenheim in mit t lerer Preislage erfüllten, 
sank von 80 % auf 40 %. Besonders stark bet roffen waren die Boomreg ionen der siebziger 
Jahre, der südliche Sunbelt im Gefolge einer Krise im Energie- u n d Bergbausektor sowie 
der Farmgürte l des mit t leren Westens einschließlich der S tandor te der Fahrzeugprodukt i -
on.3224 Der Rückzug des Staates aus der Sozial- u n d Stadterneuerungspol i t ik nach 1978, 
ve rbunden mi t der gesamtwirtschaft l ichen Stagnat ion u n d d e m St ruk turwande l zu Lasten 
der alten Industr ien, füh r t e zu e inem Anstieg der sozialen Problembereiche, die mi t d e m 
wohnungswir tschaf t l ichen Sektor u m öffentl iche Ressourcen konkurrier ten.3 2 2 5 
Das Zus ammen t r e f f en von expansiver Geldpoli t ik , F inanzmark tde regu l i e rung , unzu-
re ichender Finanzmarktaufs icht und steuerlicher Subven t ionen a l iment ier te 1985-1989 
den Aufbau einer spekulativen Blase auf den Asse tmärkten , die auch den W o h n i m m o b i -
l iensektor einbezog.3226 Die F inanzmark tderegu l ie rung e rhöh te die Volatilität u n d ver-
lagerte das Zinsänderungsr is iko auf die Darlehensnehmer. 3 2 2 7 Die aus d e m Kampf u m 
Marktante i le im deregulier ten Markt hervorgegangene Kredi texpansion der Jahre 
1983-1988 m ü n d e t e 1989 in eine systemische Krise des Bankensystems ein, deren Ab-
w e n d u n g beträchtl ich zu d e m e n o r m e n Budgetdefizit jener Zeit beitrug.3228 Verschärfend 
auf die Krise wirkte der partielle Rückzug des Staates aus der Wohnungspo l i t i k du rch 
die Beendigung der lange geübten Protekt ion der auf Bauf inanz ie rung spezialisierten 
Kredi t inst i tute , als im Zuge der Deregul ierung der F inanzmärk t e deren Steuervortei le 
beträcht l ich reduziert wurden , 1980 Hypo theken zu variablen Zinssätzen zulässig wur-
den u n d 1982 die Beschränkung der Sparkassen auf das Bauf inanzierungsgeschäf t , an 
d e m sie bisher einen Marktante i l von über 50 % besessen ha t ten , au fgehoben wurde.3229 
In den späten achtziger Jahren waren die Inf la t ionsra ten so niedrig, dass sie nicht 
m e h r den Realwert der Verschuldung erodier ten , u n d die Realzinsen hoch statt negativ 
wie vielfach in den siebziger Jahren, sodass die W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n beträcht l ich 
über denen der vorherigen Dekade lagen.3230 Die ex t rem h o h e n N o m i n a l - u n d Realzin-
sen bei n u n m e h r variabler Verzinsung führ ten dazu, dass viele Da r l ehensnehmer vorzei-
tig ti lgten u n d negatives Eigenkapital aus W o h n e i g e n t u m weit verbreitet war.3231 Das 
auss tehende Dar lehensvolumen der Sparkassen sank zwischen 1989 u n d 1991 u m mehr 
als 20 %, der Anteil der Hypothekardar lehen auf Mehr fami l i enhäuse r reduzier te sich 
von 3 0 % 1980 über 1 6 % in der Dekadenmi t t e auf 3 % 1992.3232 In einer Welle von 
Zwangsverste igerungen wurde eine große Anzahl von Sparkassen insolvent. Die Abwen-
d u n g des systemischen Risikos kostete jeden Steuerzahler etwa $ 1.000, ein höherer 
3224 Vgl. Martens (1988a), S. 123-125. 
3225 Vgl. Grigsby (1990), S. 27; Harloe (1995), S. 389. 
3226 Vgl. Dehesh/Pugh (2000), S. 2586, 2599. 
3227 Vgl. Harloe (1988), S. 31; Martens (1988a), S. 123. 
3228 Vgl. OECD (1992), S. 41-49; Ball (1994), S. 99; Dehesh/Pugh (2000), S. 2586. 
3229 Vgl. Martens (1988b), S. 151,162; Wood (1990), S. 68; Grigsby (1990), S. 36; Ramrattan (1999), S. 35. 
3230 Vgl. Martens (1988a), S. 124 f. 
3231 Vgl. Martens (1988a), S. 123 f.; OECD (1992), S. 41-49. 
3232 Vgl. Ramrattan (1999), S. 35. 
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Betrag als insgesamt für die Subvent ionierung der Wohnungsve r so rgung von Haushal -
ten mi t n iedr igem E inkommen aufgewendet wurde.3 2 3 3 
6.7.3 D e r B ö r s e n g a n g de r S e k u n d ä r m a r k t i n s t i t u t i o n e n 
Nach den Ereignissen im Kontext der systemischen Krise des Bauf inanzierungswesens 
u n d in Anbe t rach t des schnellen Wachs tums u n d der z u n e h m e n d e n M a r k t d o m i n a n z 
der öffent l ich geförder ten S e k u n d ä r m a r k t u n t e r n e h m e n fragte m a n sich besorgt , welches 
Risikopotent ial sie für die Steuerzahler darstellten u n d welche Aufgaben in welcher in-
st iut ionel len S t ruk tu r ihnen in Z u k u n f t über t ragen werden sollten. Z u d e m veröffent-
lichte 1986 das Wohnungsmin i s t e r i um als Regul ierungsbehörde der F N M A einen Be-
richt, nach d e m die FNMA 1981 mit e inem Betrag von fast $ 11 Mill iarden insolvent 
geworden war, die Schiefläge jedoch du rch eine riskante Wachs tumss t ra teg ie bei s inken-
den Zinssätzen hat te auflösen können.3 2 3 4 Der Rechnungshof schätzte 1990 das Portfol io 
der öffent l ich geförder ten S e k u n d ä r m a r k t u n t e r n e h m e n auf über $ 800 Milliarden,3235 
was e inem 250%igen Anstieg seit 1984 entsprach. Er beg ründe t e ihre Existenz mit ei-
n e m Versagen des Marktes bei der Kapitalallokation, weil z u m einen die Regulierung 
die Präsenz der Finanzinst iu t ionen in geographischer Hins ich t e inschränke, sodass sich 
regionale Unterschiede in der Verfügbarkeit von Fremdkapi ta l ergaben, u n d z u m ande-
ren die Vergabe von Wohnimmobi l i enkred i t en Beschränkungen unter l iege u n d deshalb 
weniger at traktiv sei als die Darlehensvergabe an den gewerbl ichen Sektor.3236 
1989 w u r d e die Regulierung der F N M A u n d der F H L M A einer unabhäng igen Behör-
de im W o h n u n g s m i n i s t e r i u m übertragen.3 2 3 7 Beide Sekundä rmark t in s t i t u t i onen w u r d e n 
un te r Befreiung von den Registr ierungsvorschrif ten der Securities and Exchange C o m -
miss ion an der New York Stock Exchange gelistet u n d ve rb inden se i tdem die amer ikan i -
sche Bauf inanz ie rung mit den nat ionalen u n d in te rna t iona len Kapitalmärkten.3 2 3 8 Sie 
s tehen n u n m e h r vollständig in pr iva tem Eigentum u n d emi t t ie ren Schuldverschre ibun-
gen, Anleihen u n d Mortgage-backed Securities. Die Attrakt ivi tä t ihres Sor t imen t s fü r 
Anleger be ruh t auf der Kombina t ion aus Risikopooling u n d Versicherung du rch öffent -
lich geförder te Ins t i tu t ionen. Beinahe alle Ausleihungen der Sparkassen werden an den 
Sekundä rmark t weiter gegeben. Bundesstaaten und K o m m u n e n nu tz ten die Emission 
s teuerbegünst ig ter Mor tgage Revenue Bonds zur F inanz ie rung zinsbegünst igter Woh-
nungsbauda r l ehen für Bezieher niedriger E i n k o m m e n in s t ruk tu rschwachen Regionen. 
Auf diese Weise w u r d e n von 1976 bis 1988 1,4 Mil l ionen M i e t w o h n u n g e n f inanziert 
u n d 1,2 Mil l ionen Eigentümer unterstützt .3 2 3 9 O b w o h l die FHA im 1-4 -Fami l i en -
haussek tor weniger als 15 % der neuen Darlehen versicherte, waren im Vergleich zu Aus-
le ihungen ähnl ichen Risikos die Hypothekenz insen relativ niedrig, aber die Verfügbar-
keit von Fremdkapi ta l unterlag relativ großen Schwankurtgen.3 2 4 0 
3233 Vgl. Grigsby (1990), S. 36. 
3234 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 197 f. 
3235 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 205. 
3236 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 193. 
3237 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 199. 
3238 Vgl. Grigsby (1990), S. 34; DeMarco/Rist (1998), S. 188 f. 
3239 Vgl. Miles (1989); Schussheim (1989); Martens (1988b), S. 152; DeMarco/Rist (1998), S. 189 f. 
3240 Vgl. Grigsby (1990), S. 34 f. 
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6.7.4 Z u n e h m e n d e Bodennutzungsdispari täten 
Der geographische Schwerpunkt wohnungswir t schaf t l i cher Investi t ionen verlagerte sich 
in die Regionen des Nordos tens u n d Westens, wo die Dienstleistungs- u n d High-Tech-
Indus t r ien dynamisch expandierten.3 2 4 1 Acht der 20 größten Metropol reg ionen verzeich-
neten zwischen 1980 u n d 1990 ein Bevölkerungswachs tum von mehr als 20 %.3242 1983 
w u r d e n 59,3 % der neuen Büros in den Ballungsgebieten errichtet.3243 Nach der W o h n -
su b u r b an i s e rung u n d der Suburban i s i e rung der Einkaufszentren und Gewerbes tandor te 
w u r d e n z u n e h m e n d auch die Arbei tsplätze der D o w n t o w n an den Rand der Städte ver-
lagert. Die nicht in e inem öffent l ichen Planungsprozess entwickelten Edge Cities besa-
ßen m e h r Arbeitsplätze als W o h n u n g e n , hochwert ige private Einr ichtungen, aber k a u m 
öffent l ich bereit gestellte Infrastruktur .3 2 4 4 In Regionen mi t sehr engen städt ischen Im-
mob i l i enmärk ten u n d e inem h o h e n W a c h s t u m gut dot ier ter Bürotätigkeiten verdräng-
ten lange oder daue rha f t k inder lose Doppelverd ienerhausha l te durch ihre h o h e n Auf-
w e n d u n g e n fü r inners tädt isches W o h n e n Haushal te mit geringem E i n k o m m e n durch 
Preissteigerungen, U m w a n d l u n g e n u n d Gentrif ication-Prozesse.3 2 4 5 
W ä h r e n d die K o m m u n e n der Wachs tumsreg ionen sich aggressiv u m die Ansiedlung 
von Gewerbeparks u n d High-Tech-F i rmen b e m ü h t e n u n d in den Vororten der Bürobau 
b o o m t e , begrenzten sie den Zuzug neuer E inwohner so stark, dass es vielerorts wegen 
langer Wege z u m Arbei tsplatz zu massiven Verkehrsproblemen kam.3246 Z u n e h m e n d ver-
suchten sie, die In f ras t ruk tu rkos ten neue r E inwohner direkt den Developern u n d dami t 
den Käufern neuer Eigenheime anzulas ten , beispielsweise, i n d e m sie eine Abgabe auf je-
den neu err ichteten Sch la f raum erhoben.3 2 4 7 Fiskalisches Zon ing wurde wei thin üb-
lich.3248 Restriktive F lächennutzungsregul ie rungen , unzure ichende In f ras t ruk tu raus -
gaben, Wachs tumsbegrenzungen u n d ökologische Auflagen e rhöh ten die Kosten neuer 
Eigenheime u m bis zu 30 %.3249 In den dynamischen Regionen stieg der Bodenantei l 
a m Kaufpreis auf 40%. 3 2 5 0 Die Diskrepanz zwischen Kosten u n d Bezahlbarkeit von 
W o h n r a u m wuchs u m 2 0 % schneller als das BIP.3251 Haushal te mit t leren E i n k o m m e n s 
waren i m m e r weniger in der Lage, d ie ü b e r h ö h t e n Hauspreise zu tragen.3252 Die wach-
sende Bedeu tung des Bes tandsmarkts , de r 1984 82 % der Transakt ionen umfass te , f üh r t e 
zu kürzeren u n d stärker ausgeprägten Zyklen auf d e m W o h n i m m o b i l i e n m a r k t u n d in-
tensivierte den Verbund der regionalen Teilmärkte.3253 
Über die Häl f te de r Kernstädte verlor zwischen 1960 u n d 1990 mehr als 2 0 % an Be-
völkerung. Von d e n 44 Mil l ionen selbst genutz ten Wohne inhe i ten befand sich 1990 noch 
3241 Vgl. Martens (1988a), S. 124. 
3242 Vgl. Wiegandt (1997), S. 21. 
3243 Vgl. Dowall (1988), S. 166. 
3244 Vgl. Wiegandt (1997), S. 5, 13 f. 
3245 Vgl. Harloe (1995), S. 417. 
3246 Vgl. Dowall (1988), S. 166. 
3247 Vgl. Dowall (1988), S. 163. 
3248 Vgl. Netzer (1998), S. 77. 
3249 Vgl. Dowall (1988), S. 173; Ladd (1998a), S. 11. 
3250 Vgl. Dowall (1988), S. 167. 
3251 Vgl. Kenn (1996), S. 68. 
3252 Vgl. Dowall (1988), S. 173. 
3253 Vgl. Martens (1988a), S. 109, 114, 125. 
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ein Drit tel in der Innenstadt .3 2 5 4 60 % der E inwohner lebten in den Voror ten u n d fast 
95 % pendel ten mi t d e m Auto z u m Arbeitsplatz.3255 Vielerorts zeigten sich Prob leme 
nicht ausre ichend genu tz ten städt ischen W o h n r a u m s und übermäßiger s u b u r b a n e r Be-
bauung. 3 2 5 6 Das P r o - K o p f - E i n k o m m e n in den Städten sank von 9 3 , 2 % auf 7 5 , 3 % des 
s u b u r b a n e n D u r c h s c h n i t t s e i n k o m m e n s . Die Mehrzahl des städtischen, aber n u r 3 7 % 
des s u b u r b a n e n W o h n e i g e n t u m s war weniger als $ 85.000 wert.3257 In den v o m Nieder-
gang be t ro f fenen Kerns tädten kam die Nachf rage nach innerstädt ischem W o h n r a u m fast 
ausschließlich aus der Kernstadt selbst, nicht aus d e m Umland.3258 In vielen großen Städ-
ten en t s t anden a u f g r u n d s inkender Nachf rage nach W o h n r a u m u n d rückläufiger ge-
werbl icher Aktivität fiskalische Engpässe. N u r im Süden und Südwesten ließen sich Ein-
g e m e i n d u n g e n der s u b u r b a n e n R ä u m e durchsetzen.3 2 5 9 
6.7.5 Die S t e u e r r e f o r m e n v o n 1981 u n d 1986 
Der Economic Recovery Tax Act of 1981 e rhöh te unter Beibehaltung der Über t ragbar -
keit stiller Reserven bei Reinvestit ion den einmaligen Freibetrag bei Veräußerung des 
Hau p t wohns i t z e s auf $ 125.000.3260 Im Mie twohnungsbau verkürzte er die steuerl iche 
N u t z u n g s d a u e r bei degressiver Abschre ibung von 32 auf 15 Jahre326 ' u n d gewähr te er-
hebl iche S teuervergüns t igungen fü r d u r c h Veräußerung realisierte Wertsteigerungen.3 2 6 2 
Die günst igen s teuer l ichen Regelungen für die Wohnungsvermie tung induz ie r ten die 
Er r i ch tung von M i e t w o h n u n g e n fü r Bezieher mit t lerer und höherer E i n k o m m e n , von 
denen viele im ö k o n o m i s c h e n Sinne Verluste darstellten. Die Inzidenz der Fö rde rung 
verteilte sich etwa g le ichmäßig auf Investoren u n d Mieter.3263 Rund 45 % der Steuerein-
n a h m e n w u r d e n d u r c h die direkte Bes teuerung der E inkommen u n d des u n t e r n e h m e r i -
schen Erfolgs erzielt.3264 
Der Tax Re fo rm Act 1986 h o b die Abschreibungs- Veräußerungsgewinnbegüns t igun-
gen für M i e t w o h n u n g e n wieder auf u n d verlängerte deren steuerliche N u t z u n g s d a u e r 
bei l inearer Abschre ibung auf 27,5 Jahre.3265 Die Limitierung der Ver lus tverrechnung 
d u r c h die E i n f ü h r u n g der begrenzten Berücksicht igung passiver Verluste, von Verlusten, 
bei deren Erzielung der Steuerpfl icht ige nicht in erheblichem A u s m a ß mi twirk te u n d die 
nicht in D iv idenden , Z inse inkünf ten , Renten oder Lizenzgebühren bes tanden , e rhöh te 
s imul tan das Risiko u n d die Eigenkapi ta lquote im Mietwohnungsbau. 3 2 6 6 
3254 Vgl. Gyourko/Voith (1997), S. 6-9. 
3255 Vgl. Wiegandt (1997), S. 22. 
3256 Vgl. Dowall (1988), S. 173 f. 
3257 Vgl. Gyourko/Voith (1997), S. 6-9. 
3258 Vgl. Falke (1987), S. 109. 
3259 Vgl. Ladd (1998a), S. 9 f. 
3260 Vgl. Wood (1990), S. 47; Grigsby (1990), S. 43; Auten (1998), S. 224. 
3261 Vgl. Gyourko (1990), S. 12; Poterba (1992), S. 1, 7. 
3262 Vgl. Wood (1990), S. 48. 
3263 Vgl. Gyourko (1990), S. 11 f. 
3264 Vgl. Wood (1988), S. 236. 
3265 Vgl. Gyourko (1990), S. 11; Wood (1990), S. 48; Poterba (1992), S. 7; Börsch-Supan (1994), S. 131; 
Kenn (1996), S. 70; Ramrattan (1999), S. 35. 
3266 Vgl. Gyourko (1990), S. 11; Poterba (1990), S. 147 f.; Zschiegner (1994), S. 744 f. 
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In der Fachwelt w u r d e erwartet , dass eine Tar i f redukt ion von 5 % die Verkehrswerte 
u m mindes t ens 5 % reduzieren würde3267 u n d somi t die Verr ingerung der Sp i tzenpro-
gression von 7 0 % auf 3 0 % im Zei t raum von weniger als 10 Jahren insbesondere fü r 
Bezieher h o h e r E i n k o m m e n die steuerlichen Vorteile von Immobi l i enan lagen reduzieren 
würde , was eine geringere Nachfrage nach teuren Eigenheimen und h ö h e r e Mie ten auf -
g rund niedr igerer Invest i t ionen im Mie twohnungsbau zur Folge hätte.3268 Bei de r p lau-
siblen A n n a h m e einer Preiselastizität des W o h n k o n s u m s von -1,0 w ü r d e somi t de r s teu-
erlich induz ie r te M e h r k o n s u m an W o h n u n g s n u t z u n g f ü r das oberste E inkommensdez i l 
von 6 8 % auf 2 3 % u n d f ü r die mittleren E i n k o m m e n von etwa 2 8 % auf etwa 1 2 % zu-
rück gehen.3269 
Konträr zu diesen Erwar tungen sanken jedoch die E innahmeverz ich te des Staates 
d u r c h die steuerl iche Wohne igen tumsfö rde rung t rotz der massiven R ü c k f ü h r u n g der 
Progressivität des Steuersystems nicht, denn den Zensi ten w u r d e ein Wahl rech t zwischen 
e inem Pauschbet rag u n d der Abzugsfähigkeit der tatsächlich en t s t andenen A u f w e n d u n -
gen f ü r den Erst- u n d Zweitwohnsi tz , für Hypothekenz insen bis zur Obe rg renze von 
$ 1 , 1 Mil l ionen, e inge räumt . Obwohl mehr als die Häl f te der E igen tümer den Pausch-
bet rag in A n s p r u c h nahmen, 3 2 7 0 wurden die Wi rkungen des Schuldz insenabzugs regres-
siver.3271 1988 entf ielen m e h r als die Hälfte der Steuerersparnisse du rch Dekla ra t ion ent -
r ichteter Hypo thekenz insen auf die obersten 8,5 % der E inkommensbez iehe r , die 35 % 
der E i n k o m m e n auf sich vereinigten, während die Bezieher der un te rs ten 56 % der Ein-
k o m m e n ein Drit tel der Aufwendungen fü r die steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g 
erhielten.3272 Die Inzidenz der Grunds teuer verlagerte sich bei s i nkendem Antei l an den 
k o m m u n a l e n E i n n a h m e n u n d stagnierendem A u f k o m m e n v o m gewerbl ichen Sektor auf 
die W o h n u n g s n u t z u n g , 1956 erbrachten W o h n i m m o b i l i e n 4 0 % des S t e u e r a u f k o m -
mens , 1986 die Hälfte.3273 Für die Bezieher niedriger E i n k o m m e n war die s teuerl ich in-
duzier te Veränderung der Mietbelas tung von weitaus größerer Bedeu tung als d ie Steuer-
senkungen , en t sprach doch im untersten E inkommensdez i l eine 5 %ige M i e t ä n d e r u n g 
einer 30 %igen Steueränderung. 3 2 7 4 
6.7.6 D a s sozia le M i e t w o h n u n g s a n g e b o t 
1983 lief die N e u b a u - u n d Modern i s ie rungsförderung nach Section 8 aus.3275 Die zuläs-
sige Mie tbe las tungsquo te des E inkommens für nach Section 8 geförder te Hausha l t e 
w u r d e auf 4 0 % e rhöh t u n d die tatsächlich zu en t r i ch tende Miete d u r c h eine Pauschale 
ersetzt. Unterschr i t t die tatsächliche Miete den Pauschbetrag, ve r e innahmte der geför-
der te Mieter die Differenz.3 2 7 6 4 0 % der begünstigten Hausha l te k o n n t e n 1985/86 die 
3267 Vgl. Poterba (1990), S. 143. 
3268 Vgl. Poterba (1990), S. 156. 
3269 Vgl. Poterba (1992), S. 4. 
3270 Vgl. Miles (1989); Grigsby (1990), S. 31, 43; Poterba (1992), S. 6; Green (1996), S. 348. 
3271 Vgl. Poterba (1992), S. 5 f. 
3272 Vgl. Poterba (1992), S. 5. 
3273 Vgl. Netzer (1966), Table 21, zit. nach Ladd (1998a), S. 9; Ladd (1998a), S. 5, 8 f. 
3274 Vgl. Poterba (1990), S. 142. 
3275 Vgl. Macdonald (2000), S. 283. 
3276 Vgl. Steele (2001), S. 84. 
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Förde rung nicht in Ansp ruch n e h m e n , weil sie keine en t sprechende W o h n u n g fanden. 
In Wohnanlagen , die geförder te Hausha l te als Mieter akzeptier ten, k a m es zu hohen 
Konzent ra t ionen marginal is ier ter Bevölkerungsgruppen, sodass die desegregierenden 
Wi rkungen des Übergangs zu Subjek tsubvent ionen geringer als erwartet ausfielen.3 2" 
Im öffentl ichen Sektor erfolgten k a u m m e h r Fertigstellungen.3278 1989 umfasste das 
öffentl iche Mie twohnungsangebo t etwa 1,36 Mil l ionen Wohne inhe i t en , 4 % aller Miet-
w o h n u n g e n sowie 1 , 4 5 % des Gesamtbestands. 3 2 7 9 Davon be fanden sich 7 0 % in den In-
nens täd ten und etwa ein Drit tel in Hochhauss iedlungen. 3 2 8 0 Das M e d i a n e i n k o m m e n der 
Mieterhaushal te be t rug 28 % des na t iona len Durchschni t t se inkommens . 3 2 8 1 Ein Drittel 
der Mieter lebte vorrangig von Arbe i t s e inkommen , die meis ten erhielten Sozialleistun-
gen. Vielen Mietern bo t der öffent l iche Sektor eine quali tat iv bessere, sicherere und kos-
tengünst igere W o h n u n g s v e r s o r g u n g als der private Sektor.3282 
6.7.7 V e r t e i l u n g s w i r k u n g e n w o h n u n g s w i r t s c h a f t l i c h e r S u b v e n t i o n e n 
Die Subvent ionen fü r die Wohnungswi r t s cha f t be t rugen bei einer Staatsquote von 21 % 
des BIP 1980 k n a p p 1 , 6 % der öffent l ichen Ausgaben.3283 Im Rahmen der R ü c k f ü h r u n g 
der Staatsausgaben in den achtziger Jahren sank dieser Anteil auf 0,6 %,3284 vor allem, 
weil die Subvent ionen fü r die Wohnungsve r so rgung von Haushal ten mit ger ingem Ein-
k o m m e n u m 7 0 % reduzier t wurden.3 2 8 5 Zwischen 1988 u n d 1992 e rhöh ten sich die 
Steuerausfälle du rch die W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g von $ 49 Milliarden auf $ 75,9 Milli-
arden, w ä h r e n d die direkte F ö r d e r u n g des W o h n e n s a rmer Haushal te von $ 11 Milliar-
den auf $ 19,5 Mil l iarden zunahm. 3 2 8 6 Die über einen langen Ze i t raum angestiegene, re-
gressive steuerl iche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g gewähr te Haushal ten mi t h o h e m 
E i n k o m m e n u n d etabl ier ten E igen tümern eine exzessive Förderung , reichte jedoch nicht 
aus, u m Hausha l t en mi t m o d e r a t e m E i n k o m m e n u n d neu gegründeten Hausha l ten 
W o h n e i g e n t u m zu ermöglichen.3 2 8 7 
In die W o h n u n g s v e r s o r g u n g a r m e r Familien alloziierte die USA ante i lmäßig weniger 
Ressourcen als andere h o c h entwickelte Volkswirtschaften.3 2 8 8 6 % des W o h n u n g s -
bestands w u r d e direkt geförder t , fü r ein Drittel der Haushal te unterha lb der Armuts -
grenze w u r d e die Wohnkos t enbe la s tung d u r c h F ö r d e r p r o g r a m m e reduziert.3289 Etwa 
1,5 Mil l ionen Hausha l te erhiel ten bundess taa t l iche oder k o m m u n a l e Förderdar lehen 
für W o h n e i g e n t u m . Weit verbrei tet waren auch Grunds teuere r s ta t tungen für m a n c h e 
3277 Vgl. Steele (2001), S. 94. 
3278 Vgl. Harloe (1995), S. 421. 
3279 Vgl. HUD (1992a), Tabelle 1; HUD (1992b), Seite 3. 
3280 Vgl. Harloe (1995), S. 446. 
3281 Vgl. Dowall (1988), S. 158. 
3282 Vgl. Harloe (1995), S. 446. 
3283 Vgl. Dolebeare (1992), Grafik 10; Kenn (1996), S. 66. 
3284 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 13 f.; Kenn (1996), S. 66. 
3285 Vgl. Grigsby (1990), S. 40; Harloe (1995), S. 392; Kenn (1996), S. 66 f. 
3286 Vgl. Miles (1989); Gyourko (1990), S. 12; Grigsby (1990), S. 44; Dolebeare (1992), Grafik 1. 
3287 Vgl. Harloe (1995), S. 422. 
3288 Vgl. Dolebeare (1992), Grafik 10; Kenn (1996), S. 66. 
3289 Vgl. Best (1990), S. 5. 
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E igen tümergruppen wie Senioren.3290 Von den berecht igten Mie te rhausha l ten erhielten 
etwa 1 4 % eine Wohnkostenbeihilfe.3 2 9 1 Von den Zah lungen im R a h m e n allgemeiner So-
z ia lh i l feprogramme wie Aid to Families with Dependen t Chi ldren u n d Supplementa l Se-
curi ty Income entfielen mindes tens $ 10 Mil l iarden jährl ich auf Wohnkos tenbe ih i l fen , 
was etwa d e m Budget des W o h n u n g s m i n i s t e r i u m s en tsprach , wobei sich beide System 
teilweise überschnitten.3 2 9 2 Etwa 200 K o m m u n e n u n d zwei der zehn g röß ten Städte, 
fast alle in Kalifornien, Massachuset ts , New Jersey u n d New York gelegen, besaßen Miet-
preisbeschränkungen.3 2 9 3 
6.7.8 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbe las tung 
Die W o h n e i g e n t u m s q u o t e stagnierte bei k n a p p un te r 65 % . Sie sank bei den un te r 
35-jährigen auf das Niveau der fünfziger Jahre, ging bei Al le inerziehenden zurück und 
e rhöh te sich bei den über 50-jährigen u n d den Einpersonenhaushal ten . 3 2 9 4 Das E inkom-
mens - und Bildungsdifferential zwischen E igen tümern u n d Mie tern verbrei ter te sich, 
w ä h r e n d die demograph i schen Schlüsselfaktoren Ehes tand u n d Kinderzahl fü r die 
W o h n f o r m w a h l an Bedeutung verloren.3295 Familien mi t n iedr igem E i n k o m m e n oder 
n u r e inem Erwerbstät igen fiel es z u n e h m e n d schwerer, W o h n e i g e n t u m zu erwerben.3 2 9 6 
Der Mediane igen tümer verfügte über ein 80 % höheres E i n k o m m e n als ein Mieter , n u r 
40 % der Eigentümer hat ten ein un te rha lb des Med ians l iegendes Einkommen. 3 2 9 7 Die 
Hauspre ise e rhöh ten sich zwischen 1969 u n d 1989 u m real 20%. 3 2 9 8 Ein Neubaue igen-
he im beanspruch te 1987 3,4 durchschni t t l iche Jah rese inkommen , die Baulandpreise be-
t rugen k n a p p ein Zehntel des deu tschen Niveaus.3299 Etwa 7 % der E igenhe ime waren 
Wohnmobi l ien . 3 3 0 0 
Der Z u s a m m e n b r u c h des regulierten Bauf inanz ie rungsmark tes u n d der d u r c h die 
Hausha l t sg ründungen der Baby-Boom-Genera t ion hervor gerufene Immobi l i enpre i s -
b o o m ließen in einer Zeit s inkender Rea le inkommen die realen W o h n u n g s n u t z u n g s k o s -
ten massiv ansteigen. Die durchschni t t l ichen W o h n k o s t e n fü r E igen tümer be t rugen mit 
G r u n d s c h u l d e n 2 1 % u n d o h n e G r u n d s c h u l d e n 1 4 % des H a u s h a l t s e i n k o m m e n s . Die 
durchschni t t l i che Belastung der Ersterwerber e rhöh te sich von Mi t te der siebziger bis 
Mit te der achtziger Jahre von 1 0 % des H a u s h a l t s e i n k o m m e n auf 3 5 % , die d u r c h -
schnit t l iche Mietbe las tungsquote stieg von k n a p p 2 5 % auf r u n d 30 %.3301 
3290 Vgl. Grigsby (1990), S. 31,43. 
3291 Vgl. Gyourko (1990), S. 10; Grigsby (1990), S. 30; Best (1990), S. 5; Malpezzi/Green (1996), S. 1809. 
3292 Vgl. Newman und Schnare (1988); Kemp (1990), S. 18 f. 
3293 Vgl. Burdon (1989), zit. nach Grigsby (1990), S.45. 
3294 Vgl. Grigsby (1990), S. 42 f.; Joint Center for Housing Studies (1991); Green (1996), S. 336-338, 366; 
Gyourko/Linneman (1996), S. 318 f. 
3295 Vgl. Gyourko/ Linneman (1996), S. 320 f. 
3296 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 8. 
3297 Vgl. Grigsby (1990), S. 28 f. 
3298 Vgl. Green/Hendershott (1996), S. 467. 
3299 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 128. 
3300 Vgl. Grigsby (1990), S. 28 f. 
3301 Vgl. Grigsby (1990), S. 29; Joint Center for Housing Studies (1991); Harloe (1995), S. 421; Green 
(1996), S. 348. 
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Die Fertigstellungen lagen zwischen 1974 u n d 1988 mit jährlich 6,8 Wohne inhe i ten 
p ro 1.000 Einwohner übe r d e m deutschen Niveau.3102 Von über 90 Mill ionen Wohne in -
heiten waren Ende der achtziger Jahre 70 % Einfamil ienhäuser , davon 95 % freistehend. 
Weniger als 10 % der Hausha l te , aber ein Drittel der Mieter, lebte in Gebäuden mit m e h r 
als 20 Wohnungen. 3 1 0 3 Drei Viertel der Wohne inhe i t en waren nach d e m Krieg errichtet 
worden , über ein Drit tel in den letzten beiden Dekaden.1 3 0 4 8 , 9 % s tanden 1987 leer.3305 
Von 1974 bis 1987 sank der Anteil der Hausha l te mit sehr niedr igem E i n k o m m e n in 
unzure ichend ausgestat teten u n d instand gehal tenen W o h n u n g e n von über 1 0 % auf un -
ter 2 %.3306 
Die Wohnkos ten fü r Hausha l te des vierten u n d fün f t en Quint i is der Einkommensver-
teilung e rhöhten sich in den Ballungsgebieten seit 1975 weit schneller als die E inkommen , 
während Abbruch , U m w a n d l u n g e n u n d Gentrif izierungsprozesse die billigen Wohne in-
heiten stark dezimierten.3 3 0 7 Die „Color-Tax", die höheren Mieten als für qualitativ höher-
wertige W o h n u n g e n an ande ren Standor ten , die A r m e und Minor i tä ten deshalb entr ich-
ten muss ten , weil sie n u r in bes t immten Wohnanlagen überhaup t als Mieter akzeptiert 
wurden , wurde auf mindes tens 1 0 % geschätzt.3308 Statt 2 4 % 1974 zahlten 1987 n u n m e h r 
3 6 % der etwa 40 Mill ionen Haushal te mit sehr ger ingem E i n k o m m e n mehr als die Hälf te 
ihres Ge lde inkommens f ü r die Miete.1309 Eine Un te r suchung von 29 Großs tädten kam zu 
d e m Ergebnis, dass in 7 2 % der Städte „ . . . families comprise the largest group for whom 
emergeticy shelter and other needed services are particularly lacking ... Well over two-third 
of the homeless families are headed by a single parent."3310 
6.8 1990-2000: W o h n e n h e u t e 
6.8.1 Die g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n R a h m e n b e d i n g u n g e n 
Auf die schwache Erho lung Mi t te der achtziger Jahre folgte die Rezession der f rühen neun-
ziger Jahre u n d ein lang gezogener Aufschwung bis zur Jahrhundertwende.3 3 1 1 Fast 8 0 % 
der Bevölkerung leben in den Ballungsgebieten/Statistical Metropol i tan Areas, mehr als 
die Hälf te in Ballungsgebieten mi t mehr als 1 Million Einwohnern.1 3 1 2 Im Vergleich mit 
ihren Pendants in anderen hoch entwickelten Volkswirtschaften sind US-amerikanische 
Ballungsgebiete weniger dicht besiedelt und weisen eine stärkere soz ioökonomische Stra-
tifikation nach E i n k o m m e n , e thnischer Zugehörigkeit u n d Lebenszyklusphase auf.3313 Die 
Einkommensver te i lung weist mi t e inem Einkommensante i l des obersten E inkommens-
3302 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 126 f.; Börsch-Supan (2000), S. 27. 
3303 Vgl. Grigsby (1990), S. 28. 
3304 Vgl. Grigsby (1990), S. 30. 
3305 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 127. 
3306 Vgl. Malpezzi/Green (1996), S. 1807. 
3307 Vgl. Grigsby (1990), S. 29; Joint Center for Housing Studies (1995), S. 18, 20; Kenn (1996), S. 70. 
3308 Vgl. Häußermann (1983), S. 151. 
3309 Vgl. US Bureau ofCensus (1988); Grigsby (1990), S. 29, 41; Malpezzi/Green (1996), S. 1807. 
3310 US Conference of Mayors (1986), S. 1 f. 
3311 Vgl. US Bureau ofCensus (1991), S. 720. 
3312 Vgl. Wiegandt (1997), S. 21. 
3313 Vgl. Gyourko/Voith (1997), S. 1; Wiegandt (1997), S. 19. 
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dezils von 25 % u n d einem Einkommensante i l der unters ten beiden Einkommensdez i le 
von 4,7 % eine im Vergleich zu Westeuropa h o h e Ungleichheit auf.3314 Aufg rund der zu-
n e h m e n d e n räumlichen u n d sozialen Polarisierung wird es fü r die a r m e n Bevölkerungs-
g ruppen schwieriger, Arbeitsplätze zu bekommen. 3 3 1 5 
Auf wohnungswir t schaf t l i che Investi t ionen entfal len seit d e m Zweiten Weltkrieg etwa 
25 % der Bruttoinvesti t ionen.3 3 1 6 Aufgrund der G r ö ß e des Landes gibt es t ro tz der hohen 
interregionalen Mobil i tät eine große Anzahl regionaler Submärk te mi t unterschiedl ichen 
Preisentwicklungen.3 3 1 7 Es gelang den USA in diesem Ze i t r aum weniger als den meisten 
anderen Ländern , die Volatilität zu reduzieren, sodass die Wohnungsbauzyk len der 
Nachkriegszeit deut l icher als in anderen hoch entwickelten Volkswir tschaften die Ver-
ände rungen des Volkse inkommens widerspiegeln.3 3 1 8 Die Wer ts te igerungen von Eigen-
he imen über t rafen in den letzten beiden Dekaden in vielen Regionen bei wei tem das 
Niveau des Bestandes an Geld- u n d Immobi l ienvermögen. 3 3 1 9 
Die fiskalischen Kosten der Wohnungspo l i t ik liegen gegenwärtig in der G r ö ß e n o r d -
n u n g von 0,6 % der öffent l ichen Budgets sowie 1,6 % des BIP ( 1994).3320 Davon entfielen 
1994 5 6 , 2 5 % auf die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , 3 1 , 2 5 % auf das Wohngeld , 
6 , 2 5 % auf die steuerliche Förde rung des M i e t w o h n u n g s b a u s sowie 6 , 2 5 % auf sonstige 
Förderl inien fü r das Wohneigentum. 3 3 2 1 
6.8.2 Die k o m m u n a l e B o d e n p o l i t i k 
K o m m u n a l e Boden- u n d Steuerpoli t ik sind a u f g r u n d des hochgrad ig dezentra len fiskali-
schen Systems intensiv mi te inander verknüpft .3 3 2 2 Ein einheit l iches Bodenrecht ist nicht 
vorhanden, 3 3 2 3 sodass die K o m m u n e n einen vergleichsweise g roßen Spie l raum beim Ein-
satz ihrer be iden wichtigsten Kompetenzen , der E rhebung lokaler Steuern , insbesondere 
der Grunds t eue r auf W o h n e i g e n t u m , und der Bebauungsp lanung besi tzen. Obwoh l die 
Bedeutung der Grunds t eue r mit Steuersätzen zwischen 0 % u n d 6 % fü r die Finanzie-
rung des k o m m u n a l e n Budgets im Zeitablauf zu rück ging, ist sie wei te rh in die bedeu-
tendste k o m m u n a l e Einnahmequel le u n d wird of t explizit als bodenpol i t i sches Ins t ru-
men t eingesetzt.3324 
Die K o m m u n e n besitzen eine im in terna t ionalen Vergleich ex t rem h o h e bodenpol i t i -
sche Autonomie. 3 3 2 5 In den meisten Bundess taaten sind sie n u r dazu verpfl ichtet , Flä-
chennu tzungsp läne aufzustellen und en t sp rechend den ö k o n o m i s c h e n u n d demogra -
3314 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 123. 
3315 Vgl. Wiegandt (1997), S. 19 f. 
3316 Vgl. Grigsby (1990), S. 30. 
3317 Vgl. Martens (1988a), S. 114 f. 
3318 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193, 196. 
3319 Vgl. Engelhardt (1996), S. 313. 
3320 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 13 f.; Kenn (1996), S. 66; McKinsey Global Institute (1997), zit. nach 
Börsch-Supan (2000), S. 34. 
3321 Vgl. McKinsey Global Institute (1997), zit. nach Börsch-Supan (2000), S. 34. 
3322 Vgl Ladd (1998a), S. 15. 
3323 Vgl. Dowall (1988), S. 153. 
3324 Vgl. Ladd (1998a), S. 1, 3, 7. 
3325 Vgl. Härsman/Quigley (1990), S. 25; Ladd (1998a), S. 15. 
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phischen Prognosen zu aktualisieren.3326 Das Zoning , die Eintei lung eines Neubaugebie ts 
in Regionen unterschiedl icher baulicher Nu tzung , legt Art u n d Dichte der Bebauung 
fest, aber nicht deren Ze i tpunk t u n d Geschwindigkeit , da diese v o m Verhalten des pri-
vaten Sektors abhängt . Zusätzlich ist es auf k o m m u n a l e r Ebene mögl ich, W a c h s t u m als 
solches zu beschränken oder zu unterbinden.3 3 2 7 Ente ignungen fü r öffent l iche Zwecke 
u n d gegen eine Entschädigungszahlung in H ö h e des Mark twer t s sind in allen Bundes-
staaten zulässig. Das Enteignungsrecht ist auf Akteure jeder Art, auch auf pr ivatwir t -
schaft l iche U n t e r n e h m e n , übertragbar . Im Regelfall wird es für den S t raßenbau , fü r Be-
wässerungssysteme, für den Bau von Bi ldungsinst i tu t ionen u n d die Einr ich tung von 
Gewerbegebie ten eingesetzt, nicht jedoch für den Erwerb von Wohnbauland. 3 3 2 8 Fast al-
les Land im Umkre i s der Städte steht im privaten Eigentum. Die meis ten Bodent rans-
ak t ionen finden zwischen privaten Akteuren statt, die Städte besitzen keine Bodenpools . 
Einige s t ruk turschwache I n n e n s t a d t k o m m u n e n erwerben Grunds tücke , u m sie saniert 
un te rha lb der Gestehungskosten an den privaten Sektor zu veräußern.3 3 2 9 
Fast alle K o m m u n e n nutzen diverse Spielarten restriktiver Bau- u n d Flächennut -
zungsvorschr i f ten , u m gezielt ä rmere Bevölkerungsschichten d u r c h Ver teuerung des 
W o h n e n s fern zu halten.3330 Beim fiskalischen Zon ing werden Bevölkerungsgruppen aus-
geschlossen, von denen erwartet wird, dass ihre I n a n s p r u c h n a h m e öffent l icher Leistun-
gen m e h r kostet als sie an lokalen Steuern zahlen. Das Öf fen t l i che -Güte r -Zon ing 
schließt potent iel le Einwohner aus, die die Stückkosten der lokalen öffent l ichen Güte r 
e r h ö h e n würden . Konsumtives Zoning verhinder t den Zuzug von Pe r sonengruppen , 
von denen negative Konsumexternal i tä ten für die etablierten E inwohner erwarte t wer-
den. Beim po l i tökonomischen Zon ing wird Bevölkerungsgruppen der Zuzug verweigert , 
deren Nachf rage nach öffent l ichen Leistungen von der der etablierten E inwohner ab-
weicht.3331 Die Reservierung neu erstellten W o h n r a u m s fü r die woh lhabende ren Bevöl-
kerungsschichten verschärft den physischen u n d soz ioökonomischen Niedergang der äl-
teren Siedlungsgebiete, verursacht regionale Entwicklungsengpässe, Verkehrsprobleme 
u n d Schwierigkeiten bei der Bezahlbarkeit des W o h n e n s u n d verh inder t eine e thnische 
u n d soz ioökonomische Integration.3 3 3 2 
6.8.3 Die Wohnungsbaufinanzierungsarchitektur 
Amer ikanische Baufinanzierungsins t i tu te unterscheiden sich von europä ischen dar in , 
dass sie die Hypotheken , statt sie im Portfolio zu hal ten, an einen Risikopool verkaufen, 
der die gesammel ten Titel sekundärmark t fäh ig mach t u n d auf d e m Kapi ta lmarkt emi t -
tiert. Die Aufgabe des Risikopools besteht dar in , die Dura t i on der Dar lehen , die gewich-
tete durchschni t t l i che Kapi ta lbindungsdauer , durch eine Kombina t ion zeitlich gestaffel-
ter Losgrößen abzufangen, sodass die Kosten der Fr i s t en t rans format ion wei tgehend 
entfal len. Als Anleger fungieren vorrangig inst i tut ionelle Investoren, die, da die Kredit-
3326 Vgl. Dowall (1988), S. 159. 
3327 Vgl. Dowall (1988), S. 155 f., 159; Ladd (1998c), S. 60 f. 
3328 Vgl. Dowall (1988), S. 155; Kenn (1996), S. 104. 
3329 Vgl. Dowall (1988), S. 154 f. 
3330 Vgl. Dowall (1988), S. 174. 
3331 Vgl. Bogart (1993), S. 1669 ff. 
3332 Vgl. Pressman/Wildovsky (1973); Halle» (1988), S. 205; Dowall (1988), S. 154. 
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nehmer z u m größ ten Teil vorzeitig tilgen, n u r ein beschränktes Risiko tragen.3333 D u r c h 
die Kombina t ion aus Sekundä rmark t u n d obligatorischer Dar lehensvers icherung redu-
ziert sich die Z insspanne auf 0,8 %.3334 
Bele ihungskondi t ionen sind nicht gesetzlich fixiert, sondern ergeben sich indirekt aus 
den Anfo rde rungen der Sekundärmarkt ins t i tu t ionen , 3 3 3 5 auf deren Einfluss sich auch die 
vergleichsweise günst igen Laufzeiten u n d Zinssätze sowie die Kondt ionen der Dar lehens-
vers icherungen zurück f ü h r e n lassen.3336 Für e inkommensschwächere Schichten über -
n i m m t der Staat die Ausfallhaftung.3 3 3 7 Die Förder intensi tä t der öffent l ichen W o h n b a u -
dar lehensvers icherung ist nach der E inkommenss i tua t ion gestaffelt. Die höchs te 
Förder intensi tä t wird e inkommensschwäche ren Haushal ten zuteil, die bei Wohne igen-
tumse rwerb t i lgungsfreie Dar lehen erhalten, die nu r bei Wohnungswechse l oder bei 
Ü b e r n a h m e ins Volle igentum fällig werden.3 3 3 8 Finanzierungen für Bes tands immobi l ien 
sind weniger günst ig als fü r Neubau t en u n d das Engagement der Sparkassen u n d Sekun-
dä rmark t in s t i t u t i onen bei de r Finanzierung von W o h n r a u m fü r Bezieher niedriger Ein-
k o m m e n wird als unzure i chend angesehen.3 3 3 9 
Ein großer Teil des W a c h s t u m s der Sekundärmark t ins t i tu t ionen FHLBS, F N M A u n d 
FHLMA ereignete sich in den letzten beiden Dekaden.3 3 4 0 Ihr Geschäf t svolumen über -
steigt heu te 1 $ Billion. O b w o h l diese un te r der Schi rmherrschaf t des Staates s t ehenden 
Kapitalgesellschaften nicht die fo rmale Autor i tä t und Macht einer staatl ichen Behörde 
besitzen, s ind sie so d o m i n i e r e n d e Mark t t e i lnehmer auf ihrem Sektor, dass ihr Einfluss 
auf die Kapi ta lmärkte deut l ich sichtbar ist. Sie sind profi tabel fü r ihre Anleger, in h o h e m 
Maße innovat iv u n d reagieren äußers t flexibel auf veränder te Marktlagen.3341 Ihre Pro-
fitabilität be ruh t auf ihrer parastaat l ichen Stellung. Der Präsident e rnenn t einen Teil ih-
rer Vorstandsmitgl ieder , sie s ind von den Registr ierungsvorschrif ten der SEC a u s g e n o m -
men , das F inanzmin i s t e r ium r ä u m t ihnen eine Kreditlinie ein, die Satzungen er lauben 
keine Diversif ikat ion u n d die Gewinne der Anteilseigner sind steuerbefreit.3 3 4 2 Da der 
private Sektor mi t A u s n a h m e der obl igator ischen Mitgliedschaft der Sparkassen im 
FHLBS nicht dazu verpfl ichtet ist, ihre Dienste in Anspruch zu n e h m e n , hängt ihr Erfolg 
und dami t de r Gewinn ihrer pr ivaten Anteilseigner von ihrer Pe r fo rmance a m Mark t 
ab.3343 O b w o h l jede von ihnen eine eigene Regul ierungsbehörde besitzt, ist ihre Über-
wachung a u f g r u n d ihres h o h e n poli t ischen u n d ökonomischen Einflusses u n d der enor -
men Komplexi tä t u n d Innovat ivi tä t ihrer Mark t t ransak t ionen , wie beispielsweise ihrer 
Pionierarbei t auf d e m Gebiet des Ris ikomanagements , schwierig.3344 Die Sekundär -
mark t in s t i t u t ionen sind zwar gegenwärtig in finanzieller Hinsicht ein be inahe kos ten-
3333 Vgl. Martens (1988b), S. 140 f.; Deutsch (1999), S. 251. 
3334 Vgl. Deutsch (1999), S. 251. 
3335 Vgl. Martens (1988b), S. 140 f. 
3336 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 204 f. 
3337 Vgl. Deutsch (1999), S. 251. 
3338 Vgl. Deutsch (1999), S. 285 f. 
3339 Vgl. Martens (1988a), S. 114; DeMarco/Rist (1998), S. 200, 207. 
3340 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 194. 
3341 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 203-205. 
3342 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 187, 203 f., 206. 
3343 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 204. 
3344 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 188. 
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freies Pol i t ik inst rument , e r fo rde rn aber im Falle einer Schieflage ein Bail-out du rch den 
Steuerzahler au fg rund des systemischen Risikos.3345 
6.8.4 Die steuerliche Wohne igentumsförderung 
Das bei weitem stärker als in Deu tsch land geförder te selbst genutz te W o h n e i g e n t u m ein-
schließlich des Zweitwohnsi tzes gehör t wei terhin zu den wichtigsten Steuersparmodel-
len.3346 Für Mie twohnungen ist die steuerliche Fö rde rung bei wei tem geringer. Realisierte 
Wertsteigerungen von M i e t w o h n u n g e n sind voll s teuerpfl icht ig u n d Kosten einschließ-
lich der Abschreibungen absetzbar.3347 Die Ver te i lungswirkungen der steuerlichen 
Wohne igen tumsfö rde rung s ind stark regressiv, sodass ihre Redukt ion zu einer gleich-
mäßigeren E inkommensver te i lung füh ren würde.3 3 4 8 
Der Taxpayer Relief Act h o b 1997 die Über t ragbarke i t stiller Reserven be im Verkauf 
eines Hauptwohns i tzes auf u n d e r h ö h t e den e inmal igen Freibetrag bei dessen Veräuße-
rung im Alter von 55 Jahren auf $ 250.000, sofern dieser in zwei der acht dem Verkauf 
voran gegangenen Jahre als solcher genutzt w o r d e n war.3349 Von fast $ 48 Mill iarden rea-
lisierten Werts teigerungen von H a u p t w o h n s i t z e n w u r d e n 1995 $ 4,1 Mill iarden versteu-
ert.3350 Die Eigenmiete bleibt s teuerfrei . Die im in te rna t iona len Vergleich unübl iche, un -
begrenzte Abziehbarkeit der G r u n d s t e u e r u n d der Hypothekenz insen füh r t e 1996 zu 
Steuerausfällen in H ö h e von fast $ 70 Milliarden.3351 1997 beliefen sich die Steuerausfälle 
durch die Absetzbarkeit von Hypothekenz insen auf $ 47,5 Mil l iarden, die durch die Ab-
setzbarkeit der Grunds t eue r auf $ 15,9 Mill iarden, weitere 20,6 Mil l iarden an Steueraus-
fällen ergaben sich aus steuerfrei realisierten Wertsteigerungen.3 3 5 2 
Das Fehlen von Transakt ionss teuern u n d Objek tve rbrauch , die b isher mögliche Über-
tragbarkeit stiller Reserven u n d der Schuldz insenabzug erklären aus steuerlicher Sicht 
die hohe Fungibilität und Marktgängigkei t von W o h n e i g e n t u m in den USA,3353 die es 
t rotz einer E igen tumsquote v o n r u n d zwei Dri t te ln den Famil ien ermögl ichen, im 
Durchschni t t alle 5 Jahre ihren W o h n o r t zu wechseln.3354 Vermutet wird auch ein Zu-
s a m m e n h a n g zwischen der s teuer l ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g u n d d e m A u s m a ß 
der Kreditrationierung.3 3 5 5 
3345 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 204, 206. 
3346 Vgl. Poterba (1990), S. 141; Börsch-Supan (1994), S. 134; Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 14. 
3347 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 130 f. 
3348 Vgl. Rosen (1979), S. 21 f. 
3349 Vgl. Auten (1998), S. 223. 
3350 Vgl. Auten (1998), S. 225. 
3351 Vgl. US Bureau of Census (1996), Tabelle 518: Tax Expenditures by Function 1994 to 1997. 
3352 Vgl. Auten (1998), S. 229. 
3353 Vgl. Hummel (1986), S. 54 ff. 
3354 Vgl. Heuer (1992), S. 61 f. 
3355 Vgl. Poterba (1992), S. 9. 
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6.8.5 Die Wohnungssozia lpol i t ik nach Sect ion 8 
Etwa 71 % der Mie twohnungssubven t ionen entfal len auf Section 8 in allen Varianten.3356 
Schätzungsweise 2 0 % des nach Section 8 geförder ten Bestands ist unzure ichend aus-
gestattet, oft mi t bei wei tem höheren Mieten als adäqua t ausgestat te te W o h n u n g e n in 
unmi t te lbare r Nähe. Rund 25 % des von der FHA versicherten ode r gehaltenen Mehr-
fami l ienhausbes tands wiesen 1996 schwer wiegenden Sanierungsbedarf oder finanzielle 
Schwierigkeiten auf.3357 Als im selben Jahr die Sozialhilfe AFDC durch eine t e m p o r ä r 
gewährte Beihilfe zum Lebensun te rha l t /Tempora ry Assistance for Needy Families/TANF 
ersetzt wurde , konn ten die geförder ten Famil ien n u n m e h r zugleich eine Förderung 
nach Section 8 für die 30 % des N e t t o e i n k o m m e n s übers te igende Mietbelas tung bean-
tragen.3358 
1998 w u r d e versucht , die persis tenten P rob leme von Verschwendung und Mismana-
gement d u r c h den HUD/VA Appropr i a t ions Act zu lösen. Die Förde rhöchs tdauer wurde 
von 20 auf 30 Jahre e rhöh t . Die geförder ten W o h n u n g e n s t anden jedoch weiterhin nu r 
fü r einen begrenzten Ze i t r aum zur Verfügung, die privaten Vermieter blieben v o m Wett-
bewerb verschont u n d die Aufsicht der W o h n u n g s b e h ö r d e blieb unzureichend. 3 3 5 9 
Die 1990 aufgelegte Förderl inie H o m e o w n e r s h i p a n d O p p o r t u n i t y for People 
Everywhere /HOPE gewähr te Hausha l ten mi t n iedr igem E i n k o m m e n Zuschüsse z u m Er-
werb öffent l icher u n d öffent l ich geförder ter Wohne inhe i t en , w ä h r e n d die Förderlinie 
H O M E $ 1 Milliarde fü r 1991 u n d $ 2 Mil l iarden fü r 1992 f ü r den öffent l ichen Woh-
nungsbau bereit stellte. Der Schwerpunkt der Wohnungssoz ia lpo l i t ik lag auf der Privati-
s ierung der öffent l ichen Bestände,3360 obwoh l gleichzeitig r u n d eine Million Haushal te 
durchschni t t l ich 18 M o n a t e auf den Bezug einer öffent l ichen M i e t w o h n u n g warteten.3361 
1997 umfass te der öffent l iche Bestand ein Drit tel des fü r sehr a r m e Haushal te bezahl-
baren Wohnungsbes tands , etwa 1,2 Mil l ionen Wohne inhe i t en , d u r c h Abriss u n d unzu-
reichenden Ersatz gingen im Folgejahr etwa 7 % verloren. Beabsichtigt ist, den Anteil der 
Mieter mit e inem H a u s h a l t s e i n k o m m e n von 3 0 % u n d weniger des regionalen Median-
e i n k o m m e n s von drei Viertel auf die Hälf te zu reduzieren.3 3 6 2 
6.8.6 Wohnungsversorgung, Wohnstandard und Wohnkostenbelas tung 
Der bei wei tem überwiegende Teil persönl icher Ersparn isb i ldung erfolgt in W o h n i m m o -
bilien, die meisten Amer ikaner besitzen a m Ende des Erwerbslebens k a u m Geldver-
mögen.3 3 6 3 Fast der gesamte W o h n u n g s b e s t a n d bef indet sich in pr ivater H a n d , beinahe 
zwei Drittel der Haushal te , nach Angaben der Vereinten N a t i o n e n 1995 6 5 % , wohnen 
im Eigentum, in den woh lhabenderen Regionen f indet m a n auch moderne , meist von 
3356 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 130 f. 
3357 Vgl. Macdonald (2000), S. 284. 
3358 Vgl. Steele (2001), S. 83. 
3359 Vgl. Macdonald (2000), S. 280, 282, 295. 
3360 Vgl. Harloe (1995), S. 444 f. 
3361 Vgl. Harloe (1995), S. 446; Steele (2001), S. 94. 
3362 Vgl. Smith (1999), S. 51 f. 
3363 Vgl. Venti/Wise (1991), S. 371. 
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Singles b e w o h n t e Mietwohnungen. 3 3 6 4 Ein durchschni t t l icher Haushal t umfass te 1995 
2,65 Personen.3 3 6 5 Jedem Einwohner s tanden 1993 statistisch 60,2 q m Wohnf läche zur 
Verfügung.3 3 6 6 Die Mobil i tä tsra te beträgt das Dreifache des deutschen Werts, sogar über 
75-jährige ziehen häuf iger u m als über 35-jährige in Deutschland.3 3 6 7 Der W o h n u n g s -
bes t andsmark t setzte 1999 etwa 40 Wohneinhei ten p ro 1.000 Einwohner u m im Ver-
gleich zu 2,7 in Deutschland.3 3 6 8 
In den Ballungsgebieten betragen die Baulandpreise r u n d 22 %, die qual i tä tsadjust ier-
ten Baukosten r u n d 56 % des deu tschen Niveaus, was es amer ikanischen Hausha l t en er-
mögl icht , die gleiche Wohnf läche mit d e m halben Aufwand an jähr l ichem Haushal tse in-
k o m m e n zu e rwerben u n d somit r u n d 43 % mehr Wohnf läche u n d r u n d 67 % mehr 
Bauland in A n s p r u c h zu nehmen.3 3 6 9 Die hohe W o h n e i g e n t u m s q u o t e e rmögl ich t über 
die Verfügbarkei t eines brei ten Qual i tä t sspekt rums in f ragment ier ten Bes tandsmärkten 
auch relativ jungen u n d weniger woh lhabenden Haushal ten den Einstieg ins W o h n -
eigentum.3 3 7 0 Drei bis vier Mil l ionen Bürger leben in Gated C o m m u n i t i e s , Pr ivat is ierun-
gen des öf fent l ichen Raums, die m a n sowohl in suburbanen , als auch in sanier ten u n d 
gentr i f iz ier ten inners tädt i schen Regionen findet.3371 
Mietpre i sobergrenzen u n d Kündigungsschutzregeln liegen im Ermessen des Bundes-
staates ode r der K o m m u n e , meist sind sie nicht vorhanden.3 3 7 2 Geschätzt wird , dass An-
fang der neunz iger Jahre 36 % der Haushal te mit n iedr igem E i n k o m m e n Prob leme mit 
der Bezahlbarkeit des W o h n e n s ha t ten u n d 1 4 % in unzure ichend ausgestat teten Woh-
n u n g e n lebten.3373 Zwischen 1970 u n d 1994 sank das M e d i a n e i n k o m m e n der Mieter u m 
1 6 % , w ä h r e n d sich die Bru t tomie ten u m über 11 % e rhöh ten , sodass die durchschn i t t -
liche Bru t tomie tbe la s tung die als akzeptabel erachtete Obergrenze von 30 % u m 0,5 % 
überstieg.3374 1990 w a n d t e n 4 3 % der Mieterhaushal te mi t ger ingem E i n k o m m e n m e h r 
als die Häl f te ihres E i n k o m m e n s fü r Miete auf, in manchen Fällen bis zu 70 %.3375 5,3 
Mil l ionen Hausha l t e erhielten keinerlei Förderung, obwohl sie eine Mie tbe las tungsquote 
von über 50 % aufwiesen oder in nicht akzeptablen Behausungen lebten.3376 Sogar zwei 
Drit tel de r Mie te rhausha l te mit Mietbelas tungsquoten über 50 % erhielten keinerlei För-
de rung . 14 Mil l ionen Hausha l te konn ten nach Deckung des Mindes tbedar f s an Nah-
rung , Kle idung u n d medizinischer Versorgung keinerlei Mittel m e h r für das W o h n e n 
aufwenden. 3 3 7 7 1995 s tanden fü r 100 sehr a rme Mieterhaushal te nu r 77 bezahlbare Woh-
n u n g e n zur Verfügung, davon waren drei Viertel subvent ionier t . 1993 gab es mit 3,3 
Mil l ionen so viele Wohnungsno t fä l l e wie nie zuvor.3378 
3364 Vgl. UN ECE (1998); Dowall (1988), S. 157. 
3365 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 29. 
3366 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 31. 
3367 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 125 f. 
3368 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 127; Börsch-Supan (2000), S. 33. 
3369 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 128. 
3370 Vgl. Martens (1988a), S. 117 f. 
3371 Vgl. Wiegandt (1997), S. 19 f. 
3372 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 139. 
3373 Vgl. CBO (1988), zit. nach Börsch-Supan (1994), S. 132. 
3374 Vgl. Gyourko (1990), S. 5; Joint Center for Housing Studies (1995), S. 15. 
3375 Vgl. Joint Center for Housing Studies (1995), S. 15; Malpezzi/Green (1996), S. 1807. 
3376 Vgl. Smith (1999), S. 53. 
3377 Vgl. Joint Center for Housing Studies (1995), S. 14 f. 
3378 Vgl. Macdonald (2000), S. 284 f. 
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In der zweiten Häl f te der neunziger Jahre verschärften sich die W o h n u n g s p r o b l e m e 
der Hausha l te mi t n iedr igem Einkommen. 3 3 7 9 Das Defizit an bezahlbarem W o h n r a u m 
stieg innerha lb von 15 Jahren auf etwa 5 Mill ionen Wohne inhe i t en im Jahre 1997.3380 
Das H a u s h a l t s e i n k o m m e n von drei Vierteln der Wohnungsno t fä l l e lag u m m e h r als 
3 0 % un te rha lb des regionalen Med iane inkommens , obwoh l 6 2 % dieser Hausha l t e 
hauptsächl ich von Arbe i t s e inkommen lebten.3381 Unter den 7 Mil l ionen Bürgern, die 
mindes tens e inmal in ih rem Leben obdachlos gewesen waren, waren 1 5 % Kinder u n d 
20 % Familien, davon waren 80 % alleinerziehende Müt t e r mit Kindern.3 3 8 2 Der sich so 
deutl ich in den achtziger u n d neunziger Jahren abzeichnende Anstieg der W o h n u n g s n o t 
a rmer Hausha l te scheint sich im 21. Jahrhunder t fort zu setzen.3383 
3379 Vgl. Kenn (1996), S. 66. 
3380 Vgl. Joint Center for Housing 
3381 Vgl. Smith (1999), S. 53, 55. 
3382 Vgl. HUD (1994), S. 21,23. 
3383 Vgl. Harloe (1995), S. 510. 
(1992), S. 4; Smith (1999), S. 53. 
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7. Zusammenfassung und Vergleich der Wohnungs- und Bodenpolitik 
in den betrachteten Ländern 
Im folgenden Kapitel wird versucht, trotz der Nichtvergleichbarkeit von Daten, des un-
terschiedlichen Entwicklungsstands und der unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen 
fachspezifischer wissenschaftlicher Forschungen sowie der Nichtübertragbarkeit spezi-
fischer Konstellationen ein Fazit aus der historischen inst i tut ionenökonomischen Ana-
lyse zu ziehen. Dazu erfolgt zunächst separat für jedes Land eine komprimier te Darstel-
lung der wichtigsten Charakteristika des länderspezifischen wohnungswirtschaftl ichen 
Entwicklungspfads, an die sich ein Überblick über aktuelle Probleme anschließt. In ei-
nem zweiten Schritt werden die Politikansätze der betrachteten Länder verglichen. Zu-
nächst erfolgt eine Gegenüberstellung der Entwicklungspfade anhand des Indikators der 
Entwicklung der Wohneigentumsquote. Danach werden in zentralen Aufgabenfeldern 
Vorzüge und Grenzen der unterschiedlichen wohnungs- und bodenpolit ischen Instru-
mentenwahl aufgezeigt. Das Kapitel schließt mit einem Hinweis auf das auch in einer 
sich zunehmend globalisierenden Welt weiterhin hohe Maß an wirtschaftspolitischer Au-
tonomie gerade auf dem Gebiet der Wohnungs- und Bodenpolitik, das es sinnvoll gestal-
terisch zu nutzen gilt. 
7.1 Das Modell Deutschland: Fast ein Jahrhundert Wohnungsnot 
7.1.1 Der untypische Trendverlauf 
Der historische Verlauf der Wohnungsversorgung der deutschen Bevölkerung weicht in 
äußerst signifikanter Weise von dem in allen größeren OECD-Mitgliedsländern beob-
achteten Trendverlauf ab. Während überall die zunehmende wirtschaftliche Entwicklung 
zwischen 1851 und 1990 mit einer Z u n a h m e der wohnungswirtschaft l ichen Investitio-
nen in fast jedem Jahr verbunden war, kehrte sich in Deutschland der in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts beobachtete starke Anstieg u m die Jahrhundertwende um 
und erreichte erst in den fünfziger Jahren wieder das bereits in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts erreichte Niveau.3184 Aufrüs tung und Krieg verdrängten wohnungswir t -
schaftliche Investitionen weit stärker als in jedem anderen Land,3383 und in der kurzen 
expansiven Zwischenkriegsphase boten sich für das knappe Kapital in der Industrie ren-
tablere Anlagemöglichkeiten.3386 
Der von der existentiellen Wohnungsnot nach dem Zweiten Weltkrieg stimulierte steile 
Anstieg der wohnungswirtschaftlichen Investitionen in den frühen fünfziger Jahren mit 
einem im internationalen Vergleich außerordentlich hohen Produktionsniveau wurde 
möglich durch Produktion von Wohneinheiten vergleichsweise niedriger Qualität, mit 
kleinen Räumen, dünnen Wänden und ohne Zentralheizung und Badezimmer3387 und 
3384 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 189. 
3385 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 196. 
3386 Vgl. Häring (1974), S. 15. 
3387 Vgl. Hass-Klau (1982), S. 52; Harloe (1995), S. 339. 
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endete bereits u m i960.3388 Seit den spä ten fünfziger Jahren verlief dann der b u n d e s d e u t -
sche Trend für über drei Dekaden nahezu hor izonta l , w i e d e r u m in scharfem Gegensatz 
zu d e m anderer hoch entwickel ter Volkswirtschaften, wo er sich nur in m a n c h e n Län-
dern eine Dekade später abflachte.3389 So w u r d e n zwischen 1974 und 1988 in der Bun-
desrepubl ik pro E inwohner signifikant weniger W o h n u n g e n gebaut als beispielsweise in 
den USA.3390 Auch der auf die Wiedervere in igung folgende B a u b o o m ging schon 1995 
mit e inem Überangebot an M i e t w o h n u n g e n im höhe ren Preissegment zu Ende. Sei tdem 
befindet sich die Bauwir tschaf t in e inem Schrumpfungsprozess . 3 3 9 1 
7.1.2 Die Permanenz der Wohnungsunterversorgung 
In keinem ande ren O E C D - L a n d mach te der überwiegende Teil der Bevölkerung so in-
tensiv u n d so dauerha f t bis in die Gegenwar t h ine in die bit tere Erfahrung der Woh-
nungsno t . Bereits zwischen der zweiten Hälf te des 19. J ah rhunde r t s und d e m Beginn 
des 20. J ah rhunde r t s waren die deu t schen Städte von e inem ex t remen Mangel an bezahl-
ba rem W o h n r a u m geprägt.3392 Seit d e m Beginn des Ersten Weltkriegs bis in die Mit te der 
siebziger Jahre h inein bes tand eine p e r m a n e n t e Wohnungsunterversorgung. 3 3 9 3 Noch 
1972 lebten in der Bundesrepubl ik , gemessen an den W o h n g e l d n o r m e n , fast 3,8 Millio-
nen Hausha l te mi t Kindern , r u n d 1 6 % aller Haushal te , in zu kleinen Wohnungen.3 3 9 4 
Erst 1974 war der rechnerische Gleichstand zwischen der Zahl der Haushal te u n d der 
Zahl der W o h n u n g e n erreicht.3395 Leerstände in der im in terna t ionalen Vergleich aus-
gesprochen niedr igen G r ö ß e n o r d n u n g von un te r 2 % waren lediglich 1973/74 und An-
fang der achtziger Jahre zu verzeichnen.3 3 9 6 1985 w u r d e n bereits wieder Anzeichen einer 
Knapphei t deut l ich, die auf d e m Gebiet der alten Bundesrepubl ik in Modif ika t ionen bis 
z u m Ende des J ah rhunde r t s anhielt.3397 1 99 7 bes tand in den alten Bundesländern ein 
Defizit von 0,8 Mil l ionen Wohnungen. 3 3 9 8 1998 war jeder zehnte Haushal t im Westen 
u n d jeder sechste im Osten g e m ä ß der in den Indus t r ie ländern übl ichen Defini t ion 
von Überbe legung unzu re i chend mit W o h n r a u m versorgt.3399 
3388 Vgl. Schulz (2000a), S. 71. 
3389 Vgl. Ball/Wood (1999), S. 193. 
3390 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 126 f.; Börsch-Supan (2000), S. 27. 
3391 Vgl. DIW( 1996), S. 142. 
3392 Vgl. Häring (1974), S. 15. 
3393 Vgl. Schulz (1986), S. 168. 
3394 Vgl. BMRBS (1979b), S. 22. 
3395 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 47; Schulz (1997), S. 229; Schulz (2000a), S. 71; Börsch-Supan 
(2000), S. 24. 
3396 Vgl. Pfeiffer (1993b), S, 17, 22; Börsch-Supan (1994), S. 127; Conradi/Zöpel (1994), S. 117. 
3397 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 24. 
3398 Vgl. Schulz (2000a), S. 65. 
3399 Vgl. Tomann (1996), S. 60. 
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7.1.3 Die untypische Struktur des Wohnungsbes tands 
Deutschland unterscheidet sich von anderen Staaten der Europäischen Un ion u n d der 
O E C D durch die große Anzahl kleiner, in den meisten Fällen vermieteter W o h n u n g e n 
in den größeren Städten.3400 Vor allem in den fü r arbei tspla tzor ient ier te Wande rungen 
attraktiven Metropolen u n d Bal lungsräumen ist das Preisniveau hoch.3401 Die du rch -
schnit t l ichen Kosten eines Eigenheims sind m e h r als doppel t so hoch wie im teuersten 
anderen Mitgliedsland der Europäischen U n i o n und , im Vergleich z u m E i n k o m m e n , 
rund doppel t so hoch wie in den USA.3402 W ä h r e n d fast die Häl f te der Bevölkerung in 
den Hochpre i s räumen lebt, beträgt die W o h n e i g e n t u m s q u o t e in den Großs täd ten weit 
weniger als ein Fünftel.3403 Für den überwiegenden Teil der Bevölkerung ist die soziale 
Abhängigkeit noch i m m e r eine doppel te , sie beschränkt sich nicht auf die Arbei tssphäre, 
wie in den meisten westl ichen Indus t r ie ländern , sondern wiederhol t sich im existentiel-
len Bereich der Wohnungsversorgung. 3 4 0 4 Die E igen tumsbi ldung vollzieht sich vor allem 
im zweiten und dr i t ten Einkommensdez i l , die un te ren E inkommenssch ich ten bleiben 
weitgehend ausgeschlossen.3405 In Stadtregionen schaffen n u r Hausha l te mit h o h e m Ein-
k o m m e n den Sprung in den Neubau . E inkommensschwäche re Haushal te , aber auch 
mitt lere E inkommensbez ieher müssen lange war ten , bis d u r c h Umzüge W o h n u n g e n 
frei oder oder durch Al terung preiswerter werden . Die aufges taute Nachfrage füh r t zu 
e inem Preisanstieg im Bestand, der den wenigen E igen tümern zugute kommt. 3 4 0 6 
Die durchschnit t l iche Haushal t sgröße ist im internat ionalen Vergleich sehr klein.3407 In 
vielen Großstädten liegt der Anteil der Einpersonenhausha l te über 50 %.3408 Familien-
gerechte Wohnungen sind nach wie vor k n a p p u n d Familien mi t Kindern in Stadtregio-
nen vergleichsweise schlecht mi t W o h n r a u m versorgt.3409 E inkommensände rungen besit-
zen eine viel größere Bedeutung für die Wohnungsnach f r age als demographische 
Veränderungen.3 4 1 0 In Phasen der Verknappung u n d steigender Bau- u n d Bodenpreise ex-
pandier t vor allem der frei f inanzierte M i e t w o h n u n g s b a u in der Form vermieteter Eigen-
tumswohnungen . Die Schlüsselrolle spielt dabei die Möglichkeit , Verluste aus Vermietung 
u n d Verpachtung mit anderen Einkunf tsar ten zu verrechnen.3411 Da die Einkommenselas-
tizität der Wohnungsnachf rage vergleichsweise hoch ist u n d der privatwirtschaftl iche 
Mie twohnungsbau zeitverzögert reagiert, sind Wohnungsengpässe vorprogrammiert . 3 4 1 2 
3400 Vgl. Krupp (1993), S. 226; Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 11 f. 
3401 Vgl. Nolte (2000), S. 57. 
3402 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 15; Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 15. 
3403 Vgl. Krupp (1993), S. 226. 
3404 Vgl. Häring (1974), S. 5. 
3405 Vgl. Clark/Deurloo/Dieleman (1997), S. 14; Deutsch (1999), S. 67. 
3406 Vgl. BMRBS (1994b), S. Kl. 
3407 Vgl. Börsch-Supan (2000), S. 29. 
3408 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993a). S. 17. 
3409 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 3. 
3410 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 22. 
3411 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 2. 
3412 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 372. 
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7.1.4 Die Bodenpol i t ik 
Wie die in te rna t ionalen Vergleiche zeigen, en tsche iden weniger die objekt iven Bedin-
gungen wie E inwohnerd ich te u n d E inkommensn iveau über die Bodenpreise , sondern 
vielmehr die Verhaltensweisen der K o m m u n e n bei der Ausweisung von Bauland.3413 
Bauland ist in der Bundesrepubl ik nicht absolut k n a p p , sonde rn wird , da die mit dem 
W o h n u n g s b a u ve rbundenen Folgelasten fü r die K o m m u n e n ein Zuschussgeschäft dar-
stellen, du rch die staatliche u n d insbesondere die k o m m u n a l e Baulanderschl ießungs-
politik k n a p p gehalten, w ä h r e n d du rch zentralstaat l iche u n d k o m m u n a l e Subvent ionen 
niedrige Gewerbebaulandpre i se unwir tschaf t l iche B o d e n n u t z u n g e n erzeugen.3414 Nur di-
rekt nach Kriegsende gab es weit re ichende k o m m u n a l e Ankaufsrechte f ü r den Woh-
nungsbau.3 4 1 5 
Durch die a u f g r u n d des h o h e n Verbindlichkei tsgrades des Planungssys tems starke 
Korrelation von Preis u n d P lanung sind steuerlich nahezu kostenlose Spekulat ionen, 
von Bodenwerts te igerungen zu prof i t ieren, die von der Gemeinschaf t geschaffen werden, 
o h n e dass die Fläche ihrer N u t z u n g s b e s t i m m u n g näher gebracht wird , besonders weit-
gehend ermögl icht , sodass Entwicklungsf lächen häuf ig einer gesamtgesellschaftl ich sinn-
vollen N u t z u n g vorentha l ten werden.3 4 1 6 Eine V e r m ö g e n s m i n d e r u n g d u r c h planerische 
Hand lungen der K o m m u n e n hingegen, etwa d u r c h Ä n d e r u n g des Bebauungsplanes, 
die eine vorher bes tehende prof i table Nutzungsmögl ichke i t jetzt nicht m e h r zulässt, be-
gründet einen Anspruch des Bodene igen tümers gegenüber der Kommune, 3 4 1 7 sodass es 
zu einer „Privat is ierung der Gewinne bei Sozialisierung der Verluste" kommt. 3 4 1 8 Z u d e m 
wirken die Grundbes i tzer in den K o m m u n e n auf die Kommuna lve rwa l tungen dahin-
gehend hin , dass möglichst wenig Bauland fü r den W o h n u n g s b a u ausgewiesen wird, 
weil dies den Wert ihrer Flächen steigert.3419 
In den vergangenen 20 bis 30 Jahren füh r t en die P lanungsentsche idungen der Kom-
m u n e n weder zu sehr hochwert igen s tädtebaul ichen Lösungen noch zu e inem kosten-
günst igem Wohnungsbau. 3 4 2 0 W ä h r e n d andere Na t ionen wie Holländer , Engländer, Fran-
zosen oder Dänen 1988-1992 mi t 1 % des BIP 2,5 bis 3,5 W o h n u n g e n für 1.000 
Einwohner err ichteten, waren es in Deutschland 1,5.3421 Die planerischen Rat ionierungen 
von Bauland, die in der Bundesrepubl ik besonders ausgeprägt sind, m a c h e n Boden, zu-
sammen mit der kostspieligsten Baulandentwicklung im europäischen R a u m u n d aufwen-
digen k o m m u n a l e n Erschl ießungen, sehr teuer.3422 Die Entwicklungspoli t ik der kleinen 
Schritte u n d der vorsichtigen Stadterwei terung lenkt die Nachfrage in die vorhandenen 
3413 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 80. 
3414 Vgl. Pfannschmidt (1990), S. 3; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 265; Expertenkommission 
Wohnungspolitik (1995a), S. 80. 
3415 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 393, 398 f.; Dieterich/Darnsfeld/Voss (1993), S. 41; Dieterich/Dieterich 
(1997), S. 67. 
3416 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 264. 
3417 Vgl. Epping (1977), S. 258. 
3418 Vgl. Werbeck (1997), S. 7. 
3419 Vgl. Pfannschmidt (1990), S. 3. 
3420 Vgl. BMRBS (1994b), S. 44. 
3421 Vgl. BMRBS (1994b), S. 134. 
3422 Vgl. Kleiber (1993), S. 388; Pfeiffer (1993a). S. 317; BMRBS (1994b), S. K2, 24; Braun/Pfeiffer 
(1997a), S. 1; Krupinski (1997), S. 164. 
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Bestände u n d / o d e r verdrängt sie h inaus in einen weiteren Einzugsbereich.3423 W o h n u n g s -
bau wird in vielen kleinen, kostent re ibenden Losgrößen, e inem „Anstücklungss tädtebau" 
mit h o h e m Erschließungs- u n d P lanungsaufwand betrieben.3424 Die Genehmigungsf r i s ten 
sind lang, die Auflagen teuer.3425 
Die h o h e n Baulandkos ten bewirken eine archi tektonische Desorganisat ion, weil die 
Archi tekten die Kosten des Bodens übers tark in ihrer P lanung berücksicht igen m ü s -
sen.3426 Sie begünst igen teure u n d aufwendige Bauformen u n d Bautechniken u n d staat-
lich verursachte Wet tbewerbsbeschränkungen u n d ermögl ichen kos ten t re ibende Ver-
gaberegul ierungen, Qual i tä tsvorschr i f ten u n d Honorarsys teme fü r Bauhandwerker , 
Archi tekten u n d Ingenieure.3 4 2 7 Sie verstärken die Neigung zu Einzelfert igung u n d gerin-
gen Losgrößen, die Tendenz z u m aufwendigen Geschosswohnungsbau u n d den Charak-
ter des Einfamil ienhauses in Stadtregionen als Luxusgut.3428 Die Wer t s chöp fung auf der 
Baustelle, die Fert igungstiefe, ist ineffizient hoch , sodass eine Vielzahl hochqual i f iz ier ter 
Handwerke r benöt ig t wird . Möglichkei ten der Kostendegression durch Vorfer t igung 
bleiben unausgeschöpf t . Typenbi ldung u n d Serienfert igung sind eher die Ausnahme.3 4 2 9 
Kosteneinsparpotent ia le in G r ö ß e n o r d n u n g e n bis zu 40 % wurden in Demons t r a t i ons -
objekten nachgewiesen.3 4 3 0 
Statt P lanungsgrundlage zu sein, folgen die Baulandausweisungen der K o m m u n e n 
weitgehend normat iven Vorstellungen über die Belastbarkeit des Kommuna lhausha l t s 
oder sie k o m m e n im R a h m e n der gegenwärtigen Regionalplanung den polit ischen Vor-
gaben zur Stadtenwicklung nach. Die Baulandpreise werden als Ergebnis h i n g e n o m m e n . 
Expansive K o m m u n e n , die isoliert zusätzlich Bauland ausweisen, müssen dami t rechnen, 
dass die Preise dennoch nicht sinken und sie sich lediglich ein höheres Bevölkerungs-
wachs tum mit erheblichen Folgekosten einhandeln.3 4 3 1 Generell besteht ein Nord -Süd-Ge-
fälle u n d innerhalb der Stadtregionen k o m m t es zu einem ausgeprägten Bodenpreisgebir-
ge. In den wachs tumss ta rken Regionen sind viele U m l a n d k o m m u n e n wenig bereit , eine 
expansive Baulandpol i t ik zu betreiben, sodass es dor t zu ausgeprägten Rat ionierungs-
effekten mit h o h e n Bodenpreisen k o m m t , u n d selbst in kleinen K o m m u n e n ist der Anteil 
des Geschosswohnungsbaus in den letzten Jahren ständig gestiegen.3432 
7.1.5 Die untypische Förderpolit ik 
Der deutschen Wohnungspo l i t i k liegt, anders als der schwedischen oder der amer ikan i -
schen, keine theore t i sche Kozept ion oder Model l ie rung zugrunde.3 4 3 3 Im Gegensatz zu 
fast allen hoch entwickel ten Indus t r ie ländern gelang im Deutschen Reich u n d später in 
3423 Vgl. BMRBS (1994b), S. 151. 
3424 Vgl. BMRBS (1994b), S. 137. 
3425 Vgl. BMRBS (1994b), S. K2. 
3426 Vgl. Pfannschmidt (1990), S. 16 ff. 
3427 Vgl. BMRBS (1994b), S. 136; Braun/Pfeiffer (1997a), S. 1, 79; Toben (1997), S. 10. 
3428 Vgl. BMRBS (1994b), S. 25, 151. 
3429 Vgl. BMRBS (1994b), S. 23. 
3430 Vgl. BMRBS (1994b), S. 135. 
3431 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 81. 
3432 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 4. 
3433 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 281, 284. 
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der Bundesrepubl ik , unters tü tz t durch eine von tiefer Entwurze lung u n d Vera rmung 
weiter Teile der Bevölkerung geprägte gesamtwir tschaft l iche Si tua t ion , die daue rha f t e 
I m p l e m e n t i e r u n g einer a m liberalen Zeitalter or ient ier ten, restaurat iven W o h n u n g s -
u n d Bodenpol i t ik , sodass die Wohnungspo l i t ik der Bundesrepubl ik in der Literatur als 
eine der marktwir t schaf t l ichs ten in der Europäischen Un ion angesehen wird.3434 W ä h -
rend ander swo in der O E C D entweder der Wohne igen tumse rwerb fü r die Mehrhe i t der 
Bevölkerung mit öffent l icher Unte r s tü tzung durch geeignete I n s t r u m e n t e mögl ich wur -
de, wie in den USA schon sehr frühzei t ig oder wie in Spanien im Z u s a m m e n h a n g mit 
d e m Anstieg der Rea le inkommen im Zuge z u n e h m e n d e r Integrat ion in die Europäische 
Gemeinschaf t u n d in die weltwirtschaft l iche Arbeitstei lung, oder de r Staat selbst die 
Rolle des M a r k t f ü h r e r s in der Wohnungsve rmie tung ü b e r n a h m u n d die privaten Ver-
mieter in eine margina le Rolle zurück drängte wie in Schweden, konzen t r ie r te sich in 
Deutsch land die Wohnungspo l i t ik auf eine möglichst in t ransparen te Subven t ion ie rung 
des pr ivatwir tschaf t l ichen Mie twohnungsangebo t s ve rbunden mit einer stark regressiven 
W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g , die den Einstieg ins W o h n e i g e n t u m f ü r durchschni t t l i che 
Hausha l te gezielt erschwerte. 
Da keine enge Bindung des geförder ten W o h n u n g s b a u s an b e s t i m m t e Bauträger er-
folgt wie in ande ren Staaten und die Sozia lbindung z u d e m befristet ist, ist die Förde rung 
von Soz ia lwohnungen im Eigentum privater Bauträger als Fö rde rung pr ivater Mie twoh-
nungs inves t i t ionen mit sozialer Zwischennu tzung zu bezeichnen.3 4 3 5 W ä h r e n d die meis-
ten EU-Mitg l ieds länder W o h n e i g e n t u m und sozialen M i e t w o h n u n g s b a u im öffent l ichen 
u n d paraöf fen t l ichen Besitz fö rdern , w u r d e u n d wird in der Bundesrepubl ik neben d e m 
W o h n e i g e n t u m gleichzeitig das freif inanzierte Mie twohnungsangebo t geförder t , sodass 
zwangsläufig, insbesondere in den entscheidenden ersten Jahren, die Fö rde rungen für 
den M i e t w o h n u n g s m a r k t höhe r ausfallen müssen, da sonst die Mieter verstärkt die Al-
ternat ive selbstgenutztes W o h n e i g e n t u m wählen würden.3 4 3 6 
Nirgendwo war das Steuerrecht für den privatwirtschaft l ichen M i e t w o h n u n g s b a u bis 
vor ku rzem so investorenfreundl ich wie in der Bundesrepublik (hohe Abschreibungssätze, 
Verrechnung von Verlusten aus Vermietung und Verpachtung mit anderen E i n k o m m e n s -
arten, keine Besteuerung von realisierten Wertsteigerungen bei pr ivaten Vermögensanle-
gern).3437 Fast über die gesamte Nachkriegszeit w u r d e der M i e t w o h n u n g s b a u weit stärker 
begünst igt als das selbstgenutzte Wohne igen tum und drängte den Bau selbstgenutzten 
W o h n e i g e n t u m s zurück.3438 Nicht zuletzt als Folge dieser überaus günst igen steuerlichen 
Regelungen erreichte der freifinanzierte Mie twohnungsbau d u r c h private Investoren im 
europäischen Vergleich Spitzenwerte.3439 Die steuerlich bedingte Anlagenspezialisierung, 
der Steuerklienteleffekt, füh r t e in der Wohnungswir t schaf t dazu, dass der niedrig besteu-
erte Zensit m e h r zur Miete wohnte , als er es o h n e Steuern würde u n d sein Geldvermögen 
der Bank ode r d e m Staat lieh, statt sich eine W o h n u n g zu kaufen. Es war in der Bundes-
republik geradezu eine Funkt ion der Kapitalsammelstellen geworden, das Sparkapital von 
3434 Vgl. Boelhouwer/Heijden (1992), S. 121 f.; Harloe (1995), S. 50, 258, 338; McCrone/Stephens (1995), 
S. 45, 73. 
3435 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 259; Harloe (1995), S. 338; Balchin (1996a), S. 13 f. 
3436 Vgl. Harloe (1988), S. 50; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 121 f.; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), 
S. 259. 
3437 Vgl. BMRBS (1994b), S. 25; Braun/Pfeiffer (1997b), S. 286; Deutsch (1999), S. 63. 
3438 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 2; Braun/Pfeiffer (1997b), S. 286; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67. 
3439 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997b), S. 286. 
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Niedrigbesteuerten in die Hände der hoch besteuer ten Investoren im Mie twohnungsbau 
zu leiten, denn zu einer Miete, zu der ein Hochbes teuer te r bei Ausnu tzung aller Steuervor-
teile eine N e u b a u w o h n u n g anbieten konnte , k o n n t e ein Niedrigbesteuerter bei sich selbst 
nicht wohnen.3 4 4 0 Die hohen Steuersubvent ionen verzerrten die Zusammense t zung des 
Wohnungsbes tandes zugunsten der Geschosswohnungen . Es kam zu e inem Crowding-ou t 
der von den Nachfragern präferierten, selbstgenutzten Eigenheime.3441 
Da die steuerlichen Anreize progress ionsabhängig wirkten u n d der Wet tbewerb zu 
einer Normal i s ie rung der Renditen führ te , k o n n t e n n u r Investoren mi t Spi tzene inkom-
m e n entsprechend günstige Preise bei ausre ichenden Rendi ten bieten. Es kam zu einer 
Konzent ra t ion des Mie twohnungsvermögens bei Hausha l t en mit Sp i t zene inkommen , 
denen die durch das S tadtwachs tum en t s tehenden Vermögenst i tel u n d dami t die Lage-
renten zufielen.3442 So verfügen in der Bundesrepubl ik die oberen 20 % der Immobi l i en -
besitzer über 4 0 % des Immobi l i envermögens privater Haushal te , die oberen 4 % über 
6,5 %.3443 
Das Steuerrecht lieferte die wir tschaft l iche Grund lage f ü r ein im in terna t ionalen Ver-
gleich viel zu aufwendiges Planen, Erschließen u n d Bauen.3444 Die besonders günst igen 
steuerl ichen Subvent ionen t rugen dazu bei, das t eu re Regulierungssystem zu stützen, 
wenn nicht gar zu ermöglichen, d e n n du rch sie w u r d e n die in der Bundesrepubl ik be-
sonders aufwendigen Formen des Planens u n d Bauens bei relativ niedr igen Anfangsmie-
ten finanzierbar.3445 Of t kam ein g roßer Teil der Steuervortei le weder d e m Investor noch 
d e m Mieter zugute, sondern fiel als Renten den Bodene igen tümern , Entwicklern u n d 
Bauini t ia toren zu.3446 
Eine Steuerung der Bodennu tzung d u r c h fiskalische I n s t r u m e n t e erfolgt n u r in unge-
n ü g e n d e m Ausmaß.3 4 4 7 Nach wie vor ist der Boden d u r c h die wei tgehende steuerliche 
Privi legierung ein begehrtes Anlage- u n d Spekulationsgut.3 4 4 8 Die G r u n d s t e u e r auf un -
bebau te Grunds tücke ist extrem niedrig.3449 Da die bisherige Bes teuerung das Gu t Boden 
gegenüber allen anderen Anlagegütern in einer Weise privilegiert, die d e m verfassungs-
rechtl ichen Gleichheitsgrundsatz der Besteuerung widerspr icht , resultiert eine grenz-
steuersatzabhängige Bodennachfrage, die auf s teuerfreie Werts te igerung, nicht auf N u t -
zung des Bodens zielt.3450 Die Steuerf lucht in den Boden förder t eine Bodenpre ishausse 
u n d eine private Bodensperre, was zu einer Umver te i lung von L o h n e i n k o m m e n s - u n d 
Kapi ta le inkommensbeziehern zu Bodenbesi tzern führt.3 4 5 1 
3440 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 300 ff. 
3441 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 8 f. 
3442 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 6 f. 
3443 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 8. 
3444 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 1, 79. 
3445 Vgl. BMRBS (1994b), S. 25; Braun/Pfeiffer (1997a), S. 1, 78 f.; Braun/Pfeiffer (1997b), S. 286. 
3446 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995b), S. 77. 
3447 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 87. 
3448 Vgl. BMRBS (1994b), S. 119; Conradi/Zöpel (1994), S. 210; Braun/Pfeiffer (1997a), S. 80. 
3449 Vgl. BMRBS (1994b), S. 119. 
3450 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 211; Nachtkamp (1995), S. 10 f.; Hintzsche/Steinfort (1997), S. 206. 
3451 Vgl. Pfannschmidt (1990), S. 3. 
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7.1.6 Die Struktur des Wohnungsbaus 
Wo Bauland teuer ist, wird auch teuer gebaut , denn teures Bauland führ t zu e inem Q u a -
l i tätswettbewerb, in d e m die Anbieter e infacher Qual i tä t unter l iegen und nu r diejenigen 
z u m Zuge k o m m e n , die in der Lage sind, h o h e Herste l lungskosten oder Kaufpreise zu 
tragen. Bauträger, die versuchen, auf t e u r e m u n d k n a p p e m G r u n d preiswert zu bauen , 
k ö n n e n die hohen Grunds tückspre i se k a u m realisieren, weil sie andere Kundenschichten 
ansprechen.3 4 5 2 Das hat zur Folge, dass in den Stadt regionen u n d deren Umland der An-
teil der Geschosswohnungen g roß ist u n d dabei die steuerlich hoch subvent ionier ten Ei-
g e n t u m s w o h n u n g e n zur Vermie tung d o m i n i e r e n u n d selbstgenutztes Wohne igen tum in 
per iphere S tandor te mi t niedrigen Bodenpre isen abwandert .3 4 5 3 
Der Mangel an ve r fügbarem und bezah lbarem W o h n b a u l a n d , insbesondere in den 
größeren (Kern-)Städten , füh r t dazu, dass jüngere Famil ien und mitt lere E inkom-
mensschichten , die an der Schwelle zur W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g stehen, ins Umla nd 
der Kernstädte abwande rn . Dieser Prozess wird du rch die Wohne igen tumsförde rung , 
die die unterschiedl ichen Bodenpreise nicht berücksicht igt , weiter verstärkt. Die Ab-
w a n d e r u n g von Familien ins U m l a n d hat erhebliche r a u m o r d n u n g s - , umweit- , Ver-
kehrs- , sozial- u n d f inanzpol i t i sche Folgen.3454 Sie begünst igt die aus den USA bekann-
te, p roblemat i sche Entwick lung der großflächigen Zers iedlung des Umlandes der 
Großs täd te u n d der Ballungsgebiete, des h o h e n Flächenverbrauchs fürs Wohnen , der 
e n o r m e n Pend le r s t röme im Indiv idualverkehr u n d der Ents tehung von sozialen 
Brennpunk ten in den Kernstädten.3 4 3 5 W ä h r e n d der Aufwa nd , den die Kernstädte 
auch für oder anstelle de r U m l a n d g e m e i n d e n fü r die Bereitstellung von Inf ras t ruktur , 
sozialen Leistungen u n d W o h n u n g s b a u f ü r P r o b l e m g r u p p e n betreiben, steigt, s tehen 
ihnen a u f g r u n d der A b w a n d e r u n g weniger Mittel zur Lösung der zentralört l ichen 
Prob leme zur Verfügung.3 4 5 6 In den U m l a n d g e m e i n d e n wiede rum, in denen die Eigen-
t u m s b i l d u n g n u r mi t e inem h o h e n Motor i s ie rungsgrad mögl ich und f inanzierbar ist, 
ergibt sich die Notwendigke i t , zusätzliche In f ras t ruk tu rangebo te für die Nahversor-
gung zu schaffen, u m den Ansp rüchen , die die Z u w a n d e r e r stellen, gerecht zu wer-
den.3457 
Im d ü n n e r besiedelten Os tdeu t sch land mit kont inuier l ich rückläufiger Bevölkerung, 
wo die W o h n u n g s n o t nie so gravierend war wie in der Bundesrepublik,34:18 wurde nach 
der Wiedervere in igung der W o h n u n g s n e u b a u auf der g r ü n e n Wiese gefördert , obwohl 
die Bevölkerungszahlen wei terhin du rchweg rückläufig waren und der künstl iche, weil 
von außen anges toßene Aufholprozess schon 1996 zu Ende ging und in den Innens täd-
ten bereits vielfacher Wohnungs lee r s t and Prob leme bereitete.3459 Soziale Segregation u n d 
En twer tung der Innens täd te u n d Großs ied lungen waren die Folge.3460 Die os tdeutschen 
3452 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 79. 
3453 Vgl. Pfannschmidt (1990), S. 3; Braun/Pfeiffer (1997a), S. 80. 
3454 Vgl. Hintzsche/Steinfort (1997), S. 206. 
3455 Vgl. Hintzsche/Steinfort (1997), S. 206 f.; Krupinski (1997), S. 166. 
3456 Vgl. Hintzsche/Steinfort (1997), S. 207. 
3457 Vgl. Krupinski (1997), S. 166. 
3458 Vgl. Staemmler (1984), S. 221; Hinrichs (1992), S. 4 f.; Conradi/Zöpel (1994), S. 173. 
3459 Vgl. Eichstädt-Bohli/Wilhelm (1997), S. 41; HWWA (1998), S. 8, 61 f. 
3460 Vgl. Eichstädt-Bohli/Wilhelm (1997), S. 41. 
Das Modell Deutschland: Fast ein Jahrhundert Wohnungsnot 305 
Städte zerfallen heu t e vielfach in leere Altbauviertel , halbleere Pla t tenbauten , prächt ig 
sanierte Kernbereiche und große neue Einfamilienhaussiedlungen.3 4 6 1 
7.1.7 Die verte i lungspol i t i schen Konsequenzen 
Die Geschichte der bundes repub l ikan i schen Wohnungspo l i t ik demons t r i e r t e indrück-
lich u n d anschaul ich , wie bei d e m Versuch, sozialpolitische Ziele du rch Förde rung pri-
vatwir tschaf t l icher Initiative anzus t reben , die Eigendynamik marktwir tschaf t l icher Pro-
zesse im Zei tablauf die B o d e n n u t z u n g s p l a n u n g in ein die vitalen Interessen der Bürger 
negierendes spekulat ives Gewinnmax imie rungsve r fah ren t ransformier t , die in einer ver-
gleichsweise woh lhabenden Gesellschaft menschl iche Werte vernichtet u n d dabei ver-
sagt, fü r alle E inwohne r eine menschenwürd ige W o h n u m w e l t zu schaffen.3462 Die da raus 
resul t ierenden, küns t l ich geschaffenen Problemkreise einer wohlhabenden Gesellschaft 
verursachen e n o r m e soziale Härten.3 4 6 3 Hausha l te mi t geringem und mit t lerem E inkom-
men , insbesondere j unge Familien, bezahlen d a f ü r einen hohen Preis.3464 
Die K o m b i n a t i o n aus planerischer Ra t ion ie rung u n d hohen Bodenpreisen, h o h e m 
Geschosswohnungsante i l und güns t igem Steuerrecht ist dabei im Z u s a m m e n h a n g zu se-
hen. Die Faktoren auf der Angebotsseite, die Rat ion ierung des Baurechts, u n d auf der 
Nachfragersei te , das günstige Steuerrecht fü r Käufer von E igen tumswohnungen zur Ver-
mie tung , vers tärken sich gegenseitig.3465 Der Problemkreis der Baulandberei ts tel lung 
u n d der Bodenspekula t ion , der in Schweden durch umfangre iche Vorkaufs- u n d Enteig-
nungsrechte u n d die Bereitstellung z u m Landerwerb erforderl icher finanziellen Ressour-
cen an die K o m m u n e n sowie die V e r k n ü p f u n g der Wohnungsbauf inanz ie rung mi t der 
N u t z u n g k o m m u n a l e n Baulandes gelöst wurde , blieb in der Bundesrepubl ik ungelöst.3466 
Die einseitige Ver te i lungswirkungen erzielenden Rahmenbed ingungen , insbesondere die 
Verknappung der Wohnbau l andauswe i sungen und das Steuerrecht , das fast über die ge-
samte Nachkriegszei t den M i e t w o h n u n g b a u zur Schaf fung von W o h n r a u m regressiv 
und stärker begüns t ig te als den W o h n e i g e n t u m s b a u u n d das im Vergleich zu anderen 
europäischen Ländern relativ f rühzei t ig deregulier te u n d deutl ich marktwir tschaf t l ichere 
Mietrecht , b lockier ten am Boden- u n d Immob i l i enmark t eine „Vermögensbi ldung in 
brei ter H a n d " u n d füh r t en dazu, dass der f reif inanzier te Mie twohnungsbau in der Bun-
desrepubl ik eine bei wei tem größere Bedeu tung besitzt als in den übr igen O E C D - L ä n -
dern.3467 W ä r e n sie anders, k ö n n t e n auch in der Bundesrepubl ik die gesamten mit t leren 
E inkommenssch ich ten im selbstgenutzten W o h n e i g e n t u m leben.3468 
3461 Vgl. Handelsblatt, 13.11. 2000, S. 8. 
3462 Vgl. Kennedy (1984), S. 72. 
3463 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 350. 
3464 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 301. 
3465 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 5. 
3466 Vgl. Rudberg (1991), S. 113; Fredlund/Holm (1991), S. 49; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 234; Pfeif-
fer (1993a), S. 398; Davidson (1994), S. 124. 
3467 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 261; Pfeiffer (1993a). S. 371, 399; Nachtkamp (1995), S. 11; 
McCrone/Stephens (1995), S. 49, 58, 72; Oxley/Smith (1996), S. 139; BMRBS (1997), S. 10; Braun/ 
Pfeiffer (1997a), S. 5; Dieterich/Dieterich (1997), S. 67; Stürmer (1999), S. 952. 
3468 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997b), S. 293. 
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Die wohnungswir t schaf t l i chen Subvent ionen kapital is ierten sich in den Boden- u n d 
Wohn immobi l i enp re i s en , sodass mit s teigenden Rea le inkommen gleichzeitig die Barrie-
ren für den Einstieg ins W o h n e i g e n t u m anstiegen. So s ind die Wohn immob i l i enp re i s e in 
der Bundesrepubl ik seit langem die höchs ten in der Europäischen Union . Sie be t ragen 
bei vergleichbarem Niveau der Rea le inkommen das Dreifache des europä ischen D u r c h -
schni t tswerts u n d liegen auch beträchtl ich über den Preisen in den USA, w o die Real-
e i n k o m m e n h ö h e r sind.3469 Tendenziell leichter als in ande ren Ländern füh ren die h o h e n 
Gesamtkos ten z u m Ausschluss e inkommensschwacher Bevölkerungskreise, insbesondere 
in g roßen s tädt ischen Zent ren mit h o h e m Preisniveau, die in der Bundesrepubl ik in grö-
ßerer Zahl v o r h a n d e n sind als in vielen anderen europä i schen Staaten,3470 d e n n die Be-
sch ränkung des Angebots auf teuere Objek te ließ n u r die überdurchschni t t l i ch kaufkrä f -
tige Nachf rage mit ihren spezifischen Ansprüchen m a r k t w i r k s a m werden.3471 
Konsequenter als in vergleichbaren Ländern w u r d e das Einfami l ienhaus in den Stadt-
regionen zu e inem Luxusgut gemacht , sodass in den Agglomera t ionen ein Mark t mi t 
Bau fo rmen en ts tand , der die unteren E inkommenssch ich ten u n d häuf ig auch D u r c h -
schni t tsverdiener vom G r u n d - u n d W o h n e i g e n t u m fern hielt.347- Die staatlich gesetzten 
R a h m e n b e d i n g u n g e n über D I N - N o r m e n bis hin zur Erschl ießungspraxis de r Kom-
m u n e n m a c h e n es unmögl ich , dass Haushal te mi t n iedr igem E i n k o m m e n sich preiswer-
te W o h n u n g e n neu bauen oder erwerben k ö n n e n . Ihnen wird dami t im N e u b a u ein aus-
gesprochener Zwangskonsum auferlegt, den sie sich nicht leisten k ö n n e n . Z u s a m m e n 
mit der Ve rknappung preiswerter Bestände du rch staatl iche Modernis ie rungss t ra teg ien 
u n d der s c h r u m p f e n d e n Zahl der Sozia lwohnungen en t s t and eine fast perfekte „Woh-
nungsmark t fa l l e" zu Lasten der un te ren Einkommensschichten . 3 4 7 3 
Im engsten Z u s a m m e n h a n g mit w o h n u n g s - u n d förderpol i t i schen G r u n d s a t z e n t -
sche idungen stehen die Quali tätsdefizi te im sozialen W o h n u n g s b a u . Das billige Bauen 
mit minderwer t igen Material ien u n d das Anst reben mögl ichs t hohe r Geschosshöhen so-
wie das Ausweichen auf i m m e r ungünst igere Randlagen sind eine Folge davon , dass die 
Pre isauf t r iebs tendenzen auf den Boden- , Bau- u n d Kapi ta lmärkten nicht w i rksam be-
k ä m p f t wurden.3 4 7 4 Die Entwicklung von Märk ten einfacher , verdichteter Reihenhäuser 
f ü r brei te Schichten der Bevölkerung w u r d e vernachlässigt . So k a m es fast zur Gleichset-
zung von sozialem W o h n u n g s b a u und Geschosswohnungsbau. 3 4 7 5 Das ver te i lungspol i t i -
sche Ziel kann lediglich für einen Teil der fö rde rungswürd igen Haushal te erreicht wer-
den, sodass das System d a r a u f h i n a u s l ä u f t , Sozialpolitik als Lotteriespiel zu betreiben.3 4 7 6 
Im Gegensatz zur Mark t führerschaf t des öffent l ichen Mie twohnungsangebo t s in Schwe-
den beeinflusst das deutsche Sozia lwohnungsangebot nu r marg ina l das pr iva twir t schaf t -
liche Mietniveau.3 4 7 7 Über die indirekten Wi rkungen des Filtering-Prozesses k a n n es an 
der u n g e n ü g e n d e n Wohnungsve r so rgung marginal is ier ter Hausha l te wenig ändern.3 4 7 8 
3469 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 399. 
3470 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 399; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 255. 
3471 Vgl. BMRBS (1994b), S. K3. 
3472 Vgl. BMRBS (1994b), S. 23. 
3473 Vgl. Pfeiffer (1993b), S. 9. 
3474 Vgl. Czasny (1988), S. 23 f.; Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 253. 
3475 Vgl. BMRBS (1994b), S. 23. 
3476 Vgl. Häring (1974), S. 6; Eekhoff (1993), S. 69; Eekhoff (1998), S. 9 f. 
3477 Vgl. Bengtsson (1994), S. 188; Lundqvist (1992a), S. 100; Balchin (1996a), S. 16; Turner (1997b), S. 479. 
3478 Vgl. BMRBS (1979b), S. 113. 
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Verglichen mi t Wohngeldsystemen anderer Länder senkt das deutsche Wohngeld nu r 
fü r einen sehr kleinen Personenkreis die Wohnkos ten , u n d auch das n u r vergleichsweise 
wenig. Meist deckt es nicht m e h r als zwei Drit tel der M i e t e r h ö h u n g e n ab, oft bedeu t end 
weniger.3479 Inhären t problemat isch ist die willkürlich in relativ g roßen Zei tabs tänden 
er fo lgende Anpassung an die Preisentwicklung. So w u r d e n die E inkommensobe rg renzen 
zwischen 1965 u n d 1991 n u r neunmal angepasst.3480 Die sozialpoli t ischen Zielsetzungen 
des Wohnge lds waren bei der persistenten Wohungsun t e rve r so rgung nicht erreichbar.3481 
Unter d y n a m i s c h e m Aspekt erscheint es, insbesondere im Hinbl ick auf die Mie terhaus-
halte, fraglich, ob dieses Ins t rumen t geeignet ist, famil iengerechte Wohnverhäl tn isse zu 
schaffen.3482 Wenn die Rechtsträger das Mie tangebot vorrangig aus spekulat iven Mot iven 
bet re iben u n d die ausreichende soziale D u r c h m i s c h u n g der Wohnan lage nicht gewähr-
leistet ist, wird durch das Wohngeld das Wohnkos tenbe la s tungsp rob lem der ä rmeren 
Hausha l t e nicht gelöst, denn es besteht die Gefahr, dass ein Teil der Sub jek t fö rde rung 
von den Anbie tern als Rente abgeschöpft wird , o h n e dass die Mit te l ausre ichend fü r Mo-
dern i s ie rung u n d Ins tandha l tung eingesetzt werden.3 4 8 3 
7.1.8 M a k r o ö k o n o m i s c h e A u s w i r k u n g e n d e r W o h n u n g s p o l i t i k 
Es ist plausibel a n z u n e h m e n , auch wenn der Nachweis den R a h m e n dieser Arbeit spren-
gen würde , dass das Versagen des Deutschen Reiches u n d der Weimarer Republik in der 
Bereitstellung von W o h n r a u m fü r weite Teile der Bevölkerung die kr i senhaf ten Entwick-
lungen, die letztendlich zu zwei schrecklichen Kriegen f ü h r t e n , über eine Verr ingerung 
der Wachs tums impu l se u n d die Destabil is ierung der sozialen Beziehungen mit ver-
ursacht hat . 
Die Wohnungspo l i t ik der Bundesrepubl ik ist un te r Wachs tumsges ich t spunk ten sub-
op t imal , d e n n sie verzichtet auf einen großen Teil der von der W o h n e i g e n t u m s b i l d u n g 
ausgehenden Wachs tums impulse und ve rminder t über ve rminde r t e Chancen zur Fami-
l i e n g r ü n d u n g u n d verr ingerte Lebensqualität der he ranwachsenden Genera t ion die Bil-
d u n g v o n Humankap i t a l u n d dami t den zukünf t igen Wohls t and der Volkswirtschaft . 
Die P e r m a n e n z der Wohnungsengpässe u n d die vergleichsweise h o h e Preisdispersion 
in den Ballungsgebieten u n d ihrem Umland beh inde rn wachs tumsschwächend arbeits-
pla tzor ient ier te Migra t ionen u n d führen zu einer im in te rna t iona len Vergleich sehr 
niedr igen Mobilität.3484 Die unwir tschaf t l ichen Wohnungs inves t i t ionen t ragen einen er-
hebl ichen Teil dazu bei, dass die Rendite des in Deu tsch land eingesetzten Kapitals n u r 
etwa 60 % des amerikanischen Niveaus erreicht.3485 
Der konjunktur reagibe ls te Bestandteil des W o h n u n g s b a u s , der f re i f inanzier te Miet-
w o h n u n g s b a u , besitzt in der Bundesrepubl ik eine weit h ö h e r e Bedeu tung als in den üb-
rigen westl ichen Ländern.3486 Der soziale W o h n u n g s b a u , der in der Bundesrepubl ik nicht 
3479 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 69 f. 
3480 Vgl. Oxley/Smith (1996), S. 62. 
3481 Vgl. Pfeiffer (1993a). S. 373. 
3482 Vgl. Häring (1974), S. 6. 
3483 Vgl. Deutsch (1999), S. 313. 
3484 Vgl. Ball (1994), S. 109; Börsch-Supan (1994), S. 127. 
3485 Vgl. Mc Kinsey Global Insitute (1994); Braun/Pfeiffer (1997a), S. 8. 
3486 Vgl. Braun/Pfeiffer (1997a), S. 5. 
308 Zusammenfassung und Vergleich der Wohnungs- und Bodenpolitik 
als Bestandteil der Inf ras t rukturbere i t s te l lung , sonde rn p r imär als soziale Zwischennut -
zung in Engpasss i tua t ionen fungier t , wirkte ebenfalls wegen der g roßen Zei tverzögerun-
gen häuf ig prozyklisch.3487 
7.1.9 Aktuelle Probleme und Ausblick 
Seit Ende der achtz iger /Anfang der neunziger Jahre haben die Schwierigkeiten bei der 
Bereitstellung von ver fügbarem u n d pre iswer tem W o h n b a u l a n d deutl ich z u g e n o m m e n , 
weil mit d e m spekulat iven Bodenrecht der Bundesrepubl ik eine zei tnahe Reaktion auf 
die e rhöh te Nachf rage auf den wes tdeutschen W o h n u n g s m ä r k t e n nicht möglich war.3488 
Die Finanzierung der no twend igen technischen u n d sozialen In f ras t ruk tur übe r fo rde r t 
z u n e h m e n d die K o m m u n e n angesichts ihrer Finanznöte.3 4 8 9 Erwerbstät ige subst i tu ieren 
verstärkt Migra t ion d u r c h Fernpendeln.3 4 9 0 
Durch das Z u s a m m e n t r e f f e n von Deregul ie rung der Wohnungsve r so rgung u n d 
wachsender Ungleichheit der Bevölkerung nach E i n k o m m e n u n d ethnischer Zugehör ig-
keit spiegelt sich die z u n e h m e n d e soziale Ungleichhei t deutl icher in der sozialräumli-
chen S t ruk tur der Städte wider.3491 Zwischen e inem Drittel und 4 0 % der Bevölkerung 
hat mi t d e m Prob lem der prekären Wohl fahr t zu kämpfen.3 4 9 2 Besonders stark von An-
gebotsengpässen u n d h o h e n W o h n k o s t e n bet roffen sind sozial schwache Haushal te , d ie 
sich häuf ig schon in preisgünst igen Regionen nicht aus eigener Kraft mi t W o h n r a u m 
versorgen können. 3 4 9 3 Mi t z u n e h m e n d e m Wet tbewerb zwischen den Mietern n i m m t 
die Diskr iminierungsmögl ichkei t zwischen einzelnen Mie te rgruppen zu.3494 Es k o m m t 
verstärkt zu ghet toar t igen , Verwahr losung, Vermie tungsprobleme u n d Fluktuat ion be-
d ingenden Z u s a m m e n b a l l u n g e n sozial Schwacher im Sozialwohnungsbestand.3 4 9 5 In 
m a n c h e n Großs tad t reg ionen n i m m t das Angebot an über teuer ten privaten Mie twoh-
nungen unzure ichender Qual i tä t , die Antwor t des liberalen Zeitalters auf den W o h n -
bedarf der ä rmeren Bevölkerungsschichten, an Bedeu tung zu, Slums u n d Überbe legung 
beginnen zurück zu kehren.3 4 9 6 
O b u n d wie das vereinte Deu tsch land seine s t rukturel len Probleme der W o h n u n g s -
politik lösen wird , bleibt abzuwar ten . Bisher w u r d e n das vergleichsweise hohe Preis-
niveau, die vergleichsweise h o h e Pre i s -Einkommens-Rela t ion u n d die hohen Mieten 
a m deutschen Boden- u n d I m m o b i l i e n m a r k t d u r c h h o h e staatliche Ausgleichszahlun-
gen, wie Baukindergeld , Lastenzuschuss, Eigenheimzulage u n d Wohngeld , teilweise auf -
gefangen.3 4 9 ' Es erscheint fraglich, o b das angesichts leerer öffentl icher Kassen auf Daue r 
so bleiben wird. 
3487 Vgl. BMRBS (1979b), S. 75. 
3488 Vgl. Krupinski (1997), S. 164. 
3489 Vgl. Hintzsche/Steinfort (1997), S. 207. 
3490 Vgl. Nolte (2000), S. 14. 
3491 Vgl. Häussermann (2000), S. 15. 
3492 Vgl. Deutsch (1999), S. 22. 
3493 Vgl. Nolte (2000), S. 57. 
3494 Vgl. Eekhoff (1987), S. 68 ff. 
3495 Vgl. Czasny (1988), S. 23 f. 
3496 Vgl. Harloe (1995), S. 510. 
3497 Vgl. Dieterich/Dransfeld/Voss (1993b), S. 254. 
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7.2 Das Modell Spanien: Wohne igentumsförderung als Wachstums- und 
Entwicklungspolit ik 
7.2.1 Der Entwicklungsprozess aus wohnungswirtschaft l icher Sicht 
Der Übergang Spaniens zur M o d e r n e erfolgte im Vergleich zu den meisten Ländern Eu-
ropas außerordent l ich spät . Auch die demograph i sche Entwicklung folgte der westeuro-
päischen zeitverzögert.3498 Bis in die vierziger Jahre hinein war noch r u n d die Hälf te der 
weitgehend in feudalen ländl ichen Verhältnissen lebenden Erwerbsbevölkerung im 
Agrarsektor tätig u n d u n d die Nachf rage nach u r b a n e m W o h n r a u m lag auf niedr igem 
Niveau.3499 
Als die du rch den Bürgerkrieg an die Mach t g e k o m m e n e Mil i tärdikta tur , die nichts in 
Betracht zog oder gar umse tz te , was die etabl ier ten Interessen negativ tangiert hätte, zu 
einer forcierten dirigistischen Entwicklungspol i t ik mi t einer massiven staatlichen Len-
kung der Wir tschaf t überg ing u n d sich eine enge Verf lechtung zwischen Indust r ie u n d 
Staat heraus bildete, f üh r t e der außerorden t l i ch dynamische wir tschaft l iche Aufholpro-
zess in e inem Kontext wel twir tschaf t l icher D y n a m i k b innen weniger Jahrzehnte zur An-
nähe rung des P r o - K o p f - E i n k o m m e n s an den europäischen Durchschni t t . 3 ' 0 0 Da die zen-
trale Entwicklungsplanung wenig Rücksicht auf lokale Gegebenhei ten n a h m und o h n e 
wesentliche Kompe tenzübe r t r agungen auf regionale u n d / o d e r lokale Ins t i tu t ionen er-
folgte, verfestigten u n d vers tärkten sich die regionalen E i n k o m m e n s - u n d Wachs tums-
unterschiede u n d d e m o g r a p h i s c h e n Disparitäten.3 5 0 1 
N u n erfasste die bereits vor d e m Bürgerkrieg unbef r i ed igende Wohnungsverso rgung 
der unteren Schichten in den Städten d u r c h die arbei tsplatzor ient ier te Binnenmigra t ion 
weite Teile der Bevölkerung. In den großen Städten, w o die W o h n u n g s n o t a m größten 
war, waren viele Migran ten gezwungen, überfül l te un te rvermie te te Un te rkünf t e zu ak-
zeptieren oder sich in den expand ie renden Barackenvierteln selbst eine Behausung zu 
errichten.3502 Die Prob lemat ik eines scharfen sozialen Gefälles zwischen den Stadtteilen 
der Mittel- u n d Obersch ich ten u n d den Arbei te rquar t ie ren , die oft a m Stadt rand als 
spontane Siedlungen en t s t anden , verschärf te sich u n d die u n z u m u t b a r untergebrachten 
Menschenmassen fo rde r t en effektive In te rven t ionen im wohnungspol i t i schen Sektor.3503 
Z u n e h m e n d fehlte es an öffent l ichen Mit te ln in H ö h e u n d Stetigkeit, u m ein zufr ieden 
stellendes Angebot an S tad ten twicklung , öffent l ichen Gü te rn u n d k o m m u n a l e n Dienst-
leistungen bereit stellen zu können.3 5 0 4 
Zunächs t wurde versucht , mit N o t s t a n d s p r o g r a m m e n für die industriel len Ballungs-
gebiete,die Binnenmigra t ion zu b r emsen u n d in geordnetere Bahnen zu lenken. Wilde 
Siedlungen wurden in regelmäßigen Abs tänden abgerissen u n d die Bewohner in ver-
schiedene, per ipher gelegene öffent l iche Wohnan lagen umgesiedel t oder in ihre He imat -
or te zurück geschickt.3505 Zeitverzögert z u m W o h n u n g s b e d a r f setzte mi t wachsendem 
3498 Vgl. Nadal (1973), S. 13 ff. 
3499 Vgl. Wynn (1984), S. 122. 
3500 Vgl. Tamanes (1980a), S. 468 ff.; Fuentes Quintana (1993), S. 7 f., 29. 
3501 Vgl. Richardson (1976), S. 171, 174; Tamanes (1980b), Bd. II, S. 1220. 
3502 Vgl. Wynn (1984), S. 125. 
3503 Vgl. Wynn (1984), S. 128; Klein (1988), S. 32. 
3504 Vgl. Perez Royo (1980). S. 32; Fuentes Quintana (1993), S 25. 
3505 Vgl. Wynn (1984), S. 134 f. 
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Wohls tand ein bis dah in ungekann te r B a u b o o m ein, Bauland- u n d W o h n u n g s m a r k t 
warfen als Invest i t ionsobjekte h o h e Gewinne ab, die diejenigen in ande ren Wir tschaf ts-
sektoren übertrafen.3 5 0 6 H ö h e r e Rea le inkommen , W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g sowie ge-
ringe Verfügungsgewalt der Eigentümer , steuerl iche Benachte i lung u n d niedrige Investi-
t ionser t räge von M i e t w o h n u n g e n verschoben die Gewich tung der N u t z u n g s f o r m e n 
kont inuier l ich zu Guns ten des Wohneigentums. 3 5 0 7 
Hoher Bevölkerungsdruck, s tarke u n d z u n e h m e n d e hor izonta le u n d vertikale Ver-
d ich tung , industrielle Bautechniken, m o n o t o n e Einheit l ichkeit im A u f b a u der Blocks 
u n d der W o h n u n g e n , ungenügende Grünf l ächen u n d mange lha f te In f ras t ruk turauss ta t -
t ung prägten die W o h n - u n d Lebensbedingungen eines g roßen Teils der Binnenmigran-
ten u n d Bewohner der rands tädt i schen Neubaugebiete.3 5 0 8 Zahlreiche H o c h h a u s w o h -
nungen jener Zeit waren von niedriger Qual i tä t , das W o h n u m f e l d wenig attraktiv.3509 
Aufschluss über die weitere Wachs tun i s r i ch tung der Stadt gaben vielfach die in allen 
großen Städten vo rhandenen Barackenviertel.3510 Bei einer Ü b e r p r o d u k t i o n von Mittel-
s t andswohnungen überstieg die Wachs tumsra te der Leerstände bei we i t em die des Be-
stands, während das s t rukturel le Defizit an W o h n u n g e n f ü r Hausha l t e mit n iedr igem 
E i n k o m m e n bestehen blieb.3511 Als Erblast der f ranquis t i schen Stadt verlangte das Prob-
lem eines spekulativ bedingten Überhangs an teuren u n d luxur iösen W o h n u n g e n bei 
e inem großen Defizit an preisgünst igem W o h n r a u m nach einer Lösung u n d al iment ier te 
soziale Spannungen.3 5 1 2 
Das Erfordernis kompensa to r i sche r Wir tschaf tspol i t ik im Kontext sozialpartner-
schaftl icher Pol i t ikformen im Übergang zur Demokra t i e u n d die T rans fo rma t ion eines 
stark intervent ionis t ischen Wir tschaf tssys tems in ein mark twi r t schaf t l i chen System ver-
liefen nicht o h n e Rückwirkungen auf die Wohnungswir t schaf t . 3 5 1 3 Mi t der Verlang-
s a m u n g des Wachs tums in den Indus t r ie regionen n a h m die Landf lucht ab u n d der Ver-
s tädterungsprozess kam allmählich z u m Stillstand.3514 In Gebieten mi t a b n e h m e n d e r 
Bevölkerung blieben z u n e h m e n d W o h n u n g e n leer. Der Zwei twohnungssek to r wuchs 
wesentlich rascher als die Zahl der Haup twohns i t ze u n d erste Anzeichen einer Suburba-
n is ie rung .wurden sichtbar.3515 
In der Transi t ionsphase besaß Spanien eine der aktivsten u n d organisier testen Bür-
gerini t ia t ivenbewegungen in Europa , die eine Vorreiterrolle in der Demokra t i s i e rung 
spielte und auf öffent l icher Seite Par tner in den neugewähl ten demokra t i schen Stadtver-
wal tungen fand.3516 Stadt te i lbewegungen w u r d e n mi t Fo rde rungen zu W o h n u n g s - u n d 
In f r a s t ruk tu rp rob lemen aktiv, p roduz ie r t en , vor allem in den übelsten Wohnanlagen 
u n d Barackenvierteln, innovative Lösungen u n d stellten deren F inanz ie rung durch 
3506 Vgl. Klein (1988), S. 60. 
3507 Vgl. Balchin (1996d), S. 162; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173. 
3508 Vgl. Klein (1988), S. 108. 
3509 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
3510 Vgl. Wynn( 1984), S. 138. 
3511 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
3512 Vgl. Klein (1988), S. 295: Fuentes Quintana (1993), S 28. 
3513 Vgl. Held (1992), S. 190; Fuentes Quintana (1993), S. 39 f.; Balchin (1996d), S. 152. 
3514 Vgl. Wynn (1984), S. 140; Klein (1988), S. 288. 
3515 Vgl. Klein (1988), S. 93; Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
3516 Vgl. MOPU (1989); Wynn (1984), S. 145. 
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öffent l iche Ins t i tu t ionen sicher.1517 Das Recht auf angemessenes W o h n e n w u r d e in die 
Verfassung aufgenommen. 3 5 1 8 
Nach der Transi t ionsphase ging die tradit ionelle soziale Kohäsion in den Stadtteilen 
spü rba r zu rück u n d professionelle U n t e r n e h m e n u n d Ins t i tu t ionen des Städtebaus ver-
d räng ten die Stadtteilbewegungen.3 5 1 9 Der größte Teil der öffent l ichen Wohnungsbes t än -
de w u r d e nach Über t r agung auf die a u t o n o m e n Regionen mit erhebl ichen Preisnachläs-
sen an die Mie ter verkauft.3520 Auch die privatwirtschaft l iche W o h n u n g s v e r m i e t u n g war 
so una t t rak t iv geworden, dass der der Mie twohnungsante i l auf den his tor ischen Tief-
s tand von 1 6 , 5 % 1985 zurück ging.3521 
Im Kontext der Integrat ion Spaniens in die Europäische U n i o n w ä h r e n d einer Phase 
wel twir tschaft l icher Prosperi tät u n d im europäischen Vergleich relativ niedriger Preise 
f ü r W o h n i m m o b i l i e n induzier te die schnelle und sehr wei t re ichende Deregul ierung 
u n d Liberalisierung der Kapi ta lmärkte einen dynamischen Anstieg der Kreditvergabe 
an den wohnungswir t schaf t l i chen Sektor, der, ve rbunden mit einer Welle spekulat iven 
Engagements u n d einer unzure ichenden Ausweitung des Angebots , eine Hausse der Im-
mobi l ienpre ise mi t massiven Mark tzugangsprob lemen für breite Schichten der Bevölke-
r u n g nach sich zog und die Verschuldung der privaten Hausha l te massiv erhöhte.3 5 2 2 Bei 
h o h e n Leers tänden u n d einer z u n e h m e n d e n Zahl völlig aufgegebener Wohne inhe i t en in 
Gebieten mit a b n e h m e n d e r Bevölkerung tauchten wilde Siedlungen wieder auf, n u n -
m e h r b e w o h n t von Immigran ten aus Nordafrika.1 5 2 3 
7.2.2 Die Struktur des Wohnungsbestands 
Die Wohns i tua t ion innerhalb der Städte ist bis auf den heut igen Tag geprägt von der Be-
vorzugung der zentralen u n d zen t rumsnahen Wohnlagen.3524 W ä h r e n d in den mi t te leuro-
päischen Städten die sich an die Altstadt anschließenden zentralen Innenstadt lagen bis in 
die jüngste Zeit an Bevölkerung u n d sozialem Status verloren, blieben sie in Spanien eine 
bevorzugte Wohnlage.3525 Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern domin ie r t die 
E i g e n t u m s w o h n u n g im Hochhausbau.3 5 2 6 Aufgrund ihrer baul ichen Konzentra t ion u n d 
Kompakthe i t bildete die spanische Stadt kein flächenhaftes S t ad t -Land-Kon t inuum aus, 
sonde rn weist auch in den Neubaugebieten des Stadtrandes W o h n h o c h h a u s b e b a u u n g 
auf, die oft unmi t te lbar an die agrarischen Flächen grenzt.3527 Das hat dazu beigetragen, 
dass sich ein einheitliches, wenn auch im zeitlichen Ablauf je nach Stadt versetzt realisier-
tes Muster der Stadtentwicklung ausgeprägt hat , das sich durch e n o r m e Verdichtungen in 
3517 Vgl. Wynn (1984), S. 145; Klein (1988), S.293. 
3518 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 562; Oxley/Smith (1996), S. 15. 
3519 Vgl. Held (1992), S. 209. 
3520 Vgl. Levenfield (1998), S. 1; Balchin (1996d), S. 161. 
3521 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174; McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
3522 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 87; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 172; McCrone/Stephens (1995), 
S. 97 f., 110, 116; Balchin (1996d), S. 152. 
3523 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 116; Cortes (1995), S. 281. 
3524 Vgl. Klein (1988), S. 294. 
3525 Vgl. Klein (1988), S. 108. 
3526 Vgl. Leal (1998b), S. 9. 
3527 Vgl. Klein (1988), S. 108, 110. 
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der Fläche u n d in der H ö h e bei e inem deutl ichen Defizit an Inf ras t ruk ture inr ich tungen 
u n d an G r ü n - u n d Freiflächen auszeichnet. , 5 2 8 Als Pendant zur großstädt ischen Lebens-
weise besitzt ein relativ großer Teil der Haushal te Zweitwohnungen.3 5 2 9 In m a n c h e n Regio-
nen wie Valencia oder den Balearen übertr iff t die Zahl der Zwei twohnungen die der 
Hauptwohnsitze.3 5 3 0 
Der Anteil des W o h n e i g e n t u m s ist einer der höchsten in der entwickelten Welt, wäh-
rend der Sozia lwohnungsante i l bedeutungs los ist.3531 Die inoffizielle P roduk t ion der in 
Eigenregie er r ichte ten W o h n b a u t e n besitzt noch i m m e r eine h o h e Bedeutung.3 5 3 2 F inan-
zierungsbei träge innerha lb der Familie spielen eine große Rolle, sodass das offene Darle-
hensvo lumen auf e inem im in ternat ionalen Vergleich bemerkenswer t niedrigen Niveau 
liegt.3533 Eine vollständige Stadt te i lsanierung ereignete sich n u r in wenigen Städten u n d 
in tour is t ischen Zentren.3 5 3 4 Schätzungsweise ein Fünftel des Madr ider Bestandes ent-
sprechen nicht d e m Standard.3 5 3 5 
O b w o h l fast ein Drit tel der Wohne inhe i ten nicht als Haup twohns i t ze genutzt werden , 
ist das Angebot an M i e t w o h n u n g e n unzureichend.3 5 3 6 Preiswerte, neu err ichtete pr ivate 
M i e t w o h n u n g e n sind k a u m vorhanden.3 5 3 7 Der verschwindend geringe Bestand an öf-
fentl ichen M i e t w o h n u n g e n geht fast ausschließlich auf die Err ichtung von Ersa tzwohn-
r a u m fü r Bewohner abgerissener wilder Siedlungen im Gefolge der S lumsan ie rungspro-
g r a m m e u n d Umsied lungsak t ionen in den fünfziger u n d sechziger Jahren zurück , 
ausgeführ t in niedrigster Qual i tä t und mit billigstem Material.3538 
M i e t w o h n u n g e n sind vielfach als Luxusapar tments angelegt, insbesondere in den 
zentralen Großstadtlagen,3 5 3 9 wo der Mie twohnungsante i l mi t 3 0 % doppel t so hoch ist 
wie im Landesdurchschni t t , u n d werden fast ausschließlich fü r das oberste Marktseg-
m e n t err ichtet , fü r die Teile der Erwerbsbevölkerung, die Spi tzenposi t ionen in Wi r t -
schaft u n d Gesellschaft e i n n e h m e n u n d deshalb eine weit überdurchschni t t l iche Mobil i -
tät an den Tag legen müssen.3 5 4 0 Weit häufiger als großstädt ische Arbei te rhaushal te 
w o h n e n die Urbanen Bezieher höhere r E i n k o m m e n zur Miete.3541 Viele Mie te rhausha l te 
besitzen eine Zwe i twohnung , oft an ihrem ehemaligen Wohns i tz oder an der Küste.3542 
3528 Vgl. Klein (1988), S. 294 f. 
3529 Vgl. Klein (1988), S. 2. 
3530 Vgl. Leal (1998a), S. 3; McCrone/Stephens (1995), S. 13. 
3531 Vgl. Balchin (1996d),S. 151; Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
3532 Vgl. Gaviria et al.( 1991), S. 51; Barlovv/Duncan (1994), S. 37. 
3533 Vgl. Cortes (1995), S. 67; EMF (1997), S. 52. 
3534 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 181, 185 f. 
3535 Vgl. Cortes (1998), S. 10. 
3536 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 165; Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
3537 Vgl. Levenfield (1998), S. 1. 
3538 Vgl. Balchin (1996d), S. 155; McCrone/Stephens (1995), S. 113. 
3539 Vgl. Klein (1988), S. 70. 
3540 Vgl. Klein (1988), S. 70; Cortes (1995), S. 188; EU Housing Ministers (1995), S. 6. 
3541 Vgl. Cortes (1995), S. 188. 
3542 Vgl. Leal (1998a), S. 3. 
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7.2.3 Das unterentwickelte städtebauliche und bodenpol i t i sche Instrumentarium 
Das städtebauliche u n d bodenpol i t i sche I n s t r u m e n t a r i u m ist unterentwickel t , sodass die 
Bodenal lokat ion vorrangig nach d e m klassischen Mark tp r inz ip erfolgt.3343 G r u n d und 
Boden bef indet sich meist in der H a n d privater Personen.3544 Die Bereitstellung von Bau-
land, insbesondere von kos tengüns t igem Bauland, du rch die K o m m u n e n ist nicht zu-
frieden stellend.3545 Auf Per ioden stärkerer Wohnungsnach f r a ge wird im Regelfall nicht 
mit einer Ausweitung des Baulandangebots reagiert.3546 Fehlende K o m m u n a l a u t o n o m i e , 
zentralistische Sektoralpoli t iken u n d dirigistische Wohnungsbaupo l i t i k füh r t en in der 
Phase dynamischer S tadtentwicklung z u m Versagen der K o m m u n e n be im Aufbau k o m -
muna le r Bodenpools.3 5 4 7 
Planungswer tgewinne werden nicht von der öffent l ichen H a n d abgeschöpft.3 5 4 8 Bau-
l a n d h o r t u n g ist de facto nahezu steuerfrei.3549 Das begünst igt die Spekulat ion, sowohl 
mit Bauland als auch mi t W o h n u n g e n , reduzier t auf eine mit t lere Sicht von 4 - 6 Jahren 
die Verfügbarkeit potent iel len Baulands u n d konterkar r ie r t oft s tädtische Planungen.3 5 5 0 
Auch die großen Gewinne im W o h n u n g s b a u in der Phase dynamischen S tad twachs tums 
wurden fast ausschließlich von pr ivatwir tschaf t l ichen Akteuren abgeschöpf t , sodass es 
an öffentl ichen Mit teln fehlte, u m das no twendige A u s m a ß an Stadtentwicklung, Infra-
s t ruk tur u n d Folgeeinr ichtungen fü r die vielen a r m e n Zuwandere r bereit zu stellen. So 
erfolgte die Bebauung mit unzure ichender In f ra s t ruk tu rauss t a t tung u n d demzufolge zu 
verdichtet.3551 Die Einha l tung der, in der Anwendungsprax i s nu r geringfügig revidierten 
Richtlinien der Entwicklungspoli t ik , die eine „ fü r Spanien op t imale durchschni t t l iche 
Siedlungsdichte" von 500 E inwohnern p ro Hek ta r vorsahen, beinhal te te nicht nu r eine 
äußers t kompakte , vielgeschossige Bauweise, sonde rn auch den Verzicht auf größere 
Frei-, Verkehrs- und Erholungsf lächen sowie auf Flächen fü r k o m m u n a l e Dienstleis-
tungsinsti tut ionen.3 5 5 2 
Das Versagen des Staates in der Bodenpol i t ik u n d der Bereitstellung städtischer Infra-
s t ruk tur ha t te hohe Grunds tückspre i se zur Folge.3553 Eine Verzehnfachung der Boden-
preise im 10-Jahres-Rhythmus stellte ab 1950 keine Seltenheit dar.3554 In Verb indung 
mit der Bodenspekulat ion f ü h r t dies häuf ig zu Bodenkostenante i len in der G r ö ß e n o r d -
n u n g der Hälf te des Gesamtpreises einer W o h n u n g , was bei der generell hoch verdichte-
ten Bauweise eine massive Umver te i lung von der Mehrhe i t der Bevölkerung zuguns ten 
der wenigen Eigentümer des Faktors u rbane r Boden darstel l t .3"5 
3543 Vgl. Klein (1988), S. 43. 
3544 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
3545 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 183. 
3546 Vgl. Cortes (1995), S. 299,357 f. 
3547 Vgl. Klein (1988), S. 43, 51. 
3548 Vgl. Klein (1988), S. 38. 
3549 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185; Cladera/Bruns (2000), S. 564. 
3550 Vgl. Klein (1988), S. 74. 
3551 Vgl. Perez Royo (1980). S. 32; Klein (1988), S. 43; Fuentes Quintana (1993), S 25. 
3552 Vgl. Wynn (1984), S. 137 f. 
3553 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185 f. 
3554 Vgl. Capel (1975), S. 110 f. 
3555 Vgl. Capel (1975), S. 110 f.; Barlow/Duncan (1994), S. 31. 
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In Zeiten explodierender Bodenpreise versagten die verschiedenen P r o g r a m m e z u m 
Bau kostengünst iger W o h n u n g e n bei der Realisierung der anvisierten Ziele.3556 In den 
Ballungsgebieten verh inder ten die hohen Bodenpreise häuf ig die Er r ich tung von geför-
der ten W o h n u n g e n durch private Bauträger, da die förderbaren Preisobergrenzen k a u m 
einzuhalten waren.3557 Statt dessen w u r d e n mit Hilfe der Förderungen g roße Wohnan la -
gen auf abgelegenem u n d daher billigem Bauland err ichtet , aus denen d u r c h die spätere 
Stadtentwicklung of t s u b u r b a n e Stadtteile entstanden.3 5 5 8 
Da der Städtebau als eher lokales u n d z u d e m kurzfris t iges Prob lem angesehen wurde, 
war u n d blieb das Niveau der städtischen P lanung ungenügend. 3 5 5 9 Die Zu- u n d Unter-
o r d n u n g des Städtebaus in das Wohnungswesen im Kontext der Entwicklungspoli t ik 
nach d e m Grundsa tz „p r imero viviendas, despues u r b a n i s m o " (erst W o h n r a u m schaf-
fen, d a n n Städte p lanen) ha t te bei dessen vor rang igem Ziel des Massenwohnungsbaus 
zur Folge, dass den s tädtebaul ichen Belangen n u r eine nachrangige Bedeutung zu-
kam.3560 Die zentrale Entwick lungsp lanung n a h m wenig Rücksicht auf lokale Gegeben-
heiten, erfolgte o h n e wesentl iche Kompe tenzübe r t r agungen auf regionale u n d / o d e r 
lokale Ins t i tu t ionen u n d betr ieb eigenständig u n d großflächig W o h n u n g s - und Stadt-
planungs-pol i t ik auf lokaler Ebene.3561 
Die Eigendynamik des Bau- u n d Immobi l i ensek tors mach te of t p lanungsrecht l iche 
Grundlagen zu Makulatur.3 5 6 2 In den Großs t äd t en mit ihrer rasanten Bevölkerungs-
und W o h n u n g s m a r k t d y n a m i k , wo eine o f tma l s schwache, k o r r u p t e oder wenig k o m -
petente Verwaltung nicht e inmal die ärgsten Auswüchse der W o h n u n g s n o t bekämpfen 
konnte , blieb das Planungs- u n d Bauordnungsrech t wirkungslos , weil k a u m beachtet.3563 
Die Bebauungspläne d ienten in der Phase des intensiven S tad twachs tums , sofern sie 
übe rhaup t aufgestellt w u r d e n , vielfach als I n s t r u m e n t der Spekula t ion, statt sie zu ver-
h indern , zur N u t z u n g s ä n d e r u n g u n d Nu tzungsve rd ich tung sowie zur U m w a n d l u n g von 
Freiflächen in Bauland, noch verstärkt d u r c h die regelmäßige Misach tung lokaler Bebau-
ungsp lanung durch öffent l iche u n d paraöffent l iche Wohnungsbaugesel l schaf ten , u n d 
zwangen die K o m m u n e n zur Anpassung der p lanungsrecht l ichen Grund lagen an die Be-
bauungspraxis.3 5 6 4 Bebaut w u r d e möglichst billiger G r u n d , der sich häuf ig in den von 
der Bebauung f re izuhal tenden Flächen fand.3565 Die unzure ichende Koordina t ion zwi-
schen staatlichen Stellen u n d Developern, die kleinbetriebliche S t ruk tu r der Bauindus-
trie sowie das häufige Versagen der K o m m u n e n bei der Bereitstellung essentieller Infra-
s t ruk tur füh r t en zu Bauru inen mit H u n d e r t t a u s e n d e n unvol lendeter Wohneinheiten.3 5 6 6 
Mit d e m Übergang zur Demokra t i e w u r d e n die Schaffung der Rahmenbed ingungen 
für ein angemessenes W o h n e n , die B e k ä m p f u n g der Bodenspekula t ion u n d die partielle 
3556 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 87. 
3557 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 702; Pareja/San Martin (1998), S. 3; Alberdi/Levenfeld (1996), 
S. 183. 
3558 Vgl. Pareja/San Martin (1998), S. 3. 
3559 Vgl. Klein (1988), S. 38. 
3560 Vgl. Klein (1988), S. 46 f. 
3561 Vgl. Richardson (1976), S. 171, 174; Klein (1988), S. 46 f.; Fuentes Quintana (1993), S 23. 
3562 Vgl. Klein (1988), S. 45. 
3563 Vgl. Klein (1988), S. 43, 51. 
3564 Vgl. Ferrer Aixala (1974), S. 127; Wynn (1984), S. 134; Klein (1988), S. 48, 286. 
3565 Vgl. Klein (1988),S. 48. 
3566 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
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k o m m u n a l e A b s c h ö p f u n g von Bodenwertsteigerungen Verfassungsauftrag.3 5 6 7 Die 
Schwerpunk te der S tadtentwicklung verlagerten sich auf In f ras t ruk tu r - u n d W o h n -
umfe ldverbesse rungen , bei den Planungsverfahren gab es Bürgerbetei l igungen, ökologi-
sche Aspekte w u r d e n einbezogen.3"168 Häuf ig wurden Genehmigungsver fahren annul ier t , 
u m sich abze ichnende , übe rmäß ige Verdichtungen zu verhindern.3 5 6 9 
7.2.4 D i e Förderpolit ik 
Die Entwicklungspol i t ik unters tü tz te die Industr ial is ierung u n d Urban i s i e rung mit 
Mie tpre i s s topp , Kündigungsschu tz und W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g , o h n e über die Res-
sourcen zu ver fügen , die eine k o m p l e m e n t ä r e aktive Bodenpol i t ik ermögl icht hätten.3 5 7 0 
Fast ausschl ießl icher Adressat der W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g war das Wohneigentum. 3 5 7 1 
Bis in die Gegenwar t h ine in erfolgte Wohnungsbau fast n u r f ü r se lbs tnutzende Eigentü-
mer.3572 Die zaghaf ten Versuche, einen gemeinnützigen Bestand au fzubauen , wurden 
bald aufgegeben u n d der Großtei l der Bestände im Zeitablauf privatisiert.3573 
Bei der e n o r m e n A r m u t weiter Teile der Bevölkerung in der f rühen Phase des Über-
gangs zur Urbanen Industriegesellschaft führ te die unzu re i chende Kompensa t ion der 
Desinvest i t ion pr ivaten Kapitals im Mie twohnungssektor d u r c h ein en t sprechendes An-
gebot des Staates an Sozia lwohnungen zu einer sich verschär fenden W o h n u n g s n o t , die 
gewaltigen sozialen Sprengstoff in sich t rug. Durchgängiges Ziel der Wohnungspo l i t i k 
w u r d e es, das defizi täre Wohnungsangebo t durch Gesetzgebung, P r o g r a m m e u n d För-
dermi t t e l abzubauen.3 5 7 4 Da aber das wohnungspol i t i sche I n s t r u m e n t a r i u m bis Anfang 
der neunz iger Jahre p r i m ä r zur massiven Förderung Wachstums- , k o n j u n k t u r - und be-
schäf t igungspol i t i scher Zielsetzungen eingesetzt wurde u n d gleichzeitig das s tädtebauli-
che u n d bodenpol i t i sche I n s t r u m e n t a r i u m unzureichend entwickelt war u n d von einer 
o f t m a l s schwachen, k o r r u p t e n oder wenig kompeten ten Verwal tung adminis t r i e r t wur -
de, e rö f fne ten sich Möglichkei ten zu beträcht l ichem Mißbrauch. 3 5 7 5 Es k a m zu einer 
Vielzahl von staatl ichen Initiativen, die die Wohnungsno t langfrist ig lösen sollten, aber 
scheiterten.3 5 7 6 
Charakter is t ischstes Merkmal der Wohnungspol i t ik der Franco-Ära war die Pro-
duzen t ensubven t ion . Developern w u r d e n Zuschüsse, Förderdar lehen u n d Steuervortei le 
f ü r den Bau von W o h n u n g e n gewährt , die fast immer z u m Verkauf angebo ten wurden , 
u n d der hoch regulierte Finanzsektor war verpflichtet, die er forder l ichen Finanzmit te l 
zu S o n d e r k o n d i t i o n e n zur Verfügung zu stellen.3577 Langfrist ige F inanz ie rungen waren 
3567 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 562; Oxley/Smith (1996), S. 15. 
3568 Vgl. Klein (1988), S. 287. 
3569 Vgl. Klein (1988), S. 104. 
3570 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 130 f.; Sänchez Villar (1992); Alberdi/Levenfeld (1996), S. 174. 
3571 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 167; Balchin (1996d), S. 151. 
3572 Vgl. Balchin (1996d), S. 154. 
3573 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173; Balchin (1996d), S. 162. 
3574 Vgl. Klein (1988), S. 54. 
3575 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 167; Balchin (1996d), S. 151. 
3576 Vgl. Klein (1988), S. 54. 
3577 Vgl. Klein (1988), S. 64; Balchin (1996d), S. 151 f.; McCrone/Stephens (1995), S. 97, 99. 
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n u r im regulierten Segment des Kapi ta lmarkts erhältlich.3578 Frei f inanzier te W o h n u n g e n 
w u r d e n du rch ein Quo t i e rungssys t em gezielt begünstigt.3579 
Treffsicherheit u n d Effizienz der massiven N e u b a u f ö r d e r u n g waren in h o h e m M a ß e 
unbefr iedigend.3 5 8 0 In neuen Wohnan lagen fehlten oft essentielle In f ra s t ruk tu re in r i ch -
tungen.3 5 8 1 Private Bauträger ve re innahmten den Großte i l der Förderungen,3 5 8 2 d e n n sie 
adminis t r ie r ten die Weiter lei tung der Förderdarlehen an die Käufer u n d wähl ten die zu 
begüns t igenden Hausha l te aus.3583 W ä h r e n d die geförder ten W o h n u n g e n p r i m ä r an Fa-
milien mit t leren E i n k o m m e n s ve räußer t wurden, war bis zur Hälf te der vielen Woh-
nungssuchenden Familien a u ß e r s t a n d e waren, eine von pr ivatwir tschaf t l ichen P r o m o t o -
ren err ichtete N e u b a u w o h n u n g zu erwerben.3584 Ein unverhä l tn i smäßig g roßer Anteil 
der Fördermit te l floss in die Entwick lung teurer, fü r breite Schichten der Bevölkerung 
nicht bezahlbarer Wohne inhe i t en , viele Urbanen Bauvorhaben blieben unvollendet.3 5 8 5 
Seit Mi t te der siebziger Jahre verursachten zudem die rasch steigenden Inf la t ionsra ten 
z u n e h m e n d größere Schwierigkeiten f ü r das Fördersystem.3586 
Im Zuge der Demokra t i s i e rung , in einer Zeit, in der sich in den ande ren m a r k t -
wir tschaf t l ichen Ländern Europas die Subvent ionierung des wohnungswi r t schaf t l i chen 
Sektors von der P r o d u z e n t e n f ö r d e r u n g aus Zeiten massiver W o h n u n g s n o t u n d dyna-
mischer wir tschaf t l icher Entwicklung hin zu einer stärkeren Gewich tung vertei lungs-
poli t ischer Zielsetzungen in e inem Klima niedrigeren wir tschaft l ichen W a c h s t u m s ver-
lagerte, w u r d e in Spanien anstelle der E inführung von Wohnbeih i l fen die Z ie lg ruppe 
der W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g auf fast alle Bevölkerungsschichten ausgedehnt.3 5 8 7 Die 
oberen sozialen Schichten prof i t ieren von einer der großzügigsten s teuerl ichen För-
de rungen in der Europä ischen U n i o n . Für die mit t leren u n d unte ren Schichten, ins-
besondere fü r Ersterwerber , wird e inkommensbezogene , an Pre isbeschränkungen bei 
Wiederverkauf ode r Vermie tung gebundene Direk t förderung kostengünst igen W o h -
nungsbaus in einer Großzügigkei t gewähr t , wie sie fast n i rgendwo in Europa zu f inden 
ist.3588 
7.2.5 Die verte i lungspol i t i schen Konsequenzen 
Das Versagen des W o h n u n g s m a r k t e s , in der Phase dynamischen S tad twachs tums u n d 
scharfer Wohnsegrega t ion zwischen den Stadtteilen der Mittel- u n d Obersch ich ten u n d 
den of t a m S tad t rand als spon tane Siedlungen ents tehenden Arbei terquar t ieren ein aus-
reichendes Angebot an Niedr igpre i swohnungen bereit zu stellen, w u r d e verstärkt d u r c h 
3578 Vgl. Alonso (1993), S. 202. 
3579 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 574; Balchin (1996d), S. 151 f. 
3580 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 167. 
3581 Vgl. Balchin (1996d), S. 157. 
3582 Vgl. Wynn (1984), S. 141. 
3583 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
3584 Vgl. Wynn (1984), S. 141; Rafols Esteve (1978), S. 67. 
3585 Vgl. Balchin (1996d), S. 157. 
3586 Vgl. Cortes (1995), S. 274 f. 
3587 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 116; Leal (1998a), S. 1 f. 
3588 Vgl. Santillana (1980), S. 838; Pareja/Riera (1994), S. 168; McCrone/Stephens (1995), S. 105, 111; 
Levenfield (1998), S. 2; Leal (1998a), S. 1 f. 
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die Inzidenz der Fördermittel .3 5 8 9 Die soziale Treffsicherheit einer zu e inem großen Teil 
Wachstums-, k o n j u n k t u r - u n d beschäf t igungspol i t i schen Zielsetzungen d ienenden O b -
jekt förderung f ü r das W o h n e i g e n t u m , deren Empfänger private Developer und nicht , 
wie in den meisten Ländern Europas , gemeinnütz ige Wohnungsgesel lschaf ten waren, er-
wies sich als ausgesprochen gering.3590 Private Bauträger, überwiegend Angehörige der 
Mittel- u n d Ober sch ich ten ,ve re innahmten den Großtei l der Förderungen, denn sie ad-
minis t r ier ten die Weiter le i tung der Förderdar lehen an die Käufer und wählten die zu be-
günst igenden Hausha l te aus, die lediglich in der Lage sein muss ten , die Miete oder den 
Kaufpreis zu tragen.3591 Häu f ig war es mögl ich , geförder te W o h n u n g e n zu Marktpre isen 
zu verkaufen ode r zu vermie ten u n d mit Fördermi t te ln W o h n r a u m für höhere E inkom-
mensschichten zu err ichten u n d mi t bet rächt l ichen Gewinnmargen an diese zu verkau-
fen.3592 Selbst die von öffent l ichen u n d paraöffent l ichen Bauträgern err ichteten H a u p t -
wohnsi tze k o n n t e n nach fünf Jahren Ha l tedauer zu Marktpre isen veräußer t werden.3 5 9 3 
Nach Übergang zur Sub jek t fö rde rung im Kontext der Demokra t i s ie rung überst ieg 
der indirekte Aufwand in der F o r m stark regressiver S t eue rminde re innahmen die direk-
ten Subvent ionen , deren soziale Treffsicherheit wei terhin gering blieb.3594 Am meisten 
prof i t ier ten die Hausha l te der Al tersgruppe der 25-30- jähr igen mit zwei E i n k o m m e n s -
beziehern.3595 Die langjährige Praxis der pr ivaten Bauträger, selbst die Käufer für ihre 
geförder ten N e u b a u w o h n u n g e n auszuwählen u n d regelmäßig Zusatzzahlungen außer -
halb der offiziellen Preisgrenzen a n z u n e h m e n , erleichterte die U m g e h u n g der För-
derungsbes t immungen . 3 5 9 6 Steuervortei le und Förderdar lehen t rugen dazu bei, den Bau 
vieler Zwe i twohnungen zu finanzieren.3 5 9 7 Die Fö rde rung des Bestandserwerbs w u r d e 
häuf ig d a f ü r eingesetzt, schwer verkäufl iche N e u b a u w o h n u n g e n abzusetzen.3598 Das 
z u m Schutz e inkommensschwäche re r Hausha l te implement ie r te System der Preisober-
grenzen f ü h r t e in Zeiten explodierender Baulandpreise zu Qua l i t ä t sminderungen u n d 
Nutzf lächeneinsparungen. 3 5 9 9 
O b w o h l stark regressiv, ist das schiere A u s m a ß der Wohne igen tums fö rde rung einer 
der G r ü n d e dafür , dass auch Beziehern relativ niedriger E i n k o m m e n der Erwerb von 
W o h n e i g e n t u m mögl ich ist.3600 Das hat zur Folge, dass das Wohnen zur Miete u n d dami t 
auch die Möglichkei t der Gewinnerz ie lung aus Vermietung und die Tendenz z u m Lob-
by ismus mark tmäch t ige r Vermie te rgruppen in Richtung der G e w ä h r u n g stark regressi-
ver F ö r d e r u n g fü r ein f ü r brei te Schichten der Bevölkerung konzipier tes Mie twohnungs -
angebot ext rem unin te ressan t wird , sodass Mie twohnungen fast ausschließlich für das 
3589 Vgl. Klein (1988), S. 32; Wynn (1984), S. 140-142. 
3590 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 167. 
3591 Vgl. Tamanes (1980b), Bd. I, S. 572; Wynn (1984), S. 140-142; McCrone/Stephens (1995), S. 100. 
3592 Vgl. Wynn (1984), S. 140-142; McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
3593 Vgl. Wynn (1984), S. 140-142. 
3594 Vgl. Wynn (1984), S. 146; McCrone/Stephens (1995), S. 115; Balchin (1996d), S. 160; Cortes (1995), 
S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/Riera (1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), S. 705. 
3595 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 703 f. 
3596 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 100; Levenfield (1998), S. 3. 
3597 Vgl. Cortes (1995), S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/Riera (1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), 
S. 700, 705. 
3598 Vgl. Levenfield (1998), S. 3. 
3599 Vgl. Cortes (1998), S. 10. 
3600 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 710-712; McCrone/Stephens (1995), S. 105,111; Alberdi/ Levenfeld 
(1996), S. 177, 181. 
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oberste Mark t segment errichtet werden.3 6 0 1 Zwar hat die Spannwei te der W o h n u n g s p o l i -
tik nie ausgereicht, die wei t re ichende famil iäre Hilfe bei W o h n u n g s b e d a r f zu ersetzen, 
aber sie mach te es möglich, innerha lb der Großfami l i e Angehör igen in schwierigen Le-
benslagen im Famil ienheim Obdach u n d vielfältige prakt i sche Hilfe zu gewähren.3 6 0 2 
Die einseitige Begünst igung des W o h n e i g e n t u m s d u r c h die Wohnungspo l i t i k füh r t e 
jedoch, insbesondere du rch das Versagen des Staates, ein öffent l iche M i e t w o h n u n g s -
angebot bereit zu stellen, zu einer wachsenden Polar is ierung zwischen der Mehrhe i t 
der Bevölkerung im Wohne igen tum u n d den ä rms ten sozialen Schichten, deren W o h -
n u n g s n o t weitestgehend ungelöst blieb,3603 u n d im Förde r schema f ü r Hausha l te mit 
sehr niedr igem E i n k o m m e n war die Rate der Zwangsvers te igerungen vergleichsweise 
hoch , o h n e dass etwas dagegen u n t e r n o m m e n wurde.3 6 0 4 Auf die E i n f ü h r u n g eines 
Wohngeldsys tems w u r d e zugunsten einer begrenzten s teuerl ichen Absetzbarkeit von 
Mie tzahlungen verzichtet.3605 
7.2.6 Makroökonomische Auswirkungen der Wohnungspol i t ik 
In weit s tärkerem M a ß e als in anderen europä ischen Ländern w u r d e das w o h n u n g s p o l i -
t ische I n s t r u m e n t a r i u m im Kontext der Entwicklungspol i t ik bis Anfang der neunz iger 
Jahre zur Förde rung Wachstums-, k o n j u n k t u r - u n d beschäf t igungspol i t i scher Zielset-
zungen eingesetzt.3606 Bis 1991 war die Angebo t s s t imul ie rung als p r imäre Zielsetzung 
der Di rek t fö rde rung anzusehen u n d die Anre izs t ruk tur fö rde r te inf lat ionist ische Ten-
denzen.3 6 0 7 
Die Dynamik des ökonomischen u n d demograph i schen Wachstumsprozesses f ü h r t e n 
zu einer h o h e n Rentabilität wohnungswir tschaf t l icher Investi t ionen u n d zu einer zentra-
len Stellung des Wohnungsbaus in der Kapitalakkumulation.3 6 0 8 Der W o h n u n g s b a u ent -
wickelte sich zu e inem der bedeutendsten u n d dynamischs ten Wachs tumssek toren der 
Volkswirtschaft , dessen beträchtl iche Beschäftigungs- u n d Mult ipl ikatoreffekte be im wir t -
schaft l ichen Aufholprozess des Landes eine nicht zu unterschätzende Rolle spielten.3609 
Die Mobil i tä t der Eigentümerhaushal te war außerorden t l i ch gering u n d ist noch heu-
te eine der niedrigsten in der Europäischen Union.3 6 1 0 Der Erwerb einer W o h n u n g wird 
als En t sche idung fü r das ganze Leben angesehen, was eine die Arbeitslosigkeit e r h ö h e n -
de u n d pro long ie rende Immobi l i tä t des Faktors Arbeit in geographischer Hinsicht zur 
Folge hat.3611 
3601 Vgl. Klein (1988), S. 70; EU Housing Ministers (1995), S. 6. 
3602 Vgl. Leal (1998a), S. 1 f. 
3603 Vgl. Balchin (1996d), S. 162; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173. 
3604 Vgl. Pareja/Riera (1993), S. 9-14. 
3605 Vgl. EU Housing Ministers (1995), S. 18. 
3606 Vgl. GESINCA (1979), S. 32; Santillana (1980), S. 819; Tamanes (1980b), Bd. I, S. 571; Wynn (1984), 
S. 123 f.; Pareja/Riera (1994), S. 167; Cortes (1995), S. 284 f.; Balchin (1996d), S. 151. 
3607 Vgl. Klein (1988), S. 74; Alonso (1993), S. 210; Cortes (1995), S. 209; Leal (1998a), S. 4; Pareja/ Riera 
(1994), S. 168; Pareja/San Martin (1999), S. 705. 
3608 Vgl. Klein (1988), S. 74. 
3609 Vgl. Wynn (1984), S. 133. 
3610 Vgl. Rafols Esteve (1978), S. 140; Cortes (1995), S. 67. 
3611 Vgl. Fuentes Quintana (1993), S. 81 
Das Modell Spanien: Wohneigentumsförderung als Wachstums- und Entwicklungspolitik 319 
7.2.7 Aktuel le Probleme und Ausblick 
Die fehlende Auswei tung des Baulandangebots t rotz stärkerer W ohnungsna c h f r a ge ließ 
die Preise fü r Bauland ab 1986 stark ansteigen.3612 Die e inkommensad jus t i e r t en Urbanen 
Baulandpreise s ind nach Exper tenschätzungen die höchsten in Westeuropa.3 6 1 3 In Ver-
b i n d u n g mit Bodenspekula t ion füh r t dies oft zu Grundkos tenante i len von der Hälf te 
des Gesamtpre ises einer Wohnung. 3 6 1 4 Trotzdem h o b das neue Bodengesetz die im euro-
päischen Vergleich äußers t unzure ichenden Möglichkeiten der K o m m u n e n , Einfluss auf 
Art u n d Ze i t punk t der Bebauung zu n e h m e n u n d einen Teil der Bodenwer ts te igerungen 
zuguns ten der Allgemeinheit abzuschöpfen , nahezu vollständig auf.3615 
Da sich Spanien von ande ren europäischen Staaten durch das fast vollständige Fehlen 
von Soz ia lwohnungen unterscheidet , besteht für die unteren E inkommenssch ich ten ein 
eklatanter Mangel an bezahlbarem Wohnraum. 3 6 1 6 Bei e inem Überangebots an W o h n -
r a u m in Regionen a b n e h m e n d e r Bevölkerung sind viele Haushal te nicht in der Lage, 
a m gewünsch ten W o h n - u n d Arbei tsor t eine W o h n u n g zu erwerben.3 6 1 7 Die sehr weni-
gen, a u f g r u n d ihrer Kostenobergrenzen äußerst preiswerten E igen tumswohnungen , die 
v o m öffent l ichen Sektor err ichtet werden decken bei weitem nicht den Bedarf.3618 A m 
meisten be t rof fen sind junge Leute, die durch den Mangel an billigen M i e t w o h n u n g e n 
auch mit ger ingem E i n k o m m e n u n d fehlenden Ersparnissen zum W o h n u n g s k a u f ge-
zwungen sind.3619 In zahlreichen Fällen leben noch über 30-jährige bei den Eltern.3620 
Die sozialen Folgen der Mie t e rhöhungen und des Mieterschutzabbaus fü r die un te rs -
ten sozialen Schichten k ö n n e n d u r c h den verschwindend kleinen Sozia lwohnungssektor 
nicht abgeschwächt ode r gar aufgefangen werden.3621 Akute W o h n u n g s n o t , vorrangig 
d u r c h I m m i g r a t i o n verursacht , konzent r ie r t sich auf die großen Städte.3622 Zuwanderer , 
Langzeitarbeitslose, Hausha l te mi t geringem E i n k o m m e n , Alleinerziehende u n d Behin-
der te laufen Gefahr , marginal is ier t u n d schließlich wohnungs los zu werden.3 6 2 3 
3612 Vgl. Cortes (1995), S. 299,357 f.; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173, 185 f. 
3613 Vgl. Comisiön de Expertos sobre Urbanismo (1994), Vol II. 
3614 Vgl. European Parliament (DG 4) (1996), S. 23; Alberdi/Levenfeld (1996), S. 185 f. 
3615 Vgl. Cladera/Bruns (2000), S. 551. 
3616 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 173-175. 
3617 Vgl. Pareja/Riera (1994), S. 165; Pareja/San Martin (1999), S. 709. 
3618 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 99. 
3619 Vgl. Comite de Expertos (1992), S. 75; Pareja/San Martin (1999), S. 703. 
3620 Vgl. Cortes (1998), S. 2, 15. 
3621 Vgl. Alberdi/Levenfeld (1996), S. 184; Balchin (1996d), S. 158. 
3622 Vgl. Pareja/San Martin (1999), S. 700. 
3623 Vgl. EU Housing Ministers (1996), S. ES 3, 21. 
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7.3 Das Model l Schweden: Der Versuch einer Dekommodi f i z i erung der 
Wohnungsversorgung 
7.3.1 Wohnungspol i t ik als integraler Bestandteil des schwedischen 
Wohlfahrtsstaates 
Sozialpolitik im schwedischen Sinne setzte sich das Ziel, d e m einzelnen Mi tbü rge r in der 
ö k o n o m i s c h e n , pol i t ischen u n d persönlichen Sphäre den Zugang zu den er forder l ichen 
Ressourcen zu e rmögl ichen . Das beinhaltete, dass die Aufgabe des Staates nicht n u r da-
rin gesehen wurde , ein soziales Netz bereit zu stellen, sondern ebenso dar in , d ie Selbst-
hilfe zu e rmögl ichen . Die In tervent ionen des Staates s trebten nicht n u r Gle ichmäßigkei t 
staatlicher Hilfe an, sonde rn auch ein individuell gleichmäßiges wohlfahr tss taa t l iches 
Ergebnis. Dieses sozialpolit ische Ideal der öffent l ichen u n d privaten Verantwort l ichkei t 
fü r das Wohlergehen des einzelnen u n d der Gesellschaft prägte die Gese tzgebung im 
Steuerrecht , in den Arbei tsbeziehungen, im Sozialrecht, in den sozialen Leis tungen des 
Staates, in Bildungs- , Gesundhei t s - u n d Wohnungswesen . Der schwedische Sozialstaat 
ist allgemein u n d umfassend , unters tütz t d u r c h selektive Hilfe in besonde ren Fällen. 
Alle Bürger s ind Mitgl ieder desselben Netzwerks sozialer Einrichtungen.3 6 2 4 
In der Verfassung Schwedens ist nicht nu r das Recht auf Ausbi ldung u n d Arbei t , son-
dern auch das Recht auf W o h n u n g festgeschrieben.3625 Da eine quali tat iv hochwer t ige 
Versorgung mit W o h n r a u m u n d der komplemen tä r en öffent l ichen In f r a s t ruk tu r als so-
ziales Recht angesehen wurde , kann die schwedische Wohnungspo l i t ik eines regulierten 
Marktes als dekommodi f i z i e r end bezeichnet werden. Als ein Eckpfeiler des schwe-
dischen Wohlfahr tss taa tes w u r d e sie als nat ionaler Auftrag, „one na t ion project" , ange-
sehen, zu d e m fast die gesamte Bevölkerung in der Form materiel ler Konzessionen bei-
t rug und w o die Ergebnisse nicht einer besonderen Gruppe , s o n d e r n der gesamten 
Bevölkerung zugute k o m m e n sollten.3626 Im Zeitablauf wurde dabei ein im in te rna t iona -
len Vergleich einzigartiger Lösungsansatz fü r den wohnungswir t schaf t l i chen Sektor ent-
wickelt, der vielerorts a u f m e r k s a m beobachtet u n d zum Teil auch nachgeahmt wurde.3 6 2 7 
Das schwedische Model l der Wohnungspol i t ik wurde häuf ig als Erfolgsstory apos t ro -
phier t u n d erregte in te rna t ional Aufmerksamkei t , weil es gelungen schien, das P rob lem, 
dass infolge einer rap iden Urbanis ie rung bei tendenziell niedrigen H a u s h a l t s e i n k o m m e n 
bezahlbares W o h n e n in akzeptabler Quali tät fü r viele Hausha l te nicht mögl ich war, 
d u r c h eine gut koordin ier te , den Inputsektor , die P roduk t ion , die Allokat ion u n d den 
O u t p u t s e k t o r umfassende Politik zu lösen.3628 Das gesellschaftliche Ziel bes tand dar in , 
die gesamte Bevölkerung mit gesunden, geräumigen und zweckmäßig ausgestat te ten 
Wohne inhe i t en guter Qual i tä t zu akzeptablen Wohnkos ten , spezifiziert als max ima l 
20 % des N e t t o e i n k o m m e n s , zu versorgen,3629 das Niveau des W o h n k o n s u m s aller H a u s -
halte zu e rhöhen , die Wohnkos t en vergleichbarer Wohne inhe i ten unterschiedl icher Bau-
jahre u n d E i g e n t u m s f o r m e n auf gleichem Niveau zu halten, die A p p r o p r i i e r u n g von 
3624 Vgl. Swedish Institute (1986a). 
3625 Vgl. Strömberg (1993), S. 317. 
3626 Vgl. Matti (1986), S. 35. 
3627 Vgl. Strömberg (1993), S. 315. 
3628 Vgl. Strömberg (1993), S. 305; Park (1991), S. 4. 
3629 Vgl. Swedish Institute (1986b); Englund/Hendershott/Turner (1995), S 1. 
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Wertzuwächsen bei Immobi l i en d u r c h private Wir tschaf tssubjekte zu begrenzen sowie 
spekulatives Verhalten und u r b a n e Segregation zu verhindern.3 6 3 0 
Über einen langen Ze i t r aum w u r d e n durch Aufbau u n d Förde rung en tsprechender 
Interessengruppen sukzessiv die Grenzen der poli t ischen Machbarkei t ausgeweitet, mit 
deren Hilfe ein ausreichendes M a ß an Kontrolle über die strategischen Ressourcen Bo-
den, Kapital und Arbeit en t s tand , u m den gesamten wohnungswir t schaf t l i chen Sektor in 
der gewünschten Weise zu lenken, die Einr ich tung der Kommiss ion f ü r wohnungspo l i -
tische Fragen ermöglichte die E i n b i n d u n g der involvierten G r u p p e n u n d Verwaltungs-
ebenen in einen Prozess inst i tut ional is ier ten Lernens u n d systematischer Planung, Im-
plement ie rung und Evaluierung.3631 Der daue rha f t e gesamtgesellschaftl iche Konsens 
ermöglichte den Aufbau einer hochgrad ig effizienten Bürokrat ie u n d bildete die G r u n d -
lage für die Kooperat ion des pr ivaten Sektors.3632 
Im Zweiten Weltkrieg verlor das private Kapital seine Führungsro l le und gewann sie 
nie zurück.3633 Mit Kriegsende w u r d e n die In te rven t ionen in den wohnungswir t schaf t l i -
chen Sektor, wie bereits in den f rühen dreißiger Jahren in volkswirtschaft l icher Stringenz 
und Klarheit von der Kommiss ion f ü r wohnungspol i t i sche Fragen konzipier t , v o m bis-
her nu r möglichen Ad-Hoc -Kr i s enmanagemen t zu einer umfas senden Dekommodi f i z i e -
rung ausgeweitet.3634 Der Wohnungssek to r w u r d e wie Ausbi ldungs- u n d Kommunika t i -
onsinvest i t ionen den Inf ras t ruktur le i s tungen des Staates zur Fö rde rung der industriel len 
Entwicklung zugeordnet u n d en t sp rechend sorgfältig geplant u n d gesteuert . Der Bau 
von W o h n u n g e n erfolgte un t e r der Regie der K o m m u n e n zu der Zeit u n d an d e m Or t , 
wo Arbeitsplätze ents tanden u n d zu e inem Preis, den der Durchschn i t t sbürger sich leis-
ten konnte.3 6 3 5 
Die Wohnungspol i t ik der Nachkriegsära war im in te rna t iona len Vergleich quali tat iv 
und quant i ta t iv außerordent l ich erfolgreich.3636 In k a u m einem Land verbesserte sich 
die Wohnqual i tä t so dramat i sch in so kurzer Zeit, die 1958 noch klar feststellbaren Un-
terschiede zwischen Mit te ls tands- u n d Arbeitervierteln waren schon 1974 fast ver-
schwunden u n d durch einen ex t rem h o h e n W o h n s t a n d a r d fü r alle Bevölkerungsschich-
ten ersetzt worden.3 6 3 7 Vermut l ich hä t te bei einer rechtl ichen Zulässigkeit des 
S tockwerkwohneigentums in Analogie z u m deu tschen Wohneigen tumsgese tz u n d der 
dami t ve rbundenen Möglichkeit , W o h n u n g e n in e inem Mehr fami l i enhaus einzeln zu 
veräußern , der pr ivatwir tschaft l iche Mie twohnungssek to r noch wesentlich schneller an 
Bedeutung verloren.3638 
Nach Ü b e r w i n d u n g der W o h n u n g s n o t in den siebziger Jahren begünst igten auch in 
Schweden die Subvent ionen des wohnungswi r t schaf t l i chen Sektors die Wohlhabenden 
und das Wohne igen tum, jedoch in weit ger ingerem A u s m a ß als in anderen Staaten der 
OECD.3639 Das lange Zeit geübte Ver t rauen in korpora t ive S t ruk turen füh r t e auch zu 
3630 Vgl. Matti (1986), S. 14. 
3631 Vgl. Headey (1978), S. 249 f.; Brink (1988), S. 99. 
3632 Vgl. Headey (1978), S. 59. 
3633 Vgl. Headey (1978), S. 45. 
3634 Vgl. Dickens et al. (1985), S. 135; Strömberg (1993), S. 308 f.; Davidson (1994), S. 62. 
3635 Vgl. Strömberg (1993), S. 320 f. 
3636 Vgl. Headey (1978), S. 44. 
3637 Vgl. Headey (1978), S. 50. 
3638 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 130. 
3639 Vgl. Matti (1986), S. 34. 
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bürokra t i schen Auswüchsen u n d gruppenspezi f i schen Eigeninteressen, die Wettbe-
werbsintensi tä t in der Bauwir tschaf t , vor allem im vorgelagerten Baustoffsektor, fiel auf 
ein bedenkl ich niedriges Niveau zurück.3 6 4 0 
7.3.2 Die Struktur des Wohnungsbes tands 
Das schwedische „Built E n v i r o n m e n t " ist wahrscheinl ich der g röß te staatlich kont ro l -
lierte u n d fast vollständig in sich geschlossene Wir t schaf t ssek tor in der westlichen 
Welt.3641 Der W o h n u n g s b e s t a n d ist der mode rns t e , der W o h n s t a n d a r d einer der höchs-
ten Europas.3642 F lächennu tzungsp lanung , k o m m u n a l e s Dienst le is tungsangebot , öf fent -
licher Verkehr, Schulen, Kindergär ten u n d Spielplätze sind von hoher Qual i tä t . Die 
Wohnungsve r so rgung der un te ren u n d mit t leren E inkommenssch ich ten ist wahrschein-
lich die beste Europas.3643 Die soziale Dif ferenzierung der Wohnvier te l ist eher subtil.3644 
7.3.3 Die Bodenpol i t ik 
Der Bodenmark t w u r d e wei tes tgehend dekommodi f i z i e r t , i n d e m die K o m m u n e n po ten-
tiellen Urbanen Boden volls tändig oder im g roßen Stil z u m Preis der gegenwärtigen Nu t -
zung e rwarben und in Pacht vergaben. Die h o h e n Einstiegskosten u n d die langfristige 
Kapi ta lb indung be im A u f b a u u n d M a n a g e m e n t eines k o m m u n a l e n Bodenpachtsystems, 
die viele Länder von dessen E i n f ü h r u n g abschreckten, w u r d e n d u r c h intelligente Nu t -
zung gesamtwir tschaf t l icher Krisenphasen niedr ig gehalten, sodass das System in vielen 
Fällen schon nach kurzer Zeit selbst finanzierend war.3645 
Als Ergebnis Jahrzehnte langer Aktivi täten auf d e m B o d e n m a r k t ihres Einzugsgebiets 
besitzen die K o m m u n e n typischerweise den g röß ten Teil der Baulandreserven ihrer Re-
gion.3646 So verfügen sie über eine bessere Kontrolle von Bauland als K o m m u n a l b e h ö r -
den vergleichbarer Länder.3647 Die Beschränkung der Bebauung auf k o m m u n a l e s und er-
gänzend auf von den K o m m u n a l b e h ö r d e n konzessionier tes Bauland, das über ungefähr 
gleiche preisliche u n d quali tat ive Parameter verfügt , sch i rmt das W o h n b a u l a n d erfolg-
reich von der Preisentwicklung auf d e m gewerbl ichen B o d e n m a r k t ab u n d sorgt effizient 
dafür , dass die Bodenwer ts te igerungen d u r c h Bebauung u n d wir tschaft l iche Entwick-
lung d e m Gemeinwesen u n d nicht einzelnen Wir t schaf t sub jek ten zufallen.3648 Da z u d e m 
Bebauungspläne selten geänder t werden u n d die K o m m u n e n im Zuge ihrer Boden-
3640 Vgl. Headey (1978), S. 44; Matti (1986), S. 36; Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451; Barlow/ 
Duncan (1992), S. 158. 
3641 Vgl. Headey (1978), S. 44. 
3642 Vgl. Balchin (1996c), S. 73; Boverket (1994), S. 130 ff.; Boelhouwer/Heijden (1992), S. 246 f.; Turner 
(1997b), S. 479. 
3643 Vgl. Headey (1978), S. 47. 
3644 Vgl. Headey (1978), S. 54. 
3645 Vgl. Park (1991), S. 109,122,255. 
3646 Vgl. Anas et al. (1990), S. 35. 
3647 Vgl. Strömberg (1993), S. 318. 
3648 Vgl. Park (1991), S. 179; Barlow (1993), S. 1131. 
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akquis i t ionspol i t ik eine äußers t konservat ive Preispolitik verfolgen, erwies sich private 
Bodenspekula t ion selten als Gewinn bringend.3 6 4 9 
7.3.4 Die Förderpolit ik 
Die Ins t rumen te , die diesen Erfolg herbe i führ ten , sind, typisch für das schwedische 
wohlfahr tss taa t l iche Modell , al lgemein und umfassend.3650 W o h n u n g s b a u , Modernis ie-
rung und W o h n u n g s n u t z u n g w u r d e n in ungewöhnlich h o h e m M a ß e von der ö f fen t -
lichen H a n d subventioniert .3 6 5 1 U m die Wohn- und In f ras t ruk turkos ten bei hohe r 
Wohnqua l i t ä t in e inem akzeptablen R a h m e n zu halten, erfolgten beträcht l iche Interven-
t ionen im Bau-, Boden- u n d Kapi ta lmarkt mit denen es gelang, die Baukosten im inter-
na t ionalen Vergleich niedrig zu halten.3652 Die zum Einsatz k o m m e n d e n wohnungspo l i -
t ischen I n s t r u m e n t e bes tanden aus einer weitgehenden D e k o m m o d i f i z i e r u n g des 
Baulandangebots , Z inssubven t ionen fü r Neubauten , Wohnkos tenbe ih i l fen sowie der 
steuerl ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g nach dem Investit ionsgutmodell .3 6 5 3 Im Bausek-
tor w u r d e n h o h e Anreize fü r a rbe i t ssparenden technischen Fortschri t t , S tandard is ie rung 
u n d Vorfer t igung gesetzt.3654 
Die h o h e Effizienz der schwedischen Wohnungspol i t ik lässt sich vor allem auf die De-
k o m m o d i f i z i e r u n g des Bodenmark te s u n d des Bauf inanzierungsmarktes zu rück füh ren , 
w o m i t der diesen Märk t en i n n e w o h n e n d e n Tendenz zu kurzfr is t igem Denken , Unte r -
investi t ion, Spekula t ion und ausgeprägter Zyklizität entgegengewirkt wurde.3 6 5 5 Beson-
deres Gewicht be izumessen ist dabei d e m hohen Grad k o m m u n a l e r Selbstverwaltung 
kombin ie r t mi t de r Entwicklung h o h e r fachlicher Kompetenz in Verb indung mit einer 
weit voraus s chauenden k o m m u n a l e n Bodenvorratspoli t ik einschließlich der Vergabe in 
Pacht anstelle des Verkaufs sowie d e m System der an Kondi t ionen gebundenen umfas -
senden Bereitstellung langfrist iger zinsgünstiger Finanzierung durch den Staat, der da-
mit festlegte, wo, w a n n , wie u n d zu welchen Boden- und Baukosten W o h n r a u m err ich-
tet wurde.3 6 5 6 Auch w e n n die k o m m u n a l e n Wohnungsbaugesel lschaf ten vergleichsweise 
bessere Dar l ehenskond i t ionen erhiel ten, wurde doch fast der gesamte W o h n u n g s b a u , 
der E igenhe imbau durchschni t t l icher Qual i tä t , der genossenschaft l iche W o h n u n g s b a u 
sowie der allen E inwohne rn zugängl iche öffentliche Mie twohnungsbau , in den Wir-
kungsbereich der Wohnungsbaupo l i t i k einbezogen.3657 Der ante i lsmäßig über d e m 
Durchschni t t der Europä ischen U n i o n liegende Mie twohnungssektor im k o m m u n a l e n 
öffent l ichen E i g e n t u m ü b e r n a h m die Rolle eines Mark t führe r s in e inem einhei t l ichen 
Mietsystem fü r den gesamten Mie twohnungssektor , während er in anderen Staaten der 
3649 Vgl. Anas et al. (1990), S. 36. 
3650 Vgl. Matti (1986), S. 16. 
3651 Vgl. Vogel (1992), S. 153; Turner (1997a), S. 36. 
3652 Vgl. Strömberg (1993), S. 318. 
3653 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 450; Barlow/Duncan (1994), S. 31; Englund/Henders-
hott/Turner (1995), S 1. 
3654 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 31. 
3655 Vgl. Barlow/Duncan (1992), S. 97. • 
3656 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 449 f.; Park (1991), S. 251; Barlow (1993), S. 1131; Da-
vidson (1994), S. 189; Davidson (1999), S. 464. 
3657 Vgl. Strömberg (1993), S. 317. 
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Europäischen Un ion mit vergleichbar h o h e m Sozialwohnungsantei l d ä m p f e n d auf die 
Mieten des pr ivaten Sektors wirkte.3658 
7.3.5 Die vertei lungspol i t ischen Konsequenzen 
Ein charakter is t isches Merkmal schwedischer Wohnungspol i t ik im Vergleich zu ande ren 
Staaten der O E C D ist das Fehlen eines Sozialwohnungssektors , die öffent l ich bereit ge-
stellten M i e t w o h n u n g e n stehen allen Bevölkerungsschichten in gleicher Weise of fen u n d 
sollen von allen genutz t werden.3659 In ternat ional einzigartig w u r d e versucht , alle W o h n -
f o r m e n in gleicher H ö h e zu fördern u n d für eine hohe D u r c h m i s c h u n g der Wohnvier te l 
Sorge zu tragen, auch im Hinblick auf Alter und Lebenszyklusphase der Bewohner.3 6 6 0 
Die M i e t h ö h e n or ient ie r ten sich p r i m ä r an den gepoolten his tor ischen Kosten, d ie Neu-
baupre ise en t sprechen den Herstel lungskosten, nicht d e m Mark twer t u n d die Wohnbe i -
hilfen w u r d e n fü r alle W o h n f o r m e n gleichermaßen gewährt.3661 
Die niedrigen Bodenkosten, der relativ stabile Baulandmarkt sowie die Qual i tä ts- und 
Kostenkontrolle im Rahmen der Baufinanzierung ermöglichten die Bereitstellung einer ho-
hen Wohnqual i tä t zu Kosten, die sogar Haushalte mit niedrigem E i n k o m m e n tragen k o n n -
ten.3662 Als verteilungspolitisch vorteilhaft erwiesen sich der Verzicht auf einen sozialen 
W o h n u n g s b a u für die ärmeren Bevölkerungsschichten, das einheitliche Mietsystem und 
größeren Wahlmöglichkei ten der W o h n f o r m durch die wohnfo rmenneu t r a l e Förde-
rung.3663 Statt u rbaner Segregation u n d unerwünschten Vertei lungswirkungen d u r c h Bo-
denpreisentwicklungen infolge rascher Verstädterung förder te die Politik die gesellschaftli-
che Kohärenz u n d dami t Stabilität u n d wirtschaftliches Wachs tum. Soziale u n d ethnische 
Segregation u n d Armutsfal len konnten so weitgehend vermieden werden, und es w u r d e ein 
Anreiz geschaffen, h o h e Wohnqual i tä t für alle Bevölkerungsgruppen bereit zu stellen.3664 
7.3.6 Makroökonomische Auswirkungen der Wohnungspol i t ik 
Als wicht iger Eckpfeiler einer Wachstumsstrategie lösten die der wir t schaf t l ichen Ent-
wicklung etwas vorausei lenden anspruchsvollen wohnungspo l i t i schen S tanda rds u n d 
Ziele per se beacht l iche Mult ipl ikatoreffekte aus und un te r s tü tz ten über die Bereitstel-
lung von W o h n r a u m fü r die mobi len Mitarbei ter expandie render Sektoren in prosper ie -
renden Regionen die wir tschaft l iche Dynamik.3 6 6 5 Bis in die späten siebziger Jahre gehör-
ten die Wachs tumsra t en über viele Dekaden zu den höchs ten der Welt.3666 Die Mobi l i tä t 
ist im europä ischen Vergleich relativ hoch.3667 
\ 
3658 Vgl. Balchin (1996a), S. 16; Balchin (1996c), S. 69. 
3659 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 30 f.; Balchin (1996c), S. 77. 
3660 Vgl. Turner (1996), S. 106. 
3661 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 35. 
3662 Vgl. Davidson (1999), S. 464. 
3663 Vgl. Davidson (1999), S. 464. 
3664 Vgl. McCrone/Stephens (1995), S. 138. 
3665 Vgl. Matti (1986), S. 14 f. 
3666 Vgl. Kuznets (1966), S. 64; Wetterberg (1991), S. 25. 
3667 Vgl. Edin/Englund (1991), S. 302. 
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Die im internat ionalen Vergleich starke A b s c h i r m u n g des wohnungswir t schaf t l ichen 
Sektors von marktwir t schaf t l ichen Einflüssen u n d der außergewöhnl ich langfristige 
wohnungspol i t i sche Konsens spiegeln sich wider in ungewöhnl ich langen Wohnungs -
bauzyklen u n d einem seit 130 Jahren nahezu kons tan ten Trendverlauf mi t extrem nied-
riger Volatilität.3668 
7.3.7 Aktuelle Probleme und Ausblick 
Das schwedische Beispiel zeigt deutl ich die sich aus der Langlebigkeit u n d der Sekundär-
marktfähigkei t der W o h n i m m o b i l i e n im Zei tablauf ergebende Problemat ik einer redis-
tr ibut iven Wohnungspo l i t ik auf. Die schwedische Wohnungspo l i t i k der egalitären Fein-
s teuerung erwies sich als sehr erfolgreich in der Bereitstellung neuen W o h n r a u m s . Sehr 
wenige Neubau ten w u r d e n a m freien Mark t finanziert u n d die regulierten Finanzie-
rungsregeln schienen die Chancengleichhei t aller W o h n f o r m e n zu garant ieren. So lange 
wie au fg rund der W o h n u n g s n o t der Aufgabenschwerpunk t auf der W o h n u n g s p r o d u k t i -
on lag, war W o h n u n g s b a u f ö r d e r u n g nahezu gle ichbedeutend mi t Redis t r ibut ion. Nach-
d e m n u n m e h r über 60 % der Haushal te in mi t öffent l icher Fö rde rung err ichteten, aber 
a m Sekundärmark t hande lbaren W o h n f o r m e n leben, verh inder t ihr starker polit ischer 
Einfluss eine Redis t r ibut ion im Bestand u n d bewirkt , dass die Subvent ionen des woh-
nungswir tschaf t l ichen Sektors, wenn auch noch in weit ger ingerem Ausmaß als in ande-
ren Staaten der OECD, die W o h l h a b e n d e n u n d das W o h n e i g e n t u m begünstigen.3 6 6 9 Ins-
besonders die steuerliche W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g konterkar r ie r te die redistr ibutiven 
Zielsetzungen u n d beh inder t e die Wei te rentwicklung des Kostenmietensystems.3 6 7 0 Zu-
n e h m e n d erschwert der Preisdruck auf den Bodenmärk ten den K o m m u n e n die Ergän-
zung ihrer Bodenpools.3 6 7 1 
Die schwedische Wohnungspo l i t ik ist n icht das schwächste Glied des schwedischen 
Wohlfahrtsstaates,3 6 7 2 weil die Träger des öffent l ichen W o h n u n g s b a u s als Folge der rela-
tiven G r ö ß e dieses Sektors zu den mäch t igen Elementen des poli t ischen Establ ishments 
gehören,3673 seine Auswei tung u n d S tü t zung be ruh t en u n d be ruhen weiterhin auf e inem 
breiten Konsens.3674 So zeigte eine 1985 erschienene, auf Me inungsumf ragen be ruhende 
Studie, dass fast zwei Drit tel der Bürger die Rolle des Staates aufrechterhal ten oder aus-
gedehnt wissen wollen.3673 Die öffent l iche Veran twor tung für die Sozialpolitik u n d in be-
sonderem M a ß e für das W o h n e n ist nach wie vor stark. Lösungen werden innerhalb des 
Systems, nicht im Systemwechsel gesucht.3676 Das Subvent ionsniveau ist bei e inem gerin-
gen Anteil selektiver Fö rde rung wei te rh in hoch , ve rbunden mit einer detaillierten, weit-
re ichenden Planungs- u n d Regulierungspraxis.3 6 7 7 Inwieweit j edoch die von e inem brei-
3668 Vgl. Barlow (1993), S. 1133; Brown (1996), S. 56; BallAVood (1999), S. 193 f. 
3669 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 462 f. 
3670 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 450; Davidson (1999), S. 467. 
3671 Vgl. Barlow (1993), S. 1129. 
3672 Vgl. Matti (1986), S. 37. 
3673 Vgl. Lundqvist/Elander/Danermark (1990), S. 451; Strömberg (1993), S. 320. 
3674 Vgl. Balchin (1996c), S. 69. 
3675 Vgl. Milner (19898), S. 186 ff. 
3676 Vgl. Brink (1988), S. 100. 
3677 Vgl. Turner (1996), S. 105. 
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ten Konsens getragene wohlfahr tss taat l iche Wohnungspo l i t i k im Rahmen der europäi -
schen Integrat ion erhal ten bleiben oder sich wande ln wird, bleibt abzuwar ten . 
7.4 Das Modell USA: Leistungsfähigkeit und Grenzen einer primär 
marktwirtschaft l ichen Allokation 
7.4.1 Die frühzeitige Weichenstel lung zugunsten des Eigenheims 
In den USA waren die Weichen schon b e d e u t e n d frühzei t iger als in Europa zuguns ten 
des W o h n e i g e n t u m s gestellt. Bereits u m die J a h r h u n d e r t w e n d e lebte k n a p p die Hälf te 
der Hausha l te im Eigenheim.3 6 7 8 Nicht zuletzt, weil m a n in den USA im Gegensatz zu 
Europa als Siedler oder Facharbei ter in der Lage war, ein Einfami l ienhaus zu err ichten 
oder zu erwerben, kamen Einwanderer aus Europa ins Land.3679 Die Möglichkeit des bal-
digen Eigenheimerwerbs fü r durchschni t t l iche Hausha l t e wurde integraler Bestandteil 
des „American Dream" , des Selbstwertgefühls der Nation.3 6 8 0 Diese frühzei t ige Weichen-
stellung zuguns ten des selbstgenutzten W o h n e i g e n t u m s war im Zeitablauf nicht m e h r 
revidierbar u n d wurde möglichst uns ich tbar d u r c h s teuerl iche u n d nichts teuerl iche In-
s t rumen te gestützt und erhal ten. 
7.4.2 Die Struktur des Wohnungsbes tands 
Amer ikaner geben einen relativ g roßen und , im Gegensatz zu Schweden, mi t z u n e h m e n -
d e m Wohls tand nicht s inkenden Teil ihres E i n k o m m e n s f ü r das W o h n e n aus. Vor die 
Wahl gestellt, verzichten sie eher auf andere Konsumausgaben , als sich im W o h n e n ein-
zuschränken.3 6 8 1 Am sichtbarsten spiegelt sich der h o h e gesamtwir tschaf t l iche Wohl-
s tand des Landes in den Voror ten der Ballungsgebiete wider , wo die Mehrhe i t der Bevöl-
kerung in geräumigen, frei s tehenden Eigenheimen in sehr ansprechend gestalteten 
Wohnvier te ln zu du rchaus akzeptablen Kosten wohnt.3 6 8 2 Die Effizienz mark twi r t schaf t -
licher Allokation sorgt für ein gutes Preis-Leistungs-Verhältnis . Kaum eine Nat ion ist 
besser mit W o h n r a u m ausgestattet . Der Markt sorgt exzellent u n d effizient fü r die, die 
d a f ü r zahlen.3683 
Weiße Hausha l te mi t mi t t le rem u n d h ö h e r e m E i n k o m m e n können , wenn sie nicht in 
einer Kleinstadt leben, wählen, in welchem Vorort u n d o b sie zur Miete oder im Eigen-
t u m w o h n e n wollen, wobei die meisten Eigentum vorziehen. Ihre Wohnvier te l sind an-
sprechend gestaltet, sicher u n d bestens ausgestattet mi t Schulen, Parks u n d Ver- u n d 
Entsorgungseinr ichtungen, , die, ebenso wie das äußere Erscheinungsbi ld , gut gepflegt 
u n d instand gehalten werden, weil die E inwohner d a f ü r S teuern zahlen und in der Lage 
sind, auf lokaler Ebene effektiv die Pe r fo rmance der Verwal tung zu steuern.3684 
3678 Vgl. Bureau of the Census (1960), S. 395, 400. 
3679 Vgl. Martens (1988a), S. 91;Grigsby (1990), S. 42; Harloe (1995), S. 60 f. 
3680 Vgl. Grigsby (1990), S. 42. 
3681 Vgl. Headey (1978), S. 188; Grigsby (1990), S. 29. 
3682 Vgl. Headey (1978), S. 175, 224; Halle« (1988), S. 189. 
3683 Vgl. Schussheim (1989); Headey (1978), S. 175 f. 
3684 Vgl. Headey (1978), S. 185, 224. 
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Der f o r t w ä h r e n d sich regional verschiebenden Nachfrage nach d e m jeweils fü r Ein-
k o m m e n , Fami l iengröße u n d Alter geeignetem W o h n r a u m steht f ü r die meisten Haus-
halte ein jederzeit ausre ichendes u n d qualitativ stark differenziertes Angebot an alten 
u n d neuen Wohne inhe i t en gegenüber.3 6 8 ' Die hohe W o h n e i g e n t u m s q u o t e ermögl icht 
über die Verfügbarkei t eines brei ten Qual i tä t sspekt rums in f ragment ie r t en Bestands-
märk ten , an denen p ro 1.000 Einwohner jährlich r u n d 15-mal so viele Wohne inhe i t en 
umgesetzt werden wie an deutschen Bestandsmärkten, auch relativ j ungen u n d weniger 
w o h l h a b e n d e n Hausha l ten den Einstieg ins Wohneigentum. 3 6 8 6 Jedem E inwohner stan-
den 1993 statistisch 60 q m Wohnf läche zur Verfügung im Vergleich zu 47 q m in Schwe-
den, 37 q m in den alten u n d 28 q m in den neuen Bundesländern.3 6 8 7 
7.4.3 D i e liberale Bodenpol i t ik 
Die Bodenpol i t ik ermögl icht weiten Kreisen der Bevölkerung den Bau eines Eigenheims 
u n d förder t die Max imie rung seines Marktwerts.3688 In den Ballungsgebieten betragen 
die Baulandpreise r u n d 2 2 % , die quali tätsadjustierten Baukosten r u n d 5 6 % des deu t -
schen Niveaus, was es amerikanischen Haushal ten ermöglicht , die gleiche Wohnf läche 
mit d e m halben Aufwand an jährl ichem Hausha l t se inkommen zu erwerben u n d somit 
r u n d 43 % m e h r Wohnf läche u n d rund 67 % mehr Bauland in Ansp ruch zu nehmen.3 6 8 9 
N u r in Ausnahmefäl len kann die lokale Gebietskörperschaft die Bebauung privaten 
Grundbes i tzes untersagen, aber sie kann Beschränkungen auferlegen.3690 Erweitert m a n 
das t radi t ionelle monozen t r i sche Mil ls-Muth-Alonzo-Model l , g e m ä ß d e m sich die Dyna-
mik u rbane r Dezentralisationsprozesse aus steigenden Rea le inkommen u n d s inkenden 
Transpor tkos ten ergibt, u m die Abziehbarkeit von Hypothekenzinsen u n d Grunds teue r -
zahlungen von der E inkommens teuer sowie u m restriktive Bebauungsvorschr i f ten wie 
Mindes tparze l lengrößen u n d endogenisiert m a n die P roduk t ion öffent l icher Güte r der-
gestalt, dass sie mi t d e m Durchschn i t t se inkommen der E inwohner ansteigt, so erhält 
m a n das US-amerikanische Siedlungsmuster, Stratifikation nach H ö h e des E i n k o m m e n s 
v e r b u n d e n mi t e inem Niedergang der Innenstädte . Da die amer ikanische Gesellschaft wie 
keine andere demokra t i sche Gesellschaft von Mul t ikul tura l i smus und Mult iethnizi tät ge-
prägt ist, sind zusätzlich sozialökologische Model l theorien, wie das Stadtsektorenmodel l 
nach Burgess, und ihre Weiterentwicklungen wie die Segregationstheorie auf den ame-
rikanischen W o h n u n g s m a r k t anwendbar.3691 
Die fü r die F lächennutzungsp lanung der s u b u r b a n e n Regionen der Ballungsgebiete 
zus tändigen Gebie tskörperschaf ten sind im in ternat ionalen Vergleich klein an geogra-
phischer A u s d e h n u n g u n d Einwohnerzahl , aber t ragen eine im Vergleich mi t anderen 
h o c h entwickelten Volkswirtschaften untypisch hohe Veran twor tung f ü r die Bereitstel-
lung vieler wichtiger öffent l icher Dienst leis tungen u n d deren Finanzierung. Ihre wich-
tigste eigene Einnahmequel le stellt eine Steuer dar, deren Erträge sich unmi t t e lba r aus 
3685 Vgl. KfW (1982), S. 6. 
3686 Vgl. Martens (1988a), S. 117 f ; Börsch-Supan (1994), S. 127; Börsch-Supan (2000), S. 33. 
3687 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 25; EU Housing Ministers (1996), S. SE 2; Börsch-Supan (2000), S. 31. 
3688 Vgl. Downs (1981), S. 52; Ladd (1998c), S. 58. 
3689 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 128. 
3690 Vgl. Grigsby (1990), S. 27. 
3691 Vgl. Gyourko/Voith (1997), S. 1 ff. 
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d e m Wert des inne rha lb der Gebietsgrenzen gelegenen Immobi l i envermögens , insbeson-
dere des der W o h n i m m o b i l i e n , ergeben.3692 Da der Nutzen der Ausgrenzung von ein-
k o m m e n s s c h w a c h e n ode r Minderhe i t enhausha l t en bei den etabl ier ten E inwohne rn in 
der Fo rm eines höhe ren Wiederverkaufswer ts des Wohnimmobi l i enbes i t zes als wichtigs-
ter F o r m der Vermögensb i ldung des Durchschni t t shaushal t s d u r c h subjektiv e m p f u n d e -
ne höhe re Wohnqua l i t ä t sowie in der Form eines präferenzgerechten u n d kos tengüns -
tigen Angebots an öffent l ichen Dienst leis tungen anfällt , während die Kosten von der 
Gesamtgesellschaft zu t ragen sind, entwickelt die F lächennutzungsp lanung in prosper ie -
renden Regionen gezielt Auflagen, die den Zuzug dieser une rwünsch t en Pe r sonengrup-
pen verhindern.3 6 9 3 Da der Nu tzen der Ausgrenzung von e inkommensschwachen ode r 
Minde rhe i t enhausha l t en bei den etablierten Einwohnern in der Fo rm subjekt iv e m p f u n -
dener höhe re r Wohnqua l i t ä t , Max imie rung des Marktwer ts des Wohn immobi l i enbes i t -
zes als wichtigster Fo rm der Vermögensbi ldung des Durchschni t t shausha l t s sowie eines 
präferenzgerechten u n d kos tengünst igen Angebots öffent l icher Dienst le is tungen anfällt , 
w ä h r e n d die Kosten von der Gesellschaft als ganzes zu tragen sind, entwickelt die Flä-
c h e n n u t z u n g s p l a n u n g in p rosper ie renden Regionen gezielt Auflagen, d ie den Zuzug die-
ser u n e r w ü n s c h t e n Pe r sonengruppen verhindern.3 6 9 4 Es entsteht ein sehr effektives Sys-
tem soz iökonomischer Segregation.3695 
In den v o m sektoralen S t ruk tu rwande l benachtei l igten Regionen lässt sich die Ent-
wicklung neuer Wohnvier te l schwer aufhal ten , sofern sie nicht von mächt igen lokalen 
In te ressengruppen gebremst wird , weil die Grundbes i tzer nicht freiwillig kompensa t i -
onslos auf ihr Baurecht verzichten.3696 Verfallende Stadtviertel u n d s u b u r b a n e Überen t -
wicklung sind die Folge.3697 
7.4.4 Die liberale Förderpolit ik 
Scheinbar bes teht die liberale amer ikanische Wohnungspo l i t ik dar in , keine Politik zu 
verfolgen, sonde rn auf eine Bereitstellung du rch den Markt zu vertrauen.3 6 9 8 Der W o h -
nungsbau einschließlich der Akquis i t ion von Bauland u n d oft auch der Bereitstellung 
großer Teile der In f r a s t ruk tu r liegt fast ausschließlich in der H a n d privater Un te rneh -
men.3699 Spekulatives Deve lopment ist der Regelfall.3700 Dabei anfal lende Bodenwerts tei-
gerungen werden volls tändig v o m privaten Sektor vereinnahmt.3 7 0 1 Da dieses Marktver-
t rauen aber nicht p r i m ä r auf d e m Glauben an die Allokationseffizienz des Marktes 
zurück zu f ü h r e n ist, sonde rn , insbesondere bei allen Angelegenheiten, die Immobi l i en 
und u r b a n e E igen tumsrech te an Grundbes i t z betreffen, wei tgehend auf der Furcht vor 
staatl ichen In te rven t ionen be ruh t , greift der Staat mi t indirekten, m a r k t k o n f o r m 
3692 Vgl. Pressman/Wildovsky (1973); Netzer (1962), S. 190 ff. 
3693 Vgl. Babcock/Besselman (1973), S. 25; Headey (1978), S. 186; Dowall (1988), S. 174. 
3694 Vgl. Babcock/Besselman (1973), S. 25; Headey (1978), S. 186; Dowall (1988), S. 174. 
3695 Vgl. Headey (1978), S. 186. 
3696 Vgl. Hallett (1988), S. 192 f. 
3697 Vgl. Dowall (1988), S. 166. 
3698 Vgl. Headey (1978), S. 185, 224. 
3699 Vgl. Hallett (1988), S. 183. 
3700 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 34. 
3701 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 31. 
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wi rkenden u n d k a u m sichtbaren In s t rumen ten sehr massiv im Sinne der Präferenzen 
der einflussreichen Lobbygruppen u n d der Mehrhe i t der Wähle r in die Bereitstellung 
von W o h n r a u m ein.1702 Die Wohnungspo l i t ik subvent ionier t den W o h n k o n s u m der 
woh lhabende ren Mehrhei t der Bevölkerung auf stetige u n d wenig s ichtbare Weise u n d 
schützt ihren Privatbereich vor d e m Eindr ingen aus soz ioökonomischer u n d / o d e r eth-
nischer Sicht unerwünsch ten Nachbarn.3 7 0 3 Sie stabilisiert den Markt der großen Bau-
f i rmen u n d F inanzmarkt ins t i tu t ionen und drängt den Selbstbau in per iphere Mark t -
segmente ab.3704 
Im Gegensatz zu den meisten hoch entwickelten Volkswirtschaften behande ln die 
USA das selbstgenutzte W o h n e i g e n t u m steuerlich außerorden t l i ch großzügig. Für Erst-
u n d Zwei twohnsi tze sind Hypothekenzinsen u n d G r u n d s t e u e r a u f w e n d u n g e n voll ab-
zugsfähig, während die implizite Miete voll u n d Veräußerungsgewinne z u m größten 
Teil s teuerfrei bleiben.3705 Diese massiven regressiven fiskalischen Transfers w u r d e n 
zwar z u n e h m e n d kostspieliger für den Staat, weisen aber den großen Vorteil auf, dass 
sie, da sie n u r negativ auf der Einnahmense i te , nicht aber auf der Ausgabensei te des 
Budgets au f tauchen , relativ einfach beizubehal ten sind.3706 
Die Er fahrung , dass unregul ier te Kapi ta lmärkte das Kredi tvo lumen nicht in der so-
z ioökonomisch erwünschten Weise alloziieren u n d dass der Staat nicht in der Lage 
war, in efffizienter Weise direkt s teuernd einzugreifen, f ü h r t e zur E i n f ü h r u n g von Sekun-
dä rmark t ins t i t u t ionen unter staatlicher Schirmherrschaft .3 7 0 7 Die Bandbrei te ihrer För-
d e r i n s t r u m e n t e reicht von klassischen Hypothekenvers icherungen bei begrenztem Ri-
siko bis h in zu öffentlich gestützten Kreditl inien bei h o h e m Risiko.3708 Sie reduzieren 
die sich zwangsläufig daraus ergebende beträcht l iche Zyklizität, dass die Bereitstellung 
von W o h n r a u m fast ausschließlich von Aktivitäten des privaten Sektors abhängt u n d 
der Bes tandsmarkt au fg rund der h o h e n E igen tumsquo te u n d der im in terna t ionalen 
Vergleich h o h e n Mobili tät der Bevölkerung ein großes Gewicht besitzt.3709 D u r c h die 
Verr ingerung von Transakt ionskosten verbessern sie die Allokationseffizienz der Kapital-
märk te , d u r c h die indirekte Subvent ion ie rung des geförder ten Sektors realloziieren sie 
Kapital.3710 Da sie außerha lb des Budgets oper ieren, unter l iegen sie k a u m d e m Risiko 
von Pol i t ikänderungen, Effektivität u n d Angemessenhei t werden nicht regelmäßig eva-
luiert. Stetigkeit u n d wei tgehende fachliche Unabhängigke i t s ind garantiert.3 7 1 1 Als Poli-
t i k ins t rumen t sind sie für die breite Öffent l ichkei t nahezu unsichtbar . N u r wenige Ex-
per ten außerha lb der Finanzins t i tu t ionen u n d der zus tändigen Regierungsbehörden 
kennen sie, ihre Aufgaben u n d Verantwort l ichkei ten, aber sie t ragen en tsche idend dazu 
bei, d e m Durchschni t t sbürger den Erwerb eines Eigenheims zu ermöglichen.3 7 1 2 
3702 Vgl. Wendt (1962), S. 65; Headey (1978), S. 175; Grigsby (1990), S. 27. 
3703 Vgl. Headey (1978), S. 185, 224. 
3704 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 30. 
3705 Vgl. Grigsby (1990), S. 43; Wood (1990), S. 48; Poterba (1992), S. 1. 
3706 Vgl. Grigsby (1990), S. 44. 
3707 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 194. 
3708 Vgl. Deutsch (1999), S. 285. 
3709 Vgl. Headey (1978), S. 178. 
3710 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 192. 
3711 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 194 f. 
3712 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 200, 203. 
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7.4.5 Die „Amerikanische Apartheit" der Wohnsegregat ion 
Die systematische Beeinflussung der Präferenzen zuguns ten des Wohne igen tums be-
schränkt die W o h n f o r m e n w a h l fü r die meis ten Haushal te auf Wohne igen tumse rwerb 
oder A n m i e t u n g v o m pr ivatwir tschaf t l ichen Sektor zu hohen Kosten und k a u m vorhan -
denem Kündigungsschu tz u n d begünst igt d a m i t die woh lhabenden u n d die etablierten 
Eigentümer.3 7 1 3 So war die Wohnungspo l i t i k schon vergleichsweise f rüh sehr erfolgreich 
dar in , g roße Mengen s tandardis ier ter E igenhe imbebauung hervor zu bringen.3714 Die är-
meren Bevölkerungsschichten und die ausgegrenzten Bevölkerungsgruppen jedoch sind 
in schar fem Kontrast zu vergleichbaren Bevölkerungsgruppen in Europa, insbesondere 
im Vergleich zu schwedischen Verhältnissen, mi t einer weit höheren , oft k a u m tragbaren 
Wohnkos tenbe las tung u n d einer u n z u m u t b a r miserablen Versorgung mit öffent l ichen 
Güte rn u n d Dienst le is tungen konfront ier t . 3 7 1 5 
W ä h r e n d die meisten hoch entwickel ten Volkswirtschaften das Problem, dass ein u n -
regulierter Mark t nicht in der Lage ist, den ä r m e r e n u n d marginal is ier ten Bevölkerungs-
schichten ein quant i ta t iv u n d quali tat iv zuf r ieden stellendes Angebot an W o h n r a u m zu 
m o d e r a t e n Preisen bereit zu stellen, als p r i m ä r wohnungspol i t i sches Problem bet rachten 
u n d , un te rs tü tz t du rch bodenpol i t i sche In te rven t ionen , ein entsprechendes öffentl iches 
Angebot entwickeln, be t rachte t es die amer ikan ische Wohnungspo l i t ik als ein E inkom-
mensproblem. 3 7 1 6 Die weder als Wähle r noch als Kunden einflussreichen ä rmeren Bevöl-
kerungsschichten und die Angehör igen u n e r w ü n s c h t e r Minor i t ä ten bleiben als Käufer 
oder Mieter auf den Filtering-Prozess angewiesen, sie erhal ten den Teil des W o h n u n g s -
bestands, der d u r c h N e u b a u u n d Umzugske t ten v o m weißen Mit te ls tand aufgegeben 
wird u n d fü r den k a u m m e h r öffent l iche Gü te r u n d Dienst leis tungen bereit gestellt wer-
den.3717 Auch wenn es ausgegrenzten sozialen G r u p p e n gelingt, sich zufr ieden stellend 
mit akzeptabel ausges ta t te tem W o h n r a u m zu versorgen, bleibt ihnen die A u f n a h m e in 
eine ansprechende Wohngegend u n d dami t eine angemessene Bereitstellung öffent l icher 
Güter versagt, sodass die g röß ten Untersch iede zwischen den soz iökonomischen G r u p -
pen sich nicht aus der Wohnungsve r so rgung , sonde rn aus d e m W o h n u m f e l d , aus Staats-
versagen auf lokaler Ebene, ergeben.3718 
Dieses Vertrauen auf den Fil tering-Prozess hat zur Folge, dass das Land un te r einer so 
schwerwiegenden Wohnsegrega t ion leidet, dass sie in der Literatur als „Amerikanische 
Apar the i t " bezeichnet wird . Die d a m i t v e r b u n d e n e n vielfältigen materiellen und i m m a -
teriellen Kosten trägt die Gesamtgesellschaft .3 '1 9 Weite Teile der amer ikanischen Öf fen t -
lichkeit haben den Eindruck , dass die amer ikan ische Bevölkerung längst nicht so gut 
wohn t wie es bei ih rem relativ h o h e n Wohl s t and möglich wäre.3720 Den Vereinten Nat io-
nen d ienten die USA 1975 als eklatantes Beispiel f ü r falsch gesetzte Priori täten und kor-
rup te soziale Werte, deren Umse tzung in der Wohnungspo l i t ik eine Krise bezahlbaren 
3713 Vgl. Kemeny (1981). S. 145; Barlow/Duncan (1994), S. 30; Balchin (1996a), S. 14 f. 
3714 Vgl. Hallett (1988), S. 184. 
3715 Vgl. HUD (1974), S. 237; Headey (1978), S. 188,224. 
3716 Vgl. Gyourko (1990), S. 13. 
3717 Vgl. Hallett (1988), S. 189; Best (1990), S. 5. 
3718 Vgl. Headey (1978), S. 177 f. 
3719 Vgl. Kenn (1996), S. 102. 
3720 Vgl. Grigsby (1990), S. 25. 
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W o h n r a u m s heraufbeschwor 3 7 2 1 u n d gemäß denen „housing for the tieedy must take second 
place to sports arenas or modern speedways,"3722 Das Fehlen einer aktiven nat ionalen Woh-
nungspol i t ik u n d die sich vergrößernde Spanne zwischen den Kosten u n d der Bezahlbar-
keit von akzeptablem W o h n r a u m veranlasste die Vereinten Nat ionen damals dazu, die 
Wohnungsmark tk r i s e der USA mit der von Entwicklungsländern zu vergleichen.3723 
Staatliche In tervent ionen zur Verbesserung der W o h n u n g s v e r s o r g u n g u n d des W o h n -
umfe lds sind zaghaft , unstet , widersprüchl ich, ineffizient u n d oft bis in die höchs ten 
Ebenen korrupt ionsbehaftet . 3 7 2 4 Sozialer W o h n u n g s b a u wird so stark restringiert u n d 
seine Bewohner werden so sehr st igmatisiert , dass es nicht zu einer Beeint rächt igung 
der Mark tchancen gewinnorient ier ter W o h n u n g s v e r m i e t u n g k o m m e n kann.3725 Als 
schwieriges u n d teueres Unter fangen erweist es sich z u d e m , Anreize u n d Sankt ionen zu 
entwickeln, die ökonomisch mot iv ier te Finanziers, Kredi t inst i tute , Versicherungen u n d 
Developer mot iv ieren , für die Randg ruppen statt fü r den prof i tablen mi t te ls tändischen 
u n d gehobenen Eigenheimbau tätig zu werden.3726 Neu err ichtete Wohne inhe i t en für 
ausgegrenzte soz ioökonomische Bevölkerungsgruppen grenzen sich d u r c h ihr äußeres 
Erscheinungsbi ld , die Hochhausb lockbebauung , von der weiteren U m g e b u n g ab u n d 
st igmatis ieren so die Bewohner bereits du rch die Architektur.3 7 2 7 Die öffent l ichen Woh-
n u n g s b a u p r o g r a m m e sind ein Musterbeispiel eines Politikversagens.3728 Sie versagten da-
rin, angemessenen W o h n r a u m zur Verfügung zu stellen u n d beh inde r t en gleichzeitig die 
ö k o n o m i s c h e Flexibilität. Sie waren ein wirtschaft l iches Fehlschlag d u r c h ü b e r h ö h t e 
Baukosten , von denen lediglich die Bauindustr ie prof i t ier te . Sie waren ein gesellschaftli-
ches Desaster, weil sie die Entwicklung von Ghet tos beschleunigten u n d Disk r imin ie run-
gen förderten.3 7 2 9 
7.4.6 M a k r o ö k o n o m i s c h e A u s w i r k u n g e n d e r W o h n u n g s p o l i t i k 
Die indirekte u n d k a u m sichtbare Förde rung des wohnungswi r t schaf t l i chen Sektors mi t 
seinen Beschäft igungs- und Mult ipl ikatoreffekten dient du rchaus , insbesondere in Ver-
b i n d u n g mi t einer eher expansiven Geldpoli t ik, auch Wachstums- u n d k o n j u n k t u r p o l i -
t ischen Zielsetzungen.3 7 3 0 Die Zyklizität des W o h n u n g s b a u s ist t rotz der s tabi l is ierenden 
W i r k u n g der Sekundärmark t ins t i tu t ionen durch die p r i m ä r mark twir t schaf t l i che Bereit-
stellung sehr stark ausgeprägt u n d verhinder t in Verb indung mit d e m relativ niedr igen 
Humankap i t a ln iveau den technischen Fortschrit t im Bausektor, sodass die h o h e Nach-
frage nach s u b u r b a n e n Eigenheimen beträchtl iche Kos tensenkungspotent ia le vor allem 
d u r c h Standard is ie rung und Massenfabr ikat ion induziert.3 7 3 1 Trotz einer h o h e n Eigen-
3721 Vgl. UN (1975), S. 2. 
3722 UN (1975), S. 67. 
3723 Vgl. UN (1975), S. 2. 
3724 Vgl. Headey (1978), S. 224; Best (1990), S. 5. 
3725 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 30; Harloe (1995), S. 537 Balchin (1996a), S. 14 f. 
3726 Vgl. Headey (1978), S. 250, 223 f. 
3727 Vgl. Smith (1999), S. 56. 
3728 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 130. 
3729 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 130. 
3730 Vgl. Headey (1978), S. 178; Park (1991), S. 39. 
3731 Vgl. Smith (1999), S. 56. 
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t u m s q u o t e ermögl icht die wei tgehende Standard is ie rung in Verb indung mit der Bau-
f inanzierungsarchi t iektur , d e m Fehlen von Transakt ionss teuern, der Über t ragbarkei t 
stiller Reserven u n d d e m Schuldz insenabzug die h o h e Fungibili tät und Marktgängigkei t 
von W o h n e i g e n t u m u n d dami t eine im in ternat ionalen Vergleich sehr hohe, die wir t -
schaft l iche Dynamik fö rde rnde Mobilität.3 7 3 2 Die Mobil i tä tsrate beträgt das Drei fache 
des deu t schen Werts, sogar über 75-jährige ziehen häufiger u m als über 35-jährige in 
Deutschland.3 7 3 3 
7.4.7 Aktuelle Probleme und Ausblick 
Da die Allokation des Faktors Boden vorrangig nach d e m klassischen Marktpr inz ip er-
folgt, werden die vielfältigen Externali täten bei der Bebauung und der Bereitstellung der 
komplemen tä r en physischen In f ras t ruk tur unzure ichend berücksichtigt , sodass es zu einer 
gesamtwirtschaft l ich subop t imalen Bodennu tzung mit Verkehrsproblemen u n d Infra-
s t rukturdef iz i ten in Wachs tumsreg ionen sowie physischen, ökonomischen u n d sozialen 
Problemen in s t ruk turschwachen Regionen kommt.3 7 3 4 Ein ökologisch hoch prob lemat i -
scher exzessiver Engergieverbrauch du rch zu wenig kompak te Bebauung und demzufo lge 
e n o r m h o h e m Individualverkehr sind die Folge. 
Die u n z u m u t b a r h o h e n Mie tbe las tungsquoten u n d der sich so deutlich abze ichnende 
Anstieg der W o h n u n g s n o t a r m e r Haushal te , insbesondere alleinerziehender Müt te r , 
scheinen sich im 21. J ah rhunde r t fortzusetzen.3 7 3 5 Aufg rund der z u n e h m e n d e n räuml i -
chen u n d sozialen Polar is ierung wird es z u d e m fü r die a r m e n Bevölkerungsgruppen zu-
n e h m e n d schwieriger, Arbei tsplätze ü b e r h a u p t zu erreichen.3736 
Die Risikoreal lokat ion mithi l fe der Sekundärmark t ins t i t u t ionen beinhaltet ein syste-
misches Risiko, das, wie bereits mehr fach vo rgekommen , im Falle einer Schieflage ein 
möglicherweise kostspieliges Bail-out d u r c h den Steuerzahler erforderl ich macht.3 7 3 7 
Die h o h e n steuerl ichen Subven t ionen e rhöhen zwar den W o h n k o n s u m der Bezieher h o -
her E i n k o m m e n , aber seit Anfang der sechziger Jahre nicht m e h r signifikant die W o h n -
eigentumsquote . 3 7 3 8 
7.5 Vergleich der Entwicklungspfade anhand des Indikators Wohne igentumsquote 
Die his tor ische Be t rach tung demons t r i e r t sehr eindrucksvoll das außergewöhnl ich h o h e 
M a ß an Pfadabhängigkei t , das wohnungswir t schaf t l i che Märk te au fg rund der h o h e n 
Eingriffsintensi tät u n d der ex t remen Langlebigkeit der Wohn immob i l i en , der „Kraft 
3732 Vgl. Hummel (1986), S. 54 ff.; Heuer (1992), S. 61 f. 
3733 Vgl. Börsch-Supan (1994), S. 125 f. 
3734 Vgl. Hallett (1988), S. 184. 
3735 Vgl. HUD (1994), S. 21, 23; Harloe (1995), S. 510; Joint Center for Housing Studies (1995), S. 14 f; 
Malpezzi/Green (1996), S. 1807; Smith (1999), S. 53. 
3736 Vgl. Wiegandt (1997), S. 19 f. 
3737 Vgl. DeMarco/Rist (1998), S. 204, 206; Deutsch (1999), S. 285. 
3738 Vgl. Bureau of the Census (1960), S. 395,400; Headey (1978), S. 175; Grigsby (1990), S. 44; Gyourko/ 
Linneman (1996), S. 318. 
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Entwicklung der Wohne igentumsquote 1900-1994 
BRD - • - Spanien Schweden Schweden* USA - • - EU-Durchschnitt 
* handelbare Wohnformen (Wohneigentum und Genossenschaftswohnungen) 
Quellen: Statistisches Bundesamt: Wohn- und Gebäudezählungen; Instituto Nacional de Estadistica: 
Censo de Viviendas; Statistika Centralbyran: Yearbooks of Housing and Building Statistics; US Bureau 
of Census: Statistical Abstracts; US Department of Housing and Urban Development: Statistical Year-
books; CEODHAS (European Liaison Committee for Social Housing) 1995. 
der akkumul ie r ten Bestände",3739 aufweisen.3 7 4 0 Es zeigt sich sehr deutl ich, dass bei e inem 
hohen Ausmaß an Pfadabhängigkei t konvergierende Entwicklungs t rends im Normalfal l 
nicht zu erwarten sind.3741 Die vorgestellten nat ionalen Wohnungspo l i t iken unterschei-
den sich beträchtl ich u n d weisen im Zei tablauf keine Konvergenz auf.3 '42 Eher scheint 
sich mi t z u n e h m e n d e m soz iökonomischen Entwicklungss tand der Spiel raum fü r diver-
gierende Entwicklungen auszuweiten.3 7 4 3 
Die Netzwerke aus Ins t i tu t ionen u n d In teressenorganisa t ionen des wohnungswi r t -
schaftl ichen Sektors erweisen sich im Zeitablauf als ungewöhnl ich stabil.3744 Es bedarf 
gesamtwirtschaft l icher U m b r u c h s - oder Krisenphasen u n d / o d e r starker gesamtgesell-
schaftlicher Veränderungen, u m die R ich tung des Pfades zu ändern . So ents tand die 
amerikanische Wohnungsbauf inanz ie rungsa rch i t ek tu r , die die Grundlage für die enor-
m e Ausweitung des Eigenheimbesi tzes in den USA bildete, in der Weltwirtschaftskrise 
3739 Schulz (1986), S. 166. 
3740 Vgl. Lundqvist (1992a), S. 10 f.; Barlow/Duncan (1994), S. 27; Oxley/Smith (1996), S. 2; Balchin 
(1996a), S. l l f . 
3741 Vgl. North (1990), S. 101. 
3742 Vgl. Brink (1988), S. 20; Park (1991), S. 30; Barlow/Duncan (1994), S. 27; McCrone/Stephens (1995), 
S. 1. 
3743 Vgl. Barlow/Duncan (1994), S. 27. 
3744 Vgl. Pfeiffer (1993). S. 287, 311. 
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u n d die volkswirtschaft l ich s t r ingente u n d klare Entwicklung des theore t i schen Modells 
der schwedischen Wohnungspo l i t ik erfolgte ebenfalls in jener Zeit. In Spanien beginnt 
die p r i m ä r wachstumspol i t i sch mot iv ier te Fö rde rung des Wohne igen tumse rwerbs nicht 
zufällig mit dem Einsetzen des dynamischen wir tschaf t l ichen Aufholprozesses, u n d der 
außergewöhnl ich hohe Anstieg der W o h n e i g e n t u m s q u o t e n i m m t seinen Anfang in den 
Rich tungsänderungen der Wohnungspo l i t ik während der kr isenhaf ten Trans format ions -
phase im Übergang zur Demokra t ie . 
Die Wohnungspol i t ik steht vor d e m Di lemma, dass die extrem h o h e Verteilungsrelevanz 
wohnungspol i t ischer Intervent ionen unauf lösbare Zielkonflikte zwischen den Wohlfahrts- , 
Kosten- und Machtaspekten des wohnungspol i t i schen Instrumenteneinsatzes hervor 
ruft.3745 Im Zuge gesamtwirtschaftl ichen Wachs tums e rhöht sich zwar die Zahlungsfähig-
keit der Haushalte und dami t die Wohnqual i tä t , aber es verändert sich, wie das deutsche 
Beispiel zeigt, nicht notwendigerweise die E igen tumsform, wenn es nicht zu einer Verände-
rung der tradierten Inst i tut ionen k o m m t . Auch gesamtgesellschaftlich u n d gesamtwirt-
schaftlich ineffiziente Inst i tut ionen können über viele Dekaden beibehalten werden. Wie 
die nachfolgende Graphik der Wohneigen tumsentwick lung in den betrachteten Ländern 
eindrucksvoll zeigt, fanden verschiedene Politikregimes darauf sehr unterschiedliche Ant-
worten mit sehr unterschiedlichen Wirkungen auf Allokation und Verteilung. 
Im Zuge des wir tschaf t l ichen Entwicklungsprozesses w u r d e n im tendenziell korpora -
tistischen System der Bundesrepubl ik Regul ierungen u n d wohnungswir t schaf t l i che Sub-
vent ionen so gesetzt, dass die W o h n e i g e n t u m s q u o t e nahezu kons tan t blieb. Im Kontext 
des wachtumspol i t i schen Paradigmas eines gesamtwir tschaf t l ichen Aufholprozesses 
w u r d e die pr ivatwir tschaft l iche W o h n u n g s v e r m i e t u n g in Spanien d u r c h Subvent ionen 
u n d Regulierungen in Verb indung mit rasch s te igenden Rea le inkommen fast vollständig 
verdrängt . Im sozia ldemokrat ischen Poli t ikregime Schwedens ü b e r n a h m e n der Staat 
u n d ein z u n e h m e n d sich d e m W o h n e i g e n t u m a n n ä h e r n d e r genossenschaft l icher Sektor 
wei tgehend die Bereitstellung von W o h n r a u m zur Miete. Im liberalen Wir tschaf ts - u n d 
Gesellschaftssystem der USA ermögl ich te die Effizienz marktwir t schaf t l icher Allokation 
schon sehr frühzei t ig im Entwicklungsprozess eine wei tgehende Subs t i tu t ion pr ivatwir t -
schaftl icher W o h n u n g s v e r m i e t u n g d u r c h das s u b u r b a n e Eigenheim, während Erwerbs-
tätige mi t berufsbedingt weit überdurchschni t t l i cher Mobil i tä t u n d die ä rmsten Schich-
ten der Bevölkerung wei terhin im privaten Sektor zur Miete w o h n e n . 
7.6 Vergleich d e r I n s t r u m e n t e n w a h l u n d d e r Ergebn i s se in z e n t r a l e n 
A u f g a b e n f e l d e r n 
7.6.1 Vergleich d e r B o d e n p o l i t i k 
Da die begrenzte Verfügbarkeit von W o h n b a u l a n d , das in Urbanen Regionen zwei Drittel 
bis drei Viertel des bebauten Bodens umfass t , eine der bedeu tends ten räumlichen Res-
t r ik t ionen einer Region darstellt u n d in weit s tä rkerem Maße als bei vielen anderen 
Sachinvesti t ionen individuelle u n d kollektive Invest i t ionen sich wechselseitig bedingen 
u n d er fordern , ergibt sich in j edem Urbanen R a u m die Notwendigke i t der Regulierung 
3745 Vgl. Lundqvist (1992c), S. 133. 
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der B o d e n n u t z u n g , mi t vielfältigen Rückwirkungen auf die Vermögensver te i lung und 
die Wachs tumschancen der Gesamtwir tschaf t . 
Die p r i m ä r marktwir tschaf t l iche Bodenal lokat ion der USA, bei der die lokale Ge-
bie t skörperschaf t zwar Beschränkungen auferlegen, jedoch n u r in Ausnahmefäl len die 
Bebauung privaten Grundbesi tzes untersagen kann, besitzt den großen Vorteil ver-
gleichsweise niedr iger Baulandpreise u n d einer ausre ichenden Baulandberei ts tel lung, 
die Hausha l t en mi t mi t t le rem E i n k o m m e n eine qualitativ hochwer t ige Wohnungsver -
so rgung im geräumigen freistehenden Eigenheim zu günst igen Preisen ermögl icht u n d 
auch für die etwas weniger gut situierten Bevölkerungsgruppen noch d u r c h a u s akzepta-
blen u n d bezahlbaren W o h n r a u m bereit stellt. Sie füh r t jedoch gleichzeitig zu e inem sehr 
effektiven System soziökonomischer Segregation, einer Landschaf tszers iedlung mit ex-
zessivem Engergieverbrauch durch e n o r m hohen Individualverkehr sowie einer Tendenz 
zu s u b u r b a n e r Überentwicklung und verfallenden Stadtbezirken in v o m sektoralen 
S t ruk tu rwande l benachteil igten Regionen. 
Im deutschen Bodenmarktsys tem lassen die durch eine g roße Dichte gesetzlicher In-
s t r u m e n t e geregelten planerischen Rat ionierungen auf k o m m u n a l e r Ebene von z u m 
überwiegenden Teil im privatwirtschaft l ichen Eigentum s tehenden Bauland Wert-
zuwächse fü r Bodeneigentümer , die die Baure i fmachung eines Grunds tücks in keiner 
Weise voran br ingen, in wesentlich h ö h e r e m M a ß e ents tehen als in anderen Ländern 
u n d m a c h e n Boden, zusammen mit der kostspieligsten Baulandentwick lung im europäi -
schen R a u m u n d aufwendigen k o m m u n a l e n Erschl ießungen, sehr teuer. Weil die mit 
d e m W o h n u n g s b a u ve rbundenen Folgelasten deshalb fü r die K o m m u n e n ein Zuschuss-
geschäft darstellen u n d das Angebot an Bauland im Regelfall z u d e m v o m Stadtrat , der 
häuf ig aus den e inheimischen Eliten besteht , zu genehmigen ist, werden auf d e m Markt 
f ü r Baulandausweisungen pr imär diejenigen bedient , die kein Interesse an der Auswei-
sung neuen Baulands haben, weil bei k n a p p e m Bauland die Preise ihres G r u n d v e r m ö g e n s 
steigen. Daraus resultiert ein mit h o h e m Erschließungs- u n d P l anungsau fwand betr iebe-
ner W o h n u n g s b a u der vielen kleinen, kos tent re ibenden Losgrößen, der die Nachfrage in 
die v o r h a n d e n e n Bestände lenkt u n d / o d e r sie h inaus in einen weiteren Einzugsbereich 
verdrängt , der teure u n d aufwendige Bauformen u n d Bautechniken begünst igt u n d die 
Neigung zu Einzelfert igung und geringen Losgrößen, die Tendenz z u m aufwendigen Ge-
schosswohnungsbau und den Charakter des Einfamil ienhauses in Stadtregionen als Lu-
xusgut verstärkt . 
Spanien besitzt die nach Expertenschätzungen höchs ten e inkommensad jus t i e r t en Ur-
banen Baulandpreise in Westeuropa und eine äußers t k o m p a k t e , vielgeschossige Bau-
weise, die auf größere Frei-, Verkehrs- u n d Erholungsf lächen sowie auf Flächen für k o m -
m u n a l e Dienst le is tungsinst i tut ionen weitgehend verzichtet , weil es d e m Staat nicht 
gelang, d u r c h geeignete Ins t rumente die Allokation des Urbanen Bodens nach gesamt-
wir tschaf t l ichen u n d gesamtgesellschaftlichen Zielsetzungen zu s teuern u n d den pri-
vaten Akteuren im Wohnungsbau in der Phase dynamischen S tad twachs tums die Kosten 
der Bereitstellung der komplementä ren städtischen In f r a s t ruk tu r anzulas ten. Statt des-
sen sahen die Richtlinien der Entwicklungspoli t ik eine ex t rem hohe Verdichtung vor, 
u n d in E rmange lung der erforderl ichen k o m m u n a l e n Ressourcen blieben auch in der 
Demokra t i e Stadtentwicklung, u r b a n e Inf ras t ruk tur u n d Folgeeinr ichtungen noch lange 
Zeit defizitär. 
Das wei tes tgehend dekommodi f iz ie r te Bodenmark t sys tem Schwedens, in d e m die 
K o m m u n e n , dank langfristig konstanter , intelligenter u n d vorausschauender Politik, 
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typischerweise den g röß ten Teil der Baulandreserven ihrer Region besitzen, verb indet in 
vorbildlicher Weise die Vorteile pr ivatwir tschaft l icher Initiative mit d e m öffent l ichen In-
teresse an einer S teuerung der B o d e n n u t z u n g u n d an einer Appropr i e rung der leistungs-
losen Urbanen Bodenwer ts te igerungen du rch das Gemeinwesen. Die his tor ische Erfah-
rung lehrt j edoch auch, dass es be im Aufbau eines k o m m u n a l e n Bodenpachtsys tems 
eine erhebliche inst i tut ionel le Trägheit zu übe rwinden gilt, denn erst, w e n n es die 
N o r m darstellt , wird es von den mark tmäch t igen pr ivaten Entscheidungsträgern berei t -
willig akzeptiert . 
7.6.2 Vergleich d e r W o h n u n g s b a u f i n a n z i e r u n g s a r c h i t e k t u r 
Zu einer h o h e n W o h n e i g e n t u m s q u o t e bei individuell t ragbarer Kapi ta ldienstbelastung 
gehör t zwingend eine k o m p l e m e n t ä r e Wohnungsbauf inanz ie rungsarch i tek tur , die d u r c h 
den Aufbau adäqua te r F inanzmark t ins t i tu t ionen die Unvol lkommenhe i ten realer Kapi-
ta lmärk te bei der Beleihung von W o h n e i g e n t u m zur Selbstnutzung kos tengünst ig u n d 
effizient überbrück t . In allen be t rachte ten Ländern erfolgte die Entwicklung von Finan-
z ie rungs ins t rumenten , die den Übergang v o m Mie twohnungsbau der oberen Schichten 
z u m W o h n e i g e n t u m s e r w e r b für Hausha l te mi t mit t leren E i n k o m m e n ermögl ich ten , n u r 
mithi l fe staatlicher In te rven t ionen u n d demzufolge in sehr unterschiedlicher, m e h r oder 
weniger geeigneter Form. 
Zu zufr ieden stel lenden Ergebnissen f ü h r t e weder die tradit ionelle spanische Lösung 
der Selbsthilfe im R a h m e n der Solidari tät innerhalb der Großfamil ien , v e r b u n d e n mit 
kurzfr is t iger F r e m d k a p i t a l a u f n a h m e u n d sehr kurzfrist iger Dar lehensgewährung d u r c h 
die Bauträger, die häuf ig k a u m t ragbare Kapitaldienstbelastungen mit sich brachte , 
noch die deutsche Lösung niedriger Bele ihungsquoten, kombin ie r t mit e inem Bauspar-
system nach d e m Prinzip in te rner Finanzierungskreis läufe, das durch die Verlängerung 
der Vorsparphase zu e inem vergleichsweise hohen Lebensalter der Erwerber f ü h r t u n d 
kon t r ap roduk t iv h o h e Ti lgungsleis tungen in den kri t ischen ersten Jahren nach W o h n -
e igen tumserwerb er forder t . Das schwedische System der in das Modell eines „planwir t -
schaft l ichen W o h n u n g s m a r k t e s " e ingebet te ten öffent l ichen Darlehensvergabe, in späte-
ren Zeiten das System der öf fent l ichen Zusatzdar lehen und Zinssubvent ionen in 
Verb indung mit einer Hypothekenvers icherung für nicht d e m öffentl ichen Sektor ange-
h ö r e n d e Erwerber u n d Bauherren , war hochgradig effizient in den Zeiten der Übe rwin -
d u n g der W o h n u n g s u n t e r v e r s o r g u n g u n d der noch wei tgehend von außenwir tschaf t l i -
chen Einflüssen abgeschot te ten Volkswirtschaft , erweist sich jedoch nach Ü b e r w i n d u n g 
der W o h n u n g s k n a p p h e i t u n d der z u n e h m e n d e n Verflechtung der in ternat ionalen Kapi-
ta lmärk te für die Steuerzahler als sehr kostspielig. Unerwar te t problematische Rückwir-
kungen auf Allokat ion u n d Dis t r ibu t ion im wohnungswir t schaf t l ichen Sektor ergaben 
sich aus der wei tgehenden Deregul ierung der Wohnungsbauf inanz ie rung in Schweden 
u n d Spanien Mit te der achtziger Jahre, die in beiden Ländern zu einer spekulativen Blase 
mit e indeut ig regressiven Verte i lungswirkungen führ te , im Eigentümerland Spanien zu-
sätzlich zu massiven Mark tzugangsp rob lemen fü r breite Schichten der Bevölkerung 
du rch eine Verdrängung der Ers terwerber der mit t leren u n d unteren E i n k o m m e n s -
schichten du rch die spekulat iv mot iv ie r te Mehrnachf rage im obersten Nachfrageseg-
men t . 
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Vorzüglich den A n f o r d e r u n g e n an eine ze i tgemäße Wohnungsbauf inanz ie rungsa rch i -
tektur genügt hingegen die in der Weltwirtschaftskrise en t s t andene u n d sei tdem ständig 
an die sich ve rändernden Umwel tbed ingungen angepasste Wohnungsbauf inanz ie rungs -
archi tektur der USA, die innovat iv u n d effizient die Vorteile globaler marktwir tschaf t l i -
cher Kapitalallokation mit e iner Ü b e r w i n d u n g der Kap i ta lmark tunvo l lkommenhe i t en in 
der Wohne igen tumsf inanz ie rung du rch Risikopooling, den Aufbau eines hoch ent-
wickelten Rating-Systems u n d Securization verbindet . Sofern die amer ikanische Volks-
wirtschaft nicht in eine tiefe Rezession oder Wir tschaf tskr ise gerät u n d somit ein syste-
misches Risiko vorliegt, das ein Bail-out erforder l ich macht , ist diese Inst i tu t ion fü r den 
Steuerzahler nahezu kostenlos. 
7.6.3 Vergleich der steuerl ichen Instrumente 
Es überrascht , dass Volkswirtschaften mi t so unterschiedl ichen Wir tschaf ts - und Gesell-
schaf tss t rukturen wie die in dieser Arbeit be t rachte ten Länder es fü r angezeigt erachten, 
über den Einsatz steuerl icher I n s t r u m e n t e Hausha l t en mi t h o h e m E i n k o m m e n e n o r m e 
Subvent ionen für wohnungswi r t schaf t l i che Invest i t ionen zu gewähren, obwohl gewich-
tige theoret ische A r g u m e n t e allokativer, distr ibutiver, regionalökonomischer , Wachs-
tums- und stabil isierungspoli t ischer Art deren Kont raprodukt iv i tä t e indeut ig belegen. 
So konterkar ieren sie in t ransparen t die mi t d e m Prinzip der progressiven Besteuerung 
politisch gewollte Umver te i lung , verlagern die Traglast der Finanzierung öffent l icher 
Aufgaben von den woh lhabende ren zu den ä rmeren Bevölkerungsschichten u n d / o d e r 
erodieren die für die Bereitstellung der von der Bevölkerung gewünschten öffentl ichen 
Güter erforderl iche Steuerbasis, verzerren die wohnungswir t schaf t l i che Allokation kon-
trär zu den Präferenzen der Mehrhei t der Hausha l te zuguns ten des höheren Qual i tä ts-
spek t rums u n d / o d e r der hochwer t ig ausgestat te ten M i e t w o h n u n g in Ballungsgebieten, 
tragen über die prozyklische N u t z u n g steuerl icher Verluste zur Verstärkung von Kon-
junkturzyklen bei, verschärfen über ihre asymmet r i sche H ö h e interregionale Dispari tä-
ten u n d reduzieren übe r eine Verdrängung industriel ler Invest i t ionen du rch über teuer t 
err ichtete H o c h p r e i s w o h n i m m o b i l i e n sowie ihre Kapitalisierung in ineffizient höheren 
Baukosten u n d Bodenpre isen das gesamtwir tschaf t l iche Wachs tum. 
In den pr imär an e inem liberalen Parad igma or ient ier ten USA gehört das selbst ge-
nutz te W o h n e i g e n t u m einschließlich des Zweitwohnsi tzes zu den wichtigsten Steu-
ersparmodel len. Es bes teht bei faktischer Steuerfreiheit von Veräußerungsgewinnen 
eine nahezu unbegrenz te Abziehbarkei t der tatsächlich en t s tandenen Aufwendungen 
einschließlich der G r u n d s t e u e r fü r den Erst- u n d Zweitwohnsi tz . Obwohl die Vertei-
lungswirkungen der über einen langen Ze i t r aum kont iuier l ich angestiegenen steuerli-
chen Subvent ion stark regressiv sind u n d sie Hausha l ten mi t h o h e m E i n k o m m e n u n d 
etablierten E igen tümern eine exzessive Fö rde rung gewährt , reicht sie nicht aus, u m 
Hausha l ten mit m o d e r a t e m E i n k o m m e n u n d neu gegründe ten Haushal ten Wohneigen-
t u m zu ermögl ichen, u n d ihre R ü c k f ü h r u n g w ü r d e die im Vergleich zu Westeuropa hohe 
Ungleichheit in der E inkommensve r t e i lung beträcht l ich reduzieren. 
Die in Spanien mit de r Fuen t e s -Qu in t ana -Re fo rm des Steuer- u n d Abgabensystems 
1977 e ingeführ ten , s tark regressiven steuerl ichen Subvent ionen für das selbst genutzte 
Wohne igen tum, die f ü r neu err ichtete oder aus d e m Bestand e rworbene Erst- und 
Zweitwohnsitze den Abzug eines h o h e n pauschal ier ten Wertverzehrs von der Steuer-
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schuld, bis zu einer Obergrenze den Hypothekenz insenabzug von der Steuerbemes-
sungsgrundlage sowie die Über t ragbarkei t stiller Reserven e rmögl ichen , gehören zu den 
großzügigsten in der Europäischen Un ion , w ä h r e n d die Durchsetzungsfähigkei t des 
S teueranspruchs auf Veräußerungsgewinne lange Zeit ger ing blieb, sodass in der Praxis 
vorrangig in Immobi l i en mit Hilfe der Technik der Un te rve rb r i e fung nicht versteuerte 
E inkünf te reinvestiert u n d Steuern h interzogen w u r d e n . 
In Deutsch land war schon zu Beginn des J ah rhunde r t s bis weit in die dreißiger Jahre 
h inein die Ausweisung steuerl icher Verluste be im Bau luxuriöser Anwesen möglich u n d 
üblich. Seit den Anfangs jahren der Bundesrepubl ik bes tehen ext rem großzügige, steuer-
liche Subvent ionen fü r die pr ivatwir tschaft l iche W o h n u n g s v e r m i e t u n g . Ihr Marktante i l 
ist der höchste in den Ländern der Europäischen Un ion und k o n n t e nach Ü b e r w i n d u n g 
der existentiellen Not nu r du rch exzessive, in der O E C D unübl iche u n d im Zeitablauf 
nahezu kont inuier l ich ansteigende, in der Ver te i lungswirkung äußers t regressive Pro-
duk t subven t ionen , vor allem stark beschleunigte Abschre ibungen f ü r Neubau ten , eine 
n u r durch wenige, leicht zu u m g e h e n d e Ausnahme ta tbes t ände begrenzte Steuerfreiheit 
von Veräußerungsgewinnen sowie ex t rem niedrige Bemessungsgrundlagen bei Ver-
mögensteuer , Grunds t eue r u n d Erbschafts teuer , auf rech t erhal ten werden , die ihren vor-
läufigen H ö h e p u n k t in den nach der Wiedervere in igung fü r das Gebiet de r neuen Bun-
desländer gewährten Sonderabschre ibungen fanden . In w a c h s e n d e m M a ß e wurden 
M i e t w o h n u n g e n p r imär aus S teuerspargründen err ichtet , hielten so den in fast allen 
hochentwickel ten Ländern rückläufigen Anteil des Mie twohnungssek to r s über Dekaden 
nahezu kons tant u n d verdrängten für Hausha l te mi t du rchschn i t t l i chem E i n k o m m e n 
u n d wenig Vermögen das selbst genutzte W o h n e i g e n t u m als Anlageform, d e n n der Steu-
ervorteil einer Neubauwohne inhe i t w u r d e maximie r t , i n d e m der Hochbes teue r t e die Ei-
genkapi ta lposi t ion wählte und die Abschreibungsregeln nutz te u n d der Niedrigbesteuer-
te die Fremdkapi ta lpos i t ion ü b e r n a h m , sein Geld bei den Kapitalsammelstel len anlegte 
u n d zur Miete wohn te . Im Vergleich dazu spielte die steuerliche F ö r d e r u n g des W o h n -
e igen tums keine bedeu tende Rolle, und mit d e m Übergang zu der im in ternat ionalen 
Vergleich unübl ichen Konsumgut lösung 1987 w u r d e zusätzlich fü r Hausha l t e mi t gerin-
gem E i n k o m m e n u n d Vermögen u n d fü r Familien mi t ger ingem Eigenkapital dessen Er-
werb massiv erschwert , denn sie begünst igt E inkommensbez iehe r u m so mehr , je aufwen-
diger ihr selbst genutztes W o h n e i g e n t u m ist, je höhe r seine Mietwer te liegen, je höher die 
Grenzsteuersätze der Eigentümer sind u n d je weniger Schulden auf ihren Wohnob jek ten 
lasten, sodass sie insbesondere als ein Geschenk an die Besitzer au fwend ige r Villen mit 
h o h e m E i n k o m m e n u n d wei tgehender oder völliger Schuldenfre ihei t anzusehen ist. 
Durch die steuerlichen Subvent ionen wird ein beacht l icher Teil der Folgen der hohen 
Bau- u n d Bodenkosten in den wir tschaft l ich s tarken Regionen Deu tsch lands sozialisiert 
u n d über Steuerausfälle im öffent l ichen Haushal t mi t getragen, sodass Anreize zur Erhö-
h u n g der Baukosten, zur Bodenpreiss te igerung u n d zur Zers iedlung gesetzt werden. 
In Schweden wurden die Verte i lungswirkungen der s teuerl ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r -
d e r u n g im Zeitablauf z u n e h m e n d regressiver. Mit Grenzsteuersätzen bis zu 80 % war das 
wichtigste M e d i u m der Steuerarbi t rage des Durchschn i t t sbürgers das selbst genutzte 
W o h n e i g e n t u m , sodass Beleihungen bis zu 1 0 0 % zur gängigen Praxis gehör ten . W ä h -
rend a u f g r u n d der Über t ragbarkei t stiller Reserven sowie verschiedener Abzugsmögl ich-
keiten f ü r die meisten Haushal te kein s teuerpfl icht iger Veräußerungsgewinn anfiel, lagen 
1980 die nachsteuer l ichen W o h n u n g s n u t z u n g s k o s t e n des obers ten E inkommensdez i i s 
u m m e h r als die Hälf te un te r denen des unters ten Einkommensdez i i s , das obers te Ein-
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k o m m e n s d r i t t e l erhielt fast zwei Drittel der steuerlichen Subvent ionen u n d Spitzenver-
diener k o n n t e n bis zu 85 % der Hypothekenzinsen über Steuerersparnisse f inanzieren. 
Als die un te r a n d e r e m dadu rch ausgelöste, i m m e r höhere Verschuldung der öffent l ichen 
H a n d sich nach der en t t äuschenden Wir tschaf tsentwicklung a m Ende der achtziger Jah-
re als u n t r a g b a r erwies, w u r d e n jedoch, anders als in fast allen Indust r ies taa ten der west-
lichen Welt, p r i m ä r die at t rakt iven Steuervorteile fü r W o h n e i g e n t u m zurück geführ t . 
Die Eingl iederung der steuerl ichen Wohne igen tums fö rde rung nach d e m Investi t ions-
gutmodel l in die 1991 neu e ingeführ te Fiat-Rate-Steuer von 3 0 % f ü r Kap i t a l e inkommen 
natür l icher Personen , die die Investi t ion in die selbst genutzte W o h n i m m o b i l i e anderen 
Kapitalanlagen steuerlich gleich stellt, einen den Einstieg ins W o h n e i g e n t u m erleichtern-
den, begrenzten Hypothekenz insenabzug ermöglicht u n d die nachsteuer l ichen Woh-
nungsnu tzungskos t en der verschiedenen Einkommensklassen volls tändig nivelliert, er-
weist sich als r ichtungsweisend f ü r die allokativ and dis t r ibut iv sinnvolle Ausgestal tung 
einer s teuer l ichen Wohne igen tums fö rde rung . 
7.6.4 Vergleich der Wohnungssozialpol i t ik 
In allen Ländern , unabhäng ig v o m durchschni t t l ichen Lebensstandard, ist ein großer Teil 
der Bevölkerung, in Westeuropa schätzungsweise ein Viertel bis ein Drittel der Einwoh-
ner,3746 auße r s t ande , die vollen ökonomischen Kosten einer als angemessen angesehenen 
W o h n u n g s v e r s o r g u n g zu tragen. Da die „Problemlösung" des liberalen Zeitalters, Sub-
s t anda rd -Kle inwohnungen , menschenunwürd ige Wohnverhäl tnisse, Ausbeu tung durch 
die Vermieter, informel le Behausungen sowie auf G r o ß u n t e r n e h m e n beschränkter u n d 
an geregelte Arbeitsverhältnisse gebundene r Werkswohnungsbau , in e inem m o d e r n e n , 
demokra t i schen Staatswesen aus guten G r ü n d e n nicht akzeptiert wird , subvent ionieren 
alle be t rach te ten Länder den W o h n k o n s u m der Haushal te mit n iedr igem E i n k o m m e n . 
Die USA ver t rau t p r i m ä r auf den Filtering-Prozess u n d auf die Gleichstel lung der 
kos tengünst igen W o h n m o b i l i e n mi t d e m immobi len W o h n e i g e n t u m im Fördersys tem, 
die wenigen öffent l ichen W o h n u n g s b a u p r o g r a m m e sind sowohl in ö k o n o m i s c h e r als 
auch in gesellschaftspolit ischer Hinsicht Musterbeispiele eines Politikversagens. Das hat 
zur Folge, dass zwar fü r einen großer Teil der ä rmeren Bevölkerungsschichten die Selbst-
hilfe erleichtert wird , es jedoch k a u m gelingt, die Wohnsegregat ion zu ü b e r w i n d e n u n d 
fü r die un te r s ten Bevölkerungsschichten und die ausgegrenzten e thnischen Minor i t ä t en 
die sich ve rg röße rnde Spanne zwischen den Kosten u n d der Bezahlbarkeit von akzepta-
blem W o h n r a u m gegenüber der reinen Mark t lösung zu reduzieren. 
Spanien war in der Phase des dynamischen wirtschaft l ichen Aufholprozesses nicht in 
der Lage, die Wohnungsve r so rgung der unteren Einkomensschichten zufr ieden stellend 
zu lösen. Bei e inem großen Defizit an Niedr igpre i swohnraum u n d k a u m v o r h a n d e n e n 
Soz ia lwohnungen bes tand eine scharfe Wohnsegregat ion zwischen den Stadtteilen der 
Mittel- u n d Obersch ich ten u n d den die in allen großen Städten v o r h a n d e n e n Baracken-
vierteln am S tad t r and , die vielfach Aufschluss über die weitere Wachs tums r i ch tung der 
Stadt gaben. Die mi t d e m Übergang zur Demokra t ie e ingeführ te , im in terna t ionalen 
Vergleich außergewöhnl i ch großzügige Subjek t förderung fü r Wohne igen tumse rwerbe r 
führ te , in V e r b i n d u n g mit der innerha lb der Großfamil ie gewähr ten Solidarität u n d 
3746 Vgl. Park (1991), S. 31; Härsman/Quigley (1990), S. 3; McCrone/Stephens (1995), S. 1 f. 
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den fehlenden Alternat iven, zu einer ext rem hohen Wohne igen tumsquo te , die es e r m ö g -
licht, in schwierigen Lebenslagen im Famil ienheim Obdach u n d vielfältige prakt i sche 
Hilfe zu gewähren, verr ingert jedoch nicht die W o h n u n g s n o t der ä rms ten sozialen 
Schichten. 
Im un typ i schen Trendverlauf Deutschlands mi t einer Pe rmanenz der W o h n u n g s -
un te rve rsorgung seit d e m Beginn des Ersten Weltkriegs war u n d ist die P rob lemat ik ei-
ner akzeptablen W o h n u n g s v e r s o r g u n g p r imär ein Ins ider -Outs ider -Prob lem, d e n n der 
W o h n k o n s u m der un te ren E inkommenssch ich ten kann erst d a n n subvent ion ie r t wer-
den, wenn der no twend ige W o h n r a u m vorhanden ist. Demzufo lge erweist sich die rea-
lisierte Wohnungssozia lpol i t ik als sehr diskret ionär u n d wenig treffsicher. Bewohner der 
Soz ia lwohnungen sind wegen hoch angesetzter E inkommensgrenzen u n d chron i scher 
W o h n u n g s n o t vor allem die mit t leren Einkommenssch ich ten , u n d das Vorher rschen ei-
nes Vermie te rmarktes bewirkt , dass der freie Marktsektor aus den Mie tpre i sobergrenzen 
im geförder ten Sektor eine zusätzliche Rente von der Überschußnachf rage , die im regu-
lierten Sektor keine Angebote vorf indet , abschöpf t . W ä h r e n d die Vorteile der Regulie-
rung den Hausha l t en mit Langzei tkontrakten im mietzinsregulier ten Sektor zuf l ießen, 
die, statt ihre Ressourcen in den Erwerb von W o h n e i g e n t u m zur Selbs tnutzung zu len-
ken, ihre s te igenden E i n k o m m e n vielfach z u m Erwerb von Zwei twohnsi tzen v e r w a n d -
ten, die gehor te t oder zu Mark tmie ten vermietet werden, bleiben die zahlreichen H a u s -
halte mi t n iedr igem E i n k o m m e n v o m Markt ausgeschlossen oder k ö n n e n nicht 
herauff i l tern , weil die quali tat iv hochwert igen, adminis t ra t iv verbilligten W o h n u n g e n 
p e r m a n e n t belegt s ind. Die Sub jek t fö rderung Wohngeld , auf die die meis ten Hausha l t e 
mit n iedr igem E i n k o m m e n seit der vergleichsweise frühzei t igen Deregul ie rung des 
Mietpreisrechts verwiesen sind, senkt, verglichen mit Wohngeldsys temen andere r Län-
der, n u r fü r e inen sehr kleinen Personenkreis die Wohnkos t en und auch diese erha l ten 
n u r vergleichsweise wenig Förderung , sodass nu r etwa die Häl f te aller Wohnge ldbe rech -
tigten die Auszahlung beantragt . Durch großflächige Sanierungen u n d Gent r i f i ca t ion-
Prozesse k a m es z u d e m zu einer wei tgehenden Vernichtung billigen W o h n r a u m s im o h -
nehin im wes teuropä ischen Vergleich geringen Altbestand, der den g röß ten Teil der 
ä rmeren Hausha l te u n d der Zuwanderer fami l ien mit W o h n r a u m versorgt hat te , sodass, 
in Ve rb indung mit d e m Auslaufen der n u r t emporä ren Sozia lb indung pr ivater Miet-
w o h n u n g e n u n d umfangre ichen Privatisierungen im öffent l ichen Soz ia lwohnungs-
bes tand , eine fast perfekte Wohnungsmark t fa l l e zulasten der un te ren E i n k o m m e n s -
schichten en t s t and u n d die wenigen im öffent l ichen Besitz verbl iebenen Bestände in 
den Großs ied lungen der Trabantenstadt te i le , die für die Un te rb r ingung von W o h n u n g s -
notfäl len zur Ver fügung stehen, sich durch soziale u n d e thnische Segregation zuneh-
m e n d zu sozialen Brennpunk ten entwickeln. 
Schweden erklärte, un te r bewuss tem Verzicht auf die problemat i sche Insel lösung ei-
nes sozialen W o h n u n g s b a u s fü r die ä rmeren Bevölkerungsschichten, die Bereitstellung 
h o h e r Wohnqua l i t ä t f ü r alle Bevölkerungsgruppen zur öffent l ichen Aufgabe. Angeregt 
d u r c h die Selbsthilfe der Genossenschaf ten bünde l te das Leitbild des sozialen W o h n e n s 
im öffent l ichen Bestand die W ü n s c h e nach sozialem Aufstieg, Berufschancen u n d ange-
messenem W o h n s t a n d a r d im städtebaul ichen Funkt iona l i smus des dezentral organis ier-
ten k o m m u n a l e n W o h n u n g s b a u s , der neben d e m Eigenheim z u m d o m i n a n t e n Träger 
der W o h n u n g s v e r s o r g u n g w u r d e u n d für die Bewohner zu einer sp rungha f t en Verbes-
serung der Lebensquali tät führ te . F lächennutzungsp lanung , k o m m u n a l e s Dienstleis-
tungsangebo t , öffent l icher Verkehr, Schulen, Kindergär ten und Spielplätze sind von 
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h o h e r Qual i tä t , die soziale Dif ferenzierung der Wohnvier te l ist eher subtil u n d die Woh-
nungsversorgung der un te ren u n d mit t leren E inkommenssch ich ten wahrscheinl ich die 
beste Europas. 
7.6.5 Vergleich der Vertei lungswirkungen 
Da in einer entwickelten Volkswirtschaft schätzungsweise die Häl f te des privaten Kapi-
talstocks auf den Wohnungsbes tand entfällt , d ie W o h n i m m o b i l i e das wertvollste Asset 
im Por t fo l io eines durchschni t t l ichen Haushal t s darstellt u n d r u n d ein Fünftel der ge-
samtwir tschaf t l ichen E inkommensve rwendung beansp ruch t u n d auf den schwächeren 
Glieder in der sozialen Kette, die ihre Kredi twürdigkei t als Zahler oder Verlässlichkeit 
als Mieter nicht ausreichend darstellen k ö n n e n , die höhe ren Risiken u n d Kosten lasten, 
besitzen Fragen der Verteilung des Wohnungsbes t ands u n d der Kosten seiner N u t z u n g 
eine e m i n e n t h o h e verteilungspolit ische Bedeutung . 
Bei der Beurteilung der vertei lungspoli t ischen Konsequenzen der W o h n u n g s - u n d 
Bodenpol i t ik in Deutschland ist zunächst die Pe rmanenz der Unte rve rsorgung zu be-
rücksicht igen, die fast während des gesamten Jah rhunde r t s einen Vermie termarkt mit 
en t sp rechenden distributiven Rückwirkungen beinhal te te , ferner zwei Währungs re fo r -
m e n , die mi t e inem Verlust der Geldvermögen u n d einer wei tes tgehenden realen Ent-
s chu ldung von Grundbesi tz ve rbunden waren. Die in die Weimarer Zeit zu da t ie renden 
ersten Anfänge einer mode rnen W o h n u n g s - u n d Bodenpol i t ik waren zeitweise du rchaus 
mi t Versuchen einer aktiven k o m m u n a l e n Bodenvorra tspol i t ik u n d einer kosten- u n d 
f lächensparenden Bauweise du rch einfachere, kleinere Gebäude v e r b u n d e n , sodass der 
Anteil der Arbeiter, Angestellten u n d Beamten an der privaten Vermögensb i ldung im 
wohnungswir t schaf t l ichen Sektor sich e rhöh te u n d der der Selbständigen a b n a h m . 
Nach d e m Ende des Zweiten Weltkriegs gelang es jedoch in der Bundesrepubl ik als ein-
zigem Land in Europa den Eliten, die W o h n u n g s - u n d Bodenpol i t ik so zu gestalten, dass 
ein baldiger Rückzug des Staates angestrebt w u r d e u n d mögl ich war u n d in g rößerem 
U m f a n g stark regressiv wirkende steuerliche Subvent ionen zur At t r ah ie rung privater In-
vest i t ionen eingesetzt wurden . Schon 1960 w u r d e die Bodenpre iskont ro l le vollständig 
au fgehoben , was bewirkte, dass die W o h n i m m o b i l i e n besi tzende Minde rhe i t der Bevöl-
ke rung d u r c h keine staatliche M a ß n a h m e so stark begünst igt w u r d e wie du rch die n u n 
fo lgende zurückhal tende Baulanderschl ießung, en t sprachen doch die Werts te igerungen 
bei G r u n d u n d Boden 1950-1970 etwa der Häl f te des in diesem Z e i t r a u m zu verzeich-
n e n d e n Vermögenszuwachses3 7 4 7 u n d diejenigen des Immobi l i enve rmögens 1984-1993 
durchschni t t l i ch r u n d 6 0 % der Vermögensb i ldung aus Ersparnissen.3 7 4 8 Im Gegensatz 
zu den meis ten Staaten der O E C D wurden die Mieten sehr f rühzei t ig frei gegeben u n d 
bereits in den Anfangsjahren der Bundesrepubl ik W o h n i m m o b i l i e n d u r c h das Steuersys-
t e m mithi l fe großzügiger Abschreibungregeln u n d im Regelfall s teuerfrei realisierbarer 
Wer ts te igerungen regressiv begünst igt . Nicht ausschließlich e inem jurist isch exakt abge-
grenzten, gemeinnütz igen Sektor mi t klarem sozialem Auf t rag wie anderswo, sondern 
j edem Investor, der bereit war, die Qual i tä ts- u n d Kostenregeln, die Nutzf lächenbegren-
zungen , die vergleichsweise geringfügigen E inschränkungen in der Wahl der Mieter u n d 
3747 Vgl. Engels/Saboltny/Zickler (1974), S. 2, 6. 
3748 Vgl. Oberhauser (1997), S. 590. 
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die t e m p o r ä r e n Mietpre isregul ierungen zu akzept ieren, w u r d e n Mittel der Steuerzahler 
für den Bau von Sozia lwohnungen gewährt . Bei der A u f h e b u n g der Wohnungsgemein-
nützigkeit 1990 gingen zusätzlich große Bestände mit Hilfe öffent l icher Mittel err ichte-
ter, gebundene r Wohnan lagen in den privaten Sektor über, u n d Anteilseigner, die k a u m 
z u m Aufbau des Sozialkapitals beigetragen ha t ten , erzielten beträcht l iche Marktlagenge-
winne. So ist die oft übersehene Kehrseite des Wir t schaf t swunders , zu der die W o h -
nungs- u n d Bodenpol i t ik maßgebl ich bei t rug, eine im europä ischen Vergleich hohe Ver-
mögenskonzen t ra t ion , bei der 1960 0,1 % der Bevölkerung über 1 3 % sowie 1 ,5% über 
3 5 % der pr ivaten Vermögen verfügten,3 7 4 9 u n d 1988 1 , 4 % der Haushal te 7 8 , 3 % der 
M i e t w o h n u n g e n besaßen3 7 5 0 u n d den oberen 2 0 % 4 0 % u n d den oberen 1 0 % der Pri-
va thaushal te m e h r als 25 % des pr ivaten Immobi l i enve rmögens gehörte.3751 
Nach der Wiedervere in igung k a m es du rch die ex t rem h o h e n steuerlichen Abschrei-
bungen fü r das Gebiet der neuen Länder, die vor allem Investoren aus dem Westen zu-
gute k o m m e n d e n günst igen Kondi t ionen bei den Privat is ierungen nach dem Altschul-
denhilfegesetz, die Rest i tut ion sowie die ausgesprochene Chancenungle ichhei t be im 
Wohne igen tumse rwerb zwischen e inem zuz iehenden Westdeutschen mit h o h e m Eigen-
kapitalanteil u n d e inem Os tdeu t schen mit h o h e m Verschuldungsbedarf zu einer aus-
geprägten „Wes twanderung" des Immobi l i enve rmögens in os tdeutschen Städten, h in 
zu woh lhabenden wes tdeu tschen Vermögensanlegern , mi t der Gefahr eines auf Daue r 
hohen Abflusses von Zins- , Miet- und Div idendenzah lungen von Ost nach West. 
Da die e inkommensad ju s t i e r t en Urbanen Baulandpreise nach Exper tenschätzungen 
in Spanien die höchs ten in Wes teuropa sind, die Einr ich tung städtischer Bodenpools 
unterbl ieb, die Bereitstellung von Bauland, insbesondere von kostengünst igem Bauland, 
du rch die K o m m u n e n nicht zuf r ieden stellend war, auf Per ioden stärkerer W o h n u n g s -
nachfrage im Regelfall nicht mi t einer Auswei tung des Baulandangebots reagiert w u r d e 
u n d Bebauungspläne vielfach als I n s t rumen t der Spekulat ion dienten, statt diese zu ver-
h inde rn , erscheint es bei der generell hoch verdichte ten Bauweise plausibel a n z u n e h m e n , 
dass die Ver te i lungswirkungen der Bodenpol i t ik als stark regressiv einzustufen sind. Die 
nahezu ausschließlich auf das W o h n e i g e n t u m konzent r ie r te Förderpoli t ik führ te zu der 
problemat i schen Erblast einer persis tenten Ü b e r p r o d u k t i o n von Mi t te l s tandswohnun-
gen, i m m e r m e h r völlig aufgegebenem W o h n r a u m in Gebieten mit abnehmender Bevöl-
ke rung u n d einer z u n e h m e n d e n Zahl von geförder ten Zweitwohnsi tzen bei e inem ho-
hen s trukturel len Defizit an W o h n u n g e n fü r Hausha l te mit n iedr igem E inkommen , die 
erst nach d e m Übergang zur Demokra t i e d u r c h die E i n f ü h r u n g einer großzügigen Sub-
jek t fö rde rung z u m W o h n e i g e n t u m s e r w e r b partiell abgebaut werden konnte. Auch heu te 
noch ist der W o h n i m m o b i l i e n m a r k t bei e iner inzwischen außergewöhnl ich h o h e n 
W o h n e i g e n t u m s q u o t e in zweifacher Hins icht unausgegl ichen, z u m einen regional auf -
g r u n d eines Überangebo t s an W o h n r a u m in Regionen a b n e h m e n d e r Bevölkerung u n d 
z u m anderen a u f g r u n d der im Verhältnis z u m E i n k o m m e n fü r einige soz ioökonomi-
schen G r u p p e n , insbesondere für viele junge Haushal te , a m gewünschten W o h n - u n d 
Arbei tsor t zu teuren W o h n u n g e n . O b w o h l regressiv, e rmögl ich te jedoch das u n g e w ö h n -
lich h o h e A u s m a ß der spanischen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g auch Beziehern relativ 
niedriger E i n k o m m e n der Erwerb u n d m a c h t e somit das W o h n e n zur Miete und dami t 
3749 Vgl. Krelle (1968), S. 378. 
3750 Vgl. Expertenkommission Wohnungspolitik (1995a), S. 52. 
3751 Vgl. Bach/Bartholmai (1996), S. 70 f, Tabelle 4. 
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auch die Möglichkeit der Gewinnerz ie lung aus Vermie tung u n d die Tendenz z u m Lob-
byismus mark tmäch t ige r Vermie te rgruppen in Richtung der Gewährung einer weit stär-
ker regressiv wi rkenden F ö r d e r u n g eines fü r brei te Schichten der Bevölkerung konzipier-
ten pr ivatwir tschaf t l ichen M i e t w o h n u n g s a n g e b o t s ext rem uninteressant . 
Das Beispiel der USA demons t r i e r t sehr eindrucksvoll , wie durch ein o rdnungspo l i -
tisch korrektes Zusammensp ie l von Markt u n d Staat in der Wohnungspol i t ik nicht n u r 
die statische u n d dynamische Allokationseffizienz verbesserbar ist, sondern auch vertei-
lungspoli t isch wünschenswer te Ergebnisse resultieren können . Indem der amer ikanische 
Staat im Kontext der Ü b e r w i n d u n g der Weltwirtschaftskrise das Marktversagen in der 
Kredital lokation bei der W o h n e i g e n t u m s f i n a n z i e r u n g fü r Haushal te mit durchschni t t -
l ichem E i n k o m m e n u n d wenig ode r ke inem Vermögen mithi l fe m a r k t k o n f o r m e r Ins t ru-
mente , d e m hoch spezialisierten, hoch regulierten und v o m allgemeinen Kapi talmarkt 
wei tgehend separierten Bürgschafts- u n d Evaluierungs- u n d Securizationsystem, kor-
rigierte u n d im Rahmen dessen Hausha l ten mi t n iedr igem E i n k o m m e n zusätzliche Un-
te rs tü tzung gewährte , schuf er die o rdnungspol i t i schen Rahmenbed ingungen für die 
Herausb i ldung eines eff izienten Massenmark tes fü r W o h n e i g e n t u m breiter Schichten 
der Bevölkerung mit e inem guten Preis-Leistungs-Verhältnis u n d dami t die Grund lage 
fü r die im in terna t ionalen Vergleich sehr gute Wohnungsve r so rgung der meisten ame-
r ikanischen Hausha l te u n d f ü r ein breites Qua l i t ä t s spek t rum in f ragment ie r ten Be-
s tandsmärk ten , das auch relativ jungen u n d weniger woh lhabenden Hausha l ten den 
Einstieg ins W o h n e i g e n t u m ermögl icht . In scharfem Kontrast dazu stehen die stark re-
gressiven Verte i lungswirkungen der steuerl ichen W o h n e i g e n t u m s f ö r d e r u n g u n d die 
k a u m vorhandene , äußers t ineffiziente u n d diskre t ionäre Subvent ionierung der Woh-
nungsversorgung a rmer Famil ien. 
Den mit Abs tand größten vertei lungspoli t ischen Erfolg in der Wohnungs - u n d Bo-
denpol i t ik hat Schweden vorzuweisen. Der W o h n s t a n d a r d ist einer der höchs ten , die 
Wohnungsve r so rgung der un te ren u n d mit t leren Einkommenssch ich ten wahrscheinl ich 
die beste Europas. In k a u m e inem Land verbesserte sich die Wohnqual i tä t so dramat i sch 
in so kurzer Zeit; die 1958 noch klar feststellbaren Unterschiede zwischen Mit te ls tands-
u n d Arbeitervierteln waren schon 1974 fast ve r schwunden und du rch einen der damals , 
im Hinbl ick auf Wohnf läche u n d Aussta t tung, im in ternat ionalen Vergleich höchs ten 
W o h n s t a n d a r d s fü r alle Bevölkerungsschichten ersetzt worden , von d e m a m meisten 
die Familien mit n iedr igem bis mi t t l e rem E i n k o m m e n in k o m m u n a l e n u n d genossen-
schaft l ichen Wohnan lagen prof i t ie r ten . Die soziale Differenzierung der Wohnvier te l ist 
eher subtil , soziale u n d e thnische Segregation u n d Armutsfa l len wurden wei tgehend ver-
mieden . Die W o h n f o r m e n w a h l erfolgt überwiegend en tsprechend der Lebenszykluspha-
se, der Eigenheimantei l liegt bei reichlich 40 %, der Anteil der handelbaren W o h n f o r m e n 
ist etwa genauso hoch wie in den USA, u n d r u n d 15 % des Bestands sind Zwe i twohnun-
gen. Von ausschlaggebender Bedeu tung fü r den außerordent l i chen vertei lungspoli t i-
schen Erfolg der schwedischen W o h n u n g s - u n d Bodenpol i t ik war u n d ist die nahezu 
perfekte Monopo lpos i t i on der K o m m u n e n auf d e m Baulandmark t , die es ihnen er laubt , 
das W o h n b a u l a n d erfolgreich von der Preisentwicklung auf d e m gewerblichen Boden-
mark t abzusch i rmen und in quasi per fek tem Einklang mit d e m lokalen W o h n r a u m b e -
darf zu ex t rem niedrigen Kosten, regelmäßig auf Pachtbasis, bereit zu stellen u n d effi-
zient da fü r zu sorgen, dass die Bodenwerts te igerungen durch Bebauung u n d 
wir tschaft l iche Entwicklung d e m Gemeinwesen u n d nicht einzelnen Wir tschaf tssubjek-
ten zufallen. 90 % der Nachkr iegsbauten w u r d e n auf k o m m u n a l e m G r u n d errichtet , u n d 
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noch heu te nu tzen r u n d 7 0 % der Neubau ten k o m m u n a l e s Land, was bewirkt , dass der 
Bodenkostenante i l 1997 im Mittel bei 1 5 % fü r Geschosswohnungen u n d 1 2 % f ü r Ein-
fami l ienhäuser lag.3732 Als verteilungspolit isch vor te i lhaf t erwiesen sich auch der Verzicht 
auf einen sozialen W o h n u n g s b a u für die ä rmeren Bevölkerungsschichten, das einheit l i-
che Mietsystem unte r der Mark t führe rschaf t des über d e m Durchschn i t t der Europäi -
schen U n i o n l iegenden öffentl ichen Sektors, die dezentrale Organ i sa t ionss t ruk tu r der 
W o h n u n g s - u n d Bodenpoli t ik bei zentraler F inanz ie rung u n d die g rößeren Wah lmög-
lichkeiten bei der W o h n f o r m durch den Versuch einer w o h n f o r m e n n e u t r a l e n Förder-
polit ik. 
7.6.6 Vergleich de r m a k r o ö k o n o m i s c h e n A u s w i r k u n g e n 
Wie die historische Betrachtung deut l ich zeigt, ist Wohnungspo l i t i k in erster Linie 
Wachs tumspol i t ik , in regionalpoli t ischer Bet rachtung S tandor tpo l i t ik , u n d dient in 
zweiter Linie k o n j u n k t u r - und beschäf t igungspol i t i schen Zielsetzungen, und die strate-
gischen Märkte , die es in geeigneter Weise zu regulieren u n d zu s teuern gilt, s ind die 
vorgelagerten Märk te fü r Urbanen Boden u n d f ü r Kapital. Dabei spielen natür l ich auch, 
aber nicht vorrangig, verteilungs- u n d sozialpolit ische Über legungen eine Rolle, d e n n 
eine nicht akzeptable Wohnungsverso rgung eines g rößeren Anteils der Bevölkerung 
birgt nicht n u r e n o r m e n polit ischen Sprengstoff , sonde rn ist auch mit erhebl ichen nega-
tiven externen Effekten für die gut versorgten G r u p p e n v e r b u n d e n , setzt Anreize zur Re-
d u k t i o n der Bi ldungsanst rengungen u n d senkt beträcht l ich die Rendi te des an e inem 
solchen S tandor t investierten Kapitals. G laubhaf t e Versuche einer Verbesserung h in-
gegen, wie es in besonders eindrucksvoller Weise die W i e d e r a u f b a u p h a s e in der Bundes-
republik Deutsch land , aber auch das Beispiel Schweden demons t r i e r t , e rhöhen die wir t -
schaft l iche Dynamik weit stärker, als es die zusätzl ichen wohnungswi r t schaf t l i chen 
Aktivitäten erforderl ich machen . 
In Deutsch land , wo bei extrem hoher sozialer Ungleichhei t in den Städten die W o h -
n u n g s p r o d u k t i o n bereits vor dem Ersten Weltkrieg weit h in te r d e m Bedarf zu rück blieb 
u n d seit d e m Ersten Weltkrieg bei f o r t d a u e r n d prekärer gesamtwir tschaf t l icher Lage u n d 
poli t ischer u n d sozialer Instabilität eine persistente, sich s tändig verschärfende Woh-
nungsknapphe i t herrschte, zumal im Bereich des Marktes fü r Kle inwohnungen , der fü r 
die Mehrhe i t der Bevölkerung von en tsche idender Bedeu tung war, er laubten die sozio-
ö k o n o m i s c h e n Folgen des verlorenen Krieges u n d der Weltwir tschaftskrise sowie die er-
neu ten Kriegsvorberei tungen keine effektiven, mi t posit iven Rückwi rkungen auf die Ge-
samtwir t schaf t ve rbundenen In tervent ionen in den wohnungswi r t scha f t l i chen Sektor. 
Erst als die Wohnungsve r so rgung angesichts der Verwüs tungen des Zweiten Weltkrieges 
u n d der Flücht l ingss t röme so prekär war u n d ihre Z u k u n f t so düs ter schien, dass der 
Staat im wohnungswir t schaf t l i chen Sektor zwangsläufig die Führungsrol le ü b e r n e h m e n 
musste , w u r d e du rch eine Verschränkung von Wir tschaf tspol i t ik u n d funkt ional is t i schen 
Städtebau ein kombin ie r tes Wohlfahrtsziel aus Wi r t s cha f t swachs tum u n d W o h n u n g s -
bautät igkei t angestrebt , bei d e m sozialer W o h n u n g s b a u f ü r Mit te lschichten, relativ h o h e 
Realmieten u n d großzügige Vermie tersubvent ionen lange Zeit ein vergleichsweise nied-
riges Lohnniveau u n d dami t den schnellen wir tschaf t l ichen Aufholprozess d u r c h h o h e 
3752 Vgl. Statistika Centralbyran (1999), S. 103 f. 
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Leis tungsbi lanzüberschüsse ermöglichten. Nach Ü b e r w i n d u n g der existentieller Woh-
nungsun te rve r so rgung orient ier te sich die deutsche Wohnungspol i t ik stark a m mark t -
wir tschaf t l ichen Paradigma und war vermutl ich die m a r k t k o n f o r m s t e Europas . Bei for t -
d a u e r n d e r W o h n u n g s n o t kam es zu einem kont inuier l ichen Anstieg des realen Werts der 
s teuerl ichen Vermietersubvent ionen bei stark rückläufigen Fertigstellungen. In wachsen-
d e m M a ß e w u r d e n Mie twohnungen vorrangig aus Steuerspargründen err ichtet und ent-
zogen sich dami t nicht n u r der öffentl ichen Kontrolle, sondern auch der Kontrolle des 
Marktes . Die steuerl ichen Vermietersubvent ionen sozialisierten einen beacht l ichen Teil 
der Folgen h o h e r Bau- u n d Bodenkosten in den wir tschaft l ich starken Regionen, förder-
ten kurzfr is t iges Denken mit destabilisierenden Wi rkungen auf die Märk te u n d e rhöhten 
die Zyklizität du rch prozyklische I n a n s p r u c h n a h m e , sodass die n u n m e h r auf t re tenden 
10-jährigen zyklischen Schwankungen von Wohnungsknapphe i t en u n d -Überschüssen 
stärker ausgeprägt waren als im p r imär marktwir tschaf t l ichen Wohnungswesen der 
USA. Die S u m m e der Aufwendungen für Wohnge ld u n d sozialen W o h n u n g s b a u ging 
real zurück , u n d in den Innens täd ten der größeren Industr iestädte, vielfach mit hohen 
Konzen t ra t ionen ausländischer Arbei tnehmer , kam es infolge der z u n e h m e n d e n Polari-
s ierung in Wir t schaf t u n d Gesellschaft zu einer gewichtigen ökonomischen u n d sozialen 
Depr iva t ion der Bewohner mit negativen Auswirkungen auf die Bildungsbetei l igung u n d 
das gesamtwir tschaf t l iche Wachs tum. O h n e dass die öffentl iche H a n d Eigentumsrechte 
erwarb, überschr i t t spätestens ab 1978 die S u m m e der für die Wohnungswi r t scha f t auf-
gewendeten steuerl ichen u n d nichtsteuerl ichen Objek t - u n d Subjektsubvent ionen die 
Kosten der Fertigstellungen von neuem W o h n r a u m , sodass es für die Allgemeinheit bil-
liger gewesen wäre, die e inkommensschwachen Hausha l te unmi t t e lba r umsons t mit 
W o h n r a u m zu versorgen. Da die meisten Erwerber von W o h n e i g e n t u m a u f g r u n d der in-
effizienten Bodenpol i t ik , der unterentwickel ten Wohnungsbauf inanz ie rungsa rch i t ek tu r 
sowie der Kapital is ierung der steuerlichen Vermietersubvent ionen einen im in te rna t iona-
len Vergleich h o h e n Eigenkapitalanteil fü r den Erwerb von W o h n e i g e n t u m einsetzen 
müssen , liegt das durchschni t t l iche Erwerberal ter jenseits der Lebenszyklusphase der Fa-
mi l i eng ründung , sodass, insbesondere in den Ballungsgebieten, die Hausha l t e au fg rund 
der perzipier ten Rat ionierung, des en tmut ig ten Verzichts auf Suchak t ionen auf d e m 
W o h n u n g s - u n d Kredi tmarkt , dazu tendieren, die Hausha l t sgröße d e m verfügbaren 
W o h n r a u m anzupassen. Die persistente Wohnungsun te rve r so rgung bewirkt ein aus-
geprägtes Ins ider -Outs ider -Problem, das die Mobil i tä t h e m m t und häuf ig zu Fernpen-
deln Anlass gibt. Der systembedingt wei tgehende Verzicht auf W o h n e i g e n t u m in den Bal-
lungsgebieten u n d ihrem Umland als Zielorten arbei tsplatzorient ier ter Migra t ionen , wo 
etwa 45 % der E inwohner leben und die W o h n e i g e n t u m s q u o t e n u r r u n d 20 % beträgt,3753 
beinhal te t den Verzicht auf die v o m Wohne igen tumse rwerb ausgehenden Wachs tums-
impulse . Der Versuch einer Regionalpolit ik mithi l fe wohnungswir t schaf t l i cher Subven-
t ionsanreize fü r die neuen Bundesländer birgt eine Zukunfts las t f ü r die nachfolgende 
Genera t ion , weil intergenerationell vorf inanzier ten Wohnungsbau le i s tungen zu Über -
invest i t ionen füh r t en , die den gegenwärtigen W o h n b e d a r f und den der Erben überstei-
gen, aber nicht zu den unterversorgten Schichten h indurchf i l te rn u n d gleichzeitig in al-
ternative, produkt iv i tä tsor ient ier te Zweige der Volkswirtschaft n ich t ausre ichend 
investiert wird . Nach den obigen Aus füh rungen erscheint es somit plausibel anzuneh-
3753 Vgl. Institut für Städtebau, Wohnungswesen und Bausparwesen (1999), zit. nach Nolte (2000), 
S. 175. 
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inen, dass in Deutsch land , mit Ausnahme der Phase des von der W o h n u n g s n o t s t imul ier -
ten Wiede rau fbaus u n d un te r Nichtberücks ich t igung der Entwicklung in der DDR, die 
eine systembedingt völlig anders geartete, den Rahmen dieser Arbeit sprengende Analyse 
e r forder t , von der W o h n u n g s - und Bodenpol i t ik eher w a c h s t u m s h e m m e n d e als wachs-
t u m s f ö r d e r n d e Impulse fü r die Gesamtwir t schaf t ausgingen. 
In Spanien spielte der W o h n u n g s b a u , als einer der bedeutends ten u n d dynamischs ten 
Wachs tumssek toren der Volkswirtschaft mi t beträcht l ichen Beschäftigungs- u n d Mul t i -
pl ikatoreffekten, be im wir tschaft l ichen Aufholprozess eine nicht zu un te r schä tzende 
Rolle. Erhebliche E i n n a h m e n wurden aus Gastarbei terr imessen und d u r c h die rasche 
Auswei tung des Fremdenverkehrs erzielt u n d von den Familien, gefördert d u r c h g roß-
zügige Subvent ionen, p r i m ä r in den Erwerb von Wohn immobi l i en zur Se lbs tnu tzung 
investiert, deren Er r i ch tung u n d Auss ta t tung Beschäft igung u n d E i n k o m m e n im In land 
schufen. 
In der zwischen 1932 u n d 1935 en twor fenen u n d in Ansätzen bereits realisierten 
w o h n u n g s - u n d bodenpol i t i schen Konzept ion Schwedens besaß die W o h n u n g s b a u f ö r -
d e r u n g als integraler Bestandteil des sich entwickelnden Wohlfahrtss taats neben sozial-
u n d beschäf t igungspol i t i schen Zielsetzungen einen wichtigen Stellenwert in der Wachs-
tumspol i t ik , z u m einen weil die Beschäftigten in den expandierenden Indus t r ien W o h n -
r a u m benöt ig ten u n d vor allem infolge der nicht akzeptablen Wohnungsve r so rgung u n d 
der exorbi tant h o h e n Mie ten die Gebur ten ra te massiv gefallen war, z u m anderen weil 
der W o h n u n g s b a u per se Wachs tums impul se auslöste u n d erwartet wurde , dass die effi-
zientere N u t z u n g k n a p p e r Ressourcen d u r c h die Ü b e r w i n d u n g der Mark tunvo l lkom-
menhe i t en seitens des Staates die gesamtwir tschaf t l iche Dynamik beträchtl ich e r h ö h e n 
würde . Das neu zu konzip ierende , umfassende , sektorspezifische Regulierungssytem bil-
dete, wie die h o h e n Invest i t ionen im Ausbi ldungs- , Verkehrs- und K o m m u n i k a t i o n s -
bereich, ein Element e iner auf die Förde rung der industriel len Entwicklung abzie lenden 
Inf ras t ruk turpo l i t ik u n d stellte niemals eine e rns thaf te Bedrohung für die in te rna t iona le 
Wettbewerbsfähigkei t des Landes dar. Im Gegenteil , nicht zuletzt, weil da nk wei tgehen-
der D e k o m m o d i f i z i e r u n g des wohnungswir t schaf t l i chen Sektors alle Schichten der Be-
vö lkerung quali tat iv hochwer t igen W o h n r a u m erhielten, Wohnsegregat ion vermieden 
w u r d e u n d der Bau von W o h n u n g e n zur r ichtigen Zeit, a m richtigen Or t u n d zu e inem 
Preis, den Indus t r iearbe i te r sich leisten k o n n t e n , erfolgte, entwickelte sich Schweden bei 
e n o r m steigenden Gebur t en ra t en unerwar te t schnell zu einer Volkswirtschaft mi t e inem 
der höchs ten realen P r o - K o p f - E i n k o m m e n der Welt, ext rem hohen Humankapi ta l inves -
t i t ionen, einer sehr h o h e n sozialen und räuml ichen Mobil i tä t und einer im Normalfa l l 
n iedr igen Arbei t s losenquote . Die intensive u n d dauerha f t e öffentl iche W o h n u n g s b a u -
f ö r d e r u n g schuf jedoch e inen nahezu risikolosen, daue rha f t en Absatzmarkt fü r die gro-
ßen Bauf i rmen , was zwar massiv die Zyklizität reduzierte , aber auch zu einer ex t rem h o -
hen hor izon ta len u n d vert ikalen Konzent ra t ion im Bausektor und vor allem in der nicht 
regulierten vorgelagerten Baustoff indust r ie füh r t e . 
In der wegen ihres riesigen Binnenmark t s wei tgehend geschlossenen Volkswirtschaft 
des t radi t ionel len Einwanderer landes USA, wo, im Gegensatz zu Europa, Facharbeiter , 
im Kontext des vergleichsweise hohen Real lohnniveaus, der Verfügbarkeit billigen Bau-
lands im U m l a n d sowie der rasanten Entwicklung subu rbane r Transpor tsys teme u n d 
der teilweisen Verlagerung von Betriebsstätten ins Umland , bereits u m die J a h r h u n d e r t -
wende d u r c h a u s in der Lage waren, W o h n e i g e n t u m zu erwerben, war der Massenwoh-
nungsbau nicht n u r eine Reaktion auf die s teigende Massenkaufkraf t u n d den steigen-
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den privaten Verbrauch, sonde rn ebenso sehr eine grundlegende Voraussetzung fü r das 
zug runde l iegende wir tschaf t l iche Wachs tum, denn private u n d öffentl iche Invest i t ionen 
in In f ra s t ruk tu r u n d s u b u r b a n e n W o h n u n g s b a u mit ihren hohen Mult ipl ikatoreffekten 
auf Konsum- u n d Inves t i t ionsgüter indust r ien schufen steigende Beschäft igungsniveaus 
u n d steigende Rea le inkommen u n d w u r d e n von ihnen al imentier t , zumal Bevölkerungs-
wachs tum u n d Beschäf t igungsver lagerung von der ländlichen Agra rp roduk t ion zur pri-
m ä r Urbanen Beschäf t igung in Indust r ie- und Diens t le i s tungsunternehmen z u s a m m e n 
trafen. So er langte n u r in den USA der in den dreißiger Jahren, im Vergleich zu anderen 
Aspekten der Wir t schaf t s - u n d Sozialpolitik, vernachlässigte wohnungswir t schaf t l i che 
Sektor prakt i sche poli t ische Bedeutung , weil der Z u s a m m e n b r u c h dieses Marktes in 
der Weltwir tschaftskr ise einen zentraler Bestandteil der größeren ökonomischen u n d so-
zialen Krise ausmach te , der große Teile der Mittelschicht tangierte, und seine Belebung 
einen wesent l ichen Beitrag z u m Abbau der Arbeitslosigkeit leisten konn te . Nach Rück-
kehr der gesamtwir tschaf t l ichen Dynamik nutz ten breite Schichten der Bevölkerung, 
un te r s tü tz t d u r c h die neu en t s t andene Wohnungsbauf inanz ie rungsarch i tek tur , eine m o -
bi l i tä t s fördernde , großzügige, steuerliche Förderung sowie andere indirekt begüns t igend 
wi rkende staatl iche M a ß n a h m e n wie insbesondere den forcierten Schnel ls t raßenbau, ei-
nen g roßen Teil ihres neu e rworbenen Wohls tands z u m Erwerb von Eigenheimen im 
U m l a n d der Ballungsgebiete, und noch heute geben Amer ikaner einen relativ g roßen , 
mi t z u n e h m e n d e m Wohls t and nicht s inkenden Teil ihres E i n k o m m e n s fü r das W o h n e n 
aus u n d verzichten, vor die Wahl gestellt, eher auf andere Konsumausgaben , als sich im 
W o h n e n e inzuschränken . Da W o h n u n g s b a u k o n j u n k t u r der Entwicklung der Realein-
k o m m e n folgt, ist ihre Zyklizität stark ausgeprägt. 
7.7 Ausb l ick auf d ie na t i ona l s t aa t l i che w o h n u n g s - u n d b o d e n p o l i t i s c h e Agenda 
in e ine r s ich z u n e h m e n d g loba l i s i e renden Welt 
Auch wenn die technischen Neuerungen , die die materiellen u n d immater ie l len Trans-
por t - , I n fo rma t ions - u n d Kommunika t ionskos ten massiv reduzieren, u n d die polit i-
schen Entsche idungen über eine Liberalisierung des Welthandels u n d eine Vert iefung 
der europä ischen Integrat ion ein Ausmaß an Globalis ierung schaffen, das in Breite, Tiefe 
u n d Geschwindigkei t der Verflechtung ein N o v u m in der Geschichte darstellt , so besitzt 
doch der Nat ionals taat gerade in der Wohnungspol i t ik , welche vielfältige Rückwi rkun-
gen auf die gesamtwir tschaf t l iche Verteilung, das wir tschaft l iche W a c h s t u m u n d die Fle-
xibilität der P roduk t ions fak to ren Arbeit , Boden und Kapital hat , noch i m m e r ein weit 
höheres A u s m a ß an A u t o n o m i e als in den meisten anderen Bereichen der Wir tschaf ts -
polit ik, das es gestalterisch sinnvoll zu nutzen gilt. Die noch junge, innovat ive Wissen-
schaftsdisziplin Immobi l i enökonomie , die explizit e inen ganzheit l ichen, interdiszipl inä-
ren Ansatz verfolgt, kann dazu beitragen, den Erkenntn iss tand in den vielen, n u r 
unzu re i chend erforschten Fragestellungen an der Schnittstelle zur Volkswirtschaftslehre, 
die mit z u n e h m e n d e r in ternat ionaler Verflechtung an Bedeu tung gewinnen werden , be-
trächt l ich zu erweitern und so die Entscheidungsbasis der Akteure en t sche idend zu ver-
bessern. Abzuwar ten bleibt, o b u n d wie im Zuge z u n e h m e n d e r wir tschaf t l icher u n d po-
litischer Verflechtungen die hochgradig p fadabhängigen Entwicklungs t rends des 
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